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wichtigiten Ereignifie 
europäilden Hfaatenfyfleme 


Jahre 1868. 


41. Januar. (Deutfhland — NRordd. Bund). Der König von Preußen erläßt 
einen neuen Mobilmahungsplan für das gefammte nordd. Bunbesheer, wo⸗ 
In dieg Mobilmachung von ihrem Beginn an binnen 11 Tagen vollendet 
ein muß. 

— „G(Deutſchland — Preußen) Nothſtand in Oſtpreußen: in einzelnen 
Theilen der Provinz herrſcht förmliche Hungersnoth und iſt bereits der Hunger⸗ 
typhus aufgetreten. 

„» „ (Defterreih- Ungarn: Oeſterreich). Die officielle Zeitung verkündet bie 
Ernennung des neuen parlamentariichen Minifteriums GisfrasHerbft. 

2. „ (Belgien). Das Minifterium reconftituirt fi unter dem Vorſitze bes 
Hrn. Froͤre-Orban. 

„ . (Holland). Kal. Erlaffe fielen die feit 1861 aufgehobenen Departements 

bes katholiſchen und proteftantifchen Cultus und Unterrichts wieder ber. 

„ (Bortugal). Neue Unruhen an verfchiedenen Orten gegen das neue 
Steuerfyftem. Volksbewegung in Liffabon. Das Minifterium gibt feine Ent: 
laſſung und wird durch ein Cabinet O'Avila erſetzt. 

„ (Sriedenland). England und Frankreich verlangen, daß Griechenland 
ſich nicht mehr in die candiotiichen Angelegenheiten miſche; Rußland führt 
bagegen noch allwöchentlich Griechenland Hunderte von candiotijchen Flücht⸗ 
lingen zu. 

3 „ (Deutfhland — Nordd. Bund). Die Commiffion zur Ausarbeitung 

eines gemeinfamen Givilprogeßentiwurfs conftituirt fi unter bem Vorfit des 
Bundeskanzlers. 

„„(Ggolland). Der König löst neuerdings die zweite Kammer auf. 

„» » (Griedenland) Bildung eines Uebergangsminifteriums Moraitint. 

4 „ (England). General Napier übernimmt in ber Annesleybai den Ober: 

befehl der Expedition gegen Abyifinien. 

5. „ (Deutfäland — Lollverein). Eintritt Lauenburgs, indem ber König 

von Preußen die Gefebgebung bes Zollvereins in dem Ländchen einführt. 

6. » (Stalien). Das Cabinet reconftruirt fich wieder unter dem Vorſitze Me⸗ 

nabrea’s. 

7. „» (Deutihland — Preußen) Wieberzufammentritt des Landtags. 

8 (Deutfhland — Preußen). Der Landtag nimmt ben Declarations⸗ 
antrag Lasker's bez. Art. 84 der Verfaſſung (Nebefreiheit der Abgeordneten) 
in zweiter Lefung neuerdings mit 174 gegen 134 Stimmen an. 

„ (Rom). Die Franzofen, bisher in Civitavecchia concentrirt, breiten fich 
wieber über ben Kirchenftaat, Rom ausgenommen, aus. 

„ (Defterreihsiingarn: Ungarn). Eröffnung bes croatifhen Landtags. 
Ein k. Refeript fordert ihn zur Wiederaufnahme ber Unterhandlungen mit 
Ungarn auf. | 
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Allgemeine Chronik. 


San. (Türkei — Rumänien). Es bilden fih Banden zum Einfall in Yul- 
garten, England und Frankreich remonftriven energiih. Die Banden löfen 
fih wieder auf und der Minifter Bratiano läugnet in ber Kammer die That: 
fache überhaupt. Die Kammer ertheilt ihm ein Vertrauensvotum. 

„ (Zürtei). Der Großvezier Aali Paſcha wird von feiner außerorbentlichen 
Million nah Candia abberufen. Diefelbe Tann nur als halb gelungen bes 
zeichnet werben. 

» (Preußen und Dänemark). Wiederaufnahme ber Unterhandlungen über 
die Abtretung nordſchleswigſcher Diftrifte. 

„ ($ranfreid). Gefebgeb. Körper: Debatte über die Armeereform. Die 
Majorität beharrt zum vierten Mal darauf, bie Stellvertretung für die mo= 
bile Nationalgarde auszufchließen. 

„EFrankreich). Geſetzgeb. Körper: Schluß ber Debatte über die Armeereform. 
Der Gejeßentwurf wird als Ganzes mit 199 gegen 60 Stimmen angenommen. 

„» (Belgien). Die Deputirten- Kammer genehmigt das neue Militärgefeg, 
das das jährliche Gontingent von 10 auf 12,000 Mann erhöht, mit 69 
gegen 39 Stimmen. | 

„ (Bortugal). Die Eortes, deren Majorität nicht geneigt ſcheint, ihr vor⸗ 
jähriges Werk felber wieder zu zerftören, werben aufgelöst. 

„ (Berein. Staaten). Der Senat befchließt bie Wiedereinfegung bes vom 
Präſidenten abgelegten Kriegsminifters Stanton. Grant weicht dem Beſchluß 
gegen ben Wunfch des Präfidenten ohne Widerjtand. 

„ (Deutfhland — Preußen) Abg.:Haus: Allgemeine Debatte über 
eine Neorganifation ber alten und neuen Provinzen nah bem Princip ber 
Selbfiverwaltung. J 

- (Rußland). Den polniſchen und katholiſchen Gutsbeſitzern in ben ſog. 
weſtlichen Gouvernements wird neuerdings eine außerordentliche Contribution 
von 10 Proc. des Bruttoertrages ihrer Güter aufgelegt. 


„OGOGeutſchland — Badeny. Beide Kammern erkläaͤren ſich faſt einſtimmig 


für bürgerliche Standesbeamtung und Einführung der obligatoriſchen Civilehe. 
„ (Deutfhland — Württemberg). Die II. Kammer lehnt die von ber 
demofratifchen Partei beantragte Enbloc-Verwerfung bes von ber Regierung 
vorgelegten neuen Wehrgefetes mit 47 gegen 41 Stimmen ab. . 
„ (Oefterreih- Ungarn). Der Neichsfriegsminifter John wird duch Kuhn 


erſetzt. 
» (Defterreichslingarm). Erſter Zuſammentritt ber beiden Delegationen in 


ien. 

„» (Stalien). II. Kammer: Der Finanzminifter Cambray⸗Digny Iegt ihr ein 
umfaffendes Erpofe über die Finanzlage bes Landes und bie Tugunt des 

Deficiis vor, wozu er eine Reihe von Vorlagen, in erſter Linie eine ſolche 

über Einführung der Mabhlfteuer, in Ausficht ftellt. 

(Deutfhland — Baden). Die II. Kammer Iehnt bei Berathung bes 
neuen Wehrgefeßes den Antrag, bie jährliche Refrutenaushebung auf % Proc. 
ber Bendlferung und bie Präfenzzeit unter ber Fahne auf 2 Sabre zu be: 
ſchränken, mit allen gegen 8 Stimmen ab und beſchließt 1 Proc. Aushebung 
und Zjährige Präfenzzeit, doch nur bis Ende 1869. 

„ (DefterreiheUngarn: Oeflerreih). Die Czechen in Prag bemonftriren 
gegen den neuen Juſtizminiſter Herbſt. 

-» (Solland). Die Neuwahlen zur zweiten Kammer ergeben eine Feine Mehr⸗ 
heit zu Gunften ber Liberalen. | 

» (Deutiäland — Preußen). Die bannoverfhen Flüchtlinge (Welfen⸗ 

legion) verlaffen die Schweiz wieber und wenden fi nad) Frankreich. 

(Deutſchland — Bayern). Beide Kammern haben ſich über das neue 
Wehrgeſetz geeinigt, dasſelbe ſetzt 1 Proc. für bie jährliche Aushebung und 
eine einhrise (bloß nominell 3jährige) Bräfenzzeit feft und zwar erfleres bis 

Ende 1871, 


‘ 
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24. San. (Italien) verfucht fih durch Vermittlung Frankreichs wenigitens über 
einen modus vivendi mit Rom zu einigen. Rom gebt nicht darauf ein. 

26. „ (Schweiz). Das Volk des Kantons Zürich beſchließt in allgemeiner Ab⸗ 
fimmung mit ca. 50 gegen ca. 7000 Stimmen, daß bie Verfaflung revi⸗ 
dirt werden folle und zwar, mit ca. 47 gegen ca. 10,000 Stimmen, durch 
das Mittel eines Verfaffungsrathes. Das bisher herrſchende Syſtem ift da⸗ 
mit befinitiv gefallen. 

27. „ 1Deutidhland — Zollverein). Abſchluß einer Uebereinkunft mit Frank⸗ 
rei, welche den Eintritt Medienburgs in den Zollverein und zugleich ben 
Abſchluß eines Handelsvertrags mit Defterreich ermöglicht. 

283 „ (Defterreihe:Ungarn: Ungarn). Der croatifche Landtag zeigt fich bei 
ber Adßredebatte geneigt, ben Begehren Ungarns zu entiprechen. 

29. „ (Deutfhland — Württemberg). Die II. Kammer genehmigt bas neue 

Wehrgefeb mit 50 gegen 40 Stimmen, basfelbe jet ben Friedenspräfenzitand 

nur auf X Broc. ber Bevölkerung und die Präfenzzeit unter der Fahne nur 

auf 2 Jahre an. 

(Sranfreih). Der gejeggeb. Körper nimmt endlid, die Beratbung bes 
Preßgeſetzes in Angriff. Der chauviniſtiſche Klub der ſog. Arkadier beichlieht, 
es zu veriverfen. 

31. „ (Dänemark). Verkauf ber beiden weſtindiſchen Inſeln S. Thomas und 
©. Juan an die Verein. Staaten. Der Senat ber Union macht indeß Ans 
fände, ben Vertrag zu genehmigen. 

—  ,„ (Deutfhland — Nordd, Bund). Sämmiliche preuß. Gefandte im Aus: 

land find nunmehr zugleich auch al8 Vertreter des nordd. Bundes beglaubigt. 

„ (Ruremburg). Die franzöfifhe Oftbahn unterhandelt wegen Uebernahine 

der jog. Wilhelmsbahn als erſten Echritt für die Uebernahme ſämmtlicher 

Eijenbahnen bes Ländchens. 


1. Februar. (Deutfhland — Preußen). Tas Abg.: Haus genehmigt die von 
ber Regierung mit dem Erfönig von Hannover und dem Erberzog von Naſſau 
geichloffenen Abfindungsverträge mit 254 gegen 113 Stimmen. 

„» « (Defterreih:Ungarn: Oefterreih). Das nene Minifterium enthebt den 
clerical gefinnten Statthalter von Tyrol, v. Toggenburg, feiner Functionen. 

— „GSeſterreich⸗ Ungarn: Defterreih). Die Bilchöfe erlafjen heſtige Hirten= 
briefe gegen die beabfichtigten confelfionellen Geſetze. 
— „ (Defterreids:ingarn: Ungarn). Das neue ungarische Anlehen gelingt 
in Paris nur theilweife. 
—  ,„ ($ranfreid). Furdtbare Hungersnoth in Algier, namentlich unter ber 
arabifhen Bevölkerung. 

4 „ (Frankreich). Nah längerem Schwanken entſchließt fi) ber Kaifer, das 
Trepgefeg von ber ergebenen Majorität des gefetgeb. Körpers votiren zu 
Tafien. Der entjheidende Paragraph 1 wird nunmehr mit 215 gegen 7 
Stimme angenommen. 

5 „ (Frankreich). Wie immer nad einer großen Entſcheidung macht ber 
Kailer einen Spazierritt durch die volfreichften Quartiere von Paris. 

6. „ (Deutichland — Preußen). Das Abg.-Haus genehmigt nach breitägiger 
Debatte ben von ber Regierung geforberten Provinzialfonds für Hannover 
nur mit 197 gegen 192 Stimmen. Lebhafte Verfiimmung zwiſchen Bismard 
und ber feudalen Partei. Bismard nimmt Urlaub und erfcheint nicht mehr 
in ber Sammer. 

„ » (Spanien). Der Papft überfendet ber Königin die geweihte goldene Roſe. 

7%. „ (Griechenland). Das Minifterium Moraitini weicht einem Minifterium 
Bulgaris, dem der König die Auflöfung ber Kammer zugefteht. 

„ (Deutfhland — Nordd. Bund). Der gemeinfame Landtag von Cos 
Burg= Gotha lehnt ben Antrag der Regierung auf vollftändige Union beider 
Ländchen ab. 
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8. Febr. (Teutfhland — Baben). Beide Kammern einigen ſich über die 
bisher zwijchen ihnen noch obwaltenden Differenzen über ein neues Schul: 
gefeß, ein neues Preßgeſetz und ein Minifterverantwortlichkeitsgefeß. 

„ (DOefterreih:Ungarn: Ungarn). Erfter Eingriff der. Peſther Regierung 
in bie bisherigen Privilegien ber fiebenbürgiichen Sachſen. 

9, „ (Brankreih). Ber geleßgeb. Körper beendigt feine Verhandlungen über 
das Preßgeſetz, das als Ganzes mit allen gegen 1 Stimme (Berryer) anges 
nommen wird. 

„ . (Schweiz) Ter Er. Rath von Freiburg befchließt mit 51 gegen 34 
Stimmen, bie bereits abgeſchaffte Todesftrafe wieder einzuführen. 

10. „ (Deutfhland — Bayern). Wahlen zum erften Zollparlament: Sieg ber 
particularijtifch = clericalen Partei (mit 26 Wahlen gegen 9 der Mittelpartei, 
12 der Fortichrittspartei und 1 großdeutfhen Demofraten). 

» (Defterreih:Ungarn: Defterreih). Der Reicherath tritt wieder zuſam⸗ 
men, das neue Minifterium ftellt ſich ihm vor. 

„ (Teutfhland — Württemberg). Lie II. Kammer beidließt, von 
den Zorlagen bez. Verfaffungsreform nur das Wahlgefeß in Behandlung zu 
nehmen und für das Uebrige die Regierung um neue geeignete Vorlagen zu 
erfuchen. Annahme des neuen Wahlgefeges mit allen gegen 1 Stinme. 

12. „ (Deutſchland — Baden). Die IL Kammer genehmigt das Militär: 
budget für 1868—69 mit fait 2 Mill. mehr als bisher. — Neubildung des 
Ministeriums unter dem Vorfige des Stantsraths Jolly; der bisherige Kriegs: 
minifter und der bisherige Juftizminifter erhalten ihre Entlaffung, ohne vor⸗ 
erft erfekt zu werben. 

13. „ (Defterreihe:Ungarn). Der NReichsfanzler vemonftrirt gegen die Um⸗ 
triebe des Melfenhofes in Hieking. 

„» » (Stalien). Der Staaterath eniſcheidet fih doch für Zahlung ber päpft- 
lihen Schuld troß ber thatſächlichen Euspenfion der September: Convention. 

14. „ (Deutfhland — Baben). Die II. Kammer genehmigt die Erhöhung 
ber Steuern und das darauf bafirte Finanzgefek. 

15. „ (Deutfhland — Preußen). Tas Herrenhaus lehnt den vom Abg.-Haufe 
angenommenen Lasfer’jchen Declarationsantrag zu Art. 84 der Berfafjung 
(Redefreiheit ber Abgeordneten) mit allen gegen 14 Stimmen ab. 

— , Rußland). Tie Einführung der ruffiihen Sprache in den Kirchen und 
Schulen und im amtlihen Verkehr der griechiſch- unirten Diöcefe Chelm 
(Tolen) wird als durchgeführt betrachtet. 

18, „ 1Deutfhland). Ter Erfönig von Hannover feiert in Hießing feine filberne 
Hochzeit in bemonftrativer Weife gegen Preußen und ſpricht in einem Toaft 
feine Hofinung auf baldige Rückkehr ins MWelfenreich aus, 

18. „ (Deutihland — Preußen) Das Herrenhaus will e8 doch nicht zu 
einem völligen Brudye mit Bismard treiben und genehmigt den bannover’s 
Ihen Provinzialfonds mit 127 gegen 14 Stimmen. 

„ (England). Lorb Ruſſel fpricht fi in einem offenen Briefe für To: 
tirung ber katholiſchen und proteftantiichen Kirchen Irlands auf Koften ber 
Staatsfirhe, Stuart Mil für eine fehr radicale Löſung ber iriſchen Land⸗ 
frage aus. 

19. „ Deutidland — Württemberg) Die II. Kammer genehmigt das 

Budget für die nächflen 3 Jahre mit einer Steuererhöhung von 10 (ftatt 50) 

rocent. 

„ekhrfei) fordert von Griechenland, daß e8 ber Rückkehr ber geflüchteten 
candiotiihen Familien Fein Hinberniß in den Weg lege.. 

21. „ (Berein. Staaten). Präfident Zohnfon decretirt neuerdings bie Abjegung 
bes Kriegsminifters Stanton. 

22. „ (Beutihland — Nordd. Bund). Abſchluß eines Naturalifations-Bers 
trages mit ben Verein. Staaten. Die ſüddeutſchen Staaten folgen dem Bei⸗ 
fpiel Halb mit ähnlichen Verträgen. 


11. 
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22. Febr. (Deutihland — Baben). Wahlen zum erfien Zollparlament: acht 
Nationalliberale, fünf Elerieale, ein Großdeutſcher. 

„ (Rußland). In den höheren Unterrichtsanftalten Polens wird auf Tail. 
Befehl großen Theils die rujfilche ftatt der bisherigen polnijchen oder beutjchen 
Sprache als Unterrichtsiprache eingeführt. | 
»  . (Berein. Staaten). Das "Repräfentantenhaus befchließt nunmehr mit 

126 gegen 47 Stimmen bie fürmliche Anflage bes Präjidenten. 

23. „ (Deutſchland — Baden). Ter preußifhe General v. Beyer wird zum 
Kriegsminifter ernannt. 

25. „ (England). Graf Derby tritt als Premier zurück und wirb durch Disraeli 


erſetzt. 

26. „ (Deutſchland). Der Ausſchuß des beutichen Handelstages regt bei ben 
füdd. Regierungen bie Ausdehnung der Gompetenz bes Zollparlaments an. 

28 „ (Frankreich). Prinz Napoleon geht zu längerem Beſuche nach Berlin, 
um fi) mit eigenen Augen von ben Zuftänden in Nordbeutfchland zu über: 
zeugen. " 

29. „ (Deutihland — Preußen). Schluß des Landtags. 

„. Rubland). Ein kaiſ. Ukas löst auch die Commiſſion des Innern für 
Polen auf. Die ganze Verwaltung des chemaligen Königreichs wird jet von 
Petersburg aus geleitet und Polen muß thatſächlich als in Rußland aufs 
gegangen betrachtet werben. Nur ber Name bleibt und auch ber nur nad) Außen. 


2. März. (Deutihland — Zollverein). Erfter Zujammentritt des Zoll: 
bundesrathes unter dem Vorſitz bes nordd. Bundeskanzlers. 

3. (Deutfhland — Preußen). Der offiz. Staatsanzeiger veröffentlicht die 
vom Landtage genehmigten Abfindungsverträge mit den Sriürften von Hans 
nover und Naffan und zugleich eine k. Verordnung, welche denjenigen mit 
dem Exkönig von Hannover fuspenbdirt und fein Vermögen mit Beichlag belegt. 

4 „ (Oefterreih-Iingarn). Der Admiral Tegethoff wird zum Oberbefehlshaber 
ber Marine und zum Chef der Marinefection bes Kriegsminifteriums ernannt. 

„ (Schweiz). Ber Er. Rath von Bern beftätigt mit 134 gegen 50 Stimmen 
feinen Beſchluß, ber die Mitglieder religiöfer Orden vom öffentlichen Unterricht 
ausſchließt. Der Nuntius proteftirt. 

»„ (Berein. Staaten). Der Senat conftituirt fi) als Staatsgerichtshof unter 
dem Oberrichter Chafe und ladet den Präfidenten auf ben 13. d. M. vor 
feine Schranken. 

» (England). Gine Debatte bes Unterhaufes über die Alabamafrage legt 
den eingetretenen Umfhwung ber Anſchauungen über das Verbältnig zu den 
Berein. Staaten während bed VBürgerfriegs deutlich zu Tage. 

„ (Schweiz). Der Bundesrath befchließt definitiv die Einführung bes Vetterlis 
Repetirgewehres in der ſchweiz. Armee. 

C(Deutſchland — Bayern). II. Kammer: Die Regierung wirb über bie 
im ganzen Lande im Gang befindliche heftige Agitation des Elerus gegen ben 
neuen Schulgefegentwurf interpellitt. 

„ (DefterreiheUngarn: Oeſterreich). Tie Regierung entfernt endlich die 
Jeſuiten aus ihrer gelegmibrigen Stellung an einer Anzahl von Gymnafien. 

„ (Zurlei). Der Sultan organifirt den Staatsrath und Öffnet ben Zutritt 
zu demjelben gleihmäßig Chriften und Mufelnanen. 

„» (Deutiglaud — Zollverein) Abſchluß des Handelsvertrags mit 
Defterreich. 

. (Defterreih:ingarn: Oefterreih). Ser Biſchof Rudigier von Linz 
fündigt ber Regierung ziemlich unverblümt den Gehorfam auf. 

»„ (tranfreid). Unruhen in Touloufe gegen das neue Militärgefeb. 

„ (Danemart) lehnt die Vorſchläge Preußens bez. MWieberabtretung eines 
Theils von Schleswig als nicht genügend ab, worauf die Unterhandlungen 
wieder völlig ins Stoden gerathen. | 
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10. März. (England). Unterhaus: Vorläufige Debatte über Irland. Gladſtone 
erfennt, daß bier ber Hebel zu fuchen ift gegen bie Taryregierung. 

13. „ (Rom). Ber Papfi ernennt 2. Bonaparte, ein Glied ber Tail. Familie 
von Franfreih, zum Cardinal. 

(Berein. Staaten). Beginn ber Prozeßverhandlungen gegen ben Prä: 
fidenten Sobnfon vor dem Senat. Das Repräſentantenhaus hat die Anklage 
in zehn Punkten formulirt. 

14. „ (Stalien). Die II. Kammer gibt mit 213 gegen 103 Stimmen bie Mahl: 
fteuer wenigftens im Principe zu. 

»  » (Türkei — Rumänien). Der Präjident und 30 andere Mitglieder ber 
Kammer beantragen ein Geſetz gegen die Juden, das an Unbuldfamfeit alles 
bisherige übertrifit. 

15. „ (Schweiz) Das Volk bes Kantons Neuenburg Tehnt eine ibm vom Gr. 
Rathe vorgefchlagene Revifion der Berfaffung mit großer Mebrheit ab. 

19, „ (Schweiz). Das Volt des Cantons Thurgau beſchließt bei allgemeiner 
Abjtimmung mit ca. 11 gegen ca. 2000 Stimmen bie Revifion der Ver: 
fafjung durch einen Berfafjungsrath. 

20. „ (England). Unterhaus: Gladſtone kündigt bereits feinen Antrag gegen 
bie iriihe Etaatsfirhe an. 

21 „ (Oeſterreich ˖ Ungarn: Oefterreih). Herrenhaus: Schluß ber Debatten über 
das Chegeieß. Große Aufregung. Die Anträge auf Vertagung und auf 
Unterbandlungen mit Rom werben verworfen. 

22, „ GFrankreich). Unruben in Bordeaur gegen das neue Militärgefeb. 

(Schweiz) Die Wahlen zum Verfaffungsrathe ergeben ca. zwei Britt: 

theile Demofraten gegen ein Drittheil Liberale. 

23. „ (Deutſchland — Nordd. Bund). Eröffnung des Reichstags. 

„ » (Oefterreid: Ungarn: Defterreih). Das Herrenhaus nimmt das Chegefeß 
nach den Beichlüflen des Abg.-Hauſes mit unmefentlihen Mobdiflcationen au. 

"u aa). Unterhaus: Gladſtone ſtellt feinen Antrag gegen die irijche 
Staatskirche. 

24., (Deutſchland — Württemberg). Wahlen zum erſten Zollparlament. 
Allianz ber Negierungepartei mit ben Demokraten gegen bie Nationalliberalen, 
die (ca. X aller Wähler zählen) von ber Vertretung ganz ausgejchloffen wird. 

„ tOÖeiterreich -Ungarn:; Defterreih). Das Minifterium madt bein Abg.⸗ 
Haus feine Vorlagen behufs Befeitigung bes Deficits. Dieſelben gehen an 
eine Commilfion, die in ihrer Mehrheit mit ihnen nicht einverftanden if. 

„ (Defterreich:lingarn). Schluß ber erften Seſſion der Delegationen nad) 
Annahme des erften gemeinfamen Budgets für 1868. 

25. „ (FIrankreich). Der gefetgeb. Körper nimmt auch das neue,. übrigens fehr 

beſchränkte Verfammlungsgejeß ale Ganzes mit 209 gegen 22 Stimmen an. 

26. „ (Schweden). Eine k. Votſchaft zeigt bem Neichstage an, baß die in ber 
Thronrede angefündigte Neorganifation der Armee in diefer Seſſion nicht 
mehr werbe eingebradt werden. 


2 


31. „ (Deutſchland — Helfen). Wahlen zum erften Zollparlament: ſämmt⸗ 
lihe 6 Abgeordnete gehören ber nationalliberalen Partei an. 
„ » (Defterreih: Ungarn: Oefterreih). -Das Herrenhaus nimmt auch das 


Schulgeſetz nach den Beſchlüſſen des Abg.:Haufes mit unwefentlihen Mobifi: 
cationen an. 


4. April. (Defterreih:Ungarn: DOcfterreih). Der Reichsrath genehmigt ein 
Geſetz bez. Reorganifation der politifhen Verwaltung. 

3. „ (Deutihland — Nordd. Bunb). Der Reichstag nimmt mit 119 gegen 
65 Stimmen einen Antrag Laster’s an, ber die Nedefreiheit der Mitglieder 
fämmtliher Landtage und Kammern im ganzen Umfange bes Bundes ſichern 
fol. Zufage Bismards bez. Preußen. (Der Bundesrath verfagt dem Beſchluß 
feine Zuflimmung.) 
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3. April. (Deutfchland — Heſſen). Differenzen mit Preußen über die Ausführung 
ber Militärconvention. 

„  » (OÖefterreid-Ingarn: Defterreih). Das Abg.-Haus genehmigt auch das 
dritte der confeffionellen Gefete, bez. die interconfeffionellen Verhältniſſe. 

„ . (England). Das Unterhaus geftattet die Einbringung ber Gladſtone'ſchen 
Refolntionen gegen bie irifche Staatsfircdhe mit 328 gegen 272 Stimmen und 
verwirft einen VBermittlungsantrag Stanley’s mit 330 gegen 270 Stimmen. 

„„ (Griechenland). Neuwahl der Kammer: Bulgaris bringt durd alle mög⸗ 
lichen Mittel eine in der Majorität ihm unbedingt ergebene Kammer zu Stande. 

6. „ (Zürkei — Rumänien). Neue Jubenverfolgungen im Biftrifte Bafen. 
Bratiano leugnet es dem öfterr. Generalconful gegenüber Fed ab. Er wird 
der Lüge überführt. Fürſt Karl gebt felbjt nach Bakeu. Oeſterreich erhält 
einige Genugthuung. Bratiano muß das Portefeuille des Innern abgeben, 
behält aber das der Finanzen. 

9 „ (Deutfhland — Bayern). Der Minifter des Innern fieht fi zu 
einem energifchen Runbdfchreiben genöthigt, um den Widerftand ultramontaner 
Beamten gegen bie Regierung zu brechen. 

10. „ (Deutfhland — Bayern). Die I Kammer ernennt ben Biſchof Dinkel 
zum Referenten, ben Prüf. des Oberconfiftoriums Harleß zum Correferenten 
über ben Schulgeleßentwurf der Regierung. Das Schidfal besjelben im 
Reichsrath kann demnach nicht mehr zweifelhaft fein. 

„ (England). Die Engländer unter General Napier find in Abyſſinien bis 
vor Magdala vorgedrungen. 

13. „ (England). Die Engländer erſtürmen Magdala; ber Negus Theodor gibt 

fich felbft den Tob. 

14. „ (Deutfhland — Heflen) gibt in ber Differenz mit Preußen über bie 
Militärconvention volftändig nad). 

35. „ (DefterreihsUingarn). Beginn der Unterhandlungen des Reichskriegs— 
minifters mit Ungarn über ein neues Wehrgeſetz. 

„»  e (Bortugad). Eröffnung der neuen Cortes, Die Neumablen find zu 
Gunften des Minifteriums ausgefallen. Tas Land bleibt troßdem unruhig. 

417. „ (England). Die Engländer zerftören Magdala und treten den Rüdzug an. 

20. „ (Deutſchland). Unterhbandlungen zwifchen beim nordd. Bunde und ſämmt— 
lihen fübd. Staaten über die Ausdehnung der im nordd. Bunde eingeführten 
Freizügigkeit auch auf bie leßteren. 

21. „ (BDeutihland — Nordd. Bund). Der Neihstag fügt mit 131 gegen 
4114 Stimmen in ben Geſetzentwurf bez. des Bundesſchuldenweſens wiederum 
das Berantwortlichfeitsprincip ein. Der Bundeskanzler zieht fofort das Geſetz 
zurüd und ſiſtirt den größten Theil ber im Gange befindlichen Marinearbeiten. 

„nn (Deutfhland — Baden) beruft preuß. Offiziere, um die Landwehr wie 

in Preußen und dem nordd. Bunde zu organifiren. 

„ (Kuremburg). Franzöſiſche Umtriebe für eine Annerion des Ländchens. 
23. „ (Spanien). Der Minifterpräfident Marſchall Narvaez ftirbt unerwartet. 
Gonzalez Bravo tritt an feine Stelle. Ahnung kommender Greigniffe. 

24. „ (Öefterreidh:lingarn). Unterbandlungen zwilchen dem Neichsfriegsminiiter 
und Ungarn über ein neues Wehrgeſetz. Die Anſchauungen beider geben noch 
ziemlich weit auseinander. . 

26. „ (Stalien). Bermählung bes Kronprinzen mit feiner Coufine Margharita. 
Es finden fih dazu ber Kronprinz von Preußen und Prinz Napoleon ein. 
Der erftere wird von ber Bevölkerung überall in dbemonftrativer Weife gefeiert, 
ber leßtere dießmal kaum beachtet. 

„ (Schweiz). Die Landgemeinde des Cantons Appenzell J. Rh. beichließt 
eine Revifion ber Verfaſſung durch einen VBerfaffungsrath. 

„ (BDeutihland — Zollverein). Gröffnung des erften Zollparlaments. 
Thronrede bes Königs von Preußen (gemeinfame nationale Snterefjen, zumal 
gegenüber bem Ausland). j 


= 


N 


2 


28 


18 


Algemeine Chronik, 


27. Aprit. (Deutfhland — Bayern). Die II. Kammer feht durch das Budget 
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bie Präfenz des Militärs unter ber Fahne thatſächlich auf 1% Jahre herab. 
(Soland). Die II. Kammer verwirft das Budget des Minifteriums des 

Auswärtigen wit 37 gegen 35 Stimmen. Das Minifterium gibt nunmehr 

feine Entlaffung ein. 

(Deutfchland — Nordd. Bund). Finanzielle Gründe bewegen bie preuß. 
Megierung zu einer nicht unwefentlihen Verminderung ber Friedenspräfenz- 
ſtärke des Bundesheers durdy ftarfe Beurlaubungen. 

„ (Deutfhland — Zollverein). Zollparlament: Die Mehrheit der fübbeut: 
ſchen Abgeordneten, 57 Mitglieder (Elericale, Barticularijten und Demofraten), 
conftituiren ſich als ſüdd. Fraction, um jeder Ausdehnung ber Competenz 
des Bollparlaments und überhaupt jede weitere Ausdehnung des Einfluffes 
Preußens und bes nordd. Bundes auf bie ſüdd. Staaten abzuwehren. 

„ (England). Unterhaus: Die erite der Gladſtone'ſchen Reſolutionen wird 
mit 333 gegen 265 Stimmen angenommen. Wisraeli ſteht vor ber Alter: 
native eines Rücktritts oder einer Auflöfung des Parlaments, 
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. Mai. (Rußland). Wiederausbruch ber Feindſeligkeiten mit dem Emir von 


Bochara. 

(Schweiz). Die Unterhandlungen mit dem deutſchen Zollverein über den 
Abſchluß eines Zolls und Handelsvertrages ſcheitern. 

„ (Deutfhland — Bayern). Die II. Kammer genehmigt das Budget 

für 1868,69 ohne alle Stenererböhung. 

(Deutfhland — Preußen). Eine kgl. Gabinetsordre fichert den han⸗ 
noverfchen Flüchtlingen in Frankreich (MWelfenlegion) ftraffreie Rückkehr in 
die Heimat bis zum 1. Juli db. J. zu. Ein Theil derfelben macht bavon 
Gebrauch, die Mehrbeit- beharrt jedoch. 

» (Defterreih-Ungarn). Der Reihsfriegsminifter hat ſich mit ber ungari- 
hen Regierung über das neue Wehrgefeß geeinigt: die Einheit der activen 
Armee bleibt unangetaftet, dagegen ſoll Ungarn eine nationale Landwehr er⸗ 
halten. 

„ (England). Das Minifterium Disraeli will weder zurüdtreten noch das 
Parlament auflöfen, fondern bleiben, bis nad) ber neuen Parlamentsreform 
gewählt werden Tann. 

„ (Frankreih). Das Pariſer Handelstribunal verurtheilt die Pereires in 
ber Klagefache der Actionäre des Credit mobilier zu Schadenerjag. 

„ (Defterreih-Ungarn: Defterreih). Das Subcomité des Budgetausſchuſſes 
des Abg.-Hauſes verwirft bie Vermögensſteuer und will den Staatsgläubigern 
eine Steuer von 20 Proc. auflegen. 

„ (Deutfchland — Zollverein). Zollparlament: Die fübb. Nationalliberalen 
tragen auf eine Antwortsabreffe an ben König von Preußen an, bie fübbd, 
Fraction opponirt aufs entichiebenfte dagegen, die Mehrheit fucht einen Bruch 
zu vermeiden und geht mit 186 gegen 150 Stimmen zur einfachen Tages⸗ 
orbnung über. 

„ (England). Das Unterhaus nimmt auch bie beiden anderen Refolutionen 
Gladftone’s an. Tas regium donum und die Maynootbjubfibie werden in 
Trage geftellt. 

„ (Oefterreih:Ungarn: Ungarn). Das Abg.-Haus erhebt Anftände bez. 
bie Titulatur des Reiche. 

„ (Rußland). Gen. Kaufmann flägt die Bocharen und beſetzt Samarfand. 
„ (Berein. Staaten). Das Repräfentantenhans befchließt, Arkanſas auf 
Grund der erfolgten Reconftruction wieder zum Congreß zuzulaſſen. 

„ (Defterreih:Ungarn: Defterreih). Fortgang der böhmijchen Agitation 
durch Maffenmeetings u. odgl. 

„ Türkei). Thronrede des Sultans bei Eröffnung bes neuen Staatsrathe: 

ligiöfe und politiſche Intereſſen follen gejchieben werben. 
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411. Mai. (Defterreih-Ungarn: Defterreih), Der Bubgetausihuß bes Abg.-Haufes 
genehmigt die Verwerfung der Vermögensiteuer nad dem Vorſchlage feines 
Subeomite und beichließt, eine Couponſteuer von 20 Proc. und eine Zinfen- 
reduction von 25 Proc. zu beantragen, aljo einen unverhüflten theilweifen 
Staatsbanferott. 

14. „ (Defterreih-Ungarn: Oeflerreih). Das Herrenhaus genehmigt auch das 
interconfeffionelle Geſetz wit nicht wefentlihen Mobdificationen. 

» » (Berein. Staaten). Das Repräfentantenhaus befchließt, auch die recon⸗ 
ftruirten Staaten Nord: und Süd-Carolina, Georgien, Alabama und Rouifiana 
wieber zum Gongreß zuzulaffen. 

16. „ (Deutfchland — Zollverein). Das Zollparlament lehnt die vom Zoll: 
bundesrath beantragte ziemlich hohe Tabaksſteuer ab und geftebt mit 167 
gegen 131 Stimmen nur eine fehr mäßige zu. 

„ (Berein. Staaten). Präfident Johnſon wird vom Senat bez. bes erfien 
Punfts der Anklage freigeiprochen, indem zur Verurtheilung durch eine Zwei: 
drittelgmajorität 1 Stimme (35 gegen 19 Stimmen) fehlt. 

18. „ (Deutihland — Zollverein). Zollparlament: Ein Antrag von Bamberger 
gegen bie heſſiſche Weinftener führt zu einer ſehr erregten Debatte, die fich zu 
einem energilchen Rüdichlag der Mehrheit gegen bie ſog. ſüddeutſche Fraction 
für die vereitelte Antwortsadrefje geftaltet. 

„ (Deutihland — Preußen). Die Berfolgung Tweſtens (Redefreiheit 
ber Abgeordneten) kommt endlich zum Abſchluß. Tweften nimmt feine Ent: 
laffung aus dem Staatsbienft. 

19. „ (Defterreih-Ungarn: Oefterreih). Das Abg.-Haus beſchließt die Ein- 

führung der Jury für Preßſachen. 

20. „ (Deutfchland — Zollverein). Das Zollparlament Iehnt die vom Zoll: 
bundesrath beantragte Petroleumsſteuer mit 190 gegen 90 Stimmen ab und 
bringt damit bie Reform des Zolltarifs vorerfi zu Fall. 

„ (Frantreih). Geleßgeb. Körper: Debatte über ben Hanbelsvertrag mit 
England und das Princip ber Handelsfreiheit. Rouher macht das Zugeftänd: 
niß, baß es in der Tendenz ber Regierung liege, Tarifänderungen fortan 
nur unter Mitwirfung bes gefeßgeb. Körpers eintreten zu laffen. 

21. „ (Stalien). Die II. Kammer genehmigt die Mahlftener mit 219 gegen 
152 Stimmen. 

„ (Ber. Staaten). Die republifaniiche Convention in Chicago wählt Grant 
und Schuyler Eolfar zu ihren Candidaten für die Stellen eines Präfidenten 
und eines VBicepräfidenten ber Republik und erklärt ſich für ehrliche Bezah⸗ 
Iung ber Staatsihuld in Gold. 

22. „ (Deutfhland — Zollverein) Zolparlament: Erklärung der Mits 

glieder der jog. füddeutichen Fraction an ihre Wähler. 

„. . (England). Das Unterhaus genehmigt die fog. Suspenfory Bill Glad⸗ 
flone’s mit 312 gegen 258 Stimmen. 

23. „ (Deutfhland — Zollverein) Schluß bes Zollparlaments. Thron 
rede bes Königs von Preußen (Macht und Recht). 

.» (&ürlei). Der Sultan empfängt bie Vertreter ber nicht:mohamebanifchen 
Belenntniffe und erneuert die Zufage, daß die Ausübung politiicher Rechte 
vom Glaubensbekenntniß fortan unabhängig fein folle 

24. „ (Deutfhland — Baden). Die Regierung ftreicht von der ihr durch das 
Freiburger Domcapitel für bie Wiederbefeßung bes durch ben Tod des Erz: 
biſchofs v. Vicari erledigten erzbifchöflichen Stuhles eingereichten Lifte alle 
Candidaten bi8 auf einen als personae minus gratae, 

25. „ (Deutichland — Nordd. Bund). Beide Kanımern Sachjens verftändigen 
fi) endlich über das neue Mahlgefeß und eine veränderte Aufammenjeßung 
ber eriten und zweiten Kammer. 

„ „ (Defterreih- Ungarn: Defterreih). Der Kaifer janctionirt die brei con⸗ 
feffionellen Gefete. Der Nuntius proteftirt. 
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26. Mai. (Deſterreich Ungarn: Deiterreih). Der ultramontane Unterftaatsfecretär 
v. Meyjenbug wird in außerordentliher Milfion nah Rom gefandt. 

27. „ (Berein. Staaten). Der Kriegsminifter Stanton tritt nunmehr in 
Folge der Freilprehung des Präfidenten freiwillig zurüd und wird burch 
Sen. Shofield erfekt, den der Senat beftätigt. 

28. „ (Deutihland — Nordd. Bunb). Die beiden Kammern Sachſens 

können fich über die von der Regierung beantragte Aufhebung nicht verftän: 

digen: die II. Kammer ift dafür, die I. dagegen. Da aber die Mehrheit der 

I. Kammer gegenüber der Uebereinftimmung ber Regierung und ber I. Kammer 

feine Zweidrittelsmehrheit ift, jo wird die Aufhebung verfaffungsmäßig Geſetz. 

(Defterreih:Ungarn: Defterreih). Der Minifterrath befchließt, die Vers 
mögensfteuer fallen zu laffen, aber die Verwerfung bes Staatsbanferotts zur 
Cabinetéfrage zu machen. 


1. Zuni. (Deutfchland — Württemberg). NAgitation für bie Landtagswahlen : 

die Regierung und die demofratifche Partei gehen wieder auseinander. 
(Rußland). Die Tatholiihen Pfarrländereien werden auch in ben fog. 

weſtlichen Gouvernements eingezogen und wird ber Clerus wie in Polen auf 
feften Gehalt vom Staate gelebt. 

2 (England). Die Engländer räumen Nbyffinien wieder. 

„ (Solland). Bildung eines liberalen Minifteriums. 

(Türkei — Aegypten). Der Verwaltungsrath der Suezkanal-Geſell⸗ 
ſchaft Hofft das große Werf bis zum Oct. 1869 eröffnen zu können. 

„EFrankreich). In Folge des neuen Preßgefeßes erfcheinen zahlreiche neue 
Blätter, alle gegen bie Regierung. Am fühnften greift fie die „Lanterne“ 
Nocheforts an. 

„ tDefterreih:lingarn: Defterreih). Das Abg.⸗Haus verwirft den Antrag 
der Majvrität des Budgetausſchuſſes auf eine Zinfenreduction ber Staats⸗ 
ſchuld von 25 Proc. und beichließt eine Couponfteuer von 20 Proc. 

„ (Türkei — Rumänien). Der Senat ertheilt endlich auch feinerfeits 
dem neuen Heeresgeſetze feine Zuſtimmung. 

„ (Defterreid:Ungarn: Defterreih). Die Regierung fieht ſich gemöthigt, 
ber Agitation der Czechen in Prag durch Verbot von Volksverfammlungen 
entgegenzutreten. 

„ (Stalien). Die II. Kammer genehmigt bie Erhöhung einer Reihe be: 

ftebender Steuern. 

(Schweiz) Der Gr. Rath von Graubünden bejchließt mit 40 gegen 28 

Stimmen eine Revifion der Verfaffung. 

„ (Stalien). Die II. Kammer genehmigt eine Couponfteuer von 8 bis 9 
Proc., ohne bie auswärtigen Gläubiger davon, wie bie Regierung wünjchte, 
auszunehmen. 

„ (Belgien). Die Neuwahl der Hälfte ber Kammer läßt das Verhältniß 
ber Parteien unverändert : die Liberalen haben eine Stimme gewonnen. 

„C(Türkei — Rumänien) Die II Kammer ertheilt dem von ber Regie⸗ 

rung vorgeichlagenen Syflem ber rumänijchen Eifenbahnen ihre Zuftimmung. 
(Deutihland — Nordb. Bund). Die Hanfeflädte verzichten auf ihre 

bisherige particufäre Diplomatie. 

„ (Zürtei — Serbien). Fürft Michael wird im Park von Topſchider bei 
Belgrad ermorbet. Die dadurch beabfichtigte Schilderhebung wird inbeß ver⸗ 
eitelt und die Thäter fallen größtentheils den Behörden in die Hände. 

13. „ (Türkei — Rumänien) Der Senat ertheilt bem Regiment Bratiano 
ein Mißtrauenss, die II. Kammer ein Zutrauensvotum, Die Regierung löst 
ben Senat auf und orbnet Neuwahlen an. 

„ (BDeutihland — Nordd. Bund). Der Reichstag geht, um die Siftirung 
der großen Marinearbeiten zu beheben, mit 151 gegen 41 Stimmen einen 
Eompromiß mit ber Megierung ein, wonach bie Verwaltung ber Marines 
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Anleihe ber preußifchen Staatsfchuldenverwaltung übertragen wird. Rede bes 
. Generals Moltfe über die militärische Aufgaͤbe eines geeinigten Deutichlands. 

16. Juni. (Deutſchland — Nordd. Bund). Der Bundesfanzler zieht fich big 
Anfang Dec. aufs Land zurüd. 

(Deutfhland — Bayern und Württemberg) fließen eine Conven⸗ 

tion ab bez. ber Fünftigen Verbältnifje der Zeitung Ulm. 

17. „ (Deutſchland — Nordd. Bund). Der Reichstag erklärt fi für bie 
Uebernahme des gelammten auswärtigen Reſſorts auf den Bundesetat vom 
Sabre 1870 an. 

„ „ (Stalien). Die 1I. Kammer genehmigt einen Zufchlag von 10 Proc. zu 
den birecten Steuern. 

18. „ (Deutihland — Nordd. Bund). Der Reichstag genehmigt ein Noth- 

gewerbegeſetz, da das vom Bundesrath eingebrachte Gewerbegeſetz vorerft nicht 
zur Erledigung gelangen kann. 

or (England) Das Unterhaus erledigt bie Rarlamentsreformbill für Schott: 
and, 

»  » ($ranfreid) Der Seinepräfect Haußmann richtet einen einläßlichen Be: 
richt über den Umbau von Paris und feine Koften an den Kaifer. 

19. „ (Schweiz). Der Negierungsrath des Cantons Bern befhließt, die Initia⸗ 
tive für Einführung des obligatorifchen Neferendums ohne Revifion der Ver: 
faffung zu ergreifen. 

20. „ (Deutihland — Norbd. Bund). Ter Reichstag genehmigt ein von 
Schulze⸗Delitzſch eingebrachtes, vom Bundesrath amendirtes Gejeß über bas Ge⸗ 
noſſenſchaftsweſen. Schluß des Reichstags, Thronrebe des Königs von Preußen. 

„ » (Rußland). Samarfand, von den Ruſſen gegen die Bocharen tapfer ver: 
theibigt, wird von General Kaufmann entjegt. 

»  „ (Berein. Staaten). Der Bräfident Johnſon legt fein Veto ein gegen 
die Zulafjung der ſechs reconftruirten Südftaaten unter den ihnen geftellten 
Bedingungen. Beide Häufer fürzen das Veto fofort um. 

21. „ (Defterreih-Ungarn: Defterreih). Beſuch bes Kaifers in Prag. Ein 
Bermittlungsverfuch des Reichskanzlers Beuſt mit den Ezechen verurjacht die 
Demiffion des Minifterpräfidenten Zürft Carlos Auersperg. 

22, „ (Deutfhland — Preußen). Beſuch bed Königs in Hannover. 

„ (Rom). Der Bapft erflärt in einer Allocution die öfterreichifchen Vers 
faffungsgejeke für abfcheuliche, verwirft und verdammt bie brei confejfionellen 
Geſetze und erflärt fie für durchaus nichtig und immerdar ungiltig. 

23. „ (Italien). Die Regierung fließt einen Vertrag ab für Verpachtung 

der Tabafsregie. 

24. „ (Deutihland). Großartige Feier der Enthüllung bes Lutherdenkmals 
in Worms. 

25 „ (England). Das Oberhaus verwirft die Suspenforybill Glabftone’s mit 
192 gegen 97 Stimmen. — Das Unterhaus erledigt die Parlamentsreforms 
bi für Irland. 

29. „ (Branfreih). Geſetzgeb. Körper: Allgemeine Debatte über das Budget 
für 1869, Debatte über die auswärtige Politif. Die Regierung erklärt ſich 
wieberholt für eine frichlihe Rolitif, body nur mit ber Einſchränkung ber 
Aufrechtbaltung der Würbe, der Ehre und bes Einfluffes Frankreichs. 

„ (Rom). Ber Papft beruft auf den 8. Dec. 1869 ein allgemeines Concil 
nah Rom ein. 

30. „ (Deutſchland — Nordd. Bund). In Folge eines vorausfichtlisden ziem⸗ 
lich bedentenden Deficits in ber Bundesfaffe verlangt ber Bundeskanzler vom 
Bunbesrath die vorläufige Erhebung weiterer Matricularbeiträge über bie 
vom Reichstag für 1868 bewilligten hinaus. Der Bundesrath geht auf bie 
Zumuthung nicht ein. 

— , (Beutidgland — Baden). Die neue Militärorganifation, die fih eng 
an bie preußische anjchließt, wird bereits als durchgeführt betrachtet. 
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— Juli. (Schweiz). Die in ber Minderheit befindliche kath. Partei regt bie 
Nevifion ber Verfaffung an, - 
2, „ (Defterreih:Ungarn: Oeſterreich). Die Allocution bes Papftes verurfacht 
eine nene Agitation gegen das Concordat und bie Uebergriffe des Clerus. 

„ (Zürkei — Serbien). Die Skupſchtina (Nationalverfammlung) ernennt 
einftimmig ben lebten Sprößling ber Familie Dbrenovic zum Fürften und 
beftätigt die ihr vorgefchlagene Regentfchaft bis zu feiner Voljährigkeit. Die 
Pforte beftätigt die Wahl, 

„ Deutfhland — Preußen). Der Jahrestag ber Schlacht von Sadowa 
wird auf Specialbefehl des Könige vom Milttär nirgends öffentlich gefeiert. 

„»  « (Defterreid:Ungarn: Defterreih). Der Reichskanzler erläßt eine fehr 

nachdrückliche Tepefhe nah Rom gegen die Allocution bed Papftes vom 
22. uni. 


4. „ (Deutfhland — Bayern) leitet Unterhandlungen mit Württemberg und 
Baden ein für Aufftelung einer gemeinfamen ſüdd. Feſtungs- oder ftändigen 
Militärcommilfion. 

6. „ (Griechenland). Die neue Kammer conftituirt ſich, chließt bei den Wahl: 


prüfungen alle Gegner von Bulgaris aus, befegt das Burean nach feinem 
Wunſche und erläßt eine Adrefje an den König in demſelben Sinne, 

»„  (Berein. Staaten). Die Convention der demofratifchen Partei in New: 
Dort erwählt Horatio Seymour und Mongomery Blair zu ihren Candidaten 
für die Stellen eines Präfidenten und eines Bicepräfidenten ber Republik 
und erflärt fih Fir Bezahlung der Staatsihuld in Papier. 

T. „ (Spanien). Staatsftreid, des Gabinets Gonzalez Bravo: eine ganze Reihe 
von Generalen, an ihrer Spite ber Marſchall Serrano werben in verfchie- 
denen Stäbten verhaftet und auf bie Infeln verbannt, der Herzog von Monts 
penjier des Landes verwieſen. 

„ (Deutfhland — Breußen) Der Staatsgerichtshof verurtbeilt den 
Staatsminifter des Er:Königs von Hannover Graf Platen in contumaciam 
zu 15 Jahren Zuchtbausftrafe. 

„ (Deutfchland — Württemberg). Landtagswahlen: Diefelben ergeben Feine 
Mehrheit weder für die Regierung noch für die bemofratifche Partei, fondern 
eine ftarfe Zeriplitterung der Parteien und Fractionen. 

„» a ($ranfreid). Der Moniteur veröffentlicht den Bericht der Commilfion 
bes gefeßgeb. Körpers über ben zwiſchen der Stabt Paris und bem Grebit 
foncier abgejchloffenen Vertrag, Die Commiffion und die Regierung haben 
fih noch nicht einigen Fünnen, wie weit in Zufunft das Budget von Paris, 
wenigftens das außerordentliche, ber Genehmigung bes geſetzgeb. Körpers 
unterftellt werden fol. 

9, » (Franfreid). "Die Lanterne Rochefort’s wird endlich) mit Beichlag belegt. 
Rochefort entweicht nach Belgien. 

10. „ (Branfreidh). Gefebgeb. Körper: Olivier regt die Trage bes Concils 
und der Trennung von Staat und Kirche an, bie Regierung meint, die Zeit 
werbe ihr Werf zu Ende bringen. 

ib „ (Berein Staaten) Der Senat fließt bie noch nicht veconftruirten 
Südſtaaten Virginien, Ylorida, Miffifjippi und Teras von ber Theilnahme 
an ber Präfidentenwabl aus. 

13. „ (England). Beide Häufer des Parlaments haben fi endlich über bie 
Abſchaffung des Kirchenſteuerzwangs geeinigt. 

14. „ (Deutfhland — Preußen) Frankfurt wendet ſich bez. ber immer noch 
nicht gelösten Frage ber Ausfcheibung zwifchen früherem Staats: und Stadt: 
gut direct an den König. 

„on (Bortugal). Die neuen Eortes find den Finanzmaßregeln der Regierung 
nicht günſtig. Eine neue Auflöfung wird abgelchnt. Tas Minifterium 
—— nimmt feine Entlaſſung und wird durch ein Cabinet Sa da Bandeira 
erſetzt. 
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35. Juli. (England). Die Königin ertheilt der fchottifchen und ber trifchen Parla⸗ 
mentereformbill ihre Sanction: bie Parlamentsreform bat fomit ihren Abs 
ſchluß gefunden. 

„.. (Dänemark und Schweden). Der Kronprinz von Dänemark verlobt ſich 
mit ber einzigen Tochter des Königs von Schweden, Prinzelfin Lovifa. 

18. „ (Defterrei-Ungarn). Der Unterftaatefecretär v. Meylenbug kehrt völlig 
unverridhteter Tinge von Rom zurüd und wird erft zur Dispofition geftellt, 
ſchließlich aber völlig entlafjen. 

„  » (url). Aus Rumänien dringen nunmehr boch bewaffnete Banden in 
Bulgarien ein. Diefelben werben jedoch gefchlagen und die Gefangenen ohne 
weiters aufgefnüpft. 

„ (Stalten) vereinbart fi mit dem ehemaligen Herzog von Mobena. 

„ (Außland). An den ſog. nordweftl. Gouvernements wird bie polnifche 
Sprache vom Generalgouverneur jelbft für ben Privatverkehr unter (willfürlicher) 
Strafe verboten. i 

„ (Berein. Staaten). Tie Regierung erklärt das 14. Amendement zur 
Verfaſſung, das den Negern ihre politifchen Nechte fichert, für verfaſſungs⸗ 
mäßig angenommen. | 

21. „ Weſterreich Ungarn: Ungarn). Die beiden Regnicolardeputationen Ungarns 
und Croatiens einigen ſich über den Ausgleich zwilchen beiden. 

„ (Stalien). II. Kanımer: Lamarmora interpellirt die Regierung bez. des 
preuß. Generalftabsberichts über ben Krieg von 1866 und veröffentlicht den 
bisher unbekannten Plan Preußens für bie Kriegführung von Seite Italiens. 
Streitiafeiten zwiſchen Lamarmora und Eialdini über die Kriegführung von 1866. 

„ (Zürkei — Numänien). Das Nefultat der Neuwahl des Senates ift 
ganz zu Gunften des Regiments Bratiano, 

26. „ Geſterreich⸗ Ungarn: Oefterreih). Eröffnung des deutſchen Bundesſchießens 
in Wien. Tasfelbe gefaltet fich zu einer Demonftration für Wiebervereinis 
gung Deflerreihs mit Deutſchland. | 

28. „ (Franfreid) Der gefekgeb. Körper votirt das Budget für 1869 mit 
211 gegen 15, das rectificative Budget für 1868 mit 203 gegen 14 Stimmen. 

29. „ (EFrankreich). Der geſetzgeb. Körper votirt das von der Regierung in 
ber Höhe von 440 Mill. geforderte Anlehen im Betrage von 429 Mill. mit 
213 gegen 16 Etimmen. Schluß der Seffion. 

0. „ (Rußland). Friedensihlug mit Bochara. Der Emir geräth dadurch ents 
fhieden in Abhängigkeit von Rußland. 

„ . (Stalien). Abſchluß eines Zuſatzantrags mit Frankreich zu bemjenigen 
vom 7. Dec. 1866 bez. Uebernahme eines Theils der päpftl. Staatsihulb. 


4. Aug. (Defterreih:Uingarn: Oefterreih). ine große Zahl der öſterr. Biſchöfe, 
derjenige von Linz voran, verweigern bie Herausgabe ber penbenten Aften 
ber bisherigen geiftlichen Chegerichte. 

» „ (Defterreih : Ungarn: Ungarn). Das Unterhaus genehmigt das neue 
Mehrgeleg mit 235 gegen 43 Stimmen. 

8 „ (DOefterreih- Ungarn: Ungarn). Die Organe der berrfchenden Partei 
fprechen ſich ſehr entichieben gegen bie bei Gelegenheit bes deutſchen Schützen⸗ 
jefles in Wien zu Tage getretene Tendenz einer neuen Hereinziehung Defters 
reichs in die deutſchen Angelegenheiten aus. 

9. „ (Spanien). Tie Regierung wankt und zeigt in einem vertraulichen Rund⸗ 
reiben an die Provinzgouvernenre, daß fie fich bereits nicht mehr auf bie 
Armee verläßt. 

11. „ (Deutfhland — Zollverein). Eintritt Mecklenburgs und Lübecks. 

13, „ (Deutfhland). Eine Conferenz der Rheinuferftanten behufs Vereinbarung 
einer neuen Rheinſchifffahrtsacte fcheitert vorerft an ben Bedenken Hollands. 

15. „ (England). Hr. Neverdy Johnſon tritt als Gefandter ber nordamerika⸗ 
nifhen Union an die Stelle bes Hrn. Adams. 
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45, Aug. (Holland). Ein F. Decret hebt die beiden reftaurirten Departements bes 


22. 


28. 


29. 


| 


fath. und proteft. Eultus und Unterrichts neuerdings wieder auf. 

„ (Defterreih-Ungarn: Defterreih). Eröffnung ber fiebzehn Landtage. In 
Böhmen und Mähren erjcheinen die Czechen, Feudalen und Clericalen nicht 
und erfafjen dagegen eine fog. Declaration, in der fie bie beftehenden Ver: 
fafjungsgrundlagen beftreiten und dagegen die angeblichen Nechte ber böhmis 
[hen Krone zurüd verlangen. Die beiden Landtage find troßdem befchlußs 
fähig und gehen zur Tagesordnung über. 

„ (Stalten). Menabrea regt in Paris neuerdings die Räumung Roms durch 
die Franzoſen an. 

„ (Deutihland — Württemberg). Der greife Biſchof von Rottenburg 
wird vom Regens des bijhöflichen Seminars Maft burd) bie Nuntiatur zu 
Münden in Rom denuncirt. Der Bilhof entfernt den Regens von feiner 
Stelle; die öffentlihe Meinung fpricht fich energifch gegen die Denunciation 
und fir den Biſchof aus. 

„ (Defterreih: Ungarn: Defterreih). Der Suftizminifter weist die Ober: 
landesgerichte an, gegen die bez. der Ehegerichtsacten venitenten Biſchöfe mit 
Geldftrafen oder Zwangsmitteln vorzugehen. 

n (Defterreid: Ungarn: Deiterreih). Der böhmifhe Landtag befeitigt 
einftimmig das im J. 1866 erlaffene czechiſche Sprachenzwangsgeſetz wieber. 

„ (Branfreid). Der Kaifer empfängt in Fontainchleau in ziemlich demon⸗ 
jtrativer Weife den neapolitanifhen Grafen Girgenti und feine Gemahlin, 
die ältefte Tochter ber Königin Iſabella von Spanien. 

„ (Deutfhland — Nordd. Bund). Finanzielle Gründe veranlaffen eine 
neue Verminderung des Friedenspräfenzftandes des Bundesheer durch fpätere 
Ginterufung der Refruten. 

» (England). Die Wahlbewegung ift bereits in vollem Gang: der Kampf 
dreht ſich rein um innere Fragen; die auswärtige Politif bleibt dabei fait 
unbeachtet. 

» (Rupland). Biſchof Popiel von Plod weigert fid) das fog. kath. Collegium 
in St. Petersburg zu beichifen und wird dafiir aufgehoben und außerhalb 
jeiner Diöcefe internirt. 

„ (Rußland). Das Verbot der polnifhen Sprache wird auch auf bie fog. 
ſüdweſtl. Gouvernements ausgebehnt. 


Sept. (Deſterreich-Ungarn: Oeſſerreich). Die renitenten Biſchöfe beginnen bez. 


derhegerichtsacten den phyſiſchen Zwangsmitteln und hohen Geldſtrafen zu 

weichen. 

» (England). Der neue nordamerikaniſche Geſandte bietet zu zahlreichen 
Demonftrationen für einen Ausgleih mit Nordamerika bie Hand. 

„ Snternationaler Arbeitercongreß in Brüffel. 

„ (Dentfchland — Bayern). Die Regierung verfegt zwei ultramontan ge: 
ſinnte NRegierungepräfidenten in den Ruheſtand und einen dritten auf einen 
anderen often. 

„ (Deutfhland — Nordd. Bund) Der König von Preußen beſucht 
den König von Sachſen in Dresden und wohnt den Manövern bes jächjiichen 
Armeecorps bei. 

„ (Rom). Der Rapft ladet auch die Bifchöfe ber Kirchen orientaliihen Ritus 
zum Concil nah Rom ein. Diefelben Ichnen die Ginlabung jedoch ab. 

„ (Deutfhland — Preußen). Der König befucht Hamburg und Lübed 
und macht eine Rundreife in Schleswig-Holſtein. 

„ (Defterreih-Uingarn: Oefterreih). Ein Hirtenbrief des Biſchofs Rudigier 
von Linz wird mit Beſchlag belegt wegen angebliher Aufreizung gegen bie 
Staatsgewalt. 

„ (Rom). Der Rapft fordert die Proteftanten gelegentlich bes bevorſtehenden 
Concils auf, in ben Schooß ber fath. Kirche zurüdzufehren. 
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. Sept: (Frankreich). Die kaiſ. Familie geht nach Biarritz. Die Königin von 


Spanien weilt gleichzeitig in bem nahen ©. Sebaftian. 

„ (Spanien). Unterhanblungen mit Frankreich bez. einer Zufammenfunft 
ber Königin mit dem Kaifer. 

»„ (Türkei). Neue Bandeneinfälle aus Rumänien in Bulgarien. Die Pforte 
remonftrirt energiſch in Bukareſt. 

» (Spanien). Der Admiral Topete erhebt im Hafen von Cadir bie Fahne 
ber Empörung. 

„ (Deiterteid-Ungarn: Defterreih). Das Landesgericht von Linz erfennt 
fih zu weiterem Vorgehen gegen den Biſchof competent troß des Goncorbatd 
unb bes darin ben Bifchöfen gewährten Rechts einer Ausnahmsftelung gegens 
über den weltlichen Gerichten. | - 

Frenien Cadix ſchließt ſich Topete an und ſetzt eine revolutionäre 

unta ein. 

„ (Belgien). Eine kgl. Entſchließung überläßt die Frage bes Religions⸗ 
untervichte an den Grwachfenenfchulen ber freien Entſcheidung ber Ge: 
meinbden. 

„ (Deutfhland). Eine Verſammlung von Delegirten ber verſchiedenen 
bemofratifchen Bolfsparteien in Stuttgart erflärt fi nur mit geringer Mehr: 
beit und gegen entfchiedene Oppofition für bie Idee eines fübd. Bundes. 

» (Spanien). Tie verbannten Generale finden fih nad Verabredung in 
Gadir ein und erlaffen ein gemeinfames Manifeft an die Spanier. Sevilla 
und andere Städte Anbalufiens ſchließen fi ber Erhebung an. — Die Kö⸗ 
nigin entläßt das Minifterium Gonzalez Bravo und ernennt ben General . 
Concha zum Minifterpräfidenten. 

„ (Spanien). General Concha erklärt Mabrid in Belagerungszuftand und 
hit den General Novaliches mit Truppen gegen bie Aufftändifchen ab. 

„ (Dentfhland — Süddeutfchland). Bevollmächtigte der brei fübdeutichen 
Staaten treten in München zufammen, um tiber die von Bayern angeregte 
Idee einer ſüdd. Militärcommiffion zu berathen. | 

Zweiter Congreß der internationalen Friedens: und Freiheitsliga in Bern. 

(Spanien). Die Provinzialdeputation der baskiſchen Provinzen verweigert 
eine außerordentliche Aushebung zu Gunften des Thrones der Königin Iſa⸗ 
bella, die in ©. Sebaftian auch von den im Hafen liegenden Kriegsfchiffen 
verlaffen wird. 

»„ (Deutihland — Preußen). Der ErsKurfürft von Heffen richtet eine 
Denkſchrift an alle Höfe, in ber er alle feine Anfprüche aufrecht hält und bie 
Wiebereinfegung in feine Rechte gewärtigt. 

. (Defterreih: Ungarn: Oeſterreich). Der Landtag von Böhmen befchließt 
en ng bes Tolytehnicums in eine deutſche und eine czechifche Ab: 

eilung. 

» (Defterreih- Ungarn: Oefterreih). Der Landtag von Galizien beſchließt 
eine Refolution, in welder die forderungen bes Landes aufgezählt werben, 
die auf eine völlige Ausnahmeftellung desſelben Hinzielen. Cine bereits bes 
ſchloſſene Reife des Kaifers dahin wird alsbald abgelagt und ber Statthalter 
Graf Goluchowski erhält feine Entlaffung. | 

„. (DefterreiheUngarn: Oeſterreich. Der Landtag von Dalmatien bes 
Ihließt mit 22 gegen 10 Stimmen eine Abreffe an ben Kaifer gegen bie 
Prätenfionen ber Croaten und Ungarn, Dalmatien für die ungarifhe Krone 
in Anſpruch zu nehmen. 

„ (Defterreid- Ungarn: Ungarn). Der Landtag von Eroatien nimmt ben 
Ausgleih mit. Ungarn faft einftimmig an. 

„» (Deutjhland). Erfter Verfuch eines deutſchen Philofophencongreffes durch 
Profeffor v. Leonhardi in Prag. 

„ (Rom). Das Tribunal der Sagra Consulta verurtheilt zwei von ben 
gefangenen Auffländifchen vom 22. Oct. 1867, Monti und Tognetti zum Take. 
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27. Sept. (Schweiz). Das Volk des Cantons Genf genehmigt nunmehr bas noch 
im J. 1866 verworfene ſog. Hojpitalgefeß, das der politiſchen Sonberftellung 
der kath. Bevölkerung ein Ende mad. 

23. „ (Spanien). Serrano und Novaliches treffen bei der Brüde von Alcolea 
(unweit Cordova) zufammen, Die Königlichen unterliegen. 

29. „ (Spanien). In Folge der Niederlage ber Königlichen erheben fich auch 
Madrid, Barcelona und Saragofa. 

„» « (Belgien). Eintritt des neuen Geſandten Frankreichs de la Guéronnioeère. 

30. „ (Spanien) Die Königin gibt ihre Partie verloren und tritt von San 
Sebaftian nach Frankreich über. Ganz Spanien bat ſich der Bewegung an⸗ 
geſchloſſen. 

— „COeuiſchland). Lebhafte Agitation ber verſchiedenen Arbeitervereinigungen 
unter ihren Führern v. Schweitzer, Mende, Bebel, Liebknecht u. A. unter ſich 
und nach außen. 

„.„GEsFrankreich). Das Gerücht von Abſicht auf nähere Heranziehung Belgiens, 
Holands und Schweiz taucht neuerdings auf. Vorderhand fpricht fich bie 
öffentlihe Meinung der genannten Länder fehr entfchieden gegen ſolche 
Wüniche aus. | 

„ . (Rußland). In Polen wird in allen Schulen das ruffifhe Schulgebet 
(für den Kaifer und die orthodore Kirche) eingeführt. — In den nordweſtl. 
Gouvernements ſoll auch für die kath. und evangel. Gebetbücher die ruſſiſche 
an die Stelle der polniſchen und dentſchen Sprache treten. 

Fa (Berein. Staaten). Die Legislative von Georgia entfernt die Neger 
wieder aus ihrem Schooße und aus ben Geſchwornengerichten. 


— Det. (Defterreih:Ungarn). Die Umgebung der Kaiferin bat allmälig einen 

ausichlieglih ungarischen Charakter angenommen. 

2, „ (Türkei — Rumänten). Der Senat erteilt auch feinerjeits bem von ber 
Regierung vorgefchlagenen Syitem rumänifcher Eifenbahnen feine Zuftimmung. 

3. „ (Spanien). Serrano zieht in Madrid ein. Orenſe erhebt bie Fahne ber 
Töderativrepubfif. 

4 „ (Spanien). Die Junta von Madrid überträgt Serrano bie Bildung einer 
proviforischen Regierung. 

., (Defterreih:Ungarn: Defterreih). Eine Taif. Verordnung ſetzt mit 
Ruͤckſicht auf die bedenklichen Zuftände in Böhmen proviforifch die Befugniß 
ber Regierungsgewalt zur Verhängung von Ausnahmezuftänden feft. 

„» (Spanien) Einzug Prims in Madrid. 

» (Spanien). Der Generalcapitän von Cuba, Lerfundi, lehnt es ab, bie 
Inſel für die Königin zu erhalten. 

„ (Defterreih-Ungarn: Oefterreih). Der Landtag von Nieberöfterreich regt 
bie Frage birecter Reichsrathswahlen durch eine Refolution an. 

„ (BDeutfhland — Süddentfchland). Die Bevollmächtigten ber drei ſüdd. 
Etaaten fchließen in München eine Webereinfunft bez. Einjeßung einer füdd. 
Feftungscommiffion ab, deren Ratification indeß bis Ende des Jahres noch 
nicht erfolgt. 

„¶Defſterreich-Ungarn: Ocfterreich). Ueber Prag und Umgegend wirb vom 
Minifterium eine Art Belagerungszuftand verhängt, dba bie czechiſchen Agita= 
tionen nachgerabe die Grenzen bes Auläffigen überfchritten haben. 

»  „ (Defterreich - Ungarn: Defterreih). Schluß ber legten Landtage. Vie 
Borlage der Regierung betreffend Grundzüge für ein Schulauffichtsgefeß ift 
nur von einem Theil berfelben angenommen worden: Nieder: und Dberöfter: 
reih, Mähren, Schlefien und Trieft haben bie darin der Kirche eingeräumte 
Etelung mehr oder weniger beſchränkt, Tyrol und Krain dagegen umgekehrt 
die Nechte des Staats zu Gunften ber Kirche völlig Preis gegeben. 

11. „ (Spanien). Eine große bemofratifche Volfsverfammlung befchließt, bie 

proviforifche Regierung zu unterftügen und bie Frage ber Föderativrepublik 
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einftweilen bei Seite zu laſſen. — Temonftrationen in Mabrib gegen Rom, 
den Nuntius und das Concordat. — General Prim erklärt ſich für die 
Monardie. 

12. Oct. (Spanien). Die proviforifhe Regierung hebt den Jefuitenorben für Spas 
nien auf, befiehlt feine Häufer binnen brei Tagen zu ſchließen und zieht feine 
Güter zu Handen des Staates ein. 

16. „ (Spanien). Die proviforiiche Regierung hebt ein Dekret vom 25. Juli 
b. Is., das bie religidfen Genofjenfhaften ermächtigte, Grundeigenthum zu 
befiten, wieber auf. . 

17. „ (Deutfhland). Die neue Rheinichifffahrtsacte wird eudlih zu Mannheim 
doch unterzeichnet, nachdem fih Holland bez. feiner Bedenfen beruhigt bat. 

18. „ (Defterreih-Ungarn: Oeſterreich). Eine flovenifche Volfsverfammlung bei 
Graz verlangt die Bildung eines eigenen flovenifhen Kronlandes. 

» (Spanien) Auch Serrano erklärt fih für die Monarchie. — Die pros 
viſoriſche Regierung unterbrüdt alle Klöfler 2c., bie gegen das Geſetz von 
1837 gegründet worden find und werden bie vorher gegründeten auf die Hälfte 
eingefhräntt. 

20. „ Die in Genf verfammelte zweite europäifhe Conferenz für bie Pflege 
verwundeter Militärs im Kriege befchließt die Ausdehnung ihrer Beſchlüſſe 
von 1864 aud auf ben Seekrieg. 

„ (Defterreid:Ungarn: Ungarn). Der Landtag beichließt bie Beibehal⸗ 
tung ber geiftlihen Ehegerichte. 

«» »- (Spanien). Die proviforifche Regierung verfügt die Auflöfung ber revo⸗ 
Intionären Junten. 

- s (GSriehenland). Eine für Creta beftinnmte Freiſchaar zieht offen durch 
Athen unter ben Fenftern bes türkiſchen Geſandten vorbei nach dem Peloponnes. 

21. „ (Deutihland). AZufammentritt des deutſchen Handelstags in Berlin. 
Terjelbe beftätigt den Ausſchluß Oefterreihe und bie Beichränfung des Hans 
delstags auf Telegirte ber Zollvereinsitaaten und erflärt fih fir Einführung 
der reinen Goldwährung. 

»„ (Spanien). Die Zunta von Madrid befchließt dem Beſchluß ber pro⸗ 
viforiichen Regierung zu gehorchen und ladet auch bie anderen Junten ein, 
ſich aufzulöſen. 

25 „ (Spanien). Die proviſoriſche Regierung annullirt alle geſetzwidrig ſeit 
1837 penſionirten Mitglieder geiſtlicher Orden. 

24. „ (Spanien). Nachdem die Verein. Staaten vorausgegangen, treten auch 
England, Frankreich und Portugal mit der proviforifchen Regierung in regels 
mäßige Beziehungen. 

27. » (Spanien). Aud bie legten revolutionären Junten, bie von Barcelona 
und gerrol baben ſich aufgelöst, um durch regelmäßige Wahlen erjept zu 
werben. 

283. „ (EFrankreich). Der Kaifer veröffentlicht drei von ihm ſelbſt iMuminirte 
Karten, welche beweifen follen, daß Frankreich trog Subowa nicht zurück⸗ 
getreten, jondern feit hundert Jahren ftetig in feiner europäifchen Stellung 
gewachſen fei. 

30. „ (Spanien). In Cuba bildet fih eine revolutionäre Zunta für Gründung 
einer Republif. Die proviforifche Regierung bejchließt, Lerlundi durch Dulce 
zu erfegen und ibn durch neue Streitkräfte zu verflärten. - 

» (Spanien). Die republifanifche Propaganda hat große Fortſchritte, nament⸗ 
lih in ben jüdlihen Provinzen gemacht. Die Demokraten zerfallen in monars 
hilhe Demofraten und in Republifaner. 

— , und — Nov. (Deutfhland — Preußen) Provinzial-Communal⸗ 
Landtage der neuen Provinzen Hannover, Kurheſſen, Schleswig=.Holftein und 
Naffau. Die Regierung verlangt eine ſtändiſche Glicderung der von ihnen 
für die Verwaltung ihrer Provinzialfonds zu ernennenden Ausihülfe Die 
pon Hannover und Kurhefien fügen fich, ber yon Naffau lehnt es beharrlich ab. 
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— Det. (Deſterreich⸗Ungarn: Ungarn). Die ungarifhe Preffe fpricht fi nad: 
gerade jehr energiich gegen bie Umtriebe des rumänifchen Minifteriums Bra- 
tiano unter den Rumänen Eiebenbürgens aus und verlangt, daß Preußen 
Ungarn von biefer Seite Ruhe fchaffe. 

» » (Griechenland). Die Zahl der cretifchen Flüchtlinge if ſtark zuſammen⸗ 
geihmolzen; ein Theil ift in bie Heimat zurüdgefehrt, ein größerer ben 
Seuchen und Entbehrungen erlegen, 

» „ _(Berein. Staaten). Die Thätigfeit des Gefanbten in London für einen 
Ausgleih mit England bez. ber Alabamafrage findet fehr wenig Beifall und 
vielfach den entfchiedenften Tadel, | 


. Nov. (Deutfchland — Zollverein). Die Hanıburger Gebietstheile bis auf 
den Freihafenbezirk werden dem Zollverein einverleibt und biefer erhält damit 
feinen territorialen Abſchluß. 

2. „ (Branfreih). Der Allerfeelentag gibt in Paris zu einer Meinen Demon- 
firation auf dem Kirchhofe Montmatre zu Ehren bes am 3. Dec. 1851 auf 
ben Barrikaden gefallenen Volksvertreters Baudin Gelegenheit. 

. „ (Branfreih). Einige Blätter eröffnen Subferiptionen für ein Denkmal 
zu Ehren Baudins. Die Regierung fhreitet ein. ine Reihe Blätter in Paris 
und den Provinzen antivorten damit, daß fie nun gleihfalld Subfceriptionen 
eröffnen; ber 2. Tee. wird mehr als je Fritifch beleuchtet und verurtbeilt.- 

„ (Rerein, Staaten). Bräfidentenwahl: Die republifanifhe Partei fiegt, 
die demofratifche unterliegt, Grant und Schuyler Eolfar werben mit 206 
gegen 88 Stimmen gewählt. 

„ (Deutihland — Preußen). Eröffnung bes Landtags. 

„ (Dentfhland — Preußen) Abg.⸗Haus: Der Finanzminifter legt das 
Bubget für 1869 vor. Dasfelbe zeigt ein Deficit von mehr ale 5 Mill. Thlr., 
das inbeß aus den vorhandenen Activbeftänden gebedt werben fol. ine 
Denfichrift des Minifters ſucht die Thatſache als nicht Beſorgniß erregend 
barzuftellen. 

8 „ (Deutſchland — Baden) Eine Anzahl Mitglieder ber II. Kammer 
geben in einer Zufammenkunft in Offenburg ihre Mißftimmung über das 
Minifteriun Jolly Ausdrud. , 

„ (Deutfhland — Nordd. Bund). Preußen fehließt wie früher [don 
mit Medlenburg- Schwerin fo nun aud mit Medlenburg-Strelig eine Militärs 
convention ab, welche das Gontingent besfelben in nähere Beziehungen zu 
Preußen bringt. | 

„ (England). Die oberflen Gerichtshöfe von England und Schottland er⸗ 
klaͤren fi) gegen das prätenbirte Stimmrecht. von Frauen bei ben bevorſtehen⸗ 
den Parlamentswahlen. 

„ (Spanien). Neue Kundgebungen in Madrid gegen Rom. 

(Rom) fett die bisherigen Zölle durch Edict ſehr weientlih herab, was 
namentlich Stalien zu Gute kommt. . Bu 

10. „ (Spanien). Die provif. Regierung erläßt ein Wahlgeſetz für conftituirende 
Cortes. 

.„CGSpanien). In Madrid wird bie Erlaubniß zum Bau einer proteſtanti⸗ 

ſchen Kirche ertheilt. 

(Tuͤrkei). Die Heil. Synode in Konſtantinopel lehnt alle Vorſchläge ber 

Pforte, um den Begehren der Bulgaren zu entſprechen ad. 

12. „ (Deutfhland — Preußen). Abg.Haus: Löwe regt die Nicht-Erneue⸗ 
rung ber ablaufenden Gartell-:Convention mit Rußland an. 

„ ÖefterreihUngarn: Oefterreih). Der Reichsrath genehmigt das Wehr: 
geleg ohne weſentliche Aenderung, indem er mit großer Mehrheit alle Anträge 
auf Herabfegung der Kriegsftärfe von 800,000 Mann und auf Feſtſetzung 
eines Friedensfußes ablehnt und auch auf die Abänderung des Contingents 
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14, Nov. (Deutfhland — Preußen) Abg.= Haus: Lasfer beantragt eine 
Refolution, welche die Vermehrung ber eigenen Einnahmen bes norbbeutichen 
Bundes für wünfchenswerth erklärt, aber nur, wenn Preußen in bemfelben 
Berhältniffe entlaftet werde, 

»„ » Deutihland — Helfen). Der Gemeinderath von Darmſtadt tritt für 
ben wegen freierer religiöfer Anſichten vom Confiftorium in Anflagezuftand 
verfeßten Prediger Mitenius ein und gibt damit den Anftoß zu neuer Agis 
tation für eine freiere Kirchenverfaffung. 

»„ . (Spanien). Die vereinigten monarchiſchen Parteien (Unionijten, Bros 
greffiften und monarchiſche Demokraten) erlaffen ein Wahlmanifeft. 

15. „ Grankreich). Die Gerichte verurtheilen die Demonftranten von 2. d. M. 
und bie erften Zeitungen, bie Subfcriptionen für Baudin eröffnet haben. 
Die Regierung ſchreitet darauf geftüßt gegen alle Blätter ein, welche bie 
Subfcpription nicht einftellen. 

„ (Schweiz). Bei den Großratbswahlen in Genf fiegen die fog. Indepen⸗ 
benten neuerdings über die Nadicalen (Fazy) mit 74 gegen 30 Stimmen, 
Die Fatholifhe und bie focialiftiiche Partei fegen gar Teinen Vertreter durch. 

16. „ Eine von Rußland angeregte europäifhe Conferenz bejchließt in 
St. Petersburg eine Beſchränkung der Sprenggefchoffe im Kriege. 

„ (Defterreich-Ungarn). Cröffnung ber zweiten Seffion ber Delegationen, 
dießmal in Peſth. 

„ (Spanien). Die proviforifche Regierung befchließt die Reorganifation ber 
während ber Revolution gebildeten Nationalgarben (Freiwilligen der Freiheit). 

17. „ (England). Die Barlamentswahlen für bie Städte und Flecken fallen 
weit überwiegend zu Gunſten ber Liberalen aus. 

18. „ (Deutfhland — Bayern). Die Landrathsverfammlungen erklären fich 
faft alle mit großen Mebrbeiten zu Gunjten bes Echulgefegentivurfes ber 
Regierung. 

» (Spanien). Auch bie republifanifche und bie carliſtiſche Partei erlaffen 
ihre Wahlmanifeſte. 

20. „ (Deutihland — Preußen). Das Abg.⸗Haus genehmigt mit allen gegen 
20 Stimnen den Antrag Guerards (Fraction der Freiconſervativen) auf 
Abänderung bes Art. 84 der Verfaſſung (Mebefreiheit der Abgeordneten). — 
Ter Antrag Lasfer (14. Nov.) wirb ſchließlich abgelehnt. 

„ (Zranfreih). Das Tribunal von Ferrand erläßt in ber Baudin= Affaire 
ein freifprechendes Urtheil; das von Caſtres folgt ihm. 

on, Rem). Der Papft betätigt nach Tangem Zögern die Todesurtheile vom 
. Sept. 

„ (Deutisland — Baden). Die Majorität des Freiburger Domcapitels 
will der Forderung ber Regierung, die Liſte für die MWieberbefebung bes erz= 
biſchöflichen Stuhles zu ergänzen, entiprechen; die römifche Curie verhindert es. 

„ (England). Der norbamerifaniihe Gefandte fchließt mit Lord Stanley 
— Vertrag ab behufs Ausgleichung der Alabamafrage. Ratification vor⸗ 

ehalten. 

„ (Stalien). Menabrea bricht alle Verhandlungen mit Frankreich bez. einer 
Näumung Roms als vorerfi völlig ausfichtslos ab. 

„ (Spanien). Die proviforifhe Regierung verfügt bie Auflöſung der Frei⸗ 
willigen ber freiheit. 

24. „ (England). Die Parlamentswahlen in den Graffchaften fallen zu Gunften 
even umtoaliben aus und ftellen das Gleichgewicht wenigſtens einigermaßen 
wieder ber. 

„ (Rom). Monti und Tognetti werben in Nom hingerichtet. 

»„ (Deutfhland — Nordd. Bund). In Folge der vom Reichstag beichloffenen 
Mapregeln, namentlich des ſog. Nothgewerbegefeges, ift bie bisherige Steuer⸗ 
verfafjung Medlenburgs abfolut nicht mehr haltbar und der Großherzog legt 
baber bem Landtag bie Grundzüge einer neuen vor. 
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25. Nov. (Deutfhland — Preußen) läßt Rumänien und bas dortige Regi⸗ 
ment Bratiano gegenüber ber entfchiebenen Unzufriedenheit Ungarns mit defien 
Gebahren aufs entfchiedenfte und unzweideutigſte fallen. 
(Jtalien). Die II. Kammer ſpricht fi faft einftimmig tadelnd über bie 
nenlien Hinrichtungen in Rom aus. | 
„ . (Schweiz) Ber Bundesrath genchmigt ben Entwurf zu einer durchgrei⸗ 
fenden Reform des Militärweſens. 

28. „ (Türkei — Rumänien). Das Cabinet Bratiano nimmt feine Entlaffung 
und wirb dur ein Cabinet Cogolnitfcheano erſetzt. Beide Kammern find 
indeß auf Seite Bratiano’s; er felbft wird zum Präfidenten der IL, Nicolaus 
Golesco zum Präfidenten der I. Kammer gewählt. Ä 

29. „ (Deſterreich Ungarn: Ungarn). Erlaß eines Nationalitätengefches. 

30. „ (Deutihland — Preußen) Abg.- Haus: Der Auftizminifter fpricht 
fidy gelegentlich der Vorlage des Entwurfs eines neuen Hypothekengeſetzes für 
eine nationale Gefekgebung aus und trägt dafür den allgemeinen Beifall bes 
Hanfes davon. 

— „Mußland). Die Angelegenheiten ber griechiſch- unirten Kirche in Polen 
werden direct unter ben ruſſiſchen Cultusminifter geftellt. Ein Hirtenbrief 
ben men Biſchofs von Chelm wird bereits ausſchließlich in ruffiiher Sprache 
erlafien. . 


. Dec. (Deutfhland — Preußen) Abg.s Haus: Der Juſtizminiſter läßt 
- fich gelegentlich des Budgets für 1869 und der Poſition für Hilfsrichter am 
Dbertribunal zu fehr provocirenden Neußerungen gegen bie liberalen Fractio⸗ 

nen verleiten. 2 
„ (England). Das Reſultat ber Parlamentswahlen Tiegt nunmehr vollſtäu⸗ 

dig vor: die Liberalen haben ein Webergewicht von menigftens 100 Stimmen. 
„ (Stalien). Die I. Kanımer nimmt mit 168 gegen 84 Stimmen ein 
Selet an, das allen Stalienern außerhalb bes Königreichs das Bürgerrecht 
ertheilt. 

(Türkei). Die Pforte befchließt, ein Ultimatum an Griechenland zu richten, 
eventuell energijche Dtaregein zu ergreifen. 

2, „ (England). BDisraeli gibt feine Entlaffung ein, ohne erft ben Juſammen⸗ 
tritt des Parlaments abzuwarten. 

(Deutfhland — Heffen). II. Kammer: Der Abg. Meb flellt neuer: 
dings den Antrag auf Eintritt bes ganzen Großherzogthums in ben nordd. 
Bund. | 
„ (Franfreih). Tie Regierung erwartet an biefem als am Jahrestage bes 

Todes Baubins eine neue Demonftration und der Minifter des Sunern, 

Pinard, trifft dagegen bie gewaltigften Vorfihtsmaßregeln, durch die er ſich 

lächerlich macht, da jede Demonſtration unterbleibt. 

„ Schweiz). Der Verfaffungsrath bes Canton Zürich beendet die erfte Bes 
ratbung des Entwurfs einer neuen fehr bemofratiihen Verfaſſung. 

„ (Bortugal). Die öffentlihe Meinung fpricht fi entichieben gegen bie 

Idee ber iberifhen Union aus. Der Sahrestag ber Wiederlosreißung von 

Spanien wird mit befonderem Eifer gefeiert. 

(Deutfhland — Württemberg). Eröffnung bes Landtags. Die 
Thronrebe des Königs fcheint die Nevifion ber Verfaffung von dem Wohl: 
verhalten der II. Kammer abhängig machen zu wollen. 

(Spanien). Die Entwaffnung ber Freiwilligen ber Freiheit in San 
Maria bei Cadir ftößt auf Widerftand, der aber jofort unterdbrüdt wird. 

(Deutfhland — Baben). Das Minifterium Jolly Hält gegenüber dem 
Miptranensvotum der Offenburger fell. 

„ (DefterreiheUngarn). Schluß ber zweiten Seffion der Delegationen 
nach Votirung des gemeinfamen Budgets für 1869. Der Reichskanzler, Frhr. 

v. Veuft, wird in den erblichen Grafenftand erhoben. 
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5. Dec. (Spanien). Die Entwafinung ber Freiwilligen der Freiheit ſtößt auch in 
Cadix auf Widerftand, der nicht fofort unterbrüdt werben kann. Die Truppen 
müſſen Berftärfung abwarten. 

„ (Türkei). 600 neue Freiwillige landen unter Petropulafi, Vater und 
Sohn, von Griechenland aus auf Canbia. 

„ (DBeutfhland — Württemberg) Die U, Kammer beichließt auf 
ben Antrag ber demofratiichen Partei, eine Adreffe an bie Krone zu erlafjen. 

„ (Deutfchland — Preußen). Das Abg.Haus erklärt fih für Uebertragung 
des ganzen Etats des Auswärtigen auf den Etat bes nordd. Bundes von 
1870 an. Graf Bismard erflärt ſich damit einverftanben. 

„ (England). Das neue Cabinet unter Gladftone als Premier conflituirt 
fih nach Ueberwindung aller Schwierigkeiten. 

10. „ (DefterreideUngarn: Ungarn). Schluß bes ungarischen Landtags: bie 

ZThronrebe feiert den eingetretenen Umſchwung und Ausgleich. 

» (England). Das neue Parlament tritt zuſammen, um fi vor Neujahr 

noch zu conftituiren. 

., (Zurkei) übergibt in Athen ein Ultimatum und zieht Truppen in Theſſa⸗ 

lien zufammen, 

12. „ BDeutihland — Norbd. Bund). Graf Bismard geht nah Dresben, 
um den König zu feinem Geburtstag zu beglüdwünfchen. 

13. „ (Spanien). Die Aufftändifhen in Cadir ergeben fic) der Uebermacht ber 
Truppen unter General Caballero be Rodas. 

14. „ (Spanien). General Dulce geht endlich mit Truppen nad Cuba ab. 

„ » (Zürlei). Die Enofis wird von dem türfifchen Viceadmiral Hobart im 
Hafen von Syra eingefchloffen und damit bie bisherige Verbindung zwiſchen 
Griechenland und Ereta dem leßteren abgejchnitten. 

„  » (Berein. Staaten). Das Repräfentantenhaus erflärt fih endlich unum⸗ 
wunben ‚gegen jebe illoyale Beeinträchtigung der Staatsgläubiger. 

15. „ (Deutijhland). Preußen beantragt auf ben Wunſch Badens im norbb. 
Bunbdesrath den Abjchluß einer Mebereinfunft mit demjelben, ‚nach welcher 
Angehörige Babens Fünftig ihre Militärpflicht im nordb. Bunde und umges 
ehrt abzuleiften berechtigt fein follen. 

» (Spanien). Ein von der provilorifhen Negierung verfuchtes Anlehen 
von 2000 Dil. Realen mißlingt, indem nidyt 500 gezeichnet werben. 

„ (Rom). Die Sagra Consulta ſpricht, body noch nicht in letzter Inſtanz, 
neue Todesurtheile gegen Angeklagte vom October 1867 aus. 

„ (Griechenland) lehnt das Ultimatum ber Pforte vom 11. d. M. ab, der 
türkiſche Gefandte verläßt Athen und die Pforte fett die angebrohten Maß: 
regeln in Kraft. 

17. „ (Deutihland — Preußen). Das Herrenhaus lehnt auch den Guerard’s 
fen Antrag bez. Rebefreiheit der Abgeordneten mit. 73 gegen 41 Stimmen 
ab. Graf Bismard erflärt ſich für denfelben, aber nicht ſehr eindringlich. 

18. „ GSFrankreich). Der Minifter des Innern bat ſich unmöglich gemacht, wird 

entlaffen und durch Forcade de Ia Roquette erfegt. 

(Spanien). Das NRefultat der Gemeindewahlen ergibt in einer Meibe 
großer Städte einen Sieg ber republifanifchen Partei. In Madrid bleibt 
fie indeß entfchieden in der Minderheit. 

19. „ (Deutfhland — Preußen). Das Abg.-Haus vertagt fih bis Neujahr, 

wie 1867, ohne das Budget fürs Fünftige Jahr vorher erledigt zu haben. 

„ . (Deutfchland — Württemberg). II. Kammer: In dreitägiger Debatte 
wirb der von ber demokratiſchen Partei befüirworteie Adrehentwurf in ben 
widtigiten Punkten gegen ihre Wünſche amenbdirt und ber fo amendirte Ents 
wurf fchließlich mit 59 gegen 38 Stimmen abgelehnt. 

„. „ (Griechenland). Tie Kammer bewilligt der Regierung gegenüber ben 
Mafregeln der Pforte einen Credit von 100 Mill. Drachmen. Inzwiſchen 
ſchießt ihr bie Nationalbank eine halbe Million vor. 
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20. Dec. (Italien). Der König fendet ben General bella Rocca nach Rom ab, um 
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gegen neue Hinrichtungen zu remonftriren. 

Preußen ſchlägt in Taris den Zufammentritt einer Gonferenz ber Großs 
mäcte beb. Beilegung ber griechiſch-türkiſchen Differenz vor. Frankreich geht 
darauf ein und die übrigen Mächte gleichfalls, die Pforte indek nur unter ber 
Bedingung, daß bas Programm der Eonferenz auf bie Punkte ihres Ulti- 
matums vom 11. d. M. beichränft werde. Darüber wird nun verhandelt. 

» (Stalien). I. Sammer: Bubgetberatbung. Dem erneuerten Antrag, bie 
Zahlung ber päpftlihen Schuld zu fuspendiren, fett die Regierung bie Ca: 
binetsirage ‚entgegen, worauf berfelbe mit 211 gegen 111 Stimmen abge: 
lehnt wird. 

„ (Schweiz). Ter Nationalrath befchließt mit großer Mehrheit bez. einer 
Revifion der Bundesverfaffung im Sinne einer einheitlichen Eivilgefeßgebung 
ben Bundesrath zu Bericht und Antrag auf bie nächſte Sulifeffion einzuladen. 

„ (Kuremburg). Die Ergänzungswahlen zum Landtag fallen ganz gegen 
die franzöfifche Annerionepartei aus. 

„ (Deutfhgland — Norbd. Bund). Sachſen zieht feine bisherige Ge⸗ 
ſandtſchaft in Et. Petersburg ein. 

„ (Deutihland — Baden). Tie Offenburger wollen e8 doch nicht zu 
einem Bruce mit der Regierung treiben und fangen an einzulenfen. 

» (Türkei). Der alte Petropulafis ergibt ſich auf Candia mit feinen grie: 
hifchen Freiwilligen den Türken und wird einfach nach Griechenland zurüd: 
geichafft; der junge Petropulafis hält ſich noch. Der Aufftand neigt fichtlich 
dem Ende zu. oo 

„ (Branfreih). Der Staatsanwalt in Touloufe, Baron Söguier, Tegt feine 
Stelle in einem offenen Briefe nieder, in bem er ben Suftizminifter Baroche 
beichuldigt, die Staatsanwälte ſelbſt vor Gericht durch eine geheime Polizei 
zu beauffichtigen und ihnen feine Strafanträge geradezu aufzuzwingen. 

„ (Spanien). Auch in Malaga bricht wegen Entwaffnung der Freiwilligen 
ein Aufftanb aus. 

„ (Sriehenland) Da bie griehifche Nationalbanf ber Regierung ein er: 
kleckliches Anlehen verweigert, fo werden Unterhandlungen für ein foldyes mit 
ber Ioni ben Bank angefnüpft. . 

„ (Deutfchland — Baden). Mehrere angefehene Liberale erhalten Kirchliche 
Verwarnungen als Vorläufer förmliher Ercommunication. W 

—— und Belgien). Die franzöſiſche Oſtbahn unterhandelt über 
den Ankauf einiger beigiicher Eifenbahnen. Die belgifche Regierung erflärt, 
baß fie niemals dazu ihre Einwilligung geben könnte. 

„ (Rußland). Fortgang der Ruffifizirungstendenzen in den Oftfecprovinzen, 
Die Treue des beutichen Adels für das ruſſiſche Kaiferhbaus wird nachgerade 
angezweifelt. Eine große Anzahl Adeliger richten daher eine Loyalitätsadrefle 
an den Kaifer, und zwar in ruffiiher Sprache. — Die Regierung bemüht 
fih, den gänzlich ruinirten polnifchen Kleinadel der fog. weftlichen Gouverne⸗ 
ments zur Auswanderung nach der Krim zu bewegen. 


LI. 


Deutfhland, 


Preußen und Oeſterreich. 


— — — — 


. 


* 


J. 
Nord- und Süddentſchland. 


1. Preußen und der norddeutſche Bund — der deutfche Zollverein. 
1. San. Morddeutſcher Bund). Der König von Preußen als 


Bundesfeldherr erläßt einen neuen Mobilmahungsplan für das ge- 
ſammte norddeutſche Bundesheer, wonach die Mobilmahung von ihren 
Beginn an binnen 11 Tagen vollendet fein muß. 
» (Breußen: Schleswig.Holftein). In Nordſchleswig find vier neue 
däniſch gefinnte Blätter zumal entftanben. 
„ @reußen). Die Größe bes Nothſtandes in Oftpreußen kann 
nicht länger verhehlt werben. In einzelnen Theilen der Provinz 
herrſcht förmliche Hungersnoth und ift bereits ber Hungertyphus 
aufgetreten. 
„ MRordbeutfher Bund). Um in ber Armee des norbbeutfchen 
Bundes einen einheitlichen Ausbildungsmodus herzuftellen, wird eine 
Reihe preuß. Offiziere nad Sachſen, Heſſen, Medlenburg und Braun: 
Ichweig abcommanbirt. [Für die übrigen Stanten des Bundes bebarf 
e8 deſſen nicht, da fie ſämmtlich Milttärconventionen mit Preußen 
eingegangen haben, wonach theils ihre Contingente völlig in preuß. 
Negimentern aufgegangen find, theils Die ganze Verwaltung in preuß. 
Händen ruht.] 
„ @MRorddeutfher Bund). Zufolge Beihluß des Bundesrathes 
vom 2. Det. (27. Nov.) 1867 conftituirt fih die Commiſſion zur 
Ausarbeitung eines Eivilprogeßorbnungs-Entwurfs unter dem Vorſitz 
des Bundeskanzlers. 
v„ (Zollverein). Eine Verordnung bed Königs von Preußen 
führt die Gefebgebung des Zollvereing in Lauenburg cin. 
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\ 
— Kan. (Preußen). Weitere Adreſſen an den König aus den kath. 


Rheinprovinzen für Erhaltung der weltlichen Herrſchaft des Papſts, 
zuerft aus ben größeren, dann auch aus den Fleineren Städten, jebt 
ſelbſt aus der Lanbbevölferung. 


„ (Breußen). Wieberzufammentritt des Landtags. 

Stärfe der Fractionen: Die 80 Abgeordneten aus den neuen Landes⸗ 
tbeilen vertheilen fich in folgender Weiſe: Fortfchrittspartei 1, linkes Centrum 12, 
NationalLiberale 45, rechtes Centrum 3, freie confervative Vereinigung 1, 
Traction der Confervativen 5, bei Feiner Fraction 10 und erledigte Mandate 3. 
Zieht man die Vertreter der neuen Landestheile ab, jo ergibt ſich folgende 
Dergleigung für die Wahlen ber alten Provinzen in ben Sahren 1866 und 
1867: 


1866—67. 1867 —68. 
Minilterr > 2 nn 4 4 


Fortfchrittspartei - oo 2 200. 61 39 
Linkes Centrum . 2 2 2:2 2.0 51 23 
Nationalzlibrale . . 2 20. 32 52 
Liberale Katholiken bei feiner Fraction 15 10 
Rechtes Entum . 2.2. 23° 16 
Gonfervatide Bereinigung -. . . .» 16 52 
Fraction der Confervativen . . . 118 114 
Volen » 2 2 2 2 . 2141 16 
Bei feiner Fraction.. 2.2. 7 24 
Erledigte Mandate . . . 4 2 


Was bie liberalen Katholiken betrifft, fo iſt zu bemerken, baß fi) bavon 

jegt mehrere dem linfen Centrum angefchlojfen haben, die in ber vorigen 
Seffion nit dazu gehörten. 
„ (Preußen). Abg.-Haus: Zweite Lefung bes Lasker'ſchen Decla: 
rationsantrages zu Art. 84 der Verfaſſung (Nedefreiheit der Abge⸗ 
orbneten). Hoverbed (Hortichrittspartei) ftellt neuerdings ben Antrag 
auf motivirte Tagesordnung, 


Debatte: Schulze. (Fortichrittspartei): Ich kann dem beiftimmen, daß 
in Fragen, wie dieſe, wo es im allgemeinften Intereſſe ber Landesvertretung 
liegt, daß fie befeitigt werben, bag man fie aus der Welt fchaffe, — daß man 
da wohl, wenn ınan überzeugt ift, daß der eingejchlagene Weg zu bejtimmten 
praftifchen Nefultaten führe, von feinem fonftigen principielen Stanbpunft 
etwas nadjlaffen kann. Uber ich bitte doch zu bebenfen, daß wir, auch ſelbſt 
ganz abgejehen von dem anderen Factor ber Gefeßgebung, dem Herrenhaufe, 
bis biefen Augenblid dafür, daß der Antrag zu einem Nefultate führe, nicht 
einmal bie Garantie erhalten haben, die uns in einer Erflärung ber fol. 
Staatsregierung in einer folgen Frage doch bei Gott gegeben werden müßte. 
0... Zudem bat das kgl. Staatsminifterium in feiner Gefammtheit eine 
gebieterifche Pflicht "gegen das eigene Vaterland zu erfüllen. In biefem 
Augenblid ift in Defterreich die vollftändige Redefreiheit gewährt und gefichert, 
und bie Herren Minifter bier in Preußen wollen nicht die Hände dazu bieten, 
ber VolfSvertretung endlich das, was ihr durch die Verfaſſung längft gefichert 
ift,. frei zu geben. Ich begreife das nicht, und ich wage den Ausſpruch: ich 
glaube, Sie verfäumen bamit eine Pflicht gegen das Vaterland. Denken Sie 
an bie angefochtene Stellung Preußens in Süddeutichland, denken Sie, wie 
nothwendig wir der Sympatbien ber übrigen deutſchen Staaten bedürfen, 
und Sie wollen einen ſolchen Mafel auf ber Handhabung unferer Verfaffung 
ruben laſſen! Eine Pflicht gegen das Land ift es, fich Flar und deutlich zu 
erflären, damit Sebermann bier in biefem Haufe weiß, woran er mit ber 
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f. Staatsregierung ift in biefer Frage. Wenn Eie bieß gethan haben, dann 
werden erſt die Poſitionen ſämmtlicher Parteien des Hauſes klar werden, und 
dann werden wir die Frage zum Heile des Vaterlandes erledigen und eine 
jener alten Zwiſtigkeitsurſachen zwiſchen Regierung und Landesvertretung be: 
feitigen fönnen, bei der weder die Regierung noch die Gerichte des Landes 
an ihrer Autorität gewonnen haben! Juſtizminiſter Leonhardt erflärt 
hierauf lediglih, das Staatsminifterium habe in diefer Trage neuerdings 
einen Beſchluß nicht gefaßt, es werbe aber wohl ſpäter die Frage in Weber: 
legung nehmen. 

Bei der Abftimmung wirb der Antrag Hoverbeck abgelehnt und 
der Declarationsantrag neuerdings, mit 174 gegen 144 Stimmen, 
angengmmen. In ber Minderheit ift neben den Altconfervativen bie 
geſammte Yortjchrittspartei. Ä 

Budget für 1869: Etat des Auftigminifteriums, allg. Debatte. 
Laster ergreift die Gelegenheit, neuerdings bie Gebrechen der alt- 
preuß. Rechtspflege eingehend zu fchildern, dießmal mit möglichiter 
Schonung aller diefelben verjchuldenden Perjönlichkeiten. 


10. San. (Preußen). Abg.-Haus: Budget, -Suftizetat: Der Antrag 


12. 


” 


15. 


17. 


Laskers, die Pofition „für Hilfsarbeiter” beim Obertribunal ganz 
zu ftreichen, erhält nur 167 gegen 175 Stimmen, dagegen wird 
biejelbe Pofition beim rhein. Ober-App.“Ger. zu Köln mit 134 gegen 
132 Stimmen geftrihen. Der Juſtizminiſter erflärt fi indeß für 
einverftanden mit einer allmäligen Bejeitigung des Inſtituts der Hilfs: 
rihter. Die Pofition für das Ober-App.Ger. für die neuen Landes: 
theile wird genehmigt und mehrere gewiſſe Vorbehalte (im Intereſſe 
einer jpätern gründlichen Reform ber Yuftigorganifation) verlangende 
Anträge erhalten Leine Mehrheit. 


„ (Preußen) Die Verhandlungen mit Dänemark über bie Xb- 
tretung nordfchleswigicher Diftrikte werben vom däniſchen Geſandten 
v. Quaade und dem Leg.:Rath Bucher wieder aufgenommen. 

„» (Beimar). Eröffnung des Landtags: Die großh. Propofitions- 
ſchrift verheißt Vereinfachungen und Erfparniffe in ber Verwaltung 
und erflärt die Finanzlage des Landes für befriedigend. 


„ (Preußen). Abg.Haus: Budget, Etat des Innern: Allgemeine 
Debatte über die Frage der Organifation der Verwaltung für bie 
alten und für die neuen Provinzen. Die National-Tiberalen bringen 
darauf, daß für jebt alles darauf anfomme, ben proviſoriſchen Cha- 
rakter der betreffenden Bewilligungen im Budget als ſolchen feitzu- 
halten und nur als „Paufchquantum” zuzugeftehen. Der Minifter 
des Innern erflärt, die Regierung könne ein Paufchquantum nicht 
annehmen und müfje ein Definitivum verlangen. 

„ (Preußen). Das Abg.- Haus genehmigt faft einflimmig bie 
Eifenbahnvorlage der Regierung im Betrage von 40 Mill, Thlr. 
nur mit ber (jeit der Köln Mindener Angelegenheit) gewöhnlichen 
Klaufel, daß jede Verfügung über bie im Gefeb genannten Eifen: 
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bahnen durch Veräußerung zu ihrer NRechtögiltigfeit ber Zuftimmung 
beider Häufer bes Landtags bebürfe. 


Bon den 40 Mill. jollen 6,319,000 Thlr. Hannover, 6 Mill. Kurheſſen, 
3,119,000 Naſſau und 23,560,000 Oftpreußen zu Gute fommen. 


20. San. (Breußen). Abg.-Haus: Budget, Etat des Innern: Die 


22. 


Pofitionen für die hannoverſchen Landorofteien und ebenfo diejenigen 
für die hannoverſchen Aemter werben als Definitivum mit 201 gegen 
154 Stimmen abgelehnt und nur als Pauſchquantum bewilligt und 
auf den Antrag Solgers mit 186 gegen 175 Stimmen beichloffen: 


‚Die k. Staatsregierung aufzufordbern, eine volfländige NReorganifation 
der gefammten inneren Verwaltung, joweit fie gegenwärtig zum Gefchäfts: 


kreiſe der Regierungen gehört, in Uebereinflimmung mit den für eine neue 


Ordnung der Gemeinde:, Kreis: und Provinzialverfaffungen zu erlaffenden 
und bereits theilweife in Ausfiht geftellten Geſetzen baldmöglichft herbeizu- 
führen und in ber nächſten Situngsperiode des Landtags die besjallfigen 
Geſetze vorzulegen.” 

» Breußen). Die Prov.- Korrefp. verheißt, daß unmittelbar 
nah Schluß des Landtags der Miinifter des Innern hervorragende 
Mitglieder beider Häufer behufs einer DVerftändigung über die Re— 
form der Kreisverfaflung, an bie fich jpäter der Weiterbau ber pro: 
vinziellen Selbftverwaltung Tnüpfen folle, berufen werde. [Diele 
Berufung unterbleibt indeß wieder während des ganzen Jahres 1868]. 


23.—25. San. (Preußen: Hannover). Die flüchtigen Hannoveraner 


(die ſog. hannov. Legion) verlaffen die Schweiz plößlicy wieder und 
langen in Frankreich an, erft 450, fpäter ca. 730 Mann ſtark mit 
13 Offizieren. 


27. Yan. (Zollverein). Unterzeichnung einer Uebereinkunft zwifchen 


29. 


Preußen und Frankreich zu Berlin, dur) welche Preußen bie Herab- 
fegung des Weinzolls auf 10 Fr., Frankreich dagegen bie Entlaflung 
Medlenburgs aus feinem Handelsvertrage mit Frankreich zugefteht 
und damit der Eintritt besjelben in ben Zollverein ermöglidt. Die 
Unterhbandlungen über einen Zoll: und Hanbelsvertrag zwiſchen Defter- 
reich und dem Zollverein können nunmehr wieber aufgenommen werben. 
„ (Preußen). Urtheil der dritten Abtheilung des Kammergerichts 
in dem Prozefle gegen den Abg. Tweſten, der in erfter Inſtanz vom 
Stadtgerichte wegen Beleidigung der Juſtizbehörde durch Behauptung 
unwahrer Thatjachen in einer Rebe in der Situng bes Abg.-Haufes 


». 30. Mat 1865 zu zwei Jahren Gefängniß verurtheilt worden ift. 


Das Erfenntniß vernichtet das Urtheil erfter Inftanz, nimmt milbernde 
Umftände an und verurtheilt Tweſten zu 300 Thlr. Geldbuße, event. 
4 Monaten Gefängniß. Das Kammergericht erflärt übrigens, daß 
e8 bei feiner früheren Anficht über die Anmwenbbarfeit des Art. 84 
ber Verfaffung beharre, und nur auf Grund der Entſcheidung des 
höchſten Gerichtshofes jo habe erkennen müffen. 


» (Preußen). Das Herrenhaus entfernt aus bem Geſetze für 
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Uebernahme ber Schuld ber Elbherzogthümer an Dänemark! wiederum 
bie vom Abg.:Haufe eingefügte Herbeiziehung Lauenburgs. 

30. Jan. (Breußen). Abg.Haus: Budget. Mit 166 gegen 150 Stim⸗ 
men wirb beichloffen, von 1869 an die Zeitungsftempelfteuer fallen 
zu laſſen. 


— „Mordd. Bund) Sämmtliche preuß. Gefandte, mit alleiniger 
Ausnahme derjenigen bei ben fübd. Staaten, haben nunmehr ihre 
Beglaubigungsichreiben als Vertreter des nordd. Bundes erhalten. 

— „ (Luremburg). Die franz, Oftbahn übernimmt die Coupon 
zahlung für bie in Frankreich befindlichen Obligationen der Lurem- 
burger Wilhelmsbahn und unterhandelt über die Betriebspachtung 
biefer Bahn, refp. über deren Anlauf oder eine Fufion. Die öffent: 
lihe Meinung ſieht darin einen fehr wejentlihen Schritt zur An: 
nerion bes Ländchens an Frankreich 


1. Febr. (Preußen) Abg.Haus: Debatte über das Geſetz, betreffend 
die dem König Georg von Hannover und bem Herzog Abolf von 
Naffau gewährten Ausgleihungs-Summen (im Betrage von 16 und 
5 Mil. Thlr.). Die Commiffion trägt auf Oenehmigung der 
Borlage an. Ziegler, Schulze zc. bringen auf Verwerfung, Graf 
Bismard ftellt die Cabinetsfrage. 

Ein Antrag Sybels: will die Genehmigung ber Verträge an ben Vor- 
behalt Tnüpfen, „baß die nach GA des Vertrags mit König Georg V. biefem 
von ber Krone Preußen zu gewährenden Wertbpapiere und baaren Gelber, 
leßtere zinsbar angelegt, in ber Hand ber Krone Preußen beponirt bleiben 
und daß bie Staatsregierung fo berechtigt wie verpflichtet bleibt, biefes De⸗ 
pofitum als Eigenthum ber prenpilchen Staatscaffe zu behandeln, ſobald 
Seitens des Könige Georg V. oder feiner Rechtsnachfolger irgendein bie 
Bereinigung bes vormaligen Königreichs Hannover mit bem preußilchen Staate 
bedrohenber ober auf Wiederlostrennung jenes Königreichs oder eines Theile 
besfelben von Preußen mittelbar oder unmittelbar gerichteter Act angeordnet, 
verſucht oder vollzogen wird, und ebenfo, fobald Seitens bes Königs Georg V. 
ober feiner Nechtsnachfolger einer etwaigen Succelfion ber Krone Preußen in 
bas Herzogthum Braunſchweig ober einer etwaigen Vereinigung desjelben 
mit bem preußiſchen Staat ein Widerſpruch in Wort oder That entgegengejebt 
wird" — zieht jeboch ben letzteren Theil feines Antrags (bezüglich Braun 
ſchweig) vor Beginn ber Debatte zurüd „aus Gründen, bie ſich ben Erör⸗ 
terungen in biefem Haufe entziehen.“ 

Debatte: Ziegler gegen die Verträge, mit denen Niemand im Lanbe 
zufrieden fei. Die Commiffion gebe felbft zu, baß bie Fürften nad ben 
Berträgen befler flünden als vorher. Dafür gebe es in der Geſchichte gar 
fein Beilpiel. Und eine ſolche Summe follte weggegeben werben, während 
in den alten Provinzen ber Hungertyphus berrihe? Miguel für: Preußen 
babe nicht gegen die Fürften einen Eroberungskrieg geführt, jondern es fei 
ein nationaler Krieg geweien und da fei bie Grundlage boch eine ganz anbere. 
Das allgemeine Gefühl fage allerbings, ber König befomme mehr als er 
früher hatte unb früher hatte er fchon zu viel; die Fürſten follten weniger 
befommen. Aber es fei beſſer, man fage, bie Fürften hätten zu viel befommen, 
als Preußen babe ihnen zu wenig gegeben. Schulze gegen: Man gewinne 
bie neuen Provinzen nur durch eine liberale Regierung, buch Gewährung 
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ber Volfsrechte unb Hebung bes Volkswohlſtandes. Durch ſolche Verträge 
aber unterflüge man nur förmlich ein Prätendententhum. Die einzige Bes 
bingung für eine Entfhäbigung ſei bie feierliche Thronentfagung. Was werben 
wir bagegen durch bie Genehmigung biefer Nerträge erreihen? Den 
Abſolutismus mit Volfsverantwortlichkeit. Bieten Eie dazu bie Hand nicht ! 
Bismard: Wenn mit biefer Abfindungsiumme, wie wir fie Ihnen vorlegen, 
auch nur ein erheblicher Fortihritt in ber Verföhnung erreicht if, bann 
erfläre ich Yhnen, meine Herren, ich hätte noch mehr bewilligt, als biefe 
Summe beträgt, und wenn ber Hanbel jetzt ganz von Neuem zu machen wäre, 
ih bewilligte, wenn ich nicht anders die Unterfchriit des Königs erreichen 
könnte, dasfelbe, ja, ich bewilligte 10 Millionen mehr. (Senfation.) Es 
kann bie Werthſchätzung barüber eine fehr verfchiedene fein. Sie find weniger 
im Stande, bie Wertbihägung richtig zu überfehen, wie ich, weil Sie eben 
den Zuſammenhang ber Politif nicht zu überfehen vermögen, weil Sie bie 
ganze Sache ſelbſt nicht fo wie ich durchlebt haben und weil Sie biefelbe, 
was hiermit im Zuſammenhange ftehen mag, bei ber breimonatlichen Budget: 
berathung vergefjen haben, während fie mir tiefer im Gedächtniß ſteht. Sch 
kann die Politik, meine Herren, nur jo machen, wie ich fie verftehe, nur fo, 
wie ich fie in ihrer Gefammtheit verſtehe. Ich Tann mir aber bie einzelnen 
Theile nicht berausgreifen und mir jagen laſſen: bier ift die Regierung von 
aller Weisheit verlaffen geweien, das Tann nicht fein, das können wir nicht 
zugeben; alles Andere acceptiren wir, das aber nicht. Es ift ja möglid, 
meine Herren, daß wir, während die Einficht ber Regierung im Jahre 1866 
vieleicht über die Gebühr gerühmt worden ift, wir jegt plößlich von irgend 
einer geiftigen Verblendung befallen find, fo daß wir nicht wiffen, was wir 
thun und wir plößlich bornirte Verſchwender geworden find und bie Schäße 
bes Landes mit vollen Händen zum Fenſter binaus werfen. Sieht Ihnen 
aber, ich frage Sie, ver Finanz: Minifter aus wie einer von biefer Gattung ? 
(Auf den neben ihn fitenden Finanz Minifter zeigend. Große Heiterkeit.) 
Es wäre ja möglich, daß wir in folden ſchwierigen Gefchäften wie diejes bie 
Berehnung bes Augenmaßes vollſtändig verloren hätten; es wäre ja möglich, 
baß ich bier von einer Uebereilung angewandelt worden bin, und daß ich in 
dieſem Bertrage davon dffentliche Beweife gegeben habe. Ich kann biefe 
Vebereilung aber, meine Herren, auch bei ber unbefangenften Prüfung nicht 
erfennen. Meine Herren! Ich wiederhole es, ich würde, wenn ich es könnte, 
das Gefhäft ganz jo noch einmal machen. Iſt es Ihnen aber, meine Herren, 
mit der Mißbilligung, mit der Verwerfung Ernft, dann bitte ih Sie dringend, 
haben Sie auh ben Muth ihrer Meinung, dann bitte ich Sie dringend, 
ſchließen Sie Sich bem Vorrebner an. Sie werben bie Regierung vielleicht 
conftitutioneller finden, als Sie vielleicht vorausfehen. (Senfation.) Es ift 
natürlich, meine Herren, daß eine Megierung, welche einmal dieſen Vertrag 
abgefchloffen hat, wenn fie in einem folchen Votum von ber Zanbeevertretung 
besavouirt worden iſt, daß eben dieſe Regierung dann die Geſchäfte nicht fort: 
fegen fann. Diejenigen, welche bie Maßregel für eine unrichtige halten und 
deßhalb die Politit ber Negierung verwerfen, werben dann in ber Nothwen⸗ 
bigfeit fein, ihrerfeits zu verfuhen — und ich will das Meinige dazu thun, 
ihnen das möglich zu maden —, wie bie Sache ihnen gelingt, wie die Sache 
ohne den hannover’jchen Vertrag ſich regeln läßt. Sie werben ja dazu Ges 
Iegenheit haben; ber Vertrag wird neu gejchloffen; neue Leute, neue Grund⸗ 
ſätze werben fich geltend machen. Tann will ic nach ſechs Monaten 'mal 
wieberfommen und fragen, ob Sie Recht gehabt haben. Ach babe aber auch 
ferner noch Gründe, meine Herren, die ih, um bie Sache felbft nicht zu 
nullificiren, Hier von ber Tribüne nicht öffentlich anführen will. So lange 
Sie aber nicht in voller Kenntniß ber Dinge und nad) eigener Erfahrung 
iprechen, fo beurtheilen Sie uns wenigftens mit weniger Härte, als e8 zum 
Beifpiel von dem erſten Herrn Redner mit ber fanfteften Stimme von ber 
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Welt geſchehen ift (Heiterkeit), und rufen Sie nicht gegen uns ben ohnehin 
aufgeregien Sinn ber Nothleidenden auf, und ziehen Sie nicht Dinge hinein, 
bie eigentlich gar nicht in bie Sache gehören. Laster gegen: Ich würde 
im bhöchften Grabe bedauern, wenn bie Ablehnung ber Vorlage den Herrn 
Minifter » Bräfidenten beflimmen follte, bie Arbeit, bie er in ber nationalen 
Entwidlung begonnen bat, nunmehr liegen zu laffen. Ich Tann mir nichts 
Gefährlicheres denken, als wenn bie Hand, bie fo geſchickt begonnen, ben na⸗ 
tionalen Staat aufzurichten, nun plößli von biefem Werfe fih abwenden 
follte. Aber, meine Herren, wenn biefer Fall eintreten follte, wenn bier ſchon 
bie conftitutionelle Praxis zur Regel würbe, bann vertraue ich dem Patrio⸗ 
tismus bes Herrn Minifters, daß er in Turzer Zeit fich überzeugt haben wird, 
e8 gehe ohne ihn nicht, und daß er wieberfommt, vielleicht ohne die Vorlage. 
(Heiterkeit.) Bon feinen anderen Collegen glaube ich allerdings, bie werben 
fchwerlich ber Ueberzeugung fein, daß der nationale Staat nicht ohne fie auf: 
zurichten wäre, und tritt biefer Erfolg cin, fo werbe ich nicht bedauern, wenn 
bie dentichen Angelegenheiten fich vier Wochen in Verwirrung befinden. (An: 
baltende Heiterfeit.) Bismard: Ich bin dem Herrn Vorrebner ſehr dankbar, 
daß er meinen PBatriotismus nicht unterfchäßt, aber ich glaube, er überſchätzt 
menſchliche Kräfte, wenn er annimmt, daß e8 irgend einer Perſönlichkeit möglich 
ift, mit der einer Hand eine Anzahl der bedeutenden Capacitäten des Landes 
abzuwehren, ja, abgefehen von anderen Gründen, bie außerhalb dieſes Haufes 
liegen, und mit ber anberen Hand gelegentlich das Ruder des Staates zu 
führen. Es ift das eine Mafchinerie, in deren Friction jede Perfönlichfeit 
nad einiger Zeit zu Grunde gehen muß. König Georg glaubt, einen ftarfen 
Anſpruch auf die Krone Hannover zu haben, und meiner Meberzeugung nad 
bat er felbft diefem Anfprude in diefem Abkommen mit vollem Bewußtſein 
entlagt. Er fonnte unter anderen Umftänden von feinem Gegner Preußen 
gar nichts annehmen; dann wäre er gefährli; benn ein armer Präten: 
bent ift ber geſchichtlichen Erfahrung nad gefährlicher, als ein 
reicher, weil diefer nicht das durchſetzt, und ein armer Prätendent mit feiner 
Umgebung, der nichts zu verlieren hatte, bat oft gefiegt. König Georg Fonnte 
genau das annehmen, über das er vorher bisponirt, was er gehabt hatte. 
Ich kann nun nit mehr annehmen, ohne mir Vorwürfe zu machen, wenn 
ih von meinem Rechte nicht Lafje, obfchon felbft diefe Annahme bie Pofition, 
in ber ich ftebe, zweifelhaft machen könnte; fobald er aber mehr nahm, als 
ihm zuftand, entfagte er feinem Rechte, und dafür mußte er in biefem Mehr 
das Aequivalent annehmen. Der Gedanke eines Gefchenfes ift bier unzuläffig 
und unmöglih; in einem folden Verhältniffe gibt und nimmt man nicht 
Geſchenke, bie einem Ueberfluffe bes gegenfeitigen Wohlwollens ent|pringen. 
(Heiterfeit.) Es mag von Seiten bed Königs Georg und von befjen Umgeb⸗ 
ung gejagt werden, er habe nicht entjagt; das ift vollfommen gleichgültig; es 
fommt nicht darauf an, was König Georg perfünlih darüber benft. Der 
König Georg hatte bei der Wahl, entweber flandesgemäß zu leben, oder in 
einer Lage zu fein, die eigentlih Darben gewefen wäre, die Unterjchrift ge: 
zeichnet. Er hatte das Lettere gewählt, weil fonft die Ungewißheit ber Zeit, 
in welcher er relativ zum Darben genöthigt geweſen wäre, ſich vergrößerte; 
er bat gewählt unter bem Drude der Drohung: wir würden fonft an ben 
Landtag geben und mit diefem verhandeln. In biefer angenehmen Situation 
war bie Unterfchrift zu erlangen; denn ich glaube, daß bas Haus und König 
Georg nicht fo raſch, als es wünſchenswerth war, ſich verftändigt haben 
würden. Was über den Rechtsanſpruch bes Königs Georg vorliegt, fo muß 
ich gefteben, biefe Frage Habe ich mir nie geftelt. Ich babe mich daran ge: 
halten, welche politiiche Vortheile daraus hervorgingen. Es ift angedeutet 
worben, baß ber Herzog von Auguftenburg die Verzichtleiftung feines Vaters 
aus inneren Gründen des Vertrages nicht anerfannt habe. Nehmen Sie an, 
baß die Entfagung auf ben Thron expressis verbis in bem Vertrage fände, 
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fehr viel Werth hätte das nicht: ber König würbe, wenn er Bunbesgenofjen 
hätte, dieſe Abmachungen als erzmungen und erfchlichen betrachten, und bie 
Befeſtigung der Situation, die wir aus einem ſolchen Abkommen Hannover, 
Europa und der Umgebung bes Königs Georg gegenüber herleiten, die haben 
wir auch duch diefes Ablommen in vollem Maße. Tweſten für: Jedoch 
nur unter ber Breifion der vollendeten Thatſache Bismard: Der Bor: 
redner behauptet, ich hätte geringichägig von dem Rechten dieſes Hauſes ge= 
jprochen, aber ich Habe bloß gejagt, daß ich das Necht des Königs Georg auf 
eine Entſchädigung nie einer befonberen Erwägung unterzogen habe und 
möchte nicht gerne, daß unter ber Geburtshilfe bes Vorredners wieber ein 
geflügeltes Wort entftehe, ähnlich wie jenes „Macht geht vor Recht”, was ich 
auch nie gefagt babe. Sybel für feinen Antrag. Bismard: Ich glaube 
nicht‘ zu irren, wenn ih annehme, daß bie Ausführungen des Vorredners 
theilweife auf bem factifchen Irrthume beruhen, als ob die preußifche Re⸗ 
gierung überhaupt jemals beabfichtigt, bie Dispofition über das Kapital in 
bie Hände bes Könige Georg zu legen. Die Verwaltung wird immer eine 
ſolche bleiben, daß fie, natürlich unter Zuziehbung des Landtages und Zu: 
flimmung ber Agnaten, von ber preußifchen Regierung geführt wirb. 


Bei der Abftimmung wirb der Antrag Sybel abgelehnt und bas 
Sefe nah dem Antrage ber Commilfion mit 254 gegen 113 
Stimmen angenoınmen. (In ber Minorität befinden fi ein Theil 
ber Schleswig-Holſteiner, die Fortſchrittspartei, faſt alle altländiſchen 
National-Liberale und einige Mitglieder des linken Centrums; die 
Majorität beſteht aus den Conſervativen, den Frei-Conſervativen, 
den Altliberalen, ven anweſenden Polen und faſt ſämmtlichen Han⸗ 
noveranern, Kurheſſen und Naſſauern). 


1. Febr. (Sachſen). Landtag: Die Regierung legt demſelben eine 


3. 


Novelle zum Strafgeſetzbuch vor, durch welche die Todesſtrafe ab: 
geſchafft werden ſoll. 

„ Weimar) Der Landtag lehnt die Einführung bes directen 
allgemeinen Wahlrechtes mit 17 gegen 13 Stimmen ab. 

„ Die gefhäftsführende Commilfion des 36er Ausſchuſſes beſchließt 
zu Frankfurt, namhafte Bewilligungen aus ben noch feit 1864 ver- 
bliebenen Geldern zur Wahrung und Unterftügung ber deutſchen Sache 
gegenüber den bänifchen Agitationen in Nordſchleswig. 


4. - 6. Fehr. (Preußen). Abg.⸗-Haus: Dreitägige Debatte über bie 


Gewährung eines Provinzialfonds an Hannover (Entwurf eines 
Geſetzes betr. die Heberweifung von Beftänden bes vormaligen hannov. 
Domanial-Ablöſungs- und Veräußerungs-Fonds an ben probinzial: 
ftändifhen Verband ber Provinz Hannover). 


Anträge: Die Commiffion beantragt bie Zuflimmung zu ber Re⸗ 
gierungsvorlage, bie der Provinz einen Betrag, welcher nach dem Rechnungs⸗ 
abichluß von 1867 ein Auffommen an Jahreszinſen von 550,000 Thlr. ges 
währt, überweiſen will, unter Verminderung ber Summe um 50,000 Thlr.; 
v. Kardorff beantragt die Weberweifung von jährlih 500,000 Thlr., 
v.Dieft die Vewilligung nur für biefes Jahr, v. Brauchitſch will jährlich 
100,000, für die nächſten 10 Jahre aber noch außerdem 400,000 Thlr. ver: 
willigt haben; dv. Bonin beantragt, den hannover'ſchen Tomanialfonds Bis 
auf Weiteres als ein für fich beitehendes Ganzes zu verwalten, aus ben 
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Einnahmen vorweg aber vom 1. Januar ab jährlich 550,000 Thlr. Hannover 
zu überweifen; Francke beantragt bie Vorlage eines Selbflverwaltungss 
gefeßes und die Gewährung einer regelmäßigen Sabres- Einnahme für alle - 
Provinzen. - 

Debatte: 4 Febr.: Binde (Minden) gegen: Er Fünne bier nur bem 
Standpunkt eines Vertreters des preußiſchen Staats einnehmen unb müſſe 
fi deßhalb gegen die Vorlage ausiprehen. Von einer rechtlichen Verpflich⸗ 
tung könne feine Nebe fein. In ben alten Provinzen haben wir die Selbſt⸗ 
verwaltung, aber müffen bie Koften dafür aus eigener Taſche aufbringen; 
ber Staat ſchießt z. B. für Srrenanflalten für die acht alten Provinzen ein 
Biertel von dem zu, was Hannover zu dieſem Zivede allein verlangt. So 
lang Hannover felbftändig war, kam es im Ganzen auf basfelbe heraus, ob 
das Geld durch den Staat oder die Provinzen aufgebracht wurbe; jett aber 
bat feine Provinz einen größeren Anſpruch an ben Staat als die andere. 
Bismard: Die Regierung bat der Provinz eine Zufage gemacht, auf deren 
Auslöfung durch den preuß. Landtag fie glaubte rechnen zu dürfen, und e8 
würde ihr ſchmerzlich fein, wenn fie fich hierin getäufcht Hätte. Die F. Re⸗ 
gierung ift bei biefer Vorlage durch zwei Rückſichten geleitet worben. Die 
eine Rüdfiht war bie, dem Lande Hannover ben Webergang zu erleichtern 
und Billigfeitsrüdfichten babei walten zu laſſen; die andere Nüdficht war 
diejenige — und biefe ift für mich perfönlich in hohem Maße leitend ge: 
weſen — , auf biefe Weife eine größere Decentralifation,, als fie bisher im 
preußiichen Budget Plat gefunden, anzubahnen und ben Provinzen diejenigen 
Angelegenheiten, welche beſſer vom provinziellen Standpunkte als vom cen⸗ 
tralifirten angebaut werben können, zur Selbftverwaltung zu libergeben und 
dann an die bannover’ihen und heififchen Vorgänge weitere Vorlagen im 
nächſten Jahre zu fnüpfen ... . » Mas demnächſt das zweite Motiv ber 
Regierung betrifft, die Decentralifation, fo war e8 für mich eine Anſchauung, 
bie ih mit Freuden begrüßte, als das Staatsminifterium fi nad) einigen 
Kämpfen und Schwierigkeiten von Seiten ber Bureaur, die das Altgewohnte 
vertraten, darüber einigte, hier zuerft eine Brefche in das Syftem ber Gens 
tralifation zu machen. Es wurbe mir bies ſehr erleichtert burdy den Vorgang 
in Kurbeflen, unb bie fanatifche Liebe der Kurheſſen zu ihrem Staatsichag 
ift vielleicht der erſte Anftoß zu bdiefer Decentralifation gewefen. Ich bin 
überraicht, daß Feiner der Herren Redner, die unfer Berfahren in biejer Frage 
angegriffen haben, auf ben kurheſſiſchen Staatsſchatz auch nur zurüdgefonmen 
ift. In den Älteren Provinzen bat fich auch nicht die leifefte Unzufriedenheit 
über das fchließliche Verfahren ber Negierung in dieſer Sache Tundgegeben; 
im Gegentbeil, man bat ber Regierung gebanft, und es ift in öffentlichen 
Blättern anerfannt worben, daß bie Regierung feinen Anftand nahm, ein 
Verſehen, das fie nad) ber Probe, welche die öffentlihe Stimmung barauf 
machte, glaubte begangen zu haben, offen zurüdnahm, und daß fie ben eng: 
liſchen Grundfaß acceptirte, es ift männlih, feinen Irrthum offen einzus 
gefteben, wenn man ihn einjieht. Damals find wir nicht getabelt worden, 
und nun fol mit Einem Male basfelbe Verfahren vollftändig anders fein. 
Die Kurheſſen hatten nit um ein Haar breit mehr juriftifches Recht auf 
ben Staatsihag als bie Hannoveraner auf den Provinzialfonds, und nichts 
beflo weniger wünſche ich ber Regierung noch heute Glück, daß fie die juris 
ftiihe Goldwage nicht angelegt, fonbern nad) dem politifchen Ermeſſen gehan⸗ 
belt bat. Ich wieberhole bie Zufage, die ich bereits in ber Gommilfion 
gegeben habe, daß es bie Abfiht ſämmtlicher Staatsminifter und bie von 
St. Maj. dem Könige gebilligte Abſicht if, in dem nächſten Bubget auf 
biefem Wege weiter zu geben und für fämmtliche Provinzen Vorlagen zu 
machen, welche jeber Provinz einen Theil des Budgets zur Selbftverwaltung 
überweifen, allerdings in Ausgabe und Einnahme; denn es Fann fich nicht 
barum handeln, daß bie einzelnen Provinzen fich unter einander noch Ge: 
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ſchenke machen. Wo zwei neue Provinzen, wie Hannover und Kurheſſen, in 
ber erceptionellen Lage find, daß fie ein erhebliches Staatspermögen mitbringen, 
da liegt die Sache eben anders, als in den anderen Provinzen. Ich wünſche, 
dag jede von ben Provinzen 19 Millionen Provinzialvermögen hätte, und 
wir würben anders tiber die Sache reden fünnen, jo aber kann nur die Frage 
fein, ſoll dieſes hannover'ſche Provinzialvermögen in ben allgemeinen großen 
Topf geworfen oder Hannover gelafjen werben. Bei den alten Provinzen 
würbe eine Ueberweilung von Provinzialvermögen nichts Anderes fein, als 
ein Geſchenk, das 3. 3. Schleſien an die Rheinprovinz machte unter ber Be- 
bingung, baß bie Rheinprovinz an Schleſien eben fo viel wiederſchenke. 
Sollte uns biejer Verſuch einer ſolchen Tecentralifation, den ich fiir meine 
Perfon fchon jeit Jahren verfolge, und ben ich ben zweiten nennen kann, ba 
ber in Kurbeffen vorausgegangen, follte uns dieſer Verſuch heute abgelchnt 
werben, fo Fünnte das Feine andere Wirfung haben, als daß die Regierung 
in biefem Borgange in hohem Grade entmutbigt wird. Ich weiß nit, ob 
ih bazu ratben fol. 

5. Zebr.: v. Karborff für: Das einzige Mittel, die bösartigen Aus: 
wüchſe bes Parteitreibens zu verhindern, wie fie bie Conflictszeit gezeigt hat, 
ift die Selbfiverwaltung. Bismard: Sch bin überzeugt, daß bei einer 
genauen Prüfung der flenographifhen Berichte fih ein principieller Unter: 
jchied zwifchen den Auslaffungen, bie im Namen des Minifteriums des In⸗ 
nern über die Frage ber Decentralijation geiallen find, und zwifchen den 
meinigen nicht finden kann; denn es ift eine zweifellofe Thatfache, daß im 
Schooße bes Minifteriums eine Meinungsverfchiebenheit nicht herrſcht, daß 
wir Alle barüber einig find, die Decentralifation in dem Maße, wie ich es 
geftern charakterifirt Habe, zu erfireben, und auch ber Minifter des Innern ift 
dabei in feiner Weiſe anderer Meinung geweſen. Es iſt möglich, daß er in 
Bezug auf die Modalitäten ber Ausführung über die Uebernahme unbejol: 
beter Ehrenämter fceptiichere Anfichten hat, als fie mir und dem Vorredner, 
ber eben fprach, eigen find. Das iſt eine Sache ber Erfahrung. Sollte fi 
bie Borausfeßung bes Herrn Minifters des Innern in ber Praxis als be= 
gründet ergeben, jo würde das vielleicht zu ber Nothwendigkeit führen, nicht 
ausſchließlich auf gewählte unbefoldete Ehrenämter zu recurriren, fondern den 
unabhängigen provinzielen Körperfchaften fachkundige Beamte beizugeben, bie 
fie wählen mögen, wie dies ja ſchon früher gefchehen ift; das find alles 
Modalitäten der Ausführung, auf die ich jet nicht weiter eingehen will. 
Darin aber ift das Staatsminifterium in fi einig, daß der jeßige Zuftand 
fo bald wie möglich aufhören möge, ber Zufland, daß über jeden Zaun und 
über jede Brückenbohle durch fünf Inftanzen bis nad Berlin gegangen wirb, 
und daß fchließlich die beiden äußerſten Pole, die Bezirks: Gensdarmen und 
bie geheimräthlichen Negionen doch die eigentlich entſcheidenden Inſtanzen in 
jeder Sade find. In diefem Zuftand, in dieſer Art und Weife ber Geſchäfts⸗ 
führung eine Remedur zu fchaffen, bie Aufgabe verflehen wir unter Decen: 
iralifation. Wie wir fie realifiren Tönnen, das werden wir mit Ihnen genau 
beratben und feinem Wunfhe und feiner Belehrung unzugänglidh fein. 
Walded gegen: Wir find in allen diefen Materien auf einem unfertigen 
Standpunkie; wenn Sie biefe Angelegenheiten ordnen wollen, bann mülfen 
Sie diefelben für den ganzen Staat ordnen. Die Staats :Chauffeen müſſen 
eben central verwaltet werben, das liegt in ber Natur ber Sache, fie waren 
im früheren Etaate Hannover central verwaltet und in unjere Gentralvers 
waltung muß nun auch der Staat Hannover einrüden. Das nenne ich aber 
nicht Decentralifation, daß man einen Gegenftand, ber wirklich central ift, 
aus ber Gentralverwaltung ausfondern will. Wir fünnen unmöglich fo einen 
Punkt aus dem organifchen Ganzen ber Verwaltung herausnehmen, und biejen 
Punkt feftftellen, ohne daß uns ber Plan des Ganzen vorliegt. Man ſpricht 
uns von ber Provinz Hannover, Ich habe fon neulich Dagegen proteftirt, 
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und das ift ein Hauptgrund, weßhalb ich damit einverftanden bin, daß bie 
Bewilligungen im Budget für bie Verwaltung ber Provinz Hannover nur 
proviforifche fein follen. Meiner Meinung nach Tönnte ber preußifche Staat ' 
nichts Unangemefjeneres begehen, als wenn er die Provinz Hannover, die 
jegt noch als ein organiſches Ganzes befteht, bleibend fortbeflehen ließe. 
Geograpbifhe und mercantile Nüdfichten jeder Art fprechen dagegen. Wenn 
ber Staat Hannover ein Keil im Fleiſche von Preußen, von Deuſchland war, 
fo war er in fih nicht cobärent, mit Landestheilen ausgeftattet, die nicht in 
ber minbeften biftoriichen Verbindung ftehen. Das Berwaltungsiyftem, ba 
berufe ich mich auf Herrn v. Bennigfen, Tann dort nicht fo fortbeitehen bleiben. 
Die Provinz Hannover in ihrer gegenwärtigen Conftruction bat ganz unmöglich 
irgend eine Xebensfähigfeit, und &8 wirb eine Umgeftaltung nad einer Reihe 
von Jahren herantreten, zumal wenn eine Bereinigung Hannovers mit Brauns 
ſchweig eintritt, bie ich ganz feft in Ausficht genommen habe. Diefe Provinz 
müßte dann ben Namen „Nieberfachlen” führen, wie das Land früher genannt 
wurde, Deine Herren, wenn Sie davon ausgehen, bann find alle ſolche 
hannover'ſche Provinzialgelüfte ſchon in der Wurzel vertilgt. Es fol nicht 
fein, e8 kann nicht fein, daß ein foldher Staat, der aus allerlei Gelegenheiten 
zufammengeflict ift, fih vor uns geriren will, als hätte er biftorifch berech⸗ 
tigte Provinzial⸗Intereſſen! Sie aber thun es, wenn Sie einen Provinzial: 
fonds für Hannover feitftellen. Ich erwähne den Antrag Solger, der zur 
Annahme gefommen iſt, und ber eine vollitändige Neorganifation ber ges 
fammten inneren Verwaltung verlangt. Wird diefem Antrage Folge gegeben, 
dann fommen wir auf den richtigen Gang, dann erft wird bie Frage fein, 
wie jollen die Provinzen bdotirt werden. Die Regierungs: Vorlage ericheint 
mir demnach verfrübt. Es bleibt num noch jene Decentralifations- ‘bee übrig, 
bie uns der Herr Miniſter-Präſident namentlich geftern, wiewohl nicht jo 
ganz mit voller Seele, vorgeführt bat. Der Herr Abg. v. Benda hat fie fo 
fritifirt, daß ich beinahe mit jedem Worte mich einverftanden erklären kann. 
Die Decentraliſations-Idee in biefem Sinne aufgefaßt, ift wirflich der größte 
Mißbrauch, denn man mit biefem Worte machen Tann. Meine Herren! 
Haben nit alle unfere Provinzialftände ſolche Verwaltung? haben fie nicht 
für Srrenhäufer und ähnliche Anftalten eigene Fonds? Sprechen fie befjen 
ungeachtet nicht davon, bag wir in Preußen ber Decentralifation bedürfen ? 
Sa, bie Decentralifation befteht barin, daß ber Regierung, ben Regierungs⸗ 
organen fein folder Einfluß gegeben wird, wie er jegt eriftirt. Die Herz 
ftellung der Verwaltung ber Gemeinden in ihren Angelegenheiten und in ber 
Ortspolizei, bie Heritellung des freien Wahlrechts in ber Gemeinde-Vertretung, 
bas ift bie Decentralifation. Wenn man aber die Gentralifation, die richtig 
vorhanden ift für allgemeine Angelegenheiten und bie ihr Organ findet, fo= 
wohl in ber Staatsregierung als auch im Abgeorbnetenhaufe, wenn man 
bieje vernichten will, das nenne ich Zerbrödeln des preußiſchen Staates, das 
nenne ich einen Wiberftand gegen das Syflem von bem wir ausgegangen 
find, und darum mögen Sie es jehr wohl begreifen, daß von ber linken wie 
von ber rechten Seite dieſes Haufes ein folder Plan den ärgften Wiberftand 
findet. Nun mit Einem Worte: weder Recht noch Politik fpricht für diefes 
Geſetz und Alles ſpricht bafür, daß nicht eher in Anfehung der Provinz 
Hannover irgend etwas feftgeitellt werbe, als bis wir ben ganzen Plan, ben 
ber Antrag Solger verlangt, vor ung haben, und barum Fönnen und werben 
wir nicht für dieſes Geſetz und für Feines ber Amendements flimmen. 
Bismard: Ich befinde mid in ber ungewöhnlichen Lage, dießmal basfelbe 
Ziel verfolgt zu haben, das ber Herr Vorrebner als das feinige binftellt, 
nämlih die ProvinzialsEintheilung mehr in Einklang zu bringen mit ben 
alten Stammesverhältniffen, und, wenn ich fo fagen fol, mit ben alten 
Neichskreifen. ALS ich nach dem Friedensſchluſſe hieher zurückkam, fo ſchwebte 
mir ein deal vor, deifen Verfolgung und Feſthaltung vielleicht die Urſache 
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ber Verſpätung geweſen ift, bie ber Herr Vorrebner bezüglich ber Beſchlüſſe 
über Hannover rägte, und der Plößlichfeit, mit ber fie daher gefaßt werben 
mußten, weil viel Zeit Über biefes mein nicht verwirklichtes Ideal verloren 
war. Ich hatte den Gedanken verfolgt, zunächſt die rhein-fränkiſchen Theile, 
etwa die drei Bezirke Naffau, Hanau, und vielleicht auch Yulda, mit der 
Nheinprovinz zu verbinden, zu einer Provinz Nheinfranfen, den übrigen 
heil von Hefjen baran zu erinnern, daß Helfen früher Weftihüringen war, 
und Marburg die Hauptitabt von Thüringen, und eine Provinz Thüringen 
zu fchaffen, weldhe die in preußiſchen Beſitz geratbenen Beſtandtheile diefes 
uralten Landestheiles in fich begreifen follte, alfo ben bei Weitem größeren 
Theil ber heutigen Provinz Sachſen bis gegen Wittenberg bin und bie füds 
lihen Enclaven von Hannover; ebenjo bie alten Theile Dsnabrüd und Oft 
jriesland an ben alten Reichsfreis aus früherer Zeit, an Weftfalen zurück⸗ 
zuverweilen, und demnächſt eine Provinz Niederſachſen — jo war ber Name 
des Neichsfreifes, den ih wünſchte — unter Hinzufügung des alten nieder: 
fächfiihen Landes Magdeburg berzuftellen. Dieſes Ideal Hat fich nicht ver: 
wirklicht; es fcheiterte vielleicht an dem Mangel an Zeit, an bem Mangel 
an Arbeitskraft. Es Tiegt auf der Hand, daß, wenn foldhe Revirements in 
ber Brovinzial-Eintheilung ftattfinden follten, die jhon fo unvollflommen und 
eilig überwältigten Gefchäfte gar nicht mit dem jetigen Perfonal hätten über: 
wältigt werben können. Es ift gearbeitet worden von allen Seiten jo viel 
man fonnte, vielleiht unvolfommen und ohne Geſchick, aber wir müfjen bie 
Menſchen fo verbrauchen, wie wir fie haben; wir können feine anderen Mens 
chen machen. Aber vielleicht hätte mich dieſes Hinderniß noch nicht abgeſchreckt 
und auf ein Proviforium geleitet, aber ein Widerftand, der ftärfer durchſchlug, 
war ein ſolcher, der ſonſt auch von der Kortichrittspartei fehr hoch angeichlagen 
wurde. Ich erinnere mich, daß gejagt wurde, als es nach dem ſchleswig⸗ 
bolfteinifchen Kriege über das weitere Geſchick des Landes Schleswig-Holitein 
fih handelte — daß gerade von der Fortſchrittspartei mir entgegengehalten 
wurbe: das Volk fol felbft entfcheiden. Genau nad) diefem Recept ber Fort: 
jhrittspartei find wir in Hannover verfahren und werden nun barum ges 
tadelt. Es erhob fih zunächſt von Kurheffen ein Widerſpruch dagegen, das 
bortige Staatswefen zerſetzen zu laffen; die Kurheffen wünfchen zufammen 
zu bleiben in dem alten Geſammtweſen; man wollte in einer Provinzial: 
Berfafjung bleiben und Hanau und noch weniger Fulda nicht fahren laſſen. 
Es war auch in Naflau eine gewiffe Abneigung, fich dem größeren Ganzen 
ber Rheinprovinz anzufchließen. Es machte fih auch fpäter ein ganz be= 
fimmter Widerfpruch unter den hannover'ſchen Vertrauensmännern und im 
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nover geltend, und in DOsnabrüd war man — fo viel mir zu Obren ge: 
fommen ift — einftinnmig gegen jede Abtrennung von Oſtfriesland. In Oft 
friesland felber befteht unter den Bewohnern Zwieſpaltigkeit. Es ſcheint, als 
wenn bie größeren drei Handelsſtädte von Oftfriesland mehr einer Zutheilung 
zu Weftfalen, die ländlichen Bezirke dagegen durchaus dem Verbleiben bei 
Hannover geneigt feien. Wenigftens Habe ich unter ben bäuerlichen Abgeorb: 
neten, bie bier waren, Niemanden gefunden, der nicht wünſchte, an Hannover 
feftzußalten. Dieſe Erfahrung, biefe Abneigung ber Betheiligten felbft, und 
namentlich auch der Ofifriefen, hat mich entmuthigt, in der weiteren Verfol⸗ 
gung meines Planes vorzugehen. Die Sache hat fich jo entwidelt, wie fie 
ift, und ich glaube faum, daß fie jet noch wird fi) rüdgängig machen Taffen. 
Die particulariftiichen Elemente waren bort ftärfer, als die provinzialen und 
ftaatlihen. Da ich einmal das Wort habe, fo will ih mir noch eine Bes 
merkung erlauben, bie ich vorzugsweiſe an die Fractionen richte, bie fich bie 
Unterftüßung ber k. Staatsregierung zur Aufgabe geftellt haben. Die Herren 
haben, ohne Rückſicht auf dieſen Punkt, bei der Bewerbung ihres Mandate 
ihre Unterſtützung ber k. Regierung namentlich in principiellen ragen, auf 
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welche bie Regierung Gewicht Iegt, in Ausficht geftelt. Es kann dies ja fo 
nicht gemeint fein, daß bie Herren in allen einzelnen principiellen Fragen, 
bie ben alten PBrincipien, die ihnen fonft eigen find, widerſprechen, blindlings 
ber Führung ber Regierung ſich überlaffen jollen, aber e8 wird doch immer 
jo viel beißen müfjen, baß in Anbetradyt einer bedeutenden principiellen 
Maßregel der k. Staatsregierung, die vor ben Wahlen öffentlich befannt ges 
weien ift, die Zufage ber Unterftügung ber Regierung, die Maßregel mit zu 
unterftügen, involvirt, daß wir ein Recht gehabt zu haben glaubten, in dieſer 
Frage auf die Unterſtützung ber confervativen Partei, als derjenigen, bie ja 
vorzugsiweife Vertrauen zur Regierung Babe, ganz unbedingt zu zählen. 
Meine Herren! Es ift eine conftitutionelle Regierung überhaupt nicht möglich, 
wenn bie Regierung nicht auf eine Partei mit ſolcher Sicherheit zählen Tann, 
auch in allen denjenigen Einzelheiten, bie dieſer Partei vielleicht nicht durch⸗ 
weg gefallen können, wenn bieje Partei nicht das Facit der Rechnung fo 
zieht: wir gehen im Großen und Ganzen mit ber Regierung; wir finden 
zwar, baß fie ab und zu eine Thorheit begeht, aber doch immer noch weniger 
Thorbeit macht, als annehmbare Maßregeln; um begwillen wollen wir e8 ihr 
zu Gute halten. Hat eine Regierung nicht wenigftens eine beträchtliche Partei 
im Lande, bie in ihre Auffaffung und Richtung eingeht, dann ift das con= 
ftitutionelle Regiment unmöglih, dann muß die Regierung gegen bie Con: 
ftitution mandvriren und agiren, fie muß fich eine Majorität zu jchaffen und 
zu erwerben fuchen, fie wird dann eine Art Eoalitions-Minifterium, und bie 
Berwaltungsmarimen gerathen in Zluctuation, die für das Staatsweſen im 
Allgemeinen und am allermeiften für bie confervative Partei die nachtbeiligiten 
Wirkungen haben kann. v. Dieft gegen: Dem Minifter » Präfidenten müffe 
er bemerfen, daß er und jeine Freunde allerdings als Ausdrud ber Zus 
fimmung des Landes. zu der Politif des Minifteriums St. Maj. ftehen, 
deßhalb fei ihr Standpunkt der gegenwärtigen Vorlage gegenüber ein jehr 
ſchwieriger. Sie hätten, ehe fie zu den Weihnachtsferien nad) Haufe gereist, 
lange bin und ber geſchwankt, was fie thun follten. Die Erfahrungen, bie 
fie in ber Heimat gefammelt, und cr Tönne fie namentlich binfichtlich feiner 
Provinz und feines Wahlfreifes beftätigen, zwängen fie zu ihrem Widerſtande. 
Die confervative Partei wiſſe, was fie dem Minifter- Bräfidenten verdanke, 
und werbe ihn ſtets mit allen Kräften unterftügen, wenn fie nur irgend 
könne; es ſei aber eine anbere Frage, ob es hier möglich fei. Sie glaube 
im Gegentbeil, dem Minifterium einen Dienft zu Jeiften, wenn fie hier wibers 
ſpreche; als charakterfefte Männer, und nur auf ſolche könne ſich die Regie⸗ 
rung dauernd ftüben, müßten fie heute „Nein“ jagen. Bismard: Sch er: 
laube mir über bie Aeußerungen bes Herrn Vorredners in Betreff feines 
Wahlkreiſes einige Worte, weil ich gewilfermaßen, wenn auch nur indirect, 
zu feinen Urwählern gehöre (Heiterkeit) und ich diefen Wahlkreis vielleicht 
näher Tenne, als der Abgeordnete. Ich glaube, daß man mir dort allfeitig, 
wenigftens von Seiten derer, bie für den Vorrebner geflimmt haben, zus 
ſtimmen würbe, wenn ich behaupte, daß Heben und Stützen mir gar nidts 
helfen Tann, wenn es nicht in der Geſammtheit geſchieht. Sie fünnen mich 
nicht partiell flüßen, ich würde dadurch aus dem Gleihgewidht Tommen. 
Menn ber Vorredner zurüdichredt vor ben Vorwürfen, wenn er in feine 
Heimat zurüdtehrt, fo empfehle ich ihm nur das Necept, zu jagen, er babe 
mit mir gefimmt, und ich bin ficher, man wirb ihm verzeihen. 

6. Zebr.: v. Brauchitch gegen: Graf Bismard hat gefagt, wir feien 
Bloß gewählt worden, um die Regierung unbedingt zu unterflüßen. Dem ift 
nicht jo; wir find gewählt wegen unferes bisherigen Verhaltens, Wir werben 
bie Regierung gerne unterflügen, aber zu fagen: Unbedingt bloß dazu feid 
Ihr gewählt, um uns zu uuterftüßen, das hat ung noch Niemand gejagt. 
(Lebhaftes Bravo rechts.) Dafür baben wir nimmermehr ein Verſtändniß. 
(Lebhaftes Bravo.) Was hätte der Diinifterpräfiderit gejagt, wenn her Min 
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nifter von Weftphalen oder v. Manteuffel ihm feinerzeit etwas Aehnliches 
vorgehalten hätte! Wir geben mit ber Regierung, joweit unfere Ueberzeugung 
uns mit ihr führt. Um offen zu reden: Bon unfern Wählern bat uns 
Mancher gefagt: „Unterftüßt die Negierung nad) Außen durchaus; aber nach 
Innen — das allgemeine Wahlrecht ohne Klaffenfyitem — wer weiß, wohin 
das führt, bie Sache ift bedenklich.” (Große Heiterkeit.) Der Herr Minifters 
präjident bat ferner von der Zerjegung ber Parteien gelprochen: ich Tann 
weber auf ber Nechten, noch in innern ragen auf ber Linfen eine berartige 
Zerſetzung erbliden. Jedenfalls mag die Regierung fich gefagt fein laſſen, 
daß wir feiner Preffion, feiner Drohung nachgeben werden. Redner wenbet 
fi zu den Motiven feines Amendements und verfteigt fich hiebei zu ber Be⸗ 
bauptung: Wenn in Preußen jemals bie Stände und bie ſtändiſche Berfafjung 
aufhören, dann hört überhaupt ber preußiihe Staat auf. Bismard: Der 
Herr Vorredner fcheint mich infoferne nicht verſtanden zu haben, als hätte ich 
gefagt: Ich erwarte und fordere von ber conjervativen Partei, baß fie unbes 
dingt ber Regierung folge. Ich babe in meiner Rebe ausdrücklich bemerft, 
ich verlange das nicht, ich kann bas nicht verlangen, wo große Brincipien 
fich fcheiden, und wo bie Regierung von ben großen Principien, auf benen 
die Stellung ber conjervativen Partei beruht, fich entfernen jollte. Ich berufe 
mich auf das Zeugniß der Verfammlung, ob ich fo geiprochen habe, und 
begreife nicht, wie der Herr Vorredner dazu kommt, biefe Einfchränfungen 
einfach unbeachtet zu laſſen und mir ben Vorwurf zu machen, ich hätte etwas 
gefordert, was ich niemals von einer Partei fordern Tann, bie fich felbft 
achtet. Ferner ifi es etwas Anderes, wenn es ſich um Dinge handelt, wo 
nicht ein fait accompli vorhanden iſt; aber wo bie Regierung engagirt if, 
wo die Sache nicht mehr res integra ift, wo fie vor der Wahl nicht mehr 
res integra war, ba babe ich, fo lange ic) auf jenen Bänfen (ber confer: 
vativen Partei) ſaß, niemals der Regierung Verlegenheiten zu bereiten gefucht. 
Faft in jeder Sache laſſen fich zwei bis drei Wege”einfchlagen — viele Wege 
führen nach Rom — weldyer Weg ber richtigfte, der fehlerhaftefte ift, ents 
ſcheidet die Zukunft, vielleicht wenn wir alle nicht mehr leben. Ich weiß nicht, 
ob Jemand unter Ihnen von Haufe aus (im Jahre 1862) geglaubt hat, daß 
wir die Sachen zu einem günftigen Ende führen würden, Aber bat fi außer 
uns bier Jemand gefunden, ber bereit war, fie burchzuführen? Was trat 
ein, wenn wir nicht den Muth gehabt hätten, die Portefeuilles zu übernehmen, 
hier 3 Jahre lang ifolirt, mit 11 Confervativen verfhmäht, verfeßert, ange- 
feindet, auszuhalten? Das aber vergißt man fehr raſch. Denken Sie fi, 


‚daß im Herbfte 4862 diejenigen Eventualitäten eintraten, bie unvermeiblich 


waren, wenn ich einfach im September zu Sr. Maj. bem Könige nein, ftatt 
ja fagte. Ich habe geftern ſchon gelagt, wir fünnen bier das Staatsgebilbe 
nicht vom Barteiftandpunfte betrachten. Wollen wir conftitutionell regieren, 
io bedürfen wir einer Majorität. Verweigern bie Herren, bie vorzugsweile 
gewählt find, mit uns zu geben, dieſe Regierung halten zu helfen, verweigern 
Sie uns Ihre Stimme, fo müffen wir eine andere Majorität zu finden fuchen, 
und finden wir fie nicht, was kommt dann heraus? Daß bie Regierung ges 
nöthigt ift, fich auf verſchiedene Parteien, mit denen fie innerlich nicht jo einig 
ift, wie fie es mit ber conjervativen zu fein glaubte, zu ſtützen. Daraus 
folgen alle bie Schwächen eines Coalitionsminifteriung , auf das ich geftern 
ſchon Hindeutete, das nicht Handeln Tann, weil es jeder Richtung Rechnung 
tragen muß, und nicht von der Stelle fommt. Wollen Sie dieſe Schwanf- 
ungen über ben Staat verhängen? Sie werden nicht von mir und bem 
jetzigen Minifterium verlangen, wenn Sie (nah rechts) uns die Meajorität 
verjagen, daß wir nichts deſto weniger fortfahren, alle Unannehmlichfeiten der 
Stellung zu tragen, ohne nad Abhilfe zu fuchen, daß wir und zum Organ 
einer einzelnen Fraction, einer einzelnen Partei machen und es darauf ans 
kommen lafjen, ob die ganze für das Land bedrohliche Situation des Con⸗ 
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flictes in biefer ſchwierigen Zeit fi erneuern fol oder nicht. Daß ich ben 
Conflict nit fürdte, hate ich Jahre hindurch gezeigt; aber ihn zu einer 
permanenten nationalen Snftitution zu machen, ift nicht mein Wille, 

Bei der Abftimmung wird das Amendement Kardorff, mit dem 
fih die Regierung einverftanden erklärt bat, unter Namensaufruf 
mit 197 gegen 192, alfo mit einer Majorität von nur 5 Stim— 
men, angenommen (die Mehrheit fett fi zufammen aus fämmtlichen 
Hanngveranern, ben Kurheſſen, den Nafjauern, den Schleswig: 
Holfteinern bis auf drei, drei Vierteln ber altpreußiichen National: 
liberalen, der Freiconjervativen bis auf einige Rheinländer und einer 
Anzahl von Minifterialräthen und Landräthen aus ber eigentlich 
eonfervativen Fraction). Graf Bismard nimmt fofort einen Urlaub 
auf unbeftimmte Zeit, bleibt indeß in Berlin, erfcheint aber nicht 


“ mehr im Landtage. 


Das Refultat der dreitägigen Debatte ift zunächſt eine tiefe VBerfiimmung 
zwifchen ber Negierung und ber altconjervativen oder feubalen Partei und 
bie Möglichkeit oder Wahricheinlichfeit, daß die Vorlage int Herrenbaufe, wo 
die Partei über bie entichiedenfte Majorität verfügt, werbe verworfen werben. 
Inzwiſchen läßt der König auf dem Hofball am Abend bes 6. Febr. bie 
Teudalen bezüglich feiner Anfhauungen und feiner Wünfche nicht im Zweifel. 


7. Febr. (Preußen). Abg.Haus: Schlußabjtimmung über die Frage 


12. 


des hannov. Provinzialfonde. Es erfolgt zunächſt der Namens: 
aufruf über den Antrag v. Dieft, wobei derſelbe mit 206 gegen 
175 Stimmen abgelehnt warb (zwei Mitglieber enthalten fi). 
Dann wird das ganze Geſetz nad Karborff’s Faſſung mit 200 gegen 
168 Stimmen angenommen, und eben fo die Reſolution Frande, 
welche bahin lautet: | 

„Die kgl. Staatsregierung aufzufordern, bem nächſten Landtage Geſetzes— 
vorlagen für alle Provinzen der Monarchie zu machen: 1) über eine bie 
Seldftverwaltung fördernde Umgeftaltung ber Gemeinde:, Kreis- und Pro: 
vinzial-Verfaffungen, 2) über Gewährung einer ben näher feftzuftellenden 
Leiftungen jeder Provinz und ber dadurch bewirkten Entlaftung ber Staates 
kaſſe entjprechenden Zahres: Einnahme.“ 
„ (Eoburg: Gotha). Der gemeinfame Landtag lehnt ben 
Antrag der Regierung auf volljtändige Union beider Ländchen mit 
11 gegen 9 Stimmen ab. (Die Diinderheit befteht aus fämmtlichen 
Coburgern und 3 Gothaern.) 


„ (Bremen). Lebhafte religiöfe Kämpfe. 22 orthobore Geift- 
liche treten gegen ben Prebiger der Martinis&emeinde, Paſtor Schwalb, 
auf. Der Kirchenconvent der Gemeinde fteht für ihren Prediger ein 
und erflärt mit allen gegen 4 Stimmen: 

„daß fie das Mefen des Chriftentgums nicht in dogmatiſchen Formeln 
fuche und das Heil der Kirche vielmehr von ber freien Entwicklung und dem 
friedlihen Nebeneinanderleben der verjchiedenen Richtungen des Proteſtantis⸗ 
mus, nicht von der Unterdrüdung ber Lehren erwarte, in denen ein großer 
Theil ber bremifchen Proteftanten den Ausdrud feines religiöſen Bewußt- 
ſeins findet.“ 

„ (Breußen). AbgHaus: Debatte über die ſchleswig—-holſtein'ſche 
4 
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Schuld an Dänemark. Es wird auf den Antrag Tweſtens unter 
Zuftimmung des Finanzminifters bejchloffen, daß jene Schuld als 
eine Schuld des preuß. Staates anerfannt werde, daß Lauenburg 
für feinen Antheil daran nach wie vor verhaftet und daß die Regel: 
ung biejer Verpflichtungen vorbehalten bleibe. | 


. Gebr. (Preußen) Abg.Haus: Schlußberathfung des Etats für 


1868. Die Anträge auf Wiederherſtellung der urfprünglichen Re— 
gierungsvorlage bez. Schleswig-Holftein werben mit 211 gegen 143, 
bezüglich ber hannov. Landdroſteien mit 187 gegen 174 Stimmen 
abgelehnt und die Bewilligung nur als Pauſchquantum feitgehalten 
und ebenjo der frühere Beihluß, daß die Regierung fpäteftens mit 
dem nächften Budget eine Vorlage über die Organifation der höheren 
Berwaltungsbehörden in Schleswig - Holftein und Hannover zu 
machen babe. 
„ (Breugen) Abg.Haus: Schlußberathung des Etats für 1868. 
Derjelbe wird fchliegli mit allen. gegen 1 Stimme (Jacoby) 
Angenommen, 

Das Herrenhaus Tehnt den vom Abg.-Haufe angenommenen Raster: 
ſchen Declarationd- Antrag bes Art. 84 der Verfaſſung bez. ber 
Kedefreiheit mit allen gegen 14 Stimmen ab. 


» (Breußen: Kurheſſen). Der Er:Kurfürft ift in der Lage, 
„heſſiſchen Frauen und Jungfrauen“ für einen ihm als Weihnachts: 
geſchenk übermachten geſtickten Teppich banken zu können. 


„ Der Ausfhuß des beutfchen Handelstages tritt in Berlin zu: 


- fammen. Auf das bezügliche Schreiben desfelben vom 3. December 


v. J. (Beſchränkung des Handelstages auf die Zollvereinsitaaten 
mit Ausihluß Defterreihg) find faft von ſämmtlichen Handels kam— 
mern Deutſchlands zuftimmende Erklärungen eingegangen. Der 
Ausſchuß beichließt, dur das Bureau fofort eine Denkſchrift über 
die Competenzerweiterung des Zollparlaments ausarbeiten zu laflen. 


r (Breuß en). Das Herrenhaus lehnt auch alle anderen An: 
träge auf Sicherung der Nebefreiheit (Art, 84 der Verfaſſung) ab. 

Die Commiffion des Haufes erklärt fi gegen das von ber Re: 
gierung beim Herrenhauſe eingebradhte Schuldotationsgeſetz. 


„ (Preußen: Hannover). König Georg feiert in Hietzing feine 
filberne Hochzeit. Eine große Geſellſchaft Hannoveraner und Hans - 
noveranerinnen bat fi mit einem Cifenbahn: Ertragug dazu einge: 
funden. Toaſt des Königs beim Feitbankett zu Ehren derfelben: 
„Empfangt, meine geliebten Hannoveraner, meinen beißeften Dank! Solche 
Treue belohnt nur die Gerechtigkeit Gottes und fie wird fie auch Hier bes 
lohnen. In ber Geſchichte meines Hauſes finden fich Beifpiele von erilirten 
Fürften, die wieder in die Heimath zurüdgefehrt find; ber Ahnherr meines 
Haufes mußte fein Land verlafjen und kehrte wieder, ihr Alle wiljet, daß 
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ein Herrfcher von Hannover zehn Jahre in ber Fremde leben mußte und dann 
doch wiederkehrte. Darum hoffe auch ich von Gott, daß ich als freier, felbft- 
ftändiger König wieder zu eud) zurüdfehre. Ach forbere euch auf, zu trinken 
auf bie Wieberherftellung des Welfenreiches, des Welfenthrones, auf meine 
Rückkehr in eure Mitte. Gott gebe eine baldige Auferftiehung bes Thrones 
von Hannover, meine Rückkehr zu einem Wolfe, befjen Treue und Anhäng- 
lichkeit ein Teuchtendes Vorbild fein Fünnte fir alle Völfer der Erbel Ein 
Hoch auf unſer baldiges Wiederjehen im Welfenreiche !" 


18. Febr. (Preußen). Herrenhaus: Die Majvrität will e8 doch nicht 


H 


19. 


26. 


zu einem völligen Bruche mit Bismard treiben und nimmt den 
Geſetzentwurf bez. des hannov. Provinzialfonds in der Fallung des 
Abg.-Haufes mit 127 gegen 14 Stimmen und die Abfinbungsver- 
träge mit den Depofjebirten einjtimmig an, nachdem ber Finanz: 
minifter erklärt, 

„baß, wenn bie Madinationen nad ber Publifation bes Geſehes fort: 
dauern, wenn ber König Georg eine Stellung einnimmt, die mit dem Geift 
und dem Einn bes Vertrags im Widerſpruch ſteht, wenn ber König Georg 
Mißbrauch macht von bem ihm gewährten Aufenthalt in Hieking, zunächſt 
bie Regierung allerdings verpflichtet fein wird, das Vermögen bes Königs 
Georg von Neuem mit Sequefter zu belegen und feinen Thaler von ber 
Rente herauszugeben, bis auch der andere Theil eben jo ehrlich wie wir den 
Vertrag zu halten entjchlofjen iſt.“ 


Bez. des hannov. Provinzialfonds hatte die Commilfion des Haufes ben 
Beitritt zum Beſchluſſe des Abg.-Hauſes zu beantragen und ebenfo auch ver- 
fhiebene andere Anträge mit 7 gegen 7 Stimmen abgelehnt, jo daß alfo 
ihrerfeitö gar Fein Antrag an das Haus gelangt war. 

» (Weimar). Der Landtag nimmt einftimmig ben neuen Preß- 
gefeßentwurf (ohne Conceffionspfliht für die Preßgewerbe und mit 
Befeitigung bes Haß: und Beradhtungsparagraphen) mit geringen 
Mopdificationen an und beantragt bei der Regierung die Verweiſung 
aller politifhen Vergehen an Schwurgerichte. 

„ (Breußen). Die in Folge bes ftadtgerichtlichen Urtheils gegen 
Tweften verfügte Amtsfuspenfion wird in Folge bes Urtheils zweiter 
Inſtanz wieder aufgehoben. Tweſten legt um bes Principes willen 
auch gegen dieſes Nichtigkeitsbeſchwerde ein, 

v (Preußen). Zweckeſſen ver feubalen Partei: Die bei Gelegen: 
heit des hannov. Provinzialfonds an ben Tag gelegte Velleität einer 
Dppofition gegen Bismard wird wieder fallen gelafjen. 


„ Rordd Bund). Abſchluß eines Vertrages mit ben Verein. 
Staaten von Nordamerika betreffend die Staatsangehörigfeit derjenigen 
Perfonen, welde aus dem Gebiete des einen Theils in das bes 
andern einmwanbern. 

„ (Preußen) Abg.-Haus: Debatte über den Nothftand in Oft 
preußen. Die Vorlage ber Regierung wird in ber Faſſung ber Com⸗ 
milfion faſt einftimmig angenommen. 

v» Der Ausihuß des deutjchen Handelstages richtet eine Petition 
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um Erweiterung der Competenz des Zollvereins an bie Minifter- 
präfidenten ber vier fübdeutfhen Staaten: 


„oc. Durch ben Art. 7 ber neuen Zollvereindg= Verträge tft das als fo 
bemmend erfannte joy. liberum veto ber Einzelftaaten im Bollvereine be= 
feitigt und für die Nation eine einheitliche vollberechtigte Mitwirkung an ber 
Gefeggebung gewonnen, biefe Mitwirkung aber zugleich auf die in Art. 3 
bezeichneten Gegenſtände beſchränkt worden. 

„Diefe Beſchränkung, wohl chne Zweifel nur aus politiiher Erwägung 
hervorgegangen, muß die Erledigung vieler anderer volfswirthfchaftlicher An- 
gelegenbeiten und Intereſſen, welche eben jo jehr gemeinfamer Natur find 
und welche für das Verfehrsleben eine eben fo gewichtige Bedeutung bean: 
fprucchen, wie das Zollmeien, erheblich erſchweren. Sicher Liegt e8 dem Aus: 
fchuffe fern, in das Gebiet der allgemeinen flaatlichen Politik eingreifen zu 
wollen ; allein er erachtet e8 in ber ihm überwielenen Vertretung der allges 
meinen Sntereffen des deutſchen Handels: und Fabrifantenftandes für geboten, 
bie Anficht zur Geltung zu bringen, daß die große Mehrzahl der in Art. 4 
ber norddeutſchen Bundesverfaffung zufammengefaßten Gegenftände einheitlich 
und conform nicht blos im norddeutſchen Bunde, fondern im größeren Zoll: 
vereine, ber wirtbfchaftlihen AZufammengebörigfeit bes Nordens und des 
Sübens von Deutſchland entiprehend, geregelt und verwaltet werben müſſen. 
Dahin gehören nämlich: Freizügigkeit; Beſtimmungen über den Gewerbebetrieb 
einschließlich des Verſicherungsweſens; Bellimmungen über die Colonifation 


und die Auswanderung nad) anßerdeutichen Ländern; bie Ordnung des Maße, - 


Miünz: und Gewichtsſyſtems; Feſtſtellung der Grundſätze über die Emilfion 
von fundirtem und unfundirten Papiergelde; die allgemeinen Beſtimmungen 
über das Bankweſen; bie Erfindungss Patente; der Schuß des geiftigen Eigen- 
thums; Organifation eines gemeinfamen Schußes des deutſchen Handels im 
Auslande, der beutihen Schiffahrt und ihrer Zlagge zur Sce und Anordnung 
gemeinfamer conſulariſcher Vertretung, melde vom Bunde ausgeftattet wird; 
gewiſſe Beziehungen bes Eiſenbahnweſens; die Flößerei und Sciffahrtshetrieb 
auf den mehreren Staaten gemeinfamen Waſſerſtraßen und ber Zuftand der 
letzteren, ſowie die Fluß: und fonftigen Wafjerzölfe; Volt: und Telegraphenmweien ; 
die gemeinfame Gefeßgebung über das Obligationenreht; Handels- und 
Mechfelrecht und das gerichtliche Verfahren. 

„Die vorgenannten Angelegenheiten haben ſämmtlich für bie Angehörigen 
bes norbbeutichen Bundes und ber fübbeutichen Staaten bie größte praftifche 
Bedeutung, und ihre einheitliche übereinſtimmende Regulirung erfcheint als 
eine conſequente, natürliche und notbwendige Ergänzung der in ber 
Vebereinftimmung ber Zolltarife bereitS gegebenen einhbeitlihen Beding— 
ungen ber wirthſchaftlichen Entwidlung Möglich if es allerbinge, 
eine ſolche Regulirung durch eine Reihe von Specialverträgen zwifchen ber 
norbdeutichen Bunbesgewalt und ben vier ſüddeutſchen Negierungen und deren 
Genehmigung feitens des norbbeutichen Neichätages und ber vier ſüddeutſchen 
Ständeverfammlungen zu Etande zu bringen. Aber es iſt wohl unbeftreitbar, 
bat das Nämliche auf ungleich beifere und einfachere Weife ſich wird erzielen 
laſſen, wenn biefelben wie das Zollwefen Fünftig ber Gompetenz dev Bundes: 
gewalt, des Zollvereing und des Zollparlaments überwiefen werben. Es ift 
auch nicht einzufehen, wie hiedurch bie Souveränität der Einzelftnaten prin: 
cipiell ſtärker beeinträchtigt werden jollte, als durch die gemeinfame Geſetz⸗ 
gebung über das Zollweien. Der Hanbeld- und Gewerbeftand Deutſchlands 
aber muß es wegen ſeines unmittelbaren materiellen Intereſſes als ſeine 
fernere unabweisbare Aufgabe erkennen, zuerſt und zumeiſt dieſen Anſichten 
und Wünſchen einen möglichſt nachdrücklichen und übereinſtimmenden Aus⸗ 
druck zu geben. 

„Indem wir uns zum Organ dieſer Wünſche vor Ew. Excellenz machen, 
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befinden wir uns in ber glüdlichen Lage, dieß geftüßt auf die pofitiven Er: 
Hörungen faſt aller Handelsfammern NRordbeutfchlands und des ganzen Zoll⸗ 
vereinsgebietes thun zu können. Namentlich find e8 die Handelstfammern . 
und Hanbelsvorflände ber ſüddeutſchen Staaten fait ausnahmslos, 
welche die einheitliche Geſetzgebung anf allen im Artifel 4 der norbbeutfchen 
Bundesveriaffung bezeichneten Gebieten als eine nothwendige Forderung mit 
uns bezeichnen, und in einer Verzögerung ber Herbeiführung dieſer einheit= 
lihen Geſetzgebung eine Schädigung der materiellen Intereſſen, jedenfalls ein 
Hemmniß in deren fernerer Pflege und Entwidlung erbliden. Selbſt bie 
wenigen Hanbeldfammern Norb> und Sübbeutfchlands, welche nicht vollitändig 
mit uns übereinſtimmen, divergiren bauptfählih nur in dev Einen Erwäs 
gung: ob nicht bie Geltendmachung jener fo gebieterifch vorliegenden For⸗ 
berungen heute verfrüht erjcheine, bevor bie neue Zollbundes-Verfaſſung ſich 
in ihrer Handhabung mehr conſolidirt habe; eine Erwägung, beren Beur⸗ 
theilung wir von unferem Standpunkte aus nicht als zutreffend bezeichnen 
fönnen. Wir glauben vielmehr, ba, bem im praftiichen Leben täglich mehr 
bervortretenben Bedürfniſſe der einheitlichen Gefeßgebung auf dem geſammten 
wirthichaftlichen Gebiete entfprechend, auch die politijche Bewegung, welche zur 
bisherigen Reform ber Zollvereins-Berfaffung geführt hat, in Fluß bleiben muß. 

„ALS berechtigt vermögen wir nur das entgegengelekte Bedenken zu ers 
fennen. Dadurch, daß man es für nothwendig fand, in Artifel 7 ber Zoll: 
vereind = Verfafjung „ausbrüdtih“ die Competenz auf bie daſelbſt vorher be⸗ 
zeichneten Gegenſtände zu befchränfen, bat man der Ausbehnung biefer 
Competenz felbft auf diejenigen Materien ein Hindernig bereitet, welche für ' 
bie gemeinſame Behandlung und Gefeßgebung am weiteflen vorbereitet waren 
und am bdringendften biejelbe erheifchten. Wir möchten vorzugsweije als 
einen folhen Gegenfland das Münze, Maß: und Gewidhtsfyftem be- 
zeichnen. Hinfichtlich des Münzweſens find ale Staaten bes Zollverein be: 
reit8 in einer anderen Form durch den beftehenden Münzvertrag geeinigt. 

„Eine weitergehente materielle Einbuße an der ſouverainen Autonomie 
trifft daher bie ſüddeutſchen Staaten kaum, wenn bie Tünftige Münzlegis: 
lation ben gemeinfamen Zolbundee : Behörden überwieſen wird. In Betreff 
des Maß: und Gewichtsſyſtems it cin materieller Widerjpruch gegen bie 
gleiche Ueberweifung um fo weniger begründet, als bie hier in Betracht 
fommenden Normen im allerengftien Zufammenbange mit dem Zolltarif: 
ſyſtem ftehen, ja, freng genommen bem Pereiche diejer Ichteven Materie mit 
angehören. 

„Wir zweifeln nit, daß die hohen füddeutfchen Negierungen und Landes: 
vertretungen bei ruhiger Erwägung ihrer Stellung ben Wünfcen bed Han⸗ 
delsſtandes ihrer Staaten, fowie der Handelsfammern des norbdeutichen 
Bundes ein offenes Gehör nicht werden verfagen fünnen; es muß fich ihnen 
als etwas Unvermeibliches aufbrängen, daß jede heilfame Reform auf 
bem Gebiete des norbbeutfhen Bundes den Angehörigen bes 
legteren ein wirthſchaftliches Uebergewicht über die in ber Res 
form zurüdbleibenden füdbentfhen Staatsangehdrigen geben 
wird. Die Unzuträglichfeit diefer für fie machtheiligen Ungleichheit wird fie 
faft zwingend veranlaffen, bie gleiche Reform bei fich einzuführen. Aber jede 
Mitwirkung an ber Entftehung und Geftaltung der Reformgeſetze ift ihnen 
alsdann entzogen gewejen. 

„Wir enthalten uns, bieß an einzelnen Materien näher nachzuweifen; 
andeuten wollen wir nur, daß beilpielsweife die Reform der Giemerbegefebs 
gebung in freiheitlichem Sinne im norodeutichen Bunde, wenn fie ohne Mit: 
wirfung der ſüddeutſchen Staaten zum Abſchluß käme, die Tegteren dahin 
bringen muß, die Principien des norddeutichen Gewerbegeſetzes baldmöglichſt 
auch bei fih zur Geltung zu bringen und einzuführen. Aehnlich verhält es 
fi) bei ber. Gejeßgebung über bas Bankweſen, das Papiergeld, bie Erfüuts 


54 


Preußen nad der norddentſche Snnd. 


bungspatente u. U. Auf allen biefen Gebieten würden bie fübbeutfchen 
Staaten gerade burch einen Antagonismus gegen die Sompetenz-Erweiterung 
ber Zolbundesorgane auf ihre legislative Selbftänbigfeit verzichten 
und bie Organe bes norddeutſchen Bundes thatjähli zu den 
das Wohl und Wehe auch ihrer Angehörigen beflimmenden Ge— 
walten maden; ihre Stellung würde alfo eine einflußlofere — vielleicht 
auch zum Nachtheil des Ganzen — fein, als wenn fie fi (als vollberechtigte 
Glieder des Zollbundes) ihren materiell gleichberechtigten Antheil an ber 
Legislation über jene Materien auch formell wahren... . 

„Wir bitten gehorfamft, darauf binzwwirfen, daß im Anſchluß an ben 
Zollvereing: Vertrag vom. 8. Zuli v. J. baldigft fernere Verträge zwiſchen 
dem norbbdeutfchen Bunde und den fübbeutfchen Staaten abgefchloffen werden, 


durch welche bie Eompetenz des Aollbundesrathes und des Zollparlamentes 


26. F 


auf die in Artifel 4 der norddentichen Bundesverfaſſung bezeichneten Gegen— 
ftände, jo weit fie das wirtbichaftliche Intereſſe dev Nation betreffen, erweis 
tert werde.“ 
ehr. (Preußen) Abg.-Haus: Der Yinanzminifter erklärt auf 
eine Interpellation über bie Agitationen bes Hietinger Hofes ähnlich 
wie ſchon im Herrenhaufe: 

n » . . Die Regierung Bat bereit8 — und ſchon vor den jüngften Hie⸗ 


_ Binger Vorgängen — verfucht, burch Eimwirfung befreundeter und verwandter 


Höfe den König Georg zu dem Verhalten zu vermögen, welches nad Treue 
und Glauben den Borausfekungen entſpricht, unter denen allein bie Inter: 
zeichnung bes Vertrages vom 29. September möglih war. Tie zu biefem 
Zwede erbetene Einwirkung ift der k. Regierung bereitwilligft zugefagt wor⸗ 
ben, und biefelbe glaubt jenen Höfen die Rüdficht zu fchulden, daß fie das 
Ergebniß ihrer Bemühungen abwartet. Sollte auf dieſem Wege bie Bürg— 
haft, beren die f. Regierung nach der bisherigen Erfahrung für das Inne— 
halten des Vertrages bedarf, nicht rechtzeitig gewonnen werden, fo wird fich 
bie Regierung lediglich von den Pflichten leiten laſſen, welche ibre Verant: 
wortlichfeit für die Sicherheit des Staatsgebietes und für die Ruhe der Be: 
wohner desjelben ihr auferlegt. Der Landtag wird zweifellos die Rüdfichten 
würdigen, welche die Regierung abhalten, gegen den König Georg perjünlid) 
basjenige Rechtsverfahren einzuleiten, welches nach den beftehendben Landes— 
gelegen bie Beichlagnahme feines Vermögens zur unmittelbaren Folge haben 
würde. Die Negierung wird in diefem alle vorziehen, den Gefeßgebungs: 
weg zu betreten, um das Geſammtvermögen des Königs Georg für die Koften 
ber Ueberwachung und Abwehr, fowie aller Gonjequenzen bes ftantsgefährlichen 
Unternehmens dieſes Fürften und feiner Agenten baftbar zu machen... . .* 


Debatte über die Vorlage der Regierung behufs Schließung ber 


Spielbanken mit 1872: Anträge auf Tofortige Schließung werden 


27. 


29. 


mit 169 gegen 152, auf Schließung mit Ende 1868 mit 153 
gegen 154 Stimmen verworfen und die Vorlage angenommen, doch 
mit dem Zuſatz, daß von nun an an Sonn⸗ und Feſttagen nicht 
mehr geſpielt werden dürfe. 
»„ (Breußen) Das Abg.-Haus erklärt ſich für baldmöglichſte 
geſetzliche Regelung der Stellvertreterkoſten und inzwiſchen für Rück— 
kehr zu dem vor 1863 geübten Verfahren. 
„ (Breußen) Schluß bes Landtags. Thronrede bes Königs: 
„Die Sigungsperiode, welche mit bem heutigen Tage zu Ende geht, war 
reich an wichtigen Aufgaben. Es wird Sie ebenfo wie mich mit Genug: 
thuung erfüllen, daß diefe Aufgaben in wefentlicher Webereinftimmung zwiſchen 
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meiner Regierung und ber Landesvertretung gelöst ober einer baldigen Löſung 
entgegengeführt worden find. Ich banfe Ihnen für bie Bereitwilligfeit,, mit 
welcher von beiden Häufern des Landtages dem Mehraufivande, welchen ich 
zur Aufredterhaltung der Würbe ber Krone in Anfpruch genommen babe, 
bie Zuftimmung ertheilt worben if. Durch den Staatshaushalts- Etat und 
andere von Ihnen gutgeheißene Finanzgejebe find meiner Regierung bie 
Mittel gewährt, die Verwaltung ber erweiterten Monarchie in allen Zweigen 
erjprießlich fortzuführen und mannichfache außerordentliche Bebürfniffe, jowie 
berechtigte Wünſche ber neuerworbenen Lande zu befriedigen. Weine Regies 
rung wirb e8 als ihre Aufgabe anfehen, diefe Mittel mit Umficht und Spar⸗ 
famfeit zu verwenden. Die zur Linderung bed Nothſtandes in Ditprenpen 
mit Ihrer Zuftimmung getroffenen Anordnungen, werden, wie ich zuverficht: 
lih hoffen darf, im Dereine mit den allfeitigen Erweiſen ber öffentlichen 
Mohithätigkeit und unter der bewährten Fürforge meiner Behörden genügen, 
um bie nächſten Gefahren von der fehwer betroffenen Provinz abzuwenden. 
Die mit Ihnen vereinbarten weiteren Maßregeln werden dazu beitragen, jene 
Zanbestheile mehr und mehr mit dem vaterländifhen Sejammtverfehre in 
Verbindung zu ſetzen und einer boffnungsvollen Entwidelung entgegen zu 
führen. Eine Reihe wichtiger Gejeßvorlagen von allgemeiner ober probins 
zieler Bedeutung bat Ihre Zuftimmung erhalten. In Betreff der von mir 
erfirebten Fortbildbung der Berwaltungseinrihtungen haben im diejer 
Situngsperiode nur vorläufige Erörterungen innerhalb ber Landesvertretung 
ftattfinden fünnen; bie hierbei geäußerten Auffafjungen und Wünſche werden 
bei ben im Gange befindlichen legislatorifhen Vorarbeiten eingehende Beach: 
tung finden. Durch die Bewilligung des Provinzialfonds für Hannover 
haben Sie nicht bloß die Nüdfichten ber Billigfeit und des Wohlwollens, 
von welden meine Entjchließungen ben neugewonnenen Provinzen gegenüber 
geleitet werden, Ihre Zuftimmung ertheilt, ſondern zugleih thatfächlich 
ben Boben betreten, auf welchem nach ber Abficht meiner Regierung auch für 
alle anderen Provinzen eine erfolgreihe Selbftuerwaltung erwachlen fol. 
Mit Befriedigung erfenne ich e8 an, daß Sie benjenigen politiichen Gefichts: 
punkten und Erwägungen beigetreten find, von welchen meine Regierung bei 
dem Abſchluſſe der Ausgleihungsverträge mit den früheren Landesherren von 
Hannover und Naffau ausgegangen iſt. Sie haben dadurch auch Ihrerſeits 
Dazu beigetragen, ben neuen Verhältniffen eine feite Grundlage zu geben und 
ihre friedliche und ruhige Entwidelung zu fihern. Meine Regierung ift in 
ihren auswärtigen Beziehungen unausgejeßt beftrebt geweien, ihren Einfluß 
für die Erhaltung und Befeftigung des europäifchen Friedens zu ver- 
werthen, und ich kann mit Genugthuung befunden, daß dieſe Betrebungen, 
dba fie von Seiten der auswärtigen Regierungen in freundfchaftlicher und 
wohlwollender Gefinnung getheilt werden, die Bürgſchaft des Erfolges in fid) 
tragen. Ich darf daher die Zuverficht ausfprechen, daß das feſter begründete 
allgemeine Vertrauen für die Entwickelung ber geifligen und materiellen 
Güter und bes Wohlftandes der Nation die erwünfchten Früchte tragen werde,“ 


29. Sehr. (Weimar). Der Landtag erflärt fi) mit 25 gegen 5 Stimmen 
für Abſchaffung der Todesſtrafe, beſchließt völlige Sicherung ber 
Redefreiheit für feine Mitglieder und bejeitigt bie bunbestäglichen 
Vereinsgeſetze. 


2. März. (Zollverein) Erſter Zuſammentritt des Zollbundesraths 
zu Berlin unter dem Präſidium bes norbd. Bundeskanzlers. 

"» vo Beimar). Der Landtag beichließt, in Anerkennung der Dring- 
lichkeit einer burchgreifenden Befoldungserhöhung der Stankstienr, 
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auf die Einzelberathung der bießfälligen Poftulate einzugehen, jedoch 
der großh. Staatsregierung bejtimmt zu erflären: daß er dieß nur 
unter der ausbrüdlihen Vorausſetzung thue, daß fie dem nächſten 
ordentlichen Landtage Vorlage über weitere burdhgreifendere Verein- 
fahung und Erfparniß in der Staatsverwaltung machen wolle und 
werde, 


März. (Hamburg). Der Senat erflärt fi) dem Antrage ber Bürger: 


Ihaft gegenüber zur Reviſion ber Verfaſſung geneigt. 


» (Breußen). Der Staats-Anz. veröffentlicht ben kgl. Erlaß, 
durch welden die vom Landtage genehmigten Abfindungen mit dem 
König Georg von Hannover im Betrag von 16 Mil. Thlr. und 
mit dem Herzog Adolf zu Naffau im Betrag von 8,892,110 Thlr. 
1 Sgr. 6 Pf. zum Geſetz erhoben werden, unmittelbar barauf aber 
eine kgl. Verordnung, weldhe die Beſchlagnahme bes Vermögens Des 
Königs Georg verhängt, unter Vorbehalt der Zuftimmung bes Land⸗ 


tags und „ohne die Nechte des Geſammthauſes Braunfhweig an 


ber Subftanz des fürftlihen Fibeicommiffes, welche von denen bee 
Königs Georg als zeitigen Nutzuießers unabhängig find, zu beein: 
trächtigen.” 

Der Bericht des Staatsminifteriums dazu meint: „ALS das Staats 
minifterium bie Genehmigung Ew. fol. Maj. für das am 29. Sept. v. X. 
mit dem König Georg V. getroffene Abkommen ehrfurchtsvoll nachſuchte, war 
es fi wohl bewußt, daß dadurch eine befinitive Anerkennung bes Prager 
Friedens und des durch die Ereigniffe in Teutichland geichaffenen Zuſtands 
jeitens des Königs Georg nicht erlangt war. Deffenungeachtet durfte es bie 
allerh. Genehmigung befürworten, weil es in ber Natur des Vertragsverhält: 
nifjes Tag, die Fortſetzung von Feindſeligkeiten bes einen pacifcirenden Theils 
gegen ben andern anezufchließen. Ohne bie Vorausſetzung eines burdy bie 
Berbandlung von felbit factifch eintretenden Friedensftandes Fonnten bie von 
Ew. ?. Maj. in fo großmüthiger Weife gebotenen Leijtungen weber gewährt 
noch angenommen werden... . » Ter König Georg V. aber bat durch feine 
Unterfchrift die nothivendigen Vorausfegungen und Bedingungen, fowie bie 
ebenjo nothwendigen Eonjequenzen bes Vertrags vor ganz Europa anerkannt. 
Das Staatsminifterium fieht fich heute genöthigt, die Thatſache zu conftariren, 
daß dieſe Vorausfegungen und Bebingungen von ber andern Seite nicht er: 
füllt worden find" — und ſtützt bie Maßregel namentlidy auf bie Erijtenz 
der fog. welfilchen Legion in Frankreich: „Truppenkörper, welche unter ber 
ausgeiprochenen Abſicht, fie bei nächſter günfliger Gelegenheit zu feindlichen 
Handlungen gegen Preußen bebufs Posreikung einer Provinz bes Staates 
zu verwenden, militärifh organifirt, mit Offizieren und Unteroffizieren ver: 
fehen worben find und für den fünftigen Dienſt gegen das eigene Vaterland 
auf frembem Boden militärifh eingeibt werben. Ber bienftliche Verkehr 
zwifchen dieſen Truppentbeilen und der bei dem König Georg in Hieking 
befindlichen Hofdienerfchaft, bie Ertheilung von Ordres und die Ueberſendung 
von Geldmitteln zur Befoldung von Truppen von bort aus ift amtlich feſt⸗ 
geftelt worden. Der König Georg felbft bat in öffentlichen zur Noetorietät 
gelangten Aeußerungen fich zu ben feindlichen Beſtrebungen gegen ben preus 
ßiſchen Staat, welche von feiner Dienerſchaft in's Werk gefebt find, bekannt, 
zur Fortſetzung berfelben aufgemuntert und die Treue von Untertbanen Ew. 
k. Maj. zu erjchüttern verfucht. Die Hoffnung, daß der König Georg den 
Ratbihlägen und Mahnungen befreunbeter Höfe zugänglid Fein und in 
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eigener richtiger Würdigung der durch den Vertrag ihm zugefallenen Ver⸗ 
pflichtung die Feindſeligkeiten einſtellen und die geworbenen Truppen entlaſſen 
würde, hat ſich nicht verwirklicht.“ 

Zugleich beſchließt der Staatsgerichtshof den Anklagezuſtand wegen 
Hochverraths gegen den Grafen Platen, der noch immer als „Miniſter 
des Auswärtigen“ des Königs Georg in Hietzing fungirt. 

4. März. (Preußen) Prinz Napoleon trifft in Berlin ein, um ſich 
perjönlih über die Lage ber deutſchen Dinge zu unterrichten und 
wird mit großer Zuvorfommendeit empfangen. 


9. „ (Zollverein) Abſchluß des Handelsvertrags mit Oeſterreich. 


„  « (Preußen). Dänemark lehnt das Anerbieten Preußens, unter 
Vorausjegung der Einigung betreffs der Garantien zum Schuße der 
Nationalität der im abzutretenden Theil von Nordfchleswig wohnen: 
den Deutſchen (für welche Preußen zwölf Garantiepuntte aufgeftellt 
hatte), das Amt Habersleben bis zur Gjenner-Bucht Dänemark zu 
überlaffen, ab, und weist feinen Geſandten an, 


„bie unter der Vorausjegung ber im Art. 5 des Prager Friedens vor: 
geichriebenen Volksabſtimmung gemachten Zugeſtändniſſe in Betreff ber nativ» 
nalen Garantien nunmehr zurüdzuziehen und zu erklären, daß Dänemark in 
Betreff diejer Garantien auf den Standpunkt des Wiener Friedens, beziehungs: 
weiſe der in biefem Vertrag von Preußen vorgeichlagenen Beftimmungen zum 
Schutze ber Nationalitäten, zurüctrete.* 

Die Unterhandblungen zwiſchen Preußen und Dänemarf über bie 
Ausführung des Art. V des Prager Friedens gerathen in Folge biefer 
Erflärung wieder vollftändig in's Stoden. 


10. „ (Sahfen: Altenburg). Der Landtag befchließt, in Betreff 
der Domanialangelegenbeit den Wünfchen des herzogl. Haufes gemäß 
auf eine befinitive Auseinanderfegung der vermögensrechtlichen Be: 
ziehungen zwiſchen Domanial- und Staatsfiscus bebadt fein zu 
wollen und bie von der Regierung gemachte Vergleichspropoſition 
zur Bafis der Verhandlungen anzunehmen. 


Erflärung bes Staatsminifters v. Gerftenberg: Es gelte dem 
berzogl. Haus, unabhängig von der Richtung und Strömung der Zeit, feine 
große bedeutende Stellung im Intereſſe bes Einzelftants wie des großen 
Ganzen zu fihern ‚und gewiflermaßen neu zu begründen, dabei aber bem 
Lande diejenigen Einrichtungen zu geben, welche feiner veränderten Bedeutung 
innerhalb des großen Nationalftants entiprechen, zugleich aber ihm beftimmte 
Borzüge dauernd zu erhalten geeignet feien. Die nothwendige Stärfung und 
Feſtigung ber Stellung bes herzogl. Haufes glaube man aber nicht anders 
finden zu können, als wenn basjelbe wieder auf die alten Grundlagen feiner 
Macht, auf feinen Grundbefig zurücgreife, und ſich wie früher vorzugsweife 
mit darauf flüge, daß es als erfler und größter Grumdbefißer aus bem 
Gemeinweſen fih erhebe. Wie der Herzog in vollen Entgegentommen ber 
Beitrebungen des beutfchen Volks einer der erften gewefen fei, der wefentliche 
Hoheitsrechte zu Gunſten einer ſtarken Gentralgewalt aufgegeben babe, fo fei 
er auch jegt wieder bereit für eine den Intereſſen des Landes entjprechende 
Löſung biefer wichtigften Innern Frage finanzielle Opfer nicht zu fcheuen; 
deßhalb habe er befohlen, daß in ber Vergleichöpropofition ber gegenwärtig 
factifche Weitgenuß des Landes am Abwuri bed Bomanialuerituund AT 
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12. 


23. 


, yreußen und der norddeniſche Gund. 


Unterlage ber Auseinanderfegung genommen werbe, unb bie bem entfprecdens 
den Bermögenstheile unter näher feftzuftellenden Bedingungen auf-ewige Zeiten 
in das Eigenthum des Landes übergehen. 


März, (Preußen) Die Kurbefien Trabert und Plaut werben an: 


geblih wegen Umtrieben zu Gunften des ehemaligen Kurfürften 
verhaftet. | 
„ (Breußen: Schleswig-Holftein). Ernennung befinitiver Prebiger 
in Nordſchleswig an bie Stelle derjenigen, die den Eid für den 
König von Preußen verweigert haben. 


„ Beimar). Der Landtag einigt fih mit der Regierung voll: 
ſtändig über das neue Preßgeſetz, indem er auf untergeorbnete For: 
derungen jeinerjeit verzichtet. 

„ (Sadfen). II Kammer: Nah Verlauf von vier Monaten 
wird endlih ber Deputationsbericht über das neue Wahlgefeß für 
bie beiden Kammern bes Landtags (Verfaffungsrevifion) auf bie 
Tagesordnung gefekt. 


„Morddeutſcher Bund). Eröffnung des Reichstags. Thron: 
rede des Königs von Preußen: 

„Geehrte Herren vom Neichstage bes norbdeutfchen Bundes! Zum dritten 
Male begrüße ih Sie im Namen ber verbünbeten Megierungen, um in 
Gemeinschaft mit Ihnen den Ausbau ber Verfaffung bes norddeutſchen Bun⸗ 
bes fortzufeßen. In Ihrer letzten Seſſion haben Sie durch Herftellung 
organiicher Einrichtungen die Grundlagen gejchaffen, auf welchen nunmehr 
bie Gejeßgebung bes Bundes biefen weiteren Ausbau feiner inneren Ein- 
rihtungen zu bewirken bat. Die Gefebentwürfe, weldye au biefem Zwecke 
Ihrer verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme unterbreitet werden follen, find 
dem Bundesrathe vorgelegt, und zum Theil fchon von bdemfelben berathen 
worden. Das in Ihrer letzten Eeffion begründete Inftitut ber Freizügigkeit 
fol durd) eine, auf dem Grundfage der Gewerbefreiheit beruhende Gewerbes 
Ordnung weiter entwidelt und durch Aufgebung ber polizeilichen Beſchrän⸗ 
tungen ber Eheſchließung von einem feine Verwirklichung lähmenden Hemm⸗ 
niß befreit werden. Ein Gefeß über die Quartierleiftung im Frieden ift dazu 
beſtimmt, die Militär-Gefeßgebung bes Bunbes nad einer, für die Intereſſen 
ber Bevölkerung befonders wichtigen Seite zum Abjchluffe zu bringen. Die 
Regelung des Maß- und Gewichtsiwefens, welche in ber vorigen Seſſion 
dringenderen Aufgaben weichen mußte, wird in gegenwärtiger zu Ihrer Be: 
rathung gelangen. Die Verhältniffe dev Bundesbeamten bedürfen der geſetz⸗ 
Tihen Megelung und werben ben Gegenfland von Borlagen bilden. Ein 
Geſetzentwurf über das Schuldenwelen des Bundes wird Ihnen wiederum 
vorgelegt werben. Ich vertraue, daß bie Bereitwilligfeit, mit welcher die 
verbündeten Megierungen in biefem Entwurfe den won Ihnen bei der früheren 
Berathung gefabten Beichlüffen entgegengefommen find, von Ihrer Seite ein 
lelches Entgegenkommen finden werbe. Ueber die Lage ber vormals ſchleswig⸗ 
Botteinifchen Offiziere, welche in ber letzten Seffion Ihre Theilnahme in Ans 
ſpruch nahmen, und über die Unterftüßung bilfsbebürftiger Familien ber 
Erſatz⸗Reſerve werben Ihnen Vorlagen zugehen. Die Befteuerung bes Brannt⸗ 
weins in ben Hobenzoller’ihen Landen und in ben zum Bunde gehörenden 
Theile Heſſens bedarf ber Regelung und mit biefer Regelung fieht ein Ber: 
trag in Verbindung, durch welchen ber freie Verkehr mit Branntwein und 
Bier zwifchen dem Bunde und dem übrigen Theile Heſſens bergeitellt werden 
ol. Der HaushaltssEtat des Bundes für 1869 wird Ihnen vorgelegt werben. 
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Die Schwierigkeiten, welche feiner Aufftelung in ben erften Monaten bes 
Jahres entgegenftehen, haben dem Wunſche weichen müſſen, Sie zu einer 
Zeit zu berufen, zu welcher Sie ſich Ihrer gewohnten Berufsthätigfeit mit 
den geringften Opfern entziehen können. Die Regelung des internationalen 
Poſtverkehrs auf Grundlage ber in Ihrer letzten Seffion beſchloſſenen Gelee, 
ift weit vorgefchritten. Poſtverträge mit ben ſüddeutſchen Staaten, mit Defter- 
veih, mit Luremburg, mit Norwegen und ben vereinigten Staaten von 
Amerika find abgefhloffen und werben Ihnen vorgelegt werben; mit anderen 
Staaten ſind fie dem Abfchluffe nahe und werden, wie ich hoffe, noch zu Ihrer 
Berathung gelangen. Ein mit ben vereinigten Staaten von Amerifa abge: 
ſchloſſener Vertrag iſt dazu beftimmt, die Staatsangehörigfeit ber gegenfeitigen 
Einwanderer zu regeln und damit aus den Beziehungen zweier durch Ver: 
kehrs⸗Intereſſen und Familienbande engverbundenen Nationen ben Keim von 
Zwiftigfeiten zu entfernen. Im Ginverftändniffe mit meinen Verbündeten 
babe ich behufs Unterhbandlung diefer Verträge und um die völferrechtliche 
Stellung des norddeutſchen Bundes zur Geltung zu bringen, bie in ber Ver: 
fafjung vorgefehene Vertretung des Bundes im Auslanbe bergeftellt, 
und dieſer Schritt ift zu meiner lebhaften Genugthuung allfeitig in dem 
Geifte aufgefaßt und erwidert worden, aus welchem er hervorgegangen war. 
Er bat die freundfchaftlichen Beziehungen gefördert und befeftigt, welche zwi: 
{hen dein norddeutſchen Bunde und den auswärtigen Mächten beftehen, und 
beren Pflege und Erhaltung der Gegenftand meiner unausgejeßten Sorgfalt 
bleiben wird. Ich darf ber Ucberzeugung Ausdruck geben, daß der Eegen 
bes Zriedens auf den Anftrengungen ruhen werde, welche Sie zur Förde: 
rung der nationalen Intereſſen widmen wollen, zu deren Pflege und 
Schuß das gefammte deutſche Vaterland fich verbündet bat.“ 


24.—26. März, (Sachſen). Die IL Kammer genehmigt das neue 
Wahlgefeß für beide Kammern des Landtags (Derfaflungsrevifion) 
im wejentlihen nad den Anträgen der Regierung, in der Schluß- 
abjtimmung mit 64 gegen 10 Stimmen. 


25. März, Mordd. Bund) Abſchluß eines Vertrages mit Dänemarf, 
das auf alle feine bisherigen Poftrechte in ben Hanſeſtädten ver: 
zichtet. 

Der Reichstag wählt das bisherige Präfidium (Simjon, Herzog 
v. Ujeſt und v. Bennigfen) mit ftarfen Majoritäten wieder, 

31. „ (Sadfen) Die II. Kammer genehmigt faft einftimmig bie 
von ber Regierung endlich zugeftandene Einführung ber Jury. 

— „Mordd. Bund) Nachdem auch die Fürften v. Schwarzburg: 
Rudolſtadt und ber beiden Neuß zu preuß. Generalen ernannt 
worden, find nunmehr fämmtliche Fürftenfamilien des nordd. Bundes 
in ber preuß. Armee durch hohe Stellen vertreten. 


2. April. (Nordd. Bund) Der Reichstag lehnt ben erneuerten 
Antrag Waldeds auf Gewährung von Diäten an bie Reichstags: 
mitglieder in der Vorberathung mit 97 gegen 92 Stimmen ab. 

Debatte: Bismard erklärt, bie Bundesverfafjung beruhe auf einem 
Compromifje und man bürfe nicht heute fchon an dem überhaupt durch Com⸗ 
promifje gewonnenen Bau rütteln, wolle man nicht bie Sehigfel bes Werke 
gefährden, da fonft auch von anderer Seite als von ber Linken Aenderungen 
verlangt und durchzuſetzen verfucht werden Lünnten, und arkt wület au Ür 
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Behauptungen Waldecks und Schulze-Telikfh’8 ein, daß nur bie Abweifung 
literaler Ideen in Preußen Schuld daran fei, daß ber preußiihe Staat in 
Süddeutſchland jo wenig Anklang finde, und daß wenn im Norden bie liberale 
Idee mehr zum Durchbruch Füme, die Trennung von Süddeutſchland nad 
und nach verfhwinden würde: „Ter Abg. Walded hat Bezug genommen auf 
eine Aeußerung von mir, nah welder die Souveraine ber jüdbentjchen 
Staaten dem Anſchluß an ben norddeutſchen Bund widerfirebten. Er hat 
bieß in einer Weife gethan, als hätte ich damit zugegeben, baß die fübbeutfchen 
Bevölferungen geneigt wären, fi) dem norbbeutichen Bunde anzufchließen. 
Er jelbft Hat die Folgerung daraus gezogen, als ob dieſe Geneigtheit erheblich 
wachſen würbe, wenn wir nur etwas liberaler wären. Ich muß mid) gegen 
die Vermuthung decken, daß ich eine mir ben Thatfachen fo wenig übereins 
flimmende Aeußerung getban Haben fol. Warum wollen die Sübbeutichen 
nicht zu uns kommen? Nicht weil wir ihnen nicht liberal genug, fondern 
weil wir ihnen viel zu liberal find. (Große Heiterkeit.) Sie lachen, meine 
Herren! Ruf: Ja!) Sie fehen nicht den einfachen Thatfachen in’s Geſicht. 
Welcher unter ben füddeutfchen Staaten ift ber Liberalfie? Unzweifelhaft das 
Großherzogthum Baden; dort finden Eie die vollfte Bereitwilligfeit zum An: 
ſchluß. Die ſüddeutſchen Liberalen wollen fih uns anichlieken; diejenigen, 
die das nicht wollen, find die reactionären Parteien. Sch will biefe Parteien 
nicht näher bezeichnen, aber bie jüngften Wahlen in Sübdeutihland haben 
bas Far vor Augen geltelt und Eie fünnen wohl denfen, mit welcher in= 
neren Heiterkeit ih Ihre Heiterfeit erwidere, die von einer fo großen Uns 
wiſſenheit der Thatfachen zeigt. (Anhaltende Heiterkeit.) Wenn wir den Par: 
teien, bie in Süddeutſchland die Oberhand haben, einige Eonceffionen in 
reactionärer Richtung machen könnten und wollten, vielleicht gewiffe Bürgs 
haften, bie augenblicklich felbit in dem Nachbarſtaate, nad welden man 
ſonſt von bort binblidt, zu Falle fommen, geben wollten, und das würde 
doch gewiß Feine liberale Maßregel fein, jo würden wir vielleiht die Majo⸗ 
rität für den Anfchluß gewinnen Tönnen. (Obo! linfs.) Ich lafje es dahin 
geftellt, ob es überhaupt ein Vorzug ift, Fiberal zu fein oder nicht, aber der⸗ 
jenige mug Süddeutſchland, mit Ausnahme Badens, fehr wenig fennen, ber 
nit weiß, daß fie bort im Liberalismus, ih will nicht fagen um 
ein Meufchenalter, aber doch um bie Zeit, bie feit der Juli— 
Revolution verfloffen if, zurüdfind.” (Beifallrechts, Bewegunglinfe). 

Der Vertrag mit den Berein. Staaten über bie gegenfeitige 
Staatsangehörigfeit wirb gegen den ausſchließlichen Wiberfpruch der 


Polen angenommen, 

obgleih, wie beinerft wird, bie Faſſung desfelben in vielen Punkten für 
‚eine glücliche nicht gehalten werben könne und nachdem ber Bundeskanzler 
in bindender Weiſe erflärt hatte, daß in bie Heimat zurüdgefehrte Ausge⸗ 
wanderte für die früher umgangene Wehrpfliht in Zufunft nicht mehr zur 
Verantwortung würden gezogen werben. In 

3. April. (Nordd. Bund). Der Reichstag beſchließt faſt einftimmig 

und unter AZuftimmung des Bundeskanzlers, biefen aufzuforbern 
„dahin zu wirken, daß in Zukunft ein gleichzeitiges Tagen von ter: 
ritorialen und ProvinzialsLandtagen mit dem Reichstage vermieden 
werbe” und der Grundſatz wo möglich auch für das Zollparlament 
zur Geltung komme. | 

Debatte über den Antrag Laster und Genoffen auf Erlaß eines 
Gefeßes, betr. die Nichtverfolgbarkeit der Mitglieder ber Lanbtage 
und Kammern wegen Neußerungen als folder im ganzen Umfange 
bes Bunbes: 
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MWindthorft erflärt die Nebefreiheit für ein unerläßliches Privilegiunt 
jebes Bolfsvertreters, wobei freilich innerhalb bes Haufes etwaigen Aus: 
fchreitungen entgegen getreten werben müſſe. Es ſei aber unpafjend auf dieſem 
Umwege den Widerftand des Herrenhaufes brechen zu wollen, und unerlaubt 
die Grenzen ber Gompetenz zu überjchreiten, was mit der Annahme bes 
Lasker’ihen Antrags unzweifelhaft geſchähe, ba berfelbe nicht aus criminal: 
rechtlichen, fondern aus politiichen Erwägungen fliege, und doch habe das 
Haus angefichts der abnehmenden Fluth alle Urfache fih auf geradem Wege 
zu balten. v. Watzdorf beftreitet befonders die Auffaffung ber Nationals 
Liberalen, daß das Hindrängen auf eine Crweiterung ber Competenz bes 
norddeutſchen Bundes im nationalen Sntereffe Tiege. Nach dem, was man 
im vorigen Jahr gethan, müſſe man vorerft durch Einrichtungen ben einzelnen 
Gliedern das Leben im großen Staate möglich machen und der Gejchichte 
bie weitere Entwidlung ruhig überlaffen. Der Minifter legt außerbem gegen 
die von Miquel ausgefprochene Verbächtigung Verwahrung ein, baß diejenigen 
Regierungen bunbdesfeindliche Tendenzen verfolgten, welche ben Reichötag da= 
vor warnten, feine zweifelhafte Gompetenz über das Maß hinauszubehnen. 
Braun: Neben ber allgemeinen Gompetenz für das Strafrecht überhaupt 
liege bier ber hinreichende verfafjungsmäßige Grund für bie beflimmte Anz 
wendung biefer Gompetenz in der Nothiwendigfeit der wefentlichen Ueberein⸗ 
flimmung ber Grundzüge des politifchen Verfafjungsbaus im ganzen Bunde 
und feinen organiſchen Gliedern. Bismard: „Ich begrüße ben Antrag, 
weil er von einer Seite Tonımt, von ber er fommt, als Beweis fortichreiten: 
ben Vertrauens auf bie Art, wie die Bundes: Inflitutionen ſich entwiceln 
werden. Wenn ich mich nicht irre, fo war man bei Berathung der Ber: 
faffung nit ganz zweifellos über das Maß ber Einwirfung, weldhes man 
ber Bundesgejeßgebung auf die Landes: Berfaffungen beilegen ſollte. Man 
war nicht ganz frei von der Beforgniß, daß diefe Verfammlung unter Um⸗ 
ftänden eine Zufammenfegung Haben fönnte, welde bie Möglichkeit einer 
Annäherung an „Karlsbader Beſchlüſſe“ nicht ganz ausſchlöſſe. Man fürd- 
tete, ber Spieß, ben fie jebt gebrauchen, könne unter Umftänden auch einmal 
umgedreht werben. Sch freue mich, daß die Herren von biefer Befürchtung 
gebeilt find und diefen Antrag ftellen, und jo lange ih an diefer Stelle ftebe, 
hoffe ih, follen Sie Sih auch in biefem Vertrauen nicht täufchen.” Seine 
Stellung zum materiellen Inhalt bes Antrages fei befannt. „Ich würde e8 
noch lieber fehen, wenn der Antrag in ber Art fig mobificirte, wie er im 
zweitgrößten Lande des Bundes, in Sachfen befteht, wo die Nebefreiheit nur 
limitirt ift zu Gunften derjenigen, welche fi außerhalb bes Haufes befinden. 
Es find alfo Preis gegeben bie Mitglieder ber Berfammlung und die Minifter. 
Die Mitglieder können ſich wehren und die Minifter au; fie müffen ſich fo 
Manches gefallen Taffen, fie mögen auch diefes hinnehmen; denn es braucht 
ja Niemand Minifter zu werben. (Heiterfeit.) Aber diejenigen, welde ſich 
außerhalb der Berfammlung befinden, würde ich gern beihügen. Ans biefem 
Tönnten Sie entnehmen, daß ich bem Antrage nicht wiberfprechen würde, 
wenn cr fih in feiner Form als das charafterifirte, was er ber Sache nad 
wohl ift, nämlich als ein Ausbruch der Ungeduld, daß die Sache in Preußen 
fih fo Tangfam entwidelt, als bill of attainder in Betracht der preußifchen 
Zuſtände. Eine andere Frage aber ift die, ob wir unferen Bundesgenofjen 
bie Sache im Wege der Geſetzgebung aufdrängen follen. Ich würde die weis 
tere Entwidlung biefer Frage lieber ber Autonomie der einzelnen Stände 
überlaffen und würde zurüdichreden vor dem Gebanfen — id will nicht 
zählen, aber auf 50-90 fchäte ich bie Verfammlungen ganz gewiß, denen 
wir hiermit das Privilegium verleihen, das einer der Herren Vorredner als 
eine Souverainetät bezeichnete, und was ich jedenfalls doch als eine erhebliche 
Befeſtigung des particulariftiichen Stanbpunftes, ben fie ihrer Aufgabe und 
ihrem Zufammenhange nach zu vertreten haben, anjehen muß. Ich betrachte 
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bie Redefreiheit als eine hohe Auszeichnung berer, die fie haben, und wenn 
wir biefelbe Auszeichnung, wie bem Reichstage, allen ben Provinzial: und 
Somntunal= Landtagen (denn es find Landtage im Allgeneinen gejagt) ges 
währen wollen, fo werden wir auf dieſem Wege mit ber Zeit dahin fommen, 
daß wir fie auch jeder Wahlverfammlung, jeder Volfsverfammlung, jedem 
Vereine geben müfjen. (Widerſpruch.) Denn alle diefelben Gründe, bie bier 
dafür Sprechen, ſprechen auch dort dafür. Wenn es nicht wahr ift, daß fie 
in gleihem Maße dafür ſprechen, ſo kommen wir auf das Thema der Bürg⸗ 
haften, welche bie eine Verſammlung vor ber anberen gewährt. Diele 
Bürgichaft gegen Mißbrauch kann eine Verfammlung geben durch Afte der 
Geſetzgebung, welde ihr ein Strafrecht beifegen, ein Ausſchließungsrecht. Sie 
kann fie geben durch bie Natur ihrer Zuſammenſetzung, wie ich fie bier 
finde, und wie ich Hoffe, fie auf die Dauer auch in einer fo großen Ber: 
ſammlung, wie der preußifche Landtag ift, immer zu finden, und wenn id 
fie auch in früherer Zeit dort nicht immer gefunden habe, jo ift dieß einer 
ber Uebelſtände, die ich mit in den Kauf nehme. In diefer Allgemeinheit 
die Sache anzunehmen, baß fie zwangsweile den jämmtlihen Bundesſtaaten 
obtrudirt würde, dazu kann ich mein eigenes Votum im Bundesrathe nicht 
züufagen; und für fo wichtig halte ich dieſe Frage, ob dieſer preußifche Streit 
ein Jahr früher oder ſpäter aus der Welt — 98 — wird — für ſo wichtig 
halte ich dieſe Frage nicht, daß wir deßhalb ſchon kaum ein Jahr, ja, noch 
nicht ein Jahr nach Herſtellung und Promulgirung ber Verfaſſung die letz— 
tere auf die Probe ftellen ſollten, mit Entſcheidung von Compelenzfragen 
gegen ftarfe Minoritäten und mit geringen Majoritäten. Das Entgegen- 
kommen, das ich für ben Antrag, für bie Tendenz des Antrages bier zufagen 
Tann, beichränft fi) darauf, daß ih mid innerhalb der preußifchen 
Sphäre bemühen will, jeldft im Wiberfprude mit allem, was ich in 
früheren Zeiten gegen ben Antrag gelagt habe, bie Dinge zu dem Punkte 
zu bringen, daß bie Wünfche ber Herren Antragfteller in 
Preußen zu ihrer Befriedigung gelangen.” 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag unter Namensaufruf mit 
119 gegen 65 Stimmen angenommen. (Unter der Majorität be- 


finden fi außer der Linken, den National:Liberalen und den Mit: 


‚gliedern der freien parlamentarifhhen Vereinigung (Particulariften), 


die meiften Freiconfervativen und Altliberalen). 


— April, Mordd. Bund). Die thüringifhen Kleinſtaaten ziehen ihre 


bisherigen Gejandtichaften in Berlin und Dresden ein. 

„ Preußen). Die Blätter berichten, baß in Yolge der Reſo— 
Iution Solger bei Gelegenheit des hannov. PBrovinzialfonds von 
Seite des Staatsminifteriums an bie einzelnen Refjorts Aufforbe- 
rungen ergangen jeien, die Etats von dem bort bezeichneten Stand: 
punfte zu prüfen und biejenigen ‘Bofitionen zu bezeichnen, beren 
Mebertragung auf bie Provinzen im Intereſſe ber Gelbftverwaltung 
in Vorſchlag zu bringen jein würde, 

» (Breußen: Hannover). Das feit dem 9. Juni 1867 vom 
König Georg zur Agitation ‚gegen Preußen in Paris unterhaltene 
Blatt La Situation erflärt, daß e8 am 9. d. ME. aufhören werde 
zu erjcheinen. 

» (Preußen). Der Provinzial: Landtag von Weſtphalen erklärt 
fi einftimmig für eine vollftändige katholiſche Univerfität in Münſter. 
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7. April. (Sa fen). Die II. Kammer genehmigt bie Aufhebung der 


8. 


18. 


20, 


Todesſtrafe mit 42 gegen 23 Stimmen. 


„ (Preußen: Hannover). Der Staatsgerichtshof erklärt die (in 
Folge der Bildung der welfiſchen Legion) angeklagten hannov. Offi⸗ 
ziere in contumatiam des Hochverraths für ſchuldig und verurtheilt 
ſie zu zehnjähriger Zuchthausſtrafe. 
„Mordd. Bund). Der Reichstag nimmt in der Schlußberathung 
das Geſetz über Aufhebung der Ehebeſchränkungen und den Lasker'⸗ 
ſchen Antrag bezüglich Redefreiheit an, verwirft bagegen neuer⸗ 
bings (mit 104 gegen 100 Stimmen) ben Antrag Waldecks bez. 
Diäten. Ebenfo werden die Anträge von Wagner:Pland für baldige 
Vorlage von Geſetzentwürfen über ein gemeinfames Strafrecht, einen 
gemeinjamen Strafprozeß und die badurd bedingten Vorichriften ber 
Serichtsorganifation und von Aegidi, durdy Verträge mit den Mächten 
bie Freiheit bes PrivateigentHums zur See in Kriegszeiten zu einem 
völferrechtlichen Grundja zu erheben, jener mit großer Mehrheit, 
biefer einftimmig angenommen. 

Präſ. Delbrück erflärt bez. gemeinfames Strafrecht, baß bie Tendenz 
bes Antrags ber Aufiafjung bes Bundespräfidbiums entfpreche, und daß dieſes 


nichts unterlaffen werde, um bie gewünfchte gemeinjame Gejekgebung recht 
bald herbeizuführen. 


„ (Sadhfen) Die I. Kammer genehmigt bas neue Wahlgefek 
(Berfaffungsreform) nur mit Mobificationen gegenüber ben Befchlüffen 
ber II. Kammer bez. der Zufammenfeßung der I. Kammer. 


„ MNorbb. Bund). Bundesrath: Verhandlungen des Ausſchuſſes 
für Handel und Verkehr über die Anträge der ſüdd. Staaten bez. 
Abſchluß von Verträgen über gegenjeitige Freizügigkeit. Die Mehrheit 
erklärt fih dafür, die Minderheit (Preußen) dagegen. 

Es handelt fih nicht um einen Antrag, ſondern um vier Anträge, indem 
jede der vier füdd. Regierungen ihren Antrag jelbftändig geftelt bat, dieſe 
Anträge auch unter fi nicht durchaus übereinftimmen. Württemberg, 
Baden und Helfen beantragen übereinftimmend, daß das Princip ber 
Treizügigfeit, welches im Gebiete des norbdeutfchen Bundes herrſcht, auch auf 
ihre reip. Staaten ausgebehnt werden foll mit voller und unbeichränfter 
Gegenfeitigfeit in Bezug auf die Angehörigen des norbdentihen Bundes und 
biejenigen der fildbeutfchen Staaten, während Bayern biefen Stanbpunft 
noch nicht einnimmt, fondern zunäcft Verhandlungen über das Princip und 
den Modus ber Ausführung beantragt hat. Darin aber ſtimmen die ſämmt⸗ 
lichen vier Anträge wieber überein, daß das Betreffende durch einen Vertrag 
zwiichen bem norddeutſchen Bunde und den füdbentfchen Staaten feftgeftellt 
werben fol. In dem letzteren Umftande Iiegt der Schwerpunft der Sadıe. 
Tie Mehrheit des Ausſchuſſes (Sachſen und Hamburg) beantragt, bem 
Bunbesrath zu empfehlen, „er wolle fich geneigt erflären, bem Abſchluſſe von 
Verträgen mit den ſüddeutſchen Staaten über gegenfeitige greizügigfeit dann 
feine Zuflimmung zu erteilen, wenn bei ben dieferhalb einzuleitenden Ver— 
handlungen von Seiten der fübbeutfchen Regierungen befriedigende Vorſchläge 
zur Beſeitigung der Schwierigkeiten gemacht würden, welche ſich aus einem 
ſolchen Vertragsverhältniſſe für die nothwendige Fortbildung ber Geſetzgebung 
auf biefem Gebiete ergeben.” Kine Minderheit Preußen) ſpricht fig 
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gegen ben Vertragsmweg aus, da bie Hemmung, welche bie vertragsmäßige 
Regelung eines legislativen Stoffs für die Fortentwidelung ber Geſetzgebung 
mit fich bringe, weil auf dem Mefen der Verträge berubend, nicht befeitigt 
und in einer jo wichtigen und tief eingreifendben Materie, wie bie Freizügig: 
feit ohne ſchwere Schädigung ber betheiligten Intereſſen nicht ertragen werben 
fünne. Es fei befjer, bieß offen auszufprechen, als fih auf Verhandlungen 
einzulafjen, die, fofern man die formelle Reciprocität in Betracht ziehen wolle, 
vielleicht zu ungenügenden Nefultaten, vorausfichtlich aber zu gar Teinem 
Ergebniffe führen und in biefem Falle einen weit ungünftigeren Eindrud 
zurüdlaffen würden, als eine einfache Ablehnung aus materiellen Gründen, 
deren Grheblichkeit nicht verfannt werben könne. Bon der Mehrheit des 
Ausfhuffes wird dagegen namentlih geltend gemacht, daß, wenn auch 
die Gefeßgebung auf diefem Gebiete nicht ſtillſtehen könne, doch Abänbes 
rungen berjelben nicht allzubäufig eintreten. würden, nachdem ein gewiljes 
Ziel in dieſer Beziehung theils bereits erreicht fei, theils in Kurzem erreicht 
jein werde. Dieß fei namentlih in Bezug auf die Hauptgrundfäße nicht zu 
befürchten, im freiheitlicher Richtung nicht, weil die gegenwärtige Gejeßgebung 
des Bundes auf dem Princip der Verfehrsfreibeit beftehe; in beichränfender 
Richtung nicht, weil eine foldhe Umkehr, nachdem einmal ber richtige Weg 


® petreten worden, nicht wohl denkbar ſei. Auch könne für ben leßteren Fall 


die Veränderung oder Aufhebung der Verträge vorbehalten werben. Soweit 
es fi aber um bedeutendere Abweichungen in der Gefeßgebung handle, fei 
der davon zu befürdhtende Nachtheil gering, fofern nur auch im biefer Be⸗ 
ziehung formelle Reciprocität garantirt fei. Es fünne ferner auch eine Ver: 
abredung in Erwägung gezogen werden, nad) welcher bie Abänberungen ber 
Sefeßgebung, weldhe in einem der vertragichließenden Theile vorgenommen 
werben, unter gewiljlen Modalitäten auch in dem andern unmittelbar zur 
Geltung fommen follen. Eine unbedingte Weigerung, auf Verträge über bie 
Freizügigkeit einzugehen, würde in den jübdeutihen Staaten, bei ben NRegie- 
rungen wie bei der Bevölferung, einen ungünftigen Eindrud hervorbringen - 
und die Meinung erweden, daß auf diefe Weile eine Preifion behufs Erwei⸗ 
terung ber Competenz bes Zollparlaments geübt werden folle. Sei eine 
ſolche Prejfion auch nicht beabfichtigt, fo würde fie doch thatjächlich eintreten, 
ba nach Ablehnung der Verträge zur Befriedigung des immer Iebhafter ber- 
vortretenden Bebürfnifjes einer alle beutichen Staaten umfaffenden vollen 
Freizügigfeit Taum ein anderer Weg übrig bleiben würde, als der gemeinfamer 
Geſetzgebung. 


21. April. (Nordd. Bund). Reichstag: Debatte über den Geſetzesent⸗ 


wurf bez. des Bundesſchuldenweſens. 

Bon den Modiflcationen, welche der Reichstag in der vorigen Seffion an 
dem urſprünglichen Entwurf befchloffen hatte, war bie Beflimmung in Bes 
treff der Eonvertirung von Anleihen vom Bundesrat) angenommen, dagegen 
ber bie civilrechtlihe Verantiwortlichkeit ber Beamten ber Bundesichuldenver: 
waltung ausfprechende Art. 17 abgelehnt worben. In der Commilfion des 
Reichstags fiel ber Antrag, diefen Artifel trogbem wieder anzufügen, mit 
Stimmengleihheit. Bon Miquel und 45 Mitgliedern der nationals 
Yiberalen Partei wird der Paragraph jeboch wieder eingebraht: „Erbeben 
fih gegen bie Dedargirungen Anftände, oder finden fih font Mängel 
in ber Verwaltung bes Bundesſchuldenweſens, fo Fönnen bie daraus 
bergeleiteten Anfprücde fowohl vom Reichstag als vom Bunbesrath gegen 
die nah F 7 dieſes Geſetzes verantwortlichen Beamten verfolgt werben. 
Der Reichstag kann nöthigenfalls mit der gerichtlichen Geltendmachung bie 
von ihm gewählten Mitglieder ber Bundesſchuldencommiſſion beauftragen.” 
Miguel: Er müffe im Intereſſe des von allen Seiten bebrohten Bundes 
ben Zuſatz feſthalten. Denn in der fehr bedenflichen politifchen Lage Europas 
fei der Reichstag ber befte Bunbesgenofje ber jungen Schöpfung, und darum 
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müffe man deſſen Anſehen ftärfen, nicht ſchwächen. Er und feine politifchen 
Freunde hätten im conftituirenden Reichstage nachgegeben, wo ſachliche Gründe 
für Nachgiebigfeit gejprochen hätten. Damit hätten fie fi aber Teineswegs 
bes Rechts begeben wollen bie Bunbesverfaffung auszubauen. Bismard: 
Er, jeine politifchen Freunde und bie verbündeten Regierungen hätten Beweife 
von Nachgiebigfeit geliefert. Eine Partei, bie es aufrichtig mit dem Wohle 
bes Ganzen meine, dürfe nicht an heterogene Bedingungen Bewilligungen 
fnüpfen. Nur um Ihrem Streben nad) Machterweiterung zu genügen, bringen 
Sie jetzt einen das Geſetz in Frage flellenden Antrag ein, wollen Sie das 
Land relativ wehrlos machen, jollen wir Ihnen den Schuß bes Landes mit 
Eonceffionen ablaufen. Einem foldhen Verlangen muß jede Regierung, welde 
Anſpruch auf Dauer hat, entgegentreten, weil jpäter leicht größere Forderungen 
folgen könnten. Eher werbe ich mich bamit vertrant machen können, wenn 
Sie ben Bundeskanzler unter ben Kreis: ober Stadtrichter ftellen, als daß 
jeder Beamte unabhängig von feinem Vorgeſetzten zur Verantwortung gezogen 
werben kann. Damit madhen Sie ben Kreisrichter zur Autorität über bie 
Auslegung der Verfaſſung. Danı erheben Sie ihn doch gleich zum Miniſter, 
wenn er nun einmal die Stellung eines conftitutionellen Hausarztes haben 
fol. Als es 1866 galt den Staat zu retten, konnte bie Regierung nicht erft 
ben Kreisrihter um Erlaubniß für bie Ausgabe ber 26 Millionen fragen, 
nachdem man im Landtag ausgefprochen: „Diefem Minifterium feinen Gros: 
ſchen.“ Dadurch, daß wir e8 gewagt, haben wir uns den Danf zwar nicht 
ber Kreisrichter, aber des Landes erworben, unb bie Landesvertretung bat 
uns Indemnität ertbeilt. Sie feßen bei den Bundesregierungen einen grös 
Beren Patriotismus, ‚eine größere Vorliebe für bie Herftellung der flotte 
voraus, als Sie felbit zeigen. Ihr Patriotismus mag vielleicht derfelbe jein; 
er ift nur nicht erfennbar, Was fol daraus werden, wenn bie Negierungen 
genau fo handeln wollen wie Sie? Laffen Sie doch erft die Grundmauern 
der Berfaffung fich feten, den Bau ſich confolidiren, ehe Sie lebiglih um 
politiihe Machtvergrößerung Fämpfen, dazu wird fich fpäter ſchon Gelegenheit 
bieten. Der vorliegende Antrag ftellt bie Regierungen vor bie Alternative: 
entweder feine Flotte oder ein Conflict. Namens der Yunbdesregierungen 
muß ih die ſchon in der Commilfion abgegebene Erflärung wiederholen : 
daß das Gefeb zurücgezogen werben wirb, wenn das Amendement anges 
nommen werben jollte. 

Bei der Abftimmung wird unter Namensausruf der Zuſatz mit 
131 gegen 114 Stimmen angenommen, worauf der Bundeskanzler 
ben Gefebesentwurf ſogleich zurüdzieht. 

Die Bundesregierung befiehlt in Yolge diefes Vorgangs ohne 
Verzug, alle nicht abfolut dringlichen Arbeiten für bie Marine theils 
ganz einzuftellen, theils auf's empfindlichite zu beſchränken. 

21. April. (Zuremburg). Franzöſiſche Umtriebe für eine Annerion bes 
Ländchens. 

„In einer Weiſe, welche das Maß des Erlaubten überſchreitet, wird feit 
langem durch Pariſer Blätter für eine Annexion an Frankreich Propaganda 
gemacht; die betreffenden Nummern werden zu Hunderten von Exemplaren 
gratis vertheilt; endloſe Jeremiaden über die Unhaltbarkeit unſerer Autono⸗ 
mie, über Iſolirung und Ruin des Landes, ſchwülſtige Anpreiſungen der 
franzöſiſchen Zuſtände und blendende Vorſpiegelungen künftigen Glücks füllen 
ihre Spalten. Unſere Staatsmänner werden nolens volens von Frankreich 
decorirt, im neuen Poſtvertrag auffallende Begünſtigungen für das Groß⸗ 
herzogthum geſtattet (fo 3. B. bezahlen wir die franzöſiſchen Blätter 1—2 
Gentimes billiger als in Paris), die Legalifationsformalitäten bei Heiraths⸗ 
akten beinahe auf nichts rebucirt, bie Bapformalitäten gänzlich abgeſchafft, 
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und obenbrauf erſcheint in Luxemburg felber feit dem 21. do. ein neues 
franzdfifches Blatt „l'Avenir,“ mit franzöfildem Geld (deun Abonnenten bat 
es beinahe Feine). In feiner eriten Nummer legt e8 ohne Weiteres bie Anz 
nerion an Frankreich als jein Programm bar. „Ein Hebel”, beißt es, „welches 
die Intereſſen Feiner Stanten bedroht, und weldhes wir vermeiden wollen, 
ift die Sfolirung, welche den politiihen Marasmus und ben Ruin des ma= 
teriellen Wohlſtands nad fich zieht; darum fühlen wir das Bebürfniß, ung 
inniger einer großen Nation anzufchließen.” Die politifche Berechtigung feiner 
Tendenz findet das Blatt in der Unhaltbarfeit ber Verträge überhaupt: „Wir 
bedauern,“ fagt es, „Tein abfolutes Vertrauen in ben Londoner Vertrag zu 
haben, und nicht zu glauben, daß ein Krieg bie nothwendige Folge eines 
Bruchs oder einer Mobification biefes Vertrags fein würde.“ 

Inzwiſchen ift von einen: Beginn ber Arbeiten zu ber von ber 
Londoner Conferenz beſchloſſenen Schleifung ber Feitungswerfe noch 
feine Rede, bie bisherigen Thore find etwas erweitert worden und 
eine neue Thorpaljage ſoll burd die Fortificationen gelegt werben. 
Die Feſtung ſelbſt ift unverjehrt geblieben. 


22. April. (Luremburg). Landtag: Die Regierung wird über das 


24. 


27. 


Erſcheinen des neuen annerxioniſtiſchen Blattes Avenir, als deſſen 
Redacteur der in Eich bei Luxemburg reſidirende franz. Viceconſul 
Mahon de Monaghan bezeichnet werde, interpellirt. Dieſelbe antwortet: 
fie werde jeder Auffſorderung zur Annexion an irgend welchen fremden 
Staat mit ben Gejegen in ber Hand entgegen treten und die Urheber jolcher 
Aufreizungen verfolgen. 
» Breußen: Kurhefien). Der wegen angeblidher Umtriebe für 
ben gew. Kurfürjten feit ben 13. März in Haft gehaltene ehemal. 
Abg. Zrabert wird wieder in Freiheit gejebt. 
„ (Zollverein) Cröffnung bes erften Zollparlaments. Thron: 
rede des Könige von Preußen: 

„Seehrte Herren vom deutſchen Zollparlamente! Vierzig Sabre find ver« 
floffen feit ber Begründung bes Vereins, welcher heute in eine bedeutungs⸗ 
volle Epoche feiner Entwicklung eintritt. Won Fleinen Anfängen ausgehend, 
aber getragen von dem Bebürfniffe des deutſchen Volfes nach ber Freiheit 
bes inneren Verkehrs Hat ber Zollverein ſich allmälig buch die Macht bes 
nationalen Gedankens, weldem er Ausbrud gab, über den größten 
Theil Deutſchlands ausgedehnt. Er Hat zwifchen feinen &liedern eine Ge⸗ 
meinfamfeit der Intereſſen gejchaffen, welche ihn fchwere Proben fiegreich hat 


 befleben Laffen, und im Weltverfehr nimmt er eine Stelle ein, auf welche 


jeder Deutſche mit Befriedigung blidt. — Die ihm bei feiner Gründung ges 
gebenen Einrichtungen baben im Laufe ber Zeit durch die Sorgfalt ber 
Bereinsregierungen einen Hohen Grad der Ausbildung erhalten. Sie ver: 
mochten jedbod auf die Dauer weder den Anforderungen zu genügen, welche 
bie raſche Entwidlung und bie zunehmende BVielfeitigfeit des Verkehrs an bie 
Gefebgebung ftelt, noch dem beredtigten Verlangen bes beutfchen 
Volkes nah einer wirfjamen Theilnahme an dieſer Gefebgebung zu ent: 
jprechen. Die Veränderungen, welche das wirthichaftliche und politifche Leben 
Deutſchlands erfahren hat, erheifchten die Fortbildung ber dem Zollverein bei 
feiner Gründung gegebenen Organe, und es ift bie Frucht einer naturs 
gemäßen Entwidelung, wenn beute Vertreter ber ganzen Nation 
fih zur Beratung der gemeinfamen wirthichaftlichen Intereſſen Deutſchlands 
vereinigen. — Dieſe Berathung wird fih auf faft alle Gebiete ber nad dem 
Vertrage vom 8, Juli v. J. gemeinfchaftlihen Gefeßgebung erfireden, unb 
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kann dabei die Ausdehnung bes Vereins auf Mecklenburg und Lübel als 
nabe bevorftehenb ins Auge fallen. Sie wird zunächſt die dauernde Negelung 
ber Verfehrsbeziehungen zu einem Nachbarlande zum Gegenftande haben, 
welches durch Stammesverwandtihaft und die mannigfaltigften materiellen 
Sintereffen eng mit Deutfhland verbunden if. Der mit Defterreih$_am 
9. März db. J. abgefchlofjene Handels» und Zollvertrag wirb bem gegenfeifigen 
Verkehr umfafjende, ſeit Jahren angeltrebte Erleichterungen gewähren und 
Anfnüpfungspuntte zu weiterer Fortbildung darbieten. Ein Geſetz über 
Abänderung der Zollorduung fol durch Befeitigung der mit ben Formen bes 
Verkehrs nicht mehr verträglichen Formen des Zollverfahrene die Grundlage 
für eine allgemeine Revifion der Zollgefeßgebung feftftellen. Eine gleichmäßige 
Befteuerung bed Tabafs und eine durchgreifende Abänderung bes Zolltarifs 
fürd dazu beflimmt, die Freiheit des Verfehrs im Innern bes Vereins unb 
mit bem Auslande zu fördern und ben finanziellen Intereſſen ber Vereins⸗ 
ftaaten gerecht zu werben. Gin Handels: und Schifffahrtsvertrag mit Spanien 
ergänzt die Reihe der Verträge, durch welche der Zollverein im Laufe ber 
legten Jahre die Rechte der meiftbegünftigten Nation erworben und zugeftanben 
bat, Ich bin gewiß, daß Sie, geehrte Herren, an bie Löfung dieſer wichtigen 
Tragen mit bemjelben Geiſte berantreten werden, welcher bie Negierungen 
befeelte, als fie fih über den Vertrag vereinigten, auf Grund bejjen Ihre 
Berufung erfolgt ift und welcher feither die Berathungen bes Bunbesrathes 
geleitet hat. Halten Eie das gemeinfame deutſche Intereſſe feit im 
Auge, vermitteln Sie von biefem Gejichtspunfte aus die einzelnen Antereffen, 
und ein Erfolg, der Ahnen ben Danf der deutſchen Nation gewinnt, wird 
Ihre Anftrengungen Frönen. Die freundfchaftlihen Beziehungen, welche die 
beutfchen Regierungen mit allen auswärtigen Mächten unterhalten, berech⸗ 
tigen zu dem Vertrauen, baß ber Entwidlung nationaler Wohlfahrt, deren 
Pflege heute die Vertreter der deutſchen Stämme vereinigt, die Segnungen 
bes Friedens gefichert bleiben, zu deren Beſchützung bie deutſchen Staaten 
fi unter einander verbündet haben und mit Gottes Beiftand jeberzeit auf bie 
geeinigte Kraft des deutſchen Volkes werden zählen können.“ 


8. April. (Zollverein). SZolparlament: Wahl des Präfidenten und 


ber beiden Bicepräfidenten. 


Der Präfident bes norbb. Reichstages Simfon wird auch zum Präfibenten bes 
Zollparlaments gewählt. 34 unbeichriebene Wahlzettel (die 4 Polen, bie 
ſächſiſchen Demofraten, die preuß. Socialdemofraten und der äußerfte Flügel 
der ſchwäbiſchen Demofratie) proteftirten bamit weniger gegen Simſon als 
gegen die neue Drdnung ber Dinge Überhaupt. Bei ber folgenden Wahl find 
die weißen Zettel ſchon auf 7 zufammengeihmolzen (die 4 Polen und bie 
3 ſächſiſchen Demokraten). Zum erften Vicepräfidenten wirb ber bayerijche Mi- 
nifterpräfident Fürſt Hohenlohe gewählt; neben ihm erhält der bayeriſche 
Reichsrath Frhr. v. Thüngen 59 Stimmen (der füddentfchen Elericalen, der 
württembergifhen Demokraten und ber fächfifchen Demokraten). Zum zweiten 
PVicepräfidenten wirb der Herzog dv. Ujeſt gewählt, inbem bie ſüddeutſchen 
Clericalen und Demokraten für ihn flimmen, un damit bie beabfichtigte Wahl 
v. Bennigfen’s zu Fall zu bringen. 


„Mordd. Bund). Die fon feit Tängerer Zeit aufgetauchte 
Behauptung, daß theils durch die ben Voranſchlag erheblich über: 
fteigenden LXebensmittelpreife für das Militär theild durch Minderein: 
nahmen ber Poſt in Folge der Herabfehung des Porto in den Bundes: 
finanzen ein ſtarkes Deficit eingetreten fei, betätigt fih. Die offic. 
Prov.:Eorrefp. meldet, daß eine Verminderung ber Friedensftärfe bes 
Heeres bereits angeordnet ſei und daß biefelbe 12,000 Mann betrage, 
D 
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Der Bundesrath lehnt den Beſchluß des Neihätags vom 3. d. M. 
bez. Redefreiheit ber Mitglieder von Landtagen und Kammern 
einftimmig ab und bejchließt, die betheiligten Bundesregierungen 
nm Einziehung ihrer Confuln an denjenigen Orten zu erjuchen, an 
denen Bundesconfuln angejftellt find. 


29. April. (Preußen). Das Obertribunal weift Tweſtens Nichtigkeits⸗ 


30. 


beſchwerde gegen das lebte Urtheil des KammergerichtS wegen feiner 
Nede im Abg.-Haufe vom 20. Mai 1865 ab. Ä 

„ Bollverein) BZollparlament: 57 Mitglieder (Clericale aus 
Bayern und Baden und die Württemberger) conftituiren fi ale 
„Süddeutſche Fraction” und wählen den bayerifhen Reichsrath 
dv. Thüngen zu ihrem Präſidenten. 


3. Mai. (Preußen: Hannover). Eine fol. Cabinetsordre ſichert den 


hannoverſchen Flüchtlingen (der Welfenlegion in Frankreich) ftraf- 
freie Rückkehr bis zum 1. Juli d. J. und beftimmt, daß gegen 
diejenigen, welche bis dahin nicht zurücigefehrt fein würden, mit der 
vollen Strenge des Geſetzes (alfo mit Anklage auf Hochverrath) 
vorgegangen werben jolle. 

„ (Breußen: Hannover). Die preußiihe Geſandtſchaft in Paris 
ertheilt einer ziemlihen Anzahl hannoverſcher Legionäre Päſſe nad 
ber Heimat. 


„ (Zollverein). Zollparlament : Einige badiſche und heſſiſche 
Abgeordnete von ber national-liberalen Richtung tragen von 68 Gleich: 
gefinnten aus Norddeutſchland unterftüßt auf den Erlaß einer Adreſſe 
an den König von Preußen an. 


Adreßentwurf: „...Ew. Mai. beftätigen, wie das Bebürfniß des 
beutichen Volkes nach ber Freiheit inneren Verkehrs und die Macht bes natios 
nalen Gedankens den deutſchen Zollverein allmälig über den größten Theil 
Deutichlands ausgedehnt hat. Wir [eben ber Ueberzeugung, daß jenes Be- 
bürfniß unferer Nation bie Freiheit auf allen Gebieten fördern und 
die Macht diefes nationalen Gebanfens auch bie vollftändige Einigung 
des ganzen deutſchen Baterlandes in friedlicher und gebeihlicher Weife 
herbeiführen wird. ine naturgemäße Entwidelung bat zur Vertretung ber 
gefammten beutichen Nation bezüglich ihrer wirtbichaftlichen Intereſſen geführt. 
Die feit Jahrzehnten vom beutjhen Volke erftrebte und feiner Zeit von 
fämmtlichen deutſchen Regierungen als unabweisbares Bedürfniß anerkannte 
nationale Vertretung für alle Zweige bes öffentlihen Lebens kann unferem 
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Baterlande wird die inneren Hinderniffe zu bejeitigen wiſſen. Sie nationale 
Ehre wird das ganze Volf ohne Unterfhied der Parteien zufammen führen, 
falls von Außen verjucht werben follte, dem Drange bes deutfchen Volkes 
nach größerer politifcher Einigung entgegen zu treten... .* 
Gegenanträge: Auf motivirte Tagesordnung: I. Bon ben Abgg. Herzog 
v. Ujeſt, Frhrn. v. Roggenbach, Dr. Völk und Feuftel (unterftügt von ben 
Sreiconfervativen und ben ſüddeutſchen Nationalen): „Das Zollparlament 
wolle beſchließen: In Erwägung, daß bie Neugeftaltung bes Zollvereins auf 
Grund bes Vertrages vom 8. Juli v. J. durch bie Berufung ber Vertreter 
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bes deutſchen Volkes zu gemeinfamer gefeßgeberifcher Thätigfeit in Einer 
Verſammlung das Unterpfand fletiger Kortentwidlung nationaler Inftitutionen 
gewährt und dem beredtigten Anſpruche der Nation auf eine wirkſame Einiges 
ung ihrer Staatsfräfte eine befriedigende Erfüllung fichert; in Erwägung 
ferner, daß ein einmüthiges Zuſammenwirken für bie dem Zollparlamente 
obliegenden Aufgaben bie Erreihung dieſes Zield am Meiften zu fördern 
geeignet ift, über ben Antrag ber Abgg. Met und Genofjen zur Tagesorbnung 
überzugehen.” IL. Bon Abg. Duncker (unterſtützt von ber preußiichen Forts 
fhrittspartei): „Das Zollparlament wolle bejchliegen: In Erwägung, baß 
die Begründung des Zollvereins, fein fletiges Anwachſen, feine Erhaltung 
durch alle Kriſen des politiichen Lebens ber Nation hindurch und feine jegige 
Neugeftaltung, welche die Vertreter des deutſchen Volkes zu gemeinfamer ge= 
jeßgeberifcher Thätigfeit in Einer Verfammlung vereinigt — ein Unterpfand 
dafür gewährt, daß der Rechtsanſpruch der Nation auf eine alle Stämme 
berfelben umfchließende Verfafjung und auf Entſcheidung aller ihrer gemeinz 
ſamen Sntereffen in einem deutſchen Parlamente feine Erfüllung finden wird, 
jobald bderfelben die Entwidelung der politifchen Freiheit ebenfo verbürgt ift, 
als diejenige der wirthfchaftlichen Freiheit im Zollverein; in Erwägung ferner, 
daß zunächſt cin einmüthiges Zujammenwirfen im Zollparlamente zur fers 
neren Entfeſſelung des Verkehrs und Grleichterung der dem deutſchen Volfe 
in den inbdirecten Steuern auferlegten Laften die Erreichung diefes Zieles zu 
fördern geeignet ift, über ben Antrag ber Abgg. Metz und Genofjen zur Tages⸗ 
ordnung überzugehen“ — Bon drei Seiten: 1) von ben Confervativen, 
v. Blandenburg und Gen. 2) von den Bundesftaatlich = Conftitutionellen, 
Reichenfperger und Gen., 3) von ber „füddeutfchen particulariftifchen Fracs 
tion“, v. Aretin und Gen., ift die einfache Tagesordnung beantragt. 


Sn der Debatte ſprechen fi ſowohl der Referent v. Bennigfen 
(für) als der Correferent v. Thüngen (gegen) äußerſt gemäßigt aus, 
Bei der Abftimmung wird die einfache Tagesordnung mit 186 gegen 
150 Stimmen angenommen. 


11. Mai. (Zollverein). Das Zollparlament genehmigt mit 246 gegen 


14. 


15. 


16. 


17 (ſchutzzöllneriſche) Stimmen ben Handelsvertrag mit Defterreich 
und damit eine Herabſetzung der bisherigen Zollſätze für eine ganze 
Reihe von Importartikeln. 

„ (Preußen). Die beiden älteften Jahrgänge ber Lanbiwehr 
werden durch k. Cabinetsordre von ber Dienftpflicht entlaffen. 

„ (Zollverein). Der Vertrag über den Eintritt Lübeck's in 
ben Zollverein wird zu Berlin unterzeichnet. 


„ (Zollverein). Zollparlament: Debatte über den vom Zoll 
bundbesrath vorgelegten Entwurf eines Geſetzes zur Beſteuerung 
bes Tabaks. 

Anträge: 1) Regierungsporlage: Bobenfteuer 6 Sgr. per 3 Quabrat« 
rutben und Erhöhung des Eingangszolles auf 6 Thlr. per Gentner; 2) Ans 
trag Schlör: Bodenſteuer 3 Sgr. und Eingangszol 5 Thlr.; 3) Antrag 
Tweiten : Bodenfteuer 3 Sgr. und Fingangszol 4 Thlr. 

Bei der Abftimmung wird die Regierungsvorlage mit fehr großer 
Majorität (dafür faft nur die Confervativen) abgelehnt, ebenjo der 
Antrag Schlör mit 259 gegen 31 Stimmen und bagegen ber Antrag 
Tweften mit 167 gegen 131 (bie preußifche Fortfhrittspartei, bie Linke 
und alle Süddeutſche bis auf einige wenige) Stimmen angenommen. 
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Die „ſüddeutſche Fraction“ ſtimmt gegen jebe Steuer, aljo auch gegen 
jedes Amenbement. 


18. Mai. (Zollverein). Zollparlament: Ein Antrag von Bamberger 


gibt Anlaß zu einem gewaltigen Rückſchlag gegen bie fog. fübdeutfche 
Fraction für die von ihr vereitelte Adreffe. 


Der Antrag von Bamberger, ber, ohne baß es gefucht worben wäre, 
dahin führte, will den Bundesrath bes Zollvereing erfuhen, dab den Bes 
ſchwerden abgeholfen werbe, zu welchen im Großherzogthum Heffen das Zus 
fammentreffen der herabgefeßten Weinzölle mit dem beitehenden Syflem der 
indirecten Steuern Anlaß gebe. Die fübdeutihe Fraction erfennt darin 
fofort eine Beeinträchtigung der heſſiſchen Souveränität und flellt mit großem 
Eifer die Einrede der Sncompetenz. Propſt (Mürtt.): „Es fcheint mir aber 
noch ein anderer Friede in biefer Verfammlung in Frage. zu ſtehen. Es 
fheint mir, als ob irgendwo an einem Berge eine Lawine hängt, die in den 
Abgrund flürzen kann. Ich Iege den Worten bes Zollparlaments nicht eine 
jo geringe Bebeutung bei, als daß fie nicht vielleicht bie Lawine erfchüttern 
fönnten. Wer bazu beiträgt, daß biefe Streitigkeiten zu Tage Fonımen, der 
befeftigt wicht ben Frieden. (O5!) Sch Habe geglaubt, jagen zu müſſen, was 
Viele von uns bewegt." Bismard fchneidend: „Dem Hrn. Vorredner gebe 
ich zu bebenfen, baß ein Appell an die Furcht in beutichen Herzen niemals 
Mirfung bat!" Zündende Rebe Völks (Bayern) über das Verhältniß 
zwifchen Süd: und Norddeutſchland: „...jebt ift Frühling geworden in 
Deutichland, und wenn auch noch Einzelne ſich mit Schneeballen werfen, das 
wird nicht mehr fange dauern, ber fortfchreitende Frühling wirb dafür forgen, 
baß zum Schneeballen bald das Material ausgeht! (Bravo! rechts.) Ich 
ſchließe mit ben Worten: Sept ift Frühling gemorden in Deutſchland.“ (Leb⸗ 
bafter, andauernder Beifall; in der Verſammlung herrſcht große Erregung, 
viele Abgeorbnete umringen ben Nebner, nachdem er von ber Tribüne auf 
jeinen Plaß zurüdgefehrt, und beglückwünſchen ihn, darunter der Herzog 
v. Ujeſt und der Alterspräl. v. Frankenberg-Ludwigsdorf.) Bei ber Nb- 
ffimmung wird bie fübdeutiche Fraction, außer von ben GSocialiften und 
einer Fleinen Anzahl von Mitgliedern ber äußerften Rechten gänzlich allein 
und im Stich gelaffen unb der Antrag Bamberger mit fehr großer Majorität 
angenommen. 


„ Preußen). Das Obertribunal beftätigt das Urtheil des Kam— 
mergerichts in dem Prozefje gegen Tweſten wegen feiner Rede im 
Abg.-Hauſe vom 10. Febr. 1866. Ende der gegen Tweſten ein: 
geleiteten Unterfuhungen. Tweſten nimmt nunmehr feine Entlaffung 
aus dem Staatsdienſt. 


Die Prozeſſe Tweften gegen bie Nebefreiheit der Abgeordneten: Tweſten 
trat in die politiihe Erörterung zuerft im Sabre 1859 ein, indem cr kei 
Beginn ber „neuen Aera“ eine Schrift veröffentlichte: „Woran uns gelegen 
ift*, der im April 1861 eine zweite folgte: „Was uns noch retten fann”. 
Legtere machte ein ungewöhnliches Auffehen, und als in Folge dieſer Schrift 
und ber Bemerkungen über das Militärcabinet am 27. Mai 1861 das Duell 
mit dem damaligen Chef bes Militärcabinets, Oberſten v. Manteuffel (dem 
nachmaligen General und Gouverneur von Schleswig-Holſtein), entftand, an 
deſſen Folgen Tweften (er erhielt einen Schuß in den Arm) ſeither körperlich 
leidet, war er in Aller Munde. Das Jahr 1862 führte ihn ins Abgeordneten⸗ 
Haus, dem er feitdem. ununterbrochen angehörte (zuerft für Berlin, [päter für 
Reichenbach in Schlefien); aber jchon bei ben Vorbereitungen zu ben Wahlen 
im Sabre 1861 wirkte er als Mitglied des Central: Comit6s der bamaligen 
Fortjchrittspartei an bem Programm und ben Wahblaufrufen mit, Das Jahr 
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1861 brachte ihn auch zum erften Male mit ben Gerichten in Eonflict, indem 
er im September 1861 wegen des Duells zu drei Monaten Einſchließung 
verurtheilt, das Urtheil aber burch bie KrönungssAmneftie erledigt wurde. 
Indeſſen ruhten die gerichtlichen Verfolgungen aus Anlaß der politiſchen 
Thätigkeit Tweſtens feitbem eigentlich niemals ganz. Wegen einer Rebe bei 

ben Neuwahlen im März 1862 wurben Zeugen von dem Berliner Criminal⸗ 
gerichte vernommen, es Tam jeboch nicht zur Einleitung einer Unterfuchung, 
und der mißlungene Verſuch ift nur als Zeichen ber erften Thätigkeit des 
neuen JuftizeMinifters Grafen zur Lippe bemerfenswerth. Bei ber Auflöſung 
bes Abgeorbnietenhaufes im Jahre 1863 wurbe dann zuerft gegen richterliche 
Beamte der Grundſatz durchgeſetzt, baß jede öffentliche Oppofition — „feinds 
felige Agitation oder Bemonftration” — disciplinariſch ftrafbar ſei. Das 
Rammergeriht erfannte am 4. Nov. 1863 megen eines „ber Würbe bes 
Amtes nicht entiprechenden außerdienſtlichen Verhaltens" auf eine Verwarnung. 
Degen ähnlicher Theilnahme an Aufrufen, Wahlcomites 2c. wurbe bald darauf 
gegen andere Richter auf Strafverfegung und fogar Gaffation erkannt. Eine 
zweite Verwarnung erfolgte in December 1863 wegen Theilnahme an ber 
AbgeordnetensBerjanmlung zu Frankfurt a M., wo es fih um die ſchleswig⸗ 
bolfleiniihe Sache handelte und an der Tweſten, ohne Urlaub nachgeſucht zu 
baben, ſich betheiligt hatte. Wegen eines Aufrufs bed Sechsunddreißiger⸗ 
Ausſchuſſes (an welchem übrigens die preußischen Mitglieder wegen der Seſſion 
des Abgeorbnnetenhaufes gar nicht Theil genommen hatten) wurbe er bod im 
Februar 1864 zuerft auf dem Criminalgerichte inquirirt, bann wegen Theils 
nahme an ber Frankfurter VBerfammlung eine Disciplinar:Unterjuhung eins 
geleitet, vom Kammergerichte auf Freifprehung erfannt (meil das Eintreten 
jür die fchleswigsholfteinifhe Sache nicht als Oppofition gegen bie Regierung 
aufzufafjen), vom Ober-Tribunal aber (erjt im November 1865) auf einen 
Berweis erkannt. Ter Staatsanwalt hatte in jeder Disciplinar-Unterfuchung 
auf Gaffation beantragt. Nach diefen Vorfpiclen folgte nun bie Hauptunters 
fuchung, bie mit dem freiwilligen Ausicheiden aus dem Amte enbigte. Wegen 
der Rede des Abg. Tweſten über die Suftizverwaltung in ber Sitzung bes 
Abgeordnetenhaufes vom 20. Mai 1865 begann nämlich bie Unterſuchung 
fofort nah Echluß des Landtages, und durch Beichluß des Ober⸗Tribunals 
vom 29. Januar 1866 wurbe bie Unterfuchung troß Art. 84 ber Verfaſſungs⸗ 
Urfunde eingeleitet. Nachdem er vom Stadt: und in zweiter Inſtanz vom 
Kammergerichte freigeiprochen worden, warb — gegen Erwarten, benn mittlers 
weile waren bie Ereigniſſe des Sommers 1866 eingetreten — nad) berges 
ftelltem Frieden und nach ergangener Amneftie bie Nichtigfeitsbefchwerde eins 
gelest, wurden bie freilprechenden Erfenntniffe vom ObersTribunal unter bem 
26. Juni 1867 vernichtet und nun vom Stabtgerichte auf zwei Jahre Ges 
fängniß, in zweiter Inflanz von Kammergerichte auf 300 Thlr. Geldfirafe 
erkannt, die von Tweſten eingelegte Nichtigfeitsbejchwerde aber am 29. April 
1868 zurüdgewiefen. — Zwiſchen diefem großen, gegen bie Redefreiheit ber 
Abgeordneten gerichteten Prozeſſe hatte aber eine neue Disciplinar⸗Unterſuchung 
gejhwebt, die wegen ber Rede über ben Tribunalsbefhluß in der Sigung bes 
Abgeorbnetenhaufes am 10. Febr. 1866, und wegen Wahlteden im April und 
Juni 1866 eingeleitet worden. Tas Kammergericht fprach wegen ber Rede 
im Abgeordnetenhaufe in Rüdfiht auf Art. 84 der Verfaffung frei, erfannte 
im Juni 1867 megen ber anderen Reben auf 100 Thlr. Geldftrafe und fand 
das Verhalten Tweſtens gegen die Regierung „unpatriotifh und unehrenhaft.“ 
Der Abgeordnete und Stabtgerichtsrath Tweſten appellirte, weil der Grund: 
ſatz, „däß Oppofition firafbar fei”, falfch; der Juſtiz-⸗Miniſter, immer noch 
Graf zur Lippe, Tieß auch appelliren und wiederum Caſſation beantragen, 
wogegen ber neue Juſtiz-Miniſter Leonhardt bie Appellation zurüdziehen ließ. 
As nun am 18. Mai 1868 das Ober⸗Tribunal das Erfenntnig des Kammer⸗ 
gerichts beftätigt hatte, bann, aber erft dann, nahm Zweiten feine Entlafjung 
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aus dem Staatsbienfte, um fih ganz ber parlamentariihhen Thätigkeit 
u wibmen. 

20. Mai. (Zollverein). Zollparlament: Berathung bes vom Zoll: 
bunbesrathe vorgelegten neuen Zolltarifs. Die vorgefchlagene Pe: 
troleumfteuer von 15 Sgr. auf ben Gentner wird mit 190 gegen 90 
Stimmen abgelehnt. 

Debatte: v. Patow (Preußen): Erhöhungen der MatritularsBeiträge 
für bie norbdeutichen Bunbesftaaten und Erhöhung ber bireften Steuern in ben 
Südftaaten feien ohne bie PBetroleumfteuer ganz unausbleiblih. Die befannten 
Etats diefer Staaten Fünne man nicht ignoriren. Mit der Nblchnung der 
Petroleumfteuer begehe man Angefichts unferer Finanzlage eine Sünde, 
M. Barth (Bayern): Das Zollparlament babe nur einen Werth als Ueber: 
gangsftadbium zum Voliparlament. So lange nur das Zollparlament beiteht, 
fann ich nicht läugnen, daß die Hauptichwäche diefer hohen Verſammlung 
darin liegt, baß fie blos über Zölle und indirefte Abgaben zu votiren. hat, 
ohne irgendwie jagen zu Tünnen, was benn mit ben Geldern, die bamit ges 
wonnen werben, gejchieht, und ohne irgendwie die Verwendung berjelben cons 
troliren zu können. Hätten wir eine ftaatliche Einrichtung, vermöge deren 
die Gelder, die wir bier votiren, auch vermenbet würden durch eine gemein 
ichaftlihe deutiche Behörde, die unferer Controle in Bezug auf bie Verwend⸗ 
ung unterflände, jo würben wir bei ber Bewilligung von Geldern eine vicl 
freiere Bewegung haben, als gegenwärtig ber Fall ift. Aber es ift doch eine 
Einrichtung, die, jo lange die Weltgefhichte befteht, noch im feinem Staate 
bageweien ift, daß eine politifche Körperfchaft die Einnahmen votirt und eine 
andere über deren Verwendung beflimmt. Weldye Gonfufion daraus entfteht, 
bavon habe ich mich ſchon in ben letzten Tagen überzeugt, theils hier im 
Plenum bei ber Generaldebatte, theils auch bei den freien Beſprechungen, 
welche zwifchen den verichiebenen Mitgliedern des hoben Haufes ftattgefunden 
haben. Wir befinden uns fehon mitten in einer Art von Wirrwar, ber Eine 
"Spricht von dem Budget, welches nächſtens dem norbbeutfchen Reichstage vor: 
gelegt werben fol, der Andere fpricht von der Schwierigkeit und ben Bes 
ſchwerden, welche fein Fleiner Staat bat, die Matrikularbeiträge aufzubringen, 
deren ber norddeutſche Neichätag bebarf; wieder ein Anderer beflagt fi, daß, 
wenn man Abgaben votirt im preußifhen Staate, fo fei bie Einrichtung in 
dem preußifchen Staate fo, baß biefe Abgaben, auch wenn fie direkte find, 
nicht wieder abgejchafft werben können ohne Zuftimmung jämmtlicher geſetz⸗ 
gebender Factoren; ein Bierter fagt: Gott fei Dank, ich bin ein Süddeutſcher, 
in meinem Staate fteht es befjer, wir haben eine zweijährige Finanz-Periode, 
unb alle zwei Sabre Tann ich beftimmen, wie viel birefte Steuern erhoben 
werben follen, da kann ich fchon etwas mit ber Petroleumsfteuer wagen! — 
Es hat alſo da ein Jeder andere Motive, und Jeder bat einen anderen Staat 
im Sinne. Das ift aber nur der Anfang! Laſſen Sie die Sadhe nur erft 
etwas weiter wachen, bann werben Sie bald fehen, wohin wir fommen, dann 
wird eine ſolche Sache verwieſen von einer Behörbe an bie andere, jo oft 
man Gelb gebraucht. So lange wir nicht Far fehen über die Folgen unferer 
Beichlüffe, müffen wir zurüdhalten.... Man wird vielleicht fagen, ja, dann 
muß das Zollparlament wieder zufammentommen. Das ift e8 ja gerade, was 
ich will, ih will, daß das Zollparlament im nächſten Jahre wieder zuſam⸗ 
menfonme, was befanntlid, in feiner Verfafjung nicht Tiegt. Sch will aber, 
daß biefe Verbindung zwiſchen den Mitgliedern der ſämmtlichen beutichen 
Länder, welche dem Zollverein angehören, fo ſchwach fie auch fein mag, unter: 
halten werbe, daß wir bier bie langfame Arbeit ber Verftändigung Portfepen, 
und wenn ih ein Mittel in der Hand habe, die verbünbdeten Regierungen zu 
nötbigen, daß fie uns jedes Jahr berufen, fo werde ich biefes Mittel meiner: 

ſeits nicht aus der Hand geben. Das ift meine Bolitik. 
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20. Mai. (Preußen: Hannover). Urtheil bes Stantsgerichtshofes gegen 


22. 


22 Angellagte, welche theils in die im Mat 1867 gebildete hannov. 
Region eingetreten waren, theils für biefelbe geworben hatten: 1 wird 
freigefprochen, 1 zu 15monatlicher und 20 zu 12monatlider Ein: 
ſchließung verurtheilt. 

„ (Sadjen) Die I Kammer lehnt die Aufhebung der Todes⸗ 
frafe mit 22 gegen 15 Stimmen ab. 


„ (Zollverein) Zolparlament: Die Mitglieder ber ſüdd. Frac⸗ 
tion bejchließen eine Erklärung an ihre Wähler zu erlaflen: 


Erflärung der ſüdd. Kraction an ihre Wähler: „Nach Beendis 
gung ber erften Seffion bes Zollparlaments erachten wir es als Pflicht, den 
Wählern über unfer Wirfen Rechenſchaft zu geben und unjere Erfahrungen 
mitzuteilen. Meberzeugt, daß eine gefchloffene Vereinigung uns erleichtern 
werde, den vertragsmäßigen Rechtsboden des Zollparlaments feftzubalten und 
auf dieſem bie ung anvertrauten Intereſſen zu wahren, find wir als „jüds 
deutfche Fraction” zufammengetreten, welcher bie Mehrzahl der bayerifchen, 
fänmtlide württembergifhen und ein Theil der badifhen Abgeordneten ans 
gehörten und mehrere Abgeordnete aus andern Theilen Deutſchlands ſich an⸗ 
ſchloſſen. Es ift unſerer Vereinigung gelungen, zur Befeitigung Des 
Antrags auf eine Adreffe wefentlich beizutragen, beren Berathung nicht 
nur in fritifcher Zeitlage bie in Deutichland beftehenden Gegenſätze noch mehr 
geichärft, fondern auch den ftaatsrechtlihen Charakter des Zollparfaments im 
erſten Augenblide feines Wirkens verändert haben würde. Es iſt ferner ges 
lungen, bie unſers Dafürhaltens durch vorübergehende Zollausfälle nicht ge: 
nügend begründeten Steuerforberungen bes Zollbundesrathes auf einen ziemlich 
geringen Betrag zu ermäßigen. Tenn ftatt 2,300,000 Thlr. an Steuer und 
Zt von Zabaf und Petroleum ift nur eine Tabafiteuer im Ertrag von 

50,000 Thlr. verwilligt worden. Unfere Fraction bat gegen den Zoll auf 
Petroleum unb gegen jebe Befteuerung des Tabafs einhellig geftimmt. Die 
Mehrheit berfelben hat den Handelsvertrag mit Defterreich angenommen, eine 
Minderheit verwarf benfelben, weil feine Tarifermäßigungen auch nichtbeutichen 
Ländern ohne entſprechende Gegenleiftung zu Statten fommen. Die Hanbelss 
verträge mit Spanien und dem Kirchenftaate, fowie die Geſetzesvorlagen über 
das Zollverfabren, hatten wir feinen Grund zu beanftanden. In einem ges 
ſchichtlich bedeutſamen Zeitpunfte zu einer Verfammlung berufen, welde in 
materiellen Intereſſen einen großen Theil von Deutichland vertritt und Par⸗ 
teien gegenübergeftellt ift, ‘welche mit mehr oder weniger Entſchiedenheit bie 
ſüdweſtdeutſchen Länder in bie vollfte Stantsgemeinfchaft mit dem Norden 
ziehen wollen, haben wir e8 auch als Aufgabe betrachtet, in unmittelbarer 
Anſchauung maßgebender Perfonen und PVerbältniffe die Stellung ber 
ſüddeutſchen Staaten zu Preußen und dem Norbbunde zu prüfen 
und das Ergebniß biefer Prüfung unferen Wählern mitzutheilen. Wir haben 
jedoch auf's Neue erkannt, daß ber Eintritt in den norbbeutfchen Bund weber 
bie Einigung ber gefammten Nation, noch die conftitutionelle Freiheit, noch 
bie befonberen Jutereſſen Südbeutichlands fördern werde, daß vielmehr ber 
Berfaffung Norddeutſchlands gegenüber in ber einen wie in ber anderen Rück⸗ 
fit die fernere Erhaltung der Selbfländigfeit der fübdeutichen Staaten ges 
boten ift. Die überwiegende Bevorzugung ber Militärzwede im Norbbunde 
insbefondere beeinträchtigt bie Pflege der geifligen und materiellen Intereſſen 
und führt ohne finanzielle Erleichterung des preußifchen Volkes zu einer fteis 
genden Belaſtung feiner Bunbesgenoffen. Als die notbwendige Folge ber 
traditionellen Politik Preußens wird dieſe Belaftung eine bauernde fein. Faſt 
allen Parteien nörblih der Mainlinie gilt bie Unterwerfung ber lühbentiken 
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Staaten nur als eine Trage ber Zeit unb als ein Ziel bes preußifchen Be⸗ 
rufes. Daß das fchliepliche Aufgeben bes Südens in bem preußifchen Eins 
heitsftante bie Folge mäÄre, das drängt fi Jedem als Gewißheit auf, ber 
fid vom Schein flaatlier Uebergangsformen nicht täufchen läßt. Die durch 
bie Anneciitungen gefleigerte Webermacht bes Rräfidialfinates geftattet ber 
berechtigtiten Geltung der kleineren Bunbdesflaaten Teinen Raum. Dielen 
Verhältniffen gegenüber iſt es Aufgabe, bie thatfräftige Bewahrung ber 
Selbftändigfeit ber fübbeutjhen Staaten mit ber aufrichtigen Gr» 
füllung ber nationalen Pflichten in Einklang zu fegen. Den Weg zu biefem 
beppelten Ziel finden wir nur in einer entjchieben freifinnigen Pos 
Titit und in der feſten Berbinbung ber ſüddeutſchen Staaten. 
Mir haben bie Ueberzeugung gemonnen, baß es für biefe Staaten, Regier: 
ungen und Volk, dringend geboten tft, aus haltlofer Vereinzelung berauszus 
treten, über gemeinfames Hanbeln, insbefondere in der Richtung auf militäs 
riſchen Schuß des Sübens, fich zu verftändigen, auch innerhalb des Zollvereing 
durch gleihmäßiges Vorgehen fi zur Geltung zu bringen und in gemein 
nüßigen Inſtitutionen eine fruchtbare Snitiative zu ergreifen. Die beftchenden 
Verträge berechtigen zur Verfolgung biefes Weges. Die Sammlung ber 
ftaatlihen Kräfte Süddeutſchlands zu gemeinfamem Handeln tritt feinen anderen 
Theile der beutichen Nation feindjelig entgegen, fie wird vielmehr zwijchen ben 
Großmächten vermittelnd wirken, dem europäilhen Frieden und ben materi= 
ellen Sintereffen dienen und ben ſüddeutſchen Staaten bie Fräftige Erfüllung 
ihrer vertragsmäßigen Pflichten gegen Norddeutſchland möglich maden, ohne 


ſie der Gefahr bes Aufgebens in Preußen auszufegen. Erkennen wir auch 


in der engen Verbindung der ſüddeutſchen Staaten untereinander nicht bie 
endgiltige Befriedigung der materiellen Bebürfniffe, jo ericheint fie 
bob zur Zeit als ber einzige Weg, um unter Vermeidung ber ernftlidh 
drohenden Gefahren dem endlichen Ziele eines einigen und freien Deutſchlands 
entgegen zu führen.” 

Einige Mitglieder der Fraction haben die Erflärung nicht unterzeichnet, 
weil fie bereits abgereist waren, einige „mußten biplomatifcher Rückſichten 
wegen ihre Namen verfagen.” Um die Verbindung übrigens auch weiter zu 
pflegen, wird ein eigenes Comit& gewählt aus dem Frhrn. v. Thüngen (Bayern), 
Probſt (Württemberg), und Frhrn. v. Stogingen (Baben). 


22. Mai. (Preußen: Hannover). 757 welfiſche Legionäre in Frankreich 


23. 


erflären mit ihren Unterfchriften, daß fie .bie ihnen angebotene 
Amneftie zurüdzumeifen. 

„ (Zollverein). Zollparlament: Die Petroleumfteuer wird in 
ber Schlußberathung neuerdings mit 149 gegen 86 Stimmen ber: 
worfen, worauf Graf Bismard die Tarifreform-Borlage im Namen 
bes Zollbundesraths zurüdzieht. Schluß ber erften Zollparlamente- 
Seffion. Thronrede des Königs von Preußen: 


„Geehrte Herren vom beutihen Zollparlament! Die wenigen Wochen, 
welche verfloſſen find, ſeit ich Sie hier willkommen hieß, werben für bie 
Freiheit bes Verkehrs nach Außen, wie im Innern, und für die Entwidelung 
ber nationalen Wohlfahrt nicht ohne Segen bleiben. Durch den von Ihnen 
genehmigten Vertrag mit Oeſterreich ift die Einfuhr von wichtigen Mas 
terialien für bie Fabrikation und von Gegenftänden bes Verbrauchs erleich⸗ 
tert, bie Ausfuhr zahlreicher Erzeugniffe bes Bodens und ber Gewerbe ge: 
fördert und bie fofortige Ausdehnung bes Zollvereinsg auf Mecklenburg er: 
mögliht. Das im Zuſammenhang mit biefem Vertrag ftebende Tarifgefeß 
behnt die an Oefterreich eingeräumten Verfehrserleichterungen faft ausnahmslos 
auf alle Länder aus, Die Verträge mit dem Kirchenſtaat und mit Spanien 
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fihern bem Zollverein in beiben Ländern bie Rechte ber meiftbegünftigten 
Nationen und werben bem Verkehr mit benjelben einen neuen Aufſchwung geben. 
Die größere Einfachheit und Beweglichkeit in den Formen des Zollverfahrens 
wird dem Verkehr mit allen Ländern und allen Theilen des Vereins zu Gute 
fommen. Vie Herfiellung der Gleichmäßigkeit in ber Beſteuerung bes Tabafs 
baues endlich wird bie Aufhebung einer den Verkehr im Innern bes Vereins 
beläftigendben Schranfe gejtatten. Den günftigen Wirkungen auf die Ents 
widelung bes Verkehrs, welche diefe Maßregeln verjprechen, ſteht jedoch, we⸗ 
nigftens für bie nächfte Zeit, die Bejorgniß einer nicht unwefentlichen Vers 
minbderung’ der Zolleinnahmen gegenüber. Einer glücklichen Verſchmelzung 
bes finanziellen mit dem wirtschaftlichen Intereſſe verdankt der Zollverein 
feine Entjtehung und feinen Aufihwung. Die ausfhließlihe Wahrung bes 
einen von beiden Snterefjen müßte feine Entwidlung lähmen. Sie alle, 
geehrte Herren, haben ben erniten Willen, biefe Entwidlung fördern zu belfen; 
und wenn es bisher nicht gelungen ift, eine Verftändigung über den Weg, 
auf welchem jene beiden berechtigten SIntereffen auszugleichen find, herbeizu— 
führen, fo vertraue ich, daß bei Ihrem nächften Zufammentreten den vereinten 
Bemühungen der verbündeten Negierungen und des Zollparlaments ber Er⸗ 
folg auch nach diefer Seite hin nicht fehlen werde. Nicht minder barf ich 
hoffen, daß die Seffion des deutſchen Zollparlaments, welche ich heute ſchließe, 
Dazu gedient bat, ba8 gegenfeitige Vertrauen ber beutfhen Stämme 
und ihrer Negierungen zu Fräftigen und manche Vorurtheile zu zer: 
ftören, ober doch zu mindern, bie ber einmüthigen Bethätigung ber 
Liebe zu dem gemeinfamen Paterlande, welche das gleiche Erbtheil aller 
beutichen Stämme ift, etwa im Wege geitanden haben. Sie werben alle bie 
Meberzeugung in bie Heimat mitnehmen, baß in ber Geſammtheit bes deut: 
{hen Volkes ein brüderliches Gefühl der AZufammengehörigfeit lebt, 
welches von ber Form, die ihm zum Ausdrud dient, nicht abhängig ift, und 
welches gewiß in ftetigem Fortfchreiten an Kraft zunehmen wird, wenn wir 
aljeitig beitrebt bleiben, in ben Bordergrumdb zu ftellen, was ung 
eint, und zurüdtreten zu lafjen, was uns trennen könnte. 
Nachdem ich durch den übereinftinnmenden - und vertragsmäßig befundeten 
Willen der dazu berechtigten gejeßgebenden Gewalten unjeres deutſchen Vaters 
lands zu diefer hervorragenden Stellung in bemjelben berufen bin, betrachte 
ich es als Ehrenpflidht, vor den zu biefem Parlament erwählten Vertretern 
bes deutſchen Bolfes zu befunden, daß ich bie mir übertragenen Rechte 
als ein heiliges, von der beutfhen Nation unb ihren Fürſten mir 
anvertrautes Gut in gewilfenhaiter Achtung der gefhlofjenen 
Verträge und ber geſchichtlichen Berehtigungen, auf welden unfer 
vaterländifches Gemeinwefen beruht, handhaben und verwertben werde. 
Nicht die Macht, welche Gott in meine Hand gelegt hat, ſondern bie 
Nechte, über weldhe ich mit meinen Bundesgenoffen und den verfajjungs: 
mäßigen Vertretungen ihrer Unterthanen in freien Verträgen tibereingefommen 
bin, werden mir jetzt und in Zufunft zur Ridtfhnur meiner 
Politik dienen. In diefer Richtung und in fefter Zuverficht auf Gottes 
Beiftand die Löſung unferer gemeinfamen Aufgaben erftrebend, jehe ich ber 
Miedervereinigung des deutſchen Zollparlaments entgegen, jobald neue Arbeiten 
dasſelbe zu erneuter Thätigfeit berufen werden.“ 


24. Mai. (Zollverein). Zolparlament: Nachdem zu Ehren ber fübb. 


Abgeorbneten in ben lebten Tagen bereits ein Telteflen im Börfen- 
fanle und -ein Felt der Stadt Berlin im Tivoli flattgefunden, werben 
biefelben auch noch zu einer Feſtfahrt nah Hamburg und Kiel zur 
Befichtigung der Bundesmarine eingeladen. 


„ (Sadjen) Die I. Kammer beharrt gegenüber ver I, Kammer 
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auf ihren Beichlüffen bez. bes Wahlgeſetzes, ſo daß das Einigungs⸗ 
verfahren eintreten muß. | 


W. Mai. (Sadjen) Die I Kammer einigt ſich ſchließlich mit ber 
II, Kammer bez. bes Wahlgefeßes und nimmt die Einführung ber 
Jury mit 22 gegen 14 Stimmen an. 


Das neue Berfaffungs: und Wahlgefet: Zunächſt genießen nad 
bemfelben nicht mehr bloß „bie Mitglieder der in Sachſen aufgenommenen 
chriſtlichen Kirchengeſellſchaften“‘, fjondern alle Staatsangehörigen, welches 
Glaubens fie auch find, gleiche bürgerliche und ftaatsbürgerliche Rechte und 
find folglih au, wofern fie bie fonftigen Eigenſchaften bazu befiten, eben 
fo wohl Wähler als wählbar zum Landtage. Die Gleichitelung ber Juden 
mit ben Ghriften, bie bisher nur erft anf dem engern Gebiete bürgerlichen 
Lebens Statt fand, wirb dadurch auf das allgemeine ftaatsbürgerliche oder 
politifhe ausgedehnt. Unter ben allgemeinen Erfordernifien zur Stimm» 
berechtigung fallen von ben bisherigen zwei weg, bie Anfälfigkeit und das 
hriftliche Befenntniß, und bleiben nur das „fünfundzwanzigjährige Lebens: 
alter“ und bie ſächſiſche Staatsangehörigkeit ftehen, fowie für bie Wählbarfeit 
bas „breißigjährige Lebensalter” und ein „breijähriger Befib der Staats: 
angehörigfeit". Die Annahme ber Wahl zum Abgeordneten ift Fünftig eine 
frenvillige; es findet fein Zwang bazu mehr Statt. Daher kann auch ein 
Abgeorbneter jederzeit auf fein Mandat verzichten, während des Landtags 
felbft jedoch nur mit Zuſtimmung ber Kammer, ber er angehört. Sm ber 
Erften Kammer treten gegen bisher folgende Veränderungen ein: 1) Die 
„zwölf auf Lebenszeit gewählten Abgeordneten ber Rittergutsbefiger” verwan= 
bein fih in „zwölf auf Lebenszeit gewählte Abgeordnete der Befiker von 
Mittergütern und andern größeren länblichen Gütern”, und es nehmen an 
biefen Wahlen als ſtimmberechtigt alle Befiter folder Güter Theil (gleichviel 
ob Ritters oder Banerngüter), welche 3000 Steuereinheiten haben, wählbar 
aber find alle die (gleichfalls fomohl Bauern als Rittergutsbefiger), auf deren 
Gütern 4000 Steuereinheiten laften. 2) Die „zehn vom König nad) freier 
Wahl auf Lebenszeit ernannten Rittergutsbefiger“ ($ 63, Al. 14 ber Ber: 
fafjungsurfunde) werden fünftig nicht mehr unbedingt „nad freier Wahl“ 
ernannt (obſchon fonderbareriveife der Ausdruck nicht geändert ift), ſondern 
der König ift dabei gebunden an bie Befiter von größeren Rittergütern zu 
mindeſtens 4000 Steuereinheiten, alfo eine Belchränfung gegen früber. 
3) Dagegen ernennt ber König noch anderweit fünf Mitglieder auf Lebend- 
zeit nad) völlig freier Wahl, alfo gleichviel ob Angefeffene oder nit. Mini: 
fter im activen Dienft und befoldete Hofbeamte fünnen nicht ernannt werden. 
Für die Zweite Kammer fällt die ftänbiiche Gliederung (nad Ritterichaft, 
Städten, Bauern) weg, e8 bleibt jedody die Trennung von Stadt und Land. 
Die Kammer befteht aus 45 Abgeorbnieten des platten Landes, 35 ber Stäbte. 
Das platte Land wird baher in 45 Wahlfreife getheilt; von ben ftäbtiichen 
Abgeordneten fallen auf Dresden 5, Leipzig 3, Chemnitz 2, Zwidau 1, bie 
übrigen werben in 24 Wablfreifen gewählt, in welche bie fjämmtlichen übrigen 
Städte zufammengefchlagen find. Die partielle Erneuerung ber Zweiten 
Kammer — jedesmal zu einem Drittel — ift beibehalten; die Landtages: 
perioden find zweijährige (Itatt ber bisherigen dreijährigen), folglich die Wahl⸗ 
perioben fechsjährige (ftatt der bisherigen neunjährigen). Die beſchlußfähige 
Zahl, welche bisher für die Zweite Kammer zwei Drittel war, ift auf bie 
Hälfte (mie bei der Erften Kammer) berabgefeßt. Das Stimmredt für bie 
Aweite Kammer fteht allen im Uebrigen dazu befähigten Ortseinwohnern 
(n: bloß den Bürgern) zu, welche entweder Eigenthümer eines mit Wohn⸗ 
fit ſehenen Grundſtücks im Orte find ober von einem anberen ihnen eigen 

ch gehörigen. Grundflüde (ohne Wohnfig) 1 Thlr. Grundſteuern, oder 
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1 Thlr. directe Perſonalabgaben, oder an Grundſteuern und Perſonalabgaben 
zuſammen 1 Thlr. jährlich entrichten. Zur Wählbarkeit gehört (außer ben 
allgemeinen Bedingungen) ein Steuerfag von 10 Thlr. entweder aus Grunds 
fteuern oder aus directen Perfonalabgaben oder aus beiden zufammen. Das 
Wahlverfahren ift direct (ohne Wahlmänner) und geheim (buch Stimmzettel). 
Als gewählt ift zu betrachten, wer in einem Wahlkreiſe die metften ber ab= 
gegebenen giltigen Stimmen, mindeftend aber ein Drittel derfelben erhalten 
bat (alfo relative, nicht abjolute Mehrheit), Wenn feiner der Candidaten 
mindeftens ein Drittel erlangt bat, findet eine engere Wahl zwifchen den beiden 
Statt, welche die meiften Stimmen hatten, 


27. Mai. (Zollverein). Die Bürgerfhaft von Bremen erflärt fi 


28. 


30. 


behufs Hebung der Bremer Anbuftrie, bejonders der Cigarrenfabri- 
kation für nähere Heranziehung bes Zollvereins an die Stadt und 
zwar für Einverleibung bes ganzen linfen Weferufers, mit Ausnahme 
der Neuftadt, in denſelben. 
„NMordd. Bund). Der Reihstag nimmt nad) Schluß bes Zoll: 
parlaments feine Arbeiten wieder auf und genehmigt zunächit bie 
Aufhebung der Schuldhaft mit allen gegen 2 Stimmen. 
„ (Breußen: Hannover). Oeburtstag bes Königs Georg: ein be: 
abfichtigtes demonftratives großes Oartenfeft der welfiih Gefinnten 
wirb polizeilich verhindert. 
„ (Sadfen). Die I. Kammer lehnt die Aufhebung ber Todes⸗ 
ftrafe neuerdings ab, bie II. Kammer beharrt dagegen mit 40 gegen 
24 Stimmen auf der Aufhebung und ber Präfident derfelben erflärt 
die ZTodesitrafe demgemäß für gejetlih aufgehoben, da nad ben 
Beſtimmungen der Verfaffung zwei Dritttheile aller Stimmen einer 
Kammer erforberlih find, um ein von der anderen Kammer in 
llebereinftimmung mit der Regierung angenommenes Geſetz abzumwerfen. 
„» (Sadfen). Schluß des Landtags. Thronrede des Königs: 
„Der Landtag, welcher heute gejchloffen wird, bildet in feiner zweimal 
unterbrochenen Thätigfeit einen der wichtigſten Abjchnitte bes jächfifchen Ver⸗ 
faffungslebens. War es in ber erften Periode besfelben zunächſt Ihre Aufs 
gabe, den durch politifche Ereigniffe nothiwendig gewordenen Aenderungen in 
ber äußeren Stellung Sachſens die gefeßliche Sanction zu ertheilen, fo haben 
Sie durch) ungefäumtes und entjchloffenes Vorgehen in biefem Bezuge den 
geänderten Verhältniffen jehnell eine Tegale Grundlage gegeben, und badurd) 
wefentlih mit dazu beigetragen, daß Sachſen aud in bem neubegründeten 
norddeutſchen Bunde eine geachtete Stellung erlangt bat... . . Ein wichtiger 
und mit Gottes Hilfe fegensreiher Schritt ift durch die beſchloſſene Abſchaffung 
ber Todesftrafe gefchehen. Die Frage ift jo ernfter Natur und greift fo tief 
in das menfchliche Gewiſſen, baß jede aufrichtige Ueberzeugung, jei fie auch 
von ber eigenen verfchiedben, bier vor allem Achtung gebietet, und es war 
mir daher auch weder unerwartet, noch unerwünjcht, auf Widerſprüche zu 
ſtoßen. Auch mir ift der Entichluß nicht Teicht geworden. Er ift aber her⸗ 
vorgegangen nicht aus bloß theoretifchen Bedenken, fondern aus der Erwäs 
gung, baß bei ber nad bem Charakter des ſächſiſchen Volks anzunehmenden 
Entbehrlichfeit dieſes Strafmittels für die gewöhnlichen Verhältniſſe feine 
Beibehaltung den entgegenftehenden gewichtigen Zweifeln gegenüber nicht ferner 
gerechtfertigt erfcheine, und fo hoffe ih benn, daß bei gemachten günftigen 
Erfahrungen Sachſen bie Ehre vorbehalten ift, einen Schritt gethan zu haben, 
ber vielleicht in weiteren Kreiſen bereinft Nachahmung findet.“ 
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— uni. (Preußen). Pietiſtiſche Agitation in Berlin gegen ben Paſtor 
Lisco, gegen den Proteftantentag ꝛc. Paftor Knad meint, daß bie 
Sonne wirklich ſtill geftanden ſei. Protefte der Stadtverorbneten 
dagegen und für freiere Anſchauungen. 

3.—4. Juni. Dritter deutſcher Proteftantentag in Bremen. “Derjelbe 
genehmigt einftimmig eine Reihe von Theſen Bluntſchlis über das 
Verhältniß zwilhen Staat und Kirche und nad einem Yängeren 
Bortrage des Prof. Hanne (Greifswalde) über die Autorität der 
Bibel und daran gefnüpfter Debatte einen Antrag Zittels, der bie 
Neutralität des Protejtantentags in Bezug auf die verfchiedenen mit 
Wiſſenſchaft und Glauben verträglihen Anfichten über die Autorität 
der Bibel ausſpricht. 

Thejen über das Verhältniß zwifhen Staat und Kirde: 
4) Der moderne Staat ift nicht Religions» fondern Rechtsgemeinſchaft, nicht 
religiöje, fondern politifhe Ginbeit. 2) Mie die Religion weſentlich unab: 
bängig ift von ber Politik, fo iſt die Politif wefentlich unabhängig von ber 
Religion. 3) Der moderne Staat erfährt aber die mittelbare Wirffamfeit 
der Religion in hohem Grabe, theils indem bie religiöfen Stimmungen und 
Meinungen der Mafjen einen großen Einfluß üben auf ihre politifhen Ans 
fihten und Beftrebungen, theile weil die Priefterfchaft beziehungsweiſe Geift- 
lichkeit eine Autorität und in Folge beffen eine Macht bat, die fie je nad 
Umftänden für oder gegen ben Staat verwenden kann. 4) Der moberne 
Staat kann fi daher nicht gleichgiltig verhalten, weder gegen bie religiöfe 
Erziehung der Nation noch gegen bie religiöfen Einrichtungen der Kirche in 
feinem Lande. 5) Der Maßſtab, nah welhem ber Staat ben Werth ber 
Kirchen bemißt und die Negel, welche fein Verhältniß zu benielben beftimmt, 
ift nicht der religiöfe Glaube noch bie religiöfe Wahrheit, fondern theils bie 
rechtlihe Erwägung, inwiefern eine Kirche ein berechtigter Körper fei, theils 
bie politifche Rüdficht auf die wohlthätige oder [hädliche Einwirkung derſelben 
auf die Volkswohlfahrt. 6) Wenn gleich der moderne Staat zunaͤchſt Mens 
ſchenreich, nicht Gottesreich ift, fo ift er deßhalb weder gottlos noch religions⸗ 
widrig. 7) Der moderne Staat verehrt in Gott die ewige und unbegrenzte 
Macht, durch welche die Eriftenz der Menfchen bedingt it, und welche das 
Schickſal der Völker Ieitet. Aber der moderne Staat hat Fein befonberes re⸗ 
liniöfes Bekenntniß. Er ift nicht mehr, wie ber mittelalterlihe Staat, ein 
Neligionsftaat, und nicht mehr, wie in ben legten Jahrhunderten, ein Con⸗ 
feffionsftaat. 8) Die Bezeichnung der heutigen Staaten als katholiſche ober 
proteftantiiche Staaten ift ftaatsrechtlich unrichtig und Hat nur infofern noch 
einen geſchichtlichen und politifchen Sinn, als bie katholiſche oder proteflan= 
tifche Religion ausfchließlich oder body vorherrſchend bie Gefinnung bes Volfes 
beftimmt, welches im Staate lebt. 9) Die Glaubenseinbeit der Nation ift 
für den modernen Staat infofern eher ein Nachtheil als ein Vorzug, als 
diefer eher burch jene in die Gefahr geräth, daß fein Recht und feine Politik 
von ber Confeffion beftimmt und von der Kirche beeinflußt werde. 10) Die 
Verbindung verfchiebener Confeffionen in einem Lande ift für ben modernen 
Staat deßhalb vortbeilbafter, weil feine natürlihe Stellung aufterbalb ber 
Kirchen dadurch außer Zweifel gefekt wird, und er in feinen politifchen Ent: 
fhlüffen freier ericheint. 11) Die einzelnen modern-europäiſchen Staaten 
find infofern chriſtliche Staaten, als die europäifche Givilifation großentheils 
auf chriftlicher Erziehung beruht und die große Mehrheit der Bevölferung 
aus Ehriften beftebt, aber nicht in dem Sinne, baß fie die hriftliche Religion 
als eine Bedingung ihres Rechtes fordern. 12) Wenn manche Philoſophen 
und Publiciften die chriftliche Neligion als ftaatsfeindlich oder doch als uns 
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geeignet für ben civilifirten Staat erflären, fo wirb diefe Behauptung durch 
bie Thatfache wiberlegt, "daß der civilifirte Staat vorerft nur in chriftlichen 
Ländern entividelt worden iſt. 13) Aber es ift eine zugleich religiöfe und 
politifche Wahrheit, daß das Chriſtenthum eine vom Staate unabhängige, 
zunächft nicht für ben Staat beftlimmte. Religion if. Das Chriſtenthum 
ſchreibt Feine befondere Staatsverfaflung noch beftimmte Staatsgejeke vor. 
14) Tie dogmatiſchen Sätze und Gegenfäte der chriſtlichen Confeſſionen find 
fein Ausdrud des ſtaatlichen Bewußtſeins. ‚Der Staat braudt fih darum 
nicht zu befümmern, fonbern bat biejelben dem Glauben und ber Freiheit 
ber Kirchen und der einzelnen Individuen zu überlaſſen. Kein Dogma ift 
für ben Staat rechtöverbindlih. 15) Von mehr Intereſſe und Bedeutung 
für den Staat, als das Dogma der verfchiebenen Kirchen ift ihre Berfaffung 
deßhalb, weil in ihr ein Element der Macht und Autorität zu Tage tritt, 
welches ber Staat verjpürt. 16) Einen höheren Werth aber ald Dogma 
und Berfaffung ber Kirchen haben für ben modernen Staat bie fittlichen 
und humanen Kräfte, welde in der chriftlihen Religion wirkfam find. 
Diefe Kräfte zu ſchonen und zu ſchützen, ift eine Pflicht und Sorge des 
modernen Staats," 


4. Juni. Allgemeine deutſche Lehrerverfammlung in Kaſſel. Diefelbe 


beichließt faft einjtimmig: 

„Die vegelmäßige Berufung von Schulſynoden ijt für die Entwidlung 
des beutihen Schulmwefens nicht nur nüßlidh, fondern auch nothwendig. Es 
bürfen feine Geſetze in Schulfachen erlaffen werden, über welche nicht bie 
Schulfynoden gehört find. Dieſe wählen felbftändig ihre Vorfißenden, und 
haben die Pfliht Commiljarien der Regierung oder ber betreffenden Behörden 
jederzeit zuzulaſſen.“ | 
„ (Dldenburg). Eröffnung des Landtags, Der Minifter v. Berg 
weist in der Eröffnungsrede auf die Opfer hin, welche der Groß: 
herzog ber Neugejtaltung der deutſchen Verhältniffe neuerdings zu 
bringen fi entichloffen Habe. Vorlagen über Ausjcheibung bes 
Kronguts und über Veränderung des Wahliyftems, 

Den: großh. Haufe war bisher aus den Domänen ein Krongut mit 
einem Pachtertrage von 85,000 Thlrn. und eine gleihe Summe aus ben’ 
Einfünften des Domanialvermögens überwiejen, legtere unter dem Vorbehalt 
einer fpätern Vereinbarung zwiſchen dem Regierungsnachfolger und bem 
Landtage. Nach ber Vorlage fol nun ftatt biefer Summe ein biefelbe durch 
feinen Pachtertrag ausgleichendes Krongut aus dem Domanialvermögen aus⸗ 
geichieben und mit dem ältern Krongut dem Großherzog zu feiner unb des 
großh. Hauſes Unterhaltung als Familien⸗Fideicommiß überwielen, und deffen 
Verwaltung unter ftaatliher Eontrole vom Großherzog geführt werden. Durch 
Ueberweifung biefes Fibeicommifjes unter bie Grund», Gebäude: und Eins 
fommenfteuer, ſowie durch Uebernahme ber Verwaltungsfoften und andern 
Laſten und Pflichten, würde dem Land eine jährliche Erleichterung von etiva 
30,000 Thfrn.erwirkt werden. Zur Ausscheidung find im Herzogthum die vormals 
Bentind’ichen Befißungen, in Fürftenthun Lübed die fämmtlichen Waldungen 
und Moore bes Amtes Eutin auserfehen, und e8 würben davon entfallen: 
auf Oldenburg 76 Proc., auf Lübed mit Ahrensböd 16% Proc. und auf 
Birkenfeld 7% Proc. — Die andere Vorlage ſchlägt Einführung der allgemeinen 
und indirecten Wahlen vor, an Stelle des Dreiflafjeniyftens, 1 Wahlmann 
auf je 500 und 1 Abgeordneter auf je 10,000 Einwohner, fowie Wahlfreife 
für 2 Nbgeorbnete. 


„Mordd. Bund). Der Bundesrath bejchließt ein gemeinfames 
Strafgefeb und einen gemeinfamen Strafprozeß ausarbeiten zu laſſen. 
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Der Reichstag befchließt das Budget für 1869 ber Berathung 
im Plenum zu unterziehen und genehmigt den Entwurf für Penſio⸗ 
nirung ber ehemaligen jchleswig-holjteiniihen Offiziere. 


7. Suni. (Ruremburg). Neue limtriebe für eine Annerion an Frankreich. 


8. 


Sn ber Nacht vom 6. auf ben 7. d. werden in ber Hauptflabt und in 
einzelnen Flecken Placate angeichlagen, welche das Volk zum Abfall von legi⸗ 
timen Herrfcherhaus und zur freiwilligen Annerion an Frankreich auffordern. 
„Kuremburger!“ beißt es, natürlich in franzöfiiher Sprache, „erwachet aus 
euerm Schlaf! Die Neutralität muß auf die Länge unerträglich werben. 
Tranfreich empfängt euch mit offenen Armen; es gibt euch dieß und bas. Es 
lebe Franfreih!" Da bie Polizei von bem Unternehmen zum Voraus bes 
nachrichtigt war, kann fie die Thäter in flagranti ertappen: an der Spike 
einiger bezahlter Individuen war mit dem Anfchlagen der Placate bejchäftigt 
— ber Druder bes franzöfilhen Arnerionsblattes l'Avenir. Er wird fofort 
mit einigen feiner Gehilfen verhaftet und die Sache gerichtlich inftruirt. 
„Mordd. Bund). Der Reichstag genehmigt definitiv eine wefent- 
liche Aenderung der bisherigen Geſchäftsordnung — das Aufhören 
ber Rebnerlifte dur das Roos und dafür Einführung der Ertheil: 
ung des Worts durch den Präfidenten. eneraldebatte über das 
Budget für 1869: 

Pröf. Delbrück erklärt bez. der in Folge ber Zurüdziehung bes Bunbes: 
fchuldengefetes bei der Marine eingetretenen Beichränfungen habe die Ne= 
gierung verfahren müfjen, wie fie verfahren. Der Meg der Anleihe fei für 


die Fortentwicklung der Marine nothwendig geboten, ber Budgetweg (db. h. 
Erhöhung ber Matrifularumlagen) abſolut unthunlich. 


9.—10. Juni. Mordd. Bund.) Reichstag: Epezialbebatte über bas 


Budget für 1869: 


v. Kirchmann verſucht ohne großen Erfolg bei Berathung des Etats für 
das Bunbesfanzleramt auf die Unfertigfeit der VBerwaltungs-Organijation bee 
Bundes zurüdzufommen Präſ. Delbrüd erklärt am erften Tage, daß das 
Bundespräfibium ſich entichloffen habe, dem alljeitig hervortretenden Wunjche 
nad) einem DBermittlungsverfuch bez. der Marine zu entipreden und daß 
der Bundesrath bereit mit einer dießfallfigen Vorlage beſchäftigt ſei. Dieſe 
wird fhon am zweiten Tage wirklich eingebracht, bahin gehend, die Verwalt- 
ung ber Dearine-Anleihe der preuß. Staatsihuldencommilfion unter der Con: 
trole von drei Bundesraths- und drei Reihstagsmitgliedern zu übertragen. 
Der Etat der Ausgaben wird bis an den Marine-Etat, der zurückgeſtellt 
wird, erledigt. 


40. Juni. Mordd. Bund). Die Hanfeftäbte haben fi über das Auf- 


43. 


hören ihrer bisherigen particularen Diplomatie befinitiv verftändigt. 


„ Eine Anzahl Mitglieder ber Berliner Vaftoralconferenz veröffent- 
lichen eine Erklärung, welche die Mitglieder des Proteftantenvereing 
beſchuldigt, 

„mit der evangeliſchen Kirche thatſächlich gebrochen und den Glauben ver⸗ 
laſſen zu haben, auf den auch ſie getauft ſind.“ 
„Mordd. Bund) Der Reichstag nimmt bie neue Maß: und 
Gewichtsordnung nad dem metrifchen Syſteme in ber Vorlage des 
Bundesraths mit einigen Mobificationen an. 
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13. Juni. (Preußen). Im ſchleſiſchen Bade Landeck wird durch Stieber 


15. 


17. 


18. 


ein welfilcher Kiterat verhaftet und werben feine Papiere mit Beſchlag 
belegt (compromittirende Briefe des Grafen Platen). 


„Mordd. Bund). Der Reichstag nimmt das Geſetz über bie 
Verwaltung der Marine: Anleihe durch die preuß. Staatsjchulden- 
verwaltung ale Compromiß mit 151 gegen 41 Stimmen (der Fort: 
ſchrittspartei) an, worauf Präſ. Delbrüd die neuen Etatsaufitellungen 
für das Marinewefen vorlegt. 

Gen. Moltke: „Welcher verftändige Menſch würde nicht wünſchen, daß 
bie enormen Ausgaben, welche in ganz Europa für Militärzwede gemacht 
werben, für Sriebenszwede verwendet werben Fünnten ? Aber auf beim Wege, 
wie einer ber Herren Vorrebner e8 gemeint hat, der internationalen Verhand⸗ 


lung, wird das nimmermehr zu Stande fommen. Der Krieg ift ja nur bie 


Fortſetzung der Politif mit anderen Mitteln. Ich ſehe für den Zmwed nur 
Eine Möglichkeit und das ift, daB im Herzen von Europa fid eine 
Macht bildet, die, ohne felbft eine erobernde zu fein, fo ſtark 
ift, daß fie ihren Nachbarn den Krieg verbieten fann. Eben 
deßwegen glaube ih, daß, wenn dieſes fegensreiche Werk jemals zu Stande 
tommen fol, es von Deutfhland ausgeben wird, aber, meine Herren, 
erit bann, wenn Deutfhland ſtark genug ift, dv b., wenu es 
geeinigt fein wird. Aud im Militär, meine Herren, verfolgen wir bie 
Fortſchritte der Wiffenfchaft und Erfindungen, bie anderwärts gemacht werden; 
aber bie Erfindung ift nody lange nicht das, was aus ihr geichaffen werden 
ſoll; es Tommt darauf an, fie fertig hinzuſtellen. Unſer vortreffliches Zünd⸗ 
nadelgewehr iſt vor langen Jahren erfunden, wir haben aber mehr als 
zwanzig Jahre gebraucht, um daraus eine wirklich Triegsbrauchbare Waffe in 
einer Million von Eremplaren berzuftellen. Es würde alfo lange nicht ge= 
nügen, zu beobachten, was anderwärts geichieht, fondern wir müſſen felbft 
darin vorgehen, Meine Herren! Unſere Nachbarn wiſſen alle recht gut — 
auch die, welche jo thun, als ob fie es nicht müßten —, daß wir fie nicht 
angreifen wollen, aber fie follen auch wiſſen, daß wir uns nicht angreifen 
laſſen wollen. Dazu brauchen wir Armee und Flotte, und ich vertraue dem 
Patriotismus bes hohen Haufes, daB Sie das von ber Regierung gebotene 
Geſetz annehmen werben.“ 


» Breußen: Naſſau). Steigende Unzufriedenheit über bie ge: 
ringe Schonung „berechtigter” Eigenthümlichfeiten. Die bisher ein- 
flußreichſten nationalliberalen Führer verlieren fihtlih an Anſehen. 
„ MNordd Bund). Der Bundeskanzler zieht fi für längere 
Zeit auf fein neues Gut Barzin zurüd, 
„ Rordd. Bund). Der Neichstag genehmigt den ganzen Etat 
für 1869, einfchließlih des neuen Marineetats, mit ber Beitimmung, 
daß das gefammte auswärtige Reflort vom Jahre 1870 an auf den 
Bund überzugehen habe. 
„ MNorbd Bund) Reichstag: Das von Miquel und Lasker 
beantragte og. Nothgewerbegefeg (Geſetz betr. den Betrieb der 
ftehenden Gewerbe), das einjtweilen das nicht zur Berathung ges 
fommene, vom Bundesrathe eingebradhte Gewerbegeſetz zu erjeßen 
bejtimmt ijt, wird angenommen. Präſ. Delbrüd erklärt, es ſei un⸗ 
ſicher, ob die Regierungen darauf eingehen werden. 

NN 
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20. uni. Mordd. Bund). Der Reichstag nimmt bas vom Bunbesrath 
amendirte Schulze'ſche Geſetz über Genoſſenſchaftsweſen mit jenen 
Aenderungen und unter Zuſtimmung Schulze-Delitzſch's an. Schluß 
der Seflion. Thronrede des Königs von Preußen: 

„Seehrte Herren vom Reichstage bes norbbeutichen Bundes! Gie ftehen 
am Schluſſe einer Selfion, welche reih an Mühen, aber auch reich an Er⸗ 
gebniifen war. Syn bingebender Thätigfeit haben Sie, im Verein mit den 
verbündeten Neyierungen, die Einrichtungen des Bundes aufgebaut und bes 
feftigt und wichtige Reformen der gemeinfamen Gejeßgebung theils eingeleitet, 
theils zum Abſchluſſe gebracht. Die finanziellen Fragen, welde einen ber: 
vorragenden Gegenftand Ihrer Berathungen bildeten, find in befriedigender 
Meife gelöst. Indem Sie die Verwaltung ber in der vorigen Selfion für 
die Entwidlung ber Marine und die Bervollftändigung ber Küftenvertheidigung 
beſchloſſenen Anleihe der bewährten Verwaltung ber preußijchen Staatsfchulden 
anvertrauten, haben Sie bie Fortbildung dieſes Aweiges unjerer Wehrfraft 
gefichert, welchem eben fo ſehr Meine eingehende Sorgfalt als die Sympathien 
der Nation zugewendet find. Die Verftändigung über die Verwaltung biefer 
Anleihe hat es geftattet, in dem von Ahnen angenommenen Bundeshaushaltsetat, 
‚ohne eine wejentlihe Erhöhung ber fortbauernden Ausgaben, für die Förder⸗ 
ung ber Aufgaben des Bundes in ausreichenden Maße Fürforge zu treffe. 
Die Einrichtungen, deren e8 bedarf, um über die Verwendung der Einnahmen 
bes Bundes die verfaffungsmäßige Rechnung zu legen, find vorläufig geordnet. 
Durch das Gefeß über die Aufhebung ber polizeilichen Befchränfungen der 
Befugniß zur Eheichliegung ift bie buch vieljährige Erfahrung in Preußen 
bewährte Freiheit in der Begründung eines Hausftandes und einer Familie 
verallgemeinert und das in Ihrer legten Eejfion begründete Inſtitut der 
Freizügigkeit ergänzt. Dieſes Gefeß, jo wie die Gefete über die Aufhebung 
der Schuldhaft und bie Schließung ber öffentlichen Spielbanfen beweifen, daß 
die fittlichen und wirtbichaftlihen Momente in den Aufgaben des Bundes 
Hand in Hand geben. Durd eine Reihe von Poftverträgen, welche Ihre 
Zuftimmung erhalten haben, ift die in der vorigen Seſſion geordnete Er: 
mäßigung ber Portotare auf die auswärtige Correfpondenz ausgedehnt. Das 
Geſetz über die Onartierleiftung im Frieden fichert eine gerechtere Vertheilung 
und innerhalb der durch die unerläßlihen Rüdfihten auf die Finanzlage 
gebotenen Grenzen eine angemefjenere Vergütung biefer Leitung. Durch die 
den Angehörigen ber vormaligen ſchleswig-holſteiniſchen Armee bewilligten 
Benfionen und Unterftügungen wird eine Schuld getilgt, in beren Anerkennung 
Sie Sih mit ben verbündeten Regierungen vereinigten. Die Maß- und 
Gewichtsordnung eröffnet die Ausfiht auf Herftelung eines einfachen und 
einbeitlihen Syitems für ganz Deutichland und führt einer Einigung aller 
civilifirten Nationen auf bdiefem Gebiete näher, Die Bildung bes deutfchen 
Bolfes bürgt dafür, daß bie von ber Ausführung diejes Syſtems unzertrenn⸗ 
lihen Schwierigkeiten in nicht allzu Tanger Zeit zu überwinden fein werben. 
Auf bem Gebiete des Steuerwefens ift die Gleichmäßigkeit der Befteuerung 
ber wichtigften Artifel bes Verbrauchs innerhalb des Bundes hergeftellt und 
ber letzte Schritt geicheben, welcher für ben Eintritt Mecklenburgs und Lübecks 
in bie gemeinfame Zollinie erforderlich war. Und jo entlaffe Ih Sie, geehrte 
Herren, mit Meinem und Meiner hohen Verbündeten Tanfe für die Mit: 
wirkung, welche Sie fowohl Unferem gemeinfamen Werke als auch ben großen 
Spntereffen zugewendet haben, zu beren Pflege Wir mit den füdbdeutfchen 
Staaten verbunden find. Sch entlaffe Sie mit ber Zuperficht, daß bie 
Früchte Ihrer Arbeiten bei uns und in ganz Deutſchland unter bem 
Segen bes Friedens gebeihen werden.“ 

v„» no (Preußen: Schleswig-Holftein). ine k. Cabinetsorbre regelt 


bie Verwaltungsorgantjation: übereinflimmend mit dem Derlangen 
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bes Abg.-Hauſes werben bie Regierungen in Kiel und Schleswig 
bereinigt und nach Schleswig verlegt; dagegen wird der Oberpräfident 
(Scheel: Plefjen) beibehalten mit dem Sig in Kiel. 

22. Juni. (Nordd. Bund). Bunbesrath : In Folge des Ausfalles in den 
Poſteinnahmen und eines daher in der Bundeskaſſe vorausfichtlichen 
Deficits von ca. 2,700,000 Thlrn. verlangt der Bundeskanzler in 
einer einläßlihen Denkſchrift, daß das Präfibium ermächtigt werbe, 
über die vom Reichstage bewilligten Matricularbeiträge für 1868 
hinaus im Laufe diefes Jahres auf Abrehnung noch weitere Matri⸗ 
cularbeiträge in obigem Betrage zu erheben. 


„—23. Suni. (Preußen: Hannover). Der König bejucht Hannover 
und macht durch feine Erſcheinung nach allgemeinem Zugeſtändniß 
einen vortrefflichen Eindruck. 


23. Juni. (Oldenburg). Der Landtag nimmt das Wahlgeſetz im 
Weſentlichen nach der Vorlage der Regierung vom 4. d. M. an 
und lehnt die Einführung des allgemeinen und directen Stimm⸗ 
rechtes ab. 

24. „ Eröffnung des Lutherdenkmals in Worms. Es haben ſich dazu 
der König von Preußen und der Kronprinz, der König von Würt: 
temberg, der Großherzog von Heflen, der Großherzog von Sachſen⸗ 
Weimar und ber Prinz Wilhelm von Baden eingefunden. Groß— 
artiger Feſtzug. In den Feſtreden wird jede Verletzung ber Katho- 
lifen vermieden. 

30. „ Mordd. Bund) Der Bundesrath feßt, wenig geneigt ber 
Zumuthung des Bundeskanzlers vom 22. d. M. zu entſprechen, eine 
Beſchlußfaſſung darüber vorerft noch aus. 

„» u (Preußen: Hannwer). Die am 20. Mai wegen Hochverraths 
verurtheilten Hannoveraner werden auf ihr Anſuchen dur Cabinets⸗ 
ordre begnabigt und ihrer Haft entlaffen. 

„» » Oldenburg). Landtag: Die Regierung zieht die Kronguts- 
borlage vom 4. ds. M. einjtweilen zurück. 


1.—2, Juli. Eine allgemeine lutheriſche Conferenz in Hannover, bie 
von Theilnehmern aus ganz Deutfchland befucht wird, ſpricht ſich 
einmüthig fehr entfchieden dagegen aus, daß 

„einem Landesherrn das Recht zuftände, ihm zufallende Kirchengebiete ohne 
Rückſicht auf ihre Lehre und Sacramentsverwaltung in das Ganze einer 
Landeskirche ſo aufzulöſen, daß ſolche Kirchen dann nur als einzelne Ge: 
meinden in ihrer privaten Lehre und Sacramentsverwaltung fortbeftänden.” 

3. Juli. (Nordd. Bund). Der Bundesrath nimmt das vom Reiche: 
tage beſchloſſene Nothgewerbegefe doch und zwar mit allen gegen 
1 Stimme (Mecklenburg) an. 

» m (Preußen) Der Jahrestag der Schlacht von Königgräß oder 

Nr 
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Sadowa wird aus Rüdfiht für Defterreih auf Specialbefehl des 
Königs vom Militär nirgends öffentlich gefeiert. 


3. Juli. Der Ausfhuß des deutjchen Proteftantenvereinsg in Heidelberg 


14. 


erläßt einen Proteſt gegen die Erklärung der Berliner Baftoral- 
conferenz vom 10. Juni und appellirt von dem Urtheil ber Paſtoren 


an das Urtheil der Nation: 

„Richt darum bat Luther das hriftliche Sewilfen von dem Zwang und 
Bann des Bapftes, der Eoncilien und der Biſchöfe befreit, damit es neuer 
bings in den Zwang und Bann der Paftoralconferenzen falle.“ 


» (Preußen: Hannover). Der Staatsgerihtshof verurtheilt den 
Grafen Platen in contumaciam zu 15 Jahren Zuchthaus und 
15 Jahren Polizeiaufficht. 

„» (Preußen: Frankfurt). Der Magiftrat mat eine Eingabe an 
den König in Ems und gleichzeitig machen der Magiltrat und bie 
Stadtverordneten gemeinfchaftlich eine ſolche an bie Minijter der Finanzen 
und des Innern bez. ber noch immer nicht gelösten Differenzen über 
bie Ausjcheidung von Staate- und Stadtgut und wünſchen neue 
Unterhandlungen auf Grund eines von dem Staatsrechtslehrer Zöpfl 
ausgearbeiteten und ‚der Eingabe beigelegten Rechtsgutachtens über 
die Frage. 

» (Breußen) Die offiz. Prov.Corr. bringt endlich einige Mit- 
theilungen über die verheißene Erweiterung ber „Selbjtverwaltung 


in den Provinzen.” Ä 

Sie erinnert an den Satz in ber Thronrede, mit welcher ber legte 
Landtag geichlofjen wurde: „Durch die Bewilligung des Provinzialfonds für 
Hannover haben Sie thatſächlich den Boden betreten, auf weldem nad, ber 
Abfiht Meiner Negierung auch für alle anderen Provinzen eine erfolgreiche 
GSelbitverwaltung erwachſen fol.” Dieſe Har ausgeſprochene Abficht ber 
Staatsregierung babe in den bald darauf verfammelten Vertretungen ber 
einzelnen Provinzen lebhaften Anklang und Widerhall gefunden. Unter ben 
Kundgebungen derſelben nehme die ber fchlefifhen Provinzialſtände eine ber: 
vorragende Stelle ein. Dieſelben richteten eine Bitte an den König, daß eine 
Vereinigung aller ſtändiſchen Fonds, Anftalten, Inſtitute und Stiftungen in 
der Provinz Schlefien zu einer gemeinfamen provinzialftäudifchen Verwaltung 
unter ftaatliher Dberaufficht genehmigt und unverweilt zur Ausführung ges 
bracht werden möge. In gleihem Sinne haben fi bie Brovinzialftände der 
Rheinprovinz und Weſtfalens ausgeſprochen, und der Randtag ber Provinz 
Sachſen babe eine befondere Commiſſion niedergefeßt, um die Maßregeln zu 
berathen, weldhe zur Errichtung einer einheitlichen fländifchen Verwaltung ber 
provinziellen Inſtitute geeignet erfcheinen, und darüber dem nächſten Provin: 
zialsLandtage beftimmte Vorſchläge zu nahen. Die Provinzial-Eorrejpondenz 
ift mit ber Auffafjung fehr einperfianden, daß die Vertretungen ber Provin⸗ 
zialsVerbände, je weniger fie gegenüber der allgemeinen Landesvertretung das 
Feld ihrer Thätigfeit jet noch in einen tiefgreifenden Antheile an der Ge- 
jeßgebung finden können, um fo mehr bie Förderung ber wirtbichaftlichen 
Intereſſen ber Provinzen zum Gegenitand ihrer Wirkfamfeit zu machen haben. 
Sie meint: „Eine fruchtbare Thätigfeit werden fie aber auf diefem Gebiete in 
der That nur dann entwicdeln Können, wenn ihnen die Verwaltung ihrer 
Inſtitute jo viel als möglich felbftändig überlaffen wird und fie fid) die ges 
eigneten Behörden dazu jelbft fchaffen dürfen. Während bis jetzt bie pros 
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vinziellen Snftitute mit den von ben Stänben bewilligten Mitteln großentheile 
durch die Stantsbehörbe, nur unter. Controle der Stände, geführt worben 
find, würde bei georbneter Selbftverwaltung die Staatshehörbe ihre Einwirf: 
ung nur auf eine Oberaufficht zur Wahrung bes Stantsinterefjes zu befchränfen 
haben.” In ben Laufigen, meint fie, und in ben Communal-Landtagen 
Ponmmerns und ben Marken beftehen noch derartige Ginrichtungen, wie jie 
nun ähnlih in den anderen Landestheilen erfircht werden follten. „Diefe 
Beftrebungen werben Seitens ber Staatsregierung eine bereitwillige Förderung 
um fo mehr finden, als bie letztere in ber verfloffenen Landtagsſeſſion ihrer: 
feit8 entjchieden die Abficht zu erfemien gegeben bat, ben Provinzen in weiter 
gehendem Maße, als bisher, die Selbftverwalting ihrer Angelegenheiten ein: 
zuränmen, nicht nur zur Erfrifchung des provinziellen Lebens, fondern auch 
zur Vereinfachung und Entlaftung bes Geſchäftsbereichs der oberen Brovinzial: 
und Minifterial- Behörden. Die Herftellung einer einheitlichen und felbftändigen 
Verwaltung der provinziellen Snflitute wird ein erfter wichtiger Schritt auf 
ber von ber Staatsregierung in Uebereinftinmung mit der Landesvertretung 
in Ausficht genommenen Bahn der inneren Entwickelung fein.” (Bon ber 
gleichfalls im Ausſicht geftellten Einberufung von VBertrauenemännern für 
die Grundlagen biejer Reorganifation ift indeß nody Feine Rede; überhaupt be: 
merft die öffentlihe Meinung, daß das Minifterium des Innern bie Ange⸗ 
legenheit praftifih do noch immer nit in die Hand genommen zu 
haben feine.) 


16. Juli. (Zollverein). Der Zollbuntesrath beichließt, dem Bam⸗ 


17. 


bergerfchen Antrage (vom 18. Mai) bez. der heſſiſchen Weinftener 
feine weitere Folge zu geben. 

„ Rorbd. Bund) Ein k. Erlaß ermädtigt zur Emiffion von 
3,600,000 Thlrn. als erjten Theil der Marine-Anleibe. 


23. Juli — 13. Aug. onferenz der Rheinuferftanten in Mannheim, 


ipäter in Heidelberg zur Vereinbarung einer neuen Rheinjchifffahrte: 
acte. Diefelbe ſcheitert vorerſt am Widerſpruche Hollands gegen bie 
Faſſung des Art. 2 des Entwurfs. 


. Juli. (Preußen). Das Obertribunal entjcheidet wiederum, daß bie 


Commiffionsberichte des Landtages nicht wie die Kammerberichte einen 
Anfpruc auf ftraffreie Veröffentligung haben follen, obgleich die— 
felben doch meift einen integrirenden Theil ber Kammerverhandlungen 
bilden und vollkommen identiſch find mit den in neuerer Zeit auf- 
gekommenen Plenar:Borberathungen. 


„ (Breußen). Beröffentlihung der Uſedom'ſchen Note vom Anfang 
Suni 1866 über die bevorftehende Kriegführung gegen Oeſterreich. 
Diefelbe erzeugt augenblidlih eine gewiſſe Spannung mit den Höfen 
bon Wien, Paris und Ylorenz. 

»„ (Luremburg). Der Druder und nominelle Rebacteur des franz. 
Annerionsblattes Avenir wirb für die Placate vom 7. Juni „wegen 
mildernder Umftände” nur zu 50 Fr. Geldbuße verurtheilt. 

In feiner Vertheidigung gibt er die Thatfachen zu, auch daß er aus Metz 
franzöfilhe Flaggen angeichafit babe; mit allem bem aber habe er nur eine 
Bolfsabftiimmung hervorrufen wollen und fei überzeugt, daß der Souverän 
von Luremburg fi felbft an die Spike der Abftimmenden würbe geftellt 
haben, um die Luremburger des Glüdes theilbaftig zu machen, einem großen 
Staate anzugehören, der für ihre Wohlfahrt befjere Garantien bieten würde. 
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— Aug (Nordd. Bund). Die Verordnungen bez. Kinfügung ber 
neu errichteten Landwehrbataillone in das norbd. Wehrſyſtem kommen 
enblih zum Abſchluß. 

—  . (Meiningen). Die in Folge der Anforderungen bes Bundes 
in Meiningen wie in allen Sleinftanten des norbb. Bundes unaus- 
bleiblich gewordene NReorganijation der Verwaltung ift nunmehr in 


vollem Gange. 

Diefelbe wirb folgendermaßen geichildert: Das Herzogthum Meiningen 
wird das einzige Bundesland fein, welches in folge der Ereignifje des Jahres 
1866 außer der Neugeftaltung feines Bundesverhbältniffes auch eine durdh: 
greifende Wandlung feiner innern Zuflände erfahren bat. Die neue Regierung 
war genötbigt, fich einer Vereinfachung ber Staatsverwaltung zu unterziehen, 
um bie beengten Finanzen des Ländchens in ben Stand zu feten, den er: 
böhten Anforderungen des Bundes gerecht werben zu können. Aber mas ur: 
fprüngli nur als ein Werk ber Nothwendigkeit zu vollzichen vorlag, ift nun 
durch den praktiſchen vorurtbeilsfreien Sinn des Herzogs Georg, durdy bie 
Erfahrungen und ben raftlofen Fleiß des Minifleriums und bie Intelligenz 
des Landtags zu einer Negenerationsarbeit geworden, die ber höchſten Auf: 
merkſamkeit des Politifers wert ift. Bon Anfang an begriff die Regierung, 
daß es nicht bei einer einfachen Reduction bes Berwaltungsmechanismus fein 
Bewenden haben Fünne, jonbern daß zu ben Staatsbeamten neue Kräfte herbei: 
gezogen werben müßten, melden die politiihe Thätigfeit fernerhin mit zu 
übertragen wäre, und aus dem Zwang ber Situation boten fi bald bie 
pofitiven Elemente zu einer Neugeftaltung dar: das Prinzip bes Selfgovern: 
ment im Dienſte des Staates wurde für bie neu zu fjchaffenden Formen 
als maßgebend anerkannt. Die Begründung ber Sonneberger Handelsfanımer, 
welche kurz nach dem NRegierungsantritt des Herzogs nach deſſen perfönlicyer 
Idee erfolgte, deutete die Tendenz der neuen Regierung Bereit an. Dem: 
nähft wurde beftimmt, daß von ben elf Verwaltungsäntern, aus denen das 
Herzogthum bis dahin beitanden, mit der Zeit jieben aufgehoben werben 
follten. Und hier trat nun das Gefeß „von ber Berfaffung und Verwaltung 
der Gemeinden“, das eben jet im Begriff ift, vollzogen zu werden, mit einem 
mädtigen Aequivalent ein. Durch diefes Geſetz wird das Herzogthum zum 
Zweck ber Verwaltung in vier Kreife (Meiningen, Hilbburgbaufen, Sonne: 
berg, Saalfeld) eingetheilt, bie ſich durch felbftgewählte Ausſchüſſe (auf 3000 
Seelen ein Vertreter) unter Leitung bes Kreisvorftandes in einer Reihe ge: 
meinfchaftlicher Angelegenheiten felbft zu verwalten nnd felbft zu befteuern 
haben. Die Competenz bes Kreifes ift etwa bie ber englifchen Grafſchaft. Cs 
fichen unter ihr bie Kreieftraßen, die Armen und Arbeitsanſtalten, bie 
Waifenhäufer, Leib: und Sparfaffen, die Inititute zur Förderung ber Land— 
wirtbichaft, dev Gewerbe und bes Handels; begntachtende und beratbenbe 
Stimme hat ber Ausihuß bei allen vorzugsiweife aus der Staatsfaffe zu bes 
ftreitenden größeren Bauten und Anlagen im Kreife, bei allgemeinch das 
fpecielle Intereffe des Kreiſes berührenden polizeilichen, volfswirtbfchaftlichen 
und für Befcitigung von Noth-, Thenerungs: und Seucdezuftänden u. dgl. 
zu ergreifenden Maßregeln, dann in allen Källen, in welchen das Miniſterium 

. jein Gutachten begehrt. Er macht ferner feinen eigenen Etat, darf directe 
und inbirecte Steuern erheben und Anleihen contrabiren. Er wirkt cndlich 
mit zur Bildung der Geſchwornenliſte, präfentirt zur Einſchätzungscommiſſien 
und zur Kreiserſatzcommiſſion und begutachtet die Ortsftatuten, welche tie 
einzelnen Ortſchaften fi) geben werden. Durch diefe leßtere Competenz wird 
ber politifche Aufanımenhang nad unten gefichert, während gleichzeitig unter 
voller Durchführung des Prinzips ber Freizügigkeit, die Gewalt ber einzelnen 
Gemeinde zur Erreihung ihrer befonderen Zwede eine bedeutende Ausdehnung 
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erfährt. Im dieſem Bereich wird das Stimmrecht in Zukunft fo geordnet, 
daß je 5 Thaler birecte Steuern eine Stimme geben, Niemand aber mehr 
als ein Viertel aller Stimmen befigen kann. Dies find im Wefentlichen bie 
Grundzüge der neuen Organifation, von ber man hoffen darf, baß fie im 
Allgemeinen probuctiv und befebend wirken, baß fie namentlich) dazu bienen 
werde, gewiſſe volfswirtbfchaftliche Unzuträglichkeiten, zu beren Befeitigung bie 
Megierung bed Entgegenfommens ber Bevölkerung bedarf, abjchaffen zu belfen. 
Biel und Wichtiges iſt aber auch in biefer Beziehung ſchon geicheben; fo ift 
3. B. nachdem fi bie bis gegen Ende bes 17, Jahrhunderts untheilbaren 
Erbgüter im Laufe der Zeit fieben:, achtmal und ſchließlich in unendlich Fleine 
Stückchen zerjplittert hatten, deren Verkauf, reſp. Erwerb, aber jehr erfchwert 
war, bie Veräußerung des Bodens ganz freigegeben worden, weil jich allein 
im Wege des freien Handel wieder größere Landescomplere werden heritellen 
Infien. Ale diefe Maßregeln finden allge meinen Beifall. Manche wichtige 
auf bie Zukunft berechnete Reform wird von dem Herzog perfönlid und mit 
Aufivendung eigener Mittel betrieben, wie bie bes höheren Schulwejens. Leider 
reihen die Mittel des Herzogs wohl nicht fo weit, wie feine guten Abfichten, 
da bie Givillifte, ohne erhöht zu fein, jett zwei Höfe zu tragen bat, und ber 
Herzog Bernhard durch die Pietät feines Sohnes finanziell ſehr günſtig geftellt ift. 


8. Aug. (Breußen). Gen. Bogel v. Falkenftein wirb in Disponibilität 


n 


10. 


11. 
12. 


15. 


gefeßt und durch den Gen. v. Deanteuffel erſetzt. Die öffentliche 
Meinung beunruhigt fi barüber, da der Rüdtritt bes General 
Talkenftein Fein ganz freiwilliger zu fein ſcheint. 

» (Preußen: Naſſau). Eine Berfammlung in Wiesbaden be— 
Ichließt die Einberufung einer allgemeinen Landesverfammlung auf 
den 13. Eept. nad) Limburg, um den Beſchwerden des Landes gegen 
die Regierung, namentlih aber das Minifterium des Cultus und 
Unterrichts, Ausdrud zu geben. 


„ (Schaumburg=Tippe) ſtellt durch eine Ausführungsverordnung 
das vom nordd. Bunde beſchloſſene NRothgewerbegeſeh geradezu auf 
den Kopf. 
„(Zollverein). Eintritt Mecklenburgs und Lübecks in ben 
Zollverein. 
» (Breußen) Zuſammenkunft des Königs mit dem Kaifer von 
Rußland in Schwalbad. 
„ (Schaumburg:fippe). Der zur Vereinbarung einer Ber: 
foflung ſeit 1848 zum erften Mal wieder einberufene Landtag wird 
von der Regierung fehon wieder vertagt, weil die Verfammlung zu 
dem Negierungsentwurf mehrere mwefentlihe Abänderungen bejchlofjen 
bat, die die Regierung nicht zugeftehen will, 
» (Preußen: Frankfurt). Unterhandlungen bes Ob.Reg.-Raths 
v. Prittwiß Namens des Cultusminiſters mit ben drei bisherigen 
Confiftorien der Stadt über die künftige Geftaltung ihrer Verhält: 
niffe. Diefelben wiberftehen zum Theil energifh den Abfichten bes 
Miniſteriums. 

Ter k. Commiſſär geht davon aus, daß durch die Aufhebung bes Senats 


bie rechtliche Grundlage der Gonfiftorien verſchwunden ſei; auf eine Erſetzung 
der bisherigen Senatsdeputirten durch Magiſtratsmitglieder werde die Regierung 
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— Aug. (Rordd. Bund). Die Berorbnungen bez. Einfügung ber 
neu errichteten Randmehrbataillone in das nordd. Wehrſyſtem kommen 
endlich zum Abſchluß. 

—  ,. (Meiningen). Die in Folge der Anforderungen bes Bundes 
in Meiningen wie in allen Kleinſtaaten bes norbd. Bundes unaus: 
bleiblich gewordene NReorganijation der. Verwaltung ift nunmehr in 


vollem Gange. - 

Diefelbe wird folgendermaßen geihildert: Das Herzogthum Meiningen 
wird das einzige Bundesland fein, welches in folge der Ereignifje bes Jahres 
1866 außer der Neugeftaltung feines Bundesverhältniffes auch eine durch— 
greifende Mandlung feiner innern Zuflände erfahren bat. Die neue Regierung 
war genötbigt, fi einer Vereinfachung ber Staatsverwaltung zu unterziehen, 
um bie beengten Finanzen bes Ländchens in ben Stand zu fegen, ben er: 
böhten Anforderungen bes Bundes gerecht werben zu können. Aber mas ur: 
fprünglih nur als ein Werk der Nothwendigkeit zu vollziehen vorlag, ift nun 
burch ben praktiſchen vorurtbeilsfreien Sinn des Herzogs Georg, durch die 
Erfahrungen und den raftlojen Fleiß des Minifteriums und die Sntelligenz 
des Landtags zu einer Regenerationsarbeit geworden, die ber höchften Auf: 
merkſamkeit bes Politikers werth iſt. Von Anfang an begriff die Regierung, 
daß es nicht bei einer einfachen Reduction des Verwaltungsmechanismus ſein 
Bewenden haben könne, ſondern daß zu den Staatsbeamten neue Kräfte herbei⸗ 
gezogen werden müßten, welchen die politiſche Thätigkeit fernerhin mit zu 
übertragen wäre, und aus dem Zwang der Situation boten ſich bald die 
poſitiven Elemente zu einer Neugeſtaltung dar: das Prinzip bes Selfgovern: 

ment. im Bienfte des Staates wurde für die neu zu fchaffenden Formen 
als maßgebend anerkannt. Die Begründung ber Sonneberger Hanbelsfammer, 
welche Furz nach dem Regierungsantritt des Herzogs nach deffen perfünlicher 
Idee erfolgte, deutete bie Tendenz der neuen Negierung bereits an. Dem: 
nähft wurde beftimmt, daß von ben elf Verwaltungsämtern, aus denen das 
Herzogthum bis dahin beftanden, mit der Zeit jieben aufgehoben werben 
follten. Und bier trat nun das Gefeß „von der Verfaffung und Verwaltung 

. , ber Gemeinden“, das eben jegt im Begriff ift, vollzogen zu werden, mit einem 
mächtigen Hequivalent ein. Durch dieſes Gejeg wird das Herzogthum zum 
wed ber Verwaltung in vier Kreife (Meiningen, Hilbburghaufen, Sonne: 

erg, Saalfeld) eingetbeilt, die fich durch ſelbſtgewählte Ausſchüſſe (auf 3000 
Seelen ein Vertreter) unter Leitung des Kreisévorſtandes in einer Reihe ge: 
meinfhaftliher Angelegenheiten felbft zu verwalten nnd felbjt zu befteuern 
haben. Die Gompetenz bes Kreifes ift etwa bie ber englifhen Grafſchaft. Es 
fichen unter ihr die Kreisftraßen, die Armen= und Arbeitsanftalten, die 
Wailenhäufer, Leid: und Sparfafjen, die Smititute zur Förderung ber Land: 
wirthſchaft, der Gewerbe und bes Handels; begutachtende und berathende 
Stimme bat ber Ausihuß bei allen vorzugsweife aus der Staatskaſſe zu be= 
ftreitenden größeren Bauten und Anlagen im Kreife, bei allgemeinen das 
jpecielle Intereffe des Kreiſes berührenden polizeilichen, volfswirthichaftlichen 
und für Befcitigung von Noth-, Thenerungs: und Seuchezuftänden u. dgl. 

zu ergreifenden Maßregeln, dann in allen Fällen, in welchen das Minifterium 

— ſein Gutachten begehrt. Er macht ferner ſeinen eigenen Etat, darf directe 
und indirecte Steuern erheben und Anleihen contrahiren. Er wirft endlich 
mit zur Bildung ber Gefchiwornenlifte, präfentirt zur Einfhägungscommiifien 
und zur Kreiserfakcommijfion . und begutachtet die Ortoftatuten, welche tie 
einzelnen Ortjchaften fich geben werben. Durch biefe letztere Competenz wird 
ber politiihe Zufanımenhang nad unten gefichert, während gleichzeitig unter 
voller Durchführung des Prinzips ber Freizügigfeit, die Gewalt der einzelnen 
Gemeinde zur Erreihung ihrer bejonderen Zwede eine bedeutende Ausdehnung 
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erfährt. In diefem Bereih wird bas Stimmredht in Zufunft fo geordnet, 
daß je 5 Thaler directe Steuern eine Stimme geben, Niemand aber mehr 
als ein Viertel aller Stimmen befiten fann. Dies find im Wefentlichen bie 
Grundzüge der neuen Organifation, von der man hoffen darf, daß fie im 
Allgemeinen productiv und belebend wirfen, daß fie namentlich dazu bienen 
werde, gewilje volfswirthichaftliche Unzuträglichkeiten, zu beren Befeitigung bie 
Megierung bes Entgegenfommens der Bevölkerung bebarf, abfchaffen zu belfen. 
Biel und Wichtiges ift aber auch in dieſer Beziehung ſchon geichehen; fo ift 
3. B., nachdem fich die bis gegen Ende des 17. Jahrhunderts untheilbaren 
Erbgüter im Laufe der Zeit fieben, achtmal und fchließlich in unendlich Feine 
Stückchen zeriplittert hatten, deren Verkauf, reſp. Erwerb, aber ſehr erjchwert 
war, die Veräußerung des Bodens ganz freigegeben worden, weil fih allein 
im Wege des freien Handel® wieder größere Kandescomplere werden herftellen 
Infien. Ale diefe Maßregeln finden allgemeinen Beifall. Manche wichtige 
auf die Zufunft berechnete Reform wird von bem Herzog perfönlid und mit 
Anfivendung eigener Mittel betrieben, wie bie des höheren Schulwefens. Leider 
reihen die Mittel des Herzogs wohl nicht jo weit, wie feine guten Abfichten, 
da die Civilliſte, ohne erhöht zu fein, jet zwei Höfe zu tragen bat, und ber 
Herzog Bernhard durch bie Pietät feines Sohnes finanziell jehr günjtig geftellt ift. 

8. Aug. (Preußen). Gen. Vogel v. Falfenftein wird in Disponibilität 
gejeßt und durch den Gen. v. Manteuffel erſetzt. Die öffentliche 
Meinung beunruhigt ſich darüber, da der Rüdtritt des General 
Talkenftein kein ganz freiwilliger zu fein feheint. 

„ no (Breußen: Naſſau). Eine Verfammlung in Wiesbaden be: 
jhließt die Einberufung einer allgemeinen Landesverſammlung auf 
ben 13. Sept. nah Limburg, um ben Beſchwerden bes Landes gegen 
die Regierung, namentlich aber das Minifterium des Cultus und 
Unterrichts, Ausbrud zu geben. | 

10.%, (Schaumburg-Lippe) ftellt burd,eine Ausführungsverorbnung 
bas vom norbd. Bunde beſchloſſene Nothgewerbegejeb geradezu auf 
den Kopf. 


11. „ (Zollverein) Eintritt Medlenburge und Lübecks in den 
Zollverein. 

12. „ (Breußen) Zuſammenkunft des Königs mit dem Kaifer von 
Rußland in Schwalbad. 

15. „ (Schaumburg-Lippe). Der zur Vereinbarung einer Der: 
faflung feit 1848 zum erften Mal wieder einberufene Landtag wird 
von ber Regierung ſchon wieder vertagt, weil bie Verfammlung zu 
bem Regierungsentwurf mehrere weſentliche Abänderungen bejchlofjen 
bat, die die Regierung nicht zugeftehen will. ' | 
» (Preußen: Frankfurt). Unterhanblungen des Ob.Reg.-Raths 
vb. Prittwig Namens des Cultusminiftere mit ben brei bisherigen 
Confiftorien der Stadt über die Fünftige Geftaltung ihrer BVerhält: 
niffe. Diefelben wiberftehen zum Theil energiſch den Mbfichten bes 
Ministeriums, | 

Ter k. Commiffär geht davon aus, daß durch bie Anfhebung des Senats 


bie vechtlihe Grundlage der Gonfiftorien verſchwunden feiz auf eine Erjegung 
ber bisherigen Senatsbeputirten durch Magiftratsmitglieber werbe bie Regierung 
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wohl nicht eingehen, ba dies ein ſtädtiſches flatt eines Königlichen Conſiſtoriums 
ſchaffen hieße; er ſchlage daher eine Vertretung der verfchiedenen Firchlichen 
Gemeinihaften Frankfurts durch Abfendung von Deputirten in das Wiesba: 
bener Gonfiftorium vor. Dieſe Vorichläge finden jebod, Feinerlei Anklang. 
Das große Presbyterium ber deutſchen evangelifchereformirten Gemeinde er: 
klärt: „es fei nicht nur ber Wunfch der Gemeinde, fonbern fie betrachte es 
als ihr wohlerworbenes Recht, nur einem reformirten Confiltorium in Frank⸗ 
furt a. M. zu unterftehen, das mit den Befugniffen eines k. Confiftoriums 
ausgeftattet fei und auf beffen Zufammenfegung ber Gemeinde berjelbe Ein= 
fluß eingeräumt werde, mie dieß in den bisherigen Confiftorien ber Fall ges 
wefen.“ Bei diefer entfchiedenen Erklärung beharıt die Gemeinde. Das 
Intberifche Gonfiftorium und ber luth. Kirchenvorftand geben dagegen halb 
und balb, wenigftens als „Meinungsäußerung“ auf ein Gompromiß ein, 
indem fich der k. Sommilt ermächtigt erklärt, bie Verwendung des Eultus: 
minifters beim Könige für bie Beibehaltung der gegenwärtigen Einrichtungen 
unter der Bedingung in Ausficht zu ftellen, baß die Prüfung und Beftätigung 
neuernannter Geiftliher und Aenberungen in ber Liturgie der Entſcheidung 
ber f. Regierung vorbehalten bleiben. Die Mehrheit innnerhalb aller drei 
Gemeinden ſcheint entjchieden dahin zu neigen, baß bem König als summus 
episcopus durchaus fein Recht mehr zufiehe, als der Senat jeither ausgeübt 
babe, und daß nad) Befeitigung der bisherigen Frankfurter Gefege bie evang. 
Kirchen der Stadt fi in einer viel günftigeren Lage befänden als bie alten 
preuß. Provinzen, indem für fie der Art. 115 ber preuß. Provinzen eo 
ipso in Kraft getreten fei, ber ber evang. Kirche bezüglich ihrer inneren 
Angelegenheiten volle Unabhängigkeit fichert. 


17, Aug. (Medlenburg) Durch das neue Nothgewerbegejeb des 


20. 


21. 


nordd. Bundes hat ein weientlicher Theil der bisherigen Landes: 
ſteuern feinen Halt verloren. Ein Convent der Landſchaft aller drei 
Kreife (Stäbteconvent) verlangt baher in einer Eingabe an bie 
Großherzoge ben Wegfall der bisher allein auf den Städten ruggenden 
directen Mahl- und Schlachtſteuer, fowie die Hanbelsklaflenfteuer 
und die Reform der Gteuerverfaflung des Landes überhaupt. Die 


Herzoge jagen zu, daß bie beputatifchen Verhandlungen darüber dem: 


nächſt beginnen ſollen. 


„ (Preußen) Das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft in Königs: 
berg, befjen Heußerungen über ben Notbitand der Provinz in feinem 
Sahresberiht für 1867 die Bezirfsregierungen von Königsberg und 
Sumbinnen zu Entgegnungen, jene in höflicher, diefe in nicht höf— 
licher Form, veranlaßt bat, antwortet der letzteren fehr derb: 


„Wir werben diefem Unterjchiede in unſeren Antworten auf beide Schrift- 
ftücfe gebührende Rechnung tragen müſſen. Ber von ber fol. Regierung in 
Shrem Schreiben angefchlagene Ton erinnert lebhaft an bie Zeit, wo bie 
Lehre vom beihränften Unterthanenverftande noch in volifter Blüthe ftand und 
man vom grünen Tifhe aus fich zu jeber Belehrung und Zurechtweifung 
befugt bielt. Diefe Zeit ift indeffen längft vorüber, und wenn uns auch Vieles 
in ben inneren Zuftänden unferes Staates wenig befriedigen mag, Jo haben 
wir boch ben Einen Fortſchritt errungen, daß die Unfehlbarfeit ber Behörden 
zu ben überwundenen Standpunften gehört.” 


" (Preußen) Die im Wiener Frieden ftipulirten 29 Mill, Thlr. 
find nunmehr volftändig an Dänemark bezahlt. 


* 
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23.—25. Aug. General-Verſammlung bes allg. deutſchen Arbeitervereins 
Traction Schweißer in Hamburg. 

Es find 38 Abgeordnete als Vertreter von 7192 Mitgliedern aus 82 
Drten anweiend. Präſ. Schweiger: Er bebaure, baß er bei ber General- 
VBerfammlung um Indemnität nachfuchen müſſe, da er einen Beſchluß der 
legten General: Verfammlung, betreffend bie Agitation für das allgemeine 
Wahlrecht, nicht ausgeführt habe. Er werde feine Hanblungsweife vertreten 
als eine Confequenz der nah dem Statut dem. Präfidenten zuftehenden bic= 
tatorifhen Gewalt. Redner führt die Geſchichte Roms und ber erften fran⸗ 
zöſiſchen Revolution zum Beweiſe bafür an, daß Me Dictatur, freilih nur 
in dringlihen Fällen, mit bemofratifhen Inſtitutionen wohl vereinbar jet, 
und bebt hervor, daß eine foldhe ausnahmsweife Dictatur bes Präfidenten ja 
ohne die freiwillige Zuftimmung und Unterordnung ber Mitglieder nicht 

möglich, alſo ohne Gefahr für die Freiheit fei. Hierauf wirb auf Antrag 
Trigihe’8 aus Berlin bie Erklärung beichloffen: „Tie Strifes finb feine 
Mittel, die Grundlagen ber heutigen Production zu ändern, und fomit bie 
Lage ber Arbeiterflaffe durchgreifend zu verbeſſern; allein fie find ein Mittel, 
das Klaffenbewußtfein der Arbeiter zu fördern, die PRolizeibevormundung zu 
durchbrechen, amd unter Vorausfegung richtiger Drganifation einzelne fociale 
Mißſtände drüdender Art, wie 3. B. übermäßig lange Arbeitszeit, Kinder: 
arbeit u. dgl., aus der heutigen Geſellſchaft zu entfernen.” Dagegen wird 
ein weiterer Antrag Fritzſche's, lautend: „Die General-Berfammlung bejchließt 
demgemäß den Präfidenten zu beauftragen: zu geeigneter Zeit einen allge: 
meinen bentichen Arbeiter-Congreß einzuberufen zur Begründung cooperativer 
Vereine in ben einzelnen Gewerfen, bie im Sinne biefer Refolutionen wirken“, 
nach langen und eingehenden Debatten abgelehnt. Jedoch erflärt die Ver: 
ſammlung fi einverftanden damit, daß v. Schweitzer und Fritiche als Privat: 
perfonen, beziehungsweife als Arbeiter-Vertreter im norddeutichen Reichstag 
bezüglihe Schritte thun. 

Tarauf geftüßt erlaffen nun Schweiger und Fritzſche fofort einen Aufruf 
an die Arbeiter Deutſchlands zu Beſchickung eines allg. deutſchen Arbeiter: 
Congreffes, der am 26. Sept. In Berlin zufammentreten folle: „Wie man 
auch immer über bie Arbeitseinftellungen denken möge — fo viel fteht feft, 
daß fein Stant befugt ift, fie zu verbieten, Fein Staat das Recht hat, bie 
Coalitionsfreiheit zu verweigern. Die Arbeitsfraft ift das einzige Beſitzthum 
von Millionen Menſchen, — das einzige Beſitzthum ber großen Maſſe des 
Bolfes. Nicht länger find die Arbeiter gefonnen, fich die freie Verfügung 
über ihr einziges Beſitzthum verbieten zu laſſen; follte man verfuchen, noch 
länger diefes Verbot aufrecht zu erhalten, fo werben fie eine vernehmliche 
Sprade zu reden und eine unzweibeutige Haltung einzunehmen wiffen. Von 
höchſter Wichtigkeit nun iſt es, daß in dem Augenblid, wo das Coalitions- 
recht proclamirt mird, bie Organilation für die wirffame Vornahme von 
Arbeitseinftelungen wirklich vorhanden fei. Das jebige planlofe Hervortreten 
von Strifes bald ba, bald dort, oft mit wenig Weberlegung und meiftens 
ohne die erforderlichen Gelder im Hintergrund, kann nicht vorwärts führen; 
nur eine planmäßige, zufammenhängende Organifation der Strifes durch ganz 
Teutichland kann dieſelben erfolgreih machen. Es muß ermöglicht werden, 
daß bei uns, ebenjo wie in England, 50,000 Arbeiter an Einem Tage bie 
Arbeit einftelen, ohne um ihren Lebensunterhalt in Sorge zu fein, da bie 
Unterflügung ihrer Brüder in ganz Deutfchland ihnen gewiß if. Es muß 
möglih gemacht werden, daß, wenn die Kapitaliften und Fabrikanten in uns 
berechtigtem Uebermuth und jchamlofer Habſucht verharren, die Induſtrie 
einer ganzen Stadt, einer ganzen Gegend lahmgelegt werde; es maß bafür 
gelorgt fein, mit Einem Wort, daß der Kampf unerbittlich bis auf’s Aeußerſte 
geführt werben kann. Anberfeits muß dafür geforgt werben, bag hir Uxe 
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beiter an einem einzelnen Orte Feine unerreichbaren Forderungen zu ihrem 
eigenen Schaden und zum Schaden ber mit ihnen verbünbeten Gefammt: 
Arbeiterfchaft fellen. Mit Einem Worte: Eine umfaflende, feftbegrünbete 
Srganifation der gefammten Arbeiterichaft Deutſchlands durch und in ſich 
ſelbſt zum Zweck gemeinſamen Foritſchreitens vermittelſt ber Arbeitseinſtellungen 
thut dringend noth. Die Vorbedingung dazu iſt, daß, ähnlich wie in Eng— 
land, die Arbeiter der einzelnen Geſchäftszweige ſich in allgemeinen Gewerk⸗ 
ſchafien vereinigen. Schon haben wir einen allgemeinen deutſchen Gewerfs: 
verein der Buchbrudergehilfen, der Cigarrenarbeiter, ber Schneider, ganz 
neueftens ber Bäder. Auf biefen Wege muß fortgefahren werben.“ 


24. Aug. Zehnter Wereinstag der deutſchen Erwerbs: und Wirthfchafte- 


30. 


31. 


n 


v 


genofjenjhaften nad) den Grundſätzen von Schulze-Deligfc in Leipzig, 

Es find 23 Unterverbände und 91 einzelne Genofjenfchaiten durch 160 
Deputirte vertreten. Bürgermeifter Koch von Leipzig begrüßt die Verfammi: 
lung im Namen ber Stadt, die ebenfalls ſtets dem Grundſatze gehuldigt habe: 
„Hilf dir ſelber, ſo wird dir Gott helfen.“ In ſeinem Reſerat über die 
jeßige Lage der deutſchen Genoſſenſchaftsbewegung hebt Schulze-Delitzſch 
die Solidarität ber verſchiedenen Arten von Genoſſenſchaften hervor. Daß 
zunächft die Volksbanken bewiejen haben, wie bie Genofjenichaften befähigt 
feien, der Bewegung bas Kapital dienſtbar zu machen, fichere ben übrigen 
Arten von Genofjenfchaften den Erfolg, Nach dem eben erfchienenen Jahres— 
berichte für 1867 find ber —E 1707 Genoſſenſchaften, darunter 1195 
Volksbanken und 316 Conſumvereine bekannt. Jedoch exiſtiren mindeſtens 
2000 Genoſſenſchaften in voller Thätigkeit. Bon den Volksbanken haben nur 
570 ihre Rechnungsabſchlüſſe eingefandt, welche ihren 220,000 Mitgliedern 
über 111 Millionen Thaler an Darlehen auf Wedel, Schuldſchein oder 
Gontocorrent gewährten. Die Confumvereine find in glänzendem Aufſchwunge. 
Auch Produftivgenofjenfchaiten entftehen neuerdings zahlreich auf gefunden 
Grundlagen. Schulze erflärt, daß man ihn fälfchli für einen Gegner ber 
Produftivgenoffenschaft ausgebe.. Er Habe ſtets die Produftivgenofjenichaft 
als den Schlußftein ber Bewegung bezeichnet, ſei aber ein Gegner aller ſchlecht⸗ 
geleiteten und mißlungenen Produktivgenoſſenſchaften, welche von ber großen 
Zahl Leute gefördert würden, bie darüber vebeten, ohne etwas zu verftehen 


. und ohne fich praftifch verfucht zu haben. 
28.— 


29. Aug. Deutſcher Auriftentag in Hamburg. Derfelbe erklärt fich 
faft einflimmig für Freigebung ber Advocatur für jeden geprüften 
Rechtsverſtändigen und für volle Freizügigkeit der Advocaten. 

„ (Preußen) Eine Verfammlung von Anhängern der bemofra: 
tifchen Voffspartei in Rüſſelheim (Heſſen) fekt ein Comité zu Or: 
ganifation der Partei in Kurhefien, Naffau, Heſſen und Frankfurt 
nieder. Alle Rebner betrachten den Sübbund nur als Uebergangs: 
ftadium und weifen auf die Nothwendigfeit eined Zuſammengehens 
mit ber Arbeiterpartei bin. 

„ Preußen). Der König beabſichtigt eine Rundreiſe in Schleswig— 
Holſtein. Der Miniſter Graf zu Eulenburg geht perſönlich dahin, 
um dem König einen möglichſt guten Empfang vorzubereiten. 
„—3. Sept. Verſammlung des volkswirthſchaftlichen Congreſſes in 
Breslau. | 

„ General: Berfammlung ber Tath. Vereine Deutſchlands in Bam: 
berg. Dieſelbe beichließt einjtimmig folgende Nefolutionen: 
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1) „Die Seneral-Berfammlung erflärt, baß die kath. Eltern das Recht ber 
Entſcheidung über die Erziehung ihrer Kinder haben und die Gewiſſens— 
pflicht, fie in der kath. Religion erziehen zu laſſen; bie General:Verfanmlung 
wahrt die Nechte der Katholifen auf ihre beſtehenden Schulen und Schuls 
fiftungen unb fordert das Recht der Gründungsfreiheit folder Schulen. 
Erlangt ber ſchlechte Grundſatz der Trennung ber Schule von ber Kirche 
geſetzliche Geltung, fo fordert fie volle Unterrichtsfreiheit und das Necht, fath. . 
Erziehung und Unterricht zu wahren.” 2) „Unterftügung bes hl. Vaters und 
Aufredhterhaltung feiner weltlihen Herrfchaft muß allen Katholifen als 
erfie und heiligfte Pflicht erſcheinen. Diefer Pflicht in bebarrlicher und ums 
fafjender Weife nachzufonmen, it Aufgabe der St. Michaels -Bruderichaft 
und bes St. Petervereind. Die Gencral-Berfammlung fordert alle Katholiken 
dringend auf, biefen Vereinen beizutreten.“ 3) „Die fchmeren Rechtsver⸗ 
letzungen, welche bie Kirche in Teutfchöfterreich erleidet, erfüllt Die General: 
Berfammlung mit Schmerz und Entrüftung. Se mehr die Fatholiiche Kirche 
bes Rechtihubes beraubt wird, ben ihr die weltliche Macht ſchuldet, deſto 
einmüthiger muß fih das Fatholifche Volk um feine Oberbirten fchaaren, um 
bie Sewaltthätigfeiten ber veligionsfeindlichen Parteien zurückzuweiſen. Die 
Entjchiedenheit, mit welcher der öfterreichiiche Episcopat die Vertheidigung ber 
Kirche übernommen hat, wird von ber General:Verfammlung mit ehrfurdhts- 
voller Freude begrüßt. Von dem leuchtenden Beifpiel altbewährter, glaubens⸗ 
treuer Provinzen bingeriffen, werben ficherlich alle Länder Oeſterreichs ein- 
müthig zur Vertheidigung bes Glaubens fich erheben.” 4) „Die Mißhand⸗ 
lungen, welche an ben Katholifen Badens feit Jahren verübt werben, dauern 
troß ber einmüthigen Kundgebungen des badifchen Volkes fort. Die Generals 
Berfammlung lenkt die Aufmeirkſamkeit des Fatholifhen Deutfchlands wieder—⸗ 
holt auf diefe Zuſtände bin, melche eine Schmady fiir ben beutfchen Namen 
find und ein Aergerniß für ale ehrenhafte Männer. Indem fie mit Ehrs 
erbietung das Andenfen des greifen Bekenners Hermann von BVicari feiert, 
Ipricht jie den heldenmütbigen Prieftern und Laien, bie als Vorfämpfer ber 
Gewiffensfreiheit und des kirchlichen Lebens in Baden fidh jo hohe Verdienſte 
erworben, bie Gefühle der Hochachtung und Verehrung aus.” 5) „Die ges 
marterte Kirche in Polen appellirt vergeblih dur den Mund bes heil. 
Baters an das Gewiſſen der europäifchen Mächte. Das beutfche Volk, welches 
ber polnifhen Nation jo Großes verdanft, muß am allermeiften das ſchwere 
an dieſer Nation vollbrachte Unglüd beflagen und kann unmöglich den uner: 
börten Greueln zufchauen, weldhe bafelbft verübt werden, Die Generale 
Berfammlung fordert insbejondere alle öffentlichen Blätter auf, ber Leiden 
Polens zu gebenfen und die Negierungen an ihre Pfliht zu mahnen.“ 
6) „Ter Organifation der kath. Vereine Deutfchlande, welche im verfloffenen 
Jahre fo erfreuliche Fortichritte gemacht, muß fortwährend ungetheilte Auf- 
merfjamfeit zugemendet werben. An allen Bezirken und Orten find Vereine 
zur Wahrung Tatholifcher Antereffen zu gründen. Angefihts ber ernften 
Zufunit erwartet die General-Verſammlung zuverſichtlich, daß alle katholiſchen 
—2 mit Opferwilligkeit und Hingebung für die Sache der Kirche ſich 
erheben.“ 

— Aug Mordd. Bund) Preußen entſchließt ſich zu einer ſehr ein- 
greifenden Maßregel behufs Entlaſtung des Militärbudgets für 1868: 
zu den bereits eingetretenen Beurlaubungen tritt eine ſehr bedeutende 
Hinausſchiebung der Einberufung der Rekruten. 

Die erſt für den 2. Januar künftigen Jahres verfügte Einſtellung der 
Rekruten bei der geſammten preußiſch-norddeutſchen Linien-Infanterie iſt einer 
vollen viermonatlichen Beurlaubung von für die preußiſche Armee allein 
36,575 Dann und, bie norddeutſchen Contingentstruppen einbegriffen, von 
44,023 Mann gleich zu erachten. Dazu treten aber noch die (hau Anoua 
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Suni beurlaubten 15,000 bis 18,000 Mann, fo baß fi etiwa ein Neuntel 
bis ein Zehntel ber Armee für zwei, und nahezu ein Drittel der gefammten 
Infanterie für ein Trittel des Jahres beurlaubt werben geiunden haben. 
Die Erſparniſſe der neueften Beurlaubungen allein berechnen fich dabei, bie 
jür bie anderen Waflengattungen verfügten Maßregeln einbegriffen, auf 1% 
bi8 2 Millionen, und bie Geſammtſumme ber fo erwirfien Eriparungen 
bürfte fih wahrjcheinlih auf nahe an, wo nicht über drei Millionen belaufen, 
jo daß bie anberweitigen Mehrausgaben bes Militäretats dadurch ficher als 
nahezu gebedt erachtet werben können. 


— Aug, (Mecklenburg-Strelitz) verweigert vorerſt feinen Beitritt zu 


ber zwijchen Preußen und Medlenburg: Schwerin abgefchloffenen 
Militärconvention. 


1. Sept. (Preußen). Außer den ſchon angeordneten Beurlaubungen 


und der fpäteren Einberufung der Refruten wird aud der jog. 
Königsurlaub in bisherigem Umfange ertheilt. 
» (Breußen: Frankfurt). Das Oberpräfidvium in Kaſſel erläßt 
eine Verordnung, nad) welcher bie Angelegenheiten der höheren Schulen 
und Unterrichtsanjtalten auch Frankfurts auf das kgl. Provinzial: 
ſchulcollegium in Kaſſel überzugehen hätten. Das vereinigte Yuth. 
Confiftorium Frankfurts proteftirt dagegen, indem es felbft für Frank: 
furt die Oberauffihtsbehörde für alle Schulen bilde und biefes Recht 
ber Oberauffiht wie feine eigene Eriftenz wohl nicht auf dem Wege 
ber Verordnung bejeitigt werben könne. 
„ Anhalt). Die vom Landtage in ber vorigen Seſſion ver: 
heißene Bereinfahung der VBerwaltungsmafchinerie wird von bem 
neuen an bie Stelle des unter dem 9. April entlaffenen Minijterg 
Sintenis berufenen Staatsminifters v. Larifch mit Eifer durchgeführt: 
Wo einzelne Beamte oder ganze Behörden nur irgend entbehrlich find, 
werben diefelben bejeitigt und ihre Gefchäfte anderen Beamten ober den nächſten 
Behörden überwiefen. 
„ (Preuten). Differenzen zwifchen dem Unterrichtsminifter und 
einer Reihe größerer Stäbte bezügli der Gründung höherer con: 
fefftonslofer Unterrichtsanſtalten. Der Minifter fieht ſich gegenüber 
Kafjel fchließlich doch genäthigt, den Director Kreyffig als ſolchen zu 
beftätigen, nachdem er fich lange dagegen gejträubt. 
„ @Breußen: Nafjau). Der Bifhof von Limburg erläßt einen 
Hirtenbrief, in dem er fih ganz in Sinne bes preuß. Cultus: und 
Unterrichtsminifteriums gegen bas bisher geltende naflauifhe Schul: 
edict und für confeffionelle Schulen ausſpricht und die nafjauifchen 
Katholiken zu zahlreicher Betheiligung bei der beabfichtigten Landes: 
verfammlung in Limburg ausſpricht, um ihre Anfiht in biefem 
Sinne zur Geltung zu bringen. ' 


„—7. Sept. Vereinstag deutſcher Arbeitervereine zu Nürnberg. 


Die Vereine find unter dem Vorſitze Bebel's als Präfibenten des Vororts 
Leipzig zahlreich .verfammeltz; es gehören dem Verbande zwilchen 120 und 
150 Vereine an, wovon 98 durch giltige Mandate repräfentirt find. Der 
Vorort Leipzig trägt darauf an, ber Vereinstag möge das Programm ber 
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internationalen Arbeiterafjociation zu dem feinigen machen, gegen welchen 
Antrag jedoch ſchon vorher eine Anzahl Vereine proteftirt hatten, mit ber bes 
flimmten Erflärung, dab ber Verband durch Annahnıe berjelben werde ge— 
iprengt werden. Nach längerer Discuffion wird ber Antrag mit 68 gegen 
48 Stimmen angenommen, worauf bie Minderheit unter Proteſt das Lokal 
verläßt und ſich ſoſort auf Grund des bisherigen Programms als „deutfcher 
Arbeiterbund” jelbitändig conftitnirt. Das angenommene neue Programm 
lautet: „1) Die Emancipation ber arbeitenden Klaffen muß durch die arbei— 
tenden SKlafjen felbft erobert werden. Ter Kampf für biefelbe ijt nicht ein 
Kampf für Klaffenprivilegien und Monopole, ſondern für gleiche Rechte und 
gleiche Pflichten und für die Abſchaffung der Klafjenherrichaft. 2) Tie öko— 
nomifche Abhängigfeit des Mannes ber Arbeit von den Monopoliften ber 
Arbeitswerkzeuge bildet die Grundlage ber Knechtichaft in jeder Form, bes 
focialen Elends, der geiftigen Herabwürdigung und politifchen Abhängigfeit. 
3) Die politifche Bewegung ift das unentbehrliche Hilfsmittel zur ökonomiſchen 
Befreiung der arbeitenden Klaffen. Die fociale Frage ift mithin untrennbar 
von ber politifchen, ihre Löſung durch bdiefe bedingt und nur möglich im 
bemofratiihen Staat. Ferner in Erwägung, daß alle auf bie ökonomiſche 
Emancipation gerichteten Anftrengungen bisher an den Mangel der GSolida: 
rität zwiſchen den vielfachen Zweigen ber Arbeit jedes Landes und dem Nicht: 
vorbandenfein eines brüberlichen Bandes ber Einheit zwifchen den arbeitenden 
Klaſſen der verjchiedenen Länder gefcheitert find; daß bie Gmancipation ber 
Arbeit weder ein locales, noch ein nationales, ſondern ein fociales Broblem 
ift, welches alle Länder umfaßt, in denen e8 moberne Gefellichaft gibt, und 
beffen Löjung von ber praftifchen und theoretifhen Mitwirfung ber vorges 
ſchrittenſten Länder abhängt: beſchließt der fünfte deutſche Arbeitervereinstag 
feinen Anihluß an die Beitrebungen ber internationalen Arbeiteraffociation.“ 


7. Sept. (Preußen). Impoſante Parade in Berlin als Einleitung 


zu ben militärifchen Uebungen und Schauftellungen, an denen ber 
König in den nädften Wochen Theil nehmen will und deren innere 
Bedeutung neben dem äußeren Oepränge nidrt verfannt werben kann. 
„ (Preußen). Die Betrahtungen der offiz. Blätter über bie 
verheißenen Neformarbeiten laſſen kaum einen Zweifel darüber, daß 
man im Minifterium vorläufig gar noch nicht ernitlih an neue 
Drganifationen denkt und fie vorerft noch auf bie lange Bank fchieben 
zu fünnen meint, | 


8.—9. Sept. (Preußen). Der König beſucht den König von Sachſen 


in Dresden und wohnt ben Manövern des ſächſ. Armeecorps bei. 


9. Sept. (Preußen: Kurheſſen). Der kurfürſtl. Secretär Prefer wird 


in contumaciam zu brei Jahren Zuchthaus verurtbeilt. 
» Breußen: Frankfurt). Der König überweist die ihm vom 
Magiftrat gemachte Eingabe mit dem Rechtsgutachten des Profeſſor 
Zöpfl den Kronſyndicis zur Beurtheilung, 
„ (Breußen). Die offiz. Prov.-Corr. vertheibigt das Minifterium 
des Innern gegen die Anklagen wegen Nichtbeftätigung von Gemeinde: 
wahlen troß ber Beilegung des Conflicts feit 1866. 

Diefelbe legt in Tanger Auseinanderfegung bar, daß von dem Augenblid 
ber Beilegung des Conflicts mit bem Abgeordnetenhaufe an der Miniſter auch 
bei der Prüfung der Comniunalwahlen bie politifhen Gefichtspunfte „wieder 


in den Hintergrund treten ließ". Die Einwirfung bes Minifters in Betreff 
ber Beftätigung von Communalwahlen fei eine zweifache. Bei ben Wahlen 
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ber Bürgermeifler und Beigeorbneten ber großen Städte, für welche bie Be⸗ 
ftätigung bes Königs einzuholen iſt, habe der Minifter durch feinen Bericht 
und Antrag die Entſcheidung des Königs vorzubereiten. Alle anderen Wahlen 
unterlägen der Beftätigung durdy bie Regierungen, und nur, wenn gegen 
deren Ausſprüche Beichwerde erhoben werde, habe der Minifler diefe Beſchwerde 
zu prüfen und darauf zu entfcheiden. Unter 81 Wahlen nun, weldye feit 
dem 1. Juli 1866 behufs Allerhöchſter Beftätigung unmittelbar zur Kenntniß 
bes Miniſter gelangten, feien sur 5 nicht beftätigt worden, unter ben 76 
Birgermeiftern und Beigeordneten großer Städte, weldhe die Beltätigung cr= 
halten, befinde fich eine große Zahl von Männern der entjchiedenften liberalen 
Gejinnung. In Betreff derjenigen Wahlen, welche zunächft bei den Regier: 
ungen zur Entſcheidung kommen, jind die Behauptungen ber Prov.:Eorr. 
weniger becidirt. Hier, fagt fie, fei die Verhältnißzahl der Beftätigungen 
‚nicht genau feftgejtellt”; unter den nicht zahlreihen Fällen, weldye auf bem 
Beichiverdewege zur Kenntniß bes Miniiters gelangt feien, fei jedoch „mehr 

als die Hälfte” durch nachträgliche Beftätigung erledigt worden. ' 


10.—21. Sept. (Preußen). Der König beſucht Schwerin, Lübeck, Kiel, 
Flensburg, Apenrade, Aljen und Düppel, Schleswig, Altona und 
Hamburg und wohnt bei Schwerin unb bei Schleswig großen 
Manövern bei. Die Aufnahme des Königs ift überall in Schleswig: 
Holftein Feine begeijterte, aber eine entichieden freundliche. Die Aus: 
behnung ber Reije bis Habersleben wird abgelehnt, um ben däniſch 
Sefinnten feinen Anlaß zu der vorbereiteten Demonftration zu geben. 
Kübel und Hamburg haben den König zum Beſuch freundlich ein: 
geladen und feiern benjelben enthuſiaſtiſch. 


Anrede des Rectors ber Univerfität in Kiel an ben König: 
„oe. .. Was könnten wir benn mehr wünjhen, als daß Gott ber Herr 
Ew. Maj. noch fange erhalte unb nad wie vor zur Löſung ber hoben Auf 
gabe ftärfe, die er Ahnen geftelt Hat? Er hat es Ew. Maj. gegeben, mit 
Ihrem Königreich zugleid das gefammte Deutjchland zu einer Macht zu er: 
heben, bie au ben mächtigſten Nahbarn das Schwert in ber 
Scheide hält. Er wolle Ew. Maj. nun auch ben rubmvollen und tbeuer 
erfauften Frieden bewahren belien, auf ben das Vaterland hinſchaut als auf 
die Grundbedingung feiner Wohlfahrt und feines freudigen Fortſchritts in 
Allen, was ber Menfchheit zur Ehre und zum Segen gereiht!" Antwort 
des Königs: „.... Ja, daß wir ung heute vertrauend und mit gutem 
Willen einander gegenüber ſtehen, ift erſt durch Krieg ermöglicht worden. 
Uebrigens fehe ih in ganz Europa feine Beranlaffung zu einer Störung 
bes Friedens und fage das zu Ihrer Beruhigung. Was Sie aber nody mehr 
beruhigen wird, das ift der Blick auf die mit Ihnen bier verfammelten Res 
präfentanten meiner Armee und meiner Marine (General Roon und Admiral 
Jachmann), biefer Kraft des Waterlandes, welche bewiejen bat, baß fie fi 
nicht heut, einen ihr aufgezwungenen Kampf aufzunehmen 
und durchzufechten.“ " 


In Lübeck wird dem König am 13. Eept. ein von einem friichen Lor⸗ 
beer= und Eichenfranz ummwundenes, von Em. Geibel verfaßtes Gedicht im 
Namen ber Stadt überreicht, das die neu erflandene Macht Preußens und 
Deutſchlands feit 1866 feiert und dahin ſchließt: 


„Und ſei's als letzter Wunſch gefprochen, 
Daß noch dereinft Dein Aug’ e8 fieht, 
Wie über’s Reich ununterbrochen 
Vom Fels zum Meer Dein Adler zieht.“ 


x 
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In Hamburg fagt ber König beim Beſuch ber Börfe zu dem Präfibenten 
ber Handelsfammer: „Was Sie brauchen, das brauchen wir Alle, den Frie⸗ 
ben; und baß biefer nicht gejtört wird, babe ich die ficherfte Hoffnung, 
Meine in Kiel geſprochenen Worte follten dieſer Friedenszuverſicht den kräf⸗ 
tigſten Ausdruck geben; unerklärlich bleibt es mir, wie eine entgegengeſetzte 
Auffaſſung nur einen Augenblick eintreten konnte.“ 


11. Sept. (Luremburg). Das Organ der franz. Partei l'Avenir zeigt 


14. 


16. 


18. 


an, daß es hinfort täglich erjcheinen und nad, wie vor gegen preu= 
Bijche Uebergriffe und für Zolleinigung mit Frankreich, eventuell aber 
für Einverleibung des Ländchens in Frankreich kämpfen werde, 

„ (Preußen: Naffau). Landesverfammlung in Limburg. Die 
Kiberalen werben von ben auf Geheiß des Biſchofs mafjenhaft er- 
Ihienenen kath. Bauern bez. ber Schulfrage überjtimmt, worauf der 
Ausſchuß die übrigen Tractanden zurüdzieht und zu einer neuen 
Randesverfammlung nad Wiesbaden einladet. 


» Das beutihe Norbpolerpebitionsfhiff Germania erreiht 819 5”, 
die höchfte nördliche Breite, bis zu welcher noch ein Forſchungsſchiff 
vorgebrungen ift (die höchfte jemals erreichte. Polhöhe erzielte ſchon 
1827 Barry, jedoch nur mit Schlitten). 

„ Dritter deutſcher Handwerkertag in Hannover (gegen bie Gewerbe- 
freiheit und für möglichſte Erhaltung des Zunftwejens in etwas ver: 
befjerter Geftalt). 

„ (Sadfen). Das Polizeiamt von Leipzig löst den Leipziger 
Zweigverein des „allgemeinen deutſchen Arbeiter-Vereins“ (Fraction 
unter dem Präſ. v. Schweiger) als Sik und Vorort bes Geſammt⸗ 
vereind und zugleich den gefammten Verein mit allen feinen Ber: 
zweigungen auf. 

Die Motivirung gebt dahin, baß der Verein, obgleich er öffentliche An- 

gelegenheiten in ben Kreis feiner Beſprechungen gezogen, bem Vereinsgeſetz 
zuwider Ziveig:Vereine gebildet und mit anderen Vereinen fi in Verbindung 
gejett habe, und bie Polizei geht auf das Anerbieten Schweitzers, dieſe geek 
widrige Einrihtung für die Zukunft abzuftellen, nicht ein. — Noch beſteht 
aber in Sachfen bie andere Fraction, ber Laſſalle'ſche „allg. deutſche Arbeiter: 
verein“ mit dem Vorort Dresden und dem Präſ. Srig Mende. 
„CCoburg). Eine kirchliche Verſammlung für die ſämmilichen 
ſachſen-erneſtiniſchen Länder erklärt ſich einſtimmig für eine Pres- 
byterial- und Synodalverfaſſung und für eine gemeinſame thürin⸗ 
giſche Kirche. 
„Der proviſoriſche Vorort des neuen „deutſchen Arbeiterbundes“ 
(ber am 6. Sept. in Nürnberg in der Minderheit gebliebenen Ver: 
eine) erläßt ein Circular an die deutfchen Arbeitervereine, um feine 
Grundſätze nochmals darzulegen und zu weiteren Beitritten einzu: 
laden: 


„Es bat fih in Nürnberg um ben Verfuch gehandelt, an die Stelle ber: 
jenigen Beftrebungen, welde bisher die Grundlage bes Verbandes gebildet 
haben, andere und zwar foldhe zu ſetzen, gegen welche der bisherige Verband 
im entjhiedenften Gegenfag geftanden Bat. Der Verſuch mar von einer 
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Goalition von mehr oder minder ausgeiprochenen Anbängerı ber Lehren 
Laſſalle's mit Elementen, welche auf dem nun genügend befannten Stanb- 
punft ber internationalen Arbeiterafjociation ftehen und Anhängern ber fo: 
genannten beutichen Volfspartei ausgegangen. Dielen Beltrebungen gegen 
über war e8 bie Aufgabe derjenigen, welchen es in Wahrheit nur um bie 
Intereſſen bes Arbeiterftandes zu thun ift, den beftehenden Verband auf feiner 
urfprünglichen Grundlage zu erhalten. Sie hatten aber auf bem Vereine: 
tage zu Nürnberg nad der beftehenden Abftimmungsart nicht bie Majorität 
für fih. Tiefe Mehrheit hat damit dem feitherigen Verband beutfcher Arbeiter: 
vereine aufgegeben. Diejenigen Vereine aber, welche feſt ftehen auf dem Boben 
der feitherigen Beſirebungen, feken auf Grund bes bisherigen Statuts ben 
Verband unter dem Namen „Deutiher Arbeiterbund“ fort. Es find fo 
ziemlich bie größten Vereine bes alten Verbandes. Getreu bem demokratiſchen 
Principe und auf der Ueberzeugung fußend, daß bie Löſung der focialen 
Trage niemals durd den Staat allein gefchehen, fondern hauptſächlich nur 
durch bie freie Thätigkeit ber Staatsbürger felbit herbeigeführt werben kann, 
wollen fie wirken, fih weiter entwideln und allen von gleicher Gefinnung 
und gleihem Bedürfniß befeelten Elementen die Möglichfeit geben, fich ihrer 
Drganifation und ihren Beſtrebungen anzufchließen, ohne bie Arbeitervereine 
als ſolche den wandelbaren Geſchicken irgend einer beftimmten Partei auszu— 
feßen, odgr fie gar durch Annahme ber Tendenzen der internationalen Arbeiter: 
afjociation in einen unbeilvollen Conflict mit der übrigen Geſellſchaft zu 
bringen. Das befle Mittel zur Förderung ihrer Beftrebungen erfennen bie 
erwähnten Vereine in der geiſtigen und fittlihen Bildung ber arbeitenden 
Klafjen, in ber Einigkeit, Selbftbeherrihung und gegenfeitigen Hilfeleiftung 
und in ber Bundesgenoſſenſchaft aller berer, die — welcher Klaſſe fie immer 
angehören mögen — von gleichen Grundjägen erfüllt, mit Rath und That 
dafür einſtehen.“ 


24. Sept. (Preußen: Kurhefien). Der depoffedirte Kurfürft überfendet 


von Böhmen aus eine Denkſchrift gegen Preußen an alle Höfe 
Europas, in ber er feine Anfprüde aufrecht erhält und auf eine 
Miedereinfegung in feine Herrſchaft durch „das Walten der gött— 
lichen Gerechtigkeit" und die „thatkräftige Sympathie der maßgebenden 
Mächte”, d. h. die Waffen des Auslandes vertraut. 


Zweck ber Denkſchrift ift, wie es in ber Einleitung beißt, ber Nach— 
weis, „daß von Eeite des Kurfürften auch nit Ein Schritt gefchehen fei, 
ber das von der Krone Preußen eingeichlagene Verfahren zu rechtfertigen 
vermöchte, daß vielmehr nur im directeften Widerſpruche mit pofitiven Ver⸗ 
trägen und bisher al8 maßgebend anerfannten Normen die Neuerungen Platz 
greifen fonnten, durch welche das Kurfürſtenthum Heffen für ben Augenblid 
tbatjächlich aus ber Reihe fouverainer Staaten gefchieden fei. „Die After bes 
Jahres 1866 feien noch nicht geſchloſſen; bie „Appellation an bas Gewiſſen 
Europas” komme darum noch jet früh genug.” Von einigem Intereſſe ift 
nur derjenige Abfchnitt der Denkſchrift, der die Weberreihung ber preußifchen 
Sommation, die ein Bündniß des Kurfürften mit Preußen forderte, mit fos 
fortiger Nebuction der Truppen auf den Friedensftand, Beſchickung bes Par: 
Tamentes durch Heffen und Garantie der kurheſſiſchen Souverainetätsrechte 
nad Maßgabe der preußifchen Neformvorfchläge erzählt. Die Denkichrift 
berichtet ausführlichft über die Unterredbung bes Kurfürften mit dem preußi: 
ihen Sefandten. Sie erzählt, für den Fall ber Annahme bes Bündniſſes 
habe ber preußifcdye Gefandte bem Kurfürften ben Erwerb hefjen=darmftäbtis 
ſchen Gebietes offerirt. Als das nicht verfangen und der Kurfürft unwans 
belbar an jeinem Rechtsſtandpunkte feitgehalten, babe er mit Einjegung bes 
Regierungs-Nachfolgers in die Negierung gedroht, Die Denkſchrift fügt hinzu, 
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„ber Verſuch, ben Prinzen (jetzt Landgrafen) Friedrich von Heffen zum Hoch: 
verratbe zu bewegen, fei in Berlin wirklich gemacht worden . . . .* Zum 
Schluß heißt e8: „Der Kurfürft vertraut unter wieberholtem feierlichen 
Protefte gegen bie ihm angethane Vergewaltigung auf das unbefangene Ur: 
theil aller Berufenen, auf die thatfräftige Sympathie ber maßgebenden Mächte, 
auf das Walten ber göttlichen Gerechtigkeit.” 

24. Sept. PVerfammlung der Berliner Mafchinenbau-Arbeiter. Reden von 
Schulze-Delitzſch und Dr. Mar Hirſch. Die VBerfammluug erflärt 
fi gegen die von Schweißer durch den bevorftehenden Arbeitercon- 
greß angeftrebte Dictatur über die Arbeiter.  * 
Schulze⸗Delitzſch: Seiner Meinung nach hätten bie Herren Schweiger und 
Fritzſche die vorliegende Agitation nur begonnen, um einen Erſatz zu haben für 
ihren aufgelöften jogenannten „allgemeinen beutfchen Arbeiterverein”, deſſen 
Mitglieder aber glüdlicher Weife nur eine fehr Heine Minorität des beutichen 
Arbeiterftandes gebildet hätten. „Jene Herren reden immer von ber Uner⸗ 
bittlichfeit und Grauſamkeit bes Capitals. Wenn dies wahr ift — und in 
gewiſſem Sinne ift e8 ja wahr — fe muß man biefer unerbittlihen Macht 
entgegentreten mit gleichen Waffen. Sie müffen fih das Capital, ohne welches 
nichts anzufangen ift, dienſtbar machen; Sie bürfen alfo nicht rufen, wie 
Herr Schweiger: „Nieder mit bem Capital”, fondern: „Her mit dem Capital!” 
Sie dürfen alfo das Capital nicht fchreden und in andere Ganäle treiben, 
fondern im Gegentheil für Ihre Intereſſen an fich zu ziehen fuchen.” Redner 
weist dabei wieberbolt auf die Genoſſenſchaften, die Genofjenichaftsbanf ıc. hin. 
Es gebe beshalb nichts Lächerlicheres als die Capitalhetze. Der Reaction 
werde man dadurch den größten Dienft erweilen, indem man bie befitenden 
Glafjen zur Staatsrettung in bie Arme ber Reaction und des Militärftantes 
treibe, um Schuß gegen bie Arbeiter zu erlangen, ben man ihnen jehr gerne 
gewähren werbe. „Erheben Sie Proteft gegen die permanente Dictatur, gegen 
das rothe Geſpenſt; Iaffen Sie e8 nicht ausgehängt werben bei uns, damit 
nicht der Beſitz und die Bildung unferer fortichreitenden wirthichaftlichen und 
humanen Bewegung entfrembdet und der Reaction in bie Arme getrieben 
werde. Sie willen, wenn Sie auch Ihre Arbeiter-Bataillöne marſchiren Tafien, 
die ländlichen Arbeiter flehen nicht Hinter Ihnen; und dieſe haben bie 
Majorität und liefern die beiten Soldaten! Das wäre ein Jubel für unfere 
Reaction, wenn die beutfche Arbeiterbewegung von ihren gefunden Funda⸗ 
menten bineingetrieben würbe in bie ungefunbe Bewegung, wenn fie den all- 
gemeinen Intereſſen des menfchlihen Fortſchritts entgegenträte, um ihre ans 
geblihen Sonberintereffen zu verfolgen. Wenn Sie das thun, fo find Sie 
nicht einen Deut mehr werth als die feudbale Partei, die auch ihre Sonder 
intereffen allein verfolgt; und e8 würbe Ihnen gerabe fo gehen, wie jener 
Partei, die auch gerichtet ift vom fortjchreitenden Zeitbewußtjein. Gott be 
hüte die deutſchen Arbeiter vor einem ſolchen Schidfal; das hieße bie Ent- 
widlung ber großen Frage um Jahrzehnte zurücddrängen. Werben Sie nicht 
erſt duch Schaden Flug!" Die Verfammlung begleitet die Rede mit lebhaftem 
Beifall und genehmigte die von Dr. Mar Ring vorgefihlagene Rejolution: 
„Die Berfammlung von Mafchinenbauarbeitern Berlins erklärt: die Gewerks⸗ 
vereine nah englilhem Muſter zum Schute und zur Förderung aller bes 
rechtigten Intereſſen der Arbeitnehmer auf ben Boden ber Selbithülfe find 
eine gejunde, auch für Deutichland höchſt erfirebenswertbe Inſtitution. — 
Tiefe Vereinsbildung darf aber nicht centraliftifch unter dem Befehl eines 
Dictators und zur Organifation bes focialen Krieges erfolgen, fondern muß, 
wie in England, naturwüchſig und von unten nach oben erſtehen. — Dem: 
nach haben ſich zunächſt die einzelnen Gewerke vereinsweife zu conſtituiren, 
um alsdann durch Deputirte zur Wahrung der gemeinfamen Intereſſen frei- 
willig zufammen zu wirken." Schließlich wird ein Comité niedergefeßt zur - 
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Ausarbeitung eines Statuts behufs Bildung eines in Berlin zu gründenden 
Gewerfvereins der (deutichen) Majchinenbau:Arbeiter und werden 12 Delegirte 
zu dem bevorftehenden Schweiger’jchen Arbeitercongreß gewählt, um bort bie 
Anſchauungen ber Berfammlung zu vertreten. 


26. Sept. Der allgemeine deutſche Arbeiterverein Fraction Mende tritt 
bem allg. deutichen Arbeiterverein Fraction Schweiter in ber Trage 
der Strifes jchroff gegenüber. Eine von ca. 1500 Arbeitern bejuchte 
Berfammlung in Dresden befchließt auf Mende’s Antrag: 


„Sn Erwägung, baß bie Arbeitseinftelungen Fein Mittel find, bie Lage 
ber arbeitenden Klaffen dauernd zu verbeſſern oder irgend welche focialen 
Vebelftände dauernd abzufhaffen; in Erwägung, daß die Arbeitseinftellungen 
mit Nothwendigkeit herbeiführen einen Rückſchritt der Arbeiter in ihrem 
Kampfe für bie Umgeltaltung ihrer focinlen Lage; in Erwägung, baß bie 
Arbeitseinftellungen die Induſtrie fhäbigen müſſen, die Arbeiter aber nicht 
eine Schädigung fondern die Hebung der Induſtrie wollen und es allein in 
ihrem Sntereffe finden, ihre ganzen Beftrebungen nur auf die gründliche Um: 
geftaltung der modernen Productionsweiſe zu richten — erflärt die Verſamm— 
lung die ſyſtematiſche Organifation von Arbeitseinftellungen für ein hiſtoriſch 
reactionäres Mittel, angewendet zu bem Zwecke, die Kräfte ber Arbeiter 
auszufaugen, zu zeriplittern und vom Ziele abzulenfen.“ 


Inzwiſchen verfährt Mende innerhalb feines Vereines ebenſo bictatorifch 
wie Schweißer innerhalb des von ihm geleiteten: Im „amtlichen Theile“ 
feines Moniteurs („Freie Ztg.*) decretirt er u. U: „Hrn. Emil Förfterling 
in Dresden. Ich ernenne Sie hierdurch zum BVicepräfidenten bes Laffalle': 
Shen allgemeinen beutfchen Arbeitervereing; ich beauftrage Sie mit der Reitung 
der innern Bereinsangelegendeiten (aliv: Minifter des Innern) und befleide 
Sie zu diefem Zwede mit allen mir felbit zuftehenden Rechten. Der Präſi— 
bent Fritz Mende.“ Cine andere Bekanntmachung des Hrn. Mende lautet: 
„Ich habe neuerdings bie nachftehend genannten Vereinsmitglieder zu Prüfis 
dialbevollmächtigten ernannt.” (Folgen die Namen.) Ferner notificirt er 
dem Rathe von Gera, daß er für Gera und Umgegend einen Bevollmäd 
tigten in der Perjon eines Hrn. Jacob ernannt habe u. dal. Aud) ein Re⸗ 
gierungsprogramın wird von ihm veröffentlicht, worin es u. X. heißt: „Großes 
fteht bevor. Unter ſolchen Umftänden Tann das Präfidium nicht mehr fich 
in lange Discuffionen mit einzelnen Vereinsmitgliedern über Fleinliche Fragen 
einlaflen ; eg muß, wenn anders e8 bie Verhältniffe bewältigen und die Sie 
tuation beherrfchen will, anftatt ihr zu unterliegen, becretiven und bes Voll⸗ 
zuges gewiß fein. Echnell entichlojfenes Handeln thut Noth vor Allen — 
und alle Hinderniffe müffen weidhen — wein nicht, jo müfjen fie zerichmettert 
werden. Sch werde ‚meine Pflichten aufs Strengfie erfüllen; ich werde mit 
eiferner Fauft jedes Hinderniß wegräumen.“ 


„ —29. Sept. Arbeitercongreß in Berlin auf Einladung bes allg. 
deutſchen Arbeitervereing Yraction Schweiger und unter Vorſitz 
bon Schweißer. | 


Es Haben fih 205 Delegirte eingefunben, bie angeblich 105 verfchiebene 
Orte und 56 Gewerfichaften mit 142,008 Arbeitern repräfentiren follen. 
Schweißer eröffnet die Verfammlung: Dean fei zu biefem Aufruf 
durch die Nothwendigkeit gedrängt worben, bie planlos bervortretenden Strifes 
endlih in ein Syſtem und Ordnung zu bringen. Bei dieſem planmäßigen 
Vorgehen nun fei, um bie Verhältniffe genau zu berüdfichtigen, die Einrich- 
tung von Gewerkſchaften nach ben Berufsgattungen nöthig, aber eine Central: 
leitung ſei unumgängli. Wrbeitseinftellungen feien eine ſehr ernite Sache 
- und deshalb müßten fie jo organifirt fein, daß fie ſtets glüdlih ausfallen. 
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Man möge fi) burch feine Phrafen beirren laſſen, denn ber Gegenjat zwifchen 
Capital und Arbeit jei unlengbar und erforbere den Kampf, allerdings nur 
auf gefeklihem Wege, wenn man audy nicht wiſſen könne, wie bald er in 
anderer Form über Europa hereinbredhen möchte. Die englifhen Trades- 
unions litten an der Echwerfülligfeit des Organismus. Wir bebürfen einer 
fhnellen Handhabung und zu dem Zweck einer ftarfen Gentralverwaltung. 
Die 12 Delegirten ber Berliner Mafchinenbau=Arbeiter (f. 24. Sept. Schulze⸗ 
Deligih) verlangen nun vor Allen einen geregelten Abftimmungsmodus, 
indem fie fih zugleich gegen bie geäußerten Ideen erflären. Bon der Ma—⸗ 
jorität werben fie jeboch, da fie nur gefommen feien, um die Verhandlungen 
im Intereſſe ber befigenden Klaffen zu flören, aufgefordert, das Local zu 
verlaffen, und ba fie freiwillig nicht gehen wollen, gewaltfam binausgemworfen. 
Diefelben erlaffen einen Proteft gegen dieſe Vergewaltigung und erflären, daß 
fie nur in der Abficht gefommen feien, um fich gegen eine verberbliche Dictatur 
in gemäßigter und ber Sache angemefjener Weiſe auszufprechen. Die Ma: 
jorität fährt indeß in ihren Berathungen fort und bejchließt zunächſt mit 
allen gegen 4 Stimmen eine perjönlich verletzende Refolution gegen Schulze: 
Deligfch wegen feiner. Anftrengungen in ber Sikung vom 24. Sept. Erft 
bierauf werden bie Borlagen Schweigers in Berathting gemommen. 
Diefe beftehen in Entwürfen 1) einer Mujterfaßung für bie einzelnen 
Gewerkfichaften; 2) einer Eintbeilung ber Gewerfichaften ; 3) einer Sagung 
für ben Gewerfichaftsverband, — Die Entwürfe tragen ganz offen an ber 
Stirn die Tendenz einer Organifation theilweifer und allgemeiner Arbeits⸗ 
einftellungen al8 Kampf gegen bie Arbeitgeber (die als das „Kapital“ bezeichnet 
werden) unter der Oberleitung einer als „Sewerfichafts: Verband” in Berlin 
creirten fehr umfaffenden Dictatur. Lebe Gewerkfchaft ſoll in Deutfchland ein 
gefchloffenes Ganzes mit befonderem Präſidium bilden, Vorftände oder Bevoll⸗ 
mädtigte biefer Gewerkſchaften (deren vorläufig 33 vorgefchlagen werben) aber 
follen am Eentralpunfte (Berlin) einen „Gewerkſchaftsverband“ bilden, ber einem 
aus brei Gewählten befiehenden Präfibium zu geborchen hat. Appellationen find 
an bie Ausſchüſſe und Generalverfammlungen zuläßig. — Nah $ 3 beträgt 
ber Beitrag 10 Sgr. Eintrittsgeld und jährlid 2 Thlr. 18 Sgr. für jedes 
Mitglied. — Die Beiträge für die Krantenfaffen find beſonders. — Bon jenen 
Beiträgen fließt ein Theil in bie Kafje des Central-Verbandes; von bem Refte 
ſollen Reifeunterftügungen, Beerdigungsgelber (12 Thaler) und Unterftilgungen 
für die Mitglieder eines Iofalen Strikes geleiftet werben. Im Fall ber 
Strife vom Gentral-PBräfibium genehmigt oder angeordnet worben, trägt bie 
Gentralfaffe die Hälfte der Unterſtützung. Die betreffenden Paragraphen 
lauten: „$ 10. Wenn ein Mitglied in Folge feines Auftretens für die Ar: 
beiterfache brodlos geworden ift, fo ift e8 berechtigt, vom Tage der Arbeits- 
lofigfeit an feinen Unterhalt aus ber Kaffe zu beziehen — vorausgefekt, daß 
ihm nit annehmbare Arbeit nachgewiefen wird. Ueber Streitigfeiten in 
jolhen Fällen entjcheidet eine vom Präfibium fofort zu ernennende Commiſ⸗ 
ſion.“ „8 I (ML) Wenn irgendwo Arbeiter eine Einftelung beabfichtigen, 
jo ftellt der Vertreter der betrefjenden Gewerfihaft im Ausschuß auf Grund 
einer eingehenden und genauen Berichterftattung entweber den Antrag, bie 
Einftelung nicht zu genehmigen, ober aber ben Antrag: Der Ausſchuß möge 
bie beabfichtigte Einftelung genehmigen und für Verbandsſfache erflären, fo 
wie auch bie erforberfihen Gelbmittel bewilligen.” — Sit die Genehmigung 
der Einftellung vertagt worden, fo bat das Präfibium bie, Betreffenden binnen 
zwei Tagen zu benachrichtigen. Iſt bingegen bie Einftellung für Verbands: 
ſache erflärt worden, fo bat der Ausſchuß jofort zu beſtimmen, welche Beträge 
ben Feiernden entrichtet werben follen, und bat das Präfidium binnen brei 
Tagen die erforderlihen Anordnungen zu treffen.” — Nach der Vorlage fol 
ber Eongreß fofort ben Verband conflituiren, einen Ausfhuß und ein Präs 
ſidium einfegen. Der erfte Entwurf fol, nachdem er vom Congreß nad 
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Schweiterd Anträgen angenommen worben, ben Berathungen ber verfchiebenen 
Fachgenoffen zur gemeinfamen Grundlage dienen. Jeder Gewerkichaft ftehen noch 
beliebige Nenderungen zu, wünfchenswerth it nur im Großen und Ganzen 
bie Gleichartigfeit der Einrichtungen, indem von einer Vorlage auszugehen fei. 

Das Statut, der Vorſchlag einer Eintheilung in Gewerffchaften und bie 
Satung für den Gewerkſchaftsverband werden nad einiger Debatte angenom⸗ 
men, bierauf zur Aufftelung von vorläufig 9 Gewerfegenofjenjchaften mit 
namentlich bezeichneten Nräfidenten geichritten und jchließlich der allgemeine 
Borftand ber ganzen Afjociation gewählt. Tie Wahl fällt auf: Schweiger, 
Frigfche und Klein. Zwei ſchon beftehende Gewerfgenofienichaften, ber allg. 
deutfche Buchdruckerverband und bie Effener Bergleute erklären, feine bins 
benden Verpflichtungen eingehen zu können und ihren definitiven Entſchluß 
fich vorbehalten zu müfjen, indem fie namentlich mit der dictatorifhen Vor: 
ftandichaft nicht einverftanden zu fein fcheinen. Jenen wird dafiir vorge- 
worjen, baß fie die Ariftofraten unter ben Arbeitern fpielen wollten, biefen, 
daß fie ben nöthigen Muth nicht beſäßen. 


26. Sept. — 4. Oct. Erſter Verjud) eines deutſchen Vhilofophencongreffes 


in Prag auf Anregung und unter Leitung bes bortigen Prof. von 
Reonharbi. | 


27. Sept. (Preußen). Der Kaifer von Rußland trifft auf der Rück⸗ 


reile aus Deutfchland in Potsdam ein. Kein preuß. und fein ruf. 
Minifter ift bei der Zufammenfunft mit dem Könige, indem Fürft 
Gortſchakoff erft ſpäter eintrifft und Graf Bismard in Barzin weilt. 
» (Preußen: Naffau). Neue Landesverfammlung in Wiesbaden. 


- Diejelbe, von nahezu A000 Perſonen aus allen Theilen des Landes 


28, 


beſucht, beſchließt: 

„1) Wir wollen den unverkürzten Vollzug unſerer dermaligen Schulgeſetz⸗ 
gebung, wonad. a) in Erwägung ber Bebürfniffe des Staates die Volksſchulen 
als nur unter ber Regierung ftehende Communalſchulen beftehen follen, in 
benen jebem Menſchen ohne Unterſchied bes Geſchlechts, der Religion, bes 
Standes und ber Fünftigen Beflimmung Gelegenheit gegeben wird, bie noth: 
wendige. allgemeine Bildung zu erlangen, und wonach b) für den Lehrer eine 
gute Vorbildung, eine würdige Stellung und aud für deſſen Relicten ein 
ausreichendes Einfonmen verlangt wird. 2) Wir find gegen jeden Verſuch, 
bie Schulregulative in unferen Schulen einzuführen.“ 


„  DVerfammlung der Majchinenbau:Arbeiter ꝛe. in Berlin (der vom 
Arbeiter-Congreß hinausgeworfenen Minorität). Diefelbe (ca. 2500 
Mann ftarf) nimmt das am 24. d. M. in Ausficht gefaßte Statut 
für Gewerkſchaften nad Art der englifhen Trades-unions und den: 
Keen von Schulze-Delitzſch ohne Dictatur u. dgl. an. 


Das Statut bafirt auf folgenden Grundſätzen: Die Berfaffung der Ge⸗ 
werfvereine ift bemofratifch und füderaliftiih. Die Entfcheidung aller wichti⸗ 
gen Angelegenheiten gebührt den Mitglieder: und Delegirten-Berfammlungen, 
bie Machtbefugniß (Bictatur) der Vorfigenden ober fonftigen Einzel-Beamten 
ift zu verwerfen. Die ſämmilichen deutſchen Gewerkvereine treten durch De: 
legirte zu einem Verband nach Art des deutſchen Genoſſenſchaftsverbandes 
zuſammen. Eine freundſchaftliche Beziehung zu den engliſchen und überhaupt 
fremden Gewerkvereinen iſt anzubahnen. Die deutſchen Gewerkvereine be— 
trachten als ihren Hauptzweck die gegenſeitige Unterſtützung aller Gewerks⸗ 
genoſſenſchaften in aller Art Bedrängniß. Außer der Unterſtützung ber un: 
verſchuldeien Arbeitslofen haben biejelben mindeftens eine Form ber Krank: 
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beits-, Sterbes oder Unfallverficherung aufzunehmen. in Betreff ber Arbeits- 
einfielungen befennen fi die Gewerkvereine zu dem Grundfaß, baß „bie 
Arheitseinftellungen im Intereſſe der Arbeiter und der ganzen Nation möglichft 
zu verhüten find. Die Ortss und Gewerkvereine werben baber jedes würbige 
Mittel ergreifen, um bie Rechte und Intereſſen ihrer Mitglieder burch Eins 
vernehmen oder Echiebögerichte zu wahren, und erſt im Notbiall zu Arbeits- 
einfielungen fchreiten.“ 


— Sept. (Preußen). Es wird dem Abg. Tweſten eröffnet, daß bie 


gegen ihn wegen feiner Rebe von 1865 als Abgeordneter über bie 
Suftizverwaltung ausgefprodhene Strafe von 300 Thlrn. ale unter 
die Amneftie von 1866 fallend aufgehoben jei. 

„ (Breußen: Kurheffen und Schleswig-Holſtein). Die Wahlen. zu 
den Provinziallandtagen weiſen nur eine fehr geringe Betheiligung 
ber Wähler auf. 


1. Det. (Preußen: Hannover). Eine Verordnung des Cultus- unb 


Unterrichtsminiftere v. Mühler führt das (pietiftiiche) Flügge'ſche 
Leſebuch als ſolches in den Volksſchulen ein. 

(Preußen: Echleswig-Holflein). Die beiden däniſch gefinnten 
Abgeordneten, die in der lebten Seſſion des Landtages wegen Ber: 
weigerung bes PVerfaflungseides vom Haufe ausgeſchloſſen wurben, 
werden mit großer Mehrheit wieder gewählt, Krüger-Beftooft im 
Amt Habersleben mit 170 gegen 35, Ahlmann in ben Aemtern 
Apenrabe und Sonberburg mit 184 gegen 28 Stimmen (im lebteren 
Wahlfreife werden alle Stimmen bis auf 15 abgegeben). 


6—25. Oct. Conferenz des beutfch:öfterreihiichen Telegraphenvereins in 


Baden-Baden und Abſchluß eines neuen Vertrags, der an bie Stelle 
besjenigen vom 30. Sept. 1865 treten fol. 


7. Det. (Preußen). Einberufung der Provinziallandbtage von Hannover, 


11. 


Schleswig: Holftein und der Communallandtage von Kurheſſen und 
Nafjau. 

„ (Preußen: Hannover). Eröffnung des Provinziallandtages durch 
den Oberpräfidenten Grafen Otto zu Stolberg:Wernigerode. “Die 
Hauptvorlagen betreffen die Conftituirung ber Verwaltung bes in 
der vorigen Seffion des preuß. Landtags bewilligten Provinzialfonde 
von jährlih 500,000 Thlrn. und die Feſtſtellungen über bie Ver: 
wendung biefer Summe, ferner die Grundzüge für bie Organifation 
der mittleren Verwaltungsbehörden. 

Die Vorlage über den Provinzialfonds beftimmt, daß berfelbe durch einen 
ſtändiſchen Ausfchuß verwaltet werden fol. Der Ausihuß fol beftehen: 1) 
aus bem jebesmaligen Landtagsmarſchall und bem Stellvertreter besjelben; 
2) aus neun Mitgliedern, welde vom Provinziallandtag aus feiner Mitte 
bergeftalt gewählt werben follen, baß jedem ber brei Stände je brei Mit: 
glieder angehören. Zur Beforgung der laufenden VBerwaltungsgefchäfte Fönnen 
mehrere befoldete Oberbeamte angeflellt werben, welche ben Titel „Lanbes= 
director“ und ‚Landesſyndici“ führen. Gin Schreiben bes Oberpräfibenten 
fügt Hinzu, daß die Vorlage nicht in Form einer vollfländig ausgearbeiteten 
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Verordnung gemacht ſei. Vielmehr habe bie Regierung es vorgezogen, für 
die einzelnen Ginrichtungen ber beabfichtigten ſtändiſchen Verwaltung ber 
Snitiative ber Provinzialftände Raum zu gewähren. Der Landtag ‚möge bie 
Borlage durch beſtimmte Vorjchläge ergänzen, und dadurch bem Entwurfe 
fachlich und formel foldhe Geftalt geben, daß berfelbe — bie allerhöchſte Ge- 
nehmigung ber ſtändiſchen Vorf läge vorausgejegt — zur Rublifation mit- 
telft kgl. Verordnung geeignet ericheine. 

Nach der zur Begutachtung vorgelegten Denkſchrift über die künftige Ein- 


richtung ber mittleren Regierungsbehörben ift die Regierung ber Ueberzeugung, 
. baß ber gegenwärtige provilorifche Zuftand nicht ohne Schädigung ber nter: 


ejlen ber Provinz jo lange aufrecht erhalten werden kann, bis die allgemeine 
Reform ber Verwaltungsbehörben in allen Landestheilen Statt findet. Die 
fech8 Landbdrofteien al8 dauernde Behörden auf den Staatshaushalts:Ctat zu 


. bringen, werde nicht beabfichtigt; es Lafje fich nicht verfennen, baß die Bezirke 


der Landdrofteien zu Flein fein. Manche frühere Geſchäfte diefer Behörden 
feien fortgefallen oder vereinfacht; fie machten unverhältnipmäßige Koften und 
die gemeinfame Berathung bei Behörden, welche nur drei oder vier Mitglieder 
haben, jei faum von Werth. Gegenüber der_angeregten “bee einer einzigen 
Behörde fomme in Betraht, baß die Erfahrung in den alten Provinzen ge⸗ 
lehrt habe, wie Bezirfe von über einer Million Seelen zu groß feien, baß 
in folhen Bezirken die nöthige Wechſelwirkung zwilhen ber Verwaltungs 
Behörde und den Verwalteten erjchwert, die auf unmittelbarer Anfhauung 
beruhende anregende Kraft der Verwaltung abgeſchwächt und bas Schreibe 
werf vermehrt wird. Bei der gegenwärtigen Aemter » Berfaffung Hannovers 
wird bie Rocalverwaltung ber Provinz von 101 Aemtern und 43 jelbftändigen 
Städten geführt, während die 37 Kreishauptmänner nur in Militär: und 
Steuerfacdhen zu einer Einwirfung berufen find. Die in Hannover zu errichtende 
Megierung würde aljo mit 144 Obrigfeiten in bdirecter Verbindung fteben, 
und biejer, als ihrer ausjchließlichen Organe fich bedienen müſſen. Damit 
jet eine einheitliche, rajche und Fräftige Verwaltung nicht zu führen. Kurz, 
die Regierung bält das (in hannoverſchen nationalliberalen Kreifen befür: 
wortete) Project der Vereinigung ber Landbdrofteien zu Einer Behörde für 
unausführbar, „lo lange bie gegenwärtige Aemter-Verfaſſung befteht, und ber 
Geſchäftskreis der Verwaltungsbehörden nicht durch Uebertranung an ſtändiſche 
Organe wejentlich vermindert iſt.“ Die Regierung beabfidhtigt deßhalb bie 
Bildung von drei Verwaltungsbezirfen buch Zufammenlegung von je zwei 
Landdrofteien, und zwar der zu Hannover und Hildesheim, ber zu Lüneburg 
und Stabe, und ber zu Osnabrüd und Aurih. Die Regierung wolle aber 
bie drei RegierungssCollegien übrigens nicht mit ber vollen Competenz ber 
altländifchen Regierungen befleiden, vielmehr die äußeren Kirchen-Angelegen: 
heiten in ben Händen ber Confiftorialbehörben und bie vereinigte Verwaltung 
ber bdirecten Steuern, Domainen und Forſten fortbeſtehen laffen. Dagegen 
wolle man bie Bearbeitung ber Volksſchulſachen ven neuen Regierungsbehörben 
übertragen und bie Verwaltung ber directen Steuern unter Aufhebung des 
Oberſteuer-Collegiums in Hannover- mit ber Verwaltung ber Domainen und 
Forften zu einer Behörde vereinigen. 


Der Landtag übermweist die erftere Vorlage einem Ausſchuß von 
12 Mitgliedern. 


11. Oct. (Preußen: Schleswig-Holftin).. Eröffnung des Provinzial: 


landtags in Rendsburg. Zahlreiche Petitionen geben von ten 
Wünſchen des Landes Zeugniß. 
‚Wir vertrauen — heißt es in benfelben — daß bie Hohe Verſammlung 


den Wünſchen des Volkes für Selbftverwaltung feiner inneren Angelegen- 
beiten einen beſtimmten Ausbrud verleihen wird. Wir hoffen au, daß 
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regierungsfeitig dem um fo williger entfprochen werben wird, als nicht nur 
von bort ber im Allgemeinen das Bebürfniß nach Decentralifation offen aus: 
geſprochen ift, ſondern auch bie Herzogthümer um fo größere Anſprüche in 
diefer Richtung erheben bürfen, je weniger in flaatlicher Beziehung dem Lans 
besrecht und den Wünſchen bed Volkes Rechnung getragen worden if. Wir 
erachten es für unjere Pflicht, der hoben Berfammlung unjrerfeits bie Wünfche, 
welche fi) uns aufdrängen, wenn auch nur in den Hauptjachen und in ganz 
furzen Umriſſen, darzulegen. 1) Wir wünſchen eine andere Zuſammenſetzung 
diejer hoben Verfammlung felbft. Unſeres Erachtens wäre die Zahl der Vertreter 
bes Großgrundbeſitzes herabzufegen, bie Zahl der ftädtilchen und ländlichen 
Kommune-Vertreter zu erhöhen, eine Anzahl direct vom Volke gewählter Ver: 
treter hinzuzufügen, und jede Beſchränkung bes palfiven Mahlrechts für jede 
Klaffe der Abgeorbneten auszumerzen. 2) Wir wünſchen eine bedeutende 
Grweiterung ber Gompetenz biejer hohen Verfammlung. Unjeres Dafürhaltens 
müßten alle Augelegenbeiten, bei welchen nicht bie Sicherheit bes Ganzen bie 
Gentralifation unbedingt fordert, ben einzelnen Provinzen überlafjen werden. 
Wir rechnen vor Allem dahin die Unterrichtsjachen mit Einichluß ber Uni: 
verfität, weil wir überzeugt find, daß ber Wetteifer der einzelnen beutjchen 
Stämme auf dieſem Gebiete wach gehalten werden muß, wenn nicht Deutjch- 
land Gefahr laufen fol, feinen alten Ruhm einzubüßen. 3) Wir wünſchen 
ber hohen Verſammlung Mittel zur. Verfügung geftellt, mit denen fich das 
innere Leben der Herzogthümer fürdernd ausbauen läßt. Wir glauben, baß 
die Herzogthümer auf die Belaffung ber Tomanialintraden, wie ſolche in ben 
lebten Budgets von 1860 bis 1862 aufgeführt find, einen Anfprudy machen 
bürfen, der um fo begrünbeter erfcheint, als die Herzogthümer zu ben birecten 
und indirecten Steuern in bedeutend höherem Maße beitragen als die andern 
Provinzen. 4) Wir wünſchen ferner, daß bie Verwaltung ber Provinzial: 
angelegenbeiten fich vor bdiefer hoben Verſammlung zu verantivorten babe, 
und zwar eventuell gerichtlich, und daß auf die Belegung ber Richterftellen 
ber Ständeverfammlung und ben Gerichten felbft zum Behuf der Sicherfiellung 
der Unabhängigkeit des Nichterfiandes ein Einfluß gewährt werde. 5) Wir 
wünfchen die Abichaffung der Kreistage, welche für unjere Verhältniſſe nicht 
paffen, und Erſetzung berfelben durch Städtetage und Pandcommunaltage. 
6) Wir wünfchen Stadt: und Lanbceommunalordnungen, welche bem Bureau: 
fratismus ein Ende machen, die Entſcheidung in die Hände auf furze Zeit 
gewählter Vertreter legen und bas Uebermaß regierungsfeitiger Beauffichtigung 
einfchränfen. 7) Wir wünſchen, daß bie fchleswig = holfteinifche Landeskirche 
ganz aus ber Verbindung mit dem Staat ausfcheide, und ihr geftattet werde, 
ſich ganz ſelbſtändig zu conftituiren. * 


13. Oct. (Preußen). Der Oberkirchenrath Iehnt durch eine Gircular: 


15. 


verfügung an bie Confiftorien bie päpftlihe Einladung ber Brote: 
ftanten zu dem angefündigten Concil vom 13. v. Mts. ab. 


Die Verfügung anerkennt, daß fi in dem päpftlichen Sendſchreiben „neben 
ungerechten Befchuldigungen in mandyen feiner Worte Ahtung und Wohlwollen 
gegen die Proteftanten in beweglicher Sprache ausdrüde" und beflagt „auch 
ihrerfeits die Firchliche Trennung zumal unter Gliedern desfelben gemeinjamen 
Vaterlandes“, findet jedoch, daß das Senbichreiben „ein Entgegenfommen auf 
dem Boden evangelifher Wahrheit auch jegt nicht in Ausficht nehme.“ Der 
Oberkirchenrath „weist daher ein ſolches Vorgehen als einen unberechtigten 
Uebergriff in unfere Kirche entjchieden zurüd“, meint übrigens, baß es „einer 
Mahnung an die Glieder unſerer Kirche, dieſer Stimme nit zu folgen, 
nicht bebürfe.” 


„(Preußen: Scleswig:Holftein). Provinziallandtag: Die Re 
gierung legt bemfelben eine neue Stäbteorbnung vor. Der Landtag 


104 


Senken und Der norddentſche Bund. 


beſchließt einftimmig bie Deffentlichkeit feiner Sitzungen; ber Re: 
gierungsceommilfär macht bagegen feine Einwendung. 


— Oct. Mordd. Bund). Der Großherzog von Medlenburg wird 


17, 


19. 


20. 


zum Sinfpector des 9. und 10. Armeecorps ernannt und das Gerücht 
will wiffen, daß dem Kronprinzen von Sachſen unter gewiſſen Bor: 
ausſetzungen eine ähnliche Stellung zugedacht ſei. 

„Unterzeichnung einer neuen Rheinſchifffahrtsacte zu Mannheim, 
nachdem ſich Holland beruhigt und die Betheiligten ſich über ben 
beanftandeten Punkt ſämmilich geeinigt haben, 

„ (Breußen: Schleswig: Holftein). Provinziallandtag: Ahlefeldt 
ftelt den Antrag auf Begründung eines Provinzialfonds wie in 


- Hannover und Kurheſſen. 


„» Medlenburg:Strelit). Der gem. hannoverſche Minifter 
dv. Hammerftein wirb zum Vorfigenden im Staatsminifterium und 
in ber Landesregierung ernannt. 


„ (Preußen: Naſſau). Eröffnung des Communallandtages durch 
ben Dberpräf. v. Möller. Unter ben Vorlagen find diejenigen wegen 
Ausicheidung einer Rente aus Staatsmitteln als Communalfonds 
zur Uebernahme gewifjer bis jest ftaatlicher Verpflichtungen und 
Leiftungen, und biejenige betr. die Landesbant Die bebeutendften. 
Es wird fofort ein Antrag auf Deffentlichfeit der Verhandlungen 
geftellt und von ber Regierung audy ohne Widerjtreben zugeftanden, 
aber nur in Verbindung mit der Gefchäftsordnung. Für dieſe wird 


ſofort ein Ausſchuß bejtelt und beichloffen, vor Erledigung biefes 


Gegenſtandes in andere Berathungsgegenftände nicht einzutreten. 


» Preußen: Hannover), Der Minifter des Innern geht jelbit 
nad Hannover, um ſich mit dem Zwölfer-Ausſchuß bes Provinzial: 
landtags bez. des Provinzialfonds zu benchmen. 


Der Minifter erffärt fi dabei gegen das in Anregung gebrachte Provi: 
forium, weil bie Regierung großen Werth darauf lege, mit einem vollendeten 
Werke vor bie Kammern zu treten, bas als Ausgangspunkt für die weiteren, 
auf Selbftverwaltung berechneten Einrichtungen dienen könne. Er gibt an 
beutend Hoffnung auf fernere ber hannoverſchen Provinzialvertretung zu ge: 
währende Befugniffe, Ipricht dagegen die Zuverfiht aus, daß man bier immer 
fefter den Boden ber Thatfachen betreten und Alles, was an Illuſionen noch 
vorhanden ſei, aufgeben werde, denn nie und nimmermehr werde — und 
dies wird im Hinblick auf die erneuten Weisſagungen des Hrn. v. Lenthe 
hinzugefügt — Preußen die Provinz Hannover wieder herausgeben. Der 
Zwölfer-Ausſchuß gibt bie Zuſammenſetzung des ſtändiſchen Ausſchuſſes nad 
den drei Curien zu. Die liberale Preſſe eifert mit Nachdruck dagegen. 


„GPreußen: Naſſau). Der Communallandtag nimmt die vor: 
gefchlagene Geſchäftsordnung an, jedoch mit Deffentlichleit der Ber: 
bandlungen, und nimmt eine Zufchrift bes Regierungscommiſſärs 
bez. ber Bildung eines Provinzialfonds entgegen. 


„Es liegt im Plane der kgl. Staatsregierung, bem communalfländifchen 
Verbande bes Regierungsbezirtes Wiesbaden eine angemefjene Ausflattung 
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mit einer Gelbrente aus Staatsmitteln zu ſolchen Ameden gu gewähren, 
wofür bie Ausgaben ben Communaljtänden überlaffen werden follen. Der 
Aufftelung eines bezüglichen Geſetzentwurfs werben zwar noch nähere Er: 
örterungen über bie Höhe der zu gewährenden Rente, insbejonbere auch unter 
Berüdfihtigung des Kreifes Biedenkopf, vorangehen müſſen. Es ſoll aber 
ſchon jest dem Communallandtage Gelegenheit geboten werben, über den an⸗ 
gebeuteten Plan feine Erflärung abzugeben unb hieran etwaige jpeciel zu 
motivirende Anträge zu Tnüpfen. Bezüglich ber zur Ueberweifung an bie 
Eommunalftände bes NRegierungsbezirfs Wiesbaden vorläufig in Ausficht ge: 
nommenen Gegenftänbe bemerfe ich folgendes: Unter ber Vorausfegung, daß 
bie Sommunalftände an Stelle des Staates bie alleinige Zürforge für den 
Chauſſee-Neubau und die Unterflübung bes Gemeindewegbaues übernehmen, 
fönnen benjelben diejenigen SJahresbeiträge, vorbehaltlich der Feſtſtellung ber 
Höhe derfelben, überwiefen werden, welche bisher aus ber Staatskaſſe für 
dieſe Zwede verwendet find. Die betreffenden Summen betragen nach dem 
Gtat pro 1867: Für Neubauten von haufjirten Verbindungsſtraßen 177,000 fl., 
Zufhüffe zu den Wegbauten ber Gemeinden 38,874 fl. Die Lanbesbibliothef 
zn Wiesbaden, das Taubflummensuftitut zu Camberg und bie Srren=Heils 
und DflegesAnftalt zu Eichberg, zu beren Unterhaltung im Etat pro 1867 
zufammen 37,400 fl. vorgefehen waren, können — vorbehaltlich der näheren 
Regelung ber Fünftigen ftänbifchen Verwaltung dieſer Inſtitute — dem come 
munalftändifchen Verbande unter Weberweilung ber entſprechenden Gelbrente 
überlaffen werden. Eben jo wirb es thunlich fein, das landwirthſchaftliche 
Lehr: Snftitut zu Hof Geisberg bei Wiesbaden den Communalſtänden unter 
noch näher feitzufegenden Bedingungen zur eigenen Verwaltung und Unter: 
haltung mit dem aus bem Gentralftudienfonds bisher gewährten Zuſchuſſe 
von 5022 Thlr. 8 Sgr. 7 Pf. zu überlafien. Sodann kann ein Betrag von 
etiva 48,000 fl., aus welchen Darlehen für unbemittelte Gemeinden gegeben 
werben, nebit dem Reſte bes jog. homburger Cautionsfonds von etwa 20,000 fl. 
zu einem Provinzial= Hülfsfonds beftimmt und auf Grund eines fpäter zu 
erlafjenden Statuts nach bem Vorbilde der altlänbiichen derartigen Inſtitute 
verwaltet werden. Vorausgeſetzt wird dabei, daß aus biefem Fonds fünftig 
auch Darlehen zur Ausführnng von Wegbauten bewilligt werden. ferner 
wird die Meberlaffung ber Verwendung ber aus ber Staatsfaffe gewährten 
Zuſchüſſe an bürftige Gemeinden und an den Lanbarmenfonds 8000 fl., an 
Kranfenanftalten 1200 fl. und zur Waifenverforgung 13,000 fl. an bie Com⸗ 
munalftände, fowie auch die Uebernahme ber Verwaltung bes Central⸗Waiſep⸗ 
fonds Seitens der leßteren mit der Maßgabe erfolgen Tönnen, daß bie dem 
Staate gefeklich obliegende Verpflichtung zur Beftreitung ber Koſten ber 
Landarmenpflege und ber Wailenverforgung auf den communalftändifchen 
Verband übergeht. Endlich walten auch gegen die Ueberweilung des unter 
dem Namen „Elifabetä-Anftalt“ beftehenden Inſtituts zur umentgeltlichen 
ärztlichen Behandlung und Verabreichung von Medicamenten an arme Kinder 
feine Bebenfen ob.” 


20. Det. Deutſche Frauen-Conferenz in Stuttgart. 


21. 


„» (Preußen: Schleswigs Holften). Poovinziallandtag: Stau ftellt 
ben Antrag, baß Gefebes: Entwürfe u. dgl. dem Landtag au in 
däniſcher Sprache vorgelegt werben möchten. 


Diejenigen Gemeindevorfteher in Sonderburg x, die ben Eid 
verweigert haben, deponiren bie ihnen auferlegten 18 Thlr. für bie 
commiflarifche Verwaltung ihrer Aemter auf brei Monate unter Ab- 
gabe einer Erklärung reſp. Verwahrung der ihnen aus dem Prager 
Frieden erwachſenen Rechte auf freie Abftimmung. 


108 Preußen und Ber norddentfche Gumd, 


Eine !gl. Cabinetsorbre verfügt definitiv, daß Rendsburg nicht in 
einen Waffenplab umzuſchaffen fei. | 


21.—22. Oct. Derfammlung des deutfchen Handelstages in Berlin. 

Es find 168 Lelegirte amwejend, welche 83 Städte vertreten. Tem 
Handelstag gehören bis jet 148 Handels: und gewerbliche Vorſtände an, 
wovon 85 auf Preußen fommen. Die letzteren vertbeilen fi) auf die Pro: 
vinzen Brandenburg mit 4, Pommern mit 9, Pofen mit 1, Preußen mit 3, 
Nheinprovinz mit 14, Sachſen mit 5, Schlefien mit 8, Weftfalen mit 7, 
Hannover mit 22, Helen und Nafjau mit 10, Scyleswig=Holftein mit ? Mit: 
gliedern. Das übrige Deutjchland ift am Handelstag wie folgt vertreten: 
Baden mit 8, Bayern mit 20, Braunſchweig mit 1, die freien Städte Bremen, 
Hamburg und Lübel mit 4, Heflen mit 8, Medlenburg mit 1, Oldenburg 
mit 2, reußiſche Fürftenthümer mit 1, Sachſen mit 3, Württemberg mit 
42, bie ſächſiſchen Herzogthümer mit 3 Mitgliedern. Es erfolgten neuerdings 
noch weitere Beitrittserflärungen. 

Die Verhandlungen betreffen zuerſt die Organifation bes Hanbels- 
tages und wird beichloffen, baß „der beutiche Hanbelstag bie Bildung eines 
Organes der Intereſſen des geſammten beutfchen Handels= und Fabrifftandes 
innerhalb der Staaten des beutichen Zollparlaments bezwecke“, alfo mit Aus: 
ihluß von Defterreih. Ein Antrag Lübeds, der den Anſchluß öfterr. Handels: 
corporationen offen gehalten willen will, wird gegen 8 (ſüddeutſche) Stimmen 
abgelehnt. Bezüglih der Münzfrage wird, von den früheren Beichlüffen 
abweichend, erklärt: „Nachdem die vom erften deutſchen Handelstage in 
Heidelberg im Mai 1861 und vom britten Hanbelstage in Frankfurt a. M. 
im ‚September 1865 empfehlenen Normen für Herbeiführung deutſcher Münz: 
einheit eine praftifche Beachtung oder Zuftimmung feitens der deutichen Re⸗ 
gierungen nicht gefunden haben, auch Feine Anzeichen vorliegen, daß ſolches 
noch geichehen werde; nachdem ferner der Plan einer allgemeinen internatio: 
nalen Münzeinigung auf Grundlage der Goldbwährung anderweitig 
mit Eifer aufgenommen ift und mit Ausdauer verfolgt wird, und nachdem 
namentlich die Verhandlungen ber im Sabre 1867 in Paris verfammelt ges 
wejenen internationalen Münzconferenz, bei welcher auchBevollmächtigte Preußens 
und anderer beutihen Staaten betheiligt waren, befannt geworden find, er: 
Härt fich der beutjche Handelstag in feiner gegenmärtigen vierten Zuſammen— 
funft dahin: 1) die baldige Herbeiführung einer zwedmäßigen Münzeinheit 
in allen deutſchen Staaten erfcheint nach wie vor höchſt wichtig und wünſchens—⸗ 

“  wertb. 2) Was bie Mobalität des fünftigen einheitlichen deutſchen Münz— 
weſens anlangt, fo werben bie bieferhalb von dem Hanbelstage 1861 und 
1865 genehmigten Vorfchläge zu einer auf Grund ber beizubehaltenden alleinigen 
Silberwährung einzuführenden einheitlichen Rechnung nach Mark (drittel Thaler) 
zurüdgezogen und dagegen Folgendes empfohless 3) Münzeinheit und zugleich 
eine allgemeine zeitgemäße Müngzreform in Deutſchland ift in ber Weile ber: 
beizuführen, daß ſämmtliche deutfche Staaten gleihmäßig die alleinige 
Goldwährung mit confequenter Durchführung des Decimaliyflems annehmen, 
im Anſchluß an die von ber Internationalen Münz-Conferenz in Paris in 
ihrem Berichte vom 6. Juli 1867 empfohlenen Grundfäte 4) Was das 
fünftige beutfche Münzfyftem, nad Annahme der Goldbwährung, betrifit, wird 
insbefonbere auf die Vorfchläge bingewiefen, eine bem goldenen Fünffran— 
kenſtück genau gleichftehende Werth: und Rechnungseinheit, mit ihren be: 
"cimalen Vielfahen und mit Theilung in 100 Schillinge einzuführen, oder 
auch als Rechnungseinheit den Gulden anzunehmen, als zehnten Theil einer 
bem 25-Franfenftüde identischen hauptſächlichen Goldmünze mit der Theilung 
in 100 Kreuzer.” Die Refolution ſoll dem Präfidiun bes nordd. Bundes 

ſowie den füddeutfchen Aegierungen mitgetheilt werben mit der Bitte, in 
biefem Sinne eine gleihmäßige Muͤnzordnung jeftzuftellen und zur verfafjungs- 
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mäßigen Behanbtung fo zeitig zu bringen, daß, wenn irgend thunlich, bie 
Münzreform fpäteftens am 1. Januar 1872 in Kraft trete, gleichzeitig mit 
ber neuen Maß: und Gewichtsorbnung, welche in den Staaten bes norbb. 
Bunbes bereits al8 Geſetz veröffentlicht worden, und deren baldigfte Beliebung 
auch in den ſüddeutſchen Staaten angelegentlichft zu empfehlen ift.“ 

Die mehr das Intereſſe der Staatsfinanzen berührenden Fragen bes 
Tabafzolles, Reiszolles und Lumpenausfuhrzolles werden wegen Mangel an 
Zeit von ber Tagesordnung bes Handelstages abgeſetzt. Der Gegenſatz zwi: 
ſchen Schußzoll und - Freihandel concentrirt fih daher um die Zuders und 
Eifenzöfle. In beiden Fragen unterliegen die freihändferiichen Vertreter ber 
Seeprovinzen gegen die Eoalition ſchutzzöllneriſcher Antereffenten vom Niebers 
rhein, aus Sachſen und Süddeutſchland. 


22. Oct. (Preußen: Naſſau). Communallandtag: Die Regierung legt 


23. 


demſelben den Entwurf einer Verwaltungsorganiſation des commu⸗ 
nalſtändiſchen Vermögens vor. Derſelbe iſt wie in Hannover ꝛc. 
auf das Ständeprinzip gegründet. 

„(Preußen). Die däniſche Thronrede vom 5. d. M. gibt Ver: 
anlaſſung zu Erörterungen über die Stellung des nordd. Bundes 
zur nordſchleswig'ſchen Frage. 


Da die Kreuzz. meint, Nordſchleswig gehöre mit zum nordd. Bunde und 
dieſer hätte daher wohl auch ein Wort mitzureden bez. einer eventuellen Ab⸗ 
tretung ſchleswig'ſcher Gebietstheile an Dänemark, proteſtirt die Kopenhagener 
Berlingske Tidende energiſch gegen jede Hereinziehung des Bundes in eine 
allfällige Erledigung dieſer Frage. Unbeſangene Stimmen meinen, daß Ans 
geſichts des Art. 2 der Verfaſſung die Zuſtimmung der preuß. Kammern 
ohne jeden Zweifel erforderlich wäre, aber, wie einmal Tweſten bemerkte, 
auch nicht leicht verweigert werden dürfte. Mit Bezug auf den Reichstag 
hat Graf Bismarck um 18. März 1867, als die däniſchen Abgeordneten ihr 
bekanntes Amendement zu dem Artikel über das Staatsgebiet eingebracht 
hatten, gegen bie Angabe proteſtirt, daß bie Grenze bes norddeutſchen Ges 
bietes ſchwankend fei und etwa nicht feſtſtehe. Der Bundeskanzler fügte jebod) 
hinzu: „Wenn die Berfafjung jo angenommen wird, wie fie gegemvärtig 
liegt, jo wirb bamit zur Grenze bes Gebietes des nordd. Bundes bis auf 
Meiteres diejenige Grenze, die im Wiener Frieden zwiſchen Dänemark auf 
ber einen und Preußen und Defterreich auf der anderen Seite ftipulirt worben 
if. Soll eine andere Grenze gezogen werben, fo find darüber bie weiteren 
Verhandlungen vorzubehalten, und idy glaube nicht, daß dasjenige, zu bem 
fih Preußen in dieſer Beziehung verftehen würde, einen Widerfprud von 
Seiten feiner YBunbdesgenofjen erfahren dürfte Dean könnte gegen biefen 
Widerſpruch fogar einwenden, baß die Bundesgenoſſen im Voraus barauf 
verzichtet haben, indem fie den inhalt des Prager Friedens bei Schließung 
unjeres Bündniffes als vechtsbeftändig anerkannt haben feinem vollen Um⸗ 
fange nad, alfo auch in Betreff diefer Beftimmung.“ 


„— 24. De. (Preußen: Hannover). Provinziallandtag: Debatte über 


bie Borlage der Commiſſion bez. Bildung des ſtändiſchen Ausſchuſſes 
und eines LTanbesdirectgriums zur Verwaltung bes Provinzialfonds. 


Es wird beichloffen, daß ber ſtändiſche Ausfhuß aus dem jebesmaligen 
Landtagsmarihall und aus 12 (ftatt ber von ber Regierung empfohlenen 9) 
gleichmäßig auf bie drei Stände zu vertheilenden, jebocdy gemeinfam zu wäh 
lenden Landtagsmitgliedern beftehen folle. Der Antrag ber Ritter, daß jebe 
Eurie die Ausjchußmitglieder für fi) wähle, ba fie nur dadurch gefichert fei, 
daß aus jeder Curie die berfelben convenivenden Mitglieder in den Ausſchuß 
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kämen, andernfalls bie Wabl von ber Gnabe ber anberen Curien abhänge, 
wirb verworjen. Ebenſo wirb bie von ber Commiſſion vorgefchlagene colle: 
gialifhe und befoldete Verwaltungsbehörde (Ranbesdirectorium) angenomnien 
und ber von ben Nitterfchaftlichen geftellte Antrag auf Einfegung eines uns 
bejoldeten engeren ftändiichen Ausfchuffes an Stelle bes Landesdirectoriums 
mit 53 gegen 18 Stimmen abgelehnt. Ber Regierungscommiffär erklärt bie 
Zuftimmung ber Megierung. 


24. Oct. (Preußen). Das ſchon jeit einiger Zeit aufgetaucdhte Gerücht, 


25. 


26. 


28. 


dag das nächſte Budget, für 1869, ein Defizit aufweiſen werde, 
wird von ber Regierungsprefje nicht weiter geläugnet. 


»„ (Preußen: Kurheffen). Eröffnung bes Communallandtags durch 
ben kgl. Commiſſär Oberpräf. v. Möller. 


Der Landtag beſteht aus 16 Mitgliedern ber bevorzugten Stände (Prinzen 
bes Kurhauſes, ber Mebiatifirten, ber NReichsritterfchaft, ber heſſiſchen Ritter: 
haft, ber adeligen Stifter und der Univerfität Marburg, welche lettere An⸗ 
ftalten mit nicht unbebeutendem Grundbeſitz ausgerüftet find), aus 16 Ab⸗ 
georbneten ber Städte, 16 Abgeordneten ber Landgemeinden und 16 Vertretern 


ber böchftbefteuerten Grundbefiter und Gewerbtreibenden. Im Wefentliden 


ift das die Zufammenfegung, welche durch die Verfaffung von 1831 einges 
führt und im J. 1849 erweitert wurbe, wenn aud) babei auf das Stände⸗ 
prinzip fo weit zurüdgegangen wurbe, baß bie Regierung biefe vier Abtheil- 
ungen al® „Stände“ bezeichnet und verpflichtet hatte, ihre Vertreter aus 
ihrer eigenen Mitte zu wählen, obgleich bie Mitglieder ber heſſiſchen Ritter: 
Ihaft, nach der im J. 1849 auf ihren befonberen Wunfch erfolgten Aufhebung 
bes Lebensverbandes Feine andere Bebeutung mehr haben als die übrigen 
Grundbefiger. Der PVorfipende und fein Stellvertreter werben vom König 
ernannt, während bie frühere Ständeverſammlung biefelben ſelber wählte. 

Unter den ziemlich zablreihen Vorlagen ber Regierung ift diejenige über 
bie Organifation der ftändifchen Verwaltung (Staatsſchatz 2c.) jedenfalls bie 
hervorragendſte. 

Die vom Regierungscommiſſär vorgelegte Geſchäftsordnung wird 
vorläufig angenommen, jedoch mit dem Vorbehalt, ſie durch eine 
beſondere Commiſſion prüfen zu laſſen, und mit dem Zuſatze, daß 
die Oeffentlichkeit der Sitzungen unter den üblichen Beſchränkungen 
ſtatt finde, was von der Regierung ſofort zugeſtanden wird. Das 
nächſte Geſchäft iſt, die Ausſchüſſe zu wählen, unter welche die 
verſchiedenen Vorlagen vertheilt werden. Es wird beſchloſſen, an 
den König die Bitte zu richten, daß dem Landtag in Zukunft ge— 
ſtattet werde, die Candidaten zu bezeichnen, aus denen der König 


alsdann den Vorſitzenden und ſeinen Stellvertreter ernennen würde. 


„(Hamburg). Der ſeit 20 Jahren beſtandene Verein für Be: 


förderung ber Hanbelsfreiheit löst fi, als gegenſtandslos ge: 


worden, auf. 

»„ Preußen: Hannover). Der Provinziallandtag erklärt ſich ein: 
ftimmig für birecte Verhandlungen des ftändifhen Verwaltungsaus- 
fhufles mit den Wegeverbänden, obgleich die Regierung am Ober: 
präfibium als vermittelnder Behörde zwifchen beiden fejthält, und 
ebenſo dafür, daß die oberen Berwaltungsbehörben und Obrigfeiten 


Preußen uud der norddeniſche Bund. 169 


verpflichtet fein jollen, den- ftänbifhen Beamten auf Erforbern mit 
Auskunft beizuftehen. 


Sn ber Mitwirkung ber Provinzialftände beim Baue ber Landftraßen 
und Gemeindewege wird zunächſt ihre hauptſächliche Thätigfeit beftehen; drei 
Fünftel ber ganzen Jahresrente bienen biefen Zweden; gleichwohl waren in 
ber darauf beziiglichen Regierungsvorlage bie ſtändiſchen Befugniffe nur 
äußerſt vorfichtig zugemeffen. Ueber biefe Vorlage hinaus hatte die Com: 
milfion für ben ſtändiſchen Verwaltungsausihuß das Recht zu unmittelbarer 
Verhandlung mit ben Wegeverbänden in Anfpruch genonmen. 


29. Det. (Preußen: Hannover). Der Provinziallandtag nimmt feine 
Beihlüffe vom vorhergehenden Tage wieder zurück. 


Der Zwölfer-Ausfhuß erklärt, er babe 'eine neue Faſſung des von ber 
Regierung beanftandeten Antrags gefunden, ber die Bedenken ber Regierung 
boffentlich befeitigen werde. Danach follen die Obrigfeiten zum Zwed ihrer 
Mitwirfung von dem Oberpräfidenten mit bejonderer Anweifung verfehen 
werben, und leßtere zur Ausfunftsertheilung an die ſtändiſchen Behörden nicht 
von Haufe aus verpflichtet fein, fondern von biefen befonders barum erfucht 
werden müfjen. Der Regierungs-Commifjär erklärt, zu einer Billigung ber 
neuen Fafſung nicht autorifirt zu fein, ſtellt aber reiflihe Erwägung in Ausficht, 
Darauf bin wirb die neue Faſſung vom Landtage genehmigt. 

Sn den Hauptpunkten haben die Beſchlüſſe des bannover’fhen 
Provinziallandtages über bie provinzialftändifhe Verwaltung 
für das Megulativ folgende Faſſung ergeben: Ständilcher Verwaltungsaus⸗ 
ſchuß. Zum Zwecke ber Verwaltung bes provinzialftindifchen Vermögens 
und ber provinzialftändiihen Anftalten wird ein ftändifcher Verwaltungs⸗ 
Ausſchuß beitellt. Der Ausſchuß befteht aus: 1) dem jedesmaligen Landtages 
marſchall; 2) zwölf Mitgliedern, weldhe vom Provinziallandtag aus feiner 
Mitte bergeftalt gewählt werben, baß jebem ber brei Stände je vier Mit⸗ 
glieder angehören. Der Ausihuß hat die Verwaltung nah Maßgabe ber 
Beichlüffe des Provinziallandtages, insbeſondere auch in Gemäßheit bes von 
biefem feſtzuſtellenden Finanz⸗Etats zu führen. Landtags: Maria. Der 
Landtagsmarſchall führt den Vorſitz im Ausſchuſſe. Er beruft denjelben und 
leitet die Verhandlungen. Er ift berechtigt, jederzeit, namentlich au, wenn 
ber Ausihuß nicht verfammelt if, Kenntniß von dem Gange ber Verwaltung 
zu nehmen, und find bie fämmtlicdyen ftändilchen Beamten verpflichtet, ihm 
jede verlangte Auskunft zu gewähren. Maßregeln, welche nach feiner Anficht 
bie Befugniffe ber ſtändiſchen Beamten überichreiten ober für ben provinzials 
ftändifhen Verband und bie Aufgaben besjelben wejentlichen Nachtheil herbei⸗ 
führen würden, kann er bis zur nächſten Ausihußfigung beanftanden. Stän⸗ 
biihe obere Beamte. Zur Beforgung ber Taufenden Verwaltungsgeſchäfte 
werden drei befolbete Dberbeamte beftellt, weldhe vom Provinziallanbtage ges 
wählt werben. Obliegenheiten des Landes = Directoriums. Die ftändifchen 
Oberbeamten bilden das Landes⸗Directorium. Der Vorfibende desjelben führt 
ben Titel eines Landesbirectors, bie beiden anderen Mitglieder denjenigen 
eines Schatzrathes (ober Lanbesrathes). Tie Mahl bes Landesdirectors bes 
darf der Betätigung des Königs. Tas Lanbesdirectorium führt unter Aufs 
fiht des Ausfchuffes die laufenden Geſchäſte der ſtändiſchen Verwaltung felbs 
ſtändig. Der Gelhäftsgang bes Lanbesdirectoriums ift (vorbehaltlich der 
nachſtehenden Befugniffe bes Vorfitenden) ein collegialifher (db. 5. die Ent: 
ſcheidungen find nad gemeinichaftlicher Berathung zu trefien). Der Landes: 
direetor vertbeilt die Geſchäfte und zeichnet alle Schriftſtücke. Er ift dem 
Provinziallandtage und dem Nusjchuffe verantwortlich für ben Betrieb ber 
Geſchäfte und für tüchtige, geſetzmäßige Führung der Verwaltung. Stän⸗ 
bilde Bureaubeamte., Die Stellen der zur Beforgung ber Qureaus, Kaflens 
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und anderen Gefchäfte bes Ausſchuſſes nöthigen technifhen Beamten werben 
auf Vorfchlag des Ausfchufjes mittel8 bes Finanz⸗Etats beflimmt. Die Be: 
ſetzung dieſer Stellen erfolgt durch den Ausihuß ſelbſtändig. Ständiſche 
Localcommiſſionen. Für die unmittelbare Verwaltung und Beaufſichtigung 
einzelner ſtändiſcher Anftalten können befonbere ftändiihe Commiſſionen und 
&ommiffare beftellt werben. Ständiſche Inſtitutsbeamte. Ueber bie von den 
einzelnen fländifhen Inſtituten anzuftellenden Beamten wird durch die für 
dieſe Anftitute zu erlaffenden Ordnungen beſtimmt. Beſtallungen. Sämmt⸗ 
liche flänbifche Beamten haben die Rechte und Pflichten mittelbarer Staats: 
beamten. Die beionberen bienitlihen Verhältniſſe der ftändiihen Be— 
amten werben durch ihre Beftallungen geregelt, welche für die oberen Beamten 
von: Landtagsmarihall, für die übrigen vom Lanbdesdirector ausgefertigt 
werden. Oberaufſicht. Der Oberpräjident ift behufs Wahrnehmung der ihm 
zuftehenden Oberaufjicht befugt, über alle Gegenftände der ſtändiſchen Ver—⸗ 
waltung Ausfunft zu erfordern und an ben Berathungen bes Ausjchufjes 
entweder jelbft oder durch einen zu ſeiner Bertretung abzuordnenden Staats: 
beamten Theil zu nehmen. Cr bat Beſchlüſſe des Ausſchuſſes, welche deſſen 
Befugniß Überjihreiten oder das Staatswohl verlegen, zu beanftanden, und 
fofern eine jchriftlihe Eröffnung an den Ausſchuß fruchtlos geblieben ift, be- 
hufs Entſcheidung über deren Ausführung dem betreffenden Minijter einzu= 
reihen. Dem Oberpräfidenten iſt demgemäß von ben Sifungen bes Aus: 
jhufjes unter Angabe der Berathungsgegenftände durch ben Vorſitzenden zeitig 
Anzeige zu maden, und find ihm Ausfertigungen der Beichlüffe des Aus: 
ichufjes zur Kenntnignahme mitzutheilen. 


29. Det. (Preußen: Schleswig-Holſtein). Provinziallandtag: ein Antrag 


31. 


bes Tänen Larjen, das Geſetz über VBerjährungsfriften mit Rückſicht 
auf den Prager Frieden nit auf Nordſchleswig auszudehnen, wird 
mit allen gegen 3 Stimmen abgelehnt. 


» Breußen: Hannover). Der Provinziallandtag nimmt den Ge: 


feßesentwurf, wonach die Ehe: und Verlöbnißſachen von den Eon: 
fiftorien auf die ordentlichen Gerichte übergehen follen, mit allen 
gegen 17 Stimmen (Katholifen und proteſtantiſche Hochtories) an. 


„ Walde). Der Landesdirector v. Flottwell eröffnet den Land: 
tag des Fürſtenthums im Namen des Königs von Preußen. 


» (Breußen: Hannover). Dem Prof. Ewald in Göttingen wird 
wegen feiner Schrift „Xob des Könige" die venia legendi entzogen 
und ein Preßprogeß gegen ihn eingeleitet. 


» Die Schweißer:Frite’fche Gewerkvereins-Agitation wirb für Berlin 
als definitiv gefcheitert angejehen, aber e8.bleibt auch zweifelhaft, ob es 
ber Minderheit (Dunfer 2c.) gelingen werbe, eine Organtjation in 
ihrem Sinne zu Stande zu bringen. Die ganze Arbeiterbewegung 
zerſplittert fi. 

Es beitehen nunmehr vier Arbeiterbünbe in Deutſchland: 1) die focial: 
bemofratiihen Lafjalleaner unter Schweißer; 2) die gemäßigtere Fraction 
Laffalleaner mit Mende, Förfterling und Gräfin Hapfeld ; 3) bie „deutihen 
Arbeitervereine”, d. b. die Nürnberger Maforität mit nunmehrigem focial: 
demokratiſchem, felbitverftändlih republifaniichen Charakter und internatio- 
naler Siaifon, mit Bebel, Liebknecht ꝛc. an ber Spike; 4) ber deutſche 
Arbeiterbund von ber Nürnberger Minorität, ohne politifche Barteiformel, in 
focialer Hinficht fi zu bem Princip ber Selbſthilfe befennend. 
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— De. (Hamburg). Die demokratiſche Partei unterliegt bei den Er: 
gänzungswahlen der Bürgerfchaft. Die Frage der Verfaſſungsreviſion 
gewinnt dadurch Ausficht, endlich gelöst zu werben. 


1. Nov. (Zollverein) Die hamburger Gebietötheile werben bis auf 
ben Zreihafen-Bezirt dem Zollvereine einverleibt und dieſer erhält 
damit feinen territorialen Abſchluß. 


„» u. (Preußen: Hannover). Der König genehmigt das Regulativ 
für die Verwaltung des hannover'ſchen Provinzialfonds aus eigener 
Machtvollkommenheit ohne Zuftimmung des preuß. Landtages. 


2. „ Preußen: Kurdefin). Communallandtag: Debatte über bie 
Regierungsvorlage betr. Grundzüge eines Regulativs für die Or- 
gantjation der Verwaltung des communaljtänbijchen. Vermögens und 
der communalſtändiſchen Anftalten. . 

Die Vorlage der Regierung beftimmt, daß von ben 8 Mitallebern bes Ver: 
waltungsausschuffes, die der Communallandtag aus feiner Mitte wähle, jebem 
ber vier Stände je zwei Mitglieder angehören follen. Der Berfaffungs: 
ausſchuß beantragt dagegen, biefe Beitimmung zu .ftreichen oder body we⸗ 
nigftens „je ein Mitglied” aus jedem der vier Stände zu feten flatt zwei. 
Fuchs (Prof. in Marburg) beantragt, die Deitglieder des Ausjchuffes durch 
abjolute Mehrheit aus der Mitte des Communallandtages zu wählen, ohne 
Rückſicht auf die verfchiedenen Stände zu nehmen, Weigel, fie vom Come 
munallandtag nad) abfoluter Mehrheit der anweſenden Mitglieder wählen zu 
lafien, Auffahrt, ein Mitglied des hohen Adels als Mitvorfteber des Aug: 
Thuffes zu wählen, im übrigen aber auf bie Verfchiebenheit der Stänbe feine 
Nücficht zu nehmen, indem er ausführt, daß es in Heſſen nur noch einen 
wirklich befonderen Stand, ben der Standesherren, bes hohen Adels gebe, bie 
übrigen aber Feine folchen jeien, die ein bejosideres Stanbesbewußtfein verträten. 

Bei der Abftimmung werden unter Namensaufruf die Anträge 
Fuchs mit 37 gegen 21, Weigel mit 30 gegen 27 Stimmen verworfen, 
eben fo ber vermittelnde Antrag des Ausfchuffes und dagegen der 
Regierungsantrag, alfo das volle Stänbeprinzip, angenommen. 

— „ Breußen: Schleswig: Holftein). Der König lehnt das von 
Prälaten und Ritterihaft erbetene Präfentationsreht für das Ser: 
renhaus ab, beruft dagegen den Grafen Reventlow:Farve auf Lebens⸗ 
zeit in basfelbe. 


—  ,. (Meiningen). Das Dresdener Ob.: App. Oeriht macht den 
ihm zugeftandenen Vergleihsvorfchlag zum Austrag des Gtreites 
zwifchen dem herzogl. Haufe und der Landesvertretung bez. des “Do: 
manialvermögen®. 

Derjelbe geht im Wefentliden dahin: bie Domänen bleiben Eigentbum bes 
berzogl. Haufes und werben durch Staatsbehörden verwaltet; Einnahmen und 
Ausgaben werben mit Zuftimmung ber Stände (flatt bes bisherigen „Bei⸗ 
raths“) geregelt. Aus den Einnahmen erhält der Herzog eine Civilliſte von 
250,000 fl., der Neft fällt zu einem Drittel bem Herzog, zu zwei Dritteln 
ber Staatsfaffe zu. Gebt die Regierung bes Landes auf einen zur GSuccef: 
fion ins Domanialvermögen nicht Berechtigten über (eine wichtige Klaufel) 
jo erhält die herzogliche Familie ben 20fachen Betrag ber berzeitigen Cini 
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Hile, evt, des Ortraorbinariums, ins Privateigentdum, unb zwar zwei Drittel 
in Wunndflärten, ein Drittel in Kapital; ber Ref bleibt Staatögut; bie 
Schulden werden nad Verdültniß getbeilt. 


Na Preußen: Hannever). Der Previnziallandtag verlangt ein- 
itimmig die Zurücknahme ber Mühler ſchen DBerorbnung be;. des 
aaeiiden Peichuche, 

„u (Rreutden: Sctrwigsdeikkin) Der Preeinziallandtag beichließt 
N}, tin Rrovinzialfendé, Hart wie in Raflan einen Theil der Do: 
wand Tran a arte, de Nugierumg barımı zu bitten, baß fie 
wait Nmertiietungen Tr \mtbaier argreiien wäge. 

„on festen: Aut) Getting bed Kereistags durch ben 

kant d Mami, Die Sigumg U wicht öffentlich, es wird aber 
Tr Dtenhidi urllngt ur ynmeiliunien. 


4 . Riesen. Auffimum mE Yortinyd Threarede bei Könige. 
ER RD RR Re RENT Fazı „Ia Felae des Sufamumemmwirtens 
RRÜRKRER inglinligne V t x® meftnembeg gerreien, jur weläinbi- 
wu Dar Tu Simmenaaniken, nung düciiken thanlichſt keichrinft wer: 
u a wende Sirnahenen in Anjap zu bringen. Tie bımermie 
Sudan A Vuufkık wa Dir Folgen eimer nicht günftigen Ernte im wı- 
vage: Re Mika Dar ſtarige waturgemäße Eteigerung ber Einnahmen wit 
Xu HSEERUNLGER Kumahıne der Etaatsbebürfnilje nicht gleihen Schrin 
tea, min. Dur Die im allgemeinen volfswirthfcaftlihen Intereſſe be: 
aa eanibietsumg ber Höle und anderer Einnahmen find Ausfälle von 
am Menianze berkeigeführt worden, in deren Vorausficht, zu Antang 
Ruck upon, dem Bollparlamente Vorlagen gemacht wurden, welche jedoch 
NE Sutayamumg bosielben nicht erlangt haben. Ich Hoffe zuverſichtlich, daß 
N Aumbrung der eigenen Einnahmen des Bundes als nothwendig aner: 
rm ad nicht weiter verjagt werden wird. Wenn ferner nad Lage ber 
Neritmiffe in nächſter Zeit ein lebendiger Aufſchwung von Handel und Ber: 
RN und ein günfliger Einfluß besfelben auf bie Erhöhung der Staatsein- 
wahmen erwartet werben barf, fo knüpft ſich bieran auch die Hoffnung, baß 
demuäüchſt die Mittel vorhanden fein werben, das Gleichgewicht zwiichen ben 
ordentlichen Staatseinnahmen und Ausgaben berzuftclien und für die Staats 
Keärinifie ausgiebiger zu forgen, als es gegenwärtig möglich geweien if.” — 
Weder die Decentralifation der Berwaltung: Es kann nicht bie Abficht fein, 
die bioherigen Cinrichtungen, denen Preußen zum großen Theile fein Ge: 
deiden verdankt, zu erichüttern oder aufzulöfen, ehe anderweitige lebensfähige 
und Griolg verfprechende Inſtitutionen gefchaflen find. Meine Regierung 
ertennt es aber namentlich In Hinblick auf bie Vergrößerung ber Monardie 
und In Berückſichtigung eines vielfach beroortretenden Strebens als ihre Auf- 
gabe an, diejmigen Zweige der öͤffentlichen Thätigkeit, welche nicht vermöge 
eines unmittelbaren Stantsintereffes ber Leitung und Fürſorge der Etaate- 
bebörden nothivendig vorbehalten bleiben müflen, allmälig geeigneten provins 
zielen und communalen Körperfchaften zu felbfländiger Wahrnehmung zu 
überweilen. Sobald biefe Körperfchaften mit entiprechenden Verwaltungs⸗ 
organen ausgellattet fein werben, wirb bie Geleßgebung auf ben einzelnen 
Gebieten bes Staatsweſens ben Kreis ihrer Wirkfamfeit, je nad ben "zu 
machenden Erfahrungen, zu erweitern haben. In mehreren der neuen Pro: 
pin ift die Herfielung folder VBerwaltungsorgane angebahnt. Um den 
I vn bafür auch in ben alten Provinzen zu bereiten, ift vor Allem bie 
bildung ber Kreisverfaffung erforderlich." Endlich in Bezug auf die po: 
iſche Lage: „Tie Beziehungen Meiner Regierung zu den auswärtigen 
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Mächten find nach allen Seiten hin befriedigend und freundfchaftlid. Eine 
erfreuliche Webereinftimmung in wachlender Bildung und Humanität hat ber 


- internationale Gongreß bewährt, welcher foeben in Genf die Aufgabe gelöft 


bat, bie friiher fefigeftellten Grundfäke für die Behandlung und Pflege ber 
Berwundeten im Kriege zu vervollftändigen und auf bie Marine auszubehnen. 
Wir dürfen hoffen, daß der Augenblid fern fei, der dieje Ergebniffe zur An 
wenbung berufen werbe. Die Geſinnungen der Eouveräne und bas Friedens: 
bedürfniß der Völker begründen bie Zuverficht, daß bie fortjchreitende Ent- 
widelung des allgemeinen Wohlftandes nicht nur feine materielle Störung 
erleiden, jonbern auch von jenen Hemmungen und Lähmungen wird befreit 
werben, welche grundloſe Befürchtungen und deren Ausbeutung durch bie 
Feinde des Friedens und der öffentlihen Ordnung ihr nur zu oft bereiten.“ 


4, Nov. (Preußen). Der Dichter Geibll (f. Bayern 14. Det.) erhält 


5. 


vom König eine jährliche Penfion von 1000 Thlrn. 


„» Breußen). Das Confiftorium der Provinz Brandenburg lehnt 
das Gefuh des Berliner Magiſtrats um Oeftattung der Tirchlichen 
Feier des 100jährigen Geburtstags Schleiermadhers in der Nicolai: 
Kirche ab und erregt dadurch in den liberalen Kreifen der Haupt: 
ftabt eine gewaltige Aufregung. 
»„ (Preußen: Hannover). Der Provinziallandtag genehmigt die 
Vorlage wegen Ablöjung ber Reallaften gegen bie Stimmen ber 
Ritterſchaftlichen und beftellt das neue Landesdirectorium ausſchließlich 
im Sinne der Majorität. Es werden gewählt: v. Bennigſen zum 
Landesdirector (mit 53 gegen 12 Stimmen) und zu Landesräthen 
Dr. König von Oſterode (mit 62 gegen 6 Stimmen) und Bürger⸗ 
meiſter Hugenberg von Melzen (mit 35 gegen 33 Stimmen); der 
Candidat der Ritterſchaftlichen, Herr von Lenthe, bleibt in der 
Minderheit. | 
„ Preußen) Abg.Haus: Der Finanzminiſter Tegt das Budget 
für 1869 vor. Dasfelbe zeigt ein Defizit von 5,200,000 Thlrn., 
was durch eine bejondere Denkſchrift und durch mündlihe Aus: 
einanberfegung des Minifters erörtert wird. ' 
Die Dentihrift des Minifters über das Defizit jagt: „In bem 
vorliegenden Staatshaushalts = Etat hat zur Herftelung des Gleichgewichts 
zwifhen ven Einnahmen und Ausgaben eine außerordentliche Einnahme von 
5,200,000 Thlr. in Anſatz gebracht werden müſſen. Um dieſes Ergebniß 
fahgemäß würdigen zu Fünnen, ift e8 nothwendig, einen Furzen Rüdblid auf 
bie beiden Ietten Jahre und die Momente zu werfen, welde auf bie Lage 
bes Staatshalts:Etats einen weientlihen Einfluß geäußert haben. Zunächſt 
find e8 die Folgen bes Krieges im Jahre 1866 und nody mehr bie nach Beens 
bigung besfelben vielfach eingetretenen Beunruhigungen auf bem politifchen 
Gebiete, welche theils mittelbar, theild unmittelbar von nachtheiliger Wirfung 
auf bie Finanzen gewefen find. Die während bes Krieges an das Land ges 
machten Anforderungen haben fich im Kriegsjahre felbft bezüglich der Staats: 
finanzen zwar nur wenig fühlbar gemacht, wie fi) daraus ergibt, baß bie 
Tinanzrefultate diefes Jahres zu ben günftigeren gehören, ba die rechnungs⸗ 
mäßigen Einnahmen den Voranſchlag im Bruttobetrage un 10,284,000 Thlr. 
und im Nettobetrag um 7,852,500 Thlr. überfchritten haben. Es läßt fi 
jeboch nicht verfennen, daß nach dem Kriege in vielen Zweigen der Erwerbs: 
thätigfeit Stockungen eintraten, welche in bem darauffolgenden Jahre theilg 
IR 
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durch bie politiichen Verhältniffe, theils durch eine nicht günftige Ernte we⸗ 
fentlih geiteigert wurden und in nur wenig vermindertem Maße noch fort: 
beſtehen. Die Finanzreſultate des Jahres 1867 liefern hiervon einen über: 
zeugendben Beweis. E8 ergab ſich ziwar gegen ben Voranſchlag des genannten 
Jahres eine Brutto-Mehreinnahme von 5,008,000 Thlr., fie wurde aber durch 
Mebrausgaben an Betriebsfoften bis auf den geringen Betrag von 548,000 
Thlr. abſorbirt. . .. Was die Beſchaffung diefer 5,200,000 Thlr. betrifft, fo 
würde es den Grundſätzen ber preußijchen Finanz: Verwaltung am meiften 
entiprochen haben, dieſelbe durch Steuerzufchläge zu übertragen, weil laufende 
Ausgaben grundſätzlich durch laufende Einnahmen gebedt werben müſſen. 
In Rüdjiht darauf jedoch, daß, wie bie Staatsfinanzen, nicht weniger das 
Land durch die Verkehrsſtockungen der lebten Jahre gelitten, und daß eine 
Provinz die Nachwehen einer Mißernte noch nicht überwunden bat, bat fid 
die Staatsregierung verpflichtet gehalten, geeignete Mittel und Wege aufzu: 
juden, um von dem Lande eine directe Belaftung zur Zeit abzuwenden. Sie 
ift der Deeinung, baß es den Vorzug verdient, bie in ber Staatsfaffe vor: 
bandenen Activbeflände, beftehend in disponiblen Baarbeftänden, in Stamm: 
Actien der. Köln: Mindener Eiſenbahngeſellſchaft und in Efjectenbeftänden aus 
verſchiedenen Nebenfonds der neuen Landestheile, in jo weit flüffig zu machen, 
daß dadurch bie vorgedadhte Summe gebedt wird. Demgemäß ift in dem 
Etate die Summe von 5,200,000 Thlr. als eine außerordentlihe Einnahme 
in Anfag gebracht und dadurch MWebereinjtimmung ber Einnahme mit ber 
Ausgabe hergeftellt worden. Diejer Vorichlag dürfte um fo weniger DBe- 
benfen erregen, als nad Lage ber Berhältniffe die Hoffnung gehegt werben 
darf, daß fich das Vertrauen auf dauernde friedlihe Zuftände mehr und mehr 
befeftigen, daß damit ein lebendigerer Aufſchwung auf allen Gebieten ber ge- 
ihäftlihen Thätigfeit wiederfehren und zugleich eine entiprechende Steigerung 
ber Staatseinnahmen eintreten wird, ferner, daß bie Nothwenbigfeit, bie 
eigenen Einnahmen des norddeutschen Bundes zu.vermehren, Anerfennung 
und Berüdfichtigung finden werbe, Gehen biefe Vorausfegungen in Erfüllung, 
jo wird es feine Schwierigkeit finden, das Gleihgewicht zivifchen den Staats⸗ 
Einnahmen und -Ausgaben wieder berzuftellen. Die jonftigen in dem Gtat 
nachgewiefenen, auf das Aeußerſte bejchränften Mehr: Ausgaben finden fänmt: 
lich in Eriparniffen ihre Dedung. . ... Bie Gefammt-Einnahme ift auf 
167,597,469 Thlr. gegen den Etat für 1868, welcher eine Ginnahme enthielt 
von 159,757,064 Thlr., alfo um 7,840,405 Thlr. höher veranfchlagt worden. 
An Betriebskoften find erforberlih 3,877,043 Thlr., bleibt eine Netto⸗Mehr⸗ 
einnahme von 3,963,362 Thlr., oder wenn Die außerordentliche Einnahme 
von 5,200,000 Thlr. außer Betracht gelaffen wird, eine Minder-Einnahme 
von 1,236,638 Thlr. An Mehr: Ausgaben weiſet der Etat unter B. Dota— 
tionen 740,710 Thlr., unter O. Staatsverwaltungs-Ausgaben 3,769,215, zus: 
fammen 4,509,925 Thlr. nad, während ‚bei den einmaligen und außerorbent: 
lihen Ausgaben ein Minderbedarf von 546,563 Thlr. hervortritt; bleibt 
Mehr: Ausgabe 3,963,362 Thlr. Wird diefer Mehr: Ausgabe die Minder- 
Einnahme von 1,236,638 Thlr. hinzugeſetzt, jo ergibt fich die Summe von 
5,200,000 Thlr., welche aus Beſtänden gedeckt werben ſoll.“ 

Der Finanzminifter legt dem Haufe fernere Geſetzentwürfe be⸗ 
treffend die Beſchlagnahme des Vermögens des ehemaligen Königs 
von Hannover und des ehemaligen Kurfürſten von Heſſen vor. Die 
Wiederaufhebung der Maßregel ſoll danach in beiden Fällen könig— 
licher Verordnung vorbehalten bleiben. 

Der Abg. Guerard und Gen. (Freiconfervative) beantragen bie 
Abänderung des Art. 84 der BVerfaffung, um die bisher gejcheiterte 


Sicherung der Rebefreiheit ber Abgeordneten auf biefem Wege zu erzielen. 
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6. Nov. (Breußen: Hannover). Provinzial-Landtag: Wahl bes ſtändi— 


10. 


11. 


12, 


ſchen Provinzialausfchuffes. Die National-Xiberafen haben in dem⸗ 
felben nur eine unfichere Majorität, weil allzuviel lokale Rückſichten 
beobachtet werden müſſen. 


„ Breußen: Hannover). Provinzial Landtag: Debatte über bas 
Gutachten bez. der künftigen ftaatlihen Organifation: 

Mit ziemlicher Majorität wird bie NRegierungsbentichrift abgelehnt und 
und werden mehrere Modificationen gewünſcht, bie Miquel im Auftrage bes 
Ausſchuſſes in einer eingehenden, bei der Staateregierung als ftändijches Gut: 
achten einzureichenden Denkihrift begründet. Der Vorſchlag einer Theilung 
Hannovers in drei Negierungsbezirfe wird barin abgelehnt. Der Landtag 
räth vielmehr, die ſechs Landdrofteien jo lange beizubehalten, bis bie durch⸗ 
greilende Verwaltungsreform für bie ganze Monardie in’s Leben trete. Diefe 
Reform aber hält Miquel im Gegenfaß zu dem Grafen Borries (und in 
diefen beiden Namen gipfelte ber Widerftreit der Meinungen bei allen wich« 
tigeren Fragen) für unausbleiblih, weil das vergrößerte Preußen auf bie 
Dauer nicht mehr die Mittel zur Erhaltung feines Beamtenheeres habe, und 
weil außerdem politiihe und volfswirtbichaftliche Rückfichten dazu drängen. 
Um bis dahin die Landdrofteien befjer zu befchäftigen, fol die Steuerverwal- 
tung, beren Concentrirung in bie jebige Eine Behörde ohnehin allgemeine 
Mißſtimmung erweckt habe, und bie Aufficht über das Volfsichulmefen ihnen 
zufallen. Damit würde man die Kofteneriparniß, auf welche ber Regierungs⸗ 
plan bedctht ift, ebenfalls erreihen. Der Trennung ber Schule von der 
Kirche widerjegt fi) zwar Graf Borries mit aller Energie, erſchwingt aber 
ir feinen Antrag auf Beibehaltung der firdhlichen Auffiht nur 20 von 55 

timmen. 


„Mordd. Bund). Preußen ſchließt nunmehr auch mit Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz, wie es bereits mit Mecklenburg-Schwerin gethan, eine 
Militärconvention bez. ſeines Offiziercorps. 


„ (Luremburg). Prinz Heinrich der Niederlande eröffnet den 
Landtag als Statthalter im Namen bed Königs: Großherzogs mit 
einer Thronrebe. 

Diejelbe betont die Beachtung, welche die „Iuremburgiiche Nationalität“ 
bei den fremden Mächten finde, und weist barauf hin, wie die Bejorgniffe 
ſchwänden, die man in Betreff der Stadt Luremburg gehegt, deren Feftungs: 
werfe zu fchleifen man „in entiprechender Weiſe“ (db. h. gar nit) fortfahre. 
» (Breußen: Hannover). In Hannover conftituirt ſich ein groß- 
deutſch⸗demokratiſch-föderaliſtiſcher Verein. 

Der $ 2 des angenommenen Programms Tautet: „Die Grundſätze, in benen 

ale Mitglieder bes Vereines übereinftimmen müfjen, find: bie politifche Eini⸗ 
gung der deutfhen Nation mit Einſchluß Deutfh-Defterreihs auf 
Grundlage ber Sleihberehtigung und größtmöglichiten Selbſtändigkeit 
der Einzellänber.” 
» (Breußen). Abg.-Haus: Löwe interpellivrt die Regierung bez. 
ber ablaufenden Cartell- Convention mit Rußland. Der Finanz: 
minifter lehnt aus politifchen Gründen die Beantwortung für einmal 
ab. Löwe behält fi vor, feine Anfrage zu erneuern. 

Der Eultusminifter bringt vier auf die Volksſchule bezügliche 
Gefebentwürfe ein: 

—X 
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Der erfte bezieht fih auf die Einrichtung und Unterhaltung der Volfe- 
ſchule, die im Allgemeinen erfolgen ſoll durch die Communen, reſp. auf 
Koften derfelben. Die Frage in Betreff der Totation der Scullehrer ift 
noch nicht zum Abjchluß gelangt, und es wirb auf weitere Berathungen der 
Provinzials:Corporationen verwiefen. Ter zweite Gefegentwurf bezwedt bie 
Aufhebung des Art. 25 ber Berfaffung, welcher beſtimmt, baß der Unterricht 
in ben Volksſchulen unentgeltlich ertheilt werden fol. Im preußifchen Staate, 
bemerft der Minifter, belanfe fi das Echulgeld, welches jährlich erhoben 
werbe, auf 3 Millionen Thaler. Die Volksſchule könne diefe Summe nicht 
entbehren. Der britte Gejeßentwurf betrifjt die Benfionirung und Penfions: 
berechtigung ber Lehrer und Lehrerinnen. Im Allgemeinen ſchließt ſich die 
Borlage dem Gefetentwurf an, welcher in fraglicher Beziehung im verflofienen 
Sabre dem Herrenhaufe vorgelegen. Gin Unterfchieb Tiegt nur darin, baß 
nah bem jetzigen Gejeßentwurfe die Lehrer Feine Penfiousbeiträge zu zahlen 
haben jollen. Das Minimum ift eine Penjion von 120 Thalern nad 40: 
jähriger Dienftzeit. Im Regierungsbezirk Wiesbaden, und wo fonft günftigere 
Bedingungen obwalten, bleibt es bei diefen günftigeren Bedingungen. Der 
vierte Geſetzentwurf bezieht fich endlich auf eine Erweiterung und Umwand— 
lung ber Wittwen⸗-Kaſſen der Elementar-Schulfehrer. 


12, Nov. (Breußen: Scleswig-Holfein). Der Provinzial-Landtag geneh- 


13. 


migt die neue Stäbte- und Fledenorbnung mit den von der Com: 
milfion vorgeſchlagenen Mopificationen im Sinne größerer Unabhän- 
gigfeit der Gemeinden von ber Regierung ſchließlich mit allen gegen 
2 Stimmen | . 

Die Regierung gefteht dem Landtag zu, daß eine aus drei Mit: 

glievern beftehende Commilfion gewählt werbe, un mit der Staats: 
regierung über eine dem nächſten Provinzial-Landtag zu machende 
Borlage betr. die Anweifung von Staatsmitteln zu Provinzialzweden 
zu verhandeln. 
» (Preußen: Naſſau). Communal-Landtag: Debatte über bie 
Drganifation der communalſtändiſchen Verwaltung. Der Vorſchlag 
der Regierung ‚wird nur mit ſehr weſentlichen Aenderungen ange: 
nommen, namentlih wird die ſtändiſche Gliederung bes Landes: 
ausichuffes verworfen und beſchloſſen, daß der Vorſitzende des Land: 
tags nicht vom König ernannt, ſondern von der Berfammlung felbft 
gewählt werben jolle. | 


„ Preußen). Der Oberkirchenrath vermittelt in dem Streit 
über bie Feier des 100jährigen Geburtstags Schleiermadhers: es Toll 
in der Nicolaikirche cine Teftrede gehalten werben dürfen, aber feine 
eigentlich kirchliche Feier. 
„» (Medlenburg). Eröffnung des Landtags durch den Groß— 
berzog von Medlenburg: Schwerin: 

Derfelbe verheißt in feiner Thronvede eine Milderung ber ſtädtiſchen 
Steuerlaft, Erlaffung bes britten Theiles der nächftjährigen Handelsklaſſen⸗ 
feuer, der Mahle und Schlachtſteuer, eine Revifion der inneren Steuergeſetz⸗ 
gebung, Heranziehung ber ländlichen Kaufleute, Bäder und Schlächter zu 
den Steuerlaften, eine Revifion ber Armengefeßgebung und Reformirung ber 
Berbältniffe der klöſterlichen Erbpächter. Der Großherzog beantragt die Auf: 
nahme von 200,000 Thaler zu Eiſenbahnzwecken. 
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14. Nov. (Preußen). Abg.Haus: Die nordſchleswigſchen Abgeorbneten 


15. 


17. 


Kryger und Ahlmann verlangen Entbindung von der Eidesleiftung.- 

Beginn: ber Generaldebatte über das Budget: der Abg. Laster 
beantragt, zu bejchließen: — 

„Im Intereſſe Preußens und bes nordbdeutſchen Bundes iſt es dringend 
gerathen, daß die eigenen Einnahmen des Bundes vermehrt werden, jedoch 
nur unter der Vorausſetzung, daß hierdurch keine Ueberbürdung in Preußen 
veranlaßt, vielmehr für den Fall einer Erhöhung der Steuern und Abgaben 
im Bunde gleichzeitig eine den Verhältniſſen entſprechende Entlaſtung in 
Preußen ſicher geſtellt werde.“ 

» (Breußen). Der ſchon ſeit längerer Zeit erkrankte Botſchafter 
am Tuilerienhofe, Graf v. der Goltz, verläßt Paris mit einem drei— 
monatlichen Urlaube. Graf Solms übernimmt interimiſtiſch die 
Geſchäfte der Geſandtſchaft. 

„ Medlenburg) Landtag: Zu den hauptſächlichſten Propofi- 
tionen bes engeren Ausſchuſſes von Ritter und Landſchaft gehören: 

Nevifion bes ordentlihen und außerorbentlihen Contributiong: Modus, 
Errichtung von Erbzinsftellen auf ritterfchaftlihen Gütern, Bublication ber 
Verordnung wegen ber rechtlichen Verhältniffe ber Juden, Antrag auf baldige 
Conftituirung einer Landesſynode, verbefjerte Einrichtungen bes ritter- und 
landichaftlihen Landſchulweſens, Aenderung ber Armengefeßgebung, Webers 
tragung der Militärgerichtöbarfeit in bürgerlichen Rechtoſachen auf die Civil: 
gerichte. 

» (Preußen: Naffau). Lebhafte Erörterungen zwiſchen ber Re- 
gierungs- und der lokalen Prefje über bie Verſetzung altpreußifcher 
Geijtliher und Candidaten nad) dem ehemaligen Herzogthum. 

Die Preſſe des Landes erffärt fi fehr entichieden für die Unabhängigkeit 
ber naffauifchen (darum auch unter das Eultusminifterium und nicht unter ben 
Oberkirchenrath in Berlin geftellte) Kirche und ihre Union mit fammt ber 
vollen Lehrfreiheit und fürchtet namentlih auch, daß durch Ernennung alt: 
preußifcher Geiftliher vom Bultusminifter Mühler auch die naſſauiſche Schul⸗ 
verfafjung in Frage - geftellt werden wolle, da die Firchliche Lebrfreiheit nach 
ber naffauifchen Union auch die Grundlage für freie Schuleinrichtungen bilde, 
„ (&uremburg). Fortſchritte der Frangdfifirung: | 

Die beutichen Unterrichtsbücher an ſämmtlichen Lehranſtalten werben größten 
theils durch franzöfifche verdrängt und felbft diejenigen Handbücher nicht bei- 
behalten, die bort angeftellte deutiche Gelehrte zu Verfaffern haben. Namentlich 
in den Gebieten ber Gejchichte und Geographie haben die deutichen Lehrbücher 
ben franzöfiichen weichen müfjen. 

„ (Preußen). Abg.-Haus: Generaldebatte über das Budget: 
Der Finanzininijter ftellt die Aufhebung der Zeitungsitempeljteuer 
ohne Einführung einer nferatenfteuer in Ausfiht. Derjelbe und 
ber Abg. Walde erklären fidh gegen ben Antrag Lasker. Die Ab: 
ftimmung über denfelben wird nach längerer Debatte bis zum Kapitel 
„Matrieularumlagen” verſchoben. Beginn der Specialdebatte über 

das Budget. | 
„ (Shaumburg-Lippe). Der Fürft löst durd Patent die zur 
Vereinbarung einer Randesverfafjung berufene Verfammlung auf und 
publicirt das nach langwierigen Berhandlungen endlich vereinbarte 


Verfaſſungsgeſetz. 


248 


preußen und der norddentſche Bnnd. 


Dasſelbe beſteht in SO Artikeln nebſt dem 22 Artikel umfaſſenden Wahl: 
geſetz. Die wichtigſten Beſtimmungen find folgende: Art. 2 beſagt ausdrüclich, 
daß die Bundes⸗Verfaſſung und Bundesgeſetze „überall dieſer Verfaſſung und 
ber inländifchen Geletgebung vorgeben”. Die Erblolge geht nah Art. 3 
eventuell auch auf bie weibliche Linie des YFürftenhaufes über. Lie Kammer 
beftebt aus 15 Mitgliedern, von biefen werben zwei durch Tanbesherrliches 
Bertrauen für jede Legislatuır= Periode als Vertreter des Tomanial: Grund: 
befites berufen; je eimen Bertreter ftellen bie ritterfchaftlihen Grundbefiter, 
bie vocirten Mrebiger, bie eine amtliche Stellung einnehmenden Suriften, 
Mebieiner und fludirten Schulmänner; je drei Vertreter wählen die Stabt: 
gemeinden (Büdeburg unb Stadthagen) und bie Landgemeinden. Staats: 
biener bebürfen zum Eintritt feines Urlaubs und find zur Selbfitragung ber 
Stellvertretungstoften nicht verpflichtet. Tagegelder zwei Thlr.; die Legislatur: 
Periode fehsjährig; jährliche Sikung. Der Landtag wählt feinen Norfitenden 


und deſſen Stellvertreter. Er bat das Recht ber enticheidenden Mitwirfung 


bei allen Alten der Geſetzgebung, ſowie bei Feititelung bes Staatshaushalis: 
Etats, beziehungsweife das Recht der Conttole über die Landes: Finanzen. 
Neue Steuern, fowie die Forterbebung nur periodifch bemilligter Steuern 
und bie Erhöhung oder Abänderung beftehender Steuern bebürfen ber ſtändi⸗ 
[hen Bewilligung. Tasfelbe gili von Anlehen und Garantien zu Laften ber 
Landeskaſſe. Nah Art. 43 bat der Landtag auch das Recht ber Anklage 
gegen die verantwortlichen Negierungs: Mitglieder nad Maßgabe bes Geſetzes 
vom 2. Sanuar 1849; doch müſſen & ber anwejenden Landtags: Mitglieder 
für die Anklage flimmen. Für bie Zwiſchenzeit von einer Landtagsdiät zur 
andern fol ein Landtags-Ausſchuß von drei Mitgliedern beftehen. Tier wid): 
tigfte Abfchnitt dürfte wohl Tit. V „Von ben Landes: Rinanzen“ jein; benn 
er verheißt (Art. 48): „Das Finanzweſen bes Landes ſoll unter Trennung 
bes Staatshaushalts vom Dominalhaushalt neu geordnet werben.” Art. 49 
beftimmt: „Die zum Domanio gehörigen Vermögensobjecte und bie bemjelben 
zuftehenden Gerechtſame, als namentlih auch Güter, einzelne Grundſtücke, 
Forſten, Zlüffe und Gewäſſer, lehns-, gutsherrlihe und andere Gefälle, reip. 
deren Yequivalente, Sclöffer und fonftige Gebäude, ferner ber biesfeitige 
Antheil an ben Schaumburger Geſammt-Kohlenwerken bilden das untheilbare 
und in feinem weſentlichen Beftande unveräußerliche Zibeicommipgut bes jett 
regierenden Fürſtenhauſes.“ Auf der Kammerkaſſe ruht zunächſt die Ver—⸗ 
pflihtung, bie Koften ber Domanial:Berwaltung, ben Aufivand für das fürft: 
liche Haus und ben fürftlihen Hof, einfchließlich der Apanagen und Mit: 
giften, fo wie des Wittthums für die verwittweten Gemahlinnen der Fürſten 
und Prinzen zu beftreiten. Zu den Koflen des Staatshaushaltes wird, „Io 
lange das Fürſtenthum von bem jekt regierenden Fürftenhaufe als felbft: 
ftändiger Staat regiert wirb", neben Weberweifung gewiffer bisher in bie 
Kammerfafje gefloffenen Staatseinnahmen „im Betrage von p. p. 20,000 
Thlr. jährlich”, ein feſter jährlicher Beitrag von 36,000 Thlr. geleiftet werben; 
ferner ber fünfte Theil bes jährlichen Antheils an ben reinen Muffünften ber 
vorgedachten Kohlenwerke (im Jahre 1868: 24,000 Thlr.); endlich ein: weis 
tere jährliche Summe, deren Höhe gleich X besjenigen Betrages ift, welcher 
von dem Fürftentbum zu Zwecken des norddeutſchen Bundes burch birecte 
Auflagen zur Erhebung fommen wird, jedoch den Betrag von 10,000 Thlr. 
nicht überfieigen darf. Dagegen follen alle bisher aus ber Kammerfaffe zu 
Stantszweden geleifteten Zahlungen nunmehr wegfallen und bie Lantitände 
allen Anſprüchen einer Theilnahme der Landeskaſſe an ben Aufkünften ber 
(befanntlidy fehr Iucrativen) Eifenbahn entfagen. Unter den „Allgemeinen 
und Uebergangs =: Beflimmungen“ finden ſich unter anderen folgende wichtige 
Verheißungen, deren Werth freilich durch die Art ber Ausführung bedingt 
ericheint, Art. 67. Die Gefebgebung bes Landes wird demnächſt einer Nevis 
fion unterzogen werben. Die Städte und Landgemeinden fallen durch beſon⸗ 
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dere Stäbtes und Landgemeinde: Ordnungen auf bein Grunbdfate der felbft- 
fändigen Verwaltung neu organifirt werben; im Gerichtsweſen follen bie 
Grundjäge der Trennung ber Juſtiz von ber Abminiftration, der Deffentlichs 
feit und Münbdlichfeit bes Verfahrens, des Anklage-Prozeſſes in Straffachen 
zur Durchführung gelangen. Beſonders wichtig unter den im Lande zur 
Zeit noch obwaltenden Verhältniſſen ift die Beſtimmung bes Art. 71, wonach 
bas Erbpachtverhältnig gegen gerechte, durch Gejeß zu beflimmende Entſchädi⸗ 
gung aufgehoben und in volles Eigenthum verwandelt werden fol. „Die 
Durchführung der vorftehenb verzeichneten Grundſätze in ber Gejeggebung 
bes Landes ſoll nad) Möglichkeit beſchleunigt“, und die bezüglichen Geſetz⸗ 
euhuärte bem im Sabre 1869 zu berufenden ordentlichen Landtage vorgelegt 
werben. 


18. Nov. (Preußen: Naffau). Communal-Landtag: &8 wird beſchloſſen, 


19. 


die Regierung um Abſchaffung der Lebenslänglichkeit der Bürger: 
meijter zu erjuchen und ben Gemeinden felbftändige Verwaltung mit 
allgemeinem Stimmrecht zu geben und die Domanialgüter zur es 
meinbepflicht heranzuziehen. Die Regierung lehnt gegenüber ben 
Beihlüffen vom 12. d8. die Beftätigung bes Verwaltungsgefeßes ab, 
wenn nicht das Fol. Beftätigungsrecht bes Landesdirectors, ſowie die 
ftändifche Gliederung des Verwaltungsausfchuffes wieder bergeftellt werde. 
„ (Preußen) Abg.-Haus: Specialdebatte über das Budget. 
Die von der Regierung troß des Deficits wieber eingeftellten Er- 
höhungen der Gehalte einer Reihe hoher Beamteten werben überall 
wieder verivorfen und ebenfo wird neuerdings die SHerbeiziehung 
Zauenburgs zu der Staatsfchuld beſchloſſen. 

„ Anhalt). Eröffnung bes Landtags. Die Regierung madt 


bemfelben zahlreiche Vorlagen. 

Als die wichtigfte Vorlage bezeichnet die Negierung felbft die „Grundzüge 
zur Auseinanderfegung bes berzoglichen Hauſes und des Landes bezüglich 
des Domaniums.“ Diefelbe bezwedt nicht nur eine beftimmte Präcifirung 
der gegenwärtigen Rechte bes herzoglichen Haufes am Domanium, fondern 
gleichzeitig auch die völlige Sonderung des herzoglichen Domanial= und Staates 
vermögens im Activum und PBalfivum, und folgeweife die Aufhebung der 
jegenwärtig mit dem berzoglihen Haus und dem Lande beftehenden Gemein: 
ſchaft bezüglich der Nutzungen des Domaniums. Begründet wird biefe Vor: 
lage durch den Hinweis auf die „möglichen Gefahren ber Zufunft“ und auf 
das „lebendige Bebürfniß der Gegenwart, die gelammte Staatsverwaltung von 
ben Unflarbeiten und Schwanfungen zu befreien, welche aus den mit bem 
derzeitigen Domanialverhältniß unlöslich verknüpften patrmmonialen Inſtitu⸗ 
tionen und Vermwaltungsmarimen naturgemäß folgen.” In einer engen Vers 
bindung damit fteht der Entwurf einer Kreisorbnung, durch welche Organe 
zur Durhführung ber Militärgefeßgebung des norbbeutichen Bundes und zur 
Ermöglichung ber Selbftverwaltung bezüglich einer Vereinfahung bed Staates 
bebörden-Organismus gefchaffen werben follen. Dieſen Kreiscorporationen fol 
durch Zuweifung einer entjprechenden Totation aus ben Tomanialvermögen 
eine feite Unterlage für deren corporatives Gcedeihen gewährt werben. Einen 
andern Theil diefer Dotationen in ben chemals deſſau-köthen'ſchen Landes: 
theifen follen diejenigen Ablöfungscapitalien bilden, welche nach Maßgabe des 
gleichzeitig vorgelegten Gefegentwurfe wegen Ablöfung bes Jagdrechts auf 
fremdem Grund und Boden für ſolche Ianbesherrlihe Gerechtfame 2c. aufs 
fommen werden. Zu einer unentgeltlichen Aufhebung des fiscaliihen Jagd⸗ 
vechts auf fremdem Grund und Boden bat bie Megierung fih „Aus Achtung 


6 


420 


‚Prenpen und der norddeuiſche Bund. 


vor wohlerworbenen Rechten” nicht verſtehen Fünnen. „Leiber“, heißt es zum 
Schluß, „if der Abſchluß des Haupt: inanzetats, ungeachtet des bei Auf: 
ftellung besfelben ftreng feitgehaltenen Grundſatzes äußerſter Sparlamfeit, Fein 
fo günftiger, um nicht die Eteuerfraft des Landes in wejentlich erhöhtem 
Grad in Anfprucd nehmen zu müſſen..... Aber die Staatsregierung lebt 
bes Vertrauens, baß ber Landtag es mit ihr als ben oberften Grundſatz eines 
gefunden wirthſchaftlichen Volfslebens überhaupt erachten: wird, bie lanfenden 
Bebürfniffe der Gegenwart nicht auf Unfoften ber Zukunft zu befriedigen... .“ 


20. Nov. (Preußen). Abg.: Haus: Der Antrag Guerards und Gen. 


.21. 


23. 


24. 


bez. Abänderung des Art. 84 der Verfaſſung (Redefreiheit der Ab— 
geordneten) wird mit allen gegen 20 Stimmen angenommen. Er: 
Härung bes Miniftere Culenburg. | 
Debatte über das Budget: Bei den Matricularbeiträgen wird ber 
Antrag Lasker ſchließlich abgelehnt. 
n (Breugen: Nafiau). Der Communal:tandtag lehnt die Regie: 
rungsporlage betreff8 der Landesbank einftimmig ab und nimmt ba- 
gegen bie Anträge des Ausſchuſſes auf Erhaltung des größten Theile 
des bisherigen Geihäftsumfangs der Landesbank an. - 
»„ Der bunbertjährige Geburtstag Schleiermachers wird nicht bloß 
in Berlin, fondern faft in allen größeren Städten Deutfchlands durch 
Berfammlungen und Reben gefeiert. 


» (Breußen: Kurkefien). Der Communal:Landtag wählt v. Winkin: 


gerode zum Lanbesdirector. 


„ (Breußen). Abg.-Haus: Debatte über das Budget: Die 400,000 
Thlr. unvorhergejehbene Ausgaben des Finanzminifters werben mit 
154 gegen 130 Etimmen bewilligt. Die Minifter Eulenburg und 
Mühler werden vielfah und entichieden angegriffen. Der Abg. 
Hänel zählt zahlreiche Beſchwerden Schleswig-Holſteins auf. 

» (Preußen: Nafjan). Der Communal:Landtag beharrt mit 20 
gegen A (bie nicht gewählten Mitglieder der VBerfammlung) Stimmen 
auf feiner Weigerung, ben Verwaltungsausſchuß ſtändiſch zu gliedern, 
gefteht dagegen ber Regierung mit 13 gegen 11 Stimmen die Be: 
ftätigung des Landesdirectors durch den König zu. 


» (Breußen). Abg.: Haus: Der Abg. v. Bonin interpellirt das 
Miniſtertum bez. ber Stellvertretungskoften. 

v. Bonin: Der Gegenfaß zwifchen biefem Haufe und der Etaateregierung 
beftehe troß bes Obertribunalstefchluffes nad) wie vor in berfelben Schärfe 
und dazu fomme, daß während die einen Beamten Stellvertretungsfoften 
bezahlen müßten, andere dagegen von ſolchen verſchont würden, was das 
Rechtsbewußtſein verletze. Minifter Eulenburg erflärt, die Staatsregierung 
ei nicht in ber Lage, dem Beichluffe diefeg Haufes vom Zebruar d. J. ent: 
ſprechen zu Tönnen. 


Vortjekung der Bubgetdebatte: 

Abg. Knapp fragt, was in Folge des von bem Haufe in ber Ickten 
Seffion gefaßten Befchluffes bezüglich bes Confolidationsgejeßes für Naſſau 
gefcheben fei. Minifter v. Selhow: Mir ift von einem ſolchen Beichluffe 
nichts befannt. (Senfation.) (Abg. Knapp liest den Beſchluß vor. Große 
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Heiterkeit. Abg. Virchow reicht den ſtenographiſchen Bericht über jene Sitzung 
dem Miniſter dar.) Abg. Parriſius: Es iſt im höchſten Grade zu be: 
dauern, daß die Staatsregierung nicht einmal weiß, was von dieſem Hauſe 
beſchloſſen worden iſt. (Große Heiterkeit.) Abg. v. Hoverbeck: Ich bean⸗ 
trage, bie Berathung über die vorliegende Pofition fo lange auszuſetzen, bis 
ber Herr Minifter fih informirt haben wird. (Neue Heiterkeit.) 


24. Nov. (Preußen: Kurheſſen). Der Communal-Landtag lehnt bie Vor: 


25. 


lage ber Regierung bez. der. Landescreditkaſſe einjtimmig ab. 

»„ (Breußen). Das offiziöfe Organ des Grafen Bismard, bie 
Nord. Allg. Ztg., läßt Rumänien und feinen Minifter Bratiano 
aufs entſchiedenſte und unzweideutigſte fallen. 

Der Leitartifel berfelben wendet fich gegen die Ausführungen ber öfter. 
Blätter, daß Preußen danach trachte, Numänien auf Kojten Ungarns zu er: 
weitern und erflärt ohne allen Umſchweif: „Jeder verftändigen Politik liegen 
reale Verhältnifje zu Grunde. Vergleicht man die Macht cined auch erwei⸗ 
terten Rumäniens und des ungarifchen Reichs miteinander, jo wird man in 
Peſth den preußischen Politikern wohl fo viel Einfiht zutrauen, daß fie auf 
die Sympathien Ungarns ein großes, auf ben Beiſtand oder die Zuneigung 
Rumäniens gar fein Gewicht legen. Die preußifche Förderung einer rumä⸗ 
niſchen ober jlavifchen Agitation gegen Ungarn würbe bemjelben in der That 
gefährlich werden, und wäre biefe feindliche Haltung Preußens gegen Ungarn 
vorhanden, wir bürften uns nicht wundern, wenn die ungarifche Regierung 
zur Rettung des Staats nach jedem Bünbniß grifie Wenn aber bie un: 
garifche Preſſe fih vergegenwärtigt, daß Preußen nicht fo thöricht fein kann, 
einen mächtigen Freund zu opfern, um dafür bie leichtwiegenden Sympatbien 
des entfernt liegenden, unter dem Schuge ber europäifchen Großmächte ſtehen⸗ 
ben Rumänieng einzutaufchen, fo werben bie ungarijchen Journale die Be⸗ 
beutung der Anklagen ber Wiener Zeitungen gegen Preußen zu würdigen 
bermögen.“ 

„ (Medlenburg). Landtag: Der Großherzog erläßt an ben: 
jelben ein Nefeript, welches die Grundzüge einer neuen Steuerver⸗ 
fafjung enthält. 

Schon in den commifjarifch : deputatifhen Verhandlungen war man dar⸗ 
über einig gewefen, baß die ordentliche und außerorbentlihe Gontribution in 
Wegfall kommen und dafür ein einheitliches Steueriyftem aufgeftellt werden 
müſſe. Es fei, jagt das Reſcript, aber auch geltend gemacht worben, baß 
dic bloße Einfommenfteuer zu unverbältnigmäßig hoben Sätzen unb eine 
daneben erhobene Grund» und Gewerbefteuer wieder zu einer boppelten Be⸗ 
fteuerung führen werde. Die Regierung bat deßhalb folgenden Weg einges 
ihlagen: Eine allgemeine Einfommenfteuer nach Art ber preußtichen Klafjen- 
fteuer einzuführen und diefelbe mit einer Befteuerung der einzelnen Vermö⸗ 
gend: und Eriverbsarten nach Äußerlihen Merkmalen zu verbinden, und zwar 
in ber Meife, baß bie vollen Beträge ber letzten Steuer als Minimalftener 
erhoben und auf ben Betrag ber von dem Eleuerpflichtigen etwa zu erlegen 
ben Einfommenfteuer, falls biefe im einzelnen Falle im Betrage höher ift, 
in Abrehnung zu bringen feien. Der erfte Paragraph ber Grundzüge be: 
zeichnet folgende fieben Arten von Steuern, welche in Zufunft an Stelle ber 
bisherigen ordentlichen und außerorbentlihen Contribution treten follen: 
1) eine Grundfteuer, 2) eine Gewerbefteuer, 3) eine Befoldungsfteuer, 4) eine 
Erwerbfteuer von beim Erwerb aus der Ausübung wiflenfchaftlicher Kenntniſſe 
und fünftlerifher Fertigkeiten, fowie aus höhern Privatdienſt-Verhältniſſen, 
5) eine Zinsfteuer, 6) eine Lohnfteuer für den Verdienſt aus geringerer Lohn⸗ 
arbeit, 7) eine allgemeine Haffificirte Einfommenfteuer von allem und jedem 
ben Jahresbeitrag von 1500 Thlr. überfleigenden Einkommen. 
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27. Nov. (Preußen). Das Abg.Haus nimmt bei Berathung des An: 


29. 


30, 


trags der Gefhäftecommilfion betr. die Erlöfchung des Manbats der 
beiden norbfchleswigfhen Abgeordneten wegen Eidesvermweigerung das 
mildernde Amendement Mallinfrobts an, die beiden Abgg. zwar fo 
lange fie den Eid verweigern auszufchließen, das Mandat jedoch 
fortdauern zu Taffen. 


Budgetbebatte: Der Abg. Hänel tabelt neuerdings die Organija- 
tion und Handhabung der Yuftiz in den Elbherzogthümern, befonders 
das Verhalten des Staatsanwalts in Preßprozeſſen und betont hin: 
fihtlih des Empfangs des Königs den Unterfhied zwiſchen der Ehr— 
furcht vor der Majeftät und der Kritif der Minifter. 


„ (Medlenburg) Der Landtag lehnt die von der Regierung 
geforderte Eifenbahnbeibilfe ab, da die feudalen Ritter auf dem 
Landtage volljtändig dominiren. Der Großherzog ſpricht durch ein 
befonderes Rejcript jeine Mißbilligung über den Beſchluß und die 
Selbſtſucht der Stände aus. 


» Preußen) Abg.Haus: Der Juftizminifter Leonhardt legt den 
Entwurf eines neuen Hppothefengefeßes (über den Eigenthumserwerb 
und bie dinglihe Belaftung der Grundftüde, Bergwerfe und felbit: 
ftändigen Gerechtigkeiten) mit einem Vortrage vor, der ben allgemeinen 
Beifall des Haufes davon trägt. 

Rede des Juftizminifters: „Ach erbitte mir die Aufmerffamfeit bes 
Haufes für einige allgemeine Bemerfungen, welde bie allgemeinen Richtungen 
fennzeichnen, welche ich bei Bearbeitung dieſes Geſetzentwurfs befolgt habe. 
Zuvörderſt gibt mir gerade biefer Gefeßentwurf eine ſehr naheliegende Ber: 
anlafjung, mich über das Verhältniß auszufprechen, in welchem ber preußifche 
Kuftizminifter zu der preußischen Juſtizgeſetzgebung fteht. Weine Herren, 
dieſe Stellung bat fich feit kurzer Zeit ganz wefentlich geändert. Wenn ein 
preußifcher Juſtizminiſter diefen Umftand ſich nicht zur Klarheit und zum 
vollen Bewußtfein bringt, fo muß er darauf verzichten, feine Aufgabe zu er: 
füllen. Der erfte Grund ber Aenderung liegt barin, baß im Jahre 1866 ein 
fehr weites Ländergebiet ber preußifchen Monarchie einverleibt worden ift, in 
welhem gemeines Recht und gemeinrechtliche Inftitutionen beftehen. Diefes 
Känbergebiet, welches von der Nord» und Oſtſee bis zum Main hinunter 
reicht, bildet gleihfam einen Keil in der Monarchie. In diefem Rändergebiete, 
meine Herren, bat fi, wie das ganz natürlich ift, einem nicht codificirten 
Necht gegenüber ein fehr reges wiſſenſchaftliches Nechtsleben entwidelt, und 
es bat fich auf diefe Weife in diefen Ländern ein wirffamer Rechtsgährungs— 
ftoff aufgehäuft, welcher nach rechts und Tinte, nad oben und unten reagitt. 
Bis zum Jahre 1866 Famen für den preußifchen Staat welentlich zwei 
Länbergebiete in Betracht, in welchen verfchiedenes Recht galt. In dem grö⸗ 
Beren Theile der Monarchie galt das Landrecht und bie bamit zuſammen⸗ 
bängende Geſetzgebung, in dem anderen Theile, bem Fleineren, das ſogenannte 
rheinifhe Recht. Diefe beiden Nechtsiyfteme haben im Ganzen und 
Großen fehr Tange Zeit-unvermittelt und unverföhnt neben einander beftanden. 
Ein Grund hiervon Tag aud in ber flarren Anhänglichfeit der Rheinländer 
an ihrem Recht. Diefe Anhänglichfeit wird nicht allein erklärt durch fachliche 
Gründe, fondern, wie ich meine, auch weſentlich dadurch, daß bie Rheinländer 
in den erſten Detennien dieſes Jahrhunderts einen fehr lebhaften Kanıpf für 
ihr Recht gegen bas Landrecht zu befiehen hatten; was man: aber im Kampfe 
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erringt, das pflegt befonbers Tieb zu werben. Die Rheinländer werden fich 
übrigens einer neuen Rechtsentwicklung gegenüber an ben Gedanken gewöhnen 
müfjen, daß nicht jebe Beſtimmung ihrer Gefebgebung gleichſam als facros 
janct anzufehen fei. Meine Herren! Nachdem bie große Länderfirede bes 
gemeinen Rechts in bie Monarchie aufgenommen worden ift, ift e8 ganz uns 
thunlid, daß auf die Länge ber Zeit drei Rechtsſyſteme in ber Monarchie 
neben einander beftehen, fie müffen verfühnt werden. Tas bat auch Feine 
überwiegenden. Schwierigfeiten, weil einerſeits das Landrecht und andererfeite 
das rheinifche Recht mit einander in nahem Zufammenbange fiehen: Land⸗ 
recht und rheiniſches Recht find bie Töchter Einer Mutter, jedoch erzeugt von 
verjchiedenen Vätern, die verfchiedenen germaniſchen Stämmen angehören. 
Ich meine nun nicht, daß die Geſetzgebung fih an das gemeine Mecht enger 
anliegen fol, e8 wird vielmehr ein neues nationales Recht an die 
Stelle der brei Rechtsſyſteme treten müfjen, und biejes neue Geſetz wirb fi 
fügen müffen auf bie heutige Entwidlung des Rechts: und Culturlebens, 
fie wird die Forderungen zu beachten haben, welche das Leben und ber Ber: 
kehr fielen. Der zweite Grund, weine Herren, woburd die Stellung bes 
preußifchen Juſtizminiſters weſentlich verändert ift, beiteht barin, daß der 
preußiiche Staat in den norddeutſchen Bund eingetreten ift und jelbft- 
verftändlicher Weife in demſelben eine ganz hervorragende Stellung einnimmt, 
wodurch bem preußifchen Staate ber Beruf wird, nad allen Seiten fürderlidh - 
zu wirfen. Dieß gilt auch für das Nechtsgebiet; denn wie ein Volk durch 
Sitte und Sprade, jo wird e8 auch individualifirt durch das Recht. Allers 
dinge, meine Herren, nimmt ber preußifche Auftizminifter diefer Nechtsent: 
widlung gegenüber äußerlich eine ſehr untergeorbnete Stellung ein, allein es 
wird ihm boch möglich fein, im Stillen eine fehr erhebliche Wirfiamfeit zu 
entfalten. Gr wird in biefer Beziehung aber fchon wirfen, weil jebe Gejeß: 
gebung, die für ſämmtliche Gebiete der Monarchie geeignet ift, ohne Weiteres 
geeignet ift, al8 Grundlage für die Geſetzgebung des norddeutſchen Bundes 
zu dienen, benn e8 beftehen in ganz Deutfchland Feine Nechtselemente, welche 
nicht bei einer Geſetzgebung zu berüdjichtigen wären, bie fih auf das ganze 
Gebiet der Monardhie erftredt. Wenn für die Monarchie eine gemeinjame 
Geſetzgebung in's Leben tritt, und wenn biefe den Anforberungen entfpricht, 
welche ich jo eben hervorgehoben habe, ſo wird fie auch geeignet fein, ale 
Geſetzgebung für den norbbeutfhen Bund zu gelten. Mit bemjelben 
Moment, in welchem dieſer nationale Akt für ben norbdeutfhen Bund fich 
vollzieht, wird biefer Alt auh für ganz Deutihland, auf für das 
Deutſchland jenfeits des Mains vollzogen fein und zwifchen dieſem 
Moment und ber Ausführung in ben füdbeutichen Staaten wird, wie id 
glaube, ein Zeitraum liegen, der nur nad) Monaten zu berechnen fein wird. 
Meine Herren! Das ift der Standpunkt, welden id mit vollem Bewußtfein 
bem vorgelegten Gefetentwurf gegenüber eingenommen babe, unb idh bitte 
Sie, ben vorgelegten Gejeßentwurf von biefem Standpunkte aus zu würbigen. 
Ich Tann ben Gedanfen auch fo ausdrüden: obwohl es fih zur Zeit nur um 
eine Gefeggebung für das landrechtliche Gebiet handelt, fo babe ich dennoch 
in bielem GSefegentwurf ben Standpunkt des PBarticularismus aufs 
gegeben... .” 


Die beiden nordſchleswigſchen Abgeorbneten verweigern nit nur 
bie Ableiftung des Eides, fondern legen nunmehr ihrerfeits ihre 
Mandate nieder, um die däniſche Agitation im Gang zu erhalten. 

— Nov. (Preußen: Kurheſſen). Auch in Kaffel wird ein „beuticher 
Bollsverein in Kurheſſen“ gegründet. 


Das Programm verlangt ähnlich wie in Hannover bie politifche Finigung 
ber gefammten deutſchen Nation auf Grundlage der in dem Schatten 
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mungsrecht wurzelnden Sleihberehtigung und Gelbftänbigfeit ber ein= 
zelnen Stämme und Länder, foweit bie leßtere nicht den Forberungen einer 
nothiwendigen gemeinfamen Geſetzgebung entyegenfteht. 


— Nov. Mordd. Bund). Eröffnung des Bundesraths durch den Prä⸗ 
fidenten des Bundeskanzleramtes Delbrüd, 


1. Dec. (Preußen). Abg.-Haus: Budgetbebatte, Etat des Auftiz- 
minifteriums, Die von ber Regierung im Budget eingeftellte Po: 
fition von 1000 Thlr. für Hilfsrichter am Obertribunal gibt Ber: 
anlaffung zu einem gewaltigen Sturm: der Juftizminifter Leonhardt 

ſchleudert der Meajorität den Handſchuh in's Geſicht. Bei der 


Abſtimmung wird die Poſition mit 192 gegen 160 Stimmen ben: 
noch gejtrichen. 

Antrag Zweitens: „Die Stellvertretung der Obertribunals:Räthe durch 
Richter, welche nicht etatsmäßige Mitglieder des Dbertribunals find (fog. 
Hilfsrichter), für unzuläffig zu erklären; demgemäß die für eine ſolche Ver: 
tretung geforderte Summe von 1000 Thlr. nit zu bewilligen.“ Wind: 
borfts: „Die Erwartung auszufprechen, daß bei der bevorftehenden Organi= 
fation des höchſten Gerichtshofes die Stellvertretung einzelner Mitglieber 
besjelben durch dem Gerichtshofe nicht angehörige Richter ausgelchloffen werde.“ 

Debatte: Zuftizminifler: „.... Meine Herren! Was wollen Sie 
eigentlich mit Shren Anträgen, und was fünnen Sie mit ben Anträgen er: 
reihen? Der Antrag gebt dahin, die Pofition von 1000 Thlr. zu flreichen. 
Das Motiv ijt, weil die Beſchäftigung von Hilfsarbeitern gejeglih unzus 
Yäffig fei. Der Antrag ift vollfommen begründet, wern das Motiv begründet 
iſt. Was Sie nun wollen mit Ihrem Antrage, das ift nicht etwa, daß das 
Geld geipart wird, das liegt Ihnen ja ganz fern; Eie wollen vielmehr dur 
Ihren Antrag erreichen, daß Hilfsarbeiter nicht zugezogen werden. (Sehr 
rihtig! links. Nun fünnen Sie aber möglicher Weife erreichen, baß das 
Geld gejpart wird; aber das können Sie nicht erreihen, daß Hilfsarbeiter 
nicht zugezogen werden. (Sehr gut! Bravol auf der rechten Seite.) Ich er: 
Höre Ihnen wenigftens, daß dieß Ihr Wollen nicht in Erfüllung gehen wird, 
(Lebhafter Beifall rechts.) Ich ‚bin nicht einen Augenblick zweifelhaft, daß 
die kgl. Staatsregierung in diefem Punkte mit mir vollfommen einveritanden 

‘ fein wird. Meine Herren! Jh bin von Sr, Maj. berufen, in einem großen 
Reihe die Rechtsordnung aufrecht zu erhalten; ich führe die DOberaufficht 
über bie Gerichte und ich bin verantwortlich für eine prompte und unpar: 
teiifche Mechtspflege im Lande. Diefer meiner Aufgabe — barauf können 
Sie Sich verlaffen — werde ich gerecht werben und werbe meine Aufgabe 
nöthigenfalls erfüllen mit derjenigen Energie bes Willens, die wenig oder gar 
nichts zu wünſchen übrig laffen wird, Meine Herren! Täufchen Sie Sid 
body nicht in meiner Perſon! Täuſchen Sie Sich nicht buch Zeitungsnach⸗ 
richten, welche meine Verwaltungs s Principien hin und wieder, aber feines: 
weges in correcter Weife befprechen. Ich habe gar feine liberalen Neigungen 
(Hört, Hört! Tinte), ich Tiebe e8 noch viel weniger, mit politiſchen Parteien 
zu Tiebäugeln. (Lebhaftes Bravo, rechts.) Meine Herren! Was wird denn 
nun geihehen? ya, wehn es fein muß und ich micht anders kann, jo werbe 
ich Hilfsarbeiter beim Obertribunal ‘anftelen mit Tiäten, und werde biele 
Diäten zahlen lafjen, und werde biefe Diäten dann Ihnen auf bem Etat in 
Rechnung feßen. Das ift der Fall des Conflictes; der wird von ber Tal. 
Regierung wahrhaftig nicht gefucht, aber wenn bie Regierung nicht anders 
kann, muß fie ben Conflict annehmen. (Große Senfation, hört, hört! links, 
Zuftimmung rechts.) Aber, meine Herren, man braucht jo weit nicht borzus 
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fhreiten, und, wie gejagt, ich werde es auch.nicht thun, wenn auf eine andere 
Weiſe angemefjen gejorgt werden Tann für bie Rechtsordnung im Lande, 
Wollen Sie Sich vielleiht aber einmal klar machen, welche Folge Fünnen 
Sie nebenbei erlangen durch Ihren Antrag, bie Eie nicht erreichen wollen, 
die Ihnen reichliches Aergerniß bereiten? Ein Yuftizminifter, der in bie Lage 
verfegt wird, zur Uebung ber Rechtsordnung Hilfsarbeiter zuzulafien, und 
von dieſem feinem Rechte vollitändig überzeugt ift, findet vielleicht Mittel, die 
ihm an fich fehr unerwünſchte find, die ihn aber in die Lage verfegen, feinen 
Willen burchzufeßen, ohne gegen Ihre Refoluiion zu verjtoßen, das heißt, 
alſo Hilfsarbeiter anzuftellen, ohne für fie Diäten in Anfpruch zu nehmen. 
Ich Helle Shnen zur Erwägung VBerfchiedenes, was ein Juſtizminiſter in 
ſolcher Bedrängniß thun kann; zuvörderſt kann er fehr firenge Principien an: 
wenden im Betreff ber Beurlaubungen, ober, wenn er ben Utlaub bewilligt, 
dann nur dann, wenn ber Beurlaubte aus eigenen Mitteln fiir bie Stell: 
vertretungsfoften ſorgt. Das ift hart und unbillig, aber vielleicht nicht zu 
vermeiden. Diejenigen Mitglieder bed Tribunals, welche bier in dem Haufe 
Sig und Stimme haben, wird ber Juftizminifter nicht anders behandeln wie 
die übrigen Beamten bes Landes. Wenn die Iegteren Stellvertretungskoften 
zahlen, wird er auch den Mitgliedern bed Dbertribunald von ihren Beſol⸗ 
dungen Abzüge machen laſſen (Sehr richtig! rechts), und wenn bann bie 
Herren eine NRechtsbelehrung bei den Gerichten des Landes juchen, bann wers 
ben bie ihnen Nechtsbelehrung wohl zu Theil werben laffen. (Bravo! rechts, 
Oho! links.) Aber, meine Herren, ich glaube, daß hier im Rande patriotiſche 
Mitglieder der Appellationsgerichte vorhanden fein werden, bie, im Befit hin⸗ 
längliher Mittel, fich erbicten werben, ohne Diäten Hilfe zu leiften beim 
Obertribunal. Das ift auch ein Weg, ein unerwünſchter Weg, den dann ein 
Suftizminifter zu gehen bat. Denn unter folden Umſtänden wirb leicht ein 
Anfpruch auf Beförderung gewährt, und ſolche Gewährungen find vom Uebel 
und jebenfall8 nit von Nuken. (Zufimmung.) Drittens, meine Herren, 
allen jelchen Anträgen gegenüber wird der Zuftizminifter leicht in die Lage 
gedrängt, mit aller Schärfe und Schroffheit den Grundſatz durchzuführen, 
Sr. Maj. nie ein Mitglied an ben Appellationsgerichten zum Obertribunal 
in Vorſchlag zu bringen, von dem er nicht mit größter Sicherheit annehmen 
fann, daß er nit ein Mandat zum Abgeorbrretenhaufe annehmen wird. 
(Oho! links.) Meine Herren! Ih babe Ihnen voraus gejagt (Ruf: „Sa, 
ja!“), daß Sie viel Nergerniß nehmen würden an mir, (Sehr wahr! Bravo!) 
Das babe ich Ihnen voraus gefagt, habe Ahnen voraus gelagt, daß das 
Folgen wären, die mir durchaus unerwünfcht feien, und daß Sie mich nicht 
in eine ſolche Lage verjegen mögen. (Sehr gut! Oho!) Sch muß damit 
ſchließen.“ (Lebbaftes, erneutes Bravo rechts; ftarfes Zifchen und ironifche 
Bravo’s Tinte.) — Große Aufregung berricht im Haufe. In fihtbarer Er: 
regung befteigt der Abgeordnete Tweſten die Tribune: „Selbft zur Zeit des 
ſchwerſten Berfaffungsconflicts find uns nicht folde Drohungen und Provos 
cationen entgegengefchleudert worben, wie wir fie heute aus dem Munde bes 
Zuftizminifters gehört. (Stürmifcher Zuruf.) Heute, wo es fih um eine 
Summe von 1000 Thlen. handelt, fagt uns der Zuftizminifter, wenn wir 
bier auf unferer Ueberzeugung beftänden, würden wir auf feiner Seite einer 
Energie begegnen, bie felbit vor einem Verfaffungsconflict nicht zurüdfcheuen 
würde. Das geht über Alles hinaus, was uns bisher geboten worden ift! 
(Stürmifcher Beifall.) Ich Hoffe zwar, der Herr Minifter wird fih noch 
befinnen, ehe er mit feinen Drohungen Ernſt macht, ich hoffe, feine Entjchlüffe 
find nicht unabänderlih. Im Sabre 1866 bat er den Sieg ber Defterreicher 
über uns herbeizuführen geſucht, im Jahre 1868 unterzeichnet er das Beſchlag⸗ 
nahmedecret gegen feinen früheren König. (Stürmilche Zurufe und Unters 
bredung im ganzen Haufe.) Ich hoffe alfo, daß er auch bier einer Aendes 
rungenicht unzugänglich fein wirb, benn wenn wir eine Summe abfegen, 
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und er erflärt, er gibt fie dennoch aus, fo if dieß ein Berfafjungsconflict 
(Ruj: Bruch!“), vor beim er — wie id glaube — doch zurüdichreden 
wird, Auch ich wünfche die Zuziehung von Hilfsrichtern bei Beſchlüſſen des 
Obertribunals geſetzlich ausgeichlofien zu jehen, und zwar nicht, wie der Herr 
Minitter meint, ber geringeren Koflen wegen, ſondern, um die Unabhängig: 
feit des Gerichts nicht noch mehr zu gejährden. Etreihen Sie deßhalb 
bie Rofition und erwarten Eie, was ber Regierung belieben wird, zu thun.“ 
(Lebhaiter, anhaltender Beilall links, Ziſchen rechts.) Juſtizminiſter: 
„Wenn ber Herr Abg. Tweſten für gut beiunten hat, mich perſönlich anzu⸗ 
greiien, jo bemerke ich dem gegenüber, daß ich Feine Vertheidigung habe. Ich 
fann fein Wort darauf erwidern, weil ein Eib mich bindet.” (Senfation.) 
Sacoby: „Ih bin in Feiner Weiſe erregt; wir hörten ja heute nur aus⸗ 
jprehen, was wir feit Jahren erleben.” (Senlation.) Birchow: „Wohin 
fommen wir, wenn bie Minifler mit einer foldden mala fides in dad Haus 
treten? Bor dem Privatrecht dieſes Landes flieht das Öffentliche Recht und 
ber Juſtizminiſter ift nicht bleß berufen, ein Hort für das Privatrecht zu 
fein, ſondern er ſoll in exiler Linie ein Hort fein für bie Berfajjung des 
Landes. Dieß iſt gerade einer ber Tunfte, in been fich ber Borgänger bes 
Minifters fchwer gegen das Land verjünbigt bat. Die Conſequenz davon ift 
einfach die, daß fi der Minifter über bie geleßgebenden Factoren flellt, daß 
er von feinem Berbleiben im Amte das Wohl des Staates abhängig madıt. 
Jene Herren (nad rechts beutend) haben allerdings die Borflekung, daß ein 
Minifterwechjel eine mit dem Königthum unvereinbare Vorausſetzung fei; 
wenn aber das abjolute Königthum einmal den Schritt zur conflitutionellen 
Verfaſſung gethan Bat, jo muß es fi auch an diefen Gedanken gewöhnen.“ 


2. Dec. (Nordd. Bund). Graf Bismard ehrt von Varzin zurüd 


u 


und übernimmt wieder bie Geſchäfte als Bundeskanzler und Mi- 
nifterpräfibent. 


„ (Preußen). Abg.:Haus: Die fog. Confiscationscommilfion läßt, 

nachdem fie das Decret wegen Beſchlagnahme bed Vermögens bes che- 
maligen Königs von Hannover vielfach amendirt hatte, alle dieſe Beſchlüſſe 
wieber fallen, anerfennt einfach die Verfaffungsmäßigfeit ber E. Verordnung 
und genehmigt einen Gefeßesentieurf, wonach die Beichlagnahme britten gut- 
gläubigen Erwerbern ac. gegenüber durch F. Anordnung, in allen übrigen Fällen 
dagegen nur burd ein Geſetz, b. h. nur mit Zufimmung beider Kammern 
aufgehoben werben fol. Verſchiedene Anträge, ausdrücklich zu beflimmen, 
daß die Ueberſchüſſe über bie Verwaltungsfoften zur Ueberwachung und Ab- 
wehr der gegen Preußen gerichteten Unternehmungen bes Königs Georg und 
feiner Agenten zu verwenden, erhalten feine Mehrheit; ebenfo wenig ein An⸗ 
trag, ben Vertrag einfach zu annulliren. 


3—4.Dee. (Preußen). Abg.:Haus: Budget, Minifterium des Innern. 


Trotz ber Aufregung in ber vorhergehenden Situng ruhige Debatte 
über die verheißenen Reorganilationen auf Grundlage ber_Selbit: 
verwaltung. Antrag Solgers. Erklärungen des Minifters des Innern. 
Borlage für Schaffung von Provinzialfonds für die alten Provinzen. 
Selbſt Walde erflärt fih zur Annahme von Abſchlagszahlungen 
durch Fleinere Fortfchritte, wofern biefe nur in der Richtung feiner 
Ziele liegen, bereit, verwahrt fi aber gegen jede Zuftimmung zum 
ſtändiſchen Principe. Braun bringt die Beſchwerden Nafjaus zur 
Eprade, v. Bennigfen gibt eine ausführliche Darlegung ber Ber: 
hältniffe in Hannover, 
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Antrag Solgers, zu beichließen: „bie k. Staatsregierung aufzufordern, 
eine vollftändige Reorganifation ber gefammten inneren Verwaltung, in fo 
weit fie gegenwärtig zum Gefchäftsfreife ber Regierungen gehört, in Weber: 
einftimmung mit ben für eine neue‘ Ordnung ber Gemeinde-, Kreis: und 
ProvinzialsBerfaffungen zu erlafjenden und bereits theilweife in Ausſicht ges 
ftellten Gefegen balbmöglichft berbeizuführen und in ber nächſten Sikungs- 
periode des Landtages bie desfallfigen Gelege vorzulegen.“ 

Erklärungen des Minifters des Innern Graf Eulenburg: 
‚SH will mid nur mit dem Antrage bes Herrn Abg. Solger beichäftigen. 
Vom Standpunkte ber Regierung aus muß ich ber Annahme des Antrages 
wiberfpredyen, weil er in feinem erften Theile etwas ausbrüdt, womit bie 
Regierung einverftanden ift und was fie auszuführen fchon begonnen bat, 
und weil er in feinem zweiten Theile eine Forderung ftellt, welche bie Res 
gierung unmöglih erfüllen Tann. M. H.! Eine Neorganifation ber Ver: 
waltung kann doch nur dann gerecdtjertigt erfcheinen, wenn entweder die big= 
berige Organifation fo verrottet, baß fie feinen Tag aufrecht erhalten werden 
fann, oder wenn für eine neue Organifation alle diejenigen Bajen feftftehen, 
auf welden bie neue Ordnung gegründet werden fol. Nun ift von allen 
Seiten des Hauſes her immer betont worden, daß der Ruf nad Selbfiver- 
waltung und Decentralifation täglich lauter und allgemeiner werbe und in 
Folge deffen eine neue Organifation erforberlich fei. Laut und allgemein ift 
der Ruf nach Decentralifation und Selbfiverwaltung, aber nad) meiner An⸗ 
fiht ein bischen wüfl. Denn wenn man fragt, was ber Einzelne darunter 
verfieht, ift Seber anderer Anficht. Aber darüber werben die Herren einig 
fein, daß man unter Eelbfiverwaltung nicht verfteht, daß die ganze Staate- 
verwaltung in bie Hände von Gorporationen übergeht. Ich meine, die Selbit: 
verwaltung kann nur derartig beftehen, daß nah und nach der Staat bier 
jenigen Branchen der Verwaltung, deren er nicht bebarf, in die Hände com= 
munaler Verbände legt, unb außerdem diefe communalen Verbände an bie 
Leitung gewilfer Sachen berantreten läßt und fie für gewiſſe Zmede durch 
Gutachten oder — fol ich jagen — durch Adminiſtrativ-Juſtiz entfcheidend 
einwirfen. Eine gleichzeitige Verwaltung communaler und jtaatliher Behör⸗ 
ben würbe ich für ſchädlich halten, benn fie würde zu Neffortftreitigfeiten 
führen, welche bie Herren gerade am wenigften wünſchen. Weun Eie unter 
Selbſtverwaltung das verftehen, ift die Negierung nicht bloß mit bem Ge⸗ 
banfen einverftanden, ſondern bat bereit8 Hand an das Werk gelegt. M. H.! 
Es ift ber Provinz Hannover ein Regulativ vorgelegt worden, und in dem 
Provinzial-Landtage hat man dasſelbe für bie Selbjtverwaltung ber Provinz 
Hannover angemefjen gefunden. Die ganze bee bes Negulativs ift vielfach 
beiprochen und, wie ich glaube, auch fehr falfch aufgefaßt worden. Das Ge⸗ 
jet von Hannover enthielt bereits beftimmte Paragraphen, welde den Pro= 
vinzialftänden das Recht geben, über die Eitungsperiode hinaus das Necht 
und bie Gelder ber Provinz zu verwalten. Wenn in biefer Beziehung bie 
Regierung dem Landtage ein Negulativ vorlegte, nicht etwa wie ein Gefet, 
ſondern als einen Plan, dann war fie bazu bewogen, weil fie wünſchte, daß 
bie verjchiedenen Provinzen über die Einrichtung ihrer provinziellen Verwal: 
tung conclubiren. Diejes Regulativ bat bei beim hannoverſchen Landtage Ans 
Hang gefunden, ift durchberathen und als dasjenige der Negierung unters 
breitet worden, welches im Intereſſe der Provinz Hannover liege, und bat 
bie ftaatlihe Genehmigung erhalten. Ich glaube, daß die Provinz im Als 
gemeinen mit ihrer Einrichtung fehr wohl zufrieden ift, und, wenn man bers 
gleihen Einrichtungen auf andere Provinzen überträgt, daß man ein fehr 
gutes Mittel habe, bie Selbftverwaltung bes provinziellen Lebens in einer 
ber Provinz beilfamen, für ben Staat entfprechenden Form fi entwideln zu 
laſſen. Was für die Provinz Hannover jetzt fertig geworben ift, denkt bie 
Regierung nad und nad auf alle übrigen Provinzen zu übertragen: ich aqe 
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nicht, daß das durch bie beftehenben Landtage gefchehen fol. Die Regierung 
denkt alio, Provinzial-Ausſchüſſe bilden zu laffen, welche zunächſt bie Aufgabe 
haben, das provinzielle Vermögen in voller Selbfiverwaltung zu ordnen, und 
eine ſtaatliche Auffiht nur in fo weit eintreten zu laflen, als fie unbedingt 
nothwendig if. Die Regierung bat dabei ben Zwed im Auge, diefe Ber: 
waltungsausihüfje ber Staatsverwaltung zur Seite zu fielen und mit ber 
Zeit biefen Ausihüffen einen Theil ber Negierungsverwaltung auizubürben, 
ihnen gutachtlihe Entjcheidungen zuzuweiſen, und dadurch eben ſowohl eine 
Erleichterung zu Ichaffen, als auch ihnen Entſcheidungen zu überlaffen, bie 
fie möglicher Weife jachlundiger enticheiden als bie Staatsbehörbe. — In 
gleicher Weife, wie dieje Organifation für die Provinzen angebahnt ift, benfe 
ih mir, Ausfchüffe für die einzelnen Kreife zu bilden. Eo werben ſich neben 
den Proviuzialausſchüſſen Kreisausfhüffe bilden und es fommt dann nur 
barauf an, hinterher im Wege ber Geſetzgebung auszufondern, was von Ar: 
beiten auf diefe Organiſation abgebürbet werben Tann. Ach bemerfe babei, 
bap, wenn Ihnen die Kreisorbnung nicht vorgelegt werden Tann, es dadurch 
fih entjchuldigt, daß bei einem Gefeb von ſolch enormer Tragweite Sie es 
für gerechtfertigt finden werben, wenn das Staatsminiiterium dieſe Frage 
mit den Hrn. Minifter-Präfidenten beräth, und fobald diejer Zeit gewonnen 
baben wird, ſich damit zu beſchäftigen und fein Einverftändniß erklärt haben 
wird, kann die Vorlage ohne Weiteres erfolgen. Wenn Sie die Kreisorbnnung 
fih anjehen, werben Sie finden, daß der Kreis vertreten fein fol durch einen 
Ausſchuß; jo wird es leicht fein, ben leitenden Gedanken zu finden. M. H.! 
Ich meine, wir fünnen an bie Reorganifation der Verwaltungsbeanten nicht 
eber fejle Hand anlegen, als Eis wir bie Balen feitgeftellt haben, auf denen 
eine neue Organilation bejtellt werben fol. Sie ftellen ja Alle felbft nicht 
in Abrede, daß Sie eigene Berwaltungsbebörden daneben Taufenb neben ber 
Selbſtverwaltung nicht wünjden, nicht wollen; wenn Sie aber das als 
Grundfag proelamiren, dann muß für bie Selbfiverwaltung Organ und Ber: 
fonal gewonnen fein, um zu fehen, in weldyer Form fie gefchehen muß. Sollte 
bie vorzulegende Kreisorbnnung in ihren Hauptgrundzügen Ihre Zuftimmung 
finden, und fie noch in dieſer Seifion zu Stande kommen, fo wirb barauf 
ein Provinzialftatut vorgelegt werden, während die Gemeindeordnung ber 
Folgezeit gehört. Dieſes, m. H., ift vielleicht eine ſchwere, langſehende Aus: 
führung, aber das ift eine nothwendige Arbeit. Laflen wir nicht ein Ge⸗ 
bäude wie Häuferfpeculanten auf ſchlechtem Fundament mit fchlechtem Mörtel 
errichten, das zufammenftürzend die Bewohner begräbt, laſſen wir es auf 
feften Grunbfleinen und Grundmauern errichten, bamit wir, je nachdem bie 
Gelegenheit fich bietet, den Hausbau barauf fihern; das wird mehr fördern, 
als wenn wir mit wüſtem Schreien ohne Hintergrund immer nad Selbft- 
verwaltung verlangen.” — Am zweiten Tage erklärt ber Minifter des 
Innern, daß er geftern nicht die Grundſätze des Solgerfchen Antrags für 
unannehmbar erklärt babe, fondern nur die Forderung ber Vorlegung bes 
bie Organifation der Staatsbehörben betr. Entwurfs in nächſter Selfion, 
weil fie unmöglich ſei. Was aber die Provinzial: und Gemeindeorbnung be: 
treffe, fo verfpreche er nah Annahme ber Kreisordnung in biefer Selfion bie 
Vorlage der Provinzial: und Gemeindeordnung in ber nächſten. 

Was den Gefebentwurf behufs Schaffung von Brovinzial: 
fonds aud für die altpreußifhen Provinzen betrifft, fo wurden 
dem vereinigten Landtage 1847 zwei Mill. Staatsſchulbſcheine und 500,000 
Thlr. baar überwiefen zur Bildung von ProvinzialsHülfskaffen, von welchen 
bie Zinfen zur Hälfte zur Unterftüßung des Sparfaffenweiens, ein DViertel 
zu einem Zufchlage zum Stammvermögen und ein Viertel zur freien Ver- 
fügung ber Provinzialftände beitimmt war. Der nun eingebrachte Geſetz⸗ 
entwurf fol die beſchränkte Zinsverwendung, fowie bas Rückfallsrecht an ben 
Staat aufheben und das angewachlene Stammvermögen ben Provinzial und 
Gommunalftänben zur Verfügung ftellen. 
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Nach Schluß der allgemeinen Debatte wirb ber Antrag Solger 
mit großer Majorität angenommen. 


5. Dee. (Preußen). Abg.:Haus: Budget, Minifterium des Innern. 


Debatte über die Verwaltungsorganifation Hannovers. 

Der Forderung bes Minifters: 93,225 Thlr. für drei Regierungen ftatt 
ber bisherigen ſechs Landbrofteien ftehen gegenüber: ein Antrag von Lauen: 
fein, die Regierungsforberung mit bem Vorbehalte zu bewilligen, daß bie 
Negierungen die bisherige Competenz ber Panbdrofteien behalten; von v. 
Bodum:Dolffs auf Fortdauer des Proviforiums mit ben bisherigen 
Mitteln; von Virchow auf Bewilligung eines Pauſchquantums von 93,000 
Thlen. für ein ferneres Proviforium; von Glafer und Groſchke auf Be: 
willigung von 118,750 Thlrn. für die definitiv beizubehaltenden ſechs Land: 
drofteien; und von den Commiſſarien bes Haufes auf Bewilligung 
von nur 60,825 Thlrn. für nur eine Regierung. 

Der Minifter des Innern ergreift viermal das Wort, um fich fehr 
entfchieden gegen die Fortdauer bes Proviforiums, namentlich aber gegen bie 
von den hannoverſchen Nationalliberalen gewünichte Bidung nur Einer Res 
gierung zu erklären, zumal damit die Webertragung bes Volksſchulweſens 
und die beftehende Aemterverfaffung unvereinbar wären. Dem Abg. v. Bene 
nigfen, der bie Eine Regierung polemifch vertheidigt, antwortet der Mi: 
nifter ſehr gereizt: daß er ihm und feinen Collegen zu liebe „planlo8 und 
energielos“ gewejen, und daß fie am wenigften bas Recht hätten, ihm Vor⸗ 
wurf zu machen für die Rüdficht, die er ihnen bewiefen, freilich mit Undank. 
Denn fie ließen die Regierung bei jeder Gelegenheit im Stich, wo e8 ihnen 
nicht pafje, und wenn es 1000 Thlr. wären. 


Bei der namentlihen Abftimmung wirb die Regierungsforberung 
mit 169 gegen 166 Stimmen abgelehnt und Dagegen das Amende- 
ment Glaſer-Groſchke mit 172 gegen 151 Stimmen angenommen. 


„ (Preußen). Abg.:Haus: Budget, Minifterium des Innern. 
Die 40,000 Thlr. geh. Ausgaben werben mit 228 gegen 109 
Stimmen bewilligt. 


„» (Breußen). Abg.Haus: Budget, Minifterium bes Auswärtigen. 
Die Commiſſion beantragt, den ganzen Etat von 1870 an auf ben- 
jenigen bes norbd. Bundes zu übernehmen, v. Hoverbeck (Fortſchritts⸗ 
partei), die Gefandtf&haften innerhalb des Bundes zu ftreichen. Graf 
Bismarck erflärt fi für jenen und gegen diefen Antrag. Die Mas 
jorität jtimmt ihm bei, 

Graf Bismard bemerft im Anſchluß an feine vorjährige Aeußerung: 
baß er eine Uebertragung des auswärtigen diplomatifchen Dienftes in feiner 
Geſammtheit auf das Bundesbudget als eine nothwendige Vervollſtändigung 
der Bundeseinrichtungen anſehe, und daß er aus den vertraulichen Verhand⸗ 
lungen mit unſeren Bundesgenoſſen die Ueberzeugung gewonnen habe, dem 
Reichstag bei feinem nächſten Zuſammentreten ſchon eine ben Wünſchen ber 
Antragfteller entfprechende Vorlage machen zu Tünnen. Er flimme ber Ans 
ficht bei, daß die Webertragung des auswärtigen Budgets auf ben Bund auf 
das Ausland wie auf das Inland einen ftarfen Eindrud üben werbe, und 
biefe Anfiht Habe ihn auch hauptſächlich beflimmt, bee Sache von Haus 
aus die bier erftrebte Richtung zu geben. Auf bie verbündeten Höfe würbe 
die Maßregel auch Feineswegs einen unangenehmen Eindrud machen; dieſe 
hätten fie inmer als eine Frage ber Zeit betrachtet und und ſchon im vo— 
rigen Jahr ein Entgegenfommen beftätigt. Warnen möchte er jedoch bavor, 
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bei biefer Gelegenheit bie Gonfequenzen nicht gerade auf die Spike ber Doctrin 
zu treiben, Theoretiſch könne er bem Vorredner ganz recht geben, aber auf 
bem biplomatifchen Gebiete fei bie Theorie noch grauer, fomme fie noch we⸗ 
niger zur Geltung, als im gewöhnlichen Leben. Ein praftifches Bebürfniß 
zwinge ung, bie Geſandtſchaften im Bunde beizubehalten, benen man viel: 
leicht fpäter eine andere Form und eine andere Benennung geben, bie ſich 
vieleicht auch in Jahr und Tag als überflüffig berausftellen könnten; den 
Bunbdesinftitutionen ſolle man auch in diefem Gebiet Zeit zur Ausbildung laffen. 


10. Dec. (Preußen). Das Abg.-Haus beichließt die Aufhebung ber 


nafjauifhen Landesbank als Staatsintitut und caffirt eine conjer: 
vative Abgeordnetenwahl wegen allzu grober Beeinfluffung durch ben 
Landrath. 


11 — 12. Dec. (Preußen). Abg.Haus: Budget, Etat des Cultus⸗ und 


12. 


13. 


14. 


15. 


Unterrichtsminiſteriums. Heftige Angriffe auf das Syſtem des Mi⸗ 
nifters, bie indeß von biefem nicht ohne Glück abgewieſen werben. 
[Es ift eben fchwierig, einen „Geiſt“ anzugreifen.] Rede Virchows 
über die auf dieſem Gebiete maltenden tieferen Gegenſätze. 

„ (Sadfen). Geburtstag des Könige. Der Bundeskanzler geht 
jelbft nad Dresden, um den König zu beglüdwünfcen. 

„ (Altenburg). Der Landtag nimmt die Vorlage ber Regie⸗ 
rung betreffend bie Aufhebung des Confiftoriums und deſſen Um: 
geftaltung in eine collegialiich organifirte Abtheilung des Minifte- 
riums mit allen gegen 2 Stimmen an, 

fireicht jedoch die Beſtimmung ber Borlage, bag in ber neuen Minifterial- 

behörde die Mitglieder geiftlichen Standes die Mehrzahl bilden follen. Die 
überwiegende Mehrzahl ber Geiftlihen bes Landes hatte gegen die Regierungs⸗ 
vorlage petitionirt und ein Gutachten des geb. Hofrathes Dr. Albrecht in 
Leipzig beigebracht, welches ihre Petition unterftügt und nachweist, daß zu⸗ 
vor Gonfiftorium und Synode gehört werden müßten, und baß durch bie 
Negierungsvorlage zumal ohne gleichzeitige Cinführung einer Presbyterial- 
und Synobal:Berfaffung bie bisherige Kirchenbehörbe in eine Staatsbehörbe 
umgewanbelt werbe, 
» (Preußen). Abg.Haus: Der Antrag Guerards unb ber Frei: 
eonfervativen auf Nevifion bes Art. 84 der Verfaſſung (bez. Rede⸗ 
freiheit) wird auch in zweiter Lejung mit. allen gegen blog 20 St. 
Angenommen. 

Budget, Etat des Cultusminifterd. Debatte über das heſſiſche 
Conſiſtorium in Marburg. Die Commiſſion beantragt, die Pofition 
zu ftreihen und von ber Regierung eine fpecielle Vorlage zu for- 
bern. Der Eultusminifter wird mit Nachdruck angegriffen und bei 


ber Abftimmung bie Poſition geſtrichen. 


„Mordd. Bund). Preußen beantragt auf ben Wunſch ber 
babifchen Regierung im Bunbesrathe, „im gemeinfamen nationalen 
Intereſſe“ mit Baben eine Uebereinkunft abzufchließen, nach welcher 
„Tünftig Bundesangehörige in Baden und badiſche Stantsangehörige 
innerhalb des Bunbesgebiets fih ber Mufterung zu unterziehen und 
ihre Militärpflicht abzuleiften berechtigt fein ſollen“. 
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15. Dee. (Breußen: Schleswig-Holfein). Aufregung tn Folge ber Hänel- 


17. 


18. 


19. 


20. 


23. 


24, 


ſchen Reben im Abg.-Hauſe für die Beichwerben bes Landes, Zahl- 
reiche Zuſchriften an den Abgeordneten und eine Volksverſammlung 
in Kiel erklären ihre Zuſtimmung. 


„ (Breußen). Herrenhaus: Debatte über ben Beſchluß bes Ab⸗ 
geordnetenhauſes bez. der Reviſion des Art. 84 der Verfaſſung 
(Redefreiheit der Abgeordneten). Graf Bismard erklärt ſich An⸗ 
fangs ber Sitzung, ohne jedoch an ber Debatte ſelber Theil zu neh- 
men, für den Beſchluß bes anderen Haufes. Derfelbe wird jebod) 
mit 73 gegen 41 Stimmen verworfen. 

Die feudalen Blätter meinen, ber „unbeöfangler babe damit jein im 
norbd. Reichstag verpfändetes Wort gelöst und bie Frage möge num wieder 
liegen bleiben ; die liberalen Blätter find jedoch are eben nicht biefer An⸗ 
fiht und finden, daß Graf Bismard dem Herrenhaufe gegenüber feinen Ein: 
fluß nicht genügend in bie Wagſchale geworfen babe. 

Abg.-Haus: Löwe erneuert feine Anterpellation bez. ber Cartell: 
eonvention mit Rußland. Graf Bismard lehnt e8 ab, biefelbe zu 
beantworten: er gebe grundfählih niemals Auskunft über ſchwebende 
Verhandlungen mit fremden Mächten; die Negierung werde ben 
Zanbesintereffen gemäß handeln. Löwe erflärt, daß er fi einen 
bejonderen Antrag vorbebalte. 


» (Preußen). Das Herrenhaus beftätigt feinen Beihluß vom 
vorhergehenden Tage bez. des Guerard'ſchen Antrags. 


’ Br eußen). Das Abg.-Haus nimmt mit 154 gegen 134 Stim- 
men einen Antrag auf Aufhebung der Schlacht: und Mebliteuer an 
und vertagt ſich darauf bis zum 7. Januar 1869, ohne das Bubget 
erledigt zu haben. Die Regierung wird fid baber wieber Indem: 
nität ertheilen Jafjen, wie im vorhergehenden Jahre. 

„ (Eoburg: Gotha). Die Landtagswahlen in Gotha fallen 
neuerdings entjchieden gegen bie vom Herzog gewunſchte Verſchmel⸗ 
zung von Coburg und Gotha aus. 


„CLuxremburg). Wahl von 8 Mitgliedern, um welche ber Land⸗ 
tag neuerdings vermehrt mworben iſt. Die fämmtlihen Candidaten 
des Avenir, des franzöflichen Annerionsblattes, erleiden dabei eine 
vollftändige Niederlage, 

n (Meiningen). Landtag: Die Regierung legt demſelben ihren 
Vorſchlag im Domänenftreit vor. 

Derfelbe fließt fih ben Propofitionen des Dresbener Ob.-App.-Gerichtes 
in einzelnen Hauptpunften (Eivillifte, Theilung ber Ueberſchüſſe und Be⸗ 
fleuerung) an, weicht jedoch in ber Beſtimmung für ben Fall einer Theilung 
bes Eigenthums an ben Domänen, welches bier, allerdings mit Einſchluß 
des ſog. Schatullvermögens, zu 4 dem Lande, dagegen zu X dem herzogl. 
Hauſe anfallen ſoll, weſentlich von bemjelben ab, fo daß es wieder ſehr ums 
wahricheinlich wird, daß der Landtag darauf eingeben werde. Die von ber 
Regierung beantragte Staatsanleihe wird verfchoben, um fie als Handhabe in 
der Domänenfrage zu benützen. 

a 
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25. Dec. (Nordd Bund). Sachſen zieht feine. bisherige Geſandtſchaft 
in St. Petersburg ein. Der bisherige ſächſiſche Gelchäftsträger da- 
jelbft wird von Preußen dagegen zum Gefchäftsträger in Buenos 
Ayres ernannt. 

29. „ (Preußen: Hannover). Brof. Ewald in Göttingen wird im 
Preßprozeſſe auf Majeftätsheleidigung (in feinem Buche „Lob des 
Kriegs”) freigeſprochen. 

„  » Breußen: Naſſau). Die Nationalliberalen laden zu einer 

Berfammlung ein behufs Wiebervereinigung aller Liberalen Elemente 


bes Landes. 

Das Programm, auf welches bin eine „beutiche Fortſchrittspartei in 
Naſſau“ dort gegründet werden ſoll, will alle Jene einen, welche „im Dienſte 
der Nationalſache ihre Schuldigkeit ihun und für die Freiheitsrechte des deut⸗ 
ſchen Volkes überall mit Hingebung und Nachdruck eintreten“ wollen. Die 
Reſultate des deutſchen Krieges werden anerkannt und damit der Boden der 
Verfaſſung bes nordd. Bundes betreten, aber deren Reform auf verfaſſungs⸗ 
mäßigem Wege und deren Ausdehnung auf das ganze Deutſchland erſtrebt. 
Zu biefem Zwecke wirb eine einheitliche Erecutive burch ein verantwortliches 
Yunbesminifterium, Reform bes Bunbdesrathes, Herſtellung des Einnahme: 
und Ausgabe -Bewilligungsrehtes und bie Cinführung ber Grundrechte in 
bie Bundesverfaſſung, welche in ber preußiſchen Verfaſſung garantirt find, 
gefordert. In Betreff der inneren (preußifchen) Angelegenheiten wird ver: 
langt: „eine feite und liberale Regierung, welche bie Achtung ber übrigen 
beutfchen Stämme erringt und erhält”, Revifion der (preußijchen) Verfaf: 
fung und Reform des Herrenhauſes, Minifterverantwortlichkeit, volles Budget⸗ 
recht fir ben Landtag, Beſeitigung des ftändifchen Principe in den Kreis: 
und Provinzialverfaffungen, ein Volkoſchulgeſetz. 

30. „ (Medlenburg). Landtag: Ritter: und Landſchaft einigen fich, 
nur 50% der bisherigen Schladht: und Mahliteuer zu bewilligen. 

31. „ (Preußen) Der Auflizminifter befinnt fi bez. ber Hülfe- 
rihter am Obertribunal body eines andern und entläßt mit 1. Ja⸗ 
nuar 1869 von ben fieben 3. 3. an bemfelben bejchäftigten vorerft 
wenigftens drei. 

— „ (PBreußen). Gereizte Polemif der officidfen Preffe gegen ben 
öfterr. Reichskanzler Beuft und feine Politik, die, nach Ausweis feines 
neuejten Rothbuches, nur fcheinbar eine friedliche fei, in Wahrheit 
aber überall zum Kriege gegen Preußen fhüre 

— „Moordd. Bund). Der Bundesrath befchließt einftimmig eine 
gewiffe Vereinfahung feiner Gejhäftsbehandlung ohne Abänderung 
feiner Geſchäftsordnung. 

Eine nähere Mittheilung darüber gewährt einigen Ginblid in bie Ge: 
ſchäftsbehandlung des Bundesraths. Dieſelbe beſagt: Auf die beſchleunigte 
Erledigung der Geſchäfte im Vergleich zu dem früheren deutſchen Bundestage 
wirkt hauptſächlich die Stellung der Bevollmächtigten gegenüber ihrer eigenen 
Regierung hin. Am Bundestage in Frankfurt waren es Geſandte, welche 
nur nach den Inſtructionen ihrer Regierungen zu handeln oder vielmehr zu 
ſtimmen hatten, in der Regel das vom Hauſe ihnen vorgeſchriebene Votum 
verlaſen und zu Protokoll gaben. Im Bundesrathe iſt hiervon nicht die Rede; 
es wird discutirt und durch Aufſtehen oder Sitzenbleiben abgeſtimmt über 
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einen beftimmt formulirten Antrag, wie in jebem anderen Collegium, nur 
allerdings mit der Eigenthümlichkeit, daß 3. B. für alle anweſenden Preußen, 
für alle anwejenden Sachſen u. f. w. nur je eine Stimme abgegeben wirb, 
bie aber refp. für 17, für 4 u. f. w. oder nur 1 Stimme zählt. Ohne 
Zweifel wird jeder Bevollmäctigte in allen wichtigen Angelegenheiten, na⸗ 
mentlich in folhen, die für einen Staat von befonderem Intereſſe find, fich 
thunlichft über die Anfichten feiner Regierung zu informiren fuchen und ſich 
danach ober nach ben ihm etwa ertheilten Befehlen richten, aber zu einer 
förmlichen Snftructionseinholung, wie bei dem alten Bundestage, fehlt in ber 
Regel die Zeit, weil die der Abftimmung im Plenum zu Grunde zu legenden 
gebrudten Ausjchußberichte fih nur etwa zwei ober drei Tage in den Händen 
ber Mitglieder befinden. Eben deßwegen fcheint aber auch bas Bis jegt noch 
von ben meiften Regierungen befolgte Syftem, ihre dirigirenden Minifter oder 
fonjtige höhere Beamte, welche zu Haufe mit den bortigen Verwaltungss 
gefhäften fortleben, zu den Bundesraths-Sitzungen nach Berlin zu jchiden, 
dem ganzen Geift der neuen Einrichtung mehr zu entiprechen, als bie von 
einigen wenigen Regierungen, wie neuerdings von Medienburg und Lübed 
angenommene Mobdalität, ihren bei Breußen accreditirten und deßwegen immer 
in Berlin wohnhaften Gefandten auch die Stimmführung im Bunbdesrath zu 
übertragen. Die weitere Nachahmung diefes Veifpiels könnte ſchließlich dahin 
führen, ben Gefhäftsgang ber neuen Bunbesverfammlung dem ber alten 
ähnlicher zu maden, als gut if. In ben legten Situngen feiner bießjäh: 
rigen Seffion beichäftigte fich der Yundesrath mit einem Antrag Sachen: 
Weimars, welcher gewiffe anfcheinend unerhebliche Abänderungen ber Ge: 
Ihäftsordnung bezwedte. Bei weiten bie meiften Anträge, welche an ben 
Bunbesrath gelangen, gehen von Preußen aus. Sie werben während ber 
Vertagung des Bundesrathes, welche 3. B. in diefem Jahre von Anfang Juli 
bis Ende November dauerte, in dem preußifchen Neflort: Minifterium, vor: 
fommenden Falls auch im Staatsminifterium und ferner im Bundeskanzler⸗ 
amt vorbereitet und dann dem Bunbesrath bei feinem Wieberzufammentritt 
alle zufammen vorgelegt. Diefer kann nun in feiner eriten Siyung nichts 
anderes anfangen, als die einzelnen Sachen an bie zufländigen Ausſchüſſe 
veriveifen. Jeder Ausſchuß Kat dann zunächſt für jede ihm zugewieſene Sache 
einen Referenten zu wählen. Der Referent muß ſich in die Sade hinein ſtudiren 
und feinen Vortrag vorbereiten; auf Grund des legteren erfolgen bann die Aus⸗ 
ſchußberathungen und fchlieglich muß auch noch der Ausfchußbericht verfaßt, von 
dem Ausſchuß genehmigt und zum Druc befördert werden. Dieß alles erfor⸗ 
bert, namentlich wenn e8 fi) um größere Geſetzentwürfe oder zweifelhafte Fra⸗ 
gen handelt, mehr oder weniger lange Zeit, während welcher bie nicht zu ben 
betreffenden Ausſchüſſen gehörigen Mitglieder des Bundesrathes unnöthiger 
Weiſe in Berlin barren müfjen. ine wefentlihe Verbefferung für die nicht 
bort wohnhaften Mitglieder wäre es alfo, wenn ber Bundeskanzler bie für 
den Bundesrath beflimmten Anträge direct ben zuftändigen Ausſchüſſen zu⸗ 
wiefe und den Bunbesrath felbft erft dann nach Berlin beriefe, wenn bie 
Ausihüffe mit ihren Arbeiten fertig und die Ausſchußberichte gedrudt 
find. Aber auch für die Ausfchußmitglieder wäre noch eine Erleichterung 
zu bewirfen, wenn nämlich ber in Berlin wohnhafte Präfident eines Aus⸗ 
ſchuſſes (in allen führt Preußen den Vorſitz) die ihm vom Bunbesfanzler 
übergebenen Anträge im Abdrud ben Ausſchußmitgliedern, ohne fie nad) 
Berlin zu berufen, in ihre Heimat fiden und zugleih Einen berjelben er: 
ſuchen würden, ſich anf das Neferat vorzubereiten. Der Ausihuß brauchte 
dann aud nicht eher einberufen zu werden, als bis der Referent mit feiner 
Arbeit fertig und alle Mitglieder genügend informirt find. Durch diefe Ver: 
befierungen ließe fih — abgefehen inmer von den Reichstags: und Zoll: 
parlaments»Selfionen — die Anwejenheit der nicht in Berlin wohnhaften 
Mitglieber auf eine fehr Turze Zeit zurüdführen, was gerade wegen bet 
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Nothwendigkeit ber Anwefenheit biefer Herren in ihrer Heimat fehr willfoms 
men fein würde. Diefe Verbefjerungen nun bezwedte der Weimar'ſche Antrag, 


welcher auf besfalljige Abänderung ber Gefhäftsorbnung gerichtet war. Bei 


ber Berathung dev Sache ergab ſich inbefjen, daß es dazu einer Abänderung 
beflimmter Baragraphen ber Gejhäftsorbnung gar nicht bedürfe, jondern daß 
ein einfaches Erfuchen an ben Bunbesfanzler genügen würbe, welches Erfuchen 
benn auch einhellig bejchloffen wurde. 


— Dee. Mordd. Bund). Auf den Antrag des Bundeskanzlers be: 


fchließt der betreffende Ausihuß des Bundesraths in diefem ben 
Antrag auf Einrichtung einer ſtehenden Schulcommiffion zu ftellen, 
wodurch die Berechtigung höherer Lehranftalten, Zeugnifje für die 
Reife zum einjährigen freiwilligen Militärbienite auszujtellen, nad) 
gemeinfamen Beflimmungen geregelt werben fol, Die auch für bie 
Anftelungen im Poſt- und Telegraphendienft des Bundes die Ent: 
ſcheidung geben werben. | 

„Mordd. Bund). Der (preuß.) Lanbesbirector dv. Flottwell 
wird zum walbedichen Bevollmächtigten im Bundesrathe ernannt, 
wodurd Preußen in bemjelben eine weitere Stimme zuwächſt. 
„Mordd. Bund). Die militäriihen Verhältniffe des Bundes 


werben als definitiv geordnet angejehen. | 
Die Berliner „milit. Blätter” bemerken dazu mit Nahbrud, es bebürfe 


- jegt „nur mehr eines kurzen Telegramm aus Berlin, um faft eine Million 


Soldaten unter bie Waffen zu rufen“. Den Kern ber Armee bildet bie 
preußifche, „welche mit ben ihr einverleibten früheren Contingenten bereits 
völlig zu einem gleichartigen Ganzen verſchmolzen ift*. Die definitiv preu= 
Bifchen Truppentbeile find gegenwärtig folgende: I. Feldtruppen 325 Batail- 
lone Infanterie, worunter 29 von ber Garde, 268 Schwadronen Cavallerie, 
worunter 32 von ber Garde, 1146 Geſchütze bei 11 Artillerie » Regimentern, 
worunter 96 Geſchütze von der Garde, 12 Bataillone Pioniere. Die Zahl 
ber Combattanten beträgt hienach, ohne Difiziere, in runder Summe 410,000. 
Hiezu treten die Bundes-Contingente mit rund 53,000 Combattanten in 43 
Bataillonen Infanterie, 36 Schwabronen Gavallerie, 126 Geſchützen, 14 
Pionier » Bataillon. Davon fommen in vorgedachter Reihenfolge auf Sachſen 
29 Bataillone, 24 Schwabronen, 96 Geſchütze, 1 Pionier:Bataillon; Braun: 
ſchweig 3 Bataillone, 4 Schwabronen, 6 Geſchütze, Feine Pioniere; Med: 
Ienburg : Strelig 1 Bataillon Infanterie; Großherzogthum Heffen 10 Ba⸗ 
taillone, 8 Schwabronen, 24 Gefhüte, % Pionier = Bataillon. II. Erfah» 
truppen. Preußen 107% Bataillon Infanterie, 67 Schwadronen Cavallerie, 
216 Geſchütze, 12 Pionier:Bataillone mit rund 128,000 Combattanten. Hie⸗ 
zu treten bie Bundes -Contingente mit 13 Bataillonen Infanterie (Sachſen 
94, Braunfchweig 1, Heffen 24), 9 Schwabronen Cavallerie (Sachſen 6, 
Braunfchweig 1, Heffen 2), 94 Geſchützen (Sachſen 18, Heflen 6) oder. 15,000 
Combattanten. III. Bejatungstruppen. Preußen 190 Bataillone Snfanterie, 
14 Sügers&ompagnieen, 483 Schwabronen u. f. w. ober 175,000 Combattan- 
ten. Hierzu 22,000 Combattanten der Bunbes:Contingente, im Ganzen aljo 
803,000 Mann ohne Offiziere, Train, Handwerker, befondere Formationen 
u. ſ. w. u. f. w. Die Verſchmelzung fo vieler ehemaliger Bundes: Gontin: 
gente mit bem Heere führte den Dffiziercorps zahlreiche neue Elemente zu 
und machte anbererjeits wieder Abgaben an die neuen Truppentbeile nöthig, 
welche an Stelle ber aufgelöften Contingente errichtet wurden. Zugleich be= 
bingte biefe Verſchmelzung eine ganz neue Landwehrbezirfs:Eintheilung , wo⸗ 
bei der Grundſatz feſtgeſtellt wurde, bie kleinen Verwaltungsbezirfe mit den 
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militärifchen zufammenfallen zu laffen und wieder jedem Infanterie-Regi⸗ 
mente feinen befonderen Ergänzungsbezirk zuzuweifen. Das Ergänzungss 
und Controlweſen wurde neu geordnet, die Verhältniffe ber Offiziere des 
Beurlaubtenftandes feitgeftellt und dabei zugleich die Offiziere in Neferve und 
Landwehr eingetheilt. Durch die neue Bezirkfseintheilung der Landwehr iſt 
auch die Zahl der Landwehr -Bataillone in den alten Landen Preußens ver⸗ 
mehrt worden. MWeberhaupt ift für bie Beſatzungsarmee nicht Unerhebliches 
geichehen, wohin namentlich zu rechnen ift, daß ber Grundſatz endlich vers 
laffen wurde, ben Bedarf an Beſatzung für jede Feſtung feftitellen zu laſſen, 
wodurch dag Mittel gewonnen worden, entbehrliche Feſtungs-Beſatzungen auch 
anderweitig im freien Felde, zu Etappendienften, Blokaden u. 1. w. ohne wei⸗ 
tere Umformung verwenden zu Tönnen. 


2. Die ſuddeulſchen Staaten. 


6. Jan. (Württemberg). Der offiz. Staatsanz. veröffentliht einen 


fehr heftigen Artikel gegen bie Erklärung vieler Mitglieber (und 
ſämmtlicher Dinifter) beider Kammern Badens für Umwandlung der 
nur bis 1877 geficherten Zollunion in eine dauernde Einigung und 
für Erweiterung der Competenz der Zollunion und daher bed Zoll: 
parlaments : 

„....Wenn etwas flar ift, fo iſt es der Widerſpruch, in weldem jener 
badifhe Aufruf mit dem Wortlaut ber vereinbarten Beftimmungen und bem 
Geiſte fich befindet, in welchem fie verabredet worden. Es muß baber gewiß 
auffallen, daß die Männer, deren Namen unter dem Aufruf jtehen, welche 
doch in ihrer Eigenjchaft als Stänbemitglieder von bem Inhalt der neuen 
een bean Tebiosh nähere Kenntniß baden follten, fein Bebenfen getragen 

aben, bem Tebiglih in Vollziehung diefer Verträge zu wählenden Zollparla- 
ment von vorn berein eine Aufgabe zu fielen, bei deren Befolgung basjelbe 
nothwendig liber bie Verträge hinwegfehen müßte, baß fie mit andern Worten 
die Abgeorbneten für das Zollparlament ohne weiter zu einem Verhalten 
verpflichten wollen, welches nichts geringeres in fich fihlöfle, als bie Verlegung 
ber eingegangenen Vertragsverbindlichfeiten. Im höchſten Grab überrafchen 
aber muß jedenfalls die Berbeiligung bei biefer Kundgebung von Seiten eines 
Minifteriums, beifen eines Mitglied die Uebereinfunit vom 4. Juni mitver: 
handelt bat, deſſen Vorfigender perfönlich bei dem Abichluß des Vertrags vom 
8. Auli thätig geweſen ift, und weldyes in jeiner Geſammtheit fehr genau 
weiß, daß die Zuftändigfeit des Aollparlaments in der angeführten Weile 
beichränft worden ift und von ben Contrahenten beſchränkt werden wollte...“ 


„ (Württemberg). Die Lanbesverfammlung der demokratiſchen 
Volkspartei erklärt fich gegen ben nad preußiihem Vorbilde bear: 
beiteten Militärgejegentwurf der Regierung, gegen eine Behandlung 
ber Vorlagen der Regierung betr. Revifion der Verfaflung und Re: 
organifation der Verwaltung und Iehnt jebe Theilnahme an den 
Wahlen zum Zollparlament ab: 

„Die Landesverfammlung befchließt, daß fich die Volfspartei der Wahlen 
zum BZollparlament enthalte und das württembergifche Volk von ber Theil: 
nahme an denfelben abmahme. Hiezu wird fie beflimmt durch principielle 
Gründe, gegen welche die Rüdfichten der Zweckmäßigkeit nicht in Betracht 
fommen. In ber Theilnahme an diefer großpreußiſchen, bas allgemeine 
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Mahlrecht fälſchenden Schöpfung, welche auf Ausdehnung bes Norbbunbs 
gegen den Süben berechnet ift, läge ber Verzicht auf den großbeutichen Ges 
danken, wie auf ben Föderalismus und bas Selbitbeftimmungsredht bes beut= 
ſchen Volkes, welchem ber norbbeutiche Yürftenbunb wiberfpricht. Der Zweck 
bes Wiberftands gegen bie drohende Verpreußung wirb durch eine Kundgebung 
ber Volksmeinung beffer erreicht, als durch das Auftreten württemmbergiicher 
Abgeordneter im Parlament ſelbſt. Ihr Eintritt würbe als factifhe Zu⸗ 
ffimmung verftanden, unb ihre Thätigfeit würde bei ber Zufammenfegung 
bes Parlaments ber Freiheit wie dem Wohle Deutſchlands gefährlih, auf 
Befefligung des Militarismus gerichtete Befchlüffe aber nicht verhüten können.“ 


7. Jan. (Württemberg). Die U. Kammer genehmigt die neue Civil: 


8. 


progeßorbnung en bloc mit 79 gegen 2 Stimmen und beſchließt 
mit 77 gegen 3 Stimmen bie Abfchaffung der körperlichen Züchtigung. 
» (Baden). Die offiziöfe Karlsr. Ztg. weist die Vorwürfe bes 
amtlihen Württ. Staatsanz. bez. der Zollvereinsfrage in einem ge: 
harnifchten Artikel auf's entſchiedenſte zurüd: 

Die auch von ben badiſchen Miniftern unterzeichnete „öffentliche Erklä⸗ 
rung“ badiſcher Kammermitglieder vom 20. Dec. 1867 enthalte nichts we: 
niger als eine Aufforderung zum „Vertragsbrudh.” Jene „Erflärung“ ver: 
langte nur „viertens: bie Wege zu fuchen, auf denen theils bie Ausbildung, 
theil8 die erforderliche Erweiterung ber Competenzen ber Zollunion, und 
daher des Zollparlaments, am eheiten zu erreichen ift, insbefonbere mit. Bezug 
ayf Freizügigfeit, Heimats- und Nieberlaffungsverhältniffe, Paßweſen, Colo⸗ 
nifation, Auswanderung, Geſetze über Handels⸗ und Wechfelrecht, ein gemein- 
james Maß-, Münz⸗ und Gewichtsſyſtem, Erfindungspatente, Schifffahrt, 
Conſularweſen, Eifenbahnverbindungen, Poiten, Telegraphen, und derartige 
gemeinfame Intereſſen des wirthichaftlichen und bürgerlichen Verkehrs (vergl. 
Art. 4 der Berfaffung des Norbbundes).” „Man kann, wenn man überhaupt 
eine Einigung auch nur auf dem Gebiet materieller Intereſſen, eine Aus⸗ 
behnung ber Befugniffe des Zollbundesraths und des Zollparlaments anjtrebt, 
die Aufgabe ber badifchen Abgeordneten und bes Zollparlaments nicht befchei: 
dener und zurückhaltender fielen, als durch die Zumuthung, „bie Wege zu 
juchen, auf denen diefes Ziel am eheften zu erreichen iſt.“ Daß dieſes Ziel, 
da wo vom Völkerrecht oder Staatsrecht ber Vertragdmeg vorgezeichnet ifl, 
auf anderm Weg erreicht werben wolle, fteht nirgends, und wirb in dem 
Artifel des „Stantsanzeigers” nur durch die handgreiflichſten Sophismen in 
die „öflentlihe Erklärung“ bineindemonftrirt. Daß ſich andere national ge: 
finnte Leute von dem Zollparlament einen beilfamen Drud aud auf 
Widerwillige veriprechen, hat bie „Öffentliche Erflärung” nicht zu verantworten. 
Das württembergifhe Minifterium ſucht nicht nur „Wege zur Ausbildung” 
ber würtlembergiichen Verfaffung, fondern bat Vorlagen hierüber ſchon aus⸗ 
gearbeitet. Fällt es einem mit fünf Sinnen begabten Menfchen’ ein, das 
Minifterium deßhalb des Verfafjungsbruches zu beichuldigen?" Im übrigen 
meint das Drgan ber badifchen Regierung bez. ber Sade ſelbſt: „Daß ber 
Zollvereinsvertrag mit feinem Bundesrath und Parlament noch weiterer Auss 
bildung und zur Aufnahme eines reicheren Inhalts fähig jei, weiß und hofft, 
außer einigen württembergifchen Blättern, nicht nur das ganze deutſche Volk, 
fondern es ergibt ſich dieß auch 3. B. aus Art. 8 G 2 des Vertrags, wor: 
nach der Bunbesrath drei Ausfhüfje 1) für Zoll- und Steuerweien, 2) für 
Handel und Verkehr, 3) für Rechnungswefen bildet. Es wird dem „Staats⸗ 
anzeiger“ jchwerlidh gelingen, ben zweiten, aus bem Präfidbium und mindes 
ſtens vier Vereinsftaaten gebildeten Ausfhuß, dem außer feinen Mitgliedern 
noch die nöthigen Beamten zur Verfügung geftellt werben follen, auf bie 
Dauer brach zu legen.” 
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10. Jan. (Bayern). Reichsrath: Debatte Über bas Wehrgeſetz. Art. 2 
besfefben, der von 2 zu 2 Jahren bie Vereinbarung eines Contin- 
gentsgefeges mit dem Lanbtage fordert, wird mit allen gegen 5 und 
ber DVermittlungsantrag Bothmers: „bis zum 31. Dec. 1871 fol 
bie friebenspräfenzftärke 4 Proz. ber Bevölkerungszahl von 1867 
betragen, vor da an aber durch ein &efeh geregelt werben“, mit 
allen gegen 14 Stimmen verworfen. 


11. „ (Bayern). Reichsrath: Wehrgeſetz. Der von der II. Kammer 
zu Art, 19 beſchloſſene Zujak, daß die Bebingungen ber Ernennung, 
Beförderung und Penfionirung von Dffigieren ec. durch ein befonderes 
Geſetz geregelt werden folle, wird abgelehnt. 


13, „ (Bürttemberg) IL Kammer: Moriz Mohl jebt es, aus: 
gefprochener Maßen mit Nüdficht auf Preußen, trotz der äußerften 
Anftrengung der Regierung durch, daß in bem neuen GStrafprozeß 
Preßvergehen gegen frembe Regenten und Regierungen mit 45 gegen 
38 Stimmen den Schiwurgerichten überwiefen werben. Das ganze 
Geſetz wird mit 79 gegen 2 Stimmen angenommen. 


14, „ (Württemberg). IL Kammer: Beginn ber Debatte über bas 
Kriegsdienftgejeh. 

Die Mehrheit der Commilfion (6 Stimmen) trägt im Wefentlichen auf 
Annahme bes Regierungsentwurfs, bie Minderheit (3 Stimmen) auf Ablehnung 
ber Vorlage an, zugleich aber darauf mit ber Ablehnung des Entwurfs bie 
Bitte an die Staatsregierung um Nieberfeßung einer gemijchten Commilfion 
zu verbinden, weldhe nad Vernehmung mit dem Milizſyſtem praftifcy ver: 
trauter Techniker bie Zwedmäßigkeit. der Einführung vieles Syſtems zu be: 
gutachten, eventuell Vorſchläge zu machen hätte, 

y den legten Tagen batte bie bemofratifche Partei burch Verfanmlungen 
ber Volksvereine fowohl in Stuttgart als in allen übrigen Theilen bes Landes 
eine fehr lebhafte Agitation gegen das Geſetz in Gang gebracht und es erzielt, 
baß mehr als 40 Petitionen folder VBerfammlungen gegen ba8 Gefeß an bie 
Kammer gerichtet wurden. Die Stimmung in ber Kammer jelbit ift der 
Art, daß die bloße Feſtſetzung einer gefeglich breijährigen Präfenzzeit, jo daß 
eine Abkürzung ber factifchen lediglich in die Willfür der Negierung gelegt 
wird, offenbar nicht dDurchzufeßen wäre. Der Kriegsminifter v. Wagner 
erflärt baber, daß die Behauptung, bie Regierung beabfichtige auch eine fac- 
tifch dreijährige Präſenzzeit, unrichtig fei und verfpricht für die nächfte Sitzung 
eine beflimmte Erklärung ber Regierung über biefen Punkt. 

15. „ (Heilen). Telegraphenvertrag mit Preußen. Das Telegraphen: 
weſen Heflens wird durch denfelben (mit Ausnahme ber Staatsbahn- 
telegraphen) allmälig vollftänbig an bie Verwaltung Preußens reſp. 
des nordd. Bundes übergehen. 

16. „ (Bayern). Die II. Kammer beharrt ihrerfeits dem Reiche: 
rathe gegenüber faft einftimmig auf Art. 2 und 19 des Wehrgejebes. 

Der Reichsrath beharrt der II. Kammer gegenüber im Gewerbe: 
gefeb mit 21 gegen 19 Stimmen darauf, daß auch ber Handel mit 
literarifchen und artiftiicden Erzeugniffen, ſowie Leihbibligthefen und 
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17. Sa. (Baden). Die II. Kammer tritt mit allen gegen 3 Stimmen 


18. 


19. 


20. 


bem Befchluffe ber I. Kammer bei, die Regierung um Vorlegung 
eines Geſetzesentwurfs über bürgerliche Stanbesbeamtung und ob: 
Yigatorifche Civilehe wo möglih noch auf dem gegenwärtigen Lands 
tage zu erjuchen. 
„ (Württemberg). I. Kammer: Kriegsbienftgefeh. Der Kriegs: 
miniſter gibt 

„im Namen der Staatsregierung und mit Genehmigung des Königs bie 
Erflärung ab, daß bie Regierung bereit fet, zuzugeben, daß in bem vorlies 
genden Entwurf eines Sriegsdienfigefeßes eine Beſtimmung aufgenommen 
werde, wonach, außer bei den Unteroffizieren und ber Reiterei, die Dauer ber 
Präfenz im activen Heer zwei Jahre nicht überfchreiten ſolle.“ 

Die von ber demokratiſchen Minderheit beantragte en bloc Ber: 
werfung wird daraufhin mit 47 gegen 41 Stimmen abgelehnt und 
in die Detailberathung der Vorlage einzutreten bejchloffen. 


„ Bayern). Landtag: Der Kriegsminifter ruft bie Referenten 
beider Kammern und bie einflußreiöften Führer ber II. Sammer 
zufammen, um eine Vermittlung und Verftändigung über bie zwiſchen 
beiden Kammern ftreitigen Punkte bes Wehrgefebes zu erzielen. 

Es wird beſchlofſen, ben Kammern folgende Faſſung des Art. 2 vorzus 
Ihlagen: „Die active Armee fol bis zum 31. Dec. 1871, ohne Einrechnung 
ber Offiziere, Militärdeamten und Erfabmannichaften, ein Prozent ber Be⸗ 
völferung bes Königreich nach ber Zählung von 1867 betragen. Vom 1. 
San. 1872 an wird bie Zahl der jährlich im trieben in bie active Armee 
zur Herſtellung bes Formationsftandes, ohne Einrehnung ber Erſatzmann⸗ 
ſchaften, einzurelheriden Webrpflichtigen geſetzlich im Finanzgeſetz feftgeftellt“ 
und bez. Art. 39 fi darauf zu beichränfen, „an Se. Maj. ben König bie 
Bitte zu richten, bie Thunlichkeit in Erwägung zu ziehen, ob und in welcher 
Weile das Beförderungs- und Penfionsweien gejeßlich zu regeln jet.“ 

„ (Bürttemberg) IL Kammer: Kriegsdienſtgeſetz: Mohls 
Antrag, bie Stellvertretung beizubehalten, wird mit 55 gegen 27 
(meift demokratiſche) Stimmen verworfen. 


„21. San. (Baden). II. Kammer: Debatte über das Contingentss 


geſetz. 

Der von dem urſprünglichen Entwurfe der Regierung theilweiſe abweichende 
Commiſſionsantrag ſetzt die Friedenspräſenzſtärke der badiſchen Truppen 
ohne die Offiziere 2c. auf 14,000 Mann, alſo 1% ber Bevölferung (im Kriege 
das boppelte) an, nebit einer Landwehr von 8000 Mann. Die jährliche Aus: 
bebung fol 3700 Mann nicht überfteigen und die Feſtſetzung bes wirklichen 
Bedarfs burch Regierungsverfügung erfolgen. Das Bee fol mit bem 31. 
Dec. 1870 außer Kraft treten. Der @ommiffionsbericht (bes Abg. Lamey) 
meint bazu: Die politifche Lage forbere eine möglichft hohe Anfpannung ber 
Kräfte, und diefe Forderung werbe geftellt, Baden möge einer politifchen 
Richtung folgen, welcher es wolle, fofern das Land nicht vorziehe, Tünftige 
Ereigniſſe Tebiglich ale Object tiber fich ergehen zu laſſen und ben Geſchicken 
Deutfchlands unthätig und gefinnungslos zuzufchauen. Der Süben könne 
jih bei möglichen großen Verwicklungen nicht felbft vertheidigen, ex fei auf 
den Schuß bes Nordbundes angewiefen; um nicht als ärmliher Schübling, 
ſondern als ebenbürtiger Bundesgenoffe, wenn auch nur nad Verhältniß ber 
Kräfte, dazuſtehen, müfje der Süden, müſſe Baden, das ja nar Alle hie 
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völlige Einigung mit dem Nordbund erfitebe, bie verhältnigmäßig gleiche 
Anipannung ber Kräfte auf fich nehmen. Der Bericht gedentt der drohenden 
Haltung Frankreichs unb ber unklaren Deiterreihs im Falle eines beutfch« 
Franzöfifigen Krieges. Ter Weg ift noch nicht gefunden, welder zu Oeſter⸗ 
reihe Verſöhnung mit feiner neuen Stellung und feiner erneuten völferrecht: 
lichen Verbindung mit Deutſchland unter ben jet beftehenben Verhältniffen 
führte. Die fleten Gerüchte feiner näheren Verbindung mit Frankreich be⸗ 
weijen im Gegentheil, wenn nicht die Wahrheit diefer Verbindung, jo doch 
ihre Möglichkeit und das Vorhandenſein derartiger Beſtrebungen. 

Debatte: Ter Kriegsminifter, General Ludwig, erflärt im Namen ber 
Regierung feine Zuftimmung zu biefen Anträgen der Commilfion, wobei er 
zugleich mittheilt, daß bie Vereinbarungen ber Kriegsminifter der füddeutſchen 
Staaten auf den Conferenzen zu Münden nunmehr ratificirt feien; die Ver: 
jammelten hätten es als wünſchenswerih erklärt, daß die ſüddeutſchen Staaten 
im Einklang mit der Wehrverfaffung des norddeutſchen Bundes an ber Ma: 
rimalzahl von zwei Prozent Kriegsftärfe und von einem Prozent Friedens: 
ftärfe fo viel als thunlich, ebenjo an einer dreijährigen Präſenz fefthalten. 
Die Abgg. Moll und Bed beantragen X Prozent jährlicher Aushebung bei 
zweijähriger Präfenzzeit als geboten burch das wünſchenswerthe Zuſammen⸗ 
geben Badens mit ben übrigen ſüddeutſchen Staaten, deren Contingentsgejege 
troß der Münchener Conferenzen auf denſelben Grundlagen berubten. 

Bei der Abftimmung wird der Antrag. Molls mit allen gegen 
8 Stimmen abgelehnt und die Dauer des Geſetzes nur bis 31. 
Dec. 1869 zugeftanden, einftimmig möglichfte Milberung der drei: 
jährigen Präſenzzeit dur thunlichjte Beurlaubung gewünſcht und 
ſchließlich das ganze Geſetz mit allen gegen 8 Stimmen angenommen. 


21. San. (Bayern). Reichsrath: Wehrgeſetz: Die Vermittlungsvor- 


22. 
24. 


25. 


mM 


HM 


ſchläge bezüglid) ber beiden ftreitigen Punkte werben mit 32 gegen 
410 und mit allen gegen 17 Stimmen angenommen. 

„ (Württemberg). I. Kammer: Kriegsdienſtgeſetz. Bei ber 
Frage ber Präfenzzeit im Frieden werben eine Reihe von Anträgen 
geftelt und ſämmtlich verworfen, fo daß die Frage vorerſt ungelöst 
bleiben muß. Der Kriegsminifter beharrt auf zwei Jahren als 
Minimum, 

Die Oppofition febt e8 zuerft buch, baß die Kammer mit 46 gegen 40 
Stimmen nicht auf die Propofition ber Regierung eingeht, das Marimum 
ber Präfenz auf 2 Jahre (mit Ausnahme ber Reiterei) im Gejeg zu firiven. 
— Als dann aber über die anderen Amendements, welche theils 20 Monate, 
theils bloß ein Jahr Präfenz wollten, abgeftimmt wirb, ſtimmt auch ein 
großer Theil ber Negierungspartei dagegen, fo daß 3. B. der Antrag Du⸗ 
vernoy⸗Cavallo auf 20 Monate bloß 31 gegen 55 Stimmen erhält. 
(Wüttemberg). II Kammer: Kriegsdienftgefeb. Das Inftitut 
der einjährig Freiwilligen wirb mit 78 gegen 4 Stimmen angenommen. 
„ (Bayern). Die II Kammer nimmt aud ihrerfeits die Vers 
mittlungsvorfchläge bez. Art. 2 und 19 des Wehrgeſetzes fait ein- 
fiimmig an, beharrt dagegen faft einftimmig im Gewerbegeſetz gegen- 
über dem Reichsrathe nochmals darauf, daß ber Handel mit Preß: 
erzeugniffen ꝛc. nicht conceffionspflichtig fein foll. 
(Württemberg). IL. Kammer: Beendigung ber Berathung 
des Kriegsdienſtgeſetzes bis auf bie Frage ber Präfenzzeit. 
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Die Regierung. erleidet noch in zwei Punkten eine Nieberlage. Erftens 
werden bie Controlverfammlungen ber Landwehr geſtrichen, ſo daß der Re⸗ 
gierung die Möglichkeit genommen iſt, die Landwehr in einem gewiſſen regels 
mäßigen Zufammenhang mit dem activen Heer zu erhalten; und ferner wird 
bie Einberufung ber Erfagreferviften, welche in Bayern und Baden dem 
Minifterium zuiteht, von ber Verabſchiedung eines Geſetzes abhängig gemacht. 


27. Jan. (Bayern) Der Reichsrath weicht endlich den wiederholten 


28. 


29. 


31. 


Beſchlüſſen der II. Kammer und läßt im Gewerbegeſetz die bisher 
geforderte Conceſſionspflicht für den Handel mit Preßerzeugniſſen 
mit allen gegen 10. Stimmen fallen. 


» (Bayern). II. Kammer: Die Regierung legt einen Geſetzes⸗ 
entwurf bez. ber Ausdehnung und Bervollitändigung ber bayriichen 
Staatseilenbahnen vor. 


Die Gefammtlänge ber projectirten Bahnen beträgt 290 Stunden mit 
einem Geſammtaufwand von 146 Mil. Gulden. Für die Bahnen, die zu= 
nähft in Angriff genommen werben follen, wären 60 Mill, Gulden erforderlich, 
„ (Württemberg). DO. Kammer: Die Commilfion bringt bez. 
ber Präfenzzeit im Frieden den Antrag ein, baß 

„Niemand, mit Ausnahme der reitenden Waffen, länger als zwei Sabre 
präfent gehalten werden barf. Den Reitern wird ber boppelte Betrag ber 
Verlängerung ihrer Präſenz im activen Herr an ber Dienjtzeit in der Lande 


“ webhr abgerechnet.” 


Der Antrag, obgleih von bem früher verworfenen faum ab: 
weichend, erhält nunmehr 50 gegen 40 Stimmen. Das ganze Gefek 
wird mit 50 gegen AO Stimmen angenommen. 

Bor ber Schlußabfiimmung mahnt Mohl bie Kammer noch einmal in 

ber eilften Stunde von ber Annahme bes Geſetzes ab. „Sie würden es noch 
auf dem Toodtenbette bereuen!” Ebenſo beſchwört Hopf die Kammer „beim 
Blut der Söhne, bei den Thränen ber Mütter, beim Fluche ber Väter“ biefes 
fluchwürdigſte, verberblichite, graufanıfte aller Gefeße abzulehnen. Unter ben 
40 Berwerfenden find 3 Ritter, 14 Demokraten, 11 Ultraniontane, 9 länd⸗ 
liche Abgeordnete und bie Abgeordneten Mohl, Deffner und Reibel. Die 50 
find folgendermaßen zuſammengeſetzt: 10 Ritter, 6 Prälaten, 11 Nationale 
und 23 Anhänger ber Regierung. 
„ (Württemberg). Die deutfhe Partei erläßt ihren Aufruf für 
die Parlamentswahlen und fpriht fih darin gleich der nationalen 
Partei in Baden dafür aus, daß die Zollvereinsverträge zu unfünb- 
baren und bie Competenz bes Zollvereing und daher des Zollparla- 
ments erweitert werde. 


» Baden). Die I. Kammer beſchleßt, da ihr bis jetzt eine 
Initiative der Geſetzgebung abgeht, eine Adreſſe an den Großherzog 
mit der Bitte, den Ständen in thunlichſter Bälde ein Geſetz vor: 
legen zu laſſen, woburd die NRechtsverhältniffe der Stiftungen voll: 
ftändig geregelt und der Gefichtspunft feftgehalten werde, daß bie 
Berwaltung des weltlihen von ber bes kirchlichen Stiftungsvermö⸗ 
gend getrennt und die erftere den betheiligten Gemeinden übertragen 
werde. 
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4. Sehr. (Baden). II Kammer: Debatte über bas außerorb. Budget 
für die Jahre 1868 und 1869. Dasfelbe beträgt beinahe 8 Mill., 
mehr als das vierfache bes bisherigen Ertraorbinariums. Das Kriegs: 
miniftertum ift babei für Bekleidung, Ausrüftung, Kafernen ꝛc. mit 
beinahe 5 Mill. betheiligt. Die Kammer ſetzt bie Ziffer mit Zu- 
ftimmung ber Regierung auf 34 Mill. herab. 

4 „ (Baden). Minifterpräfident Maithy +. 

6 „ (Württemberg). Die II Kammer genehmigt das Rekruti— 
rungsgefeß, das der Regierung für die Jahre 1868—70 eine Aus: 
bebung von jährlih 5800 flatt wie bisher von bloß 4600 Mann 
geftattet, mit 45 gegen 42 Stimmen, 


7. „» &Bürttemberg). IL Kammer: Kriegsdienftgefe. Für die Rei: 
terei und bie Unteroffiziere wird eine breijährige Präfenzzeit im 
Trieben beſchloſſen und werben bie von ber II. Kammer abgelehnten 
Gontrolverfammlungen der Landwehr wieder hergeftellt, dagegen wird 
mit 24 gegen 6 Stimmen auf ben Antrag des Herrn v. Neurath 
beftimmt, daß „ber Aufruf der Landwehr nur kraft eines befonderen 
Geſetzes gefhehen darf.” 


8 „ (Bürttemberg) I. Kammer: Kriegsdienftgefeß. ‘Die von ber 
II. Kammer in das Geſetz hineingebrachte Begünftigung der Jugend: 
wehren wird geftrichen, 

»„ « (Baden) Die IL und II. Kammer verſtändigen fi über bie 

zwiſchen ihnen noch beftehenben Differenzen bez. des Schulgejeßes, 

des Preßgefebes und des Minifterverantwortlichfeitsgefebes. 


Nah dem Preßgefete find Fünftig ſämmtliche Preßgewerbe frei, Con⸗ 
ceflionspflicht und Eoncefjionstare find gefallen; zur Eröffnung einer Druderei 
bebarf es Tebiglih der Anzeige bei ber Polizeibehörde. Die gerichtliche 
Haftbarkeit (Herausgeber, Verleger, Bruder) ift fo ziemlich die alte. Nur 
ift ausdrücklich feftgeitellt, baß dieje Perfonen nicht gezwungen werben fünnen, 
den DVerfaffer zu benennen. Cbenjo ausdrüdli it ausgeſprochen, baß log. 
Strobmänner als Nebacteure vom Gericht nicht angenommen werden. Es 
baftet aljo ftets Verleger und Druder in ernfihafter Weife, wo nit ein 
wirklicher Herausgeber (NRedacteur) nachgewieſen werben kann. Auch Tünftig 
kann die Polizeibehörbe in Fllen, wo es fih um ein vom Staatsanwalt zu 
verfolgendes Vergehen handelt und Gefahr auf bem Verzug ift, noch Beſchlag⸗ 
nahıne verfügen. Sie haftet aber drei Monate laug vor bem bürgerlichen 
Richter dem durch die Beſchlagnahme Befchäbtgten, fofern ber Beſchlag von 
ihr vorfäglich ober aus grober Fahrläffigkeit ohne genägenben Grund verfügt 
wurde, Das Verbot einer Seitung kann nur auswärtige Zeitungen treffen, 
Tann nur von dem Minifterium des Innern bis auf die Dauer von zwei 
Jahren ausgefprochen werden, und zwar nur für den Fall, wenn das Blatt 
von einem Gericht verurtheilt wurbe, ohne dem Urtheil Genüge zu leiften. 
Die Berweifung der Preßvergehen an bie Geſchwornen fcheiterte bagegen am 
Widerftande der I. Kammer. Die II. Kammer verlangt daher von der Re: 
gierung die Vorlage eines Gefeges an den nächſten Landtag, wonach politifche 
Vergeben überhaupt ben Schwurgerichten übergeben werben follen. 

Das Geſetz über die Verantwortlichfeit ber Minifter hat bie 
Form von Zufäpen zu $ 67 der Verfaſſung. Das Recht ber Anklage fteht 


Die fühdentfcyen Stanten, 443 


der zweiten Kammer zu; angeflagt können nur werben bie Minifler und 
Mitglieder ber oberften Staatsbehörbe wegen einer durch Handlungen ober 
Unterlaffungen wifjentlih ober aus grober Fahrläffigfeit begangenen Ders 
letzung der Verfaflung ober anerkannt verfafjungsmäßiger Rechte, oder jchiwerer 
Gefährdung ber Sicherheit oder Mohlfahrt bes Staates. Der Beſchluß er- 
forbert 4 Mehrheit. Das Richteramt wirb von der erften Kammer als Staats⸗ 
gerichtshof geiibt in Verbindung mir dem Mräfidenten des oberfien Gerichts⸗ 
hofs und acht weitern Richtern, welche das Loos aus ber Reihe ber Gollegials 
richter beffimmt. Bildung und Verfahren bes Staatsgerichtshefs find einem 
befondern noch nicht vereinbarten Gefet vorbehalten. 


10. Febr. (Bayern) Wahlen zum erften Zollparlamente nad allge: 
meinem und birectem Stimmredt. 


Die Wahlbewegung war feit einem Monat eine überaus lebhafte geweſen; 
faft in allen Wahlkreiſen hatten zahlreiche Wahlverfammlungen flattgefunden, 
in denen bie verjchiebenen Candidaten fich vorftellten und ihre polit. Grund⸗ 
fäbe darlegten. Anfangs fchienen bie liberalen Parteien, denen bie große 
Mebrbeit.der II. Kammer angehört, die beiten Ausfihten zu haben, bis erft 
unmittelbar vor dem Wahltage fo zu jagen ber gefammte Tath. Elerus eins 
müthig und auf ber ganzen Linie in ben Kampf eintrat und den Ausichlag 
gab. Die Folge ift ein eben jo unerwarteter als überwältigender Sieg ber 

articulariftifch = clericalen Anfhauung und eine vollftändige Niederlage ber 
* Mittelpartei. Die Frage einer engeren Verbindung zwiſchen Süd⸗ und 
Norddeutſchland mußte die entſcheidende ſein. Dieſe nun wird von einer 
Partei (Fortſchrittspartei) erſtrebt, von einer anderen (particulariſtiſch⸗-cleri⸗ 
cale Partei) aufs äüußerſte bekämpft, bie dritte (die ſog. Mittelpartei) will 
fie an fi fommen Taffen. Bon ben 48 Abgg. Bayerns zum Zollparlament 
erringt nun bie Fortſchrittspartei 12, die Mittelpartei 9, die particulariftijch- 
clericale 26 Mitglieder, wozu dann noch eine partikulariftiich « bemofratifche 
Wahl kommt. Vergleiht man das Refultat „mit ben Parteiverhältniſſen in ber 
II. Kammer, fo treffen in diefer auf die Fortichrittspartei 4, auf bie Mittel: 
partei ca. %,, auf bie rein particulariftifche Partei ca. %, der Mitglieder. 
Nach diefen Verbältniffen müßte im Zollparlament bie Fortichrittspartei mit 
414—15 (ftatt 12), bie Mittelpartei mit 24 (ftatt 9), bie particulariftifch® 
clericale mit 4—5 (ftatt 26) Abgeorbneten vertreten fein. Die Foriſchritts⸗ 
partei hat demnach etwas eingebüßt; bezüglich ber beiden anderen Parteien 
ift Dagegen das AZahlenverhältniß geradezu auf ben Kopf geitellt: die partis 
culariftilcheclericale Partei bat, was die Mittelpartei haben follte. Bezüglich 
ber Lebensftellung der Gewählten wirb bemerkt, daß die particulariftifche 
Partei überwiegend Adelige und Beamtete gewählt bat, während bie gewähls 
ten Induſtriellen ansfchließlich ber Fortſchritts- und Mittelpartei angehören. 
Noch färfere Sontrafte fommen zum Vorſchein, wer man nach Lanbestbeilen 
ausicheibet. Hier find, bie ſchwäbiſchen Wahlbezirfe ausgenommen, beren Vers 
bältniffe annähernd biefelben wie bei ben lebten Landtagswahlen von 1863, in⸗ 
dem Altbayern und Unterfranfen überwiegend particulariftifcheconfervativ, Obers 
und Mittelfranfen und bie Rheinpfalz überwiegend liberal gewählt haben, 
nur baß ber confeffionelle Gegenfaß fi) dießmal noch vollftändiger ausprägt. 
In Altbayern und Unterfranten, bie Teinen Wahlbezirk mit vorwiegend pro« 
teftantifcher Bevölkerung haben, ift Tein Candidat ber Fortichrittspartei durch⸗ 
gebrungen, in ben proteflantifhen Bezirken von Dlittels und Oberfranfen 
fein Candidat ber particulariftifchen Partei. Im ganzen biesfeitigen Bayern 
haben nur 2 oder 3 Bezirke mit ausfchließend oder vorberrichend Tatholijcher 
Bevölkerung Mitglieder der Mittel oder Fortfchrittspartei gewählt. Se 
ftärfer in gemifchten Bezirken bie proteftantifche Minderheit, un jo jchwächer 
war bas Vebergewicht der Stimmen, bas einem particulariſtiſchen Candidaten 
zum Siege verhalf. 
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411. Fehr. (Württemberg). II Kammer: Debatte über ben Entwurf 
eines Verfaſſungs- und eines Wahlgeſetzes. 

Hopf trägt auf Wiederherftellung des Wahlgefeßes vom 1. Zuli 1849 
an. Die Mehrheit ber Verfafjungscommiljion beantragt: eine Beſchluß⸗ 
fafjung über bie Giltigfeit dieſes Geſetzes für jebt abzulehnen, die Min: 
berheit: der Regierung die Berufung einer verfafjungrevidirenden Landes⸗ 
verfammlung nad biefem Gele zu enipfehlen. 

Der Antrag der Commiffionsmehrheit wirb nad) längerer De: 
batte mit 68 gegen 14 Stimmen angenommen. 

Bezüglich des Verfaſſungsgeſetzes beantragt die Commiſſion: „die 
Kammer wolle fih auf eine Berathung und Beſchlußfaſſung über die das ac: 
tive Wahlreht und das Wahlfyftem betreffenden Artikel des Entwurfs bes 
fchränfen, ebenfo von bem Entwurf eines Wahlgefekes nur bie auf die Wahlen 
der Oberamtsbezirfe und Städte bezüglichen Artifel in Berathung nehmen, 
ſodann aber an die Regierung die Bitte richten, behufs ber Nevifion ber üb: 
rigen Theile ber VBerfafjung ber Landesvertretung balbmöglichft ndue geeignete 

Vorlagen zugeben zu laffen.” Die Regierung zieht den übrigen Theil ihres 
Entwurfes zurüd und die Kammer tritt in bie Specialberathbung ein und 
beichließt in Art. 1, daß bie Abgg. der Städte und Oberamtsbezirfe durch 
diejenigen württembergifhen Staatsbürger direct gewählt werben follen, 
welche in bem Wahlbezirk ihren Wohnſitz oder Aufenthalt haben und nicht 
ansdrüdlih ausgeſchloſſen ſind. (Diefe Beftimmung ift noch liberaler und 
weitgehender als die des Wahlgeſetzes vom 1. Juli 1849, welde wenigftens 
bie Zahlung einer birecten Steuer verlangte.) Art. 4 beftimmt geheime 
Stimmgebung. Art. 5 fett feft, daß eine giltige Wahl am erften Mahl: 
termin nur buch bie Abftimmung von wenigftens zwei Dritteln der Wahl: 
berechtigten zu Stande fommt. Iſt bieß nicht der Fall, fo werben fo lange 
weitere Wahltermine anberaumt, bis mindeftens bie Hälfte ber Wahlberedh- 
tigten ihre Stimmen abgegeben bat. Art. 11 beftimmt, daß, wenn feiner 
ber Candidaten minbeftens ben dritten Theil der abgegebenen Stimmen er: 
‚halten oder ber Gewählte bie Wahl nicht angenommen bat, eine neue Wahl 
anzuordnen iſt. 

Das Wahlgeſetz als Ganzes wird fchließlih mit allen gegen 1 
Stimme angenommen. 

412. „ (Baden). Die IL Kammer genehmigt das ordentliche Kriegs: 
budget für die Jahre 1868/69. 

Dasjelbe entziffert fich auf beinahe 94 Mill, fat 2 Mill. mehr als bie- 
ber, ift inbeß die einfache Folge bes bereits genehmigten Contingentgefeßes 
und gibt daher zu Teinen befonderen Debatten Veranlafjung. Die Formation 
des badifchen Armeecorps fchließt fich überall ftreng ben Grundjäßen ber norb- 
beutfchen Kriegsformation an; ebenfo ber neue Gagentarif, welcher das etwas 
mobificirte preußiſche Syſtem einführt, Die Gagen find durdy Bewilligung 
fog. Servisgelder durchgehends erhöht, und ftellen fich bei den niedern Char— 
gen theilweije noch günftiger, bei ben höhern jedoch etwas geringer als in 
Preußen. Die Commilfion beantragt einige Ermäßigungen, mit benen fi 
bie Regierung einverftanden erklärt. 

„no Baden). Der Großherzog überträgt bie Neubildung des Mi: 
nifteriums dem Staatsrath Jolly. Dasjelbe conftituirt ſich fofort. 
Der Kriegsminifter Ludwig und der Auftizminifter Stabel erhalten 
ihre Entlafjung. 

13. „ (Baden). II. Kammer: Der neue Minijterpräfident Tegt ber: 


jelben fein Programm vor: 
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„0. Ich kann mich ganz kurz und ganz beflimmt faffen, da unfere. 
Politik nicht geändert, fondern nur bie bisher verfolgte weiter fort- 
geführt werben fol. Wir werben mit ungeihwächter Kraft das Ziel ver: 
folgen, wir werben ung in Verfolgung dieſes Ziels durch nichts beirren lafjen, 
fo viel an uns it, dazu beitragen, ben großen allgemeinen beutichen Natio- 
nalftaat zu begründen und in dieſen Nationalftaat als ein würbiges Glied 
unfererfeits einzutreten. Der nationale Gedanke ift in Deutfchland nach Jahr⸗ 
bunderte langer Verfunfenheit wieder neu erwacht als die Frucht höherer gei⸗ 
fliger Bildung, tieferer politifher Einfiht. Wir können biele im allgemeinen 
begründete Wahrnehmung ſehr jpeciel in unferm engeren Vaterlande machen, 
bie Träger der nationalen dee und bes freien politifhen Ge: 
dankens jind ein und biefelben. So ift es eine innere Nothwendig⸗ 
feit, die beiden großen Ziele unjerer feitherigen politiichen Beſtrebungen 
vereinigt feitzuhalten, nämlich bie inneren politijchen Verhältniffe auf bem 
Meg, auf dem fie jeit fieben Jahren zum Wohle des Vaterlands geführt wur 
ben, weiter zu entwideln in Verbindung mit dem unabläfjigen Streben, ben 
großen deutſchen Nationalftaat herbeiführen zu belfen. Ich darf Sie bitten, 
auch dem neuen Minijterium, welches durchaus die Richtung bes alten vers 
folgen wird, die Unterftügung, welde Sie bem alten fo bereitwillig gewährt 
haben, leiften zu wollen.” 


14. Gebr. (Württemberg). II Kammer: Bubgetvebatte. Die für das 


" 


15. 


Armeecommando ftatt ber bisherigen 1961 fl. geforderten 10,851 fl. 
werben nur mit 44 gegen 41 Stimmen bewilligt, für die Feſtung 
Ulm 43,964 fl. jährlich. | 

»„ (Bayern). IL Kammer: Soctale Gefebgebung. Der. Gefebes: 


entwurf über Heimat, Berehelihung und Bürgerrecht wird mit 106 
gegen 2 Stimmen angenommen. Ä 


»„ Baden) Die II, Kammer genehmigt bie Erhöhung ber 
Steuern und das barauf bafirte Finanzgeſetz. 


Troß ber empfindlichen Steuererhöhung reichen die ordentlichen Einnahmen 
nicht zu, um bie ebenfalls fehr gefteigerten Ausgaben im außerordentlichen 
Etat zu beftreiten, es kann bieß nur durch Schuldenvermehrung geicheben. 
Lamey Tann nicht umhin, diefe finanziellen Zuſtände für fehr bedenklich zu 
erklären: e8 gebe nur ein Mittel, durch Abjekungen in bem enormen Kriegs: 
Etat, namentlich durch möglichfte Abkürzung ber dreijährigen Präfenz, wieder 
zu erfreulicheren Finanzzuftänden zu kommen; er müſſe baber bringend 
ratben, daß der Finanzminifter einigen Drud auf den Tünftigen Kriegsmini⸗ 
fter übe. 


» (Bayern). In Folge ziemlich gereizter Außerungen eines Theil 
ber Prefie wird offizids erflärt, 


daß weder eine Abtretung ber Burg zu Nürnberg an Preußen, noch übers 
haupt ein Staatsvertrag in Bezug auf dieſelbe ftattgefunden habe; bie Sache 
rebucire fi darauf, daß ber König von Bayern, um ber neubefefligten 
Sreundfchaft zwifchen ben beiden Königshäufern unb Staaten einen ſymbo⸗ 
lifchen Ausdrud zu verleihen, durch Brief vom 30, Augufi 1866 dem König 
von Preußen angeboten babe, bie ehrwürbige Burg feiner Ahnen gemeinfam 
mit ibm zu befigen und bei etwaiger Anwefenheit in Bayern zu bewohnen, 
und daß der König von Preußen diefes Anerbieten mit aufrichtigem Dank 
angenommen babe, 


„ (Württemberg). IL Kammer: Kriegsdienftgefeß nach den Be: 
ichlüffen der I, Kammer. Die Kammer beharrt mit 48 gegen 36 
1Q 


2. Bie füddeutfhen Staaten. 


6. San. (Württemberg). Der offiz. Staatsanz. veröffentlicht einen 


ſehr heftigen Artikel gegen die Erklärung vieler Mitglieder (und 
ſämmtlicher Miniſter) beider Kammern Badens für Umwandlung der 
nur bis 1877 geſicherten Zollunion in eine dauernde Einigung und 
für Erweiterung der Competenz der Zollunion und daher des Zoll: 
parlamentg : 

‚Wenn etwas flar ift, fo ift es ber Widerſpruch, in welchem jener 
badiſche Aufruf mit dem Wortlaut der vereinbarten Beſtimmungen und dem 
Geiſte ſich befindet, in welchem ſie verabredet worden. Es muß daher gewiß 
auffallen, daß die Männer, deren Namen unter dem Aufruf ſtehen, welche 
doch in ihrer Eigenſchaft als Ständemitglieder von dem Inhalt der neuen 
Zollvereinsverträge näbere Kenntniß Haben follten, fein Bedenfen getragen 
haben, dem lediglich in Vollziehung biefer Verträge zu wählenden Zollparfa- 
ment von vorn herein eine Aufgabe zu flellen, bei deren Befolgung basfelbe 
nothwendig über bie Verträge hinwegſehen müßte, daß fie mit andern Worten 
bie Abgeordneten für das Bollparlament ohne weiter zu einem Verhalten 
verpflichten wollen, welches nichts geringeres in fich ſchlöſſe, als die Verlegung 
ber eingegangenen Vertragsverbindlichfeiten. Im höchſten Grab überrajchen 
aber muß jedenfalls die Betheiligung bei biefer Kundgebung von Seiten eines 
Minifteriums, bejlen eines Mitglied die Uebereinfunit vom 4. uni mitver: 
handelt bat, beffen Vorfigender perjönlicy bei dem Abſchluß bes Vertrags vom 
8. Zuli thätig geweſen ift, und weldyes in jeiner Geſammtheit jehr genau 
weiß, daß bie AZuftändigfeit bes Zollparlaments in ber angeführten Weile 
beijchränft worden ift und von ben Contrahenten bejchränft werden wollte...“ 
„ (Württemberg). Die Landesverfammlung der demokratiſchen 
Bolkspartei erflärt fi) gegen den nad) preußiſchem Vorbilde bear: 
beiteten Militärgefegentwurf der Regierung, gegen eine Behandlung 
der Borlagen der Regierung betr. Revifion ber Verfaffung und Re⸗ 
organijation ber Verwaltung und lehnt jede Theilnahme an ben 
Wahlen zum Zollparlament ab: 

„Die Landesverfammlung beichließt, daß fich die Volfspartei der Wahlen 
zum Zollpatlament enthalte und das württembergifche Volk von ber Theil: 
nahme an benfelben abmahme. Hiezu wird fie beftimmt durch principielle 
Gründe, gegen welche bie Rüdfichten ber Zmedmäßigfeit nicht in Betracht 
kommen. In ber Theilnahne an dieſer großpreußifchen, das allgemeine 
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Wahlrecht fälſchenden Schöpfung, welche auf Ausbehnung bes Norbbunbs 
gegen ben Süden berechnet ift, läge der Verzicht auf den großbentichen Ge⸗ 
danken, wie auf ben Föderalismus und das Selbjibeflimmungsredht bes beut- 
ſchen Volkes, welchem ber norbbeutfche Fürftenbund wiberfpridt. Der Zwed 
bes Wibderftands gegen bie drohende Verpreußung wirb durch eine Kundgebung 
ber Volfsmeinung beffer erreicht, als durch das Auftreten württembergiſcher 
Abgeordneter im Parlament ſelbſt. Ihr Eintritt würbe als factifhe Zu: 
ffimmung verflanden, und ihre Thätigfeit würde bei ber Zufammenfegung 
bed Parlaments ber Freiheit wie dem Wohle Deutfchlands gefährlih, auf 
Befefligung bes Militarismus gerichtete Befchlüffe aber nicht verhüten können.“ 


7. San. (Württemberg). Die U. Kammer genehmigt die neue Civil: 
prozeßordnung en bloc mit 79 gegen 2 Stimmen und beidließt 
mit 77 gegen 3 Stimmen die Abfchaffung der körperlichen Züchtigung. 

8 „ (Baden) Die offizidfe Karlsr. Zig. weist die Vorwürfe bes 
amtlihen Württ. Staatsanz. bez. der Zollvereinsfrage in einem ge: 


harniſchten Artifel aufs entſchiedenſte zurüd: 

Die auch von ben babiihen Miniftern unterzeichnete „öffentliche Erklä⸗ 
rung“ badiſcher Kammermitglieder vom 20. Dec. 1867 enthalte nichts we: 
niger als eine Aufforderung zum „Vertragsbrudh.” Jene „Erklärung“ ver: 
langie nur „viertens: die Wege zu fuchen, auf denen theils bie Ausbildung, 
theil8 die erforberlihe Erweiterung ber Competenzen ber Zollunion, und 
daher des Zollparlaments, am eheften zu erreichen ift, insbejondere mit. Bezug 
ayf Freizügigkeit, Heimats- und Niederlaffungsverhältniffe, Paßweſen, Colo⸗ 
nifation, Auswanderung, Gefege über Handels: und Wechfelrecht, ein gemein 
fames Maß-, Münzs und Gewichtsſyſtem, Erfindungspatente, Schifffahrt, 
Conſularweſen, Eifenbahnverbindungen, Poiten, Telegraphen, und derartige 
gemeinfame Intereſſen des wirthichaftlichen und bürgerlichen Verkehrs (vergl. 
Art. 4 der Verfaffung bes Norbbunbes).” „Man Tann, wenn man überhaupt 
eine Einigung auch nur auf bem Gebiet materieller Intereſſen, eine Aus: 
behnung der Befugniffe des Zollbundesrath8 und bes Zollparlaments anftrebt, 
die Aufgabe der badijchen Abgeordneten unb bes Zollparlaments nicht beſchei⸗ 
dener und zurüchaltender ftellen, als burch die Zumuthung, „bie Wege zu 
juchen, auf denen dieſes Ziel am eheften zu erreichen if.” Daß biefes Ziel, 
dba wo vom Völkerrecht oder Staatsrecht der Vertragsweg vorgezeichnet ift, 
auf anderm Weg erreicht werben wolle, fteht nirgends, und wirb in bem 
Artikel des „Staatsanzeigers" nur durch die handgreiflichften Sophismen in 
bie „öffentlihe Erklärung“ bineindemonftrirt. Daß fich andere national ge: 
finnte Leute von bem Lollparlament einen heilfamen Drud aud auf 
MWiberwillige verfprechen, bat die „öffentliche Erklärung“ nicht zu verantworten. 
Das württembergifhe Minifterium fucht nicht nur „Wege zur Ausbilbung” 
ber württembergiichen Verfaſſung, fondern bat Vorlagen hierüber ſchon aus: 
gearbeitet. Fällt es einem mit fünf Sinnen begabten Menichen’ ein, das 
Minifterium deßhalb des Verfaffungsbruches zu beſchuldigen?“ Im übrigen 
meint das Organ ber badifchen Regierung bez. der Sache ſelbſt: „Daß ber 
Zollvereinsvertrag mit feinem Bunbesrath und Parlament noch weiterer Auss 
bildung und zur Aufnahme eines reicheren Inhalts fähig fei, weiß und bofit, 
außer einigen württembergifchen Blättern, nicht nur das ganze beutjche Voll, 
fondern es ergibt fich dieß auch 3. B. aus Art. 8 $ 2 des Vertrags, wor⸗ 
nad) der Bundesrath drei Ausichüffe 1) für Zoll: und Steuerweien, 2) für 
Handel und Verkehr, 3) für Rechnungsweſen bildet. Es wird dem „Staates 
anzeiger“ fchwerlich gelingen, ben zweiten, aus dem Präfibium und minde⸗ 
ftens vier Vereinsftaaten gebildeten Ausfhuß, dem außer feinen Mitgliedern 
noch bie nöthigen Beamten zur Verfügung geftellt werben follen, auf bie 
Dauer brach zu legen.” 
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10. Yan. (Bayern). Reichsrath: Debatte Über das Wehrgeſetz. Art. 2 
besfelben, der von 2 zu 2 Jahren bie Vereinbarung eines Contin⸗ 
gentsgefees mit dem Lanbtage fordert, wird mit allen gegen 5 und 
ber Vermittlungsantrag Bothmers: „bis zum 31. Dec, 1871 fol 
bie Friebenspräfenzitärke X Proz. ber Benölferungszahl von 1867 
betragen, von ba an aber durch ein GEeſetz geregelt werben”, mit 
allen gegen 14 Stimmen verworfen. 


14, „ Bayern). Reichsrath: Wehrgeſetz. Der von der II. Kammer 
zu Urt. 19 beichloffene Zuſatz, daß die Bedingungen ber Ernennung, 
Beförderung und Penfionirung von Dffigieren ac. durch ein befonberes 
Geſetz geregelt werden folle, wird abgelehnt. 


15, „ (Württemberg). IL Kammer: Moritz Mohl jebt es, aus: 
gefprochener Maßen mit Rückſicht auf Preußen, troß ber äußerften 
Anftrengung ber Regierung durch, daß in bem neuen Strafprozeß 
Prefvergehen gegen fremde Regenten unb Regierungen mit 45 gegen 
38 Stimmen den Schwurgerichten überwiefen werben. Das ganze 
Geſetz wird mit 79 gegen 2 Stimmen angenommen. 


14, „ (Württemberg). IL Kammer: Beginn der Debatte über das 
Kriegsdienſtgeſetz. 

Die Mehrheit der Commiſſion (6 Stimmen) trägt im Weſentlichen auf 
Annahme bes Regierungsentwurfs, bie Minderheit (3 Stimmen) auf Ablehnung 
ber Vorlage an, zugleich aber barauf mit ber Ablehnung des Entwurfs bie 
Bitte an die Staatsregierung um Nieberfegung einer gemiſchten Commilfion 
zu verbinden, welche nah Vernehmung mit bem Milizſyſtem praftifch ver⸗ 
trauter Technifer die Zwedmäßigfeit. ber Einführung biefes Syſtems zu be- 
gutadhten, eventuell Vorſchläge zu machen hätte. 

I ben legten Tagen batte bie bemofratifche Partei burch Verjammlungen 
ber Volksvereine fowohl in Stuttgart als in allen übrigen Theilen bes Landes 
eine ſehr Tebhafte Agitation gegen das Geſetz in Gang gebracht und e8 erzielt, 
daß mehr als 40 Betitionen folder Berfammlungen gegen das Geſetz an bie 
Kammer gerichtet wurden. Die Stimmung in ber Kammer felbit ift ber 
Art, baß die bloße Feſtſetzung einer gejelich dreijährigen Präfenzzeit, fo daß 
eine Abkürzung der factifhen lediglich in die Willfür der Megierung gelegt 
wird, offenbar nicht burdgufeßen wäre. Der Kriegsminifter v. Wagner 
erflärt daher, daß bie Behauptung, bie Regierung beabfichtige auch eine fac⸗ 
tifch breijährige Präfenzzeit, unrichtig fei und verfpricht für die nächfte Sitzung 
eine beftimmte Erklärung ber Regierung über dieſen Punkt. 

15. „ (Heilen). Xelegraphenvertrag mit Preußen. Das Telegraphen- 
weſen Heſſens wirb burch benfelben (mit Ausnahme der Staatsbahn- 
telegraphben) allmälig volftänbig an bie Verwaltung Preußens reſp. 

| bes nordb. Bundes übergehen. 

16. „ (Bayern). Die II Kammer beharrt ihrerfeitS bem Reichs⸗ 
rathe gegenüber faft einftimmig auf Art. 2 und 19 des Wehrgeſetzes- 

Der Reichsrath beharrt der IL. Kammer gegenüber im Gewerbe= 
gefeh mit 21 gegen 19 Stimmen barauf, daß auch ber Handel mit 
literariſchen und artiſtiſchen Erzeugniffen, fowie Leihbibfiothefen und 
Refecabinette conceffionspflichtig fein follen. 
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17. Yan. (Baben). Die IL Kammer tritt mit allen gegen 3 Stimmen 


18. 


19. 


20. 


dem Befchluffe der I. Kammer bei, bie Regierung um Vorlegung 
eines Gejegesentwurfs über bürgerliche Stanbesbeamiung unb ob: 
ligatoriſche Civilehe wo möglich noch auf bem gegenwärtigen Lanb> 
tage zu erfuchen. 
„ (Württemberg). I. Kammer: Kriegsbienftgefet. Der Kriegs: 
minifter gibt 

„Im Namen der Stantsregierung und mit Genehmigung bes Königs bie 
Erflärung ab, daß die Negierung bereit fei, zuzugeben, bag in bem vorlies 
genden Entwurf eines SKriegsdienfigefeßes eine Beftimmung aufgenommen 
werde, wonach, außer bei ben Unteroffizieren und ber Neiterei, die Dauer ber 
Präſenz im activen Heer zwei Jahre nicht überfhreiten ſolle.“ 

Die von der bemofratifhen Minderheit beantragte en bloc Ber: 
werfung wird daraufhin mit 47 gegen 41 Stimmen abgelehnt und 
in bie Detailberathung der Vorlage einzutreten befchloflen. 


» (Bayern). Landtag: Der Kriegsminifter ruft bie Referenten 
beider Kammern und bie einflußreichiten Führer ber IL. Kammer 
zufammen, um eine Vermittlung und Verftändigung über bie zwiſchen 
beiden Kammern ftreitigen Punkte bes Wehrgeſetzes zu erzielen. 

Es wird beichlofien, ben Kammern folgende Yaflung bes Art. 2 vorzus 
ſchlagen: „Die active Armee fol bis zum 31. Dec. 1871, ohne Einrechnung 
ber Offiziere, Militärbeamten und Erfabmannichaften, ein Prozent ber Bes 
völferung bes Königreich nah ber Zählung von 1867 betragen. Bom 1. 
San. 1872 an wird bie Zahl ber jährlich im Frieden in bie active Armee 
zur Herfielung bes Zormationsftandes, ohne Einrehnung ber Erſatzmann⸗ 
ſchaften, einzureihenden Wehrpflichtigen geſetzlich im Finanzgeſetz feftgeftellt“ 
und bez. Art. 39 fiy darauf zu beſchränken, „an Se. Maſj. ben König bie 
Bitte zu richten, bie Thunlichkeit in Erwägung zu ziehen, ob und in welcher 
Weiſe das Beförberungs-: und Penfionswelen gejeßlich zu regeln ſei.“ 


„ (Württemberg). IL Kammer: SKriegsbienfigefegs: Mohls 
Antrag, die Stellvertretung beizubehalten, wird mit 55 gegen 27 
(meift demokratiſche) Stimmen verworfen. 


„—21. Son. (Baben). II. Kammer: Debatte über das Eontingents 


geſetz. 

Der von dem urſprünglichen Entwurfe der Regierung theilweiſe abweichende 
Commiſſionsantrag ſetzt die Friedenspräſenzſtärke der badiſchen Truppen 
ohne die Offiziere ꝛc. auf 14,000 Mann, alſo 1% ber Beoölferung (im Kriege 
das doppelte) an, nebſt eier Landwehr von 8000 Dann. Die jährliche Aus- 
bebung fol 3700 Mann nicht überfteigen und bie Feſtſetzung bes wirklichen 
Bedarfs durch NRegierungsverfügung erfolgen. Das Beleg ſoll mit bem 31. 
Dec. 1870 außer Kraft treten. Der @ommiffionsbericht (bes Abg. Lamey) 
meint dazu: Die politifche Lage forbere eine möglichft hohe Anfpannung ber 
Kräfte, und diefe Forderung werbe geftelt, Baden möge einer politiichen 
Richtung folgen, welcher es wolle, fofern das Land nicht vorziche, Tünftige 
Ereigniffe Tediglich als Object Über fich ergeben zu Iaffen und ben Geſchicken 
Deutſchlands unthätig und gefinnungslos zuzuihauen. Der Süben könne 
fi bei möglichen großen Verwicklungen nicht ſelbſt vertheidigen, er ſei auf 
ben Schuß bes Norbbundes angewiefen; um nicht als ärmlicher Schübling, 
Iondern als ebenbürtiger Bunbesgenoffe, wenn auch nur nad Verhältniß der 
Kräfte, dazuſtehen, müſſe ber Süben, müſſe Baden, bas ja vor Alten hie 


4 


138 Die fühdenifgen Staaten, 


10. Yan. (Bayern). Reichsrath: Debatte Über bas Wehrgeſetz. Art. 2 
besfelben, ber von 2 zu 2 Jahren die Vereinbarung eiries Contin- 
gentsgefeßes mit dem Lanbtage fordert, wird mit allen gegen 5 und 
ber Dermittlungsantrag Bothmers: „bis zum 31. Dec, 1871 fol 
bie Friebenspräfenzftärke 4 Proz. ber Bevölferungszahl von 1867 
betragen, von ba an aber durch ein Geſetz geregelt werden“, mit 
allen gegen 14 Stimmen verworfen. 


14, „ Bayern). Reichsrath: Wehrgeſetz. Der von ber II. Kammer 
zu Urt, 19 beſchloſſene Zuſatz, daß bie Bedingungen ber Ernennung, 
Beförderung und Penfionirung von Offizieren ac. durch ein befonderes 
Geſetz geregelt werben folle, wird abgelehnt. 


13, „ (Württemberg). IL Kammer: Moriz Mohl jebt es, aus: 
geſprochener Maßen mit Nüdficht auf Preußen, troß ber äußerften 
Anftrengung ber Regierung durch, daß in dem neuen Strafprozeß 
Prefvergehen gegen frembe Regenten unb Regierungen mit 45 gegen 
38 Stimmen ben Schwurgerichten überwiefen werben. Das ganze 
Geſetz wirb mit 79 gegen 2 Stimmen angenommen. 


14, „ (Württemberg). II Kammer: Beginn der Debatte über das 
Kriegsdienſtgeſetz. 

Die Mehrheit der Commiſſion (6 Stimmen) trägt im Weſentlichen auf 
Annahme des Regierungsentwurfs, bie Minderheit (3 Stimmen) auf Ablehnung 
ber Vorlage an, zugleich aber barauf mit ber Ablehnung des Entwurfs bie 
Bitte an die Staatsregierung um Nieberfetung einer gemijchten Commilfion 
zu verbinden, welche nach Vernehmung mit bem Miliziyftem praftifch ver: 
trauter Techniker die Zweckmäßigkeit der Einführung diejes Syftems zu be: 
gutachten, eventuell Vorſchläge zu machen hätte, 

y ben letzten Tagen batte die bemofratifche Partei durch Verfanimlungen 
ber Volksvereine fowohl in Stuttgart als in allen übrigen Theilen des Landes 
eine ſehr lebhafte Agitation gegen das Geſetz in Gang gebracht und es erzielt, 
baß mehr als AO Petitionen folder Verfammlungen gegen das Geſetz an bie 
Kammer gerichtet wurden. Die Stimmung in ber Kammer jelbit ift ber 
Art, daß die bloße Feſtſetzung einer geſetzlich dreijährigen Präfenzzeit, jo daß 
eine Abkürzung der factifchen lebiglih in die Willfür ber Regierung gelegt 
wird, offenbar nicht burchzufeßen wäre. Der Kriegsminifter v. Wagner 
erklärt baber, daß bie Behauptung, die Negierung beabfichtige auch eine fac- 
tifch dreijährige Präſenzzeit, unrichtig fei und verfpricht für bie nächfte Sitzung 
eine beftimmte Erklärung ber Regierung über biefen Punkt. 

15. „ (Helfen). Telegraphenvertrag mit Preußen. Das Telegraphen- 
weien Heſſens wird durch denfelben (mit Ausnahme ber Staatsbahn: 
telegraphen) allmälig vollftändig an bie Verwaltung Preußens reſp. 
bes norbb. Bundes übergehen. 

16. „ (Bayern). Die II. Kammer bebarrt ihrerfeit dem Reiche: 
rathe gegenüber faft einftimmig auf Art. 2 und 19 des Wehrgeſetzes. 

Der Reichsrath beharrt der IL. Kammer gegenüber im Gewerbe: 
gefeb mit 21 gegen 19 Stimmen barauf, daß auch ber Handel mit 
literarifchen und artiftifchen Erzeugniffen, ſowie Leihbibliothefen und 
Refecabinette conceſſionspflichtig fein follen. 


Die ſaddentſchen Aiaaten 139 


17. San. (Baben). Die II. Kammer tritt mit allen gegen 3 Stimmen 


18. 


19. 


20. 


dem Beſchluſſe der J. Kammer bei, die Regierung um Vorlegung 
eines Geſetzesentwurfs über bürgerliche Standesbeamtung und ob⸗ 
ligatoriſche Civilehe wo möglih noch auf dem gegenwärtigen Land⸗ 
tage zu erſuchen. 
„ (Württemberg). II. Kammer: Kriegsdienſtgeſetz. Der Kriegs⸗ 
minifter gibt 

„Im Namen der Staatsregierung unb mit Genehmigung bes Königs bie 
Erklärung ab, daß die Negierung bereit fei, zuzugeben, daß in bem vorlies 
genden Entwurf eines SKriegsbienftgefeßes eine Beſtimmung aufgenommen 
werbe, wonach, außer bei ben Unteroffizieren unb ber Reiterei, bie Dauer ber 
Präſenz im activen Heer zwei Jahre nicht überfchreiten folle“ 

Die von ber bemofratifhen Minderheit beantragte en bloc Ber: 
werfung wird daraufhin mit 47 gegen 41 Stimmen abgelehnt und 
in bie Detailberathung der Vorlage einzutreten befchlojlen. 


„ Bayern). Landtag: Der Kriegsminifter ruft bie Referenten 
beider Kammern und bie einflußreicften Führer ber IL. Kammer 
zufammen, um eine Vermittlung und Verftändigung über bie zwiſchen 
beiden Kammern ſtreitigen Punkte des Wehrgeſetzes zu erzielen. 

Es wird beſchloſſen, den Kammern folgende Faſſung des Art. 2 vorzu⸗ 
ſchlagen: „Die active Armee fol bis zum 31. Dec. 1871, ohne Einrechnung 
ber Offiziere, Milttärbeamten und Eriabmannfchaften, ein Prozent ber Bes 
völferung bes Königreihd nach ber Zählung von 1867 betragen: Vom 1. 
San. 1872 an wird bie Zahl ber jährlich im Frieden in die active Armee 
zur Herftelung bes Formationsftandes, ohne Einrechnung der Erfagmanns 
ichaften, einzurelhenden Wehrpflichtigen geſetzlich im Finanzgeſetz feftgeftellt“ 
und bez. Art. 49 fiy darauf zu beichränfen, „an Se. Maj. den König bie 
Bitte zu richten, bie Thunlichfeit in Erwägung zu ziehen, ob und in weldyer 
Weiſe das Beförderungs- und Penfionswejen geſetzlich zu regeln ſei.“ 

„ (Württemberg). II Kammer: ſtriegsdienſtgeſetz: Mohls 
Antrag, bie Stellvertretung beizubehalten, wird mit 55 gegen 27 
(meift demokratiſche) Stimmen verworfen. 


„—21. San. (Baden). II Kammer: Debatte über das Contingents⸗ 


geſetz. 

Der von dem urſprünglichen Entwurfe der Regierung theilweiſe abweichende 
Commifjionsantrag ſetzt die Friedenspräſenzſtärke der badiſchen Truppen 
obne die Offiziere 2c. auf 14,000 Mann, alfo 1% ber Beoölferung (im Kriege 
das doppelte) an, nebft einer Landwehr von 8000 Mann. Die jährliche Aus: 
bebung fol 3700 Mann nicht Überfteigen und die Feſtſetzung des wirklichen 
Bedarfs durch Megierungsverfügung erfolgen. Das Geſetz foll mit bem 31. 
Dec. 1870 außer Kraft treten. Der Commiffionsbericht (des Abg. Lamey) 
meint dazu: Die politifche Lage fordere eine möglichft hohe Anfpannung ber 
Kräfte, und diefe Forderung werbe geftelt, Baden möge einer politiſchen 
Richtung folgen, welcher es ‚wolle, fofern das Land nicht vorziehe, Tünftige 
Greigniffe Tebiglih als Object über fich ergehen zu laffen und ben Geſchicken 
Deutſchlands unthätig und gefinnungslos zuzuſchauen. Der Süben koönne 
fih bei möglichen großen Verwidlungen nicht felbft vertheibigen, er ſei auf 
den Schuß des Nordbundes angewiefen; um nicht als ärmlicher Schüßling, 
fondern als ebenbürtiger Sunbesgenofie, wenn aud nur nach Verhältniß ber 
Kräfte, dazuſtehen, müſſe ber Süben, müfje Baden, das ja nor Allem bie 
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völige Einigung mit dem Nordbund erfitebe, bie verhältnißmäßig gleiche 
Anipannung ber Kräfte auf fich nehmen. Der Bericht gebenft ber drohenden 
Haltung Franfreihs und ber unklaren Oeſterreichs im Falle eines beutich« 
—— Krieges. Der Weg iſt noch nicht gefunden, welcher zu Oeſter⸗ 
reichs Verſöhnung mit ſeiner neuen Stellung und ſeiner erneuten völkerrecht⸗ 
lichen Verbindung mit Deutſchland unter den jetzt beſtehenden Verhältniſſen 


führte. Die ſteten Gerüchte feiner näheren Verbindung mit Frankreich be⸗ 


weiſen im Gegentheil, wenn nicht die Wahrheit dieſer Verbindung, ſo doch 
ihre Möglichkeit und das Vorhandenſein derartiger Beſtrebungen. 

Debatte: Ter Kriegsminifter, General Ludwig, erklärt im Nanıen ber 
Regierung feine Zuftimmung zu biefen Anträgen ber Commilfion, wobei er 
zugleich mittbeilt, daß bie Vereinbarungen ber Kriegsminifter der ſüddeutſchen 
Staaten auf ben onferenzen zu München nunmehr ratificirt feien; die Ver: 
fammelten hätten es als wünſchenswerth erklärt, daß die ſüddeutſchen Staaten 
im Einklang mit ber Wehrverfaffung bes norbdeutfchen Bundes an ber Mas 
rimalzahl von zwei Prozent Kriegsftärfe und von einem Prozent Friedens: 
ftärfe jo viel als thunlich, ebenſo an einer dreijährigen Präſenz fefthalten. 
Die Abgg. Moll und Bed beantragen % Prozent jährlicher Aushebung bei 
zweijähriger Präjenzzeit als geboten burch das wünfchenswerthe Zuſammen⸗ 
geben Badens mit ben übrigen ſüddeutſchen Staaten, deren Contingentsgejege 
trog der Münchener Conferenzen auf beufelben Grundlagen berubten. 

Bei ber Abjtimmung wird ber Antrag Mols mit allen gegen 
8 Stimmen abgelehnt und die Dauer des Gefebes nur bis 31, 
Dec, 1869 zugeftanden, einftimmig möglichfte Milderung ber brei- 
jährigen Präfenzzeit durch thunlichfte Beurlaubung gewünſcht und 
ſchließlich das ganze Geſetz mit allen gegen 8 Stimmen angenommen. 


21. San. (Bayern). Reichsrath: Wehrgefeg: Die Bermittlungsvor: 


22. 
24. 


25. 


«MH 


[läge bezüglich ber beiden ftreitigen Punkte werden mit 32 gegen 
10 und mit allen gegen 17 Stimmen angenommen. 

„ (Württemberg). IL Kammer: SKriegsdienftgefet. Bei ber 
Trage der Präfenzzeit im Frieden werben eine Reihe von Anträgen 
geftelt und ſämmtlich verworfen, fo daß die Frage vorerjt ungelöst 
bleiben muß. Der Kriegsminifter beharrt auf zwei Jahren als 
Minimum. 

Die Oppofition fett es zuerſt durch, daß die Kammer mit 46 gegen 40 
Stimmen nicht auf die Propofition ber Regierung eingeht, das Marimum 
ber Präjenz auf 2 Jahre (mit Ausnahme ber Reiterei) im Gele zu firiven. 
— ALS dann aber über die anderen Amendements, welde theild 20 Monate, 
theils bloß ein Jahr Präfenz wollten, abgeftimmt wird, ftimmt auch ein 
großer Theil ber Negierungspartei dagegen, jo daß 3. B. der Antrag Du: 
vernoy⸗Cavallo auf 20 Monate bloß 31 gegen 55 Stimmen erhält. 
(Wüttemberg). II. Kammer: Kriegsdienftgefeb. Das Inſtitut 
ber einjährig Freiwilligen wirb mit 78 gegen 4 Stimmen angenommen. 
„ (Bayern). Die II. Kammer nimmt auch ihrerjeits bie Vers 
mittlungsvorfchläge bez. Art. 2 und 19 des Wehrgeſetzes faſt ein- 
flimmig an, beharrt dagegen faft einftimmig im Oewerbegefeß gegen: 
über dem Reichsrathe nochmals darauf, daß der Handel mit Preß- 
erzeugniffen 2c. nicht conceffionspflichtig fein joll. 


„ (Württemberg). IL Kammer: Beendigung ber Berathung 


bes Kriegsdienſtgeſetzes bis auf die Trage ber Präfenzzeit. 
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Die Regierung. erleidet noch in zwei Punkten eine Niederlage. Erftens 
werben bie Gontrolverfammlungen ber Landwehr geftrihen, fo daß ber Re= 
gierung die Möglichkeit genommen ift, bie Landwehr in einem gewiljen regel: 
mäßigen Zufammenhang mit dem activen Heer zu erhalten; und ferner wird 
die Einberufung ber Erfagreferviften, weldhe in Bayern und Baden dem 
Minifterium zuſteht, von der Verabfchiebung eines Geſetzes abhängig gemacht. 


27. Jan. (Bayern) Der Reihsrath weicht enblih den wieberholten 


28. 


29. 


31. 


Beichlüffen der II. Kammer und läßt im Gewerbegejeb bie bisher 
geforderte Eonceffionspfliht für den Handel mit Preßerzeugniffen 
mit allen gegen 10. Stimmen fallen. 


»„ (Bayern). II Kammer: Die Regierung legt einen Geſetzes⸗ 
entwurf bez. der Ausdehnung und Vervollſtändigung der bayriſchen 
Staatseiſenbahnen vor. 

Die Geſammtlänge der projectirten Bahnen beträgt 290 Stunden mit 
einem Geſammtaufwand von 146 Mill. Gulden. Für die Bahnen, die zu⸗ 
nächft in Angriff genommen werben follen, wären 60 Mill. Gulden erforderlich). 
„ (Württemberg). DO. Kammer: Die Commiſſion bringt bez. 
ber Präfenzzeit im Frieden den Antrag ein, daß 

„Niemand, mit Ausnahme der reitenden Waffen, länger als zwei Jahre 


präfent gehalten werden barf. Den Meitern wird ber boppelte Betrag ber 
Verlängerung ihrer Präſenz im activen Herr an ber Dienitzeit in ber Land: 


“ wehr abgerechnet.“ 


Der Antrag, obgleih von bem früher verworfenen kaum ab: 
weichend, erhält nunmehr 50 gegen AO Stimmen. Das ganze Geſetz 
wird mit 50 gegen AO Stimmen angenommen. 

Bor ber Schlußabfiimmung mahnt Mohl bie Kammer noch einmal in 

ber eilften Stunde von ber Annahme des Gefehes ab, „Sie würden es noch 
auf dem Todtenbette bereuen!“ Ebenſo beſchwört Hopf bie Kanımer „beim 
Blut der Söhne, bei ben Thränen der Mütter, beim Fluche ber Väter“ biefes 
fluhwürbigfte, verberblichfte, graufanıfte aller Gefege abzulehnen. Unter ben 
40 Berwerfenden find 3 Ritter, 14 Demofraten, 11 Ultramontane, 9 länd⸗ 
lihe Abgeordnete und bie Abgeordneten Mohl, Definer und Reibel. Die 50 
find folgendermaßen zufammengefeßt: 10 Ritter, 6 Prälaten, 11 Nationale 
und 23 Anhänger ber Regierung, 
„ (Bürttemberg). Die beutihe Partei erläßt ihren Aufruf für 
bie Parlamentswahlen und ſpricht fi darin gleich ber nationalen 
Partei in Baden dafür aus, daß die Zollvereinsverträge zu unkünd⸗ 
baren und bie Competenz bed Zollvereins und daher des Zollparla- 
ments erweitert werde. 


» (Baden). Die IL Kammer beſchließt, da ihr bis jetzt eine 
Initiative der Geſetzgebung abgeht, eine Adreſſe an den Großherzog 
mit der Bitte, den Ständen in thunlichſter Bälde ein Geſetz vor: 
legen zu laſſen, wodurd die Rechtsverhältniſſe der Stiftungen voll: 
ſtändig geregelt und der Geſichtspunkt feftgehalten werde, daß bie 
Verwaltung bes weltlihen von der bes kirchlichen Stiftungsvermö⸗ 
gens getrennt und die erftere den betheiligten Gemeinden übertragen 
werde. 
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1. Sehr. (Baben). II. Kammer: Debatte über bas außerorb. Budget 
für die Jahre 1868 und 1869. Dasfelbe beträgt beinahe 8 Mill, 
mehr als das vierfache bes bisherigen Extraordinariums. Das Kriegs: 
minifterium ift babei für Bekleidung, Ausrüftung, Kafernen ꝛc. mit 
beinahe 5 Mill. betheiligt. Die Sammer ſetzt bie Ziffer mit Zu— 
ſtimmung ber Regierung auf 3% Mill. herab. 

„ (Baden). Minifterpräfident Matthy 7. 


. „ Württemberg). Die II. Kammer genehmigt das Refruti- 
rungsgefeß, das ber Regierung für die Jahre 1868—70 eine Aus: 
hebung von jährlih 5800 ftatt wie bisher von bloß 4600 Dann 
geftattet, mit 45 gegen 42 Stimmen. 

7. „ Bürttemberg). I. Kammer: Kriegsdienftgefeb. Für die Rei: 
terei unb bie Uinteroffiziere wirb eine breijährige Präfenzzeit im 
Frieden befchloffen und werben bie von ber IL. Kammer abgelehnten 
Controlverſammlungen der Landwehr wieder hergeftellt, Dagegen wird 
mit 24 gegen 6 Stimmen auf den Antrag des Herin v. Neurath 
beftimmt, daß „ber Aufruf der Landwehr nur kraft eines befonberen 
Geſetzes geſchehen darf.“ 

8 „ (Württemberg) I Kammer: Kriegsdienſtgeſetz. Die von ber 
II. Kammer in das Geſetz hineingebrachte Begünftigung ber Jugend: 
wehren wirb geftrichen. 

»„ n (Baden). Die I. und II. Kammer verfländigen ſich über bie 

zwiſchen ihnen noch beftehenden Differenzen bez. des Schulgeſetzes, 

des Preßgefehes und des Miniſterverantwortlichkeitsgeſetzes. 

Nah dem Preßgeſetze find Fünftig ſämmtliche Preßgewerbe frei, Con: 
ceffionspflicht und Gonceffionstare find gefallen; zur Eröffnung einer Druderei 
bedarf es lediglich ber Anzeige bei ber Polizeibehörde. Die gerichtliche 
Haftbarfeit (Herausgeber, Verleger, Druder) ift jo ziemlich bie alte. Nur 
ift ausdrücklich feftgeftellt, daß bieje Perfonen nicht gezwungen werben können, 
den Berfaffer zu benennen. Cbenſo ausbrüdlih it ausgeſprochen, daß fog. 
Strohmänner als Redacteure vom Geriht nicht angenommen werden. Es 
baftet aljo ftets Verleger und Druder in ernfthafter Weile, wo nicht ein 
wirklicher Herausgeber (NRedactenr) nachgewiefen werden kann. Auch Fünftig 
Tann die Polizeibehörde in Fhllen, wo es fih um ein vom Staatsanwalt zu 
verfolgendes Vergeben handelt und Gefahr auf bem Verzug ift, noch Beichlag: 
nahme verfügen. Sie haftet aber drei Monate lang vor dem bürgerlichen 
Richter dem durch bie Beichlagnahme Beſchädigten, ſofern der Beſchlag von 
ihr vorfäglic oder aus grober Fahrläffigkeit ohne genägenben Grund verfügt 
wurde. Das Verbot einer Zeitung kann nur auswärtige Zeitungen treffen, 
fann nur von dem Minifterium des Innern bis auf die Dauer von zwei 
Jahren ausgefprochen werben, und zwar nur für den Fall, wenn das Blatt 
von einem Gericht verurtheilt wurbe, ohne dem Urtheil Genüge zu leiften. 
Die Berweifung der Preßvergehen an bie Geſchwornen fcheiterte bagegen am 
Widerftande der I. Kammer. Die II, Kammer verlangt daher von ber Re⸗ 
gierung bie Vorlage eines Gefeges an ben nächſten Landtag, wonach politifche 
Vergehen überhaupt den Schwurgerichten übergeben werben follen. 

Das Geſetz über die Verantwortlichkeit ber Minifter Hat bie 
Form von Zufägen zu $ 67 der Verfaffung. Das Recht der Anklage ſteht 


>» 
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ber zweiten Sammer zu; angellagt Können nur werben bie Minifter und 
Mitglieder ber oberften Staatsbehörbe wegen einer dur Handlungen oder 
Unterlaffungen wiffentlih oder aus grober Fahrläffigkeit begangenen Ver⸗ 
legung ber Berfaflung oder anerfannt verfafjungsmäßiger Rechte, oder ſchwerer 
Gefährdung der Sicherheit oder Mohlfahrt des Staates. Ter Beſchluß er: 
forbert 4 Mebrbeit. Das Richteramt wirb von der erften Kammer als Staats⸗ 
gerichtshof geübt in Verbindung mit dem Präfidenten bes oberften Gerichtss 
bofs und acht weitern Richtern, welche das Loos aus der Reihe ber Gollegials 
richter beſtimmt. Bildung und Verfahren bes Staatsgerichtshofs find einem 
befondern noch nicht vereinbarten Geſetz vorbehalten. 


10. Febr. (Bayern). Wahlen zum erften Zollparlamente nach allge: 
meinem und birectem Stimmredt. 


Die Wahlbewegung war feit einem Monat eine überaus lebhafte geweien; 
faft in allen Wahlkreiſen hatten zablreihe Wahlverfammlungen ftattgefunden, 
in benen bie verfchiedenen Candidaten fich vorftellten und ihre polit. Grund⸗ 
jäe darlegten. Anfangs fchienen bie Tiberalen Parteien, benen bie große 
Mehrheit. der II. Kammer angehört, die beften Ausfichten zu haben, bis erft 
unmittelbar vor bem Wahltage jo zu fagen ber geſammte fath. Clerus eins 
müthig und auf ber ganzen Linie in ben Kampf eintrat und ben Ausichlag 
gab. Die Folge ift ein eben jo unerwarteter als überwältigender Sieg ber 

articulariftifch =clericalen Anfhauung und eine vollſtändige Niederlage ber 
—* Mittelpartei. Die Frage einer engeren Verbindung zwiſchen Süd- und 
Norddeutihland mußte bie entjcheibende fein. Diefe nun wird von einer 
Partei (Fortichrittspartei) erftrebt, von einer anderen (particulariſtiſch⸗-cleri⸗ 
cale Partei) aufs äußerſte befämpft, die britte (die jog. Mittelpartei) will 
fie an ſich kommen laſſen. Bon ben 48 Abgg. Bayerns zum Zollparlament 
erringt nun bie Fortſchrittspartei 12, die Mittelpartei 9, die particulariftilch- 
clericale 26 Mitglieder, wozu dann noch eine partikulariftifch- bemofratijche 
Wahl kommt. Vergleiht man das Refultat „mit den PBarteiverhältniffen in ber 
II Kammer, jo treffen in biefer auf bie Fortichrittspartei 4, auf.die Mittel: 
partei ca. %,, auf bie rein particulariftiiihe Partei ca. %, der Mitglieber. 
Nach diefen VBerbältniffen müßte im Zollparlament bie Fortichrittspartei mit 
414—15 (flatt 12), die Mittelpartei mit 24 (ſtatt 9), die particulariftifch» 
clericale mit 4—5 (ftatt 26) Abgeorbneten vertreten fein. Die Fortſchritis⸗ 
partei bat demnach etwas eingebüßt; bezüglich ber beiden anderen Parteien 
ift dagegen das Zahlenverhältniß geradezu auf ben Kopf geftellt: bie parti⸗ 
culariftifch=clericale Partei hat, was die Mittelpartei haben follte. Bezüglich 
ber Lebensftelung der Gewählten wird bemerft, baß bie particulariftifche 
Partei überwiegend Adelige und Beamtete gewählt bat, während die gewähls 
ten Induſtriellen ausſchließlich der Fortſchritts- und Mittelpartei angehören. 
Noch flärfere Contrafte Fommen zum Vorſchein, wenn man nad) Landestheilen 
ausſcheidet. Hier find, bie ſchwäbiſchen Wahlbezirfe ausgenommen, deren Vers 
bältniffe annähernd biefelben wie bei ben letzten Landtagswahlen von 1863, in⸗ 
dem Altbayern und Unterfranfen überwiegend particulariftilchconfervativ, Ober« 
und Mittelfranfen und bie Rheinpfalz überwiegend liberal gewählt haben, 
nur baß ber confejfionelle Gegenſatz ſich biegmal noch vollftändiger ausprägt. 
In Altbayern und Unterfranken, bie feinen Wahlbezirk mit vorwiegend pro« 
teftantifcher Bendlferung haben, ift Fein Candidat ber Fortſchrittspartei durch: 
gebrungen, in ben proteflantifhen Bezirken von Mittel: und Oberfranten 
fein Candidat der particulariftiicden Partei. Im ganzen biesfeitigen Bayern 
haben nur 2 ober 3 Bezirke mit ausfchließend ober vorherrſchend Fatholijcher 
Bevölferung Mitglieder der Mittel ober ortfchrittspartei gewählt. Se 
ftärfer in gemijchten Bezirken bie proteftantiihe Minderheit, um fo ſchwächer 
war bas Webergewicht der Stimmen, das einem particulariftilchen Candidaten 
zum Giege verhalf. 
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11. Fehr. (Württemberg). II Kammer: Debatte über ben Entwurf 
eines Verfaſſungs⸗ und eines Wahlgefebes. 

Hopf trägt auf Wiederberftellung bes Wahlgeſetzes vom 1. Juli 1849 
an. Die Mehrheit ber Berfafjungscommiljion beantragt: eine Beſchluß— 
faffung über die Giltigfeit dieſes Geſetzes für jebt abzulehnen, bie Min- 
derheit: ber Regierung bie Berufung einer verfaffungrevidirenden Landes⸗ 
verJammlung nad biefem Gejeß zu entpfehlen. 

Der Antrag ber Commiffionsmehrheit wird nach längerer De: 
batte mit 68 gegen 14 Stimmen angenommen. 

Bezüglich des Verfaſſungsgeſetzes beantragt bie Commiſſion: „bie 
Kammer wolle fi auf eine Berathung und Beſchlußfaſſung über die das ac= 
tive Wahlreht und das Wahlſyſtem betreffenden Artikel des Entwurfs bes 
Ihränfen, ebenjo von dem Entwurf eines Wahlgeſetzes nur bie auf die Wahlen 
ber Oberamtöbezirfe und Stäbte bezüglichen Artifel in Berathung nehmen, 
fobann aber an die Regierung die Bitte richten, behufs ber Nevifion ber üb—⸗ 
tigen Theile ber Verfaſſung ber Landesvertretung balbmöglichft neue geeignete 
Borlagen zugehen zu laſſen.“ Die Negierung zieht den übrigen Theil ihres 
Entwurfes zurüd und die Kammer tritt in bie Specialberathung ein und 
beichließt in Art. 1, daß die Abgg. ber Städte und Oberamtsbezirfe durch 
diejenigen württembergifchen Staatsbürger birect gewählt werden follen, 
welche in dem Wahlbezirk ihren Wohnfi oder Aufenthalt haben und nicht 
ausdrüdlih auegeichhloffen find. (Diefe Beftimmung ift noch liberaler und 
weitgehender ale die bes Wahlgefeßes vom 1. Juli 1849, melde wenigftens 
die Zahlung einer birecten Steuer verlangte.) Art. 4 bejtimmt geheime 
Stimmgebung. Art. 5 ſetzt feft, daß eine giltige Wahl am eriten Mahl: 
termin nur dur die Abjtimmung von wenigftens zwei Dritteln der Wahl: 
berechtigten zu Stande fommt. Iſt bieß nicht der Fall, fo werden fo lange 
weitere Wahltermine anberaumt, bis minbdeftens die Hälfte ber Wahlberech- 
tigten ihre Stimmen abgegeben bat. Art. 11 beftimmt, daß, wenn feiner 
ber Candidaten mindeftens ben dritten Theil der abgegebenen Stimmen er- 
balten oder der Gewählte die Wahl nicht angenommen bat, eine neue Wahl 
anzuorbnen if. 

Das Wahlgefeß als Ganzes wird fchließlich mit allen gegen 1 
Stimme angenommen. ' 

12, „ (Baden). Die II. Kammer genehmigt bas orbentliche Kriegs: 
bubget für die Jahre 1868/69. 

Dasselbe entziffert fich auf beinahe 94 Mill., falt 2 Mill. mehr als bis- 
ber, ift indeß die einfache Folge bes bereits genehmigten Contingentgefeßes 
und gibt daher zu keinen befonderen Debatten Veranlaflung. Die Formation 
bes badiſchen Armeecorps fchließt fich liberal ftreng den Grundſätzen ber nord- 
beutichen Kriegsformation an; ebenfo der neue Gagentarif, welcher das etivas 
mobificirte preußiſche Syſtem einführt. Die Gagen find durch Bewilligung 
fog. Servisgelder durchgehende erhöht, und ftellen ſich bei ben niedern Char: 
gen theilweife noch günftiger, bei ben höhern jeboch etwas geringer als in 
Preußen. Die Commilfion beantragt einige Ermäßigungen, mit benen fi) 
bie Regierung einverftanden erflärt. 

„»  » Baden). Der Großherzog überträgt bie Neubildung ded Mi: 
nifteriums dem Staatsrath Jolly. Dasfelbe conftituirt fi ſofort. 
Der Kriegsmintfter Ludwig und der Juſtizminiſter Stabel erhalten 
ihre Entlafjung. 

43. „ (Baden). I. Kammer: Der neue Minifterpräfibent legt der: 
felben fein Programm vor: 
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· Ich kann mich ganz Furz und ganz beſtimmt faflen, ba unf ere. 
Borktir nit geändert, jondern nur bie bisher verfolgte weiter fort- 
geführt werben fol. Wir werben mit ungeſchwächter Kraft das Ziel ver⸗ 
folgen, wir werden uns in Verfolgung dieſes Ziels durch nichts beirren laſſen, 
jo viel an uns iſt, dazu beitragen, ben großen allgemeinen beutihen Natio⸗ 
nalftaat zu begrünben und in diefen Nationalftaat als ein würdiges Glieb 
unfererjeits einzutreten. Der nationale Gebanfe ift in Deutfchland nad Jahr: 
hunderte langer Berfunfenbeit wieber neu erwacht als bie Frucht höherer gei⸗ 
ſtiger Bildung, tieferer politiſcher Cinſicht. Wir können dieſe im allgemeinen 
begründete Wahrnehmung ſehr ſpeciell in unſerm engeren Vaterlande machen, 
die Träger der nationalen Idee und des freien politifhen Ge 
dankens finb ein und biejelben. So ift e8 eine innere Nothwendig⸗ 
feit, die beiden großen Ziele unjerer feitherigen politiihen Beftrebungen 
vereinigt feſtzuhalten, nämlich die inneren politiihen Verbältniffe auf dem 
Weg, auf dem fie feit fieben Jahren zum Wohle des Vaterlands geführt wurs 
den, weiter zu entwideln in Verbindung mit bem unabläfjigen Streben, ben 
großen beutichen Nationalftaat herbeiführen zu belfen. Ich barf Sie bitten, 
auch bem neuen Minifterium, welches durchaus die Richtung bes alten ver» 
folgen wird, bie Unterflügung, welche Sie dem alten jo bereitwillig gewährt 
haben, leiften zu wollen.“ 


14, Febr. (Württemberg). II. Kammer: Bubgetvebatte. Die für das 


15. 


Armeecommanbo ftatt ber bisherigen 1961 fl. geforderten 10,851 fi. 
werben nur mit 44 gegen 41 Stimmen bewilligt, für die Feſtung 
Um 43,964 fl. jährlich. 

„ (Bayern). IL. Kammer: Sociale Gefeßgebung. Der Gefebes: 


entwurf über Heimat, Verehelihung und Bürgerrecht wirb mit 106 
gegen 2 Stimmen angenommen. 


(Baden) Die IL Kammer genehmigt . bie Erhöhung ber 
Steuern und das darauf bafirte Yinanzgefeb. 


Troß ber empfindlichen Steuererhöhung reichen bie ordentlichen Einnahmen 
nicht zu, um bie ebenfalls ſehr gefleigerten Ausgaben im außerorbentlichen 
Etat zu beftreiten, es Tann dieß nur duch Schuldenvermehrung geſchehen. 
Lamey Tann nicht umpin, biefe finanziellen Zuſtände für fehr bedenklich zu 
erflären: e8 gebe nur ein Mittel, duch Abfebungen in dem enormen Krieges 
Etat, namentlidh durch möglichfte Abfürzung ber dreijährigen Präſenz, wieber 
zu erfreulicheren zinanzzufiänden zu Tommen; er müſſe daher bringend 
ae daß der Finanzminifter einigen Drud auf ben Fünftigen Kriegsmini: 

er übe, 


„ (Bayern). In Folge ziemlich gereizter Außerungen eines Theils 
ber Preſſe wirb offizids erklärt, 


daß weder eine Abtretung ber Burg zu Nürnberg an Preußen, noch übers 
haupt ein Staatsvertrag in Bezug auf biefelbe ftattgefunden habe; die Sache 
reducire fi) darauf, daß ber König von Bayern, um ber neubefeftigten 
Freundſchaft zwilchen ben beiden Königshäufern und Staaten einen ſymbo⸗ 
liichen Ausdrud zu verleihen, burdy Brief vom 30, Auguft 1866 bem König 
von Preußen angeboten habe, die ehrwürdige Burg feiner Ahnen gemeinfam 
mit ihm zu befigen und bei etwaiger Anwejenheit in Bayern zu bewohnen, 
und daß der König von Preußen diefes Anerbieten mit aufrichtigem Dank 
angenommen habe. 


„ (Württemberg). IL Kammer: Kriegsdienftgefeß nad ben Be: 
jhlüffen der I, Kammer. Die Kammer beharrt mit 48 gegen 36 
19 


146 


Die füdrentfgen Masten. 


Stimmen darauf, eine mehr als zweijährige Präfenzzeit nur für bie 
Reiterei, nicht auch für bie Unteroffiziere zuzugeftehen, mit 58 gegen 
20 Stimmen auf ber Streihung ber Landiwehrcontrolverfammlungen, 
mit 45 gegen 40 Stimmen barauf, das Freiwilligen-Inſtitut auch 
gebilbeteren Landiwirthen und Gewerbtreibenden zugänglich zu machen, 
und läßt nur bie Begünftigung der Jugendwehren mit 48 gegen 
35 Stimmen fallen. 


15. Febr. (Baden). Schluß des Landtags und Thronrebe bes Orof- 


16. 


17. 


18, 


herzogs: 

. ... Größere und mächtigere Aufgaben waren auf dem Gebiete ber 
nationalen Politik zu löfen. Mit hoher Befriedigung ſpreche Sch es 
aus: Ich babe Mi nicht getäufcht in ber Erwartung, baß Mein getreues 
Bolt Mir folgen wirb auf dem Wege zu fefterer nationaler Einigung. Sie, 
bie Vertreter bes Landes, haben’ dur die That bie Mebereinflimmung bes: 
felben mit ben höchſten Zielen Meiner Regierung bekundet. Ich danke Ihnen 
für bie patriotifche Einfiht und die muthige Opferbereitheit, mit welcher Sie 
durch bie Militärgeſetze die Wehrfraft des Landes im nationalen Intereſſe 
erhöhten, unb durch die Bewilligung reichlicherer Mittel die Beftreitung bes 
größern Aufwandes ermöglichten, ohne ben wohlbegründeten Credit des Lan— 
bes zu erfchüttern. Sch weiß, Mein Volk wird, in richtiger Würdigung der 
großen Aufgabe, für welche die Opfer gebracht werben müſſen, fie willig 
tragen. Es wird fih des Bewußtſeins freuen, in reblider Erfüllung bes 
durch Sie gutgeheißenen Allianzvertrags den Gliedern des norbd. Bundes eben: 
bürtig zur Seite treten zu können. Es wird erkennen, daß in diefen Opfern 
bie Bürgfchaft liegt für bie Erreihung bes nationalen Ziele in friedlicher 
Entwidlung. Die Ausdehnung und Neubildung be8 Zollvereins auf par— 
lamentarifcher Grundlage, worin Sie mit Meiner Regierung bie Erfüllung 
eines Tängit gehegten Wunſches erblicdt haben, ijt ein erfreulicher Anfang der 
Einigung Deutſchlands auf bem Gebiete materieller Intereſſen. Die jetzt ins 
Leben getretene Verfaffung bes Vereins ermöglicht ein regelmäßiges ort: 
fchreiten feiner Gefeßgebung, unb bie Vereinigung der Vertreter aller jeiner 
Glieder, zunächſt zur gemeinfamen Pflege beflimmter wirtbichaftlicher Inter: 
effen, ift eine bebeutungsvolle Stufe auch in ber Gefammtentwidlung Deutjch: 
lands. Edle Herren und liebe FZreundel In erujter Arbeit fireben wir nad) 
einem großen Ziel: ein im Jnnern freies und Fräftiges Staatswefen, ergänzt 
und getragen burd bie innige nationale Verbindung mit den übrigen deut: 
hen Staaten, Durch entichloffene That find wir biefem Ziele näher gerüdt; 
durch fefte Vebarrlichfeit werben wir e8 erreichen. 


„ (Württemberg) Die II Kammer nimmt das Kriegsdienft: 
geſetz als Ganzes neuerbings mit 48 gegen 36 Stimmen an. 


„» (Württemberg) Die IL Kammer muß die Weberweifung 
von Preßprozeſſen wegen Beleidigung fremder Regenten und Regie⸗ 
rungen an bie Schwurgerichte gegenüber dem Wiberfpruche ber 
I. Kammer wieber fallen laffen. — Ein Antrag Mohle auf Ber 
ſchwerde gegen das Striegsminifterium wegen Aboption bes Zünd⸗ 
nabelgewehrs erhält bloß 3 Stimmen. 


„ (Württemberg). Die I. Kammer fügt fi) bez. bes Kriegs⸗ 
bienftgefeßes den Beichlüffen der II. Kammer vom 15. d8. und ge: 
nehmigt das ganze Geſetz jchlieplih mit 26 gegen 4 Stimmen, 
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19, Febr. (Württemberg). II. Kammer: Budgetdebatte. Es wird mit 


81 gegen 8 Stimmen beſchloſſen, daß ber Etat für die nächſten 
3 Jahre giltig fein fol. Die Erhöhung der Steuer beträgt fchließ- 
lich nicht, wie anfangs gefürdtet wurde, 50, fonbern bloß 10 Proz. 


„—20. ger. (MWürttemberg). Die I Kammer ftimmt dem Wahl: 


20. 


gejeß nad) den Beichlüffen der H. Kammer bei, nur baß zwei Drittel 
ftatt bloß die Hälfte ber Stimmen aller Wähler für eine giltige 
Mahl gefordert werben. Die II. Kammer beharrt. auch biesfalls 
mit 88 gegen 4 Stimmen auf ihrem Beſchluſſe. Die I. Kammer 
gibt ſchließlich nad). 

Schluß des Landtags. Thronrebe bes Königs: 


„Liebe Getreue! Seitdem Ich das letztemal in Ihre Mitte getreten, find 
bebeutungsvolle Ereigniffe über unfer Vaterland gefommen. Ein Band, das 
feit einem Jahrtauſend bie beutihen Stämme umſchlungen bat, tft gelöst. 
Das ſchöne Reich, welches bis baher feine Geſchicke mit uns getheilt, iſt von 
ung gejchieden, und Deutfchland bat ſich neu geflaltet. Was Ich gethan, um 
Württemberg in dieſem neugeftalteten Deutfchland für Krieg und Frieden bie 
ihm gebührende Stellung zu fihern, haben Sie gut geheißen. Entjchloffen, 
bie eingegangenen Verpflichtungen treu und redlich zu erfül: 
len, vehne Jh mit Zuverfiht auf bie rüdhaltlofe Unterſtütz- 
ung Meines Volkes. Hoffen wir, daß, was Deutſchland verloren, feine 
Ausgleihung finde durch die Anziehungskraft gleicher Gefittung und gleicher 
Sntereffen. Sie haben mit männlidem Sinn bie Opfer bes Kriegs getra- 
gen; Eie find mir aber auch beigeftanden, die Segnungen bes wiebergewons 
nenen Friedens Württemberg zus fihern. Sie haben reichlich bie Mittel ver: 
willigt, erhöhte Bildung unſerm Vaterlande zu. gewähren. Sie haben eine 
ſchon lange als nothwendig erfannte unfafjende Reform ber Nechtspflege mit 
Meiner Negierung vereinbart, In großartigen Maßſtab haben Sie bie Eres 
dite zur Entwidlung unferes Verkehrslebens gewährt. Meine Regierung bat 
fih mit Shnen geeinigt, das ganze württembergiihe Volt durch Verleihung 
bes allgemeinen directen Wahlrechts zur Theilnahme an jeinem politifchen 
Leben zu berufen; fie vertraut feinem gefunden Sinn, feiner Vaterlandsliebe, 
bie ein vierhunbertjähriges Verfafjungsleben gefeftigt bat. Mit Mir haben 
Sie es auf fih genommen, von dem Volke Opfer zu fordern, Damit es für 
ernſte Zeiten gerüftet fei, jene Früchte bes Friedens zu ſchützen, das Vater: 
land im Fall einer Bedrohung mit Kraft und Hingebung zu vertheibigen. 
Unfere Pflicht ift es, ung ebenbürtig an die Seite unjerer Nachbarn zu ftellen. 
Scharfe Gegenfähe find im Kampfe ber Meinungen zu Tage getreten; fie 
finden ihre Verſöhnung in ber ungetheilten Liebe Aller zu unſerm theuren 
Württemberg, zu unferm großen Vaterlande.“ 


„ Württemberg) Das Central: Comite der demokratiſchen 
Boltspartei erläßt, übereinjtimmend mit den Beichlüffen der Landes: 
verfammlung vom 6. Sanuar, eine Anſprache an die Partei gegen 
bie Betheiligung an ben Zollparlamentswahlen : 

„Es Handelt fich bei dieſer Abflimmung nicht um eine deutſche Sache; es 
handelt fih nicht um die Beſchickung eines deutſchen Parlamentes, wie im 
Sabre 1848, wo bie Theilnahme an ben Wahlen Pflicht jedes Patrioten 
war. 8 Handelt fih auch nit um Erfüllung einer Pflicht, wie bei ben 
bevorftehenden württembergifhen Landtagswahlen, bei welchen fein Wahl: 
berechtiater zur Haufe bleiben fol. Das Zollparlament ift nur eine in Berlin 
erjonnene Veranftaltung, um bie Süddeutſchen zu einer thatjächlichen Aner⸗ 
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fennung ber Revolution zu Ioden, welche Preußen im Jahr 1866 begonnen 
bat und welche durch den Eintritt der ſüddeutſchen Staaten in ben nordd. 
Bund ihre Vollendung erhalten fol. Selbft diejenigen, welche am Widerftand 
gegen die Verpreußung Dentichlands fefthalten, follen thatfächlich zur Wollen: 
dung bes Werkes beitragen. Die Abficht, mittelft des Zollparlamentes die Sübd- 
ftaaten Deutſchlands von Defterreich vollends gänzlich loszumachen, fie vom 
Boden bes Prager Friedens und der Berträge weg: und in ben Norbbund 
bineinzubrängen, wirb von unferen preußifchen Werbern offen zugegeben. 
Diefe Abſicht gebt überdiek hervor aus der Zuſammenſetzung tes Zollparlas 
ments feldft, welche handgreiflich auf einen bloßen Uebergang berechnet ift. 
Wäre nur eine Antereffenvertretung der Bevölferungen des Zollvereing, ben 
Regierungen ber zollverbundenen Staaten gegenüber, beabfichtigt, jo wäre das 
Zollparlament gleichartig zufammengefeßt worden. Statt deſſen befteht es 
für Preußen unb bie von Preußen eroberten ober zum Nordbund gezwun—⸗ 
genen Länder aus dem von deren Bevölferungen gewählten Reichstag. Die 
Bertreter bes Elibens aber rüden nur für einige Zeit, jo lange die Zoll: 
und Hanbelsfachen darin verhandelt werben, in biefe bereits vorher fertige 
und gefchloffene Verfammlung ein. Solche Ungleicäheit und Ungleichartigkeit 
innerhalb eines und beffelben vepräfentativen Körpers kann in bie Länge nicht 
beftehen, und eben hierauf ift gerechnet. Die ben Zollparlament anerjchafiene 
Halbheit fol von felbR zum Eintritt in das Ganze bes Norbbundes und 
feines Reichstages brängen.“ 


21. Febr. (Württemberg). Oefterlen, einer ber Führer ber bemofra- 


22. 


23. 


27. 


29. 


tiſchen Volkspartei, erklärt ſich für ſeine Partei für Betheiligung an 
den Zollparlamentswahlen, bald folgen ihm andere nach und ſchließ— 
lich betheiligt fih bie ganze Partei, wenn auch etwas veripätet, mit 
großem Eifer an ben Wahlen. I 
„GBaden). Allgemeine Wahlen zum Zollparlament auf Grund: 
lage des allgemeinen und directen Stimmrechts. Es werden gewählt: 
8 Nationalliberale, 5 Clericale, 1 Großdeutſcher. 
„ (Baden). Der preuß. Militärbevollmächtigte, General v. Beyer, 
wird zum Kriegsminiſter ernannt und tritt als Generallieutenant 
und Generaladjutant ins badiſche Armeecorps ein. 
„ (Bayern). Die II. Kammer nimmt einen Sefeßesentwurf über 
Schliegung und Trennung der Ehen von Diffiventen mit obligato- 
riſcher Civilehe für diefelben mit allen gegen 28 Stimmen an und 
beichließt mit 59 gegen 53 Stimmen, ben König um eine Bor: 
lage bez. gefeßlicher Regelung ber innern Verhältniffe der Diffiden- 
ten zu bitten. 
„a Bayern). Die II. Kammer lehnt eine Erflärung zu Gunften 
ber obligatorifchen Eivilehe mit 74 gegen 52 Stimmen ab, nad: 
dem fi die Regierung gegen den Antrag als unzeitgemäß ausge: 
ſprochen hat. 

König Lubwig I. + in Nizza. 


7. März, (Bayern). II. Kammer: Die Regierung wirb über die im 


ganzen Lande im Gange befindliche heftige Agitation bes Clerus 
gegen den neuen Schulgejeßentwurf interpellitt. 
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11. März (Baden). Die bisherige Bezeihnung „badiſches Armeecorps“ 


13. 


18. 


20. 


21. 


wird aufgegeben und die Benennng badiſches Divifions:Commanbo, 
Gavallerie- und Artillerie-Brigade eingeführt, fo wie bie Benennung 
Premier: und Seconbelieutenant, wie in ber Armee des norddeutſchen 
Bundes. 


„ (Heffen). Die IL. Kammer ändert nad dem Vorſchlage ber 
Regierung das Wuchergeleb von 1867 nad ben Beltimmungen bes: 
jenigen bes nordd. Bundes ab. 


»„ (Bayern). IL Kammer: Bubget:Ausihuß: Etat des Mini⸗ 
fteriums des Auswärtigen. Der Referent will ftatt der für 1869 
geforderten 312,500 fl. nur 200,000 fl. für Gehalte und 42,000 fl. 
für Regie bewilligen; Fürſt Hohenlohe erflärt jedoch 250,000 fl. 
für Gehalte ald Minimum und droht im Weigerungsfalle mit feis 
nem Rüdtritt, worauf ber Ausſchuß einftimmig die volle geforberte 
Summe bewilligt. 


„ (Baden). Proteft des Erzbifhofs von Freiburg gegen bas neue 
Schulgeſetz. Antwort der Regierung. 

Protef: „ . . Dieſes Geſetz fchließt bie Kirche von ber Mitleitung ber 
Schule aus. Es überträgt bem von der Kirche getrennten Staat bie aus⸗ 
ſchließliche Herrſchaft über die Erziehung und ben Unterricht, verbietet ber 
Kirche, kirchliche Schulen zu errichten und zu leiten, außer wenn ein Geſetz 
fie dazu im einzelnen Fall ermädtigt. Zu biefem Staatsmonopol über bie 
Schule fommt der Schulzwang, und es ift ber Kirche nicht einmal die freie 
Leitung ber Lehrer ale Religionslehrer belafjen worden. Nur mit bem tiefften 
Schmerze lege ich andurch feierliche und öffentliche Verwahrung ein gegen bie 
durch dieſes Geſetz geſchehene Verlegung der Firchlichen Mechte an ber Er⸗ 
ziehung und Heranbildung der katholiſchen Jugend, gegen bie baburdy be= 
wirkte Beeinträchtigung dev geiftigen Entwidelung, der Religions: und Unter: 
richtöfreiheit und gegen die Verwendung ber Fatholiichen Schulen und Schul⸗ 
fonds zu Staatsanftalten, welche dem Fatholiichen Einfluffe entfremdet find. 
Ich darf und werde die Nechte der Kirche, ber Katholifen und der katholiſchen 
Familien bei der Heranbilbung der Fatholifchen Jugend und auf bie kathol. 
Pfarrſchulen und Schulfonds nicht aufgeben, werde fie vielmehr fort und fort 
mit allen rechtlihen Mitteln vertbeidigen und berauftellen fuchen.“ 
Antwort: „ .. Wir bedauern die Mißverftändniffe, welche diefes Geſetz bei 
Em. Ercellenz hervorgerufen hat. Dasfelbe unterftelt ben Religionsunterricht 
durchaus ber Leitung ber Kirchen und fchließt biefelben jo wenig von ber 
Einwirkung auf das Volksſchulweſen aus, daß es ben DOrtspfarrer zum ges 
jeglichen Veitglieb ber Iofalen Echulbehörde erflärt. Im Webrigen Tann dem 
Vroteft gegen ein verfaffungsmäßig erlaffenes Geſetz eine rechtliche Wirkung 
nicht beigelegt werben.“ 


„ (Württemberg). Eine Anzahl Offiziere wird in preußifche 
Sarnifonen commanbirt. 

“ (Bapern). I. Kammer: Der Cultusminifter v. Greſſer be 
antwortet die Interpellation bez. ber clericalen Agitation gegen ben 
neueg Schulgejeßentwurf und theilt dieſelbe gleichzeitig durch Aus: 
ſchreiben den Negierungspräfidenten mit, mit der Anweiſung, 


„einem Vorgehen ven Staatöbienern, welche Partei gegen bie Staates 
regierung nehmen und an Agitationen in biefem Sinne fich betheiligen ober 


150 


Die ſuddeniſchen Staaten. 


gar ihre amtliche Stellung in biefer Richtung mißbrauchen, mit aller Energie 
und unter Anwendung bisciplinärer Mittel entgegen zu treten. Es liegen 
endlich einzelne Wahrnehmungen vor, welche bie Annahme rechtfertigen, daß 
von Seite einzelner Geiftlihen bei Ausübung ihres Amts bie gefetlichen 
Grenzlinien zwifchen weltlidher und geiftlicher Gewalt, die durch bie Berfaffung 
gezogen find, Teineswegs immer beachtet, und daß von Eeite des Lehritandes 
in ben Volksſchulen, jelbit bei Ertheilung bes Unterrichts, bie vorwürfige Anz - 
gelegeriheit bazu mißbraucht wurde, verfehrte Vorftellungen bei der Jugend 
und deren Eltern hervorzurufen und bas Anſehen ber Staatsregierung herab: 
zufegen. Soldyen Vorgängen ift durch geeignetes Benehmen mit den kirch⸗ 
lihen Oberbebörden und durch entipredhende Anweiſung der Bezirfsämter wie 
der Schulauffichtsbehörben zu begegnen, und ift nach Umſtänden gegen Lofal: 
und Diftrifts-Schulinipectoren, welche ihre amtlihe Stellung in ber bezeich- 
neten Weiſe mißbrauden follten, auf dem bisciplinären Wege vorzugehen 
oder, wo folches geboten, beren Enthebung zu veranlaſſen.“ 


24. März. (Württemberg). Zollparlamentswahlen. Die politifche Leiden: 


26. 


Ihaft erreicht vielfah den höchſten Punkt. Die KRegierungspartei 
geht mit der demofratifchen Volkspartei offen Hand in Hand gegen 
die nationale. Diefe unterliegt jo vollftändig, daß fie auch nicht 
einen einzigen ihrer Candidaten burchbringt. 


In Stuttgart erläßt die Negierungspartei folgenden Aufruf: „Zu ben 
Wahlurnen für Rudolf Knosp! Mitbürger! Herr Rudolf Knosp ijt gegen 
ben Eintritt in den Norbbund. Der Candidat der preußiſchen Partei, Herr 
Guſtav Müller, ift für den Eintritt. Ein Eintritt in den Norbbund bedeutet 
für Württemberg: 1) Das Zahlen von fait jchs Millionen Gulden jährlich) 
mehr als jegt für Militär, ſowie der directen und indirecten oder Verbrauchs: 
fteuern; 2) das Aufgeben unferer verfafjungsmäßigen Redte; 3) Vernichtung 
ber Rede- und Prebfreiheit; 4) Ruin des Volkswohlſtandes durch bie un: 
geheuren Laften, welche ein Militärftaant inımer dem Volke aufbürbet; 5) drei 
Jahre Präfenzzeit für die Söhne unferes Landes; 6) das Zugrunderichten 


der Induſtrie, ber Gewerbe und bes Handels, denn der Militärftaat verlangt 


in erfter Linie Soldaten und abermals Eoldaten, Geld und abermals Geld; 
7) eine fortwährende Kriegsdrohung und in Kolge berfelben Mißtrauen der 
Geſchäftswelt, Stodung in allen Geſchäften und Arbeitslofigkeit; 8) Verderben 
für die arbeitenden Klafjen, ben die für ben enormen Militäraufirand noth— 
wendigen Ausgaben ſucht Preußen durch Verbrauchsſteuern — Schlacht: und 
Mahlſteuer, Weinfteuer, Bierftener, Branntweinfteuer, Salzfteuer, Tabakfteuer, 
Erdölfteuer ze. — zu beden, und diefe Steuern berühren gerade auf bas 
Allerempfindlicäfte die Arbeiter und ihre Familien. Mählet Rudolf Knosp!“ 
Die Nationalen antworten ebenfo leidenſchaftlich mit einem Flugblatt, in dem 
fie die Gegner als „Hoflafaien“ bezeichnen. 

Bon ben 17 Gewählten gehören 6 ber NRegierungspartei (darunter bie 
beiden Minifter Varnbüler und Mittnacht), 10 ber großbeutfchen und demo— 
fratifchen, 1 ber öfterr. Partei an. Die Gewählten haben zufammen 129,725 
Summen erhalten, die unterlegenen Angehörigen der nationalen Rartei 45,787 

timmen. 


» (Bayern). IL Kammer: In Folge des Refultats der Mahlen 
zum Zollparlament interpellirt ber (ultramontane) Abg. Jörg bie 
Regierung: 

„Gedenkt diefelbe den Entwurf einee neuen Lanbtagswahlgektes auf ber 
dem Aollparlamentswahlgefeg entiprechenden Baſis ber allg. und birecten 
Wahlart noch bei bem verfammelten Landtage, jedenfalls aber vor Ablauf 
ber gegenwärtigen Wahlperiode (April. 1869) einzubringen?" Der Cultus⸗ 


28 


30. 


31. 


. 
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minifter v. Greſſer antwortet fofort kurz und beflimmt, baf, „die k. Staats» 
regierung einen ſolchen Gefegesentwurf nicht einzubringen gedenke.“ 


. März. (Bayern). Bei. der Controlverfammlung ber Landwehr in 


Traunftein fallen ſtarke aufrührerifche Exceſſe vor, welche von einem 
Theil der Preffe ben Agitationen des Clerus gegen bie angebliche 
„Derpreußung” bes Landes durch das Schutz⸗ und Trußbünbniß 
mit Preußen und das neue Wehrgefeß nad preuß. Mufter bei: 
gemefjen werben. Die Regierung fchreitet energifh ein und macht 
damit allen weiteren Gelüften in biefer Richtung ein Ende. 


» (Bayern). Der Reihsrath lehnt den Beichluß der IT. Kammer 
bez. obligatorifche Eivilehe für Diffidenten mit 30 gegen 10 Stimmen 
ab und will nur eine Notheivilehe für Ehen von Diffidenten „unter 
fidg“ zugeftehen. 

» (Helen). Die IL Sammer genehmigt bie Einführung ber 
preußiſchen Militärftrafgefeßgebung auf Grund ber Militärconvention 
mit dieſem Staate. 

„ Die Regierungen ber vier ſüdd. Staaten regen beim Bundesrath 
des norbd. Bundes eine Ausdehnung ber für den norbd. Bund 
bereit8 beſchloſſenen Einführung bes Freizügigfeitsprincipes auch auf 
Süddeutſchland an, aber nicht gemeinfam, fondern einzeln und jebe 
wieder in anderer Weife. 


„ (Bayern). Lebhafte Agitation für und gegen den neuen Schul: 
gejegentwurf ber Regierung. Zahlreiche Petitionen gegen benfelben 
werden an ben Reichsrath, zahlreiche andere für benfelben an bie 
I. Kammer gerichtet. 


» (Baden). Das bisherige Cabettencorps wirb aufgehoben und 
eine Vereinbarung mit Preußen gefchloffen, nach welcher jährlich fo 
viele junge Babenjer zur Erziehung und Ausbildung dem preußiichen 
Gabettencorps überwiefen werben können, baß die in dem gebachten 
Corps fich gleichzeitig befindenden Zöglinge vorerft die Zahl von 50 
in ber Regel nicht überfteigen. 

Schon im März 1867 Hatte bie badiſche Regierung eine Uebereinfunft 
mit Preußen abgeichloffen, welcher zufolge badiſche Offiziere bie preußifche 
Kriegsafademie, die vereinigte Artillerie und Ingenieurſchule beſuchen und 
dem großen Generalftab der preußifchen Armee zur Dienftleiftung zugetheilt, 
jowie babifche Portepeefähnrihe und Unteroffiziere in kgl. Kriegsichulen aufs 
genommen werden können. Demgemäß befinden ſich bereits badiſche Offiziere 
in ben genannten preußifchen Snftituten und badifche Portepeefähnriche und 
Unteroffiziere in den preußifchen Kriegsichulen zu Engers und Kaflel. 

„ tHefien). Zollparlamentswahlen: Die ſechs Abgeordneten Hel- 
jens gehören ſämmtlich der nationalen Partei an. 

Für bie Candidaten der nationalen Partei wurben im Ganzen 75,075 
Stimmen abgegeben, für diejenigen ber Particnlariften und Glericalen 4113. 


3. April, (Heffen). Differenzen bes Kriegsminifteriums mit Preußen 


bez. Ausführung ber Militärconvention. Prinz Ludwig (der präſum⸗ 
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tive Thronfolger), mit ben Forderungen Preußens einverfianden, legt 
das Commando ber heifiihen Divifion nieder. ‘Der preuß. Militär: 
bevollmädhtigte, Major v. Branbenftein, geht nad) Berlin. 

Schon feit Tängerer Zeit wurde von Berlin aus bie vollſtändige und 


rafhe Ausführung der Milttärconvention vom 7. April 1867 geforbert. 
Das heſſiſche Kriegsminifterium entſprach dem Drängen inbeß nur theilmeife. 


Ein Haupthinderniß.: bildet die Beſchaffung ber Geldmittel, bie, gegen früher 


ungemein gefteigert, eine totale Reorganifation des bisherigen Steuerſyſtems 
vorausfegten. Inzwiſchen drängte man von Berlin aus den Divifionär, 
Prinzen Ludwig, ber feinerfeits zurück berichtete, baß das Kriegsminifterium 
feine Befehle nicht ftreng genug durchführe. Wie es -fcheint, drohte Preußen 
ſchließlich mit Verlegung ber oberheffiihen Truppen nach Kafjel, vielleicht fo= 
gar mit ber Enthebung bes Prinzen vom Obercommanbo und mit der Er: 
ſetzung besfelben durch einen preuß. Diviſionsgeneral. Als legten Drud legt 
nun ber Prinz, fo fcheint e8 wenigftens, felber fein Commando nieder. 


— April. (Württemberg). Anfprache des gefhäftsführenden Comité der 


beutichen Partei an die „Mitglieder und Freunde” über das Refultat 
der Zollparlamentswahlen: _ 

„Der Wahlkampf, der zum erſten Mal bie Stärfe unferer Partei auf bie 
Probe ftellte, ift vorüber. Der Streit über die Abgeordneten zum Zollparla- 
ment ift zu einem Streit über bie beutfche Ginbeit geworben. Die Frage 
war, ob bas württembergiiche Volt die MWiedervereinigung des Vaterlandes 
wolle durch den Anſchluß des Südens an ben ftaatlichen Neubau bes Nordens, 
ober ob es für die Fortdauer der Trennung durch die Mainlinie fih aus: 
Iprehe. Das Ergebniß ift ein für Württemberg beſchämendes. Wir find 
unterlegen. Kaum ein Viertheil der abgegebenen Stimmen fiel auf bie Can— 
bidaten unferer Richtung. Die große Mehrheit gehört den verbündeten Gegnern. 
. + . Drei Parteien, bie ber Regierung, bie ber Volfspartei und die ben Altra⸗ 
montanen ftanden in gefchloffener Verbindung ber unferigen gegenüber. In— 
bem fie zu diefem unnatürlihen Bündniß ſich vereinigten, erfannten fie wider 
Willen die Stärke unferer Sache an. Indem wir allein ein beftimmtes Ziel 
verfolgten, während fie nur zu verneinen wußten, flieht uns feit, daß uns ber 
endlie Sieg gehört. Die Feinde Deutichlands jubeln über den Sieg unferer 
Gegner: wir wiflen uns eins mit allen guten Mächten unferes Baterlandes. 
Unfer ift die Zufunft. .... Einzig von ihrer Ueberzeugung geleitet, 
haben 46,000 Wähler die Ehre unferes Landes aufrecht erhalten. Ernitliche 
Gefahren bat bie gegnerifche Coafition über unferes engeres Vaterland herauf: 
bejchworen. Die Bundesgenofjen von geftern werden fih morgen um bie 
Früchte des Sieges flreiten, und weniger als je ift in der nächiten Zeit ein 
fiherer Gang unſeres Staatsweiens zu hoffen. Nur eingefügt als ein Glied 
in das große Ganze vermag unfer Land Stürme, die nicht ausbleiben wer: 
ben, zu überbauern, und bie Zukunft mag lehren, wer beffer für die Selbft: 
ſtändigkeit Württembergs forgt: diejenigen, bie ihm eine geficherte Stelle in 
dem neuen beutfhen Bund anweilen wollen, ober bie e8 ben Zufällen ber 
Greigniffe preisgeben. Das Ziel ber beutfchen Einigung wird ficherlich er⸗ 
reicht werben. Über feine friebliche Erreihung hängt davon ab, ob im 
beutfchen Süden bie Liebe zum Gelammtvaterland und bie Einfiht in bie 
Bedingungen ber nationalen Wohlfahrt fiegen werben über kleinliche Vorur⸗ 
theile und felbfiwilligen Trotz. So lange das Ausland fieht, daß feindfelig 
biefe und jene Landſchaft zum Ganzen fich ftellt, fo lange ift auch der Friede 
nicht geſichert; denn fo lange gilt dem Fremden die Einheit Deutichlands noch 
nicht als unwiberruflide Thatfache. Erſt wenn er fieht, daß e8 ber Entihluß 
aller Deutfchen ift, ber unerträglichen Trennung ein Enbe zu machen, ergibt 
er fich in das, was er nicht Ändern Tann. Darauf beruht bie ſchwere Ver⸗ 
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antwortung bes Sübens, barauf die Pflicht, bie uns als ber beutichen Partei 
obliegt... . . Die Wahl bat uns gezeigt, welche Hindernifje noch zu übers 
wältigen find; aber fie hat uns auch bie eigene Stärke gezeigt. Haß vers 
binbet unjere Gegner, und trennt fie vom übrigen Deutſchland: uns hebt das 
Bewußtfein, baß wir, verbimden mit ben Gleihgefinnten in Nord und Süd, 
für die Größe unferes Vaterlandes wirken. Mit gutem Gewifjen dürfen wir 


rückwärts bliden auf den Wahlfampf, mit Zuverficht vorwärts in bie Zufunft.” 


4, April. (Bayern). IL Kammer: Berathung des Budgets: Es wird 


faft einftimmig beichloffen, ben König zu bitten, im Laufe ber IX. 
Sinanzperiobe einen Geſetzesentwurf über Erfegung des Staatsrathe 
dur eine andere zeitgemäße Snftitution den Kammern vorlegen zu 
lafjen. 

» (Heffen). II Kammer: Das Kriegsminifterium verlangt auf 
Grund ber Militärconvegtion mit Preußen für außerordentliche Militär: 
bebürfnifje pro 1868 und 1869 2,877,445 fi. 

Des Näheren: für bie Militärjuftizverwaltung 1359 fl., für Befleibung, 
Mannesausrüftung und Meitzeug, in Folge ber Contingentsvermebrung 
550,800 fl., zur Anſchaffung von Waffen für die Contingentsvermehrung 
72,600 fl., zur Anfchaffung von Laffetten und Fuhrwerken mit Zubehör, von 
Beſchirrung, Schanzzeug, Werkzeug und Material, ſowie Vorrathöfacdhen für 
bie Gontingentsvermehrung 115,006 fl., für Munition 67,600 fl., für 170 
weitere Pferde 56,100 fl., an SKoften ber Neu: und GErmweiterungsbauten, 


Reitbahn, neuer Kafernen, eines Lazareths, ber Erweiterung ber bereits vor: 


bandenen Kafernen 2c., im Ganzen 1,866,280 fl., für bie innere Ausftattung 
147,700 fl. Im Ganzen macht bieß eine Summe von 2,877,445 fl., für 
1868 find 913,445 fl. angefordert. Hierbei find bie Koften ber Ausflattung 
ber Feldlazarethe, der Ausrüftung ber Landwehr und ber Unterbringung ber 
Landwehrvorräthe noch nicht berüdfichtigt, ſondern bloß außerordentliche Bes 
bürfniffe ber Truppen. 

Die I. Kammer (als „unverſchieblich“ eingeladen) genehmigt ohne 
Discuſſion die Einführung der preußifchen Militärftrafgefebgebung. 
Prinz Ludwig ift nicht erfchienen. 

„ (Hefien). Oberft Hartmann geht mit einem Schreiben bes 
Großherzogs bez. der Militärdifferenzen nad Berlin. 


„» (Bayern). Der neue Minifter des Innern, v. Hörmann, 
richtet ein Rundſchreiben an bie Negierungspräfidenten und Kreis: 
regierungen, das als Programm ber äußeren und inneren Politif ber 
Regierung erſcheint und namentlich bahin zielt, bas active unb paf- 
five Widerftreben des ultramontanen Theil der Beamten gegen 
bie Intentionen ber Regierung, wie er in ben Zollparlamentswahlen 
und gegen den Schulgefeßentwurf der Regierung zu Tage getreten 
ift, zu brechen: 

„Die k. Staatsregierung bat fi über bie Grundſätze und Anſchauungen, 
von welden fie in ben Fragen ber äußern unb innern Politik ausgeht, be: 
reits wiederholt auf das Unzweibeutigfte ausgefprochen. Diefelbe bat zu ers 
fennen gegeben, baß fie bie Selbſtändigkeit bes Königreichs in jeder Beziehung 
zu erhalten beftrebt ift; loyale Erfüllung ber mit Preußen eingegangenen 
Verträge, Vermeidung jeber unbeutichen Politit, vertragsgemäße Ordnung 
derjenigen Beziehungen, in welchen bie Interefien Bayerns mit ben Intereſſen 
ber deutichen Geſammtheit zufammenfallen und eine gemeinfame Behandlung 
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erheiichen, bat fie als bie Mittel bezeichnet, mit welden fie biefes Ziel zu 
erreichen und zugleich Bayern vor einer unbeilvollen Sfolivung zu bewahren 
beftrebt ift. Daß fie den Eintritt bes Königreichs tn den norbbeutfchen Bund 
nicht beabfichtige noch auftrebe, hat fie ofien und feft erflärt. Ueber die Ab« 
fichten der k. Stantsregierung in den Fragen ber innern Politik laſſen die 
zahlreichen und bedeutungévollen Gefekentwürfe, welche fie den Kammern bes 
Landes zur verfaflungsmäßigen Mitwirfung vorgelegt bat, feinen Zweifel 
obwalten. Hebung und Förderung ber geiftigen und politiihen Bildung des 
Volkes, Erfräftigung und Neubegründung bes materiellen Wohlftandes, Ent: 
widfung ber freien Bewegung bes Individuums und der im Staate beftehen- 
ben corporativen Elemente, Stärkung ber MWiberflandsfraft des Landes find 
die Ziele, welche fie mit Exrnft in's Auge gefaßt hat und nad) Kräften zu 
erreichen beftrebt if. Trotz ber Offenfundigfeit und Unzweifelhaftigfeit diefer 
Beſtrebungen bat fi gleihwohl bei den jüngften Wahlen der bayerifchen Ab⸗ 
georbneten zum Bollparlament, fowie bei fonftigen Vorgängen ber neueren 
Zeit in verjchiedenen Schichten bes Volkes. eine bebauerlihe Unflarheit über 
die Auffafjungen und Abfichten der F. Staatsregierung geltend gemacht; bie 
k. Staatsregierung ift fih wohl bewußt, daß biefe Erfcheinung vor Allem in 
ber Entftelung wurzelt, welche für Parteizwecke als zuläffig erachtet wurde 
und in reihlihem Maße zur Anwendung gefommen ifl. Sie kaun und barf 
fih aber auch nicht verhehlen, daß die Haltung eines Theiles ihrer eigenen 
Beamten dazu beigetragen hat; bie k. Staatsregierung ift erfreut, conftas 
tiren zu Tönnen, daß bie überwiegende Mehrzahl bes bayeriſchen Beamten: 
ſtandes auch bei diefer Gelegenheit die bei biefem Stande jchon wiederholt 
erprobten Eigenſchaften der Pflichttreue und bes bienftlihen Taftes an ben 
Tag gelept hat. Sie glaubt fi aber auch ber Erwartung bingeben zu dürfen, 
daß es für diejenigen, welche in jüngſter Zeit zu wünſchen übrig gelafjen 
haben, nur der Hinweifung auf bie Gefichtspunfte, von welchen die k. Staats: 
regierung in Beurtheilung bes Verhaltens ber Beamten ausgeht, bebarf, um 
für die Zufunft die Wiederkehr ähnlicher Vorkommniſſe zu verhüten. Was 
der jüngften Vergangenheit nad) biefer Richtung angehört, will bie k. Staats: 
regierung mit Rüdficht auf die ungewohnte und neue Bewegung, welche durch 
das ganze Land gegangen ift, auf ſich beruben laſſen. Die k. Staatsregierung 
ift weit bavon entfernt, bem Beamtenftande Vorſchriften für feine politifchen 
ober kirchlichen Anfihten zu machen, ober dort, wo ihm bie Theilnahme an 
Öffentlichen Wahlen zufömmt, die Perfönlichfeiten, welchen er fein Vertrauen 


zu ſchenken bat, vorzeichnen zu wollen, Sie ift in feiner Weiſe gemeint, 


denjenigen Beamten, melde durch bie auf fie fallende Wahl Mitglieder ber 


- gefeßgebenden Körper werden, die freie Meinungsäußerung irgend befchränfen 


zu wollen. Sie will auch feinen fervilen Beamtenftand; fie erachtet es viels 
mehr als bas Erforberniß eines gefunden Staatslebens, daß die Beamten 
fih ihren Obern gegenüber in pflichttreuem Freimuthe über bie Lage unb 
über die Bedürfniffe des Landes Außern und ihre Bedenken über beabfichtigte 
ober bereit8 ausgeführte Negierungsmaßregeln ausſprechen. Tie k. Staats: 


. ‚xegierung kann und wird aber auf der andern Seite in Feiner Meife zus 


geben und bulden, daß bie Beamten fich nach Außen von ber in ihrer ganzen 
Stellung und Aufgabe begründeten Solldarität mit ben Intereſſen und Ans 
fhauungen ber F. Staatsregierung förmlich Tosfagen, daß fie fih an Agi⸗ 
tationen und Demonftrationen gegen bie leßtere und gegen bie bes 
ftehenden Gefege ofjen oder mit Geltendmachung bes durch ihre bienftliche 
Stellung gewonnenen Gewichtes betheiligen, daß fie von ihren individuellen 
ober politiichen Anſchauungen bie Berechtigung ableiten, den ihnen obliegenden 
Bollzug von Gefegen, Verordnungen oder ſonſtigen Vorſchriften abzuihwächen 
öber gar zu unterlaffen. Beamte, welche ſich dem möglicherweife zwoifchen 
biefen Anforderungen ihrer bienftliden Stellung und ihren individuellen An⸗ 
ihauungen entfiehenden Zwieſpalte nicht unterwerfen zu können glauben, 
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haben Feine andere Wahl, als aus bem Beamtenftandbe auszufcheiden. So 
lange fie aber bemfelben angehören, müſſen fie ſich ben Anforderungen ihrer 
bienfilichen Stellung mit vollſter Pflichttreue und umbebingt unterwerfen und 
vernachläffigen fie ſolche, ſo muß gegen fie im Intereſſe der Autorität, und 
bes eigenen Wirfens ber k. Staatsregierung mit voller Energie bisciplinär 
vorgegangen werden. Es ift im höchſten Grabe wünfchenewerth, daß über 
biefe Geſichtspunkte befonders in dem vor Allem als Organ ber Staates 
regierung in Betracht Tommenden Beamtenftanbe ber innern Verwaltung 
volftändige Klarheit herrſchend werde, und fieht fich deßhalb bas k. Staats: 
minifterium bes Innern veranlaßt, dem f. Negierungspräfidenten ber k. Res 
gierung biemit den Auftrag zugehen zu laſſen, diefelben fünımtlichen Beamten 
und Bebdienfteten, dann Staatsdienftadipiranten der Bezirksämter und Kreiss 
tegierungen gegen fpeciellen Eröffnungsnachweis eindringlich in's Gedächtniß 
zu rufen, und für ben Fall, daß mider Erwarten eine Außeradhtlaffung dieſer 
Kefihtspunfte in ber Zukunft eintreten, und insbefonbere in bienftllihen Ans 
gelegenheiten ein Barteiftandpunft von einzelnen Seiten geltend gemacht, oder 
eine offene, mit ben Anſchauungen ber Staatsregierung im Widerjpruch 
ftehende Parteingitation nach irgend einer Richtung getrieben werben follte, 
gegen die betreffenden Beamten und Bebienfleten bei eigener Berant: 
wortung mit vollfter Energie auf dem Disciplinarwege vorzugehen, ſonach 
alle in dieſer Hinficht etwa ftattfindenden Vorkommniſſe und Einjchreitungen 
ungeläunnt bem f. Staatsninifterium bes Innern fpeciell zur Kenntniß zu 
ringen.” 


10. April. (Bayern). Der Reichsrath ernennt den Bilchof Dinkel von 


Augsburg zum Neferenten, ber Oberconfiftorialraths: Präfidenten 
Harle zum orreferenten des Schulgefeßentwurfs ber Regierung. 
Das Schidjal besjelben im Reichsrathe fcheint demgemäß von vorn⸗ 
herein kaum zweifelhaft zu fein. 

Die Regierung führt für bie Anftelung ober Beförderung auf 
Tirchliche Pfründen Tandesherrlihen Patronats und für die landes⸗ 
herrliche Beſtätigung erwirkter Privatpräfentation eine Art ſtaats⸗ 
bürgerliher Conbuiteliften ein: 

„Hiebei wird e8 kaum ber wieberbolten Bemerkung bebürfen, baß bie k. 
Staatsregierung nicht gewillt fein kann, bem ehrenwerthen Stande ber Geift: 
lichfeit eben fo wenig wie anderen Klaffen der Staatsangehörigen eine völlig 
unabhängige Auffaffung der Tagesfragen und bie freie Beurtheilung derfelben 
innerhalb der gefeßlichen Schranfen zu verfümmern. ben fo fehr Tiegt aber 
in ber Natur ber Sache, baß etwaiger Mißbrauch diejer Freiheit duch Ent⸗ 
flelung und Herabwärdigung von Regierungshandlungen auch von ben In⸗ 
babern Firchenamtlicher Stellungen im Sntereiie ber Staatsorbnung überhaupt 
nicht gednldet und insbefondere in Fällen ber Eingangs bezeichneten Art nicht 
unbeachtet gelaffen werben könne.“ 

„ (Heffen). General v. Bonin, Seneralabjutant des Königs von 
Preußen, trifft behufs Löfung des Eonflictes in Darmftabt ein. 

„ (Baben). Der Erzbifchof von Freiburg, Hermann v. Bicarl, F. 
» (Heilen) fügt fih den Forderungen Preußens vollftändig. 
Das Kriegsminifterium wirb aufgelöst. Prinz Ludwig übernimmt 
das Commando der Divifion wieber. 

Edict des Großherzogs: „Da bie mit ber Krone Preußen abge: 
ſchloſſene Militär » Convention in ihren weſentlichen Theilen burchgeführt ift 
und eine vereinfachte Organifation meines Kriegaminifteriums nunmehr ſtatt⸗ 
finden Tann, fo enthebe ich ben Generalmajor v. Grolmann, Präfidenten 
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meines Kriegsminifteriums, feiner jekigen Dienfiftelung.” Durch ein zweites 
Edict werben fämmtliche Räthe bes Kriegsminifteriums in Ruheſtand verfegt, 
durch ein drittes ber Major Tornfeiff (ſchon bisher Vorfteher der Intendantur) 
mit der „proviforifchen Feitung bes Kriegsminiſteriums“ beauftragt. 


16. April. (Baden). Die Regierung erläßt ein proviforifches Gefeb bie 


20. 


21. 


Militärftrafredjtspflege betreffend, deſſen Verfaſſungsmäßigkeit ſtark 
bezweifelt wird, jedenfalls den Anſchauungen und Wünſchen der 
II. Kammer feine Rechnung trägt. 

Bor ben letzten Landtag hatte bie badiſche Negierung eine Reihe von 
Geſetzentwürfen gebracht, welche die Einführung ber preußifchen Militärftraf: 
geleggebung in Baden bezwedten. Die drei Vorlagen eines Militärftrafgefep- 
buche, einer Militärftrafprogeßorbnung und eines Gefeßes über die Ehren: 
gerichte ber Dffiziere waren auch in ber erften Kammer zur Verhandlung 
gekommen und mit einigen unwejentlichen Abänberungen von ihr angenommen 
worden. Dagegen blieben bie Vorlagen bei ber zweiten Kammer unerlebigt, 
obgleich bdiefelbe eine Commiſſion zu beren Berathung niedergefeßt und biefe 
Commilfion mehrfache Verhandlungen mit ben Vertretern der Regierung ge: 
pflogen hatte. Die von ber Kammer beftellte Commiſſion erflärte der Re: 
gierung: fie würde bie Annahme ber Entwürfe, namentlich der Militärſtraf⸗ 
gerichtsorbnung, in weientlich ungeänderter Geftalt nicht befürworten können, 
vielmehr zu tief greifenden Nbänderungsvorfchlägen genöthigt fein; fie glaube 
aber von foldhen um fo mehr abfteben zu follen, als, wenn auch eine Aende- 
rung bes bisherigen Zuſtandes als wünfchenswerth anerkannt werde, doch ein 
fo dringendes Bebürfniß zu alsbaldigen Aenderungen nicht vorliege, um nicht 
minbeftens bis zum nächſten Landtage zuwarten zu können. Würde aber die 
Regierung auf ber möglihft unveränderten Annahme der Vorlagen beftehen, 
fo müffe eine Verwerfung ber gefammten Gefetentwürfe von Seiten ber 
Kammer, bödhft wahrfcheinlich begleitet von einer ber nationalen Politif der 
Negierung wenig fürderlichden Debatte, in fichere Ausficht geitellt werben. 
Unter dieſen Umftänden entichloß ſich das Kriegsminifterium, in der bald 
gewonnenen Weberzeugung, daß in ber That eine faft einftimmige Ablehnung 
der Vorlagen zu gewärtigen fei, bie Sache auf fich beruhen zu Lafjen. In 
der Kammer fonnte man überhaupt nicht finden, daß bie Gemeinfamfeit ber 
Militärftrafgefegbücher im trieben ein nothwendiges Correlat einer, wenn 
auch noch fo innigen, militäriichen Allianz zweier Staaten fei. Und daß man 
unter folden Umftänden an die ohnehin mißliche Frage der Militärgerichts: 
barkeit nicht die Hand legen wollte, war bei ber Unflarheit der politifchen 
Lage wohl begreiflih. Erlangte Baden ben erftrebten Eintritt in den norb- 
beutichen Bund, fo mußte es felbftverftändlih mit ber Bundesverfaffung auch 
bie geſammte preußiihe Militärgefeßgebung annehmen. Blieb aber Baben in 
ber Lage, feine militärifchen Angelegenheiten nach eigenem Ermeſſen ordnen 
zu müſſen, fo war für die Kammer fein zwingender Grund vorhanden, ein 
Geſetzbuch gutzuheißen, bdeffen Anhalt fie aum großen Theil perborrefcirte. 
Das nunmehr erlaffene proviforifche Gefeß befteht nun aus zwei Theilen, deren 
größerer trotzdem dem im September ben Ständen übergebenen Entwurf der 


“ Militärftrafgerichtsorbnung, deren fleinerer bem gleichzeitig vorgelegten Ents 


wurf bes Deilitärftrafgefegbuchs entnommen ift. 

„» Bayern). Die IL, Kammer fügt fi, nachdem fie umfonft 
verfucht, gegenüber dem Reichsrathe auf ihrem Beichluffe zu beharren, 
dem lestern und begnügt ſich mit ber bloßen Notheivilehe in dem 


Geſetz über die Ehen von Diffidenten. 


„ (Baden). Preußifhe Offiziere werden berufen, um die Land: 
wehr wie in Preußen und dem nordd. Bunde zu organifiren. 
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— April. (Heilen) Preußiſche Offiziere richten bie Militärverwal- 


26. 


a7. 


tung ein. 

„ Bayern) Eine Anzahl demokratiſcher Gefinnungsgenofjen 
befchließen in Nürnberg, auf Grund des nachſtehenden Programms 
bie Organifation ber „DBolfspartei” aud in Bayern in die Hand 
zu nehmen: 

„$ 1. Die Volkspartei gründet fi) auf die Principien ber Freiheit, Gleichbe⸗ 
rechtigung und Brüderlichkeit. 52. Sie unterjcheidet fih von den übrigen Bar: 
teien durch das Ringen nach fteter Erweiterung ber Freiheit, durch das Feſthal⸗ 
ten an ber Gerechtigkeit und burch die Verpflichtung, bie freiheitlichen Principien 
feinem anderen Intereſſe unterzuorbnen. $ 3. Die Volfspartei will auf dem 
nationalen und internationalen Gebiete die Bewegungen des wirthſchaftlichen, 
religiöfen und politifchen Lebens von allen Beihränfungen befreit wiſſen, bie 
nicht von der Rüdjiht auf das Geſammtwohl als unerläßliche gefordert wer⸗ 
ben. Sie will, daß ber Staat fich die Förderung bes Wohles jedes feiner 
Angebörigen zur Aufgabe fege; fie will Gleichberechtigung für die Individuen, 
Seilbfiregierung für die Gemeinden und nur durch das Nationalintereffe bes 
Ihränfte Selbfibeftimmung für bie. Einzelftaaten; fie will alle beutfchen 
Stämme auf emofratifch:fäberatioer Grundlage zur Nation und bie. Nation 
durch Freiheit zu einem Friedensbunde vereinigt fehen. F 4. Die Mittel und 
Mege zur Erreichung ihrer Ziele erblidt die Volfspartei in einer planmäßis 
gen, von Gemeinfinn durhdrungenen Thätigfeit des zum Selbſtbewußtſein 
gewedten Geſammtvolks, und als Mittel zur Anregung und Erhaltung biefer 
Thätigfeit follen Vereine und Berfammlungen, fowie Breßorgane benügt werden.” 
„ (Bayern). I. Kammer: Budget, orbentliher Militär: Etat. 
Die Regierung verlangt dafür unter fieben Titeln die Gefammt: 
fumme von 16,057,866 fl. Der Budgetausfhuß beantragt, bei 
Titel I für ftehbendes Heer und Landwehr 816,455 fl. zu ftreichen und 
weitere 265,947 fl. auf den außerorbentlihen Etat zu übertragen 
und bei Titel VI 26,000 fl. (für die Feſtung Landau) zu ftreichen. 

Debatte: Der Referent conftatirt zunächft, daß das ordentliche Budget 
für die active Armee im früheren Budget 9,500,000 fl. betragen babe, jekt 
aber 14,095,000 fl. gefordert würden, alfo 44 Mill. mehr und begründet bie 
beantragten Abftrihe. Der Kriegsminifter erklärt, daß ein Abftrih von 
550,000 fl. die äußerfte Grenze fei, bei weldyer, zwar mit einer nicht .wiüns 
ſchenswerthen Beſchränkung des Zwecks, aber dennoch ohne tiefgreifende Bes 
ſchädigungen der Armee die Aufgabe des Kriegsminifteriums erfüllt werben 
fönne, und auch das nur, wenn er freie Hand habe, in welcher Weife bie 
abzuftreichende Summe zu vertheilen und einzubringen fei. Referent: Der 
Ausschuß habe eben bie vom Sriegsminifter angenommene Präfenzzeit von 
2 Jahren auf 18 Monate abgemindert. Diefer Abftrich ſei Schon bisher allen 
Militärbudgets feit 1850 zu Grunde gelegt worden und werde immer von 
ber k. Staatsregierung befämpft, body conftatirten bie Recdhnungsausweife, 
daß die Präfenzzeit in Wirklichkeit nie mehr ale 17, höchftens 18 Monate 
betragen babe. Bun 

Bei der Abftimmung wirb ber vom Ausſchuſſe beantragte Ab⸗ 
ftrih einftimmig genehmigt; für das volle Regierungspoftulat erhebt 
fih dagegen aud nicht eine Stimme. Ebenſo wird das Poftulat 
für Landau geftrihen und beſchloſſen: „Se. Maj. der König möge 
Anordnungen zu treffen gerufen, daß die Feſtungseigenſchaft Lan: 
dau's aufgehoben werde”, 
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28. April. (Heffen) II Kammer: Tas neue Kriegeminifterium richtet 
an biejelbe eine Denkſchrift, die als eine Art Programm besfelben 
nach Beendigung bes Conflicts mit Preußen anzujeben ijt. 

Nah dem ber Denkſchrift beigegebenen Begleitichreiben war gerade bie 
Tifferenz ber Anfichten bes bisher thätig geweſenen Kriegsminijteriums mit 
benen ber Ef. preußiihen Regierung über bie Tragweite der Convention bie 
Quelle für manderlei Verlegenheiten, und it das neue Kriegsminifterium, 
wenn es in biefer Beziehung einen veränderten Etantpunft einnimmt, bamit 
lediglich ber Heberzeugung, im wahren Intereſſe bes Landes zu bandeln, und 
gibt ſich der begründeten Hoffnung bin, daß „eine offene Bereitwilligkeit in 
Ausführung ber Convention ein gleiches entgegenfommenbes Verhalten ber 
k. preußifchen Regierung unfehlbar nach fich ziehen und zu einem bundes⸗ 
freundliden Verhältniſſe mit berfelben führen werde, in welchem allein das 
Snterefie bed Landes gefunden werben könne“. Nach Art. 5 ber preußifch- 
heſſiſchen Militärconvention ift die gefammte preußiihe Militärgefeßgebung 
bis zum 1. Oct. 1867 einzuführen, und zwar fowohl bie Gefete felbit als 
die zu ihrer Ausführung, Grläuterung oder Ergänzung erlafjenen Regle⸗ 
ments, Anftructionen und Referipte 2c. Weberbieß find aud bie in Zufunft 
ergebenden Modificationen und Akbänderungen, fowie neue hierauf bezügliche 
Geſetze und Verordnungen für die großh. Diviſion zur Einführung zu brin= 
gen. Tas Kriegsminifterium geht nun von ber Anfiht aus, daß bie im 
Art. 5 der Convention ins Auge gefaßten Geſetze 2c. mit ber Annahme ber 
Convention feitens der Stände bie verfafjungsmäßige Genehmigung „bereits 
thatfähhlich erhalten Haben“, und daß ebenjo bie im norbb. Bund etwa [päter 
zu erlaffenden eine gleiche Materie betreffenden Geſetze „im Voraus fanctio: 
nirt worden find“. In Folge biefer Auffafjung der Convention, für welde 

. auch Zwedmäßigfeitsgründe angeführt werben, jollen in Zukunft, abweichend 
von dem bisherigen Verfahren, die im nordd. Bund in Kraft tretenden Ge⸗ 
fete und Verordnungen nicyt mehr ben beffiihen Ständen zur Genehmigung 
vorgelegt, fondern „jedesmal unverzüglich durch eine großh. Verordnung zur 
Geltung gebracht werben“. in weiterer Differenzpunft mit der Anficht des 
früheren Kriegsminifteriums hängt mit dem Art. 14 der Convention zufaın: 
men, inhaltlich defjen „der Aufwand für bie Unterhaltung ber großh. Trup: 
pen von ber großh. Regierung in felbfländiger Verwaltung beftritten wird“, 
unter ber Verpflichtung übrigens für die Hefjifche Regierung, als Beitrag zu 
ben Generalfoften denjenigen Gelbbeitrag für ben Kopf ber Friebenspräjenz- 
ftärfe in bie Kaffe des norbd. Bundes zu zahlen, weldyer in ber Geſammt⸗ 
fumme von je 225 Thlen. pro Kopf für derartige Ausgabepofitionen enthal- 
ten ift. Derfelbe Artikel ber Convention beftimmt, daB von ben an bem 
Ausgabe:Etat ber beffifchen Diviſion gemachten jährlichen Erfparniffen der⸗ 
jenige Theil an die Bundeskaſſe abgeführt wird, weldher 1 Proc. der Bevöl⸗ 
ferung ber Provinz Oberbeffen für 1867 entipridt. Die neue Verwaltung 
geht num zumächft, im Gegenfaß zu ben burch das frühere Minifterium  feft: 
gehaltenen Grundſätzen, von ber Anficht aus, daß auch bie in Preußen gel» 
tenben weſentlich höheren Säte für Gehalt, Servis, Löhnung 2c. als integri= 
render Theil der im Art. 5 der Convention ins Auge gefabten Geſetze u. |. w. 
zur vollftändigen Geltung kommen müſſen, ohne fi übrigens darüber zu 
äußern, wie es mit den PBenfionen gehalten werben. fol, bie in Heſſen nicht 
unbebeutend höher find, als in Preußen. Es wirb ferner in der Denkſchrift 
barauf hingewiefen, daß zwar der Aufivanb für bie Unterhaltung der Truppen 
in felbftändiger Verwaltung von ber großh. Regierung nach Art. 14 ber 
Gonvention zu beftreiten fei, zugleich ever hervorgehoben, daß die Organi⸗ 
fation der Verwaltung wie die Ausführung der Unterhaltung ber Truppen 
jelbft, nach ben verichiedenften Richtungen bin durch die fgl. preußifchen Be—⸗ 
ftimmungen u. ſ. w. beſchränkt fei, fo daß ber Militärverwaltung nur eine 
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felbftändige Vewegung innerhalb. ber für bie nordd. Bunbesarmee beftehenben 
Normen verbleibe, und ihr die Ausführung auf ihre eigene Verantwortung 
bin zufall. Da man fi nun ber Verpflichtung nicht entziehen könne, alle 
in militärischer Beziehung für das nordd. Bundesheer geltenden Beſtimmun⸗ 
gen auch bei ben großh. Truppen zur Anwendung zu bringen, fo werbe 
man dafür au unter ben im norbd. Bund geltenden Sat von 225 Thlrn. 
pro Kopf nicht auskommen können. Lie neue Verwaltung hoft dem ent⸗ 
ſprechend die Unterhaltung ber Truppen in biefem Jahre mit einem Pauſch⸗ 
quantum von 225 Thlrn. pro Kopf — im Gefammtbetrag von 3,088,181% fl. 
— beftreiten zu können und, indem fie von ber Anficht ausgeht, daß auch 
bie Unterhaltung der heſſiſchen Truppen ebenfo wie im nordd. Bunde für 
bie Uebergangszeit nur durch die Gewährung eines Pauſchquantums erfolgen 
könne, ftelit fie das Anfinnen an die Stände, bie erwähnte Summe für 1868 
zu bewilligen, bei welder für 1868 bereits bewilligte 1,807,469 fl. 405 fr. 
in Abrechnung fommen follen. Als Pflicht und als Wunſch wirb e6 bezeich- 
net, über obige Summe nachträglich bald thunlichit ben Ständen „Rechnung 
zu legen“, und babei bie Frage angeregt: ob es nicht zweckmäßig fein bürfte, 
in Zufunft auch die Rechnungen der Militärverwaltung ber Oberrechnungs⸗ 
fammer zur Prüfung und Decharge vorzulegen. Neben diefem ordentlichen 
Geldbebarf werben für uußerorbentlide Bebürfnifie (Bauten, Befleidung, 
Waffen 3c.) 910,945 fl. in Anfpruch genommen, wobei eine Stundung bez. 
ber an bie preußiſche Militärverwaltung für zu lieferndes Kriegsmaterial zu 
leiftenden Summe in. Ausficht geftellt wird. An weitern 1,966,500 fl., bie 
für Eafernenbauten 2c. gefordert worden waren, ſoll möglichſt geipart werden, 
und ift zu dem Ende bie Verlegung eines Theils der bejfiihen Truppen vor: 
übergehend oder dauernd nady Mainz in Ausficht genommen. Zum Schluffe 
ſpricht ſich die Denkſchrift gegen die feither eingeführte Verlegung ber Truppen 
in wecjelnde Cantonnements , fowie gegen die Erbauung ber Eoftipieligen 
Gafernen an Fleineren Orten aus, und werden bie Vorſchläge ber Stünde 
über die Beichleunigung erwartet, mit welcher die allınäliche Gafernirung ber 
Truppen ind Wert geſetzt werben foll. 


30. April. (Bayern). I. Kammer: Budget, außerord. Militäretat, Der: 


felbe wird mit geringen Mobdificationen im Betrage von 2,580,341 fl. 
bewilligt, doch werben 480,000 fl. für 15,000 neue Hinterlader ges 
firiden und nur 50,000 fl. für 1000 Stüd zugeftanden und 
211,000 fi. für die Feftung Ulm geſtrichen, bis eine Webereinfunft 
mit Württemberg wirklich abgeſchloſſen fei. 


2, Mat. (Bayern). Landtag: Beide Kammern einigen fi über das 


befinitive Finanzgefe für bie IX. (zweijährige) Finanzperiode. Die 
urfprünglic von ber öffentliden Meinung befürdtete und von ber 
k. Staatsregierung felbft in Ausficht geftellte Erhöhung der Steuern, 
vieleicht um 50 Proc., ift dadurch gar nicht eingetreten und felbft 
bie Pleine, nur um ber einfacheren Berechnung willen vorgefchlagene 
Erhöhung der Grundftener von 21%, Simpla auf volle 3 wird von 
ber II. Kammer abgelehnt, obgleich der Mehrbetrag nur 152,500.fl. 
betragen hätte, um. auch ben Schein einer Steuererhöhung zu ver: 
meiden. DBertagung bes Landtags bis zum Herbit oder Winter. 

„ (Baden). Das Freiburger Domkapitel überreicht ber Regie— 
rung bie erfte Vorfchlagslifte für die Wieberbefebung bes erzbiſchöf— 
lihen Stuhles. 
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7. Mai. (Zollverein) Zolparfament: Die fog. ſüddeutſche Fraction 
bringt wejentlih mit die beantragte Adreſſe an den König von 
Preußen zu Fall. (ſ. Preußen.) 

10. „ (Bayern) Durch k. Entſchließung werben bie Beftimmungen 
für die neue Formation ber Truppenabtheilungen ber activen Armee 
genehmigt. Durdy diefelbe ift volle Mebereinftimmung mit der For: 
mation und der Etärfe ber Regimenter zc. ber Armee bes norbb. 
Bundes erzielt. 


16. „ (Helfen). Verhandlungen zwiſchen dem Finanzausſchuſſe ber 
II. Kammer und dem neuen Kriegsminifterium in Folge ber Denk—⸗ 
ſchrift des letzteren. 

Der Finanzausſchuß verlangt zunächſt nähere ſpecificirte Vorlagen vom 
Kriegsminifterium und bezeichnet e8 ferner als eine Conſequenz bes Art. 7O 
ber norbd. Bunbesverfaffung, baß bie Rechenſchaſt der Militätverwaltung an 
bie Stände nicht in dreijährigen Perioden, wie bisher, vereinigt, jondern in 
Sahresrechnungen abgelegt werde. „Eine andere als bieje Veränderung ber 
Eintheilung der Rechnungsablage ift burch die Militärconvention nicht gegeben; 
fämmtliche verfaffungsmäßigen Rechte und Pflichten ber Rechenſchaft, wie 
ſolche der Art. 68 der heſſiſchen Verfaſſung vorfchreibt, find unangetaftet, und 
werben von ben Etänden behauptet werben.” Die Antwort bes Kriegs— 
minifteriums ijt möglichft entgegenfommend. Die Anforderung ber Bauch: 
fumme von 225 Thlrn. pro Kopf der conventionsmäßigen Friedensftärfe der 
Divifion werde nur für bas laufende Jahr 1868 geitellt, nachdem fchon die 
Verhandlungen des Finanzausichuffes mit bem abgetretenen Miniſterium es 
als wünfchenswerth hätten ericheinen laffen, von der Vorlage eines Special: 
voranjchlage für das Jahr 1868 abzujehen, und zur Beitreitung ber ordent⸗ 
lichen Ausgaben für Unterhaltung bes Militärs ein Paufchquantum, fowie 
für bie nothiwendigften einmaligen Ausgaben ein Ertraordinarium anzufor: 
bern. Bezüglich des letzteren ift im Wejentlichen die Vorlage bes abgetretenen 
Minifteriums aufrecht erhalten. und werben Specialnachweifungen zugelagt, 
bie Scheidung bes Aufwandes in Ordinartum und Ertraorbinarium wirb 
dur den Umftand motivirt, daß dem Großherzogthum neben ber Unterbal: 
tung bes Militärs und der Militäranftalten die Belhaffung eines Kriegs: 
materials für eine Contingentsvermehrung von ca. 7600 Mann, fowie die 
Herftellung der Sarnifonsanftalten für eine Vermehrung bes Friedensftandes 
von ca. 2300 Mann obliege. Was das Orbdinarium betrifft, jo würden fir 
die Unterhaltung der Divifion in der vollen Stärke und nach ben preußiichen 
Etatfägen für die Truppentheile 2c. im Divifionsverband ca. 3,280,000 fl. 
erforberlih fein. Die Minberanforderung von 3,088,181% fl. erklärt ſich 
hauptfächlich durch die Minberausgaben, welche ſich burch den fpäteren Ein: 
tritt ber preußiſchen Verpflegungsjäße ergeben. Gegen bie Rehnungsablegung 
wird nichts eingewenbet. 


18, „ (Zollverein). Zolparlament: Die fog. ſüddeutſche Yraction 
erleidet eine empfindliche moralifche Nieberlage. (ſ. Preußen.) 

22. „ Gollverein). Zollparlament: Die fog. ſüddeutſche Fraction 
erläßt eine Erflärung an ihre Wähler. (f. Preußen.) 

24, „ (Baden). Die Regierung ftreiht auf der ihr vom reiburger 

Domkapitel eingereichten Lifte alle Candidaten bis auf einen als 

personae minus gratae und fordert das Kapitel auf, bie Lifte zu 

ergänzen, 
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Die rechtliche Sachlage ift nach ber Anſchauung ber babifchen Megierung 
folgende: Im März 1818 wurden zu Frankfurt a. M. die Conferenzen von 
Abgeordneten einer großen Zahl deutfcher proteftantifcher Regierungen eröffnet, 
beren Zwed e8 war, gemeinjchaftliche Normen für die äußere Reorganifation 
der katholiſchen Kirche in ben betreffenden Staaten und für das Verbältniß 
des Staats zur Kirche feftzuftellen. Dean einigte fih über „Grundzüge zu 
einer Vereinbarung über die Verhältniſſe ber Fatholifchen Kirche in beutjchen 
Bunbesftaaten”, in welchen auch Beftimmungen getroffen waren über bie Bis 
ſchofswahlen. Darnach follte ein Wahlcollegium, das zur einen Hälfte aus 
den Mitgliedern bes betreffenden Domfapitels, zur andern ans Abgeordneten 
ber Landdekane beitände, eine Lifte von drei Gandidaten aufftellen. Aus biefer 
Liſte habe dann ber Landesherr den Bilhof zu ernennen, und der Papſt ben 
Ernannten innerhalb einer beſtimmten Frift zu beftätigen. Es war voraus: 
zufehen, baß ber Papſt diefe „Grundzüge”, welche ihm durch eine Geſandt⸗ 
ſchaft der vereinten Regierungen zur Beftätigung unterbreitet wurben, weit 
von ſich weilen, daß er zu deren Ausführung unter feiner Bedingung feine 
Hand bieten würde, In der That Fam zunächſt eine Vereinbarung nicht zu 
Stande. Zwar vereinigte man fi) über die Errichtung ber oberrheinifchen 
Kirchenprovinz und über bie Äußere Abgrenzung ber einzelnen Diöcefen, das 
gegen zogen fich bie Verhandlungen über das PVerhältniß des Staats zur 
Kirche und ihrer Verwaltung dur mehrere Jahre fruchtlos bin. Endlich 
ftellte der Papft am 16. Juni 1825 den Regierungen ber oberrheinifchen 
Kirchenprovinz (Württemberg, Baden, beide Heflen, Naffau, Hohenzollern 
und Frankfurt a. M.) ein Ultimatum, worin das Maß ber Einwirfung 
ber Regierungen auf bie Kirche, welches der Papſt zugeftehen wollte, in ſechs 
Punkten genau umfchrieben war. Unter biefen Punkten fand fich auch bie 
Wahl der Bilhöfe. Der Papſt erflärte ſich zu folgender Conceffion bereit: 
das Domkapitel reicht der betr. Regierung eine Lifte von Candidaten ein, 
aus ber die Regierung biejenigen Namen ftreichen Tann, welche ihr minus 
grata find. Jedoch muß die Regierung fo viel Namen auf ber Lifte fliehen 
lafien, baß eine Wahl von bem Kapitel noch vorgenommen werden kann. 
Auf diefes Ultimatum antworteten die vereinten Regierungen mit einer Note 
vom 7. Sept. 1826. Sie erflärten in Bezug auf die bifchöflihen Wahlen: 
ben Vorſchlag des Papftes nur annehmen zu können, wenn Vorſorge getroffen 
werde, daß niemand, welcher ben Negierungen persona minus grata jei, ben 
biſchöflichen Stuhl befteigen könne. Zu bdiefem Zweck folle der Papſt die 
Domkapitel durch einen Erlaß anweifen, ſich vor einer Bifhofswahl mit ben 
Regierungen ins Einvernehmen zu fegen, damit die Wahl nur auf Perfonen 
falle, welche die Zuftimmung ber Regierung haben (& s’entendre avec les 
gouvernements respectifs avant l’&lection aux sieges &piscopaux, afın 
que le choix ne tombe que sur des personnes qui aient l’agr&ment 
des gouvernements). In der päpftlihen Antwort vom 6. Sanuar 1827 
wird verfprochen, diefe Bedingung zu erfüllen, und ein Ähnliches Breve, wie 
es am 16. Juli 1821 an bie Kapitel ber weftlichen preußifchen Bisthümer 
erlafien worden fei, an die Kapitel ber Bisthümer der oberrheinifchen Kirchen: 
provinz zu fenden. In Folge bdiefes Verjprechens kam dann bie Weberein- 
tunft zu Stande, auf Grund beren die Bulle Ad dominici gregis custo- 
diam am 11. April 1827 erlaffen wurde. In Betreff ber Bifchofswahlen 
wurbe zwar bie Beftimmung aufgenommen, wie fie bas Ultimatum vom 
16. Juli 1821 feftgefeßt Hatte, Aber mwenige Wochen jpäter Fam ber Papſt 
feinem Verſprechen nah und erließ an das Domkapitel von Freiburg am 
28. Mai 1867 das betreffende Breve. Darin wies er bie Domberren an, 
bei einer erzbifchöflihen Wahl nur foldhe zu wählen, von benen fie fi vor 
dem feierlihen Wahlakt verfihert haben, daß fie ber Regierung nicht per- 
sonae minus gratae feien (Vestratum erit partium eos adsciscere quos 
ante solemnem actum noveritis ... . . nec Serenissimo principi minus 
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gratos esse). Hierdurch ift alfo bie beichränfende Beflimmung ber Bulle 
Ad dominici gregis custodiam aufgehoben worden. Die Note vom 7. 
Eeptember 1826 und bas Breve vom 28. Mai 1827 fprechen es mit klaren 
unziveideutigen Worten aus: baß der Gewählte der Regierung persona grata 
fein müffe. Der Papſt bat fi) durch das Breve verpflichtet, Niemandem bie 
Inſtitution zu ertbeilen, gegen ben bie Regierung Einſprache erhoben bat. 
Taf ber Megierung ein unbeſchränktes Einjpruchsrecht zufteht, wird auch ba= 
durch bewiefen, dab das Breve vom 16. Juli 1821 an die weftlichen preu= 
Bifchen Domkapitel wörtlich übereinftimmt mit bem Breve vom 28. Mai 1827. 
Daß diefes Breve aber ber preußifchen Regierung bie Beſugniß ertbeilt, ohne 
Ausnahme jede ihr nicht wohlgefällige Perſon von der Wahl auszufchliegen, 
wird kaum mehr befiritten. Bulle und Breve find Feine freien Erlaffe bes 
Papftes, fie ruhen vielmehr in allen ihren Beflimmungen auf Vereinbarungen 
mit ben Regierungen; ber Papſt Tann fie folglih nicht einfeitig aufheben. 
Die Regierung gab ihre Zuftimmung zu ber Bulle nur unter der Bedingung, 
baß ihr ein unbeſchränktes Einjpruchörecht gegen die Candidate zu einer 
bifhöflihen Wahl zuftehe. In der Bulle ift zwar biefes Recht beichränft, 
in dem fpäter erlaffenen Breve aber dem früheren Verſprechen gemäß bieje 
Beihränfung wieder aufgehoben. Darauf ftütt fich die badilche Regierung 
und behauptet, daß ihr das Recht zufiche, Niemanden als Erzbifchof zuzu: 
laffen, der ihr nicht persona grata ift. 


— uni. (Württemberg). Beginn der Agitation für die Neumahlen 


zur II. Kammer. Die Regierungspartei und bie bemofratifche Volks⸗ 
partei gehen wieder entjchieden auseinander. 

Programm ber Volfspartei. Dasjelbe fagt über die dentſche frage: 
„Der Sieg, ben das württembergiſche Volk durch die Wahlen zum Zollparla⸗ 
ment über auswärtige wie innere Feinde feiner Selbfländigfeit, Freiheit und 
Mohlfahrt errungen bat, muß durch einen zweiten bei den nunmehr heran: 
rüdenden Landtagswahlen vervollftändigt werben. Der einfache Schladtruf: 
„Kein Preuße!“ genügt biegmal nicht, vielmehr gilt es, den Gedanfen, welcher 
das Votum vom 24. März beherricht bat, nun nach allen Seiten zu ent: 
wideln; aus ber das gewaltfame Merf von 1866 verneinenden Abftimmung 
müffen berem pofitive Folgerungen gezogen und als Forderungen unferes 
Volkes aufgeftellt und durchgeführt werben, ſowohl binfichtlich bes Verhältniffes 
zum beutichen Vaterland, als in unferes Landes inneren Angelegenheiten. 
Die Verneinung bes Anjchluffes an den Nordbund führt unmittelbar zur 
Torderung des Sübbundes. Syn ber gegenwärtigen Vereinzelung, welche 
fie in nationalen und internationalen Dingen einflußlos und wehrlos madıt, 
bürfen die Südftaaten nicht länger verharren, ohne der preußifchen Ver: 
gewaltigung ober einem traurigen bynaftifhen Barticularismus 
und unter Umftänden ber ſchmachvollen Rolle zu verfallen, welche einft nad 
ber erſten Zertrümmerung bes Reiches die Rheinbundſtaaten gefpielt 
haben. Bei bem gegenwärtigen Zuſtand können ſich höchſtens die Fürſten 
berubigen, obgleich fih auch von ihrer Seite darin eine unbegreiflidhe Sorg⸗ 


loſigkeit und Kurzfichtigfeit verräth; das Volk ber Südſtaaten aber muß ver: 


langen: eine Centralgewalt mit parlamentarifcher Vertretung, welche über ben 


‚einzelnen Regierungen fteht, und eine gemeinfame Militärverfoffung, um fos 


wohl ben übrigen Theilen Deutjchlands, als namentlich einem etwa einmiſchungs⸗ 
füchtigen Ausland -gegenüber bie natürliche Macht zu entwideln, welche ber 
geeinigte Süben bejitt. Damit die innere Freiheit nicht unter der militäri: 
ihen Zufammenfaffung leide, muß dieſe auf volksthümlicher Grundlage nad 
Art des ſchweizeriſchen Milizweſens geichaffen werden. Mit bem Beftand bes 
Südbundes iſt allerdings derjenige eines einzelnen Schuß: und Trutzbündniſſes 
mit Preußen, welches zudem in Württemberg bie fändifche Zuſtimmung nicht 
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auf verfafjungsmäßigem Wege erhalten bat, fo wie bie fernere politifche Aus: 
beutung bed Zollvereins zu particular=preußifhen Zwecken unvereinbar. 
Aber der Südbund-bietet jebt das einzige ehrliche Mittel, das durch Preußen 
zerrifjene umd dreigetheilte Deutichland ohne Anwendung ber Gewalt fo weit 
wieber zu einigen, baß wenigftens die Unverfehrtheit desfelben gegen Angriffe 
und bie Selbjtbeflimmung ber Nation gegen Einmiſchungen von Außen ge: 
fihert wird. Die zum Zufammenhalt der Nation nothiwendigen Maßregeln 
fönnen durdy die Volfsvertretungen bes norddeutſchen und füddeutfchen Bun⸗ 
bes und des deutichen Defterreich8 gemeinfam ausgeführt werden. Nach biefer 
Richtung liegt zunächſt Deutichlands Heil, und wer nicht in diefem Sinn 
der Wiederherftelung einer wahren, mit ber Freiheit vereinbaren, bundes⸗ 
ftnatlichen Einheit dienen zu wollen, klar und bündig ausjpricht, der darf bei 
den württembergiſchen Landtagswahlen bie Stimmen ber Wähler nicht er- 
halten.” Im Uebrigen verlangt das Programm: neben Schaffung eines Süb- 
bundes mit Gentralgewalt, Parlament und gemeinfamer, nach dem Muſter ber 
EC chweizer Miliz gebildeten Militärverfaffung, Vernichtung ber hiemit unver: 
einbaren Verträge, des Schutz- und Trutzbündniſſes und bes Zollvereinsver- 
trags, Abänderung ber Verfafjung, namentlich Abfchaffung ber erſten Kammer, 
Ausftopung aller Brivilegirten aus der Ständeverfammlung, Forderung voller 
Nedefreiheit für die Abgeordneten, Durchſetzung bes unbefchränften Rechts 
zum Geſetzesvorſchlag und zu Vornahme parlamentarifcher Unterfuchungen, 
Abkürzung ber ftändifchen Perioden, Abänderung bes Wahlgefebes für den 
Landtag, Abänderung ber Gefege über innere Verwaltung und Gemeinbes 
weien, Aufhebung aller Schranken der Selbftverwaltung des Volks und Ab⸗ 
ſchaffung ber Lebenslänglichfeit ber Ortsvorſteher. 

Der offizielle Staatsanzeiger antwortet darauf: „..... Es braucht 
keine Begründung, daß der „Beobachter“ ſich in entſchiedenen Widerſpruch zu 
der Regierung ſetzt, und alle, welche auf eine Verbindung derſelben mit der 
Demokratie aus dem Zuſammentreffen der nächſten Ziele bei der Zollparla⸗ 
mentswahl geſchloſſen haben, werben nun eines Beſſern belehrt fein.” ... 
Bezüglich des Schlagworte, daß kein „Preuße“ gewählt werben bürfe: „Als 
e8 ih darum handelte, ob im Zollparlament zu Berlin ber Boden der 
Berträge verlaflen und das Land durch dortige Fortfegung ber Manifeſta⸗ 
tionen einer Heinen unterwerfungsfüchtigen Partei in ben Norbbund gedrängt 
werbe, ba bedurfte es einer großartigen entjchiedenen Kundgebung bes Volks, 
um von befjen wahrem Willen aud bie verblendeten Gegner zu überzeugen, 
und fie erfolgte, indem fein Mitglied oder Anhänger jener Partei ein Mandat 
erhielt, das ihm geftattet hätte, eine Täufchung über bie wahre Stimmung 
bes württembergiichen Volks hervorzubringen. Etwas anbers aber liegt 
bie Sade jetzt. Die Regierung fteht in ihrer Politik vollfommen auf 
demfelben Standpunkt, wie zur Zeit ber Zollparlamentswahl; fie kann es 
nicht erwünjcht finden, daß jene ertremen ‘Barteimänner, welche bie Selbft: 
ftändigfeit unferes Staates zu vernichten fireben, als Abgeordnete in ben 
Sandtag treten, und bier die Erörterung von Tragen herbeiführen, durch 
welche nichts gut gemacht, nichts entſchieden, fondern nur der PBarteihaß ges 
fhürt und dem Fortgang dringender innerer Reformen gejchadet werden Tann. 
Daß aber gerabe in ben leßteren Angelegenheiten jeder tüchtige, gemäßigte 
Mann als Abgeordneter nüplih wirken Fan, wenn er nur den Vertrags: 
ftandpunft als Abjchnitt der politifchen Entwidlung anerkennt und auf ha⸗ 
fliges Weiterbrängen verzichtet, daß alſo feinem ſonſt wünſchenswerthen Ein⸗ 
tritt in die Ständefanmer wegen ber Art und Weife, wie er fich ben ein⸗ 
ftigen Vollzug der nationalen Einigung vorftellt, nicht entgegenzutreten ift, 
das müfjen wir bier als unfere Anſchauung hervorheben, und wir würben 
e8 zum Voraus erflärlich finden, wie es im weiteren Verlauf ber Wahl: 
bewegung kommen Tann, baß ein Candidat von berfelben Seite, bie ihm bei 
der Zollyarlamentswahl abgeneigt war, in ben Landtag gewählt wird, ohne 
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baß deßhalb der Vorwurf ber Inconfequenz begründet wäre. Denjenigen aber, 
die fi) zu bem Programm des ‚Beobachters“ befennen, muß — nicht von 
ber Regierung allein, fonbern von jeden, welchem daran liegt, daß nicht alles 
Beitebende über ben Haufen geworfen wird, mit Entfchiedenheit entgegen: 
etreten werben, . . . . Darum, wer es wohl meint mit dem württembergis 
Pen Bolf und mit dem württembergiſchen Staat, ber wird denen, die das 
Programm des „Beobachters" befennen, feine Stimme bei der Landtagswahl 
nicht geben, jondern mit aller Kraft ihre Erwählung befämpfen.“ 


12. Juni. (Heſſen). Preußiſche Militäre werben auf Grund ber 


16. 


20. . 


Milttärconvention mehrfach in die heſſiſche Divifion verfeßt, jüngere 
Kräfte avanciren, während bie Leute alten Schlags zahlreich penfio- 
nirt werben. 

Die vereinigten Ausſchüſſe ver I. und IL Kammer bejchließen auf 
Einführung der preußifhen Gagenbezüge für die Offiziere ver hej- 
ſiſchen Divifion vom 1. Januar 1869 an als durch bie Militär: 
convention geboten, anzutragen, unter der Vorausjegung einer vor: 
herigen Aenderung bes heſſiſchen Militär-Benfionsgefees, 

Die Gagenerhöhung Thon für 1868 würde nämlich eine Mehrausgabe 
von 80,000 fl. veranlaffen und eine nochmalige Steuererhböhung pro 1868 
nöthig machen. Die Schwierigkeit Liegt darin, daß bie preuß. Gagen höher, 
die preuß. Penſionsſätze dagegen niedriger find als bie heſſiſchen. Später 
wird fi der Unterfchied für Heflen ausgleihen. Aber jene follen eben nach 
der Forderung Preußens’ jofort eingeführt werben, während die Wirkung ber 
geringeren preußifchen Penfionsfäge fich ber Natur ber Sache nad) erjt nad) 
längerer Zeit fühlbar machen Fünnen. 

» (Bayern und Württemberg). Die Unterhandlungen zwifchen 
beiden kommen enblih zum Abſchluß und wirb in Münden eine 
Vereinbarung über bie Ordnung ber insfünftig angeblich gemein- 


Samen Feitung Ulm unterzeichnet. 

Die in Bayern in Ausficht geftellte Veröffentlichung ber Convention unter- 
bleibt in %olge Widerſpruchs ber württembergifchen Negierung. Weber den 
inhalt derfelben verlautete nur fo viel, baß fie das Cantonnement ber 
Truppen beider Staaten auf den reſp. Territorien feitfeßt. Dieſe Theilung 
nad) den Territorien, felbfiverftändlih im Frieden, war derjenige Vorſchlag 
Württembergs, den es feithielt, obgleih Bayern gerade eine folde Trennung 
vermieden wiſſen wollte. Lebteres mußte nachgeben. Die Angabe, daß zu 
ben Koften ber Fellungsverwaltung Bayern brei, Württemberg vier Theile 
ſtelle, ſcheint irrig, ſondern die auf Ulm bezüglihen Koften gehen (abgefehen 
von etwaigen Unterichieden in dem Aufwande für bie Garnijon) zu gleichen 
Theilen. Von bem Gedanken ber Trennung bes noch im gemeinfchaftlichen 
Befite ber ehemaligen Bundesregierungen (außer dem abgefunbenen Oeſter⸗ 
reich) befindlichen Feftungs » Eigentbums wurde wieber ganz abgegangen; fie 
folte nah dem urfprünglichen Plane Bayerns noch vor ber Feſtſetzung wei- 
terer gemeinfchaftlicher Adminiftrationsbeflimmungen für bie Feftungen aus: 
geführt werben, hätte aber jedenfalls bie Südſtaaten fehr ftarf belaftet. 

»„ (Helfen). II Kammer: Debatte über das außerord. Militär: 


budget für 1868 unb 1869: 

Der Director bed Kriegsminifteriums Tornfeiff ermäßigt die ure 
iprüngliche Forberung ber Regierung von 3,088,181 fl. auf 3 Mill., unter 
ber Vorausſetzung, daß bie Gagenerhöhung ſchon vom 1. Juli I. J. an be= 
willigt werde. Dieſe Forderung wird einflimmig abgelehnt. Hierauf wirb 
die Frage: ob 3 Mil. Gulden abzüglich der bereits bewilligten 1,944,910 fl., 
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vorbehaltlich ber Abftimmung über verfchiebene babei hinzugefügte Anträge, 
bem Minifterium für 1868 zur Dispofition geftellt werben follten, mit 21 
gegen 21 Stimmen bejaht. Der erfte diefer Zufabanträge: zu erklären, daß 
eine in Ausficht genommene Erhöhung ber Geldverpflegungsgage ber Offiziere 
und Löhnung ber Soldaten — ber Truppen nad preußiſchem Reglement — 
durch die „Militärconvention mit Preußen nicht als geboten erjcheine”, wird 
mit 33 gegen 9 Stimmen bejaht. Als zweite Borausjekung wirb mit 41 
gegen 1 Stimme bezeichnet, daß im Laufe bes Jahrs 1868 von einer Er: 
höhung der Sagen und Löhne nach preußifhem Modus abgejehen werde; 
als dritte, mit 41 gegen 1 Stimme, baß für 1869 der Kammer ein fpecia- 
Tifirte8 Budget vorgelegt werde; als vierte, einftimmig, daß bie Frage ber ’ 
Penfionen dann gleichzeitig mit dem Budget gejeglich geregelt werde, als 
fünfte endlich, ebenfalls einſtimmig, daß die Rechenſchaft über die Militär: 
ausgaben des Jahrs 1868 vor der gewöhnlichen Zeit, alfo nicht dem 2L., 
fondern dem 20. Landtag zur Prüfung vorgelegt werde. Es wird ferner ber 
Antrag des Abg. Dumont: ausdrüdliche Verwahrung dagegen einzulegen, 
daß f. preußifche Gefeße über das Militärwefen und bie einſchlägigen Geſetze 
des norbbeutichen Bundes ohne befondere ftändiiche Genehmigung Geltung 
für das Großherzogthum haben follen, daher bie Erwartung auszufprechen, 
daß die auf Grund bes Art. 5 der Militärconvention auf dem Verordnungs⸗ 
wege eingeführten Gefeße ber Kammer zur nadträglichen Genehmigung fo: 
fort vorgelegt werben, mit 22 gegen 20 Stimmen verneint, während ber 
Antrag des Ausfchufjes, welcher diefe Verwahrung nur gegen eine Geltung 
für das „ganze“ Großberzogthum ausiprady (weil man fie bezügl. Oberheffens 
nicht ausſprechen will) mit 39 gegen 3 Stimmen bejaht wird. — Endlich 
wird mit 28 gegen 14 Stimmen ein Antrag des Abg. Metz angenommen: 
bie Regierung wiederholt aufzuforbern, den Ständen bei dem nächften Aus 
fammentritt wegen burchgreifender Vereinfahung der Staatsverwaltung bie 
geeignete Vorlage zu machen. 


27. uni. (Heffen). Die II. Kammer genehmigt einen Gefebesentwurf 


30. 


über Aufhebung der Schuldhaft, der in feiner Yaflung mit dem 
betreffenden Gefet des nordd. Bundes übereinftimmt. 


„ (Heflen). Die IL. Kammer genehmigt die von ber Regierung 
mit Preußen abgejchloffenen Eifenbahnverträge betr. Abtretung ber 
Berwaltung und des Betriebs der Main:Weferbahn zc. 2c. 

» (Baden) Die Militär-Reorganifation wird als im Weſent⸗ 
lichen durchgeführt betrachtet. 


Die volftändig auf preußifhem Fuß bewirkte Umformung der badijchen 
Divifion kann mit der bereit8 Ende Mai erfolgten Errichtung der Stämme 
zu ben 12 badiſchen Landwehrbataillonen jet als völlig abgeſchloſſen anges 
ſehen werben. Thatfächlich befißt diefe Divifion indeß eine weit über bie 
Benennung binausreichende Stärke, indem fie nicht, wie bie preußiichen Dis 
vifionen, aus 4, jondern aus 6 Infanterie: Regimentern & 3 Bataillone be: 
fteht, fo daß fie eigentlich einer und einer halben preußifchen Divifion oder 
3 Brigaden entipreden würde, Außerdem gehören bazu noch 3 Dragoner: 
Negimenter & 5 Escabrons, 7 Felbbatterien, 3 Feltungsartilleries und 2 
Pionier »Compagnien. Zweifelsohne darf zugleich aber auch der unbebingte 
Anſchluß diefer durchaus analog organifirten Truppen an bie norbbeutfche 
Macht als volllommen gefichert erachtet werben, und mit ber aus 10 Ba: 
taillonen, 10 Escadrons, 5 Feldbatterien und 1 Pionier-Compagnie befteben- 
den barmftädtifchen Divifion, von ber eigentlich nur 1 Infanterie Regiment 
& 2 Bataillone zu ber norddeutſchen Armee gehört, welche ſich jedoch derfelben 
durch Militärconvention verbunden befinbet, ift es ſomit ſchon ein fehr ftarfes 
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Armeecorps, welches Norbbeutichland von Süddeutſchland an ſich gezogen bat 
unb worüber ihm geeigneten Falles wohl bie Verfügung wie über feine eigenen 
Truppen übertragen würbe. 


1. Juli. (Heſſen). Die II. Kammer Iehnt in geheimer Sitzung bie 
Bezahlung von 40,000 fl. Schulden ber Civilliſte ab. 


4 u Bayern) Das offizißfe Organ ber Regierung meldet, daß 
ber bayerifcherfeitsS ausgearbeitete Entwurf zur Bildung einer aus 
Vertretern ber brei fübdeutichen Regierungen beftehenden fändigen 
Militärcommilfion, welche die Aufficht über das ſüddeutſche Defenfiv- 
ſyſtem und den Zufammenhang besfelben mit der Vertheidigung 
Sefammtdeutfchlands führen folle, Die Genehmigung des Königs er: 
halten babe, und daß bie bießfällige Verhandlung mit Württemberg 
und Baden demnähft beginnen werbe. 


„nv (Helfen). Die L Kammer lehnt den Beitritt zu dem Bejchluffe 
ber II. Kammer, die Regierung um die Vorlage eines neuen Schul: 
gefeßes zu erfuchen, einjtimmig ab. 

Prälat Zimmermann: Er müſſe dieſem Erfuchen auf bas entſchie⸗ 
benfte entgegentreten, da das beſtehende Schulebict anerfannt gut fei, und 
man allfälige Verbeſſerungen durch Verordnungen einführen fünne. Durch 
eine Trennung ber Kirche und Schule würbe der letzteren bie Lebensfähigfeit 
genommen, und es würben fich Elemente aufbrängen, bie ber Kirche jowohl 
‚als der Schule zum Schaden gereichten. Präfident Graf zu Erbach-Für— 
ftenau: Es fei wohlthuend für ihn, von bem erſten evangelifchen Geiftlichen 
bes Landes und DVertreter ber lutheriſchen Kirche eine folche Erklärung zu 

.. vernehmen, er fchließe fich berfelben aus vollem Herzen an. 

6 „ Baden) Ein päpftl, Breve verbietet dem Domcapitel von 
Freiburg, dem Verlangen der Regierung zu entſprechen und eine 
neue Liſte für die Wahl eines Erzbifhofs aufzuftellen. 

8. „ (Württemberg). Allgemeine Wahlen zum Landtag. Diejelben er: 
geben eine ungemeine Zerfplitterung der polit, Anfihten und Beftrebungen. 

Nach ber muthmaßlichen politichen Stellung theilt ber Schw. M. die Ge: 
wählten, von rechts nach links gehend, alfo ein: 1) eine Anzahl Großdeutſcher, 
mit confeffioneller Färbung, in ber nationalen Frage wohl mit der Linken, 
in inneren Fragen mit bem Miniflerium gehend: 6 Abg. 2) minifterielle 
Partei: 7 Abg. 3) Centrum: in ber großen Politit für feites Halten an den 
Verträgen, ohne allzugroße Neigung für beren Weiterbildung, in inneren 
Fragen liberalconfervatin, einzelne mit Annäherung an die zweite Gruppe, 
andere wohl ebenjo an die folgende vierte Gruppe: 11 Abg. 4) National: 
Liberale: 412 Abg. 5) Volkspartei: 34 Abg. Zu biefen 70 Abgg. Tonımen 
bie 22 Privilegirten. Mehrere ber Ritter und über bie Hälfte der Prälaten 
bürften in ber beutjchen Frage ber vierten Gruppe nicht ferne ftehen, bie 
beiden kath. Geiftlihen mit ber erften Gruppe gehen. Im Uebrigen werben 
bie Privilegirten eher ber rechten Seite bes Haufes beizuzählen fein. Selbſt 
bie demokratiſche Volkspartei ift nichts weniger als eine geichloffene ‘Kartei, 
was ber „Staatsanzeiger“ aus einer ganzen Reihe von Wahlerflärungen ber 
nr biefer Partei nachweist, die von bem Programm entjchieden ab: 
weichen. 

9. „ (Bayern). Der Minifter des Innern v. Hörmann erläßt eine 


ſehr liberale Entſchließung bez. ber Verhältniſſe der Tagespreffe. 


Die fühdentfen Staaten. 487 


Namentlih wird barin (im Gegenfake gegen bie frühere Praris) unum⸗ 
wunden zugeftanden, „daß bloß tenbenzidfe Beihlagnahmen von Preßerzeug⸗ 
niffen in ber Abficht, diefelben zu ruiniren, oder bie verfaffungsmäßige Preß⸗ 
freiheit zu beeinträchtigen, dem Gefete fremb und aber ber Regierung un 
würbig, deßhalb auch bei ſtrengſter Berantwortlichfeit ber Prepolizeibeamten 
zu unterlafjen ſeien.“ 


26. Juli. (Bayern). Der Rebacteur bes (ultramontanen) „Volksboten“ 


Zander wird von ben Geſchwornen bes Vergehens ber Beleidigung 
eines auswärtigen Staatsoberhaupts (bes Herzogs dv. Coburg-Gotha 
wegen feines Benehmens 3. 3. bes Gefechtes von Langenfalza) und 
bes Vergehens ber Verläumdung und ber Uebertretung der Ehren: 
kränkung, doch mit Annahme milbernder Umftänbe, für ſchuldig er: 
Härt und vom Gerichte zu ber ganz ungewöhnlich hohen Strafe von 
6 Monaten auf einer Feſtung zu erftehendem Gefängniß und ben 
Koſten verurtheilt. Der Vertheidiger hatte nur 8 Tage Gefängniß 
beantragt. 


» (Helfen). Kirchliche Streitigkeiten. 


Zuerfi Brofürenftreit über „bie wahren Grundlagen des religiöfen Frie⸗ 
dens“ zwijchen bem Mainzer Bifchof und ben brei evangel. Superintendenten 
bes Großherzogthums, in welchem dieſe für das „Necht der freien Meinungs: 
äußerung auf Seiten ber evangelifchen Kirche” eintreten, dann beruft Prälat 
Zimmermann einen jungen zum beutfchen Proteftantenverein gehörigen Neliz 
gionslehrer und evangeliſchen Pfarramtscandidaten in Darmftadt im Auftrag 
bes DOberconfiltoriums vor fein geiftliches Gericht, um ihn darüber zu inqui= ' 
riren: warum er in einer, bereits in 5 Auflagen abgefeßten, nirgends gegen 
das Strafgejeß verftoßenden Brojhüre: „Luther und die Kirche unferer Tage” 
troß feiner im Jahre 1860 erfolgten Ordination auf bie Belenntniffe ber 
Augsburger Confelfion ſich unterfangen habe, gegen die Orthoborie und gegen 
bie Autorität der ſymboliſchen Bücher und der Augsb. Eonfeffion zu wirken. 
Die Maßregel erregt gewaltiges Auffehen. Die Abſetzung des Eandidaten wird 
vorausgefehen. Sofort jedoch läßt ber Darmftäbter Zmeigverein des Prote- 
ftantenvereins um bed Grundſatzes willen eine öffentlihe Erklärung verbrei⸗ 
ten, welche ſich an die allgemeine Intelligenz richtet, das Verfahren als ein 
— gegen die Denkfreiheit kritiſirt und zu allgemeinem Proteſt dagegen 
auffordert. 


1. Aug. (Württemberg). Der Kriegsminiſter v. Wagner geht zu 


16. 


den Truppenübungen nach Berlin. 

„ (Hefjen). Die Regierung (reſp. Preußen) läßt bie bisherige 
Yorberung einer Gagenerhöhung ſchon für 1868 fallen. 

»„ (Bayern). Berfammlung ber neugegründeten Volkspartei in 
Dayern zu Forchheim. 

Es Haben ſich zu berfelden 52 Delegirte aus den 7 Kreilen bes Landes 
eingefunden. Einftimmig wird befchloffen, für das allgemeine bivelte Wahls 
recht unverzüglich eine Agitation ins Werk zu fegen; bagegen wirb eine gleiche 
Agitation für einen fog. Sübbund mit 32 gegen 19 Stimmen abgelehnt „in 
Anbetradht, baß ein fürftliher Sübbund mit bem demokratiſchen Brincip un: 
vereinbar, ein demokratiſcher Südbund zur Zeit unerreichbar, daß eine zeit 
gemäße Umgeftaltung Gefammtdeutihlands nur von allen Deutichen erzielt 
werden könne und müſſe und de Scheidewand zwilchen norb> und ſüddeut⸗ 
der Demokratie fernzuhalten ſei“. 
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22. Aug (Baden). Das 50jãhrige Jubiläum ber badiſchen Berfajjung 
wirb im ganzen Lande durch zahlreiche Bankeite geiciert, überall 
mit natienalen Anflängen unb mit energijcdger Hinweiſung auf An- 
ſchluß an den norddentſchen Bund. Reben bes Staatsraths Lamey 
in Mannheim, des General Beyer in Karlsruhe, des Miniſters 
Freydorff in Turlad. 

— ,„ (Bürttemberg). Der greile Biſchof von Rettenburg wirb in 
Rom bdenuncirt und darauf ber Verſuch gegründet, ihn durch einen 
Goabjutor zu erjeben. 

Wie es fcheint, geſchah bie Tenunciation buch ben Regens bes biſchöfl. 
Seminars Maſt und den Eubregens Höfer und gelangte durch ben püpill. 
Nuntius in Münden nah Rom. Die Hauptpunfte ber Tenunciatien geben 
dahin, daß ber Biſchof ein altersihwacher Mann fei, befien Kirchentegierung 
bie befledenden Schäden (damna) nicht entierne und ben drohenden, noch 
größeren zu begegnen nicht mehr gewachſen fei. Tiefe Schäden zeigten ſich 
in bem kirchlich-religiöſen Leben der Tiöceſe Rottenburg überhaupt, alio bei 
Glerus und Volk, befonders aber in einigen Gegenden Oberſchwabens, wo 
bie Geiftlichleit nicht ohne eigene Schuld an Cinfluß auf das Volk verloren 
babe. Noch größere Edyäden feien aber für bie Zukunft zu fürchten, weil bie 
Erziehung und Bildung der angehenden Geifllihen in ben Convicten zu 
Ehingen und Rottweil, befonbers aber im Wilhelmeftift zu Tübingen, ben 
katholiſchen Grundſätzen nicht entiprede und an biefen Anflalten Männer 
wirfen, welche nicht gut firchlich gefinnt feien und falſchem Liberalismus 
huldigen. Die Denunciation fließt mit ber Zitte, ber heilige Etuhl möge 
ben Uebelſtänden abhelfen durch Aufftelung eines Coadjutors in ber Diccele 
Rottenburg. Die Denunciation findet in Rom Glauben und biefes ftellt, 
ohne das biſchöfl. Orbinariat in Rottenburg gehört ober nur informirt zu 
haben, an die württembergijche Regierung das Anfinnen, zu Aufitellung eines 
Coadjutors bie Hand zu bieten. Die Regierung lehnt das Anfinnen ab und 
madt bem Ordinariat bavon Mittheilung. Diefes wendet jidh feinerjeits nach 
Nom und erfjudt um Mittbeilung bes Inhalts der Denunciation. Inzwi⸗ 
ſchen erhält e8 vom Nuntius in München Kenntniß der einzelnen Beſchwerde⸗ 
punkte und befchließt, ſich zunächſt über bie Unterzeichner und geiſtigen Träger 
ber Denunciation amtlid zu vergewiffern. Zum Zweck der ſachlichen Ant: 
wort auf die Denunciation werben bie Defanate aufgefordert, über bie an: 
geblichen Uebelſtände bei Glerus und Volk einläßlichen Bericht zu erflatten. 
Derjelbe Beſchluß ergeht im Betreff -der Anklage gegen die geiltlichen Bil- 
bungsanflalten. Um bie Präbdichrung ber Perfon bes Bifhofs au in Rom 
nad ber Wahrheit würdigen zu können, werden in ben Orten, in welchen 
berjelbe dieſen Sommer bie Firmung fpendete, je zwei achtbare Männer er: 
ſucht, ihren Eindrud über das Befinden unb die Amtsverrichtung des Bi: 
ſchofs in verfiegelten Schreiben nieberzulegen. Dieſe Schreiben werben nach 
Nom vorgelegt. Der Regens Maft und ber Subregens Höfer werben ihrer 
Stellen entfeßt und auf Pfarreien verfeßt. Die äffentlihe Meinung über: 
haupt und biejenige ber katholiſchen Bevölkerung des Landes fpeciell ſpricht 
fih ebenfo energifh als allgemein für ben Biſchof und gegen die Denunci⸗ 
anten aus, bie das Gegentheil von bem erreicht haben, was ſie bezwedten. 
Der Regens Maft gebt nah Rom, um bort weiter für feine Abfichten zu wirken. 


— Aug. u. Sept. (Bayern). Fortbauernde heftige Agitation des kath. 
Clerus gegen bas neue Schulgefeß und gegen bie ganze neuere Ent: 
widlung bes Staates überhaupt, Hielfach direkte gegen die Staats: 
regierung, beren Glieder, namentlich Fürft Hohenlohe, von ben cle: 
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ricalen Blättern aufs rüdfichtslofefte angegriffen werden. Eine Reihe 
Geiftlicher wird wegen gefegwibriger Ausfchreitungen vor Gericht ge: 
zogen; bie Gerichte urtheilen durchweg mit möglichfter Milde, 


— Sept. (Bayern). Die Regierung trifft Vorbereitungen, bie babe: 


19. 


rifhe Armee in zwei Armeecorps mit dem Commando in Mün- 
hen und in Würzburg einzutheilen, um aud in biefer Beziehung 
eine Uebereinftimmung mit den Einrichtungen bes nordd. Bundes 
zu erzielen. [Die Ausführung der Maßregel erfolgt indeß erjt An: 
fange Januar 1869.] 

»„ (Baden). Die Wahlmännerwahlen zu ben Kreisverfammlungen 
fallen ganz überwiegend liberal aus. 

„ (Bayern). Um das Miderftreben der ultramontanen Partei 
gegen die Intentionen ber Regierung innerhalb bes Kreijes ihrer 
eigenen Organe zu brechen, werben der (ultramontane) Regierungs: 
präfident von Unterfranfen, Staatsrath und Reichsrath dv. Zu-Rhein 
und ebenfo der (nIttamontane) Regierungspräfident der Oberpfalz 
v. Gutſchneider in ben definitiven Ruheſtand, der (gleichfalls ultra- 
montane) Negierungspräfident von Schwaben Frhr. v. Lerchenfeld 
als foldher in das (überwiegend protejtantifche) Oberfranken verſetzt. 
„ Baden) Schluß der Manöver der babifchen Armeebivifion. 
Prinz Wilhelm nimmt längern, refp. unbefchränften Urlaub und legt 
das Divifionscommando nieder, um den Winter mit feiner Familie 
in Stalien zuzubringen. Der Kriegsminifter General v. Beyer über: 
nimmt bas Commando. 


19—20. Sept. Verſammlung von Delegirten der verichiebenen demokra⸗ 


tiichen Volfsparteien aus ganz Deutfchland in Stuttgart. Erörte- 
rung der Trage bes Südbundes. 8 zeigt fih, daß eigentlih nur 
bie Württemberger für diefe Idee find, Annahme eines Programme 
und einer Reihe von Refolutionen bez. der Organifation der Partei, 
bez. der politiichen Fragen, bez. ber focialen Frage und bez. ber na⸗ 
tionalen Frage. 

Es haben ſich Theilnehmer nicht bloß aus ben vier ſüddeutſchen Staaten, 
fondern auch aus Preußen und dem nordd. Bunde eingefunden. An 37 An: 
wefende werben Stimmen verliehen. 

Programm: „Die beutiche Volkspartei befennt fich im weiterer Vers 
folgung ihrer feitherigen Beftrebungen und Befchlüffe auf Grundlage ber im 
Auftrag ber Darmftädte® Delegirtenverfammlung vom 19. Sept. 1865 und 
ber Frankfurter VBolfsverfammlung vom 20. Mai 1866 ausgearbeiteten Pro⸗ 
gramme, im Anjchluß an die von Johann Jacoby in feiner Zufchrift an 
ben bemofratifchen Verein zu Hamburg vom 24. „Mai 1868 entwidelten 
Grundſätze und im Anfchluffe an die Beichlüffe des Nürnberger Arbeitertages: 
4) zu dem bemofratifchen Gleichheitsprincip, und verlangt daher bie gleich- 
artige Mitwirfung aller Staatsbürger bei Verfafjung und Verwaltung, bie 
Durhführung der Selbftregierung des Volkes im Staate. 2) In nationaler 
wie in internationaler Beziehung erkennt bie Volkspartei ben Anfpruch jebes 


Volksſtammes wie jedes Volkes auf Seldftbefiimmung an. Nur auf biefem 


Wege firebt fie die Einigung an. Nur ein auf Freiheit gegründeter Bundes— 
ſtaat mit Einfluß Deuiſch-Oeſterreichs, nur ein Friedens: und Freiheits⸗ 
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bund der Völker entipricht ihren Grundfäten. 3) Die Volkspartei erfennt 
an, daß bie flaatlihen und gefelicpaftlichen Fragen untrennbar find, und 
daß fih namentlich bie öfonomifche Befreiung ber arbeitenden Klaffen und 
bie Berwirklihung der politiſchen Freiheit gegenfeitig bedingen.” 
Rejolutionen: Bolitifhe Fragen: „2) Die Volfspartei ift übers 
zeugt, daß weder bie abftrafte Forderung ber Republik, noch thatlojes Harren 
auf die Revolution geeignet ift, ung dem Ziele der Demofratie näher zu führen 
und die politifhe Bildung bes Volks, dieje wefentlichfte Grundlage dauernder 
Freiheitszuftände, zu heben. Trotz ber troftfofen politifchen Verhältniſſe der 
Einzelftanten und ber die Freiheit wie ben Frieden bedrohenden Weltlage 
fordern wir rege Bethätigung der Demokratie auf alien Gebieten des öffent: 
Tihen Lebens. 5) In Sachen ber Wahlen empfehlen wir unter allen Um: 
fländen bie Bethelligung an der Agitation als wirkſamſtes Mittel ber Volks⸗ 
aufflärung. Ueber die Frage etwaiger Proteftwahlen mögen die Barteigenoffen 
nach vorgängiger Verftändigung ber einzelnen Stammesgruppen. enticheiben.“ 
Nationale Krage: „1) Die Volkspartei ift cine Partei des Friedens, fie 
erfennt in jedem Krieg eine verdbammungswürdige Schädigung aller Freiheits⸗ 
intereffen und thut, was in ihrer Macht ift, gegen die jet drohende Kriegs: 
gefahr. 2) Den Sübbeutfchen empfiehlt fie — zur Abwehr gegen bie Vers 
preußung und im Sinne einer föberativen Wiebervereinigung des gefammten 
Baterlandes — die Gründung eines freiheitlichen Sübbundes, welcher durch 
eine gemeinfame Volfsvertretung und YBundesgewalt zufammengebalten und 
auf ein dem jchweizerifchen ähnliches Milizweſen geftügt if. 3) Innerhalb 
bes nordd. Bundes fördert fie jede Beftrebung, welche auf größere Selbftän- 
bigfeit ber einzelnen Landestheile, ſowohl Provinzen als Einzelftaaten abzielt. 
Sie weist ben von Preußen annectirten Rändern die Aufgabe zu, das Be⸗ 
wußtfein und die Anhänglichfeit an die im demokratiſchen Sinn berechtigten 
Eigentbümlichfeiten ihres früheren Staats: und Gemeinbelebens im Volke zu 
erhalten unb zu flärfen. 4) In Deuti-Deflerreih ift die innere Freiheits⸗ 
arbeit ſowohl Vorbedingung wie fichere Gewähr ber Wiedervereinigung mit 
Dentihland; bie Beichleunigung und alfeitige Durchführung einer gründ: 
lihen Reformpolitik ift gleicher Weije ein ſpecifiſch öſterreichiſches wie ein 
geſammtdeutſches Sntereffe; nur wenn Deutfch: Defterreih die Fühlung mit 
ber beutichen National: und Freiheitsbewegung behält und die Segnungen 
biefer Wechfelwirfung erhalten hilft, wird feine innere Neformpolitit Erfolg 
und Beftand haben. 5) In dieſen Beftrebungen hat fi bie Volkspartei Durch 
ganz Deutſchland wechfeljeitig zu unterflüßen. 6) Im Fall eines Krieges 
wirb bie Volkspartei, eingeden? ber nationalen Pflicht, auf der Seite ftchen, 
wo fi die Bürgfchaft findet für die Unverſehrtheit des gefammten deutjchen 
Bodens und für bie Herftellung bleibender Unabhängigfeit vom Ausland. 
Auch im Kriege wird die Volfspartei nicht ablafjen von der Arbeit für bie 
Freiheit und Einheit des Vaterlandes." Sociale Frage: „Zu Durd- 
führung ber in Satz 3 bes Programms entwidelten Grundſätze empfiehlt 
fih zunächſt: 1) Beiprehung der gefellichaftlihen Fragen in den Parteiorgas 
nen und Volfsvereinen. Förderung des Gendfjenfchaftsweiens, namentlich ber 
Gewerksvereine und Productiv-Genoſſenſchaften, Unterffügung der Forderun: 
gen des Arbeiters auf Betheiligung am Reingewinn. 2) Auf bem Wege ber 
Gefebgebung ift zu erfireben: Hebung der Volfsichule, Errichtung von Fort: 
bildungsichulen, unentgeltliche Ertheilung bes Unterrichts an benjelben. Ver⸗ 
bot ber Kinderarbeit In der Fabrik, Feſtſetzung eines geſetzlich beichränften 
Normalarbeitstage. Volle Gewerbefreiheit, Freizügigkeit und unbejchränftes 
Niederlaffungsreht. Aushebung aller zum Nachtheile ber arbeitenden Klafjen 
noch beitehenden Ausnahmegelege, insbefonbere ber Verehelichungsverbote für 
Beſitzloſe. Aufhebung aller Privilegien und Monopole. Unbeſchränkte Coa⸗ 
litionsfreiheit. Privatrechtliche Beftimmungen, weldye bie Bildung von Ges 
nofjenfchaften aller Art ermöglichen, Befeitigung aller indireften Steuern. 
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sell birefte Steuer mit Progreſſivſätzen. Abſchaffung ber ftehen- 
ben Heere. 

Debatte: Der Neferent Karl Mayer (Mürttemberg) erinnert zuerft 
an bie Beichlüffe ber Frankfurter Volfsverfammlung vom 20. Mai 1866, in 
welchen fich bie ganze beutfche Bollspartei für den Sübbund erflärte, dann 
an ben mitten im Sriege von Kolb und Röckel erlaffenen Aufrnf vom 21. 
Suli 1866. In bemfelben ſei ausgeiprochen worben, daß ber Sübbund das 
legte Panier der Freiheit fei. Arch jet folle er dienen ald Wall gegen den 
Chfarismus. Allerdings fei er bloß Webergangsftabium, aber das einzige 
möglihe. „Die Thatfahen müſſen anerfannt werden, wir find gefchlagen, 
aber wir müſſen uns mit ben uns gebliebenen Trümmern vertheibigen. Wir 
ftehen nicht fo allein mit ben Gedanken; auch in Wien baben wir Anklang 
gefunden.” Hier im Kern ber Volkspartei wolle er fich kurz fallen. Der 
Südbund fei ein Mittlel, um auf die Regierungen einzuwirfen, um bie 
feinen Junker, bie läftige Kleinftaaterei aus der Welt zu fchaffen. Dumont 
(Helfen) verlangt eine nüchterne Betrahtung ber Dinge. Wäre ein parla= 
mentarifher Südbund mit internationaler Stellung als Webergangsftadium 
möglich, fo müßte man begeiftert auf bie Idee eingeben. Aber praftifche 
Mittel find nöthig, Feine Gebilde der Phantafiel Aus welchen Staaten fol 
ber Südbund beftehen? Man nennt immer nur bie drei: Württemberg, 
Bayern, Baben. Befremdet hat es mich, obwohl ich Fein befonbers pifirtes 
beffifches Gefühl babe, baß Hefjen ganz aus aller Berechnung gelaſſen wird. 
Das Großherzogthum Helfen ift in Berechnung zu ziehen; es ift bas Züng- 
lein an ber Wange, deſſen Neigen nach einer oder der andern Geite bie 
deutfche Frage enticheibet. Von einem Cintritt besfelben in ben Südbund 
kann feine Rebe fein. Sind aber die andern brei Staaten frei? Auch fie 
find durch die Schuß: und Trutverträge beſonders hinſichtlich ihrer Stellung 
zum Ausland mit elfernen Fäben an Preußen gefettet. Wie ift die Agita- 
tion praftifch ins Werk zu fegen? Ich erfehe es nit. Sie fragen: was 
haben wir benn fonft für ein Mittel? Ich Tenne Fein anderes, als bie Agi: 
tation für bur und durch freiheitlihe Ausbildung ber Verbältniffe in ben 
einzelnen Staaten. Man made in diefer Beziehung ein gemeinfchaftliches 
Programm, zwinge die Megierungen zur Anerkennung und fielle die Beding⸗ 
ungen der Süddeutſchen fell. Diefes Programm ift nicht zu eng, es bat 
einen Bortheil, welchen ber Sübbund nit bat. Wir arbeiten im Bunde 
mit allen freiheitlichen Clementen des ganzen Deutichlands auch auf dem 
Terrain, das wir erobern wollen. Trabert (Kurheſſen) wünfcht bejonders 
hervorzuheben, daß der Südbund nicht bloß ein militärifcher, fondern auch 
ein parlamentarifcher fein müſſe. Wenn die Süddeutfchen wenigftens in zwei 
Staaten ber Veberzeugung find, daß fie den Wiberftand gegen bie Ver: 
preußung organifiren können, und der Südbund ift der organifirte Wiber- 
ftand, fo ift es wahrlich unfere Aufgabe nicht, fie zu warnen. Aber es ift 
vielleicht die Gefahr der Corrumpirung vorhanden: corruptio optimi, cor- 
ruptio pessima. Lieber nichts, als eine Eorruption eines guten Gedankens, 
wie das norddeutſche Parlament. Es fpuft in der Luft ber bloße militä= 
rifhe Sübbund. Ich wünſche, daß bie geſammte Volkspartei den württem⸗ 
bergifchen Abgeordneten ans Herz lege, einen foldhen burchaus zu verwerfen. 
Dr. Freſe (Preußen-Württemberg): Die vom Ausschuß vorgefchlagenen Re⸗ 
folutionen bilden ein einheitliches Ganzes, fie entwerfen ein politifches Tabs 
leau vol düſterer Gefahr, fchwerer Arbeit, mit nur ein wenig Hoffnung, ein 
biehen Sonnenſchein. Dieß ift ber Sübbund. Der Sübbundsgebankfe, be: 
reits vielfach befämpft, bat feine Gefhichte Die Volkspartei hält immer 
mehr feit an ihm auch gegen ihre Freunde. Die Gründe des Herrn Dumont 
Iprechen gegen jcbes Programm, gegen jede nationale und liberale Bewegung. 
Wenn er ben fübbeutihen Staaten bie Aufgabe ftellt, fi mit Freiheit zu 
erfüllen, jo ift bas nur eine Verſchiebung bes Südbundes. Was heißt Frei: 
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heit ſchafjſen ? es Heißt Vollsmacht ſchaffen. Die bloßen Freiheitsbeſtrebungen 
reihen im Eüben nit aus; bie rein particulariſtiſchen ſind durch bie euro⸗ 
päiiche Kriegegeiahr im Frage geſtellt. Dieſe Gefahr zu befümpin, in bie 
Hauptaufgabe bes Sũdbundes, es muß eine compalte Freiheitemajje geſchaffen 
werden. Ter Eübbund if abjolut unentbehrli, wenn nicht alles Freiheit⸗ 
lihe in ber Luft fichen fol. Herr Tumont bat bie Allianzverträge gegen 
ben Südbund ins Feld geführt. Seit 1866 kann anf beutichen Beben von 
Berträgen nicht mehr die Rebe fein. Tie Allianzverträge find Trähte, bie 
nicht bloß durch einen flarfen Sturm, nein! durch das leiſeſte Wehen zer: 
rijjen werben. henlohe bat fih ja felbft bie Erwägung bes casus foederis 
vorbehalten. Defterreih hat die Militärconvention mit Hefjen und tie Schutz⸗ 
und Trutzbündniſſe mit den anderen Etaaten ſchon für eine Ueberichreitung 
bes Prager Friedens erflärt. Gerade ber Verſuch, bie Allianzverträge praf: 
tiſch geltend zu machen, Fünnte zum Zündhölzchen werben, das bie bereits 
angehäufte Pulvermafje in die Luft fprengte. Es fragt jih: Berzweileln Sie 
am fübdeutfhen Bolfe? Die freiheitlihe Arbeit im Eüden war nie ohne 
nationalen Gedanken. So ift bie Freiheit zu fihern buch Macht. Ter Süden 
if, wenn feine Einigung zu Stande fommt, eine willenlofe Beute bei einem 
ausbrechenben Kriege. Bon Bebingungen gegenüber Bismard fann nicht die 
Rebe fein; er wird fie fo wenig halten, wie er foldhe bis jetzt gehalten bat. 
Auch gegenüber Defterreih ift ber Sübbund nöthig. Er wird im eintreten: 
ben Falle etwaige bynaflifhe Velleitäten ber Habsburger verhindern. Es ift 
Keine wilde Phantafie, was uns beherriht. Aus Gründen ber Freiheit, ber 
Macht, der afuten Lage, ber Erhaltung bes Friebens ift der Südbund ab: 
folut nöthig. Die fchwierige Lage Heſſens verfennen wir nicht, aber jie darf 
uns nicht abhalten, uns zu helfen. Seyler erflärt, fie (die Heſſen) haben 
ein Mandat von der Rüffelsheimer Verſammlung, im Princip ben Süb- 
bunbsgebanfen zu billigen und zu begrüßen. Man glaube zwar nicht recht 
an bie Möglichkeit des Sübbundes. Wir haben ben Auftrag, daß wir ben 
Südbund, falls er zu fchaffen, begrüßen als erfien Nothbehelf gegen bie Ber: 
gewaltigung, als ein Webergangsfladium. Die Bayern erflären ſich gegen 
ben Sübbunb, und daß fie beauftragt feien, fich über biefe frage der Ab- 
flimmung zu enthalten. Karl Mayer (Württemberg): Durch diefe Erflä- 
rung werde allerdings der von Dumont vorgebradgte Ginwand ber Unmög⸗ 
lichkeit beſtärkt. Aber wir glauben, Bolfspolitif machen zu mülkn, nicht 
Führerpolitik, wie bie bes Nationalvereins und der Fortſchriteepartei war. 
Ter Einwand ber Unmöglichkeit beweist viel zu viel umd beweiet alle nichts. 
Die Republik ſcheint auch unmöglich, und doch fireben wir danach. Ter Ge: 
bante des Südbundes If herausgewachlen aus ber Nord. Tie Feinde bes 
Volks, bie Zertrümmerer Deutſchlands haben ihn berporgerufen. Der Süb: 
bund bleibt uns allein übrig als Wal gegen bie Gewalt. Ten Bayern fünne 
er nicht anders zurufen, als: Herr! verzeihe ihnen, fie wifjen nicht, was fie 
thun. (Donnernder Beifall.) Nachdem ber Redner bie Vorwürfe, die ihm 
wegen feiner in Wien abgegebenen Erklärung, fi) fogar mit Delegationen 
begnügen zu wollen, gemadt worben, als aus einem Mißverſtändniß hervor⸗ 
gegangen, zurückgewieſen Hat, erflärt er, daß es gewilfe Folgen bes Süd— 
bundgebanfens gebe, an bie man überhaupt noch nicht zu denfen brauche; 
benn fo meit geforgt, ſei allzu weit geforgt. Laflen wir den Sübbund nur erft 
einmal überhaupt aus ber Ueberzeugung bes Volkes herauswachſen, dann wird 
auch aus biefer Furche Heil für die ganze Nation hervoriprießen. Tie Zwitter: 
ſtellung Heflens babe für uns nichts Verlodendes; und um dieſe Stellung 
zu erhalten, follen wir ung mit bem reinen Barticularismus beſcheiden! 
Durh Gründung des Sübbundes reißen wir das Zünglein auf unfere Seite 
berüber. Wir find immer gewohnt, Helfen mit hereinzurechnen. Daß uns 
dadurch eine weitere Schwierigkeit entjteht, jehen wir wohl ein, aber viel 
größer ift fie nicht als die, welche uns unfere Miniflerien bereiten. Was 
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bie von Herrn Dumont angeführten Allianzverträge betreffe, fo wolle er zwar 
in der mwürttembergifchen Kammer verjuchen, fie als verfaffungswidrig zus: 
ftandegefommen zu befeitigen, doch werde der Erfolg von den Umftänden abs 
hängen. Bis jetzt verpflichten fig uns noch, und wir wollen ja auch nicht 
Preußen fogleich gegenübertreten. Nur wollen wir zu Defterreidy in dasſelbe 
Verhältniß treten wie zu Preußen. Wir wollen bas nationale Band, bie 
Unverleglichfeit des beutfchen Buubes und erhalten. So wie bie Dinge jegt 
liegen, haben wir nicht einmal eine Garantie, daß nicht im Fall eines Kriegs 
unjer Minifterium zu Franfreich übergehe. Sie fennen uns Schwaben feit 
vier Sabren, wir haben an ber Freiheit treu und redlich gearbeitet, wir Alle 
find einftimmig der Weberzeugung, daß der Südbund zum Heile Deutſchlands 
bienen wird; wir fönnen ja nicht alle Fälle fagen, welche diefe Idee plötzlich 
mit Macht erfüllen müffen. Mancher Staatsmann an den Höfen bat Reſpect 
vor dem ſchwäbiſchen Volfe, da8 glei nach der Schlaht von Königgräß uns: 
erfhüttert den Südbundgedanken aufgeftellt bat. Gehen Sie mit uns, wenn 
Eie auch zunächſt nichts Praftifches fehen. Im Namen der deutſchen Zukunft 
bitte ih Sie, ſchließen Sie fih uns Schwaben an! 


21. Sept. Zufammentritt einer Militärconferenz ber drei ſüdd. Staaten 


26. 


zu München, weldhe nad dem offiz. Württ. Staatsanz. „die Bildung 
eines gemeinfchaftlihen Drgans zur einheitlichen Leitung bes ſüdd. 
Teftungsmwejen berathen wird, im Anſchluß an das beutjche DVerthei- 
bigungsiyften.” 

Bayern ift vertreten durch den Minifter bes Auswärtigen Fürften Hohen⸗ 
lohe und den Kriegsminifter Frhrn. v. Pranckh; Württemberg buch ben 
Kriegsminifter dv. Wagner und Staaterath v. Scheuerlen; Baden durch ben 
Kriegsminifler v. Beyer und ben badifchen Gefandten in Münden v. Mohl. 
„ Die ſüdd. DMilitärconferenz in Münden hat fich über die Grunde 
züge einer Webereinfunft geeinigt und vertagt fi bis zum 5. Det, 
um ben Bevollmädhtigten Württemberge und Badens Zeit zu laſſen, 
fih zu ihren Monarchen zu begeben und weitere Sinftructionen bez. 
der noch vorbehaltenen Punkte einzuholen. 

» (Bayern). Die Kaiferin von Rußland befucht auf dem Wege 
nad Stalien den König von Bayern auf Schloß Berg. 

» (Helfen). Gründung eines Vereins der heſſiſchen Fortichritts: 
partei. Met wird zum Präfidenten bes Landesausſchuſſes derjelben 
für ſechs Monate gewählt. Das Statut berfelben ift für Ausdehnung 
bes Vereins auf ganz Süddeutſchland berechnet. 


— Oct. DOefterreich erhebt gegenüber ben Tendenzen ber ſüdd. Militär: 


commilfton neuerdings Anſpruch auf das unbeweglihe Feſtungs⸗ 
Eigenthbum des früheren deutſchen Bundes, mwirb aber damit von 
Bayern entſchieden abgetviejen. 
» (Bayern). Die Regierung veröffentlicht eine Bekanntmachung 
über bie zwiſchen Preußen und Bayern eingetretene Gegenfeitigfeit 
in ber ſtrafrechtlichen Verfolgung der durch Worte oder Preßerzeug- 
niffe verübten Beleidigungen ber Staatsregierung oder ber ihr unter: 
gebenen Behörden. 

Die rechtliche Grundlage zu dieſer Verftändigung zwifchen ben Regierungen 


von Bayern und Preußen wirb fowohl in Bayern als in Preußen vielfach 
angegrifjen. 
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10. Sa. Tie türt. Miltärcenterenz zu Münden idliekt einen Vertrag 
ab bezüglih ber Rieteriegung einer Tütt. Aeitungecemnmfien und 
gleichzeitig einen jelchen, nach welchem tie abgebrochene Liquidartien 
bes beweglichen Feſtungsbermõögens in Balde wieder aufgenemmen 
werben ſell. 

Ben einer Ratiñcatien des Vertrages verlauieie Eis Gute des Jabra und 
nech nachher nichts Bielmehr wurbe behauptet, datß bas ganze Frei vell⸗ 
ſtändig in's Eioden gerathen iei, wofür verichitdene Erũnde angegeben wur: 
ben, namentlih auch die, ba Preußen ſelber gerathen habe, die Neinliate 
der Gonferenz vorerit nicht in's Leben treten zu laflen, um Aranfreih und 
COeſterreich in dieſem Augenklick nicht zu reizen nnd jerner, daß Frankreich 
gegen biefelben oifiziẽe fermliche Einiprache erheben habe, wie es denn jchon 
ganz ſeltſam geweien jei, daß ber franzcfilhe Gelanbte in Münden während 
der Gonierenz von ihren Berathungen jortwährenb und foiert bie genanejte 
Kenntniß erhalten babe. 

Ueber ben Inhalt bes Bertrages braten nad einiger Zeit bas 
„zrankti. Journal” in einer Münchener und bie „Eiberf. Zig.“ in einer 
Karleruher Gorreipondenz ja gleichlaniende Minheilungen, die, wenn auch 
nicht in Bezug auf ben Zortlaut, fo doch bezüglich des Inhaltes Anſpruch 
auf Autbenticität machen. Eie gehen dahin: 1) Es wirb eine Feſtungs⸗ 
Gommilfion für Sũddeutſchland in's Leben gerufen, fie ſoll aber ihre Thätig- 
feit erit beginnen, wenn bie Liquidations⸗-Commiſſion über das bewegliche 
Material der Bundesfeſiungen ihre Arbeiten beenbigt haben wird; ?) eine 
Natural⸗ oder Real:Abtheilung biejes beweglichen Eigenthums wird nicht vor⸗ 
genommen, fondern Alles von der fünitigen ſüddeutſchen Milttär-Commiijion 
im Interefſe des gelammten beutjchen Deienjivigitems verwaltet. Die Auf⸗ 
gabe der Fünftigen Feſtungs-Tommiſſion wird dahin bezeichnet: Dieſelbe foll 
das Material ber Feſtungen Landau, Raſtatt und Ulm, deren Bertheidigungss 
werfe und Gebäude überwachen. Sie fol dieſe Feſtungen regelmäfig inipi: 
ciren und ben betheiligten Regierungen Borfchläge über Neubauten sc. machen. 
Die Erbauung von Straßen und Eifenbahnen bleibt ihrer Mitwirkung vor: 
behalten, um fortificatoriſche und firategiihe Rückſichten zur Geltung zu 
bringen. Das fländijche Bewilligungsredt iſt in den erforderlichen Punkten 
(alfo namentlih im Geldpunkt) vorbehalten. Die Territoriale Regierungen 
verpflichten fih, die Anträge ber Commiſſion nah Thunlichkeit in Beruͤck⸗ 
fiptigung zu ziehen. Zur Kündigung der Gonvention iſt eine einjährige Frift 
feſigeſtelli. Die Eommilfion wird ihr Tomicil alljährlich zwiſchen Münden, 
Stuttgart und Karlsruhe wechſeln. Erfimals und zwar vorerii auf 3 Jahre 
erhält Bayern ben Vorſitz. Tritt die Commilfion in’s Leben, jo wird natur: 
gemäß die Specialübereinfunft, wie fie zwiihen Bayern und Württemberg 
wegen Ulms getroffen wurde, hinfällig. Die neue Commilfion wird Feine 
vollziehende, fondern nur eine berathenbe Behörde fein, aber mit berfelben 
Aufgabe und Beſugniß, wie bie frühere Bundes- Militärcommiifion, alfo 
weſentlich beſchränkt durch den guten Willen der Territorial-Regierungen und 
das ſtändiſche Geldbewilligungsrecht der einzelnen Kammern. Im Kriegsiall 
wird bie Gommiffion aufgelöst, da dann ſämmiliche militärifche Kräfte ein: 
ſchließlich der Defenfivfräfte unter Preußens Oberbefehl zu fiehen kommen. 
Ausbrüdiih wurbe bei ber Münchener Conferenz anerkannt, daß die Allianz- 
verträge mit Preußen durch biefe Beſchlüſſe im Feiner Weife alterirt werben 
follen. Was aber aud in München beichloffen wurde, Alles beruht auf ber 
Vorausfegung, daß die Liquidations-Commiflion über das bewegliche ehemalige 
Bunbeseigenthbum, an ber naturgemäß aud Preußen teilnimmt, mit ihrem 
Geſchäfte in befrichigender Weile zu Ende kommt. Baden hatte weiters 
nehende Anträge geftellt, 3.8. bas gemeinfame Feſtungseigenthum folle burch 
eine Kommilfion aller beurfchen Staaten unter dem Vorſitz Preußens ver: 


14, 


20. 


21. 


23, 


28. 
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waltet werben, ferner bie Theilnahme Preußens an ben Verhandlungen und 
an ber Inſpection der Bundesfeſtungen auszusprechen. 


Oct. (Bayern) Die Verwaltung ber kgl. Cabinetskaſſe eröffnet 


Emanuel Seibel, daß der ihm bisher aus dieſer Kaffe bemilligte 
Chrenbezug in Folge der in feinen ©ebichten [zunädhit in dem furz 
vorher zu Kübel dem König von Preußen bei deſſen Beſuch über: 
reichten, |. Preußen 10. Eept.] neuerlich, ausgefprochenen politischen 
Tendenzen durch allerh. Cabinetsorbre bis auf Weiteres fiftirt fei. 
„ (Heffen). Der Flügelabjutant des Großherzogs, Oberſt v. Grol⸗ 
man, ein Gegner ber Neugeftaltung Deutſchlands feit 1866, wirb 
auf fein Anfuchen in Ruheſtand verfegt und Hauptmann v. Herrf, 
ein Freund berfelben, an feine Stelle ernannt. 

„ (Baden). Die bisher offen gebliebene Stelle eines Juſtiz⸗ 
miniſters wird durch den Kreisgerichtsdirector Obkircher befebt. 


»„ (Heffen). Jubiläum des Großherzogs als Inhaber eines preuß. 
Regiments. Der König von Preußen findet fich ſelbſt zur Feier 
besjelben in Darmftabt ein. | 
„ (Bayern). Der Minifter des Innern, v. Hörmann, ergreift 
bie Gelegenheit bes bevorftehenden Zuſammentritts ber Lanbräthe 
fämmtlicher Regierungsbezirfe, um neuerdings ein Circular an bie 
Negierungspräfidenten berfelben zu richten, fie über das Programm 
bes Gejfammtminifteriums zu unterrichten und der (clericalen) Agita- 
tion gegen bie Staatsregierung entgegen zu treten: 

ve... Die Staatsregierung ift von dem reblichen Streben durchdrungen, 
bie Selbftändigleit Bayerns zu wahren und zu erhalten und zugleich 
die innere Entwidlung bes Königreihs nad jeder Richtung zu fördern. 
Dabei muß fie natürlich in erflerer Beziehung mit dem gegebenen Thatfachen 
rechnen und fich insbefondere, unter Fernhaltung aller Leibenjchaftlichkfeit, 
unter nüchterner Prüfung ber faktifchen Verhältniffe, wohl hüten, unfer 
tbeures Vaterland in einen Zuſtand unbeilvoller Iſolirung zu bringen 
ober gar in eine unbeutiche Politik zu brängen, welde, wenn viels 
leicht auch nicht im Augenblid, doch jebenfalls in nächlter Zukunft bie Selbſt⸗ 
ftändigfeit des Königreichs im höchſten Grabe gefährden würde. Der Staats⸗ 
regierung konnte und durfte babei nicht entgehen, baß eine bejondere Bürg⸗ 
Ichaft für die Erhaltung ber Selbfländigfeit des Königreihs dann gegeben 
fei, wenn bie Wehrkraft bes Landes erhöht, fein Heer auf einen Achtung ges 
bietenden, den Anforderungen ber jebigen Kriegswiſſenſchaften entjprechenden 
Stand gebracht und hiedurch Bayern in bie Lage gejebt werde, bei eintretens 
den politifhen Verwidlungen bie feiner Bedeutung entiprechende Stelle zu 
vertreten. Das aus diefem Gedanken hervorgegangene Wehrverfaffungsgeiet 
vom 30. Sanuar d. J. ift auf Principien gegründet, welche nach anderweitig 
gemachten Erfahrungen ſich trefilich bewährt haben; in ihm ift zugleich ber 
verfafjungsmäßige Grundſatz der Gleichheit vor bem Geſetz in Bezug auf bie 
Wehrpflicht verwirklicht und ber Intelligenz bie Einwirfung auf die Entwick⸗ 
lung ber Armee gefihert, An bie Einführung eines mit ben conftitutionellen 
Einrichtungen des Königreihs und mit deſſen Mohlftand unvereinbaren Mi: 
litarismus denft bie Staatsregierung felbfiverftändlih nit. Daß fie folches 
thue, ift eine Erfindung ber Agitation, welde in ber Befeitigung bes In⸗ 
ftitut8 der Stellvertretung ein Mittel fucht, um in fchmählicher Weife den 
Eigennuß und den Mangel an Gemeinfinn waczurufen und für ihre Zwede 
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auszubeuten. In ben inneren Angelegenheiten war und ift die fol. Staats⸗ 
regierung ernftlih bemüht, bie Hemmniffe, welche ber Entwidlung bes Landes 
bisher theils in der Geſetzgebung, theils in ſonſtigen Berhältnifjen entgegen: 
geftanden waren, fo raſch als thunlich zu befeitigen. Bei ihrem bießfälligen 
Streben müjjen ihr bie Errungenfchaften der Wiſſenſchaft, die bewährten 
Erfahrungen anderer Ränder, die Bebürfniffe, welche im eigenen Land hervor: 
treten, zur Richtſchnur dienen. Bereits iſt es ihr gelungen, die Geſetze über 
das Gewerbsweſen vom 30. Januar d. J. und über Heimat, Verehelichung 
und Aufenthalt vom 16. April d. J. zum Abjchluffe zu bringen, und damit 
eine neue Grundlage für bie Freiheit be8 Erwerbes, für bie Belohnung des 
Tleißes und der Betriebfamfeit, für die Erweiterung der Zamilienbegründung 
zu Schaffen. Die wohlthätigen Folgen diefer auf echt humanen Principien 
rubenden Geſetze werben dauernd fein; fie können aber natürlih nur all: 
mählich hervortreten; gleichwohl hält ſich auch bier bie Agitation für bes 
rechtigt, an ben Eigennuß und an ben Mangel an Urtbeil zu appelliren und 
den gefunden Sinn des Volkes mit übertriebener Darftellung ber bei einer 
ſolchen wefentlihen Unageftaltung für ben erften Augenblid im Einzelnen 
unvermeiblichen Nachtheile zu verwirren. Andere Geſetzentwürfe, welche bie 
Entwidlung bes Landes, insbejondere ben Aufſchwung bes innern Lebens der 
Gemeinden, die Verbefjferung der Suftizpflege und damit die Hebung des 
Gredits, die größere Sicherung ber allgemeinen Bildung und andere wichtige 
Ziele im Auge haben, liegen ben Kammern bed Landtages zur verfafjungs: 
mäßigen Prüfung vor. Auch fie haben ber Ngitation Anlaß geboten, um 
bie Abfichten der Staatsregierung zu verbächtigen und zu entftellen, und biefe 
Erfheinung ift insbefondere hinfichtli des dazu zählenden Schulgejek- 
entwurfes zu Zage getreten. Der Umfang ber gegen ben letztern bervor- 
gerufenen Aufregung läßt fih nur mit dem Umftand erflären, daß von bem= 
felben der größte Theil der Agitatoren und ber Agitirten gar Feine perfönliche 
Kenntnig genommen bat, fondern fich durch entitellende Mittheilungen bier- 
über bat täufchen Tafjen. Andernfalls wäre e8 unerflärlih, ba aus dem 
fraglichen Geſetzentwurf die Abſicht ber Staatsregierung, bie Schule zu ent⸗ 
Kriftlihen und die Religiofität zu untergraben, abgeleitet werben könnte. 
Die Agitation ſucht überhaupt bie Meinung zu verbreiten, daß die f. Staats: 
regierung der Religion und ben religiöfen Genofjenichaften, insbefonbere ber 
katholiſchen Kirche, feindfelig gegemüberfiehe. Es bebarf kaum ber Bemerkung, 
baß ſolches nicht der Fall ift; die k. Staatsregierung ift von ber Wichtigkeit 
und Heiligfeit ber Religion auf das Lebhaftefte durchdrungen, fie erfennt und 
erfüllt ihre Aufgabe, die verfaffungsmäßigen Rechte und Snftitutionen der 
Religionsgenofjenicaften zu achten und zu wahren, und fie ijt mit Gewiffen- 
haftigfeit beftrebt, jede derfelben im ungeftörten Genuß ber ihr verfaffungs- 
mäßig zuftehenden freien Bewegung zu erhalten und zu ſchützen. Sie bat 
aber auch die Pflicht, dafür zu forgen, daß biefe freie Bewegung nicht über 
bie duch Verfafjung und Geſetz gezogenen Grenzen hinaustrete und ber re: 
ligiöfe Friede im Lande nicht geftört werde. Diefe Pflicht wird fie jederzeit 
zu erfüllen wiffen, und aus ihr ift die Nothwendigkeit bervorgetreten, 
diejenigen Geiftlihen, welche ſich der Webertretung pofitiver Geſetze ſchuldig 
machen, ber geſetzlichen Beftrafung anheimfallen zu lafjen. Ein Geſetz, welches 
bie Staatsregierung ermächtigen würbe, benjenigen Geiftlichen, welde ſich 
gegen die Geſetze verfehlen, das Privilegium ber Straflofigfeit zu verleihen, 
eriftirt befanntlih nicht, Daß bie Staatsregierung aber in biefer Beziehung 
lediglich dem Gefege feinen Lauf gelaffen und nach feiner Richtung einen 
Auftrag gegeben bat, gegen ben Clerus tendentiös vorzugehen, ift Euer ꝛc. 
am beften befannt. So begreiflich es die Staatsregierung findet, daß in einer 
politifch jo bewegten Zeil auch bie Wünſche nach einer anderweitigen Regelung 
bes Verhältniſſes zwilchen Staat und Kirche wieder laut werben, fo kann fie 
es doch im Intereſſe ber Sache jelbft nur auf das Entjchiedenfte bedauern, 
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daß diejenigen Seiten, welche hierauf befonderes Gewicht legen, das Mittel 
zur Erreichung ihres Zieles in einem nicht felten maßlofen und propocirenden 
Auftreten gegen alle Handlungen der Staatsregierung erbliden unb dabei 
vergeffen, daß bie bezeichnete anderweitige Negelung bes Verhältniſſes zwi⸗ 
ihen Staat und Kirche nicht im Sturm errungen werben, fondern nur aus 
einer ruhigen und alle hier einjchlagenden wichtigen Beziehungen genau prü= 
fenden Erwägung hervorgehen kann, und letztere fich als eine Pflicht jeber 
Staatsregierung, fie mag zuſammengeſetzt fein, wie fie will, darftellen wird. 
Ich muß es mir verjagen, noch auf weitere Punkte einzugehen, welche ber 
Agitation gegen bie Staatsregierung zum Anhalt bienen. Mit dem, was ih 
mir zu bemerken erlaubt babe, glaube ich bie Hauptfächlichften Beziehungen 
als erichöpft erachten zu dürfen.” 


29, Oct. (Bayern). Nah dem Vorgange gegen Em. Seibel verzichtet 


fein Freund und polit, Gefinnungsgenoffe Paul Heyſe feinerfeits 
freiwillig gleichfall8 auf den bisher aus der k. Cabinetskaſſe bezogenen 
Ehrenfolb. 


„ (Bayern). Das zum erften Male vollftändig nah dem neuen 
Mehrgefebe ftattfindende Erſatzgeſchäft geht bereits überall in befter 
Ordnung und Ruhe vor fi, fo daß bas neue Wehrgefeh troß aller 
Agitationen gegen dasjelbe im Volksbewußtſein als burchgejebt be: 
trachtet werben Tann, 


Anf. Nov, (Württemberg). Der gefchäftsleitende Ausfhuß ber bes 


mokratiſchen Volkspartei erläßt eine Adreſſe an das fpanifche Volk: 

„... Wenn wir duch irgend eine Fügung in bie Lage kämen, in wels 
her ihr euch befindet, in ben Zuſtand ber Königslofigfeit, in feinem unter 
uns würde ber Gebanfe auftauchen, bie Monarchie Fünftli wieder einzus ' 
führen, nachdem fie von ben Ereigniſſen befeitigt if. Vielleicht auch aus 
unferer Mitte würbe bie Meinung gehört werben, das beutfche Volt fei noch 
nicht reif zur Republik, aber die Webereinftimmung Aller würde darauf ant⸗ 
worten: Jebenfalle wird es vafcher reif zur Republif in ber Uebung republis 
kaniſcher Gefete, als unter ber Herrſchaft eines sönige, .. Wir hoffen, bald 
von jenjeits der Pyrenäen ben taufendflimmigen Ruf zu vernehmen, ber 
durch ganz Europa wiederhallen wirb in allen Herzen, welche an bie Menich- 
beit glauben und nach ber Freiheit ftreben: Es lebe bie fpanifche Schweiz ! 
Es lebe die föberative Republik!“ 


„(GHeſſen). Der Miniſterpräſident v. Dalwigk wird von ber 


Preſſe mehrfach beſchuldigt, den Kaiſer von Rußland gegen die 


deutſchen Oſtſeeprovinzen aufgehetzt zu haben, als ob alle jüngeren 
Elemente in denſelben entſchieden preußiſch geſinnt ſeien. Der An⸗ 
gegriffene leugnet die Thatſache. 

„Nach dem offiz. Organe der bayeriſchen Regierung hat an dieſem 
Tage in München der Austauſch der Ratificationen über die bei 
den neulichen Militärconferenzen hinſichtlich der Feſtungs-Liquidations⸗ 
Commiſſion zwiſchen Bayern, Württemberg und Baden getroffenen 
Vereinbarungen ſtattgefunden. 

» (Baden). Eine Anzahl hervorragender Mitglieder der II. Kammer 
tritt in Offenburg zu einer Beſprechung über die Lage des Landes 
zufammen und fdeint eine Art Oppofitionsftellung gegen das Mi: 

AR 
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22. Aug. (Baden). Das 5Ojährige Jubiläum ber babifhen Verfaſſung 
wird im ganzen Lande durch zahlreiche Bankette gefeiert, überall 
mit nationalen Anklängen und mit energifcher Hinweifung auf An- 
ſchluß, an den norbbeutihen Bund. Reben des Staatsraths Lamey 
in Mannheim, des General Beyer in Karlsruhe, des Minifters 
Freydorff in Durlach. | | 

„ Württemberg). Der greife Bifhof von Rottenburg wird in 
Rom denuncirt und darauf ber Verſuch gegründet, ihn durch einen 
Coadjutor zu erfeßen. 


Wie es ſcheint, geſchah bie Denunciation durch ben Negens des bifchöfl. 
Seminars Maft und den Subregens Höfer und gelangte burch den päpftl. 
Nuntius in Münden nah Rom. Die Hauptpunfte ber Denumciation gehen 
babin, baß ber Bifchof ein altersihwacher Dann fei, deſſen Kirchenregierung 
bie beftehenden Schäden (damna) nicht entferne und ben brohenden, nod) 
größeren zu begegnen nicht mehr gewachfen fei. Dieſe Schäden zeigten fich 
in bem kirchlich-religiöſen Leben ber Diöceſe Rottenburg überhaupt, aljo bei 
Glerus und Volk, bejfonbers aber in einigen Gegenden Oberſchwabens, wo 
bie Geiftlichfeit nicht ohne eigene Schuld an Einttup auf das Volk verloren 
habe. Noch größere Schäben feien aber für bie Zukunft zu fürchten, weil bie 
Erziehung und Bildung der angehenden Geiftlihen in ben Comvicten zu 
Ehingen und Rottweil, befonders aber im MWilhelmsftift zu Tübingen, ben 
Fatholifhen Grundſätzen nicht entfprehe und an biefen Anftalten Männer 
wirken, welche nicht gut firchlich gefinnt feien und faljchem Liberalismus 
huldigen. Die Denunciation fchließt mit der Bitte, ber heilige Stuhl möge 
ben Webelftänden abhelfen durch Aufftelung eines Coadjutors in ber Diöceſe 
Rottenburg. Die Denunciation findet in Rom Glauben und biejes ftellt, 
ohne das biſchöfl. Orbinariat in Rottenburg gehört oder nur informirt zu 
haben, an bie württembergifche Regierung das Anfinnen, zu Aufftellung eines 
Coabjutors die Hand zu bieten. Die Negierung lehnt das Anfinnen ab und 
macht bem Orbinariat davon Mittheilung. Diefes wendet fich feinerfeits nach 
Rom und erfuht um Mittheilung bes Inhalts der Denunciation. Inzwi— 
ſchen erhält es vom Nuntius in München Kenntniß der einzelnen Befchwerbe: 
punfte und befchließt, ſich zunächft über bie Unterzeichner und geiftigen Träger 
ber Denunciation amtlich zu vergewifjern. Zum Zwed ber jachlichen Ant: 
wort auf die Denunciation werden die Defanate aufgeforbert, über die ans 
geblichen Lebelftände bei Clerus und Volk einläßlichen Bericht zu erftatten. 
Derfelbe Beſchluß ergeht in Betreff -der Anklage gegen die geiftlichen Bil: 

. bungsanftalten. Um die Prädicirung ber Perjon des Bifhofs auch in Rom 
nach der Wahrheit würbigen zu Tünnen, werden in ben Orten, in weldyen 
berfelbe diefen Sommer die Firmung jpenbete, je zwei achtbare Männer er- 
fucht, ihren Eindrucd über das Befinden und die Amtsverrichtung bes Bi: 
ſchofs in verfiegelten Schreiben nieberzulegen. Diefe Schreiben werben nad 
Rom vorgelegt. Der Regens Maft und ber Subregens Höfer werden ihrer 
Stellen entfeßt und auf Pfarreien verfeßt. Die, öffentlihe Meinung über: 
baupt und biejenige ber Tatholifhen Bevölkerung des Landes ſpeciell jpricht 
fih ebenfo energifh als allgemein für den Biſchof und gegen die Denunci⸗ 
anten aus, bie das Gegentheil vor dem erreicht haben, was fie bezwedten. 
Der Regens Maft geht nach Rom, um bort weiter für feine Abfichten zu wirken. 


— Aug. u. Sept. (Bayern). Fortdauernde heftige Agitation des kath. 
Clerus gegen bas neue Schulgefeß und gegen bie ganze neuere Ent- 
widlung bes Staates überhaupt, yielfadh direkte gegen die Staats: 
regierung, beren Glieder, namentlich Fürft Hohenlohe, von ben cle⸗ 
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ricalen Blättern aufs rüdfichtslofefte angegriffen werben. Eine Reihe 
Geiftlicher wird wegen gefetwibriger Nusjchreitungen vor Gericht ge: 
zogen; die Gerichte urtheilen durchweg mit möglichfter Milde. 


— Gent. (Bayern). Die Regierung trifft Vorbereitungen, die baye- 


19. 


rifhe Armee in zwei Armeecorps mit bem Commando in Mün- 
hen und in Würzburg einzutheilen, um auch in biefer Beziehung 
eine Uebereinftimmung mit den Einrichtungen bes nordd. Bundes 
zu erzielen. [Die Ausführung der Maßregel erfolgt indeß erſt An: 
fange Januar 1869.] 

„ (Baden). Die Wahlmännerwahlen zu den Kreisperfammlungen 
fallen ganz überwiegend liberal aus. 

„ (Bayern). Um das MWibderftreben der ultramontanen Partei 
gegen die Intentionen der Regierung innerhalb bes Freies ihrer 
eigenen Organe zu brechen, werben der (ultramontane) Regierungs: 
präfibent von Unterfranfen, Staatsrat und Reichsrath v. Zu: Rhein 
und ebenfo der (nlttamontane) Regierungspräfident der Oberpfalz 
dv. Gutſchneider in den definitiven Ruheſtand, der (gleichfalls ultra⸗ 
montane) NRegierungspräfident von Schwaben Frhr. v. Lerchenfeld 
als ſolcher in das (Überwiegend proteftantifche) Oberfranken verſetzt. 
„ Baden) Schluß der Manöver der babilhen Armeebivifion. 
Prinz Wilhelm nimmt längern, refp. unbefchränften Urlaub und legt 
das Divifionscommando nieder, um den Winter mit feiner Familie 
in Stalien zuzubringen. Der Kriegsminifter General v. Beyer über: 
nimmt das Commando. 


19—20. Sept. Berfammlung von Delegirten ber verfchiebenen demokra⸗ 


tiihen Volksparteien aus ganz Deutſchland in Stuttgart. Erörte⸗ 
rung der Frage des Südbundes. ES zeigt fih, daß eigentlich nur 
bie Württemberger für biefe Idee find. Annahme eines Programms 
und einer Reihe von Refolutionen bez. der Organifation der Partei, 
bez. der politiichen Fragen, bez. ber focialen Frage und bez. ber na- 
tionalen Frage. 

Es haben ſich Theilnehmer nicht bloß aus ben vier jübdeutichen Staaten, 
fonbern auch aus Preußen und dem nordd. Bunde eingefunden. An 37 An: 
weiende werden Stimmen verliehen. 

Programm: „Die beutiche Volkspartei befennt fich in weiterer Vers 
folgung ihrer feitherigen Beftrebungen und Beichlüffe auf Grundlage ber im 
Auftrag der Darmftädte® Delegirtenverfammlung vom 19. Sept. 1865 und 
der Frankfurter Volfsverfammlung vom 20. Mai 1866 ausgearbeiteten Pro⸗ 
gramme, im Anſchluß an bie von Johann Sacoby in feiner Zufchrift an 
ben bemofratifchen Verein zu Hamburg vom 24, „Mai 1868 entiwidelten 
Grundſätze und im Anfchluffe an die Beichlüffe des Nürnberger Arbeitertages: 
1) zu dem bemofratifchen Gleichheitsprincip, und. verlangt daher Die gleich- 
artige Mitwirkung aller Staatsbürger bei Verfaffung und Verwaltung, bie 
Durchführung ber Selbftregierung bes Volkes im Staate. 2) In nationaler 


„wie in internationaler Beziehung erfennt bie Volkspartei den Anfpruch jedes 


Bolfsftammes wie jedes Volkes auf Selbftbefiimmung an. Nur auf biefem 
Wege firebt fie die Einigung an. Nur ein auf Freiheit gegründeter Bundes⸗ 
ſtaat mit Einſchluß Deuiſch⸗-Oeſterreichs, nur ein Friedens⸗- und Freiheits⸗ 
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bunb ber Völker entipricht ihren Grundfägen. 3) Die Volkspartei erfennt 
an, daß bie flaatlihen und gefellichaftlichen ragen untrennbar find, und 
daß ſich namentlich die ökonomiſche Befreiung ber arbeitenden Klaffen und 
bie Verwirklichung der politiſchen Freiheit gegenfeitig bedingen.“ 
Rejolutionen: Bolitifhe Fragen: „2) Die Volfspartei ift übers 
zeugt, Daß weder die abftrafte Forderung ber Nepublif, noch thatlojes Harren 
auf bie Revolution geeignet if, ung dem Ziele der Demokratie näher zu führen 
unb die politifche Bildung bes Volks, diefe weientlichfte Grundlage dauernder 
Freiheitezuftände, zu heben. Trotz ber troftlofen politifchen Verhältniſſe der 
Einzelftaaten und ber die Freiheit wie ben Frieden bedrohenben Weltlage 
fordern wir rege Bethätigung ber Demokratie auf alien Gebieten des öffent: 
Tihen Lebens. 5) Sn Saden ber Wahlen empfehlen wir unter allen Um: 
ftänden die Bethelligung an ber Agitation als wirkfamftes Mittel der Volks⸗ 
aufflärung. Ueber die Frage etwaiger Proteſtwahlen mögen bie Barteigenoffen 
nach vorgängiger Verftändigung der einzelnen Stammesgruppen. entjcheiden.” 
Nationale Frage: „1) Die Volfspartei ift cine Partei bes Friedens, fie 
erfennt in jedem Krieg eine verdbammungswürdige Schädigung aller Freiheits- 
interefjen und tbut, was in ihrer Macht ift, gegen die jetzt drohende Kriegs: 
gefahr. 2) Den Sübbeutfchen empftehlt fie. — zur Abwehr gegen bie Vers 
preußung und im Sinne einer föberativen Wiebervereinigung bes gefammten 
Baterlandes — die Gründung eines freiheitlichen Südbundes, welcher durch 
eine gemeinfame Volfövertretung und Bundesgewalt zufanmengehalten und 
auf eitt dem ſchweizeriſchen ähnliches Milizweſen geftüßgt ifl. 3) Innerhalb 
bes nordd. Bundes fürbert fie jede Beftrebung, welche auf größere Selbſtän— 
bigfeit ber einzelnen Landestheile, ſowohl Provinzen ale Einzelitaaten abzielt. 
Sie weist den von Preußen annectirten Ländern die Aufgabe zu, das Be⸗ 
wußtjein und die Anhänglichfeit an die im bemofratifchen Sinn berechtigten 
Eigenthümlichkeiten ihres friiheren Staats und Gemeindelebens im Volke zu 
erhalten und zu flärfen. 4) In Deutſch-Oeſterreich ift die innere Freiheits⸗ 
arbeit ſowohl Vorbedingung wie fichere Gewähr ber Wiebervereinigung mit 
Deutſchlaud; die Beichleunigung und allfeitige Durchführung einer gründs 
lihen NReformpolitif ift gleicher Weiſe ein fpecififch öſterreichiſches wie ein 
geſammtdeutſches Intereſſe; nur wenn Deutfch: Oefterreich die Fühlung mit 
ber deutſchen Nationale und Freiheitsbeiwwegung behält und die Segnungen 
biefer Wechſelwirkung erhalten hilft, wird feine innere Reformpolitik Erfolg 
und Beftand haben. 5) In diefen Befttebungen hat fi die Volkspartei Durch 
ganz Deutfchland wechfeljeitig zu unterflüßen. 6) Im Fall eines Krieges 
wird bie Volkspartei, eingeben? der nationalen Pflicht, auf der Seite fichen, 
wo ſich die Bürgfchaft findet für die Unverfehrtheit des gefammten deutichen 
Bodens und für die Herftelung bleibender Unabhängigkeit vom Ausland. 
Auch im Kriege wird bie Volkspartei nicht ablaffen von ber Arbeit für die 
Freiheit und Einheit des Vaterlandes“ Sociale Frage: „Zu Durd- 
führung ber in Satz 3 des Programms entwidelten Grundſätze empfiehlt 
fih zunächſt: 1) Beſprechung der gefellichaftlichen Fragen in den ‘Barteiorga- 
nen und Volfsvereinen. Förderung des Gendfjenfhaftsweiens, namentlich der 
Gewerksvereine und Productiv-Genofjenichaften, Unterſtützung der Forderun⸗ 
gen des Arbeiters auf Betheiligung am Reingewinn. 2) Auf dem Wege ber 
Gefeßgebung ift zu erfireben: Hebung der Volksſchule, Errichtung von Fort— 
bildungsſchulen, unentgeltliche Ertheilung des Unterrichts an bdenfelben. Vers 
bot ber Kinderarbeit in der Fabrik, Feſtſetzung eines geſetzlich beichränften 
Normalarbeitstage. Volle Gewerbefreiheit, Freizügigkeit und unbeſchränktes 
Niederlaffungsreht. Aushebung aller zum Nachtheile ber arbeitenden Klaſſen 
noch beftehenden Ausnahmegeſetze, insbefondere ber Verehelichungsverbote für 
Befitlofe. Aufhebung aller Privilegien und Monopole. Unbefchränfte Coa⸗ 
Yitionsfreiheit. Privatrechtliche Beftimmungen, welche bie Bildung von Ges 
noſſenſchaften aller Art ermöglichen, Beſeitigung aller indirekten Steuern. 
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Cine alle direfte Steuer mit Progreſſivſätzen. Abſchaffung ber ftehen- 
en Heere. 

Debatte: Der Neferent Karl Mayer (Württemberg) erinnert zuerft 
an die Beichlüffe der Frankfurter Volfsverfammlung vom 20. Mai 1866, in 
welchen fich die ganze beutfche Volfspartei für ben Südbund erflärte, dann 
an den mitten im Kriege von Kolb und Röckel erlaffenen Aufrnf vom 21. 
Juli 1866. In dbemfelben ſei ausgefprochen worben, daß der Südbund das 
legte Panier der Freibeit fei. Auch jebt folle er dienen als Wal gegen ben 
Eäfarismus. Allerdings fei er bloß Webergangeftadium, aber bas einzige 
möglide. „Die Thatfachen müſſen anerfannt werden, wir find geichlagen, 
aber wir müffen uns mit den uns gebliebenen Trümmern vertheibigen. Wir 
fteben nicht jo allein mit den Gedanken; auch in Wien haben wir Anklang 
gefunden.” Hier im Kern der Volkspartei wolle er fich Furz fallen. Der 
Südbund fei ein Mittlel, um auf die Regierungen einzuwirfen, um die 
feinen Junker, bie läftige Klleinftanterei aus der Welt zu fchaffen. Dumont 
(Helfen) verlangt eine nüchterne Betradytung ber Dinge. Wäre ein parla= 
mentarifher Südbund mit internationaler Stellung als Webergangsftabium 
möglih, fo müßte man begeiftert auf bie bee eingeben. Aber praftifche 
Mittel find nöthig, Feine Gebilde der Phantafiel Aus welchen Staaten fol 
ber Südbund beftehen? Man nennt immer nur bie breit Württemberg, 
Bayern, Baden. Befremdet bat es mich, obwohl ich Tein befonders pifirtes 
beififches Gefühl babe, daß Heflen ganz aus aller Berechnung gelaffen wirb. 
Das Großherzogthum Heffen ift in Berechnung zu ziehen; es ift das Züng- 
lein an der Wange, beffen Neigen nad) einer oder ber andern Seite bie 
beutfche Frage enticheidet. Von einem intritt besfelben in den Sübbund 
Tann feine Rebe fein. Sind aber bie andern brei Staaten frei? Auch fie 
find durch die Schuß: und Trußverträge befonders hinſichtlich ihrer Stellung 
zum Ausland mit eifernen Fäden an Preußen gefettet. Wie ift bie Agita- 
tion praftiich ins Werk zu fegen? Ich erfehe es nicht. Sie fragen: was 
haben wir benn fonft für ein Mittel? Ich Tenne Fein anberes, als die Agi⸗ 
tation für durch und durch freiheitlihe Ausbildung ber Verhältniffe in ben 
einzelnen Staaten. Man made in bdiefer Beziehung ein gemeinfchaftliches 
Programm, zwinge bie Megierungen zur Anerkennung und ftelle die Beding⸗ 
ungen ber Sübbeutichen fell. Diefes Programm ift nit zu eng, e8 hat 
einen Vortheil, welchen der Sübbund nicht hat. Wir arbeiten im Bunde 
mit allen freiheitlichen Clementen des ganzen Deutichlands auch auf bem 
Terrain, das wir erobern wollen. Trabert (Kurhefjen) wünfcht befonders 
hervorzuheben, daß der Südbund nicht bloß ein militärifcher, fondern aud) 
ein parlamentarifcher fein müfle. Wenn die Sübbeutfchen wenigftens in zwei 
Staaten der Meberzeugung find, daß fie den Wibderftand gegen bie Ber: 
preußung organifiren können, und der Sübbund ift ber organifirte Wiber- 
fland, fo ift es wahrlich unfere Aufgabe nicht, fie zu warnen. Aber es ift 
vielleicht die Gefahr ber Corrumpirung vorhanden: corruptio optimi, cor- 
ruptio pessima. Lieber nichts, als eine Korruption eines guten Gedankens, 
wie das norddeutſche Parlament. Es fpuft in der Quft ber bloße militä- 
riihe Sübbund. Ich wünſche, daß die gefammte Volfspartei ben württem⸗ 
bergijchen Abgeordneten ans Herz lege, einen foldhen burchaus zu verwerfen. 
Dr. Freſe (Preußen-Württemberg): Die vom Ausihuß vorgeſchlagenen Re⸗ 
jolutionen bilden ein einheitliches Ganzes, fie entwerfen ein politiiches Tabs 
leau voll düſterer Gefahr, jchwerer Arbeit, mit nur ein wenig Hoffnung, ein 
biehen Sonnenidein. Dieß ift der Südbund. Der Sübbundsgebanfe, be: 
reits vielfach befämpft, hat feine Geſchichte. Die Volkspartei hält immer 
mebr feſt an ibm auch gegen ihre Freunde. Die Gründe bes Herrn Dumont 
jprechen gegen jcbes Programm, gegen jede nationale und liberale Bewegung. 
Wenn er ben ſüddeutſchen Staaten bie Aufgabe ftellt, ſich mit Freiheit zu 
erfüllen, jo ift das nur eine Verſchiebung des Sübbundes, Was heikt Frei⸗ 
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beit fchaffen ? e8 beißt Volksmacht ſchaffen. Die bloßen Freiheitsbeftrebungen 
reihen im Süden nit aus; die rein particulariftifchen find burch die euro 
päilche Kriegsgefahr in Frage geſtellt. Tiefe Gefahr zu befämpfen, ift bie 
Hauptaufgabe bes Sübbundes, es muß eine compafte Freiheitsmaffe geichaffen 
werden. Der Südbund ift abjolut unentbehrlich, wenn nicht alles Freiheit⸗ 
lihe in der Luft ftehen fol. Herr Dumont hat die Allianzverträge gegen 
ben Südbund ins Feld geführt. Seit 1866 kann auf deutſchem Boden von 
Verträgen nicht mehr bie Rebe fein. Die Allianzverträge find Drähte, bie 
nicht bloß durch einen flarfen Sturm, nein! durch das leiſeſte Wehen zer: 
riffen werden. Hohenlohe Hat fich ja jelbft die Erwägung bes casus foederis 
vorbehalten. Defterreich hat die Militärconvention mit Heffen und die Schuß 
und Trutzbündniſſe mit den anderen Staaten ſchon für eine Weberjchreitung 
bes Prager Friedens erklärt. Gerade der Verſuch, bie Allianzverträge praf- 
tifch geltend zu machen, könnte zum Zündhölzchen werden, das bie bereits 
angehäufte Pulvermaffe in die Luft fprengte. Es fragt fih: Verzweifeln Sie 
am fübbeutfhen Volke? Die freiheitlihe Arbeit im Süden war nie ohne 
nationalen Gedanken. So ift die Freiheit zu fihern durch Macht. Der Süden 
ift, wenn feine Einigung zu Stande kommt, eine willenloje Beute bei einem 
ausbrechenden Kriege, Von Bebingungen gegenüber Bismard kann nicht die 
Rede fein; er wird fie fo wenig halten, wie er folche bis jeßt gehalten bat. 
Auch gegenüber Defterreich ift der Südbund nöthig. Er wird im eintreten: 
ben alle etwaige dynaſtiſche Velleitäten der Habsburger verhindern. Es ift 
feine wilde Phantafie, was uns beherrfht. Aus Gründen der Freiheit, ber 
Macht, ber afuten Lage, der Erhaltung des Friedens ift der Südbund ab: 
folut nöthig. Die ſchwierige Lage Heſſens verfennen wir nicht, aber fie darf 
uns nicht abhalten, uns zu helfen. Seyler erflärt, fie (die Helfen) haben 
ein Mandat von der Rüſſelsheimer VBerfammlung, im Princip den Süd— 
bundsgedanfen zu billigen und zu begrüßen. Dan glaube zwar micht recht 
an die Möglichkeit des Sübbundes. Wir haben ben Auftrag, daß wir den 
Sübbund, falls er zu fchaffen, begrüßen als erfien Nothbebelf gegen die Ver: 
gewaltigung, als ein Mebergangsftadium. Die Bayern erflären fich gegen 
ben Südbund, und daß fie beauftragt feien, fich über diefe Frage der Ab: 
flimmung zu enthalten. Karl Mayer (Württemberg): Durch diefe Erflä- 
rung werbe allerdings ber von Dumont vorgebradte Einwand der Unmög: 
lichfeit beftärft. Aber wir glauben, Volkspolitik machen zu müſſen, nidt 
Tührerpolitif, wie bie des Nationalvereinsg und der Fortichrittspartei war. 
Ter Einwand der Unmöglichkeit beweist viel zu viel und beweist alfo nichts. 
Die Republik fcheint auch unmöglich, und doch fireben wir danach. Der Ge: 
banfe des Südbundes ift herausgewachſen aus der Noth. Tie Feinde bes 
Volks, die Bertrümmerer Deutfchlands haben ihn hervorgerufen. Der Süd⸗ 
bund bleibt uns allein übrig als Wall gegen bie Gewalt. Den Bayern könne 
er nicht anders zurufen, als: Herr! verzeihe ihnen, fie wiffen nicht, was fie 
thun. (Donnernder Beifall.) Nachdem ber Redner die Vorwürfe, die ihm 
wegen feiner in Wien abgegebenen Erflärung, fih jogar mit Delegationen 
begnügen zu wollen, gemacht worben, als aus einem Mißverftändniß hervor⸗ 
gegangen, zurüdgemwiefen hat, erflärt er, daß es gewilfe Folgen des Süd— 
bundgebanfens gebe, an bie man überhaupt noch nicht zu denken brauche; 
benn fo weit gejorgt, fei allzu weit geforgt. Laffen wir den Sübbund nur erit 
einmal überhaupt aus der Meberzeugung bes Volfes herauswachſen, dann wird 
auch aus diefer Furche Heil für die ganze Nation bervoriprießen. Die Zwitter: 
ſtellung Hefjens babe für uns nichts Verlodenbes; und um dieſe Stellung 
zu erhalten, follen wir uns mit dem reinen Particularismus beſcheiden! 
Durch Gründung des Südbundes reißen wir das Zünglein auf unfere Seite 
herüber. Wir find immer gewohnt, Helfen mit hereinzurechnen. Daß uns 
dadurch eine weitere Schwierigkeit entiteht, fehen wir wohl ein, aber viel 
größer ift fie nicht als die, welche uns unfere Minifterien bereiten. Was 
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bie von Herin Dumont angeführten Allianzverträge betreffe, fo wolle er zwar 
in ber württembergifhen Kammer verſuchen, fie als verfafjungswidrig zus 
ftandegefonmen zu befeitigen, doch werde ber Erfolg von ben Umftänden abs 
hängen. Bis jegt verpflichten fig uns noch, und wir wollen ja auch nicht 
Preußen fogleich gegenübertreten. Nur wollen wir zu Oefterreid) in bagfelbe 
Verhältniß treten wie zu Preußen. Wir wollen das nationale Band, bie 
Unverleglichfeit des beutjchen Buudes uns erhalten. So wie bie Dinge jegt 
liegen, haben wir nicht einmal eine Garantie, daß nicht im Fall eines Kriegs 
unjer Minifterium zu Frankreich übergehe. Sie fennen uns Schwaben feit 
vier Jahren, wir haben an ber freiheit treu und redlich gearbeitet, wir Alle 
find einftimmig der Veberzeugung, daß ber Südbund zum Heile Deutſchlands 
dienen wirb; wir fönnen ja nicht alle Fälle jagen, welche diefe Idee plöglich 
mit Macht erfüllen müflen. Mander Staatsmann an ben Höfen hat Refpect 
vor dem ſchwäbiſchen Volfe, das gleich nach der Schlaht von Königgräg un: 
erichüttert ben Südbundgedanfen aufgeftellt hat. Gehen Sie mit uns, wenn 
Sie auch zunächſt nichts Praftifches jeben. Im Namen der deutſchen Zukunft 
bitte ih Sie, ſchließen Sie fih uns Schwaben an! 


21. Sept. AZufammentritt einer Militärconfereng ber drei ſüdd. Staaten 


26. 


zu München, welche nad dem offiz. Württ. Staatsanz. „die Bildung 
eines gemeinſchaftlichen Organs zur einheitlichen Leitung des ſüdd. 
Teltungswejen berathen wird, im Anſchluß an das deutſche Verthei- 
digungsſyſtem.“ 

Bayern iſt vertreten durch den Miniſter des Auswärtigen Fürſten Hohen⸗ 
lohe und den Kriegsminiſter Frhrn. v. Pranckh; Württemberg durch den 
Kriegsminiſter v. Wagner und Staatsrath v. Scheuerlen; Baden durch den 
Kriegsminiſter v. Beyer und den badiſchen Geſandten in München v. Mohl. 
„Die ſüdd. Militärconferenz in Münden bat ſich über die Grund: 
züge einer Uebereinkunft geeinigt und vertagt ſich big zum 5. Oct., 
um den Bevollmächtigten Württembergs und Babens Zeit zu laffen, 
fih zu ihren Monarchen zu begeben und weitere Inftructionen bez. 
ber noch vorbehaltenen Punkte einzuholen. 

„ (Bayern). Die Kaiferin von Rußland beſucht auf dem Wege 
nah Stalien den König von Bayern auf Schloß Berg. 

»„ (Heffen). Gründung eines Vereins der heffiihen Fortſchritts⸗ 
partei. Met wird zum Präfidenten des Landesausſchuſſes derjelben 
für ſechs Monate gewählt. Das Statut berfelben ift für Ausdehnung 
bes Vereins auf ganz Süddeutſchland berechnet, 


— Oct. DOefterreich erhebt gegenüber den Tendenzen ber ſüdd. Militär: 


commijfion neuerdings Anfprud auf das unbemeglihe Feſtungs⸗ 
Eigentbum des früheren deutfchen Bundes, wirb aber damit von 
Bayern entichieden abgewieſen. 
„ (Bayern). Die Regierung veröffentlicht eine Bekanntmachung 
über bie zwifchen Preußen und Bayern eingetretene Gegenfeitigfeit 
in ber ftrafrechtlichen Verfolgung ber durd Worte oder Preßerzeug: 
nifje verübten Beleidigungen der Staatsregierung oder ber ihr unter: 
gebenen Behörden. 

Die rechtliche Grundlage zu dieſer Verftändigung zwifchen ben Regierungen 


von Bayern und Preußen wird ſowohl in Bayern als in Preußen vielfach 
angegrifjen. 
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10. Oct. Die ſüdd. Militärconferenz zu Münden ſchließt einen Vertrag 
ab bezüglich der Niederſetzung einer ſüdd. Fetungscommiffion und 
gleichzeitig einen ſolchen, nad) welchem die abgebrochene Liquidation 
bes beweglichen Feſtungsvermögens in Bälde wieder aufgenommen 


werben foll. | 

Bon einer Ratification des Vertrages verlautete bis Ende des Jahrs und 
noch nachher nichts. Vielmehr wurde behauptet, daß das ganze Project voll 
ftändig in's Stoden gerathen fei, wofür verichiedene Gründe angegeben wur: 
den, namentlich auch die, daß Preußen felber gerathen habe, die Nefultate 
der Gonferenz vorerft nicht in's Leben treten zu laſſen, um Frankreich und 
Defterreih in biefem Augenblid nicht zu reizen und ferner, daß Franfreich 
gegen biefelben offiziös förmliche Einſprache erhoben babe, wie es denn fchon 
ganz feltfam gewejen jei, daß ber franzöfifche Gefandte in München während 
ber Gonferenz von ihren Berathungen fortwährend und fofort die genauefte 
Kenntniß erhalten habe. 

Ueber den Inhalt des Vertrages bradten nah einiger Zeit das 
„Frankf. Journal“ in einer Münchener und die „Elberf. Ztg.“ in einer 
Karlsruher Eorrefpondenz faft gleichlaurende Mittheilungen, die, wenn auch 
nicht in Bezug auf den Wortlaut, jo Doch bezüglich des Inhaltes Anſpruch 
auf Anthenticität machen. Sie gehen dahin: 1) Es wird eine Feſtungs— 
Eommilfion für Süddeutſchland in’s Leben gerufen, fie ſoll aber ihre Thätig- 
feit erft beginnen, wenn bie Liquidation Commilfion über das bewegliche 
Material der Bunbesfeftungen ihre Arbeiten beendigt haben wird; 2) eine 
Natural oder Real:Abtheilung biefes beweglihen Eigenthums wird nidyt vor= 
genommen, fondern Alles von der Fünftigen ſüddeutſchen Militär-Commilfion 
int Intereſſe des geſammten beutfchen Defenſivſyſtems verwaltet. Die Auf: 
gabe ber fünftigen Feſtungs-Commiſſion wird dahin bezeichnet: Diefelbe ſoll 
das Material ber Feſtungen Landau, Raftatt und Ulm, deren Bertheidigungs: 
werfe und Gebäude überwachen. Sie fol diefe Zeitungen regelmäßig inpi: 
ciren und den betheiligten Regierungen Vorfchläge über Neubauten ꝛc. machen. 
Die Erbauung von Straßen und Eijenbahnen bleibt ihrer Mitwirkung vor: 
behalten, um fortificatorifhe und ſtrategiſche Rüdfichten zur Geltung zu 
bringen. Das ftändifche Bewilligungsrecht iſt in den erforderlichen Punften 
(alfo namentlih im Geldpunft) vorbehalten. Die Territorials Regierungen 
verpflichten fich, die Anträge der Commiſſion nah Thunlichkeit in Berüd- 
fihtigung zu ziehen. Zur Kündigung ber Convention ift eine einjährige Frift 
feftgeftelt. Die Commilfion wird ihr Domicil alljährlich zwiſchen München, 
Stuttgart und Karlsruhe wechſeln. Erſtmals und zwar vorerft auf 3 Jahre 
erhält Bayern ben Vorfig. Tritt die Commilfion in’s Leben, fo wird natur: 
gemäß die Specinlübereinfunft, wie fie zwilchen Bayern und Württemberg 
wegen Ulms getroffen wurbe, hinfällig. Die neue Commiffion wird feine 
vollziehende, fondern nur eine berathenbe Behörde fein, aber mit berfelben 
Aufgabe und Befugniß, wie die frühere Yunbes: Militärcommiffion, alfo 
weſentlich bejchränft durch den guten Willen der Zerritorial-Regierungen und 
das ftändifche Geldbewilligungsrecht der einzelnen Kammern. Im Kriegsfall 
wird die Commiffion aufgelöst, da dann ſämmtliche militärifche Kräfte ein⸗ 
fchließlih der Defenfivfräfte unter Preußens Oberbefehl zu fliehen kommen. 
Ausdrücklich wurde bei der Münchener Conferenz anerkannt, baß bie Allianz: 
verträge mit Preußen durch dieſe Beſchlüſſe im Feiner Weile alterirt werben 
follen. Was aber auch in München befchloffen wurde, Alles beruht auf ber 
Borausfegung, daß bie Liquidations-Commiffion über das bewegliche ehemalige 
Bundeseigenthum, an ber naturgemäß auch Preußen teilnimmt, mit ihrem 
Geſchäfte in befricdigender Weile zu Ende fommt. Baden Hatte weiters 
gehende Anträge geftellt, 3.8. das gemeinfame Feſtungseigenthum jolle burd) 
eine Commilfion aller deutſchen Staaten unter dem Vorfik ‘Preußens ver: 
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waltet werben, ferner die Theilnahme Preußens an den Verhandlungen und 
an ber Anfpection ber Bundesfeltungen auszusprechen. 


44, Oct. (Bayern). Die Verwaltung ber kgl. Cabinetskaſſe eröffnet 


20. 


21. 


28. 


28. 


Emanuel Geibel, daß der ihm bisher aus dieſer Kaſſe bewilligte 
Ehrenbezug in Folge der in feinen Gedichten [zunächſt in dem kurz 
vorher zu Lübel dem König von Preußen bei deſſen Beſuch über: 
reichten, |. Preußen 10. Sept.] neuerlih ausgefprochenen politiichen 
Tendenzen durch allerh. Cabinetsordre bis auf Weiteres fiftirt fei. 
»„ (Heilen). Der Flügeladjutant des Großherzogs, Oberft v. Grol⸗ 
man, ein Gegner der Neugeftaltung Deutfchlands feit 1866, wirb 
auf fein Anſuchen in Rubeftand verfegt und Hauptmann v. Herrf, 
ein Freund berjelben, an feine Stelle ernannt. 


„ (Baben). Die bisher offen gebliebene Stelle eines Juſtiz— 
minifter8 wird durch den Kreisgerichtsbirector Obfircher beſetzt. 


» (Seifen). Jubiläum des Großherzogs als Inhaber eines preuß. 
Regiments. Der König von Preußen findet ſich felbft zur Feier 
besfelben in Darmſtadt ein. 

„ (Bayern). Der Minifter des Innern, dv. Hörmann, ergreift 
die Gelegenheit des bevorſtehenden Zuſammentritts der Lanbräthe 
fämmtlicher NRegierungsbezirfe, um neuerdings ein Circular an bie 
Regierungspräfidenten berjelben zu richten, fie über das Programm 
bes Oefammtminifteriums zu unterrichten und ber (clericalen) Agita— 
tion gegen die Staatsregierung entgegen zu treten: 

„.... Die Staatsregierung ift von bem redlihen Streben burchbrungen, 
die Selbftändigfeit Bayerns zu wahren und zu erhalten und zugleich 
die innere Entwidlung des Königreihs nach jeder Richtung zu fördern. 
Dabei muß fie natürlich in erflerer Beziehung mit ben gegebenen Thatfachen 
rechnen und fich insbefondere, unter Fernhaltung aller Leibenfchaftlichkeit, 
unter nüchterner Prüfung ber faftifchen Verbältniffe, wohl hüten, unfer 
theures Vaterland in einen Zuftand unheilvoller Sfolirung zu bringen 
oder gar in eine unbeutjhe Politik zu drängen, welche, wenn viel« 
leicht auch nicht im Augenblid, boch jedenfalls in nächſter Zukunft bie Selbſt⸗ 
fändigfeit des Königreichs im böchften Grabe gefährden würde, Der Staats⸗ 
regierung Tonnte und durfte dabei nicht entgehen, daß eine bejondere Bürgs 
ſchaft für die Erhaltung ber Selbfländigfeit bes Königreichs dann gegeben 
fei, wenn bie Wehrkraft des Landes erhöht, fein Heer auf einen Achtung ges 
bietenden, ben Anforderungen ber jetzigen Kriegswiffenichaften entiprechenden 
Stand gebracht und hiedurch Bayern in bie Lage geſetzt werbe, bei eintretens 
ben politifhen Verwicklungen die feiner Bedeutung entiprechende Stelle zu 
vertreten. Das aus biefem Gedanken hervorgegangene Wehrverfaffungsgefet 
vom 30. Sanuar d. J. ift auf Principien gegründet, welche nach anderweitig 
gemachten Erfahrungen ſich trefflich bewährt haben; in ihm ift zugleich der 
verfaflungsmäßige Grundſatz der Gleichheit vor dem Geſetz in Bezug auf die 
Wehrpflicht verwirklicht und der Intelligenz bie Einwirkung auf die Entwid: 
lung ber Armee gefidhert. An bie Einführung eines mit ben conftitutionellen 
Einrichtungen bes Königreichs unb mit defien Wohlſtand unvereinbaren Mi: 
litarismus denft die Staatsregierung felbfiverftändlih nit. Daß fie folches 
tbue, ift eine Erfindung der Agitation, welche in der Befeitigung des In⸗ 
flitut8 der Stellvertretung ein Mittel ſucht, um in ſchmählicher Weife den 
Eigennuß und den Mangel an Gemeinfinn wachzurufen und für ihre Zwede 
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auszubeuten. In ben inneren Angelegenheiten war und ift bie fol. Staats⸗ 
regierung ernftlic bemüht, die Hemmniffe, welche der Entwicklung bes Landes 
bisher theils in der Geſetzgebung, theils in fonftigen Verhältniſſen entgegen: 
geftanden waren, fo raſch als thunlich zu befeitigen. Bei ihrem dießfälligen 
Streben müfjen ihr bie Errungenjhaften der Wiſſenſchaft, die bewährten 
Erfahrungen anderer Länder, bie Bebürfniffe, welche im eigenen Land hervor: 
treten, zur Richtſchnur dienen. Bereits ift e8 ihr gelungen, die Geſetze über 
bas Gewerbsweien vom 30. Januar db. J. und über Heimat, Berebelihung 
und Aufenthalt vom 16, April d. 3. zum Abjchluffe zu bringen, und damit 
eine neue Grundlage für die Freiheit des Erwerbes, für die Belohnung bes 
Fleißes und ber Betriebfamfeit, für die Erweiterung ber Familienbegründung 
zu ſchaffen. Die wohlthätigen Folgen diefer auf echt humanen Brincipien 
ruhenden Gejege werben dauernd fein; fie können aber natürlih nur alle 
mählich hervortreten; gleichwohl Hält ſich auch bier die Agitation für bes 
rechtigt, an den Eigennuß und an den Mangel an Urtbeil zu appelliven und 
den gefunden Sinn bes Volkes mit übertriebener Darftellung ber bei einer 
ſolchen wefentlihen Umgeftaltung für ben erften Augenblid im Einzelnen 
unvermeidblihen Nachtheile zu verwirren. Andere Gefekentwürfe, welche bie 
Entwicklung des Landes, insbejondere den Aufſchwung des innern Lebens der 
Gemeinden, die Berbefjerung ber Juſtizpflege und damit bie Hebung des 
Eredits, die größere Sicherung der allgemeinen Bildung und andere wichtige 
Ziele im Auge haben, liegen ber Kammern bes Landtages zur verfaffungs- 
mäßigen Prüfung vor. Auch fie haben ber Agitation Anlaß geboten, um 
bie Abfichten ber Staatsregierung zu verbächtigen und zu entftellen, und biefe 
Erſcheinung ift insbejondere hinfihtlih des dazu zählenden Schulgejet- 
entwurfes zu Tage getreten. Ber Umfang ber gegen ben letztern hervor- 
gerufenen Aufregung läßt fih nur mit dem Umftand erflären, daß von dem⸗ 
jelben ber größte Theil der Agitatoren und ber Agitirten gar feine perfönliche 
Kenntnig genommen bat, ſondern ſich durch entſtellende Mittheilungen bier- 
über bat täufchen Laffen. Andernfalls wäre e8 unerflärlih, daß aus bem 
fraglichen Gefegentwurf bie Abficht ber Staatsregierung, die Schule zu ent- 
hriftlichen und bie Religiofität zu untergraben, abgeleitet werben Fönnte, 
Die Agitation fucht überhaupt die Meinung zu verbreiten, daß die k. Staats: 
regierung ber Religion und den religiöfen Genofjenichaften, insbejondere der 
katholiſchen Kirche, feindfelig gegenüberfiehe. Es bebarf Faum ber Bemerkung, 
baß folches nicht der Kal ift; die k. Staatsregierung ift von der Wichtigkeit 
und Heiligfeit ber Religion auf das Lebbaftefte durchdrungen, fie erfennt und 
erfüllt ihre Aufgabe, bie verfaffungsmäßigen Rechte und Snftitutionen der 
Religionsgenoſſenſchaften zu achten und zu wahren, und fie ijt mit Gewiffen: 
baftigfeit beftrebt, jede derjelben im ungeflörten Genuß ber ihr verfaffungs- 
mäßig zuftehenden freien Bewegung zu erhalten und zu hüten. Sie hat 
aber auch bie Pflicht, dafür zu forgen, daß biefe freie Bewegung nicht über 
die durch Verfafjung und Gefet gezogenen Grenzen binaustrete und der res 
ligiöje Friede im Lande nicht geftört werde. Diefe Pflicht wird fie jederzeit 
zu erfüllen willen, und aus ihr ift die Nothwendigfeit bervorgetreten, 
diejenigen Geiftlichen, welche fich ber Uebertretung pofitiver Gefeße fchuldig 
machen, der gefeßlichen Beſtrafung anbeimfallen zu laffen. Ein Gejeß, welches 
bie Staatsregierung ermächtigen würde, benjenigen Geiftlihen, welche fich 
gegen bie Gelehe verfehlen, das Privilegium der Straflofigfeit zu verleihen, 
eriftirt befanntlich nicht. Daß die Staatsregierung aber in dieſer Beziehung 
lediglich dent Geſetze feinen Lauf gelaffen und nad feiner Richtung einen 
Auftrag gegeben bat, gegen den Clerus tenbentiöß vorzugehen, ift Euer ꝛc. 
am beften befannt. So begreiflich es die Staatsregierung findet, daß in einer 
politifch jo bewegten Zeil auch bie Wünſche nach einer anderweitigen Regelung 
bes BVerhältniffes zwiſchen Staat und Kirche wieder laut werden, fo Tann fie 
e8 doch im Intereſſe der Sache ſelbſt nur auf das Entſchiedenſte bedauern, 
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baß biejeriigen Seiten, welche hierauf beſonderes Gewicht legen, bas Mittel 
zur Erreichung ihres Zieles in einem nicht jelten maßlojen und provocirenden 
Auftreten gegen alle Handlungen der Staatsregierung erbliden und babei 
vergeffen, daß die bezeichnete anderweitige Negelung des Verhältnifjes zwis 
ihen Staat und Kirche nicht im Sturm errungen werben, fonbern nur aus 
einer ruhigen und alle bier einfchlagenden wichtigen Beziehungen genau prü= 
fenden Erwägung hervorgehen Tann, und Iebtere fich als eine Pflicht jeder 
Staatsregierung, fie mag zufammengefegt fein, wie fie will, darftellen wird, 
Ich muß es mir verjagen, noch auf weitere Punkte einzugeben, welche ber 
Agitation gegen die Staatsregierung zum Anbalt dienen. Mit bem, was ich 
mir zu bemerfen erlaubt babe, glaube ich bie Kauptfächlichften Beziehungen 
als erſchöpft erachten zu dürfen.“ 


29, Oct. (Bayern). Nah dem VBorgange gegen Em. Geibel verzichtet 


fein Freund und polit. Gefinnungsgenoffe Paul Heyſe feinerfeits 
freiwillig gleihfalls auf den bisher aus der k. Cabinetskaſſe bezogenen 
Ehrenfolb. | 


» (Bayern). Das zum erften Male vollftändig nach dem neuen 
Wehrgeſetze ftattfindende Erſatzgeſchäft geht bereits überall in beiter 
Ordnung und Ruhe vor fi, fo daß das neue Wehrgefeb trotz aller 
Agitationen gegen dasſelbe im Volksbewußtſein als burchgejeht be: 
trachtet werben Tann, 


Anf. Nov, (Württemberg). Der gefchäftsleitende Ausfhuß ber de⸗ 


mofratifchen Volkspartei erläßt eine Adreſſe an das ſpaniſche Volt: 

„... Wenn wir durch irgend eine Zügung in bie Lage kämen, in wels 
her ihr euch befindet, in ben Zuftand ber Königslofigfeit, in keinem unter 
uns würbe ber Gebanfe auftauchen, die Monarchie Fünftlich wieder einzus 
führen, nachdem fie von den Greigniffen befeitigt iſt. Vielleicht auch aus 
unferer Mitte würde die Meinung gehört werben, das beutiche Volk fei noch 
nicht reif zur Republik, aber bie Uebereinftimmung Aller würde darauf ants 
worten: ebenfalls wird es rajcher reif zur Republik in ber Uebung republis 
kaniſcher Geſetze, als unter der Herrfchaft eines Königs... Wir Hoffen, bald 
von jenjeit8 der Pyrenäen ben taufendflimmigen Ruf zu vernehmen, ber 
durch ganz Europa wiederhallen wird in allen Herzen, welche an bie Menſch⸗ 
heit glauben und nad der Freiheit fireben: Es Iebe die ſpaniſche Schweiz ! 
Es lebe bie föberative Republik!“ 


„(Heſſen). Der Miniſterpräſident v. Dalwigk wird von ber 


Preſſe mehrfach beſchuldigt, den Kaiſer von Rußland gegen die 


deutſchen Oſtſeeprovinzen aufgehetzt zu haben, als ob alle jüngeren 
Elemente in denſelben entſchieden preußiſch geſinnt ſeien. Der An⸗ 
gegriffene leugnet die Thatſache. 

„Nach dem offiz. Organe ber bayeriſchen Regierung bat an dieſem 
Tage in München der Austauſch der Ratificationen über die bei 
den neulichen Militärconferenzen hinſichtlich der Feſtungs-Liquidations⸗ 
Commiſſion zwiſchen Bayern, Württemberg und Baden getroffenen 
Vereinbarungen ſtattgefunden. 

„ (Baden). Eine Anzahl hervorragender Mitglieder ber II. Kammer 
tritt in Offenburg zu einer Beiprehung über die Lage bes Landes 
zufammen und ſcheint eine Art Oppofitionsftelung gegen das Mi: 

AR 
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nifterium, nicht in der beutfchen, wohl aber in den inneren ragen 
einnehmen zu tollen. Diefelben erlaflen ein vertraulihes Rund: 
fhreiben und ein Programm bez. ihrer Tünftigen Haltung: 


Rundſchreiben: „...Alfeitig wurbe anerkannt, daß bie liberale Partei 
in Baben jeit der letzten Kammerſeſſion in eine gefahrvolle Rage eingetreten, 
beren Bedeutung für bie Geſchicke bes Landes in ernſte Erwägung zu ziehen 
fei. Die ultramontane Partei erfheint nicht als bie größte 
Gefahr. Immerhin entwickelte diefe durch ihre Organifation ftarfe Partei 
bei den Wahlen zum Zollparlament eine nicht zu unterfchäßende Macht, und 
biefe Thatſache, fowie die fichere Ausficht, daB fie im nächſten Jahr vor dem 
allgemeinen Concil alle ihre Kräfte zufammenraffen und anfpannen werbe, 
find heilfame Mahnungen für bie liberale Partei, ſich ebenfalls zufammen 
und in einheitliher Weile zum Kampf zu rüften. Schlimmer ift, baß die 
Liberalen in Folge ber bebeutenden Laften, weldye eine patriotiihe und 
opferwillige Haltung ber Kammermebrbeit für die Sache Deutſchlands dem 
badiſchen Volk auferlegte, durch Mifverftändniffe und übelmollende Deutung 
ſich vielfach einer abgeneigten Stimmung ber Bevdölferung aus: 
gefett ſehen. Enblich darf nicht verbehlt bleiben, baß in ber gleichen Zeit, 
in ber man mit bingebender Bereitwilligfeit alle Kräfte für ein gemeinjames 
hohes Ziel einfeßte, eine diefe Gefinnung wenig beachtende Haltung ber Re: 
gierung zum Nachtheil des Anſehens der Volfsvertretung fich mehrfach be⸗ 
merflih madte. Es barf in diefer Beziehung daran erinnert werben, wie 
wenig es dem Geift eines wahrbaften conftitutionellen Verfahrens entiprach, 
baß in ben letzten Tagen ber Lanbdtagsfigung eine Neubildung des Mi— 
nifteriums vollzogen wurde, ohne daß man es für angemeljen erachtet 
hätte, mit der bie Mehrheit der Volfsvertretung in ſich fchließenden liberalen 
Partei irgendwie in verfiändigendbes Benehmen zu treten. So ift denn 
erflärtich, daß auch das frühere Vertrauensverhältniß zwiſchen der 
liberalen Partei und der Regierung beute nicht mehr befteht. 
Das Minifterium ſelbſt hat fich jeinerfeitS von ber Verbindung mit ber 
Kammer zurüdgezogen, wenn auch bie Äußeren conftitutionellen Formen ge= 
wahrt werben. In einem Zuſtand, der in folder Weife ben befeelenden und 
gegenfeitig Träftigenden Geift eines innigen und echt conftitutionellen Ber: 
bältniffes vermiffen läßt, Liegt aber — jelbft wenn gut verwaltet wird — 
eine ernfte Gefahr für die liberale Richtung, welche feither in der Regierung 
eine Vertretung ihrer Anfchauungen zu finden gewohnt war und bemgemäß 
auch im Volk als Partei der Regierung angefehen wurde. Die Fortdauer 
diefes Zuftandes müßte ben öffentlichen Geift einfchläfern oder auf irrige 
Bahnen Ienfen, den Charakter entnerven und ben Verfall der Tiberalen Partei 
nach ſich ziehen, um in dieſer Weife entweder für ein vein perfönliches Ne: 
giment oder für die ultramontane Partei bie Wege zu ebnen, Die Anwe⸗ 
fenden haben daher nur noch die Wahl zwifchen zwei Lingen vor fich ges 
feben: entweder Verzicht auf eine Tiberale Partei und eine liberale Politik 
für bie nächſten Jahre und NRüdtritt aus ber Öffentlihen Wirffamfeit — 
oder Wiederaufrichtung der liberalen Partei zu felbfländiger und thatfräftiger 
Wirkſamkeit.“ 

Aufſtellungen zu einem Parteiprogramm: „I Deutſche Po: 
litit und Heerwefen. 1) Die Berfammlung ift einig darüber, daß bas 
frühere Programm des möglichft baldigen und möglihft engen Anſchluſſes 
bes Südens und insbejondere Badens an den norbd. Bund feftzuhalten fei, 
und die erfte Gelegenheit, die fich bietet, mit allem Nachdruck und Energie 
ergriffen werde, dieſen Anſchluß zu vollziehen. 2) Aber fie verhehlt fich nicht, 
baß bei ber gegenwärtigen, inzwijchen Klar hervorgetretenen Rage ber politifchen 
Verhältniſſe möglicher und ſogar wahricheinlicher Weife bie Erfüllung biejes 
Strebens erſt in einer erheblich jpäteren Zufunft zu erreichen fein wird, und 
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ift ber Meinung, baß die Zwifchenzeit nicht dazu führen dürfe, jede Neform 
aufzujchieben und zu verhindern, fondern umgekehrt benugt werben follte, 
um durch Ausbildung der badiſchen Verfaſſung, Geſetzgebung und Selbfiver: 
waltung das badiſche Gemeinweſen möglichit zu vervollfommnen und als ein 
gejundes Glied in ben Körper bes beutfchen Reichs einzuführen. 3) Sie ift 
ber Meinung, daß bie flarfe Anfpannung ber militärifchen Leiftungen, zu 
welcher bie Kammer geftimmt bat, in bem bamals bewilligten Umfang unter 
der Vorausſetzung gerechtfertigt war, daß es gelingen werbe, die Aufnahme 
Babens in ben nordd. Bund in naher Zeit zu erwirken, daß aber, wenn bieß 
nicht möglich fei, der Staat Baden genöthigt fei, feine Kräfte mehr zu fchonen. 
Demgemäß fol — ohne das bewährte Syflem ber preußifchen Heeresorganis 
jation anzutaflen — auf Sparjamfeit gegenüber allen entbebrlichen, bloß aus 
ber Nachahmung zufälliger preußifcher Sitten erflärlihen Ausgaben und über: 
bieß auf eine Abfürzung ber Präfenzzeit, ſoweit das als zuläffig erjcheint, 
ohne bie Wehrkraft des Heeres zu ſchwächen, entſchieden hingewirkt werben. 
11. Eultus und Kirhen. 1) Am wenigften ift in Dingen bes religiöfen 
Lebens und ber wifjenfchaftlihen Freiheit eine Nachahmung der Richtung bes 
preußifchen Eultusminifteriums zu billigen, deſſen Begünftigung einer be- 
ſchränkten Orthodoxie und eines Tranfhaften Pietismus bem Geift unferes 
Sabrhunderts zumibder iſt und bie geiftigen Intereſſen ber deutichen Nation 
ichwer ſchädigt. 2) Die liberale Partei verlangt endlich eine männliche und 
abfchließende Durdführung der Rechte des Staats und ber bürgerlichen Ges 
fellichaft gegenüber ber Kirchengewalt. II. Drganifation der Kammern. 
A. Zweite Kammer. Alle Mitglieber waren darüber einig, daß die ges 
genwärtige Wahlart und AZufammenjegung ber zweiten Sammer unhaltbar 
geworden fei, und daß 1) anftatt des Ortsbürgerrechts das Staatsbürgerrecht 
zur Grundbebingung bes Stimmredts, 2) jtatt der offenen bie geheime 
Stimmgebung einzuführen fei, 3) auch bie Vertheilung dev Wahlkreiſe einer 
Reform bedürfe. A) Eine ausführlide Discuffion.wurde über bie Frage: ob 
birefte oder mittelbare Wahlen buch Wahlmänner ? gepflogen, Wan vers 
kannte nicht, daß bie unmittelbare Wahl der Abgeordneten durch bie Ur: 
wäbler auch große Bedenken babe, hauptſächlich weil noch eine große Menge 
von Urwählern ohne eigenes Verſtändniß blindlings der Autorität bes Clerus 
folgt. Es fam aud ber Gebanfe in Erwägung, ob nicht durch erhebliche 
Vermehrung der Wahlmänner eine volfsthümlichere Wahl bergeftellt unb zus. 
glei den vermöglicheren und gebilbeteren Klafjen ein größerer Einfluß ges 
fihert werben könnte. Einzelne Mitglieder hielten das mittelbare Wahlſyſtem 
für zwedmäßiger, weil e8 mehr Garantien biete für eine bejonnene und alle 
Bebürfniffe erwägende Wahl. Schließlich entichieb fich die große Mehrheit ber 
Anweſenden, in Anbetradit, a) daß die unmittelbaren Wahlen durch bie Vers 
faſſung des norddeutfchen Bundes und der Zollunion auch in Deutichland 
und im Lande Baden bereits praktiſch geworden feien und ein Nebeneinandere 
beitehen zweier grunbverfchiedener Wahlordnungen in demjelben Land auf bie 
Dauer nicht möglich jei, das birefte Wahlſyſtem aber von ber Richtung ber 
Zeit begünftigt werde; b) baß bie direkte Wahl ein unmittelbares Vertrauens 
verhältniß zwijchen dem Abgeordneten und feinen Wählern begründe und Das 
dur auch bie Macht der Bolfsvertretung verftärfe; e) daß bie Forderung 
biefer Wahlart von der ultramontanen Partei als ein ſehr wirkſames Agitas 
tionsmittel ausgebeutet würbe, um in dem Volke gegen jede anders gewählte 
Volfsvertretung das Mißtrauen zu ſchüren und beren Wirffamfeit zu lähmen; 
d) baß bei einer richtigen und wahrhaft liberalen Behandlung ben jelbfläns 
bigeren und fähigeren Klaſſen auch bei diefer Wahlform ein Einfluß auf ihre 
Mitbürger gewahrt werben könne und eine perjönliche Beziehung der Libes 
ralen zu der Volksmaſſe überhaupt politiich nothwendig und fruchtbar ſei — 
bie birefte Wahl ber Abgeorbneten durch die Urwähler vertreten zu wollen 
und jelbe in Antrag zu bringen. 5) Enblih Fam man überein, daß eine 
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Herabſetzung ber Amtsdauer ber Abgeordneten auf vier Jahre, mit Erneue⸗ 
rung ber Hälite zu zwei Jahren, zwedmäßig fe. B. Erfie Kammer, 
Eine Reform der erſten Kammer wurde, zum Ausgleich mit den feit Grünes 
bung der Verfafjung eingetretenen Umwanblungen im Gebiete der focialen 
Verhältniſſe, insbejondere zur verfiärkten Dertretung, ber Elemente höherer 
Eultur (Wiffenfchaft, Snbuftrie, Handel und großes Vermögen) für geeignet 
erachtet. IV. Rechte der Kammern. 1) Um zwiſchen den Kammern und 
der Regierung einen geordneten Zuſammenhang und einen lebendigen Verkehr 
zu erhalten, iſt nach Analogie aller anderen conſtitutionellen Staaten a) das 
Budget jährlich zu beſtimmen; b) find bemgemäß jährlihe Berfammlun: 
gen der Kammern zu verlangen; c) dafür zu jorgen, baß bie Geſchäfte raſch 
erledigt und bedeutend kürzere Sigungsperioben als in ben legten Jahren 
gehalten werden. 2) Anſtatt des jetzt beſtehenden Motionsrechts mit, feinen ver: 
geblichen Berathungen und illuforiichen Arbeiten ift, wie bieß .in Preußen, 
Bayern und dem norbbeutichen Bunde jcyon lange gilt, das Recht der Jnitia- 
tive in der Geſetzgebung für bie einzelnen Kammern zu verlangen. V. Ge: 
meinbeverfaffung. Eine Revifion der Gemeindegefeßgebung wird als drin⸗ 
gendes Bebürfniß betrachtet und eine Reform der Gemeinbeverfaffung, nament⸗ 
lich mit Bezug auf Einführung der direkten Wahlen für bie Gemeindeämter, 
und eine Revifion bes Gemeindeftenerweiens beantragt. In Bezug auf IV. 
die innere Verwaltung, Gerichtsverfaffung, das Steuerweien, bie focialen 
Tragen bleibt bie nähere Aufftelung befonderer Bunfte vorbehalten. Die 
liserale Partei wird hierin, ihrer Grundrichtung getreu, jedem Fortſchritt in 
ber Gejeßgebung Huldigen und ihn anregen, welder die Theilnahme ber 
Bürger an ber Verwaltung ber ftaatlichen Gelchäfte erhöht, das Recht ſichert 
und fördert, die Laſten gleichheitlich vertheilt, das Wohl des Ganzen wie des 
Einzelnen wachſen macht. Bon vermehrter geiſtiger Bildung erwartet fie zu⸗ 
gleich das ſittliche und materielle Gedeihen des Volls, und ſie wird ihr daher 
jederzeit ihre thätige Sorgfalt zuzuwenden haben.” .. 


8. Nov. (Baden). Der Großherzog und bie. Großherzogin gehen zu 
laängerem Aufenthalt ins ſüdliche Frankreich. u 
9, „ (Bayern). Die Regierung. ernennt zum erften Mal einen 
weltlichen Inſpector an ein bayerifches Schullehrer-Seminar. 


413—18. Nov. (Bayern). Bon den 7 Lanbrathsverfammlungen fpre- 
hen fih fünf fat einftimmig zu Gunften des Schulgefeßentwurfes 
ber Regierung aus, Nur biejenige der Oberpfalz fchweigt darüber 
und diejenige von Niederbayern lehnt einen besfälligen Antrag ab. 
Die Landräthe von Schwaben und von Mittelfranken fprechen fich 
auch, jener faſt einſtimmig, für eine Ausdehnung der Befugniffe bes 
Zollparlaments aus. 

414. „ (Helfen) Eine fehr zahlreiche Bürgerverfammlung in Darm: 
ſtadt beichließt in der Angelegenheit des in Anklagezuftand verfeßten 
Mitprebigers Mikenius, eine Adreſſe im ganzen Lande zur Unterzeich- 
nung aufzulegen und ben Gemeinberath zu veranlaffen, beim Ober: 
confiftorium und nöthigenfalls beim oberften Landesbiſchof zu Gunften 
bes Angegriffenen zu interveniven. Der Gemeinderath geht barauf 
ein und richtet eine Adreſſe an den Großherzog. 

23. Nov. (Baden). Die Mehrheit des Freiburger Domkapitels erklärt 
fih für Ergänzung ber Canbdibatenlifte behufs Beſetzung bes erz- 
biſchöflichen Stuhls; die Zuftimmung Noms bleibt indeß zweifelhaft. 
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28. Rov. (Heffen). IL Kammer: Die Regierung legt berfelben ein 


30 


Genoffenfchaftsgefeb vor nad Maßgabe desjenigen des norbdeutjchen 
Bundes, | 

„» (Helfen) Der Großherzog als oberfter Landesbiſchof verfagt 
bem Antrage bes Oberconfiftoriums auf Entfegung bes Mitprebigers 
Mitzenius wegen feiner Broſchüre die Genehmigung, und überläßt 
dem Oberconfiftorium eine allfällige Zurechtweifung, welche bie Bro: 
Ihüre in formeller Beziehung rechtfertigen Fünnte. Die Frage ber 
Kirchenverfaffung gelangt in Folge diefer Angelegenheit wieder in 
weiteren Kreifen auf die Tagesordnung. Die Agitation für eine 
Presbpterial und Synobalverfaflung wirb fofort neuerbings aufge: 
nommen. 

„ (Heilen). Die II. Kammer vertagt ſich, ohne die von ber Re: 
gierung geforderte Prorogation des Finanzgeſetzes zugeftanden zu 
haben, bis diefe das verheißene Einkommenſteuergeſetz ihr vorgelegt 
haben werbe. | - 

Es erfolgen zwei Anträge auf Abänderung ber proteftantijchen 
Kirchenverfaffung, ber eine von ber Mittelpartei, der andere von 
ber Yortichrittspartet. | 
„» (Bayern) Einem Befehle des Königs zufolge haben auch 
die bayeriihen Gefandten an nichtsdeutihen Höfen ihre Berichte 
Tünftig in beutfcher Sprache einzujenben. Ä 


2. Dec. (Bayern). Endlich conftituirt fi auch die liberale Mittel- 


partei al8 Partei mit einem feiten Programm. 

Programm: „... Das Ausland fol Bayern ftets für die Integrität 
und Ehre Deutfchlands zu allen Opfern bereit finden. Wir verwerfen jebes 
Beftreben, welches auf die Iſolirung Bayerns oder auf die Einmiſchung frem⸗ 
der Mächte in bie Geftaltung Deutfchlands abzielt. Der gegenwärtige Zu⸗ 
ftand Deutfchlands kann aber immerhin nur als ein Webergangsftadium 
zu einem befferen, befinitiveren gelten, unb als folchen betrachten wir eine 
bie nationalen Sntereffen fichernde Einigung Süd- und Norbdeutichlands. 
Eine möglichſt innige Allianz mit Defterreich wird fobann bie noth⸗ 
wenbige Ergänzung berfelben bilden. Die Förderung freibeitlicher Entwid- 
lung, die Gedichte Deutſchlands und die Wahrung ber berechtigten Intereſſen 
feiner einzelnen Stämme heißen uns ber Ausbildung eines centralifirenden 
Einheitsſtaates in Deutfchland wiberfireben unb verbieten nad unferer 
Anfhauung ben Eintritt Bayerns in den norddeutjhen Bund, 
wie er dermalen geftaltet if. Wir wollen vielmehr auch bei ber endlichen 
Neugeftaltung Deutſchlands die Selbftändigfeit Bayerns injoweit erhalten 
willen, als hiedurch die Geſammt⸗Intereſſen nicht geihädigt werben. Für 
bie innere Organifation Bayerns halten wir feſt an ber theils angebahnten, 
theils in Ausführung begriffenen focialen Reform. Die fociale Gejeßgebung 
fol die freie Bewegung jedes Einzelnen in ber Entfaltung feiner Thätigfeit 
ficherftellen und ber polizeilihen Einwirfung möglihft entrüden. Dieſe Thä⸗ 
tigfeit fol unterftüßt werben durch ein die allgemeine Bildung anftredendes, 
bie Gebiete ber Kirche und bes Staates richtig abgrenzendes Schulgeſetz. An 
basjelbe fol fi bie Freiheit der religiöfen Weberjeugungen, bie Unabhängige 
feit ber bürgerlichen und flaatsbürgerlichen Nechte von dieſen Ueberzeugungen 
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anreiben. Vereinfachung aller flantlihen Einrichtungen fol auch zur mög: 
lichten Vereinfachung des Staatshaushaltes und im Vereine mit einer Re⸗ 
buction ber Ausgaben für die bewaflnete Macht, ſobald bie politiſchen Zu- 
fände Europas diefe geftatten, zur Fernehaltung höherer Belaftung ber Staates 
angebörigen und jenem befriebigenden Stande unferer finanzen führen, deſſen 
ſich Bayern vor dem Sabre 1866 erfreute." Als anzufirebende Reformen 
wirb dann unter Anderem eine Umbildung ber erfien Kammer, fowie bes 
Staatsrathes, ferner die grumbfäßlicde Durchführung ber Verwaltungsgerichte 
angeführt und fchließlich bemerkt: „Die Thätigkeit bes beſtehenden Staats⸗ 
minifteriums nach ben feitber feftgehaltenen Grundſätzen wird in ber liberalen 
Mittelpartei eine Stütze finden, diefe muß aber dringend verlangen, baß bie 
Solidarität des Minifteriums ſich bewähre.* 


3. Dec. (Heffen). IL Kammer: Der Abg. Met ftellt neuerbings den 


Bund: 


Antrag auf Eintritt des ganzen Großherzogthums in ben nordd. 


„Im Hinblid auf den bisher völlig unberüdfichtigten Beſchluß ber zweiten 
Kammer vom 4, uni 1867, woburd die Regierung erjucht wurde, wegen 
Ausdehnung bes norddeutſchen Bundes auf alle ſüddeutſchen Staaten, jeben- 
falls aber wegen Eintritts bes ganzen Großherzogthums in den norbbeutichen 
Bund mit ber kgl. preußifchen Regierung fofort in Verhandlung zu treten; 
mit Rüdfiht darauf, daß bie feither verflojfene Zeit die volle Begründung 
diefes Beichlufjes im Intereſſe des deutſchen Vaterlandes und noch mehr zum 
wohlverftandenen Velten unferes Großberzogthums außer Zweifel gefett bat; 
in Berüdjichtigung namentlich, daß unfere Regierung ſeither alle wejentlichen 
in Oberheffen von felbft geltenden Gefee, Verordnungen u. f. w. bes nord⸗ 
beutichen Reichstags unverändert auch in Südheſſen einführen mußte und 
einführte und hiemit gerade das Anſehen und bie Stellung ber heſſiſchen 
Staatsgewalt in einem nicht günftigen Lichte erfcheinen ließ, während nach 
Eintritt Heffens in ben Norbbund ſechs Abgeorbnete mehr die jeßt völlig un— 
vertretenen Intereſſen Südheſſens im norbbeutichen Reichstage wahren bürfen; 
in endliher Erwägung, daß bie Zweitheilung Hefjens tagtäglih auf allen 
Gebieten des Öffentlichen Lebens zu größeren Unzuträglichfeiten führt.“ 

„ Bürttemberg). Eröffnung bes Landtags. Thronrede des 
Königs: 

„Liebe Getreuel Ach trete in dieſe Räume, Sie, die gefeglichen Vertreter 
meines geliebten Volkes, freundlich zu begrüßen. Danken wir vor Allem ber 
göttlichen Vorſehung für ben reichen Erntefegen, welden fie dem Lande ge: 
ipendet, und für die Quelle ber Wohlfahrt, welche fie dadurch eröffnet hat. 
Mit Vertrauen auf ben befonnenen Geift des württembergifchen Volkes habe 
ich im Berein mit den Ständen bes Königreihs an bie verfchloffene Wahl: 
ume jeden felbftändigen Staatsbürger berufen. Aus berjelben find neue 
Kräfte dem öffentlichen Leben zugeführt worben, und neu bat fi) die Landes: 
vertretung gefaltet. Auch fo wird fie — ich zweifle daran nicht — wie ihre 
Vorgänger jeit 50 Jahren treu ber Verfaſſung ihren fchweren Beruf erfüllen, 
ernſt und unparteiifh bie Hanblungen meiner Regierung prüfen und mit 

ingebung bie ſchwierigen Arbeiten erledigen, welche nad meinem Befehle 

ben fofort werden vorgelegt werben. Gin neues Steuergefeß ſoll bie 
Gleichheit ber ftaatsbürgerlichen Pflichten auf biefem Gebiete gerechter durche 
führen. . . . . Die Beleitigung ber politifchen Hinberniffe in Schließung von 
Ehen wird bie fittlihende Kraft der Ehe auf weitere Kreife ausdehnen. Ein 
Geſetz wirb die Rechtsverhältniſſe religiöfer Vereine im Sinne ber Religions> 
freiheit ordnen. Gleiches Maß und Gewicht mit ganz Deutichland und einem 
großen Theil von Europa wird ben Verkehr erleichtern und beleben. Die 
Ausführung der befchloffenen Reform bes Prozeſſes und ber Gerichtsverfaflung 
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ift fo gefördert, daß biefelbe mit bem 1. Februar FE. J. in. das Leben treten 
fann. Im Anfhluß bieran wird ein neues Gerichtsiportelgefeg Shrer Zus 
fimmung unterflellt werben. Die Vorrechte bes Fiscus und anderer gejehlich 
begünftigter Berfonen im bürgerlichen Rechte follen aufgehoben werben; ebenfo 
bie Berjonal:Erecution in Wechſelſachen. Mehrere Staatsverträge, beftinmt, 
ben interttationalen Verkehr zu regeln und zu fördern, werben Ahnen mits 
getbeilt werden. Sie finden unter ben Vorlagen bei Eröffnung dieſes Land: 
tages eine folche auf weitere Aenderungen der Berfaffung noch nicht, aber 
auch dieſe höchſt wichtige Frage wird bei verföühnlidem Sinne unb 
aufrihtiger Hingebung an das wahre Wohl Des Landes ihre 
zeitgemäße Löfung erhalten. Die Mittel und Wege biefür aufzufinden, wird 
meine Negierung bemüht fein. Wie bisher werde ich die freie Bewegung 
in unferem Staatsleben fördern. Im Vereine mit meinem Volke werde ich 
die Selbftändigfeit Württembergs wahren, im Einflange mit ihm 
werde ich die nationalen Intereſſen pflegen — mit ihm werbe ich bie 
Pflichten gegen das weitere Baterlandb treu unb patriotifhen 
Sinnes erfüllen.” 

Die Art und Weife, wie bie Thronrebe die Verfaffungsrevifion gewiſſer⸗ 
maßen von bem Wohlverhalten der Majorität abhängig zu machen fcheint, 
erregt vielfach Unzufriedenheit. 


5. Dec. (Württemberg). I. Kammer: Die demokratiſche Volkspartei 


trägt auf eine Adreſſe an den König an, die nationale Partei unter: 
fügt den Antrag, obwohl von einem anderen Standpunft aus. 
Die J. Kammer befchließt, Feine Antwortsadreſſe zu erlaffen. 


» (Baden). Antwort der Regierung durch bie Karlsr. Ztg. auf 


bie Schritte ber Offenburger Verfammlung: 

„Da diefes Schreiben, wenn basfelbe auch unmittelbar nur als bie Arbeit 
einzelner ber Theilnehmer zu betrachten fein wird, doch die Erflärung enthält: 
bie Regierung babe ihr Vertrauen nicht mehr, und fie feien der Anficht, der 
von ber Regierung freilich nicht neuerdings eingeichlagene, fondern dem Land 
und den Ständen feit Juli 1866 genugfam befannte, in allen Handlungen 
confequent feftgehaltene und von beiden Kammern gebilligte Weg werbe zu 
verberblichen Folgen führen, bielten bie Mitglieber des Staatsminifteriums 
fih verpflihtet, Sr. ?. Hoheit dem Großherzog über diefen Vorgang Bericht 
zu erftatten. Se. k. Hoheit ber Großherzog, welder in den näditen Tagen 
wieder in ber Nefidenz eintreffen wird, billigte die Anſchauung des Staats: 
minifteriums: die Regierung fei in Fragen ſowohl ber innern als ber natio⸗ 
nalen Politik durchaus nach ben bisherigen Grundſätzen fortzuführen. 
Schlieglih wird es faum einer weiteren Erläuterung bebürfen, daß, nachdem 
Herr Kiefer als Mittelsmann derjenigen unter ben Berfammelten aufgetreten 
ift, welche die Politik des Miniſteriums befämpfen wollen, berfelbe nicht mehr 
ferner in feiner bisherigen Vertrauensftelung (als Minifterialrath) belafjen 
werben konnte.“ " 


„» (Baben). Die fog. Offenburger befchließen in Mannheim, ihre 
Beſchwerden gegen das Minifterium Jolly in einer Broſchüre bars 
zulegen, deren Ausarbeitung Staatsrath Lamey überninmt. 

„ @ürttemberg). DO. Sammer: Wahl der Candidaten für 
ben Präfidentenftuhl. Die Volkspartei vermag mit ihrem Candidaten 


nicht durchzudringen. 

Nach ſechs vergeblichen Wahlgängen geht endlich Kanzler v. Geßler (mis 
nifteriell) mit 46 Stimmen gegen Probſt, der 42 erhält, als erfter Candibat 
hervor. Als zweiter wirb Mechtsconfulent Becher (Bollspartei) mit 47 gegen 
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41 Stimmen, bie fih auf Sarwey (miniftertell) vereinigten, gewählt, unb als 
dritter Defterlen (früher Volfspartei, jebt gemäßigte Linke) mit 46 Stimmen 
gegen 31 des Gegencandibaten Sarwey. Die Löjung wird nur dadurch 
herbeigeführt, baß nach und nach einige Anhänger bes bemofratifhen Candi⸗ 
daten zu befien Gegner übergeben, wahrfcheinlih um nur überhaupt eine 
Wahl möglih zu machen, weil außerbem bei der vollfommen gleichen 
Stimmenzahl (44) ber beiden Hauptcandidaten neben zwei bebarrlidh zer: 
fireuten Stimmen das Scrutinium obne Refultat, d. 5. ohne abjolute Mehr- 
heit hätte fortgejeßt werben Fönnen. Die Kammer if nämlich (bei 90 Mit: 
gliedern) vollzählig, fo daß eine Entſcheidung nicht etwa durch nachträglichen 
Zuzug von außen bewirft werben Fann. 

Neben der Kammer bilden die Regierungspartei, bie Nationalen und bie 
Linke befonbere Clubs. Die letztere fpaltet fich dabei in zwei getrennte Frac⸗ 
tionen, bie eigentlid bemofratiihe Volkspartei unter dem Präf. Karl Mayer 
(Redacteur des Beobachters) und in bie gemäßigtere großbeutjche unter dem 
Directorium von Probft, Frider und Defterlen. 

Der Erlaß einer Adreffe an die Krone wird mit großer Mehr: 
beit befchloffen und eine aus ben verfchiebenen Parteien zufammen- 
gefebte Adreßcommiſſion gewählt. 

Debatte: Pfeiffer (deutiche Partei): Ehe er die Thronrebe gehört habe, 
fei er gegen eine allgemeine politifche Debatte gewelen, weil babei nichts 
bherausfomme. Allein bie Haltung ber Thronrede in ben inneren Fragen 
nöthige zu einer Antwort. Hierüber zu fchweigen, hieße für eine Kammer, 
fi ihrer Würde begeben. Habe doch die Regierung feit Jahren bie Drings 


. Tichfeit ber Verfaffungsrevifion anerfannt. Unb nun, ehe die Regierung fich 


babe überzeugen können, wie weit fie mit ber neugemwählten Verfammlung 
kommen werde, habe fie ihr früheres Verfprechen einfach vergeflen und fage 
nur zum Troft, daß, wenn die Verfammlung hübſch artig fei und nicht zu 
ftarfe Oppofition made, doch vielleicht noch die Vorlagen eingebracht werden 
würben. Ein berartiges Vorgehen bürfe fih bie Kammer nicht gefallen laſſen. 
Durch die Wahlen habe das Volk unzweifelhaft fein Mißtrauen gegen das 
Minifterium ausgefprodhen, und nun fei in ber Antwortsabreffe Gelegenheit 
geboten, mit der Krone birect zu verfehren. Er wünſche nur, daß bie große 
politifhe Frage nicht in den Vordergrund geftellt werbe, weil ſie boch nicht 
bier entchieden werde; daß die freifinnigen Männer in ben inneren Fragen 


- zufammenftehen, um bamit einen größeren Erfolg zu erzielen — ben freibeit- 


lien Ausbau bes württembergifchen Staatslebens. Hölder (deutiche Partei) 
ftellt die äußere Bolitif in ben Vordergrund. In ber beutichen Frage müſſe 
man wiffen, auf welcher der beiden entgegengefeßten Parteianſchauungen das Mi« 
nifterium ftehe. In ber VBerfafjungsfrage handle es fih um Einlöfung einer 
k. Zufage, bie im Jahre 1864 gegeben und feitbem erneuert worden fei. 
Deiterlen (großdeutih): Ihn dränge es, ein wirklihes Mißtrauensvotum 
gegen das Minifterium als Antwort auf die Thronrede auszufprechen, nicht 
bloß ein fcheinbares, wie die National-Liberalen, die anders handeln, als fie 
reden. Mohl: Er fei Fein Freund bes Deinifteriums; er habe vielleicht noch 
nie jo wenig Vertrauen zu bemfelben gehabt, als jetzt; allein ihm wachſe bas 
Vertrauen zu bem Minifterium in demſelben Maße, als er Mißtrauen gegen 
basfelbe von Seiten ber preußiſchen Partei Tundgeben höre. Er wolle mit 
biefer Partei fein Bündniß eingehen, um das Minifterium zu flürzen. Er 


fürchte, biefelbe biete ein Bündniß nur an, um fi ſelbſt an’s Ruder zu 


bringen, und dazu wolle er nicht mithelfen. Er wolle nichts flürzen, ehe er 
wiffe, was nachkomme. Er erklärt fih fchließlich gegen die Abdreffe Mayer 
(Volkspartei): Ihm wachſe das Vertrauen zum Minifterium dadurch nicht, 
bag bie Preußen Mißtrauen gegen basfelbe äußern. Nein, bie Herren Preußen 
ſollen nur von ber einen, er und feine Freunde wollen won der andern Seite 
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bem Minifterium fo Tange Schläge verfeken, bis endlich — Klarheit in bie 
Situation fomme. Die Regierung müffe die Aktenſtücke über ihre auswärtige 
Politit dem Haufe vorlegen, bamit man enblid wife, wohin man geführt 
werbe, und nicht länger im Blinden tappe. Hölber weist bie Vorwürfe 
Mohls zurüd, die fog. Allianz feiner Partei mit ber Regierung bei ber heu⸗ 
tigen Pröfidentenwahl fei eine reine Frage der Zweckmäßigleit geweſen. — 
Der Miniftertifh iR unbeſetzt. 


8. Dec. (Baden). Der Großherzog kehrt aus dem fühlichen Frank⸗ 


12. 


15. 


reich wieder in ſeine Reſidenz zurück. 
„ (Württemberg). I. Kammer: Wahl ber Vicepräftbenten. 
Sieg ber vereinigten Linken. 

Als erfler Candidat wird Probſt (Linke) mit 45 Stimmen gewählt, als 
zweiter erft im britten Wahlgang Becher (Volkspartei) mit gleichfalls 45 
Stimmen und als britter Deflerlen (Line) mit 44 Stimmen. Probſt ſteht 
v. ‚Poler (Regierungspartei) mit 38 Stimmen gegenüber; bei ber Wahl bes 
jweiten und dritten Candidaten theilen fi v. Hofer und Hölder (national: 
liberal) in die Stimmen ber Gegenparteien, bie nicht mehr zufammenbalten. 
„. Württemberg). I. Kammer: Adreßentwürfe ber Mehrheit 
und ber Minderheiten ber Commiſſion. | 

Entwurf der Majorität (Probft, 9 Mitglieder): Derſelbe Ienft nach 
bem formalen, die Sätze ber Thronrebe umfchreibenden Eingang bie Aufmerk⸗ 
famfeit auf „bie dringende Nothwendigkeit ber längſt feierlich zugeſagten 
Berfaffungsreform" und beflagt, daß eine Vorlage hierüber nicht fofort bei 
Beginn ber Seifion gemacht worben. Es wird dann ausbrüdlich „bie wieder: 
holte Bitte” um eine ſolche Vorlage „noch im Laufe bes gegenwärtigen Land⸗ 
tags” gefiellt. Die fpeciellen Defiderien werben mit den Worten aufgeführt: 
„Die Zufanmenjegung ber Stänbeverfammlung entſpricht nicht mehr ben 
Forberungen ber Zeit, auch haben bie Kammern noch weſentlicher Befugnifie 
zu entbehren, welche für biefelben zu befriedigender Löſung ihrer Aufgabe in 
Anfpruch zu nehmen find." „Bereitwilliges Entgegenfommen von allen Seiten 
wirb — fo hofft der Entwurf — Württemberg eine VBerfaffungsreform verichaffen, 
welche das allgemeine Wohl, Freiheit und Recht verbürgt.“ Des Weiteren 
wird verlangt: ein Gefeßentwurf über eine neue Berwaltungs= Organifation, 
insbejondere über bie Weiterentwidlung bes Selbftverwaltungsrechts der Ge: 
meinden und Körperfchaften, unb die Herflelung einer unabhängigen und 
jelbftändigen Bermwaltungsrechtspflege, welcher Gegenſtand in ber Thronrede 
feine Erwähnung gefunden hatte. „So wichtig indefien — fährt ber Adreß⸗ 
entwurf nun fort — der Ausbau ber inneren Einrichtungen bes Lanbes ift, 
jo wird berjelbe an Bebeutung noch weit überragt durch die Fragen, welche 
fih an das Verhältniß Sübbeutfhlands zum Norden fnüpfen. 
Ew. Maj. haben auszufprechen gerubt, daß von Allerhöchſt Denfelben im 
Berein mit dem württembergifchen Volke bie Selbftändigfeit bes Staats folle 
gewahrt, daß im Einklange mit bem Volke die nationalen Intereſſen follen 
gepflegt und die Pflichten gegen bas weitere Vaterland treu follen erfüllt 
werben. Gewiß entfpricht es dem nahezu einfiimmigen Willen unferes Volles, 
bie Selbftändigfeit bes Lanbes erhalten zu ſehen, aber wir vermiffen 
eine conjequente VBerfolguug biefes Zwedes. Die Vereinigung zu 
einem Bunde von internationaler unabhängiger Eriftenz (Sübbund) ift ben 
füdweftdeutfchen Staaten im Prager Frieden vorbehalten, und es bürfte Teine 
Meinungsverichiedenheit darüber beflehen, daß eine ſolche Vereinigung ber 
Kräfte der in ihrer Vereinzelung zu ſchwachen Staaten bas natürlichfte Mittel 
wäre, die ber Selbftänbigfeit drohenden Gefahren abzuwenden. Wir verfennen 
bie Schwierigfeit ber Herftellung eines ſolchen Bundes unter ben jegigen 
Berbältniffen nicht, es kann biefe Schwierigkeit aber bie ſüddeutſchen Regier⸗ 
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ungen ber Pflicht nicht entbindben, bie Berfländigung umb engfle Verbindung 
unter fih zum Awede ber Erhaltung ber Selbflänbigfeit ihrer Staaten zu 
erfireben, und um fo dringender ift bie entichiebenfte Vermeidung jebes 
Schrittes geboten, welcher unfer Land in ein weiteres Abhängigkeitsverhältniß 
bringen könnte. Niemals wird unfer Volk ber Aufgabe untreu werben, mit 
feiner Regierung Hanb im Hand bie uationalen Jutereſſen zu pflegen und 
bie nationalen Pflichten zu erfüllen. Aber es if ihm aud an ben Thatjachen 
das Bewußtſein gereift, daß die Ginheit des Militärflantes, ber fich andere 
deutſche Stämme mit Gewalt unterworfen bat, daß eine Einheit, bie feine 
Freiheit und feinen Wohlſtand ſchädigt, während jie doch nicht das ganze 
Vaterland umſchließt, ed nicht ift, für welche ibm Opfer zu bringen obläge; 
daB es vielmehr diejer Ginbeit zu widerſtreben berufen if, um eine Föde⸗ 
ration möglih zu erhalten, welche die berechtigte Selbitregierung und mit 
ihr bie freibeitlihe Bewegung zu ihrem Principe hat. Von jeiner Regierung 
darf das Volk die Webereinfimmung mit diefen feinen Beſtrebungen erwarten, 
und wir glauben eine Pflicht gegen Cw. k. Maj. zu erfüllen, wenn wir ehr: 
furdtsvoll darauf aufmerfjam maden, daß das Berirauen bes Bolfes 
fi einer Regierung volllommen entziehen würbe, welde zur 
Erhaltung ber bedrohten autonomen Stellung uuferes Staates nicht Alles, 
was in ihren Kräften flieht, auf's Sorgfältigfte anzumenben bemüht wäre.” 
— Der Entwurf ſchließt mit folgenden Worten: „Die Greignijje verlangen 
gebieteriich die aufrichtige Einigung zwifchen Regierung und Boll. Tem in 
ſich nicht befriedigten Staat wird in bieler Zeit ber Gewalt jeber Anſtoß von 
Außen zum VBerberben gereihen. Dem Regenten, ber jeinen feften Willen 
beweist, Staat und Bolt nah Außen zu ſchützen, ber in Geſetz und Ber: 
fafjung dem Bebürfnifje eines zur Freibeit gereiften Volkes gerecht zu werben 
firebt, wird in ber innigen Anhänglichkeit und bem feflen Muthe feines 
—5 — die Kraft zu Theil werben, die drohenden Gefahren mit Erfolg zu 

Entwurf ber erfien Minderheit (Regierungepartei, v. Hofer, 2 
Mitglieder) beantragt Ratt bes Pafjus ber Majorität über bie beutiche Trage 
zu lagen: „Wir, bie Vertreter des württembergijchen Volkes, wünſchen noch 
heute, wie früher, eine nationale Berbinbung mit bem Rorden unjeres 
beutichen Vaterlandes. Allein wir find noch jebt ber Ueberzengung. daß, was 
ber Eintritt in ben norbbeutichen Bund Württemberg an Opfern auferlegen 
würde, nicht bem Maße von Selbfländigfeit und Freiheit entipricht, welches 
wir Württemberg erhalten wollen. Wir können bader biejen Eintritt 
nicht erfireben. Wir find aber mit Ew. Maj. entichlofjen, auf dem Boden 
bes durch die Allianz= und Zollvereinsverträge begründeten öffent: 
lichen Rechtszuſtandes in Deutihland die Pflichten gegen das weitere Vater: 
Iand, vor Allem aud in gemeinfamer Abwehr gegen Angriffe von Außen, 
treu und patriotiihen Sinnes zu erfüllen, und bereit, zur Förderung ber 
nationalen Intereſſen mitzuwirken, namentlich bie gemeinfame Geſetzgebung 
auf dem buch bie Zolleinigung eröffneten Gebiet nad Bebürfuiß auszus 
bebnen. Dem erhabenen Regenten, ber feinen feften Willen beweist, Staat 
und Volk nad Außen zu fügen, die nationalen Pflichten mit ben Forder⸗ 
ungen ber berechtigten Selbitändigkeit Württembergs in Einflang zu bringen, 
und in Gefeh und Verfaſſung den Bebürfniffen bes Volkes in freiheitlihem 
Sinn gerecht zu werben firebt, wird in ber innigen Anhänglichfeit und dem 
feften Muth feines Volkes bie Macht zu Theil werben, drohende Gefahren 
mit Erfolg zu beſtehen ·“ 

Entwurf ber zweiten Minderheit (deutſche Partei, Hölder, 4 
Mitglieder) will bafür jagen: „Die Worte, welde Ew. Maj. bei Eröffnung 
ber Stänbeverfammlung über bie nationalen Fragen geiprochen haben, er: 
mutbigen uns, bierüber Ew. Maj. unfere Anficht offen darzulegen. Den 
Pflichten gegen das engere und weitere Vaterland werben wir gerecht werben, 
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wenn unfer Verhalten in ben deutſchen Angelegenheiten von bem Geifte auf: 
richtiger Verſöhnung getragen if. Durch die von Ew. Maj. mit bem 
norbbeutichen Bunbe und Preußen abgeichloffenen, von dem letzten Landtage 
genehmigten Zollvereins: und Allianzverträge ift bie in ben tyriedensverträgen 
gewährleiftete nationale Verbindung des beutfchen Südens und Norbens ans 
pebabnt, Die Pflicht Württembergs ſteht uns feft, zur Vertbeibigung bes 
eutſchen Baterlandes im Falle der Gefahr mit feiner ganzen Kraft einzuftehen. 
Die fiherfte Gewähr für deren Abwendung und für die Erhaltung bes Fries 
bens liegt in ber Weberzeugung bes Auslandes, daß ber Süden wie ber 
Norden Deutſchlands entſchloſſen ift, jeden Angriff von Außen unb jebe 
auswärtige Einmiſchung in bie MWeiterentwidlung der beutichen Ber: 
faffungsfrage mit Entjchiebenheit zurückzuweiſen. Wir vermögen indefien bie 
nationale Verbindung ber ſüddeutſchen Staaten mit Norbbdeutfchland noch 
nicht als eine vollendete zu erfennen. Insbeſondere bedürfen außer ben Zoll: 
und Hanbelsangelegenbeiten noch manche Fragen bes öffentlichen Rechts, ber 
nationalen und materiellen Intereſſen der Negelung durch eine gemeinfame 
Gefeggebung. Wir vertrauen zu der Weisheit und bem patriotiſchen Sinne 
Ew. Maj., daB Höcftdielelben die Hand nicht abzichen werden von einer 
Löſung ber nationalen Aufgabe, in welcher bie berehtigte Selbſtändig— 
feit des Einzelftaats mit ber bunbesftaatlihen Einigung Deutfd-: 
lands ihre Verjöhnung findet. Eine Verbindung der fübbentihen Staaten 
unter fih (Südbund), durch welche diefelben, anftatt den Bruderſtämmen im 
Norden näher zu treten, vielmehr von diefen getrennt würden, müßten wir 
als eine Beſchädigung ber wichtigften Antereffen nicht nur bes weiteren, 
fonbern vor Allem unferes engeren Vaterlandes anfehen. Königl. Majeftät! 
Niemand vermag fich bes Gefühls zu erwehren, baß bie Zeit ernft, bie Zu⸗ 
funft drobend if. Steht aber die Regierung Ew. Mai. feit zu Deutfchland, 
jucht fie, foweit e8 von ihr abhängt, ben berechtigten Forderungen bes Volkes 
im Innern zu entiprechen, jo fünnen wir getroften Muthes der Zukunft ents 
gegengeben. In treuer Verbindung von Fürft und Volt wirb, wie fo oft 
in vergangener Zeit, Württemberg auch dießmal jede Gefahr zu beftehen 
willen.“ Es fällt in dem Entiwurfe der demofratiichen Parteien auf, baß bie 
Gründung bes fog. Sübbundes geradezu ale „Pfliht” und „Beruf“ bezeichnet 
wird, und nicht minder, baß nunmehr felbft der Entwurf der Regierungs⸗ 
partei einer „Ausbehnung” ber Competenz bes Zollvereins bas Wort redet. 


17. Dee. (Württemberg) IL Kammer: Beginn ber Wbreßbebatte. 
Debatte über bie Frage ber Verfafjungsreform. 


Die Regierung nimmt biefem Theil der Adreßdebatte den Stachel, in- 
bem ber Minifter v. Geßler gleih zu Anfang erflärt: Die Thronrebe Habe 
fih nur auf bie fpecielle Bezeichnung ber bereits fertigen Geſetzentwürfe ein- 
gelaffen. Die Thätigkeit der Kammer fei aber mit diefen Gefetentwürfen 
durchaus noch nicht erihöpft. Es fei bie beflimmte Abficht ber Regierung, 
bie Berfaffungsreform noch auf biefem Landtag vorzulegen. Zwiſchen 
dem, was bie Thronrebe über biefe Frage fage und dem Antrage ber Com⸗ 
miffion, beftehe ein eigentlicher Unterjchied nicht. Die Frage ber Verfaffungs: 
reform fei eine ber ſchwierigſten, deßhalb fei e8 nothwenbig, daß bie Factoren 
ber Gefehgebung fich vorher gegenfeitig Tennen lernen, bejonbers ba es ber 
Regierung um eine Verfländigung ernftlich zu thun fe. Karl Mayer 
erflärt fih von feinem Standpunkt aus mit Heftigfeit und im verlebender 
Weile gegen bie Site ber Privilegirten in ber II. Kammer unb gegen bie 
Eriftenz einer I. Kammer überhaupt und ftellt bießfalls zwei Amendements. 
Auch Hölder erflärt fich gegen bie Privilegirten und für bloß eine Kammer, 
doch fei ihm letzteres nicht jo wichtig, um barüber bie Verfaffungsreform übers 
haupt zu gefährben. Bei ber Abflimmung wird biefer Abfchnitt des Adreß⸗ 
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entwurfs angenommen und bleibt Mayer mit 34 gegen 23 Stimmen in ber 
Minderheit. 

18—19. Der, (Württemberg). II. Kammer: Aoreßdebatte. Debatte 
über die deutſche Frage. Nah Schluß ber Generaldebatte wird zu- 
nächſt über bie Frage entſchieden, welder von ben brei Entwürfen 
ber Specialbebatte zu Grunde zu legen fei: der Entwurf ber beut- 
hen Partei wird mit 64 gegen 23, ber ber Regierungspartei mit 
51 gegen 36 Stimmen abgelehnt und mit 46 gegen 41 Stimmen 
beihloffen, den ber Commiſſionsmehrheit (Probft) ihr zu Grunde zu 
legen. Specialdebatte, Rede des Minifters VBarnbüler gegen bie Volks⸗ 
partei. Ein Amendement für Aufrechthaltung der Allianz: und Zoll- 
verträge wirb mit 50 gegen 36 Stimmen angenommen, derjenige 
Paflus, in dem ein unzweideutiges Mißtrauenspotum gegen die Ne- 
gierung zu liegen ſchien, geftrichen, die gegen Preußen feindfelige 
Stelle ausgemerzt und barauf fchließlih die fo amenbdirte Adreſſe 
mit 59 (ber Regierungs:, der beutfchen Partei und ber entichie- 
benften Elemente ber Volfspartei) gegen 38 Stimmen abgelehnt. 

Nede bes Minifters v. Barnbüler: „Ob ich im Sahre 1866 in 
Nitolsburg und Berlin durch Abſchluß des Friedens: und Allianz = Vertrages 
bas Richtige gethan babe, wird bie Gefchichte Lehren; ich habe das Bewußt⸗ 

ſein in mir, das Belle meines Vaterlandes gewollt zu haben. Der Weg rad) 
Nikolsburg war mühevoll und ſchwer; chen deßhalb hätte ich es für unrecht 
gehalten, diefe Aufgabe abzulehnen und einem andern zuzumälzen. — Ich gebe 
nun über zu ben Angriffen gegen die Regierung. Es ift ung ein Schwanfen, 
eine Unficherbeit in ber Bolitit vorgeworfen worden. Sie wiffen, welche Kämpfe 
in biefem Haufe und im Lande wegen ber Genehmigung bes Allianz: und 
Zollvertrages geführt worden find. Damals haben bie Gegner der Ver⸗— 
träge die Tragweite derſelben möglichſt übertrieben und mich als denjenigen 
bingeftelt, ber Württemberg ins preußiiche Lager binüberführen molle; fie 
behaupteten, nur der Einbrud ber großen Perfönlichkeit und ber preußiſchen 
Macht, die ich gejehen Hatte, Habe mein Verhalten beftimmt und beſtimme es 
jett noch. Von entgegengefegter Seite wurde ich gerabezu als Anhänger ber 
preußifchen Partei angefeben; man hoffte hier wirflid, ich werde Württem: 
berg ohne Verzug in ben Nordbund führen, und biefes Gerücht ging durch 
bas ganze Land. Die Zollparlamentswahlen ſtanden Damals bevor und es 
war befhalb nothwendig, mich hierüber Flar auszubrüden. Ich ſagte da= 
mals, baß bie Verträge das Maß besjenigen ausfüllen, was bie nationale 
Pflicht erfordere; ich jagte, baß, wenn bie Abgeordnetenfammer einen Bes 
ſchluß auf Eintritt in den Nordbund faſſen würde, ih Sr. Majeftät rathen 
müßte, an bas Volk zu appelliven, und wenn bie hierauf gewählte Kammer 
basjelbe beichlöße, jo würde ih Sr. Majeftät das Weitere anheimgeben, aber 
nicht anders als auf conftitutionellem Wege. Dieſe Erflärung wurde von 
beiden Parteien für ihre Abfichten benüßt, und dabei wurde meine klare An⸗ 
fiht, die heute noch biefelbe ift, entftellt. Die Verträge müffen gehalten wer: 
ben, das ift die nationale Pflicht: weiter zu gehen ift Fein Anlaß, damals nicht 
und jetzt nicht. Bei ben Zollparlamentswahlen und im Zollparlament bin 
ich derſelben Anficht treu geblieben; meine Anficht ift und war, das Zoll: 
parlament in feinen Competenzen fetzubalten, e8 nicht übergreifen, nicht zum 
Bollparlament werben zu laſſen; dasfelbe bat auch ber von mir mitunter: 
zeichnete Proteft ber ſüddeutſchen Fraction ausgeſprochen. Das Zollparlament 
ift auch innerhalb feiner Competenz geblieben: die wenigen Beichlüffe, bie 
man anders auffafjen Tonnte, wurden vom Zollbundesrath bei Seite gelegt, 
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und weder bie Beforgnifje der einen, noch die Hoffnungen der andern haben 
fih verwirffiht. — Was nun bas fpätere Verhalten der königl. Regierung 
Preußen gegenüber betrifit, jo erkläre ich: es ift niemals von diefer Seite 
auch nur bie geringfle Andeutung gemacht worden, daß man uns in unjerer 
Selbftändigkeit ſtören wolle. Ich frage Sie, was Tann man in foldhen Ber: 
bältniffen Flügeres thun, als fich ruhig verhalten? Es Tam Fein Anlaß vor, 
ber die guten Beziehungen irgenb zu beeinträchtigen geeignet war, doch gewiß 
das Erfreulichite für Alle, welchen an der Selbftändigfeit Württembergs ges 
legen. Bei mehreren fehr wichtigen Vertrags:Abjchlüffen, fowie bei Bejegung 
ber Zoliftellen bat fi) Preußen jehr entgegenfommend gegen uns gezeigt. 
Auch das Verhältniß zu unjeren Nachbarſtaaten ift durchaus ein freundliches. 
Speciel mit Bayern ſtehen wir im beiten Einvernehmen. Wir beftreben 
uns, alles, was ſich als gemeinfame Thätigfeit darftellen Tann, wo möglich 
gemeinfam zu bejorgen. Freilich zeigt ſich, wo bie Intereſſen ber Staaten 
collidiren, eine ausgejprochene bayerijche, württembergiiche, badiſche Tendenz, 
wie das in ber Natur ber Sache liegt. Nichtsbefloweniger hat 3. B. Bayern 
bei Anlaß ber legten Eifenbahnverhandlungen uns Zugeſtändniſſe gemacht, welche 
nur in ber gemeinjamen Pflege des guten Einvernehmens ihre Begründung 
haben. Am Militärweien find wir beitfebt, eine gemeinfame Organifation 
durchzuführen, damit die ſüddeutſchen Heere im Falle eines Krieges zu: 
fammenwirfen Tönnen; aber nicht gegen unſere Brüberftaaten im Norden, 
fondern mit ihnen und für fie. Wenn wir deßhalb ung bemühen, ben preu⸗ 
Bifchen Heereseinrichtungen uns zu nähern, jo liegt das in ber Beitimmung 
bes deutſchen Heeres, fich gemeinfam zu fchlagen, und in ber bewährten Tüch⸗ 
tigfeit ber preußifchen Organifation. Wir verfolgen alle conjequent den Weg, 
uns jo weit zu einigen, al8 die Selbftändigfeit ber Staaten und bie Eigen 
thümlichkeit der Intereſſen irgend zuläßt. Auch im Eifenbahntarif wird die 
Einigung erjtrebt; aber bier find einmal entgegengejegte Intereſſen. Sie 
würden mir gewiß nicht geftatten, baß ich die württembergiichen vernachläſſige. 
Dagegen ift weiter das zu Stande gebradt, daß Bayern und Württemberg 
ihre Eonfulate regelmäßig in eine Hand legen werden. — Was nun Ihre 
Adreſſe betrifft, fo ift vor allem das feilzuhalten, daß fie eine Antwort auf 
bie Fönigliche Thronrebe if. Hier ift Far ausgelprochen, baß ber König bie 
Seldbftändigfeit Württembergs zu wahren entfchloffen iſt und daß 
er ſich hierin auf bas Einverftänbniß mit feinem Volk verlaffen zu Tönnen 
glaubt, und er Tann fih darauf verlaffen, das fpreche ich bier mit voller 
Ueberzeugung aus. Niemand, auch diefenigen nicht, welche bavon geſprochen 
haben, „jo wie e8 fei, könne es nicht bleiben“, wird ber Anficht ſein, daß 
Württemberg aufhören fol zu beſtehen. Die Thronrebe fagt weiter, daß bie 
nationalen Sntereifen im Einklang mit bem Bolt gepflegt werden follen, und 
bieß ift fehr wohl möglich, ohne bie Selbftändigfeit unferes Staates zu bes 
einträchtigen. Die Staatsregierung will bie Verträge mit Preußen treu 
und Ioyal halten, fie follen nicht erfüllt werben wie von einem ſäumigen 
Schulbner, ſondern patriotiſchen Sinnes; im Geifte ber nationalen Pflicht, 
bie dadurch erfüllt wird. Diefer Geift ift e8, der uns leitet, wenn wir das 
gu in einen Zuftand u bringen fuchen, ber es ebenbürtig macht, an bie 

eite ber anbern deutfchen Heere treten zu Tönen, bamit, wenn heute ein 
Krieg ausbricht, bie württembergiihen Fahnen fih nit zu Ihämen haben. 
Auch bierin vertraut ber König jeinem Volke. Er Tann e8, ich werbe darin 
feinen Wiberfpruch finden. — Sch gehe nun über zu bem Entwurf ber Ant: 
wort auf biefe königl. Anſprache. Die Vereinigung ber ſüddeutſchen Staaten, 
die man von der Regierung verlangt, ift nichts anderes als der Südbund. 
Hätte ich barüber einen Zweifel gehabt, die hier gehaltenen Neben hätten mich 
bavon überzeugt. Alfo nicht bloß eine VBerftändigung mit den Nachharftaaten, 
bie ja auch wir anftreben, fondern ein flaatliches Gebilde. Ich frage nun, ift 
ein ſolches möglih? Wenn man fich dasjelbe benft, wie der Hr. Abgeorbnete 
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K. Mayer, ber hierin ganz conſequent iſt, als ſübdeutſche Republik mit 
Anlehnung etwa an bie fchweizeriiche Cidgenofjenihaft und bald vielleicht 
unter dem Protectorat einer noch größeren Macht, dann allerdings ift der⸗ 
jelbe recht wohl möglih, wenn man bas dafür bieten kann, was ber Hr. 
Abgeordnete dafür geboten hat, „einige Kronen“. Ich aber, der ich ben Eid 
geſchworen babe, das unzertrennliche Wohl des Königs und Vaterlandes zu 
wahren, ich kann bie Krone meines Königs nicht Für ben republifanifchen 
Südbund bieten. Sehen wir aber ab von diefen Idealen und fragen uns, 
ob außerdem das flaatlihe Gebilde des Südbundes ein organtiches Leben 
führen könnte? Sie werben mir zugeben, baß eine ftaatlihe Organifation 
etwas zu thun, eine Competenz haben muß. Wie wollen Sie nun biefe 
für Ihre Gentralgewalt, für Ihr Parlament beftimmen? Doch nicht geringer 
als die Competenz des norddeutſchen Bundesraths? Dann müßten die Re: 
gierungen ber ſüddeutſchen Staaten an das Bundesorgan abtreten alle bie: 
jenigen Gegenftände, welde in ben 15 Ziffern bes Art. 4 ber norbbeutichen 
Bundesverfafjung aufgeführt find. Dabei haben Sie zu bedenfen, daß Würt: 
temberg und Baden in ben Bundesorganen gegenüber von Bayern ftets in 
ber Minorität wären. Sie müßten fi) von Bayern vorjchreiben lafien, wie 
Sie die württembergifchen Eifenbahnen, Telegrapben und Bolten einzurichten 
haben u. |. w. Das ganze württembergiiche Volk würde gegen ein foldyes 
Erperiment fich erheben. Die Bayern würben Bayern, bie Württemberger 
MWürttemberger auch in einem ſolchen Bunde bleiben. Die Majorität würde 
vor allem für fich forgen. Wenn Sie all bie Gegenftänbe ins Auge fallen, 
welche bem Bunde zufielen, fo würbe gewiß bald ber Gedanke Platz greifen, 
wenn wir einmal folde Dinge haben follen, fo wollen wir fie 
lieber mit ganz Deutjhland, als mit Bayern gemeinſchaftlich 
haben. Wenn Ihre Noreffe wie die Thronrede bie Pflege ber nationalen 
Sntereffen erwähnt, jo muß zunähft auffallen, daß nit auch, wie in der 
Thronrebe, gejagt wird, daß dieß patriotihen Sinne geichehen jol. Wenn 
Sie bann in Sa 17 fagen, daß ber preußiſche BWeilitärftant es nicht fei, 
welchem Opfer zu bringen unferem Volke obläge, fo .fcheint bas ein Wider: 
ſpruch gegen bie abgejhloffenen Berträge, welde uns folde Opfer 
auflegen, jo heißt das nichts anders als: „biefem Staat halten wir die Ver⸗ 
träge nicht“. (Widerſpruch von allen Seiten.) Ich freue mich biefes Wider» 
ſpruchs, denn ich fehe daraus, daß Sie die Verträge nicht -beanftanden wollen; 
es ergibt ſich daraus, daß bie Adrefje nicht richtig gefaßt ift, benn Sie müffen 
mir zugeben, baß meine Auslegung möglich if. Sch Habe wirklich biefen 
Sinn darin gefunden und freue mich, daß es ein Mißverftänbniß war. Außer: 
bem ift in Sag 17 von einem deutſchen Staat in einer Weife gefprochen, 
bie dem Gefühl einer leibenjchaftlihen Verſtimmung einen braftiihen Aus- 
brud gibt. Ich möchte Ahnen zur Erwägung geben, baß eine ſolche Sprache 
nicht bazu beiträgt, bie Stellung derjenigen — mögen fie fein, wer fie wollen 
— zu erleichtern, welche die Aufgabe haben, das Wohl Württembergs in 
feinen auswärtigen Beziehungen zu fördern. Auch in ber Politif wie im 
Privatleben fommt man weiter mit verföhnlidem Sinn, als mit grollender 
Leidenſchaft. — Endlich noch einen Punkt. Sie felbft werben nicht verfehren 
wollen mit Miniftern, welche nicht ein ſehr feines Gefühl für jeden Ausdrud 
bes Tadels haben. Wenn Sie nun ben Schluß bes Satzes 13 ind Auge 
faffen, worin Sie eine confequente Verfolgung des Zwedes, bie württem- 


bergiſche Selbftändigfeit zu erhalten, vermiffen, und wenn Sie bamit zu⸗ 


fammenhalten Sag 18, worin Sie, wenn auch bedingt, von völliger Ent⸗ 
ziehung bes Volksvertrauens fprechen, fo fieht bas einem Mißtrauens- 
votum gegen uns jehr ähnlich. Wir haben daher zu erwarten, baß wir 
hierüber eine ſehr beſtimmte Erklärung von Seiten des Herrn Bericht⸗ 
erfiatters erhalten.“ 


2. 


Die ſddeniſchta Hanten. 19 


Dee. (Bayern). I. Kammer: Die fociale Gefeggebung nimmt 
beide Gemeinbeorbnungen, für bas biesfeitige Bayern unb für bie 
Rheinpfalz, mit allen gegen 4 (ultramontane) Stimmen an. 

(Württemberg). Der Eintritt des künftigen Thronfolgers in 
das preußiſche Garbecorps ift eine beſchloſſene Sache, 

„ (Württemberg). . II. Kammer: Mahl des engeren ſtändiſchen 
Ausſchuſſes. Die demokratiſche und großdeutſche Volkspartei unters 
Tiegt barin. Vertagung auf unbeftimmte Zeit. 

» (Baden). Die Regierung löst ein Srauenklofter, das fi ohne 
gefegliche Bewilligung gebildet hat, auf. 

m (Baden). Größere Verfammlung ber fog. Offenburger wieder in 
Dffenburg. Die gehaltenen Reben weilen einen Geift entſchiedener 
Verſöhnlichkeit auf, ber es bod nicht zu einem förmlichen Bruche 
mit ber Regierung treiben will; ebenfo das angenommene befinitive 
Programm: 

„I. Die liberale und nationale Bartei Babens nimmt eine felbfts 
ſtändige Stellung ein. Sie wird feine foftematifhe Oppofition machen, viel⸗ 
mehr die Regierung in allen Mafregeln unterflügen, welde ihren Grund⸗ 
fügen gemäß find, aber auch die Regierung bekümpfen, wo fie benfelben zu⸗ 
wider handelt. II. Deutfhe Politik. 1) Die Partei wird das frühere 
Programm des möglift baldigen Eintritt bes Südens und insbejonbere 
Babens in ben norbd. Bund fefthalten und biefen Eintritt nach Kräften fürs 
dern. Sie wird jede Gelegenheit hiezu mit Nachdruck und Energie benugen. 
2) Als eine Bürgſchaft für die Erreihung bes nationalen Zieles erfennt fie 
bie gleihförmige Organifation ber Truppen mit dem norddeutſchen Heere. 
Sie wirb auch fernerhin zu ben Opfern bereit fein, welde eine entfchiebene 
nationale Politik erfordert. Um fo mehr glaubt fie darauf dringen zu müſſen, 
baß überflüffige Ausgaben dem Lande eripart und unnöthige Zuthaten, welde 
ben Verhältniſſen bes Landes und ber Anihauung unſeres Volkes zuwider 
find, vermieden werben. Soweit es als zuläffig ericheint, ohne bie Wehrkraft 
bes Heeres zu ſchwächen, wird fie in Uebereinftimmung mit ben Vorbehalten 
des Landtags von 1867—68 auf eine Abkürzung ber Präfenzzeit mit Ents 
fiebenheit hinwirlen. 3) Sie ift ber Weberzeugung, baß eine frucht⸗ 
dringende nationale Politit nur in einer Verbindung mit einer unzweis 
beutigen liberalen Politit hier zu Lande haltbar ift, und begehrt bie Durds 
führung ber notäwenbigen Reformen unferer Verfaſſung, Gefeggebung und 
Selöftverwaltung in dem Sinne, daß das badiſche Gemeinwelen bereinft als 
ein gefundes Glieb bem Körper bes deutfchen Neidjes fich einfge, 4) Mit 
ben gleicgefinnten Parteien in ben übrigen fübdentfchen Staaten, welde 
ebenfalls die nationale Verbindung von Süddeutichland mit dem Norbbunde 
anftreben, ift fortwährendes Ginverftänbniß zu pflegen und zufammen zu 
wirken.” Der zweite Theil des Programms bejchäftigt ſich ſpeciell mit inneren 
Fragen. Bezüglich Cultus und Kircpe wird jede Begünftigung einer engen 
und unbulbfamen confeffionelen Rihtung zurüdgewielen, weil jie dem Geifte 
unferes Jahrbunberts zumwiberift und die geiftigen Intereſſen ber deutſchen Nation 
ſchwer [häbigen würde; dagegen wirb enblich eine männliche und or qlie ende 
Durchführung der Rechte des Staats und der bürgerlichen Geſellſchaft gegens 
über ber Kirhengewalt verlangt. — Bezüglich ber Reform ber Wahl zur 
Abgeordnetenfamnter wird geheime Stimmabgabe und direkte Mahl gefordert. 
Im legten Punkte herrſcht aber keineswegs Einſtimmigkeit. Weiter wird 
gefordert: Reform ber I. Kammer, einjährige Qubgetperioden, Reform ber 
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Gemeinde: und Gerichtsberfaſſung, des Steuerweſens und größere Arbeit für 
Hebung der geiftigen Bildung. Zur Organifirtung und Leitung der Partei 
ift ein Ausſchuß niedergefekt. 

— Dee. (Baden). Mehrere angejehene Liberale Tath. Confeſſion in 
verjchiedenen Theilen des Landes, in Offenburg, Freiburg, Conftanz 
erhalten Tirhlide Verwarnungen [die fpäter wiederholt und zufekt 
wenigftens in cinem Falle, gegen ben Bürgermeifter Stromeyer in 
Conftanz, bis zur förmlihen Ercommunication gefteigert werben]. 


II. 
Oefterreihifh-Ungarifhe Monarchie. 


1. San. (Defterreih). Die offizielle Wiener Ztg. verkündet die vom 


30. Dec. 1867 datirte Ernennung bes neuen Minifteriums „für 
die im Reichsrath vertretenen ‚Königreiche und Länder”: 

Fürft Carlos Auersperg Präfibent bes Miniflerratbs; Graf Taaffe 
Stellvertreter des Minifterpräfidenten und Minifter für Lanbesvertheidigung 
und öffentlihe Sicherheit; Edler v. Plener Handelsminifter; Ritter v. Has: 
ner Minifter für Eultus und Unterricht; Graf Potozki Aderbauminifter; 
Dr. jur. Giskra Minifter bes Innern; Dr. jur. Herbſt Juſtizminiſter; 
Dr. jur. Breftel Sinanzminifter; Dr. jur. Berger Minifter ohne Portefeuille. 

Das amtliche Blatt veröffentlicht zugleihh ein von den neuen 


Miniſtern contrafignirtes Geſetz vom 31. Dec, 1867 betr. bie Fort: 


erhebung der Steuern und Abgaben für bie Beitreitung des Staats- 
aufwandes bi8 Ende März d. J. | 


„ Die jchwebende Schuld der Geſammtmonarchie (in Staatsnoten) 
beträgt mit dieſem Tage nad) offiziellem Ausweis 399,999,999 ff. 
50 fr. — es fehlen aljo an dem gefehlichen Marimum nur 50 fr. 


„ Eine Eurrende des Reichsfinanzminifters v. Becke, durch melche 
berfelbe „vorläufig” das Staatsfhuldenwefen in Teinen Wirkungs⸗ 
kreis einbezieht, erzeugt einen Competenzconflict zwiſchen ben brei 
Minifterien, | | 

indem das ungarifhe Miniſterium gegen biefe Anordnung als eine Vers 
feßung ber Ausgleichs» und Verfaffungsgejeße fofort Proteft erhebt. Dasfelbe . 
ftüßt fich dabei auf die Erwägung, daß bie Staatsihuld, nachdem Ungarn 
burch feine fire Beitragsquote jeder weiteren Verpflichtung enthoben Wworben, 
eine ausſchließlich cisleithanifche Angelegenheit darftelle und fürchtet in ber 
Vebernahme berfelben in das Neffort bes Reichsfinanzminifteriums ein Prä⸗ 
jubiz, welches, bem Ausgleich entgegen, bie Staatoſchuld doch wieder als eine 
gemeinfame Angelegenheit einführen könnte. 
„ ODefterreig) Die Wiener Handels: und Gewerbekammer 
entipricht dem Anfinnen des Vorftandes bes deutſchen Handelstags 
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und erflärt ihren Austritt aus dieſem lebteren, ber fortan auf den 
deutſchen Zollverein beſchränkt werben jol. Die übrigen öfterr. 
Mitglieder des Handelstags folgen dem Beijpiel. 

. San. (Ungarn). Der Landtag nimmt nunmehr die Wahl ber De: 
Vegation vor: bie Oppofition fpaltet fih, die Linke (Ghiczy und 
Tisza) betheiligt fi an den Wahlen activ und palfiv, Die äußerfte 
Linke nicht. 

5. „ ODeſterreich: Oberöfterreih). Mehrere öffentliche Blätter er- 
halten bifchöflihe Schreiben, worin ihnen kirchenfeindliche Richtung 
vorgeivorfen und ber Rebacteur mit Kirchenftrafen bebroht wird, 
wenn bie Ermahnung fruchtlos bleiben follte. Die Blätter erflären, 
fih dadurch nicht beirren zu laſſen und der Biſchof gibt feiner Drob: 
ung feine weitere Folge. 

„» on (Defterreid: Mähren). In Brünn wirb die Ernennung bes 
bisherigen Bürgermeifters Dr, Giskra zum Minifter des Innern 
durch ein großartiges Bürgerfeft gefeiert. 

8 4 EML Kuhn wird zum Generalftabschhef ber Armee ernannt. 

„» u» Oefterreid: Böhmen). In Prag fiegt bei ber Wahl eines 
Bürgermeifters nach langem Parteilampfe zwifchen ben Yung: und 
Altezechen die mit den Feubalen verbündete Partei der letzteren und 
geht Dr. Klaudy als gewählt hervor. 

9, „ Defterreid). Die „Wiener Ztg.” veröffentlicht das Geſetz 
vom 24. Dec. 1867 über bie Beitragsleiftung der im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder zu dem Aufwande für die allen 
Ländern der öſterr. Monarchie gemeinfamen Angelegenheiten, giltig 
für die im Reichsrathe vertretenen Königreihe und Länder — ferner 
das Geſetz von- demfelben Tage, durch welches das Meinifterium ber 
im Reichsrath vertretenen Länder ermächtigt wirb, mit ben Miniite- 
rium ber Länder der ungariſchen Krone ein Uebereinkommen in Betreff 
der Beitragsleiftung ber letzteren zu ben Laften ber allgemeinen 
Staatsſchuld abzufchliegen — endlich das Gefek vom gleichen Tage, 
wodurch das Minijterium der im Reichstag vertretenen Königreiche 
und Länder zur Vereinbarung eines Zoll- und Handelsbündniſſes 
mit dem Miniſterium ber Länder ber ungarifchen Krone ermächtigt wird. 

1. Geſetz vom 24. Dec. 1867 über die Beitragsleiftung ber im 
Neihsrathe vertretenen Königreihe und Länder zu dem Aufs 
wande für bie allen Ländern ber öfterr. Monardie gemein— 
famen Angelegenheiten, giltig für bie in Reichsrath vertretenen König- 
reihe und Länder. Dasjelbe beſtimmt: Zur Beftreitung bes Aufwandes für 
bie im F 1 bes Geſetzes, befreffend die allen Ländern ber öſterr. Monarchie 
Pr Angelegenheiten unb bie Art ihrer Behandlung (ſ. Geſch.-Kal. 
ür 1867 ©. 307), als gemeinfame anerfannten Angelegenheiten haben bie 
im Reichsrathe vertretenen Königreihe und Länder 70 Prozent, bie Ränder 
der ungarifchen Krone 30 Prozent beizutragen. Dieſe Beflimmungen gelten 
für die Dauer von zehn Jahren, d. i. für die Zeit vom 1. Sam. 1868 bis 
lebten Dec. 1877. | 
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2. Geſetz vom 24. Dec. 1867, wodurch das Miniſterium ber in Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreiche und Länder ermächtigt wird, mit dem Miniſte⸗ 
rium der Länder der ungariſchen Krone ein Uebereinkommen in Betreff 
der Beitragsleiſtung der letzteren zu den Laſten der allgemeinen 
Staatéſchuld abzuſchließen: „Mit Zuſtimmung beider Häuſer Meines 
Reichstages finde Ich zu verordnen, wie folgt: Mit Bezug auf das Geſetz 
vom 16. Juli 1867 und das über bie Verhandlungen ber entjenbeten Depu⸗ 
tationen errichtete Schlußprotofoll vom 25. Sept. 1867, bann in Folge ber 
getroffenen Vereinbarung zwijchen ben verantwortlihen Minifterien ber im 
Reichsrathe vertretenen KKönigreihe und Länder und ber Länder ber ungaris 
[hen Krone vom 19.Nov. 1867 wirb bas Minifterium ermächtigt, das nach⸗ 
folgende Webereinfommen in Betreff ber Beitragsleiftung ber Länder ber 
ungarifhen Krone zu ben Laften ber allgemeinen Staatsſchuld abzuſchließen: 
51. Vom Jahre 1868 angefangen, Teiften bie Länder der ungarijchen Krone 
zur Bebedung ber Zinſen für bie bisherige allgemeine Staatsſchuld einen 
dauernden, einer weiteren Aenderung nicht unterliegenden Sahresbeitrag von 
29,188,000 Gulden, barunter in Elingender Münze 11,776,000 Gulden. 
$2. Es wird zugleich vereinbart, baß bis. zum 1. Mai 1868 eine Geſetzes⸗ 
vorlage zur verfafjungsmäßigen Behandlung eingebracht werde, wodurch bie 
bermal bejtehenden verſchiedenen Schulbtitel in möglihft umfafjender Weije 
in eine einheitliche Nentenfchuld umgewandelt und bie Belaftung ber Finanzen 
mit Kapital-Rüdzahlungen möglihft vermindert werde Was bie Kapitals 
Rückzahlung von jenen Schuldtiteln betrifft, bie ihrer Natur nach zur Um⸗ 
wandlung in biefe einheitliche Rentenſchuld nicht geeignet find, jo ift im 
geſetzlichen Wege feftzuftellen, daß bie zu biefen Rückzahlungen erforderlichen 
Geldmittel jährlich durch bie Ausgabe von Obligationen der fünftigen eins 
beitlihen Rentenſchuld aufgebracht, und daB die buch diefe Geldbeichaffung 
bervorgehende Mehrbelaftung von den im Neichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern übernommen und von ben Ländern ber ungarifchen Krone 
hierzu nur ein firer jährlicher Beitrag von einer Million Gulden öfterr. 
Währung B.⸗V. und 150,000 Gulden in klingender Münze geleiftet werbe; 
dagegen haben aber auch alle durch biefe Zilgungen in Wegfall fommenben 
Sinterefjen, fowie die von ben Coupons und Lotterie-Gewinniten der Staatss 
ſchuld zu entrichtenden Steuern ben im Neichsrathe vertretenen Länpern zu 
Gute zu fommen. Obige 150,000 Gulden in Silber aber find zur Amor: 
tifation bes mit der allgemeinen öfterr. Bobdencrebit:Anftalt contrahirten und 
nahezu zur Hälfte auf ungariihen Cameralgütern intabulirten Domänen- 
Anlehens beftimmt, beffen Verzinfung in dem im 1 feftgefeßten firen Jahres⸗ 
beitrage begriffen ift. Nach vollftändiger Entlaftung der ungariſchen Cameral⸗ 
güter von biefen Anlehenss Intabulationen ift deßhalb die Zahlung biefer 
150,000 Sulden Silber einzuftellen, und bat auch nach planmäßiger Tilgung 
oder früherer Zurüdzahlung bes ganzen Anlehens ber jährliche fire Beitrag 
zu den Zinſen fih um ben auf Ungarn entfallenden Antheil an der Berzin- 
fung des Domänen:Anlehens zu vermindern. Die in den ungarifchen Kaflen 
angelegten Cautionen und Depofiten werben feiner Zeit von der ungarifchen 
Finanzverwaltung zurüdgezahlt werben. Die bafür entfallenden Zinfen find 
aber in den firen Sahresbeiträgen von 29,188,000 Gulden enthalten unb 
werden, fofern die Zahlung in Ungarn gefchieht, in biefe Summe eingerechnet 
werben. $ 3. Es wird ausbrüdlich feftgejeßt, daß bie Herftelung bes Gleiche 
gewichtes zwifchen ben Einnahmen und den Erforbernifjen den leitenden 
Grundfaß der beiden Finanzverwaltungen zu bilden habe. Sollte deſſen un⸗ 
geachtet die Finanzleitung einer ber beiden Reichshälften in die Lage kommen, 
bie Bebedung ihres Bebarfs oder ihrer Beitragspflichten aus den regelmäßigen 
Einnahmequellen nicht aufbringen zu Tönnen, fo liegt ihr bie Beichaffung ber 
hierzu nötbigen außerorbentlihen Zuflüffe auf eigene Koften ob. $ 4. In 
Fällen, wo im Intereſſe der gefammten Monarchie außerordentliche Auslagen 
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und insbefonbere zur Bedeckung ſolcher Bebürfniffe zu beftreiten kommen, 
welche im Sinne ber pragmatilhen Sanction zu ben gemeinfcdaftlidhen Ans 
gelegenheiten gehören, und e8 ſich als zwedmäßig berausitellen jollte, biefür 
ein neues Anlehen auf gemeinfchaftlihe Rechnung im Sinne des $ 3 bes 
Geſetzes, betreffend bie allen Ländern der öfter. Monarchie gemeinfamen Xlıts 
gelegenheiten, und ber $$ 56 und 57 bes ungarischen Gefepartifels 12, 1867, 
mit Zuflimmung ber beiden Legislationen (Reichsrath und Reichstag) zu 
contrabiren, während bie Zinjen und, falls eine Kapitals: Rüdzahlung be- 
dungen fein follte, auch biefe zwifchen den im Reichsrathe vertretenen König: 
reihen und Ländern und den Ländern ber ungarifchen Krone in bem zur 
Zeit der Contrahirung des Anlehens beftehenden Beitragsverhältniffe zu ben 
pragmatifchen Angelegenheiten zu theilen fein. $ 5. Die in Gtaatsnoten unb 
Münzfcheinen beftehende fehwebende Schuld von zufammen 312 Mill. Gulden 
wird unter bie folidarifhe Garantie beider Neichstheile geftellt. Da ferner 
die auf den Salinen Gmunden, Auffee und Hallein einverleibten HSypotbefar: 
fcheine im DBetrage von 100 Mill. Gulden, für beren Zinfen und Amortifa= 
tion der Antbeil Ungarns bereits unter ben in ben 665 1 und feſtgeſetzten 
firen Sahresbeiträgen begriffen ift, mit bem Umlaufe ber Staatsnoten in ber 
Art in Verbindung gebracht find, daß die Summe der Hypothefarfcheine und 
ber Staatsnoten zufammengenommen 400 Mill. Gulden nicht überfteigen 
barf, dabei aber innerhalb diefer Maximalgrenze die jeweilige Verminderung 
im Stande der Hppothefaricheine durch Etaatsnoten in ber Eirculation zu 
erjegen ift, fo wird biefe Garantie der beiden Neichstheile auch auf bie aus 
biefem Berhältniffe hervorgehende eventuelle Vermehrung ber Staatsnoten 
ausgedehnt. Jede anderweitige Vermehrung ber in Staatsnoten oder Münz⸗ 
feinen beitehenden ſchwebenden Schuld, forwie die Maßregeln zu ihrer Fünf: 
tigen Zundirung können nur im gegenfeitigeri Einvernehmen ber beiden Mi⸗ 
nifterien unb unter Genehmigung ber beiden Legislativen (Neichsrath, Reichs: 
tag) ftattfinden. $ 6. Beiden Reichstheilen ift es freigeftellt, ihren Beitrag zu 
ben Zinfen ber Staatsjchuld durch Amortifirung von Schuldverfchreibungen 
oder Kapital: Rüdzablung in Baarem zu vermindern. Der dem effectiven 
Zinfengenuffe ($ 2) der getilgten Schuldverfchreibung entfpredhende Betrag 
wird in diefem Falle von der Reiftungsfchuldigfeit der tilgenden Finanzver: 
waltung in Abfall gebracht. F 7. Was die Verbindlichkeiten anbelangt, bie 
aus den den Eiſenbahn-Geſellſchaften zuftehenden vertragsmäßigen Garantien 
hervorgehen, fo find dieſelben von berjenigen Reichshälfte, auf deren Territo: 
rium bie betreffende Eifenbahn liegt, zu tragen, wo hingegen biefer Reichs⸗ 
hälfte auch die Rückzahlungen zugewiefen werben, weldye eiwa von ber be: 
treffenden Geſellſchaft auf bie bis nun erhaltenen Vorſchüſſe werben geleiftet 
werben. In Betreff ber beide Neichshälften durchfchneidenden Eifenbahnen, 
namentlich der Südbahn, ber Staatsbahn=Gejellfchaft und der zu erbauenden 
KafhausObderberger Bahn, dann der Donau⸗-Dampfſchifffahrts-Geſellſchaft fol 
ein bejonberes Webereinfommen getroffen werben. $ 8. Eine befondere Liqui— 
birungs- Commilfion wird eingefeßt zur Prüfung und Richtigſtellung der 
Activa ber Gentral= Finanzen, welche mit Ausfchluß der jedem der beiden 
Theile zuftehenden Steuerrüdftände und ber im vorhergehenden Paragraphen 
erwähnten Forderungen an die Eiſenbahn⸗-Geſellſchaften zunächſt zur Dedung 
ber am legten Der. 1867 bereits fälligen und noch nicht behobenen Zinfen 
und KapitalsRüdzablungen beſtimmt find. F 9. Sowohl bie durch den 
Reichsrath vertretenen Länder, ale auch die Länder ber ungarifchen Krone 
verpflichten fich, zur Dedung ihrer Beiträge für die Staatsſchuld jeden Monat 
eine Quote ihrer Monats-Einnahmen in Abfuhr zu bringen, welche zu dieſen 
in bemjelben Berhältniffe fteht, wie die Summe jener Beiträge zu ber 
Geſammtſumme des Ausgaben-Bubgets bes betreffenden Jahres. Sollte bie 
Geſammtſumme ber monatlichen Quoten bie Summe jener Beiträge nicht 
erreichen, jo verpflichten fich jene Länder, bie Differenz ohne Rüdficht auf ihre 
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Einnahmen vollſtändig und in ſolchen Zeiträumen abzuführen, daß der ge⸗ 
meinſame Finanz⸗Haushalt nicht ins Stocken geräth.“ 

3. Geſetz vom 24. Dec. 1867, wodurch das Miniſterium der im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreiche und Länder zur Vereinbarung eines Zoll: 
und Handelsbündniffes mit dem Minifterium ber Länder ber 
ungarifhen Krone ermächtigt wird. E8 heißt darin: Art. 1. Die Länder: 
gebiete beider Theile bilden während der Dauer diefes Bündnifjes und im 
Einne desfelben zufanımen ein Zoll: und Hanbdelsgebiet, umgeben von einer 
gemeinſamen Zollgrenze. In Folge deſſen wird feinem ber beiden Theile 
während der Dauer diefes Bündniffes das Recht zuftehen, Verkehrsgegen⸗ 
ftände, welche aus dem Länbergebiete des einen Theiles in das Ländergebiet 
des anderen Theiles übergehen, mit Ein-, Aus: ober Durchfuhr: Abgaben, 
welder Art immer, zu belaften und zu diefem Zwecke eine Zwiſchenzoll⸗Linie 
zu errichten. Mit inneren Abgaben, welcher Art immer, und für wen immer 
biejelben eingehoben werben, darf ber eine Theil bie aus dem Ländergebiete 
des anderen Theiles eingeführten Artikel nur in foldem Maße belajten, in 
welchem berfelbe die ähnlichen Gewerbserzeugniffe oder Produkte feines ei: 
genen Ländergebietes belaftet. Ausgeichloffen von diefer gemeinfamen Zollgrenze 
bleiben die gegenwärtigen Zollausichlüfje. Art. 2. Tie bis zum Beginne ber 
Wirkſamkeit des gegenwärtigen Zoll: und Handelsbündnifjes mit fremben 
Staaten abgejchlofjenen Verträge, welche bie Regelung wirtbichaftlicher Be⸗— 
ziehungen zum Auslande bezwecken, insbefondere Handels, Zoll-, Schiffahrts-⸗, 
Conſular⸗, Poſt- und Telegraphen: Verträge, haben während ihrer ganzen 
Dauer fowohl für die Länder der ungarischen Krone, als für bie im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Künigreiche und Länder gleich bindende Kraft, Art. 3. Die 
Negociirung und der Abſchluß neuer derartiger Verträge gefchieht worbehalt- 
li der verfajlungsmäßigen Genehmigung beider Legislativen nur burd den 
Minifter des Aeußern auf Grundlage der Vereinbarungen, welche zwijchen 
ben betreffenden Refjort-Miniftern beider Theile Statt zu finden haben. 


9. Jan. (Ungarn: ECroatien). Eröffnung’ des Landtags in Agram. Ein 


15. 


k. Refeript fordert den Landtag auf, die durch bie Kriegsereigniſſe 
unterbrodhene (refp. damals gefcheiterte) Verhandlung mit dem un 
garifchen Landtag durch Regnicolarbeputation wieder aufzunehmen 
und mit ber gleichen Deputation bes ungarijchen Landtags neuer: 
dings in Pefth zufammenzutreten. 


„ Eine Laiferl. Verordnung hebt das bisherige Armee» Dbercom: 
mando des Erzherzogs Albrecht auf und ernennt benfelben zum 
Armee-Commandanten. 


Die offizielle Wiener Zeitung erläutert die Maßregel folgendermaßen: 
„Die allerh. Sanction der neuen Staatsgrundgeſetze, insbejonders jenes über 
die Minijterverantwortlichkeit, hat e8 nothivendig gemacht, auch in dem gegen 
wärtigen Wirfungsfreife ber bisher. oberſten Militärbehörben eine den verän⸗ 
berten Verhältniſſen entſprechende Regelung eintreten zu laſſen. Se. Maj. 
hat demgemäß anzuordnen geruht, daß vom 1. Febr. 1868 an die Geſtionen 
bes bisherigen Armee-Obercommando's an das Reichs-Kriegsminiſterium über: 
gehen, während ber Erzherzog Albrecht Fünftighin als „Armee-Commandant” 
die Snfpicirung der Armee vorzunehmen, ſowie beren Triegstüchtige Ausbils 
bung in ihrem ganzen Umfange zu überwachen und die ihm zuftehenden Vor⸗ 
ſchläge an das Reichskriegsminiſterium zu richten hat.“ (Der Unterſchied zwi⸗ 
jhen dem bisherigen Armee-Obercommando und dem neuen Armee-Inſpecto⸗ 
rate ift augenfällig. An Stelle der jelbftändigen Behörde tritt ein Functionär, 
deſſen Vorſchläge an die verantwortliche Centralſtelle geleitet werden müſſen, 
um als Verordnungen Kraft und Geltung in ber Armee zu erlangen.) 
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15. Kan. (Ungarn: Croatien). Der Landtag geht über ben Antrag der 
national=croatifhen Partei, den Kailer um Neuwahlen ohne octro⸗ 
yirte Wahlordnung zu bitten, zur Tagesorbnung über. In Tolge 
davon treten 14 Abgeordnete der nationalen Partei unter Proteft 
aus und legen ihr Mandat nieder. 


18. „ Der Reihötriegsminifter ZML John wird entlaffen und durch 
F.M.L. Kuhn erſetzt. 


419, „ Erſter Zuſammentritt der beiden Delegationen des Reichsraths 

und des ungarifchen Landtags in Wien. 

„ n» (Oefterreid). Eine kaiſerl. Entſchließung beftimmt, daß bie 
Staatsbeamten bei neuen Ernennungen oder bei Beförderungen auf 
die Staatsgrundgeſetze unb bereits beeidigte Beamte in gleicher Weife 
nachträglich zu beeibigen find, endlich daß bie in ber bisherigen Eibes- 
formel enthaltene Clauſel über bie Nichttheilnahme an geheimen Ge- 
ſellſchaften zu entfallen habe, daß dagegen bie Elaufel in bie Formel 
aufzunehmen: daß der den Eid Ablegende Feiner ausländijchen poli- 
tiihen Geſellſchaft angehöre, noch angehören werde, 

— 21. Jan. (Deſter re ich: Böhmen). Ter neue Yuftizminifter Herbſt, 
bisher Profeflor an ber Univerfität Prag und Führer der deutſchen 
Partei im böhmiſchen Landtag, beſucht Prag. Tumultuariſche De: 
monjtrationen der Czechen gegen das Mitglied des erjten parlamen: 
tariſchen Minifteriums in Oeſterreich. 

Die deutſchen Stubenten, bie ihrem bisherigen gefeierten Lehrer eine Huls 
digung darbringen wollen, werden von den Ezechen in ber Berathung barüber 
gewaltfam geftört und verzichten in Folge verftändlicher Winfe ber czechiichen 
Journaliſtik auf die beabfichtigte Dvation gänzlich. Bei ber Ankunft Herbits 
am 19. werfen bie czechiſchen Maffen im beutfchen Caſino bie Fenfter ein, 
bringen dem czechifchen Bürgerclub (Beſeda) ihre Slavarufe und fingen 
Ihlieglih vor der Wenzelsftatue das alte Wenzelslied ab (das den Schub: 
patron um bie Vertreibung der Deutfchen aus dem Lande anfleht). Am 20. 
wird im czechiſchen Theater das Erftlingswerf eines jungen czechiichen Dich: 
ters gegen Baron Beuſt unter den Namen „Baron Görtz“ unter lärmenden 
Demonftrationen aufgeführt. Am 21. großes Feſtbankett von Landtagsabge: 
ordnneten, Gemeinbevertretern aus vielen deutſchen Ortſchaften, Profeſſoren, 
Studenten, Beamten ac. im deutſchen Caſino. Tas Lokal muß gewaltfam 
gegen ben czechiſchen Pöbel gefhügt werden: vier Bataillone Militär räumen 
die Straßen, bivoualiren auf ben Pläten und durchziehen die ganze Nacht 
die Stadt. Rebe Herbiis: Die Februar: DVerfaffiung fei nun in nahezu voll 
endeter Geftalt ins Leben getreten. Die Mehrheit der Stämme Defterreiche 
habe ihre neue Form berathen; nimmermehr könnten Nenberungen nach dem 
Semellen Einzelner Pla greifen, bie fih von ben VerfaffungssBerathungen 
ausgeſchloſſen. Die fanctionirte Verfaflung könne nicht in Frage geftellt wer: 
ben, fie dürfe e8 auch nicht. „Stolz darauf, zu ihrer Verlebendigung in ben 
Math ber Krone berufen zu fein, werde ich an den Grundgeſetzen fefthalten 
immerbar treu und unverbrüchlich, fo wahr mir Gott helfe.” 

An demfelben Tage, 21. Jan., wirb Dr. Klaudy feierlich als neuer Bür⸗ 
germeifter von Prag inftallirt. Die Bürgercorps rüden zu dem Behufe aus 
unb werben babei troß einer Minifterverorbnung, bie unter dem 31. Dec. 
v. J. das Begehren nach längerem Zögern endlich definitiv abgelehnt hatte, 
czechiſch commandirt. 


S 
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21. Ian, Delegationen: Die Reichsraths⸗Delegation conſtituirt ſich unter 


23. 


25. 


„ 


28— 


dem vorläufigen Vorfite des Cardinals Rauſcher und wählt dann 
mit 47 von 48 Stimmen ben Grafen Anton Auersperg zum Prä- 
fibenten, Moriz v. Kaiferfeld zum PVicepräfidenten, Die ungarifche 
Delegation wählt Somfih zum Präfidenten. Beuft legt ben Deles 
gationen fein erftes diplomatiſches Rothbuch, Becke ben erften Budget⸗ 
entwurf für bie gemeinfamen Angelegenheiten vor. 


»„ (Ungarn). Das von der ungarifchen Regierung mit Umgehung 
bon Wien in Paris negocirte Anlehen wird in Paris, London, Am- 
fterdam, Wien, Peſth und Frankfurt zur Subfeription aufgelegt: 
709,380 Obligation von 500 Fr. zum Cmiffionspreis von 215 Fr. 
mit einer Jahresdividende von 15 Fr. 


» (Defterreih). Der Miniſter bes Innern, Giskra, erläßt ein 
Circular an bie Statthalter, in dem er ihnen bie Bebeutung ber 
dur das kaiſerl. Handfchreiben angeordneten nachträglichen Vereibi: 
gung ber Beamten auf bie Verfaflung (eidesftättige Erklärung) 
eindringlich erläutert; 

"0. Hochdiefelben werben barüber wachen, daß biefer allerh. Anord⸗ 
nung entiprechend alle hiedurch betroffenen Organe der Staatsverwaltung im 
Bereiche Ihres Amtskreiſes dieſe eibesflättige Erklärung abgeben, welche ber 
inneren Bedeutung eines Berfaffungseibes entſpricht. Dabei ift ſelbſtverſtänd⸗ 
lih auf Niemanden ein Zwang auszuüben, wider feine Üeberzeugung jene 
eidliche Erflärung abzugeben. Welcher der Staatsdiener fie mit feinem Ge: 
wiffen nicht vereinbar findet, gegen ben ift von jeder Preffion in biefer Be⸗ 
ziehung abzufehen und mir über den Fall zu berichten, worauf weitere 
Verfügung erfolgen wird. Diejenigen- Organe ber Regierung bagegen, twelche 
biefe Erklärung abgeben, mögen fih Ear vergegenwärtigen, baß die Sache 
nicht wie eine bloße Formalität abgethan, fondern als ein politifcher Aft 
von vollwichtiger Bebentung behandelt wird. Es ifl mir eine Gewiffensfache, 
gleich von vornherein zu betonen, daß im ganzen Bereiche bes mir anders 
trauten Verwaltungsdienftes von allen Beamten, nächſt ber unverbrücdhlichen 
Treue gegen ben Kaifer, die unbedingte Achtung vor ber Verfaſſung des 
Neiches, vor den Staatsgrundgejegen geforbert wird. . . * 

» (Ungarn: (Eroatien). Der Landtag beichließt, eine neue Regni⸗ 
colarbeputation von 12 Mitgliedern nah Peſth zu wählen. 

29. Jan. (Ungarn: Eroatien). Landtag: Adreßdebatte. Diefelbe 
legt ben volljtändigen Umfchlag der Stimmung in Folge bes einge: 
tretenen Ausgleich zwifchen Ungarn und Weftöfterreih und in Folge 
ber lebten Neuwahlen zu Tage. Die Adreſſe wird in breifadher 
Lefung mit großer Mehrheit angenommen: 

. ... In ber im allerh. Refcripte erwähnten Umgeftaltung ber Gefammt- 
Monardie jehen wir, baß ber Staat auf jene Grundlage gejtellt ift, welche 
bem biftorifhen und Staatsrechte einzig und allein entipricht und bie Gas 
rantie für eine befjere Zukunft um fo mehr bietet, als auch den Erbländern 
Ew. Maj. die Eonftitution verliehen wurbe. Diefem conform fieht diefer 
treu ergebene Landtag in vollem Maße die Nothwenbigfeit der burch Ew. 
Maj. ebenfalls betonten ſtaatlichen Einheit aller Königreiche und Länder ber 
St. Stephansfrone ein, welche Einheit fih auf die pragmatiihe Sanction 
gründet und gegenwärtig in ber Delegation ber Königreiche und Länder ber 
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ungarifchen Krone und in einer unb berfelben, alle gemeinfamen Angelegens 
beiten ber gedachten Königreiche und Länder umfafjenden Vertretung zum 
Ausdrude zu gelangen bat. Aus biefem Grunde erklärt biefer treu ergebene 
Landtag, daß berjelbe in der Delegation ber ungarifchen Krone gerne jenen 
Platz einnehmen will, welcher ihm als einer zur ungarifchen Krone gehörigen 
Bertretung ber Königreiche Dalmatien, Croatien und Slavonien gebührt, ſo⸗ 
bald dieſe Ungewißheit ber Lage ein Ende erreiht. Um aber bas Ende biefer 
unerträglihen Lage ber Ungewißheit zu bejchleunigen, welde die Entwidlung 
ber beiligften nationalen SIntereffen hindert, und das uralte Band zwifchen dem 
Königreihe Ungarn und ben Königreihen Dalmatien, Eroatien und Slavonien 
zu erneuern, ergreift biefer treu ergebene Landtag bie durch Ew. Maj. barges 
botene Gelegenheit, um, an ben conftitutionellen Cardinalrechten und an bem 
glorreichen Andenken der hiſtoriſchen Vergangenheit fefthaltend, als freie Nation 
mit ber freien Nation das Werk ber Verftänbigung und Vereinigung mit bem 
Königreihe Ungarn zum beiberjeitigen Vortheile aufzunehmen und auszufüh— 
ven, » . . Deßwegen naht biefer Landtag mit vollem Vertrauen in die Re⸗ 
gentenweisheit und Gerechtigkeit Ew. Maj. mit ber unterthänigften Bitte, daß 
Ew. Maj. ſowohl Hinficktlich der Einverleibung Dalmatiens in dieſe Kö— 
nigreihe , al8 auch Hinfichtlih der Einverleibung der Militärgrenze im 
Sinne wiederholter allevhöchfter Zuſicherungen, befonders jeuer vom 3. Nov. 
1861, eheſtens entiprechende Maßregeln allergnädigft zu treffen geruhen mö- 
gen, und bieg um jo mehr, als fih bie Negelung unſerer ſtaatsrechtlichen 
Berhältnifje gegenüber Ungarn und ber Sefammt: Monarchie dem gewünfchten 
Ziele nähert, und fo jener Zeitpunkt herangetreten ift, in welchem auch Ew. 
Maj. bie Verhandlung und Löfung diefer Frage in Ausficht zu ftellen ge= 
rubten. . . * Ueber Fiume ſchweigt die Adreſſe gänzlich, proteftirt dagegen, 
— in ſehr gemäßigten Ausdrücken, gegen die octroyirte Landtagswahl: 
orbnung. 


30. Jan. (Defterreih). Das Majeftätsgefuch des Vorftandes der Bru⸗ 


31. 


berfehaft zum heil. Erzengel Michael in Wien, es möge durch bie 
Negierungsbehörben ausgeiprochen werben, daß bie Anwerbung öfter: 
reichifcher Unterthanen für bie päpftl. Armee keinem Anftande unter: 
liege, wird durch Erlaß des Minifters für Lanbesvertheidigung unb 
öffentliche Sicherheit (Graf Taaffe) abſchlägig beſchieden, 

übrigens mit dem Beifügen, daß „nach den Staatsgrundgefeten jedem 
Staatsbürger unter ben gefeglichen Vorausjekungen das freie Selbftbeftim- 
mungsrecht gewahrt fei“. 
„ Delegationen: Ghiczy (Linke) interpellirt in der ungar. Dele: 
gation das Minifterium, indem er an dem Titel „Reichsminifterium“ 
Anſtoß nimmt und nur „gemeinfame Minifter” Tennen will. Beuft 


- antwortet fchriftlidh: \ 


Die Benennung „NReihsminifterium“ fei bloß gebraudt, weil fie gleich: 
bebeutend fei mit ben Worten „bie beiden Theilen ber Monarchie gemein: 
famen Angelegenheiten‘. Das Minifteriun firebe dadurch Teineswegs cine 
Erweiterung feines Wirfungstreifed an. Bezüglich des Verkehrs mit der un= 
garifhen Delegation habe bas Minifterium aus eigener Snitiative ungarifche 
Perſönlichkeiten gewinnen wollen, es fei ihm aber bisher noch nicht gelungen. 


„ODeſterreich). Ein Minifterialerlaß conftatirt mit Berufung 
auf bie betreffende Beftimmung ber Grundrechte die Aufhebung der 
Beihränkungen im Erwerb von Liegenſchaften für die Juden in 
Galizien und ber Bukowina. | 


’ 
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Der Erlaß ift auch für alle andern Kronländer entfcheidend, wo bisher 
analoge Beſchränkungen beftanden, namentlich alfo auch in Tirol, Steiermarf, 
Kärnten und Krain; auch bier greift mithin die grumbrechtliche Beſtimmung 
unbedingt Plak, daß alle Staatsbürger in allen Theilen der Monarchie Grund: 
eigenthum zu befigen und zu erwerben berechtigt und befähigt find. 


— San. (Ungarn). Das Elaborat der Herbitconferenzen des ungar. 
Episcopats, burch welches den Laien ein Antheil an ber materiellen 
Kirrchenverwaltung eingeräumt werben fol, wirb nunmehr vollitändig 
veröffentlicht. Die öffentliche Meinung zeigt fich ſehr wenig befrie: 
digt dur) die Schlauheit der Bifchöfe, welche die Zulaflung eines 
Laien-Convents nur benügen möchten, um ihren Einfluß nicht bloß 
zu befeftigen, jonbern fogar noch auszubehnen, und bezüglich ber 
Schulreform geradezu erklären, daß bie Kirche auf ihr Recht, das 
Erziehungs: und Unterrihtswejen von der Volksſchule bis zur Uni⸗ 
verfität zu beauffichtigen, nicht verzichten Fünne. Der Unterrichts: 
minifter Eötvös verlangt, daß der oberjte Landes-Kirchenrath oder 
die Landesſynode wenigftens zu zwei Dritibeilen aus Weltlichen be⸗ 
ftehen ſolle. Das Elaborat bleibt vorerſt ein tobter Buchſtabe. 


Das umfangreihe Attenftüd enthält in zwei Theilen 86 Paragraphen. 
Zweck der gemijchten Kirchenverfammlungen ift bie Aufficht, Verwaltung und 
Gontrole über dag Kirchen- und Stiftungsvermögen, dann des Uns 
terrichtes. Dieſe Kirchenverfammlungen beftehen aus ben pfarrgemeinbs 
lichen, ben Decanats:, ben Didcefan-Kirchenrätben unb bem oberften Landes⸗ 
Kirchenrathe, an beren Spike der Pfarrer, Decan, der Biſchof und ber Pri⸗ 
mas ſtehen. Sn den pfarrgemeinbliden Kirchenrath Tann jedes 
großjährige, felbftändige, einen „ehrbaren” Lebenserwerb befitende Fatholijche 
Pfarrmitglied die nad) der Seelenanzahl 12 bis 36 betragenden Mitglieder 
besjelben wählen. Die Hauptagenden dieſes Kirchenrathes find namentlich 
die Aufficht über das Vermögen ber Kirchen, bie Erhaltung berfelben in gus 
tem Zuſtande, bie Ueberwachung ber Lehrer, die Förderung des Schulbejuches, 
die Inanregungbringung ber Entfernung nadläffiger und fittenlofer Indivi⸗ 
duen bes Lehrerflandes, dann bie Wahl eines Abgeordneten. zum Decanats⸗ 
Kirhenrathe. Der Decanats-Kirchenrath beiteht aus ben Prieftern bes 
Decanats, ben Kirchenpatronen und ben Abgeorbnneten ber pfarrgemeinblichen 
Kirchenräthe. Die Hauptaufgabe besfelben ift die Vornahme der Wahl ber Ab⸗ 
geordneten zum Diöceſan-Kirchenrath, in welchen 3 Mitglieder gejendet werben: 
eines vom Clerus, eines von ben Kirchenpatronen und ein von ben pfarrgemeind⸗ 
lichen Abgeordneten gewähltes. Der Dißceſan-Kirchenrath beiteht aus ben 
Mitgliedern bes Domcapitels, Aebten, Pröbften, Orbensvorftänden, dem Did: 
cefan-Schulinfpector, ben Borftehern ber Seminarien, Lyceen, ber Fatholifchen 
Nechtsafabemien und ber Lehrer Präparandien; ferner ben Abgeordneten ber 
Kirhenpatrone, bie aber ebenfalls nur Kirchenpatrone fein Tünnen, endlich 
ben Abgeordneten ber Decanats-flirchenräthe. Der Disceſan⸗-Kirchenrath trifft 
Anordnungen über den Elementar » Unterricht mit Ausnahme des Religions 
Unterrichtes, überwacht in der Diöcefe die Agenden ber unterftehenden Kirchen 
räthe und nimmt bie Wahlen in ben oberften Landes = Kirchenrath vor; bie 
Eapitel, ber DidcefansElerus, die Kirchenpatrone wählen je ein Mitglied, zwei 
Abgeorbnete werden von ben übrigen Laien gewählt. Der oberfte Landes 
Kirchenrath befteht aus 72 geiftlihen und ebenjo viel weltlichen Mitglies 
bern; zu den erfteren zählen bie Erzbiſchöfe, bie Abgeorbnieten ber Gapitel, 
bes Clerus; zu ben letferen 45 Abgeordnete, 22 Kirchenpatrone, ein Der: 
treter ber Univerfität - und vier Tänigliche Abgeorbnete. Der oberſte Landes- 
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Gemeinde: und Geridhtsverfaffung, des Stenuerweſens unb größere Arbeit für 
Hebung der geiftigen Bildung. Zur Organiflrung und Leitung ber Partei 
it ein Ausſchuß niebergefekt. 

— Dec. (Baden). Mehrere angefehene Liberale kath. Confeſſion in 
verjchiedenen Theilen des Landes, in Offenburg, Freiburg, Conitanz 
erhalten firhliche Verwarnungen [die fpäter wiederholt und zulekt 
wenigftens in cinem Falle, gegen den Bürgermeifter Stromeyer in 
Conftanz, bis zur förmlichen Ercommunication gefteigert werden]. 


II. 
Oeſterreichiſch⸗Ungariſche Monarchie. 


1. Jan. (O eſterre ich). Die offizielle Wiener Ztg. verkündet bie vom 


30. Dec. 1867 datirte Ernennung bes neuen Miniſteriums „für 
bie im Reichsrath vertretenen ,Königreiche und Länder”: 

Fürft Carlos Auersperg Präfident bes Miniflerratbs, Graf Taaffe 
Stellvertreter des Minifterpräfidenten und Minifter fiir Landesvertheibigung 
und öffentliche Sicherheit; Edler v. Plener Handelsminifter; Ritter v. Has: 
ner Minifter für Eultus und Unterricht; Graf Potozki Aderbauminifter; 
Dr. jur, Giskra Minifter bes Innern; Dr. jur. Herbſt AJuftigminifter; 
Dr. jur. Brejtel Zinanzminifter; Dr. jur. Berger Minifter ohne Portefeuille. 

Das amtlihe Blatt veröffentlicht zugleih ein von den neuen 


Miniſtern contrafignirtes Gefeß vom 31. Dec. 1867 betr. die Fort: 


erhebung ber Steuern und Abgaben für bie Beitreitung des Staats: 
aufwandes bis Ende März d. J. 


„ Die jchwebende Schuld ber Geſammtmonarchie (in Staatsnoten) 
beträgt mit dieſem Tage nad offiziellem Ausweis 399,999,999 fl. 
50 fr. — es fehlen alfo an dem gefehlihen Marimum nur 50 fr. 


„ Eine Eurrende des Reichsfinanzminifters v. Becke, durch welche 
berfelbe „vorläufig” das Staatsſchuldenweſen in Jeinen Wirkungs- 
freis einbezieht, erzeugt einen Competenzconflict zwiſchen ben brei 
Minifterien, | | | 

indem das ungarifhe Minifterlum gegen biefe Anorbnung als eine Vers 
feßung der Ausgleichs⸗- und Verfaffungs * ſofort Proteſt erhebt. Dasſelbe 
ſtützt ſich dabei auf die Erwägung, 6 die Staatsſchuld, nachdem Ungarn 
durch feine fire Beitragsquote jeder weiteren Verpflichtung enthoben worden, 
eine ausſchließlich cisleithaniſche Angelegenheit darſtelle und fürchtet in der 
Uebernahme derſelben in das Reſſort des Reichsfinanzminiſteriums ein Prä⸗ 
judiz, welches, dem Ausgleich entgegen, die Staatsſchuld doch wieder als eine 
gemeinjame Angelegenheit einführen könnte. 
„ (Defterreih) Die Wiener Handels: und Gewerbefammer 
entipricht dem Anfinnen des Vorſtandes des deutſchen Handelstags 

88 
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und erklärt ihren Austritt aus dieſem letzteren, der fortan auf den 
deutſchen Zollverein beſchränkt werden ſoll. Die übrigen öſterr. 
Mitglieder des Handelstags folgen dem Beiſpiel. 

3. San. (Ungarn). Der Landtag nimmt nunmehr die Wahl der De: 
Vegation vor: die Oppofition fpaltet fih, die Linke (Ghiczy und 
Tisza) betheiligt fih an den Wahlen activ und paffiv, die äußerfte 
Linke nicht. | 

5. „ODeſterreich: Oberöfterreih). Mehrere Hffentliche, Blätter er: 
halten biſchöfliche Schreiben, worin ihnen kirchenfeindliche Nichtung 
vorgeivorfen und der Redacteur mit Kirchenftrafen bedroht wird, 
wenn die Ermahnung fruchtlos bleiben follte. Die Blätter erklären, 
fih dadurd nicht beirren zu laſſen und der Bilchof gibt feiner Droh⸗ 
ung feine weitere Folge. u 

„» oa (Defterreid: Mähren). In Brünn wird bie Ernennung bes 
bisherigen. Bürgermeilters Dr, Giskra zum Miniſter des Innern 
durch ein großartiges Bürgerfeft gefeiert. 

8 „F. M.L. Kuhn wird zum Generalftabschef der Armee ernannt, 

„»  n» GDOefterreid: Böhmen). In Prag ſiegt bei der Wahl eines 
Bürgermeilters nach langem Parteikampfe zwifchen den Jung: und 
Altezehen die mit ben Feubalen verbündete Partei der letzteren und 
geht Dr. Klaudy als gewählt hervor. 

9, „ (Defterreid). Die „Wiener Ztg.“ veröffentlicht das Geſetz 
vom 24. Dec. 1867 über die Beitragsleiftung der im Reichsrathe 

.. vertretenen Königreiche und Länder zu dem Aufwande für die allen 
Ländern der öſterr. Monardie gemeinfamen Angelegenheiten, giltig 
für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder — ferner 
das Geſetz von demfelben Tage, durch welches das Meinifterium ber 
im Reichsrath vertretenen Länder ermächtigt wird, mit den Minifte: 
rium ber Länder ber ungariſchen Krone ein Uebereinkommen in Betreff 
ber Beitragsleiftung ber letzteren zu den Laſten ber allgemeinen 
Staatsſchuld abzufchliegen — endlich das Geſetz vom gleichen Tage, 
woburh das Minifterium der im Reichstag vertretenen Königreiche 
und Länder zur Vereinbarung eines Zoll» und Handelsbündniſſes 
mit dem Minifterium ber Länder ber ungarifchen Krone ermächtigt wird. 

1. Gefeb vom 24. Dec. 1867 über bie Beitragsleiftung ber im 
Reichs rathe vertretenen Königreidhe und Länder zudem Auf: 
wande für die allen Ländern ber öſterr. Monardie gemein: 
famen Angelegenheiten, giltig für bie im Reichsrath vertretenen König: 
reiche und Länder. Dasfelbe beflimmt: Zur Beftreitung des Aufwandes für 
die im $ 1 bes Geſetzes, betreffend die allen Ländern der öfterr. Monarchie 
emeinfamen Angelegenheiten unb bie Art ihrer Behandlung (f. Gef. : Kal. 
ür 1867 ©. 307), als gemeinfame anerkannten Angelegenheiten haben bie 
im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder 70 Prozent, die Länder 
ber ungarifchen Krone 30 Prozent beizutragen. Diefe Beflimmungen gelten 
für die Dauer von zehn Jahren, d. i. für bie Zeit vom 1. San. 1868 bis 
Iepten Dec. 1877. 
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2. Geſetz vom 24. Dec. 1867, wodurch das Miniſterium der im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreiche und Länder ermächtigt wird, mit dem Miniſte⸗ 
rium der Länder der ungariſchen Krone ein Uebereinkommen in Betreff 
der Beitragsleiſtung der letzteren zu den Laſten der allgemeinen 
Staatsſchuld abzuſchließen: „Mit Zuſtimmung beider Häuſer Meines 
Reichstages finde Ich zu verordnen, wie folgt: Mit Bezug auf das Geſetz 
vom 16. Juli 1867 und das über bie Verhandlungen der entfendeten Depu⸗ 
tationen errichtete Schlußprotofoll vom 25. Sept. 1867, bann in Folge ber 
getroffenen Vereinbarung zwijchen ben verantwortlichen Minifterien der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder und ber Länder der ungaris 
hen Krone vom 19. Nov. 1867 wird bas Minifterium ermächtigt, das nach⸗ 
folgende Webereinfommen in Betreff der Beitragsleiftung ber Länder ber 
ungariſchen Krone zu den Laften ber allgemeinen Staatsfchuld abzufchließen: 
$ 1. Vom Jahre 1868 angefangen, Teiften bie Länder der ungarifchen Krone 
zur Bebedung der Zinjen für bie bisherige allgemeine Staatsjchuld einen 
dauernden, einer weiteren Aenderung nicht unterliegenden Jahresbeitrag von 
29,188,000 Gulden, darunter in klingender Münze 11,776,000 Gulben. 
F 2. Es wird zugleich vereinbart, daß bis. zum 1.Mai 1868 eine Geſetzes⸗ 
vorlage zur verfafjungsmäßigen Behandlung eingebracht werde, wodurch bie 
bermal beſtehenden verjchiedenen Schuldtitel in möglichft umfafjender Weife 
in eine einheitliche Rentenfchulb umgewandelt und bie Belaftung ber Finanzen 
mit Kapital-Rüdzahlungen möglichft vermindert werde Was bie Kapitals 
Rückzahlung von jenen Schulbtiteln betrifjt, die ihrer Natur nah zur Um⸗ 
wandlung in biefe einheitliche Rentenſchuld nicht geeignet find, fo ift im 
gefeglichen Wege feitzuftellen, baß bie zu bielen Rückzahlungen erforderlichen 
Geldmittel jährlih durch die Ausgabe von Obligationen der Tünftigen eins 
beitlihen Rentenſchuld aufgebracht, und daß bie burch dieſe Geldbeſchaffung 
hervorgehende Mehrbelaftung von den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern übernommen und von ben Ländern ber ungariihen Krone 
hierzu nur ein firer jährlicher Beitrag von einer Million Gulden öfterr. 
Währung B.⸗V. und 150,000 Gulden in Tlingender Münze geleiftet werbe; 
dagegen haben aber auch alle durch biefe Tilgungen in Wegfall fommenden 
Sintereffen, jowie die von den Coupons und Lotterie-Gewinnften der Staats⸗ 
ſchuld zu entricdhtenden Steuern den im NReichsrathe vertretenen Länpern zu 
Gute zu fommen. Obige 150,000 Gulden in Silber aber find zur Amor⸗ 
tifation des mit ber allgemeinen öſterr. Bobdencrebit-Anftalt contrabirten und 
nabezu zur Hälfte auf ungarischen Gameralgütern intabulirten Domänen⸗ 
Anlehens beftimmt, beffen Berzinfung in dem im $1 feftgefegten firen Jahres⸗ 
beitrage begriffen ift. Nach vollftändbiger Entlaftung ber ungariſchen Cameral⸗ 
güter von biefen Anlehens s Intabulationen ift deßhalb die Zahlung biefer 
150,000 Sulden Silber einzuftellen, unb hat auch nach planmäßiger Tilgung 
oder früherer Zurüdzahlung bes ganzen Anlehens ber jährliche fire Beitrag 
zu ben Zinſen fih um ben auf Ungarn entfallenden Antheil an ber Verzin⸗ 
jung des Domänen:Anlehens zu vermindern. Die in den ungarifchen Kaflen 
angelegten Cautionen und Depofiten werben feiner Zeit von der ungariſchen 
Finanzverwaltung zurüdgezahlt werben. Die bafür entfallenden Zinfen find 
aber in ben firen Sahresbeiträgen von 29,188,000 Gulden enthalten und 
werben, fofern die Zahlung in Ungarn geſchieht, in biefe Summe eingerechnet 
werben. $ 3. Es wird ausdrüdtich feftgefett, daß bie Herftellung bes Gleiche 
gewichtes zwiſchen den Einnahmen und ben Erforbernifjen ben leitenden 
Grundfaß der beiden Finanzverwaltungen zu bilden babe. Sollte beijen un⸗ 
geachtet die Zinanzleitung einer ber beiden Reichshälften in die Lage kommen, 
die Bebedung ihres Bedarfs ober ihrer Beitragspflichten aus ben regelmäßigen 
Einnahmequellen nicht aufbringen zu Türmen, fo liegt ihr bie Beichaffung ber 
hierzu nöthigen außerordentlihen Zuflüffe auf eigene Koften ob. $ A. In 
Fällen, wo im Intereſſe ber gefammten Monarchie außerordentliche Auslagen 
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und insbeſondere zur Bedeckung ſolcher Bedürfniſſe zu beſtreiten kommen, 
welche im Sinne der pragmatiſchen Sanction zu den gemeinſchaftlichen An— 
gelegenheiten gehören, und es ſich als zweckmäßig herausſtellen ſollte, hiefür 
ein neues Anlehen auf gemeinſchaftliche Rechnung im Sinne des $ 3 des 
Geſetzes, betreffend die allen Ländern der öfterr. Monarchie gemeinfamen Anz 
gelegenheiten, und ber $$ 56 und 57 bes ungarischen Gefepartifels 12, 1867, 
mit Zufimmung ber beiden Legislationen (Reichsrath und Reichstag) zu 
contrabiren, während bie Zinfen und, falls eine Kapitals: Rüdzahlung be— 
bungen fein follte, auch diefe zwilchen den im Neichsrathe vertretenen König: 
reihen und Ländern und ben Ländern ber ungarifchen Krone in dem zur 
Zeit der Contrahirung des Anlehens beftehenden Beitragsverhältniffe zu den 
praginatifchen Angelegenheiten zu theilen fein. $ 5. Die in Staatsnoten und 
Münzfcheinen beftehende fchwebende Schuld von zufammen 312 Mill. Gulden 
wird unter bie folidarifche Garantie beider Neichstheile geftellt. Da ferner 
bie auf ben Salinen Gmunden, Auffee und Hallein einverleibten Hypothbefar: 
fcheine im Betrage von 100 Mill. Gulden, für deren Zinfen und Amortifa= 
tion der Antheil Ungarns bereits unter den in ben 66 1 und feſtgeſetzten 
firen Sahresbeiträgen begriffen ift, mit bem Umlaufe ber Staatsnoten in ber 
Art in Verbindung gebracht find, daß die Summe ber Hypothefarfcheine und 
ber Staatsnoten zufammengenommen A400 Mill. Gulden nicht überfteigen 
barf, babei aber innerhalb diefer Maximalgrenze die jeweilige Verminderung 
im Stande der Hypothefaricheine durch Etaatsnoten in ber Eirculation zu 
erfeten ift, jo wird dieſe Garantie ber beiden Neichstheile auch auf bie aus 
biefem Berhältniffe bervorgehende eventuelle Vermehrung der Staatsnoten 
anusgebehnt. Jede anderweitige Vermehrung ber in Staatsnoten oder Münz⸗ 
ſcheinen beftehenben ſchwebenden Schuld, fowie die Maßregeln zu ihrer Fünf: 
tigen Fundirung können nur im gegemfeitigeri Einvernehmen der beiden Mi- 
nifterien und unter Genehmigung ber beiden Regislativen (Neichsrath, Reichs: 
tag) ftattfinden. $ 6. Beiden Reichötheilen ift e8 freigeftellt, ihren Beitrag zu 
ben Zinjen der Staatsſchuld durch Amortifirung von Schulbverfchreibungen 
ober Kapital-Rüdzablung in Baarem zu vermindern. Der bem effectiven 
Binfengenuffe ($ 2) ber getilgten Schuldverfchreibung entfprechende Betrag 
wird in diefem Falle von der Leiftungsfchuldigfeit der tifgenden Finanzver- 
waltung in Abfall gebradt. F 7. Was die Verbindlichfeiten anbelangt, die 
aus den den Eifenbahn=Gefellichaften zuftehenden vertraggmäßigen Garantien 
hervorgehen, fo find diefelben von berjenigen Reichshälfte, auf deren Zerrito: 
rium bie betreffende Eifenbahn liegt, zu tragen, wo hingegen biefer Reiche: 
bälfte auch die Rüdzahlungen zugewiefen werden, welche etwa von ber be: 
treffenden Geſellſchaft auf die bis nun erhaltenen Vorfchüffe werben geleiftet 
werden. In Betreff ber beide Reichshälften durchſchneidenden Eifenbahnen, 
namentlich der Sübbahn, ber Staatsbahn-Gefellfchaft und der zu erbauenben 
KafhausOderberger Bahn, dann der Donau⸗-Dampfſchifffahrts-Geſellſchaft ſoll 
ein bejonderes Uebereinkommen getroffen werden. $ 8. Eine befondere Liqui⸗ 
birungs= Sommilfion wirb eingefegt zur Prüfung und Richtigſtellung der 
Activa der Gentrals Finanzen, welche mit Ausfchluß der jedem ber beiden 


‚Theile zuftehenden Steuerrüdftände und der im vorhergehenden Paragraphen 


erwähnten Forderungen an die Eiſenbahn⸗-Geſellſchaften zunächft zur Dedung 
ber am letzten Dec. 1867 bereits fähigen und noch nicht behobenen Zinfen 
und Kapital:Rüdzahlungen beftimmt find. $ 9. Sowohl bie dur den 
Neichsrath vertretenen Länder, als auch die Länder ber ungarifchen Krone 
verpflichten fich, zur Dedung ihrer Beiträge für bie Staatefchuld jeden Monat 
eine Quote ihrer Monats⸗Einnahmen in Abfuhr zu bringen, welche zu dieſen 
in bemjelben Verhältniſſe ftebt, wie bie Summe jener Beiträge zu ber 
Geſammtſumme des Ausgaben-Budgets des betreffenden Jahres. Sollte bie 
Gejammtjumme ber monatlien Quoten bie Summe jener Beiträge nicht 
erreichen, jo verpflichten fich jene Länder, bie Differenz ohne Rückſicht auf ihre 
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Einnahmen volftändig und im ſolchen Zeiträumen abzufüßren, daß ber ges 
meinfame Finanz⸗Haushalt nicht ins Stocden geräth.“ 

3. Geſetz vom 24. Dec. 1867, wodurch das Minifterium ber im Reiches 
tathe vertretenen Königreiche und Länder zur Bereinbarung eines Zoll: 
und Hanbelsbündnifjes mit dem Minifterium ber Länder ber 
ungarifhen Krone ermächtigt wird. Es beißt darin: Art. 1. Die Länder: 
gebiete beider Theile bilden während ber Dauer dieſes Bünbniffes und im 
Einne besfelben zufanımen ein Zoll: und Handelsgebiet, umgeben von einer 
gemeinſamen Zollgrenze. In Folge deſſen wird feinem ber beiden Theile 
während ber Dauer biefes Bündniffes das Recht zuſtehen, Verkehrsgegen⸗ 
ftände, welche aus dem Ländergebiete des einen Theiles in das Ländergebiet 
bes anderen Theiles übergehen, mit Ein=, Aus= oder Durkhfuhr- Abgaben, 
welder Art immer, zu belaften und zu dieſem Awede eine Zwiſchenzoll⸗Linie 
zu errichten. Mit inneren Abgaben, welcher Art immer, und für wen immer 
biejelben eingehoben werben, darf der eine Theil die aus bem Länbergebiete 
des anderen Theiles eingefülhrten Artikel nur in foldem Maße belaften, in 
mweldem derſelbe die ähnlichen Gewerbserzeugniffe oder Produfte feines ei: 
genen Ländergebietes belaftet. Ausgefchloffen von diefer gemeinfamen Zollgrenze 
bleiben die gegenwärtigen Zollausichlüffe. Art. 2. Tie bis zum Beginne ber 
Wirkfamfeit bes gegenwärtigen Zoll: und Handelsbündniſſes mit fremden 
Staaten abgefchloffenen Verträge, welche bie Regelung wirtbichaftlicher Be⸗ 
ziehungen zum Auslande bezwecken, insbefondere Handels⸗, Zoll-, Schiffahrts-, 
Conſular⸗, Poſt- und Telegraphen= Verträge, haben während ihrer ganzen 
Tauer ſowohl für die Länder der ungarifchen Krone, als für die im Reichs— 
rathe vertretenen Königreiche und Länder gleich bindende Kraft. Art. 3. Die 
Negociirung und ber Abſchluß neuer derartiger Verträge gefchieht vorbehalt- 
li der verfafjungsmäßigen Genehmigung beider Legislativen nur durch ben 
Minifter des Aeußern auf Grundlage ber Vereinbarungen, welche zwijchen 
ben betreffenden Reſſort-Miniſtern beider Theile Statt zu finden haben. 


9. Jan. (Ungarn: Eroatien). Eröffnung” des Landtags in Agram. Ein 


15. 


k. Refcript fordert den Landtag auf, die durch die Kriegsereignifje 
unterbrochene (rejp. damals gefcheiterte) Verhandlung mit dem uns 
gariihen Landtag durch Negnicolarbeputation wieder aufzunehmen 
und mit ber gleichen Deputation bes ungarifchen Landtags neuer: 
dings in Peſth zufammenzutreten. 


„ Eine aiferl, Verordnung hebt das bisherige Armee »Dbercom: 
mando des Erzherzogs Albrecht auf und ernennt benjelben zum 
Armee-Commandanten. 


Die offiziele Wiener Zeitung erläutert die Maßregel folgendermaßen: 
„Die allerh. Sanction der neuen Staatsgrundgejeße, insbejonders jenes über 
die Minifterverantwortlichleit, hat es nothiwendig gemacht, auch in dem gegen 
wärtigen Wirfungsfreife ber bisher. oberften Militärbehörden eine den veräns 
berten Verhältniffen entiprechende Regelung eintreten zu laſſen. Se. Maj. 
hat bemgemäß anzuordnen gerubt, daß vom 1. Febr. 1868 an bie Geflionen 
bes bisherigen Armee-Obercommanbo’s an bag Reichs-Kriegsminiſterium über: 
geben, während ber Erzherzog Albrecht fünftighin al „ArmeesCommandant” 
die Inſpicirung der Armee vorzunehmen, fowie beren Triegstüchtige Ausbil⸗ 
bung in ihrem ganzen Umfange zu überwacden und bie ihm zufteheuden Vor⸗ 
ſchläge an das Reichskriegsminifterium zu richten bat.“ (Der Unterichied zii: 
ihen dem bisherigen Armee-Obercommanbo und dem neuen Armee⸗Inſpecto⸗ 
Tate ift augenfällig. An Stelle der ſelbſtändigen Behörde tritt ein Functionär, 
deſſen Vorjchläge an die verantwortliche Centralftelle geleitet werden müſſen, 
um als Verordunngen Kraft und Geltung in ber Armee zu erlangen.) 
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15. Kan. (Ungarn: Eroatin). Der Landtag geht über den Antrag der 
national =crgatifhen Partei, ben Kaifer um Neuwahlen ohne octro: 
yirte Wahlordnung zu bitten, zur Tagesorbnung über. In Yolge 
bavon treten 14 Abgeorbnete ber nationalen Partei unter Proteſt 
aus und legen ihr Mandat nieber. 


18. „ Der Reihöfriegsminifter F.M.L. Sohn wird entlaffen und durch 
F.M.L. Kuhn erſetzt. 

19. „ Erfter Zuſammentritt der beiden Delegationen bes Reichsraths 
und des ungariſchen Landtags in Wien. 

„» v» MPDefterreid). Eine kaiſerl. Entſchließung beſtimmt, daß bie 
Staatsbeamten bei neuen Ernennungen oder bei Beförberungen auf 
bie Staatsgrundgeſetze und bereits beeibigte Beamte in gleicher Weife 
nachträglich zu beeibigen find, endlich daß bie in der bisherigen Eides— 
formel enthaltene Elaufel über die Nichttheilnahme an geheimen Ge: 
ſellſchaften zu entfallen habe, daß dagegen die Claufel in die Formel 
aufzunehmen: daß der den Eid Ablegende Feiner auslänbijchen poli: 
tiſchen Geſellſchaft angehöre, noch angehören werde. 

— 21. Jan. (Defterreih: Böhmen). Ter neue Yuftizminifter Herbſt, 
bisher Profeſſor an der Univerſität Prag und Führer der deutſchen 
Partei im böhmiſchen Landtag, beſucht Prag. Tumultuariſche De: 
monftrationen der Czechen gegen das Mitglied des erften parlamen: 
tarifhen Minifteriums in Defterreich. 

Die deutſchen Stubenten, bie ihrem bisherigen gefeierten Lehrer eine Hul⸗ 
digung barbringen wollen, werben von ben: Ezechen in der Berathung barüber 
gewaltfam geftört und verzichten in Folge verftändlicher Winke ber czechiſchen 
Journaliſtik auf die beabſichtigte Ovation gänzlich. Bei der Ankunft Herbſts 
am 19. werfen die czechiſchen Maſſen im deutſchen Caſino die Fenſter ein, 
bringen dem czechiſchen Bürgerclub (Beſeda) ihre Slavarufe und fingen 
Ihließlih vor der MWenzelsftatue das alte Wenzelslied ab (das ben Schub: 
patron um bie Vertreibung der Deuifchen aus dem Lande anfleht). Am 20. 
wird im czechifchen Theater das Erftlingswerf eines jungen czechiſchen Dich: 
ters gegen Baron Beuft unter bem Namen „Baron Görtz“ unter lärmenden 
Demonftrationen aufgeführt. Am 21. großes Feftbantett von Landtagsabge: 
orbnieten, Gemeindevertretern aus vielen beutjchen Ortſchaften, Profefforen, 
Studenten, Beamten 20. im beutfchen Caſino. Das Lokal muß gewaltfam 
gegen den czechiſchen Pöbel geſchützt werden: vier Bataillone Militär räumen 
die Straßen, bivouakiren auf den Plätzen und durchziehen die ganze Nacht 
die Stadt. Rede Herbſts: Die Februar⸗ Verfaſſung ſei nun in nahezu voll⸗ 
endeter Geſtalt ins Leben getreten. Die Mehrheit der Stämme Oeſterreichs 
habe ihre neue Form berathen; nimmermehr könnten Aenderungen nach dem 
Ermeſſen Einzelner Platz greifen, bie fich von ben Verfaſſungs⸗Berathungen 
ausgeſchloſſen. Die janctionirie Verfaſſung fünne nicht in frage geftellt wer- 
ben, fie dürfe es auch nicht. „Stolz darauf, zu ihrer Verlebendigung in den 
Rath ber Krone berufen zu fein, werde ich an ben Grundgeſetzen feſthalten 
immerdar treu und unverbrüchlich, jo wahr mir Gott helfe.“ 

An demjelben Tage, 21. Jan., wird Dr. Klaudy feierlich als neuer Bür⸗ 
germeifter von Prag inftallirt. Die Bürgercorps rücken zu bem Behufe aus 
und werben babei troß einer Minifterverorbnung, bie unter bem 31. Dec. 
v. J. das Begehren nad längerem Zögern endlich definitiv abgelehnt hatte, 
czechiſch commandirt. 
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21. Yan. Delegationen: Die Reichsraths⸗Delegation eonftituirt ſich unter 
dem vorläufigen Vorfige bes Cardinals Rauſcher und wählt dann 
mit 47 von 48 Stimmen den Grafen Anton Nuersperg zum Prä- 
fiventen, Moriz v. Kaiferfeld zum Vicepräfidenten. Die ungarifche 
Delegation wählt Somſich zum Präfidenten. Beuft legt den Deles 
gationen fein erſtes diplomatiſches Rothbuch, Becke den erften Budget⸗ 
entwurf für die gemeinſamen Angelegenheiten vor. 


23. „ (Ungarn). Das von ber ungariſchen Regierung mit Umgehung 
von Wien in Paris negocirte Anlehen wird in Paris, London, Am⸗ 
jterdam, Wien, Peſth und Frankfurt zur Subfeription aufgelegt: 
709,380 Obligation von 300 Fr. zum Emiffionspreis von 215 Fr. 
mit einer Jahresdividende von 15 Tr. 


25. „ (Defterreid). Der Minifter des Innern, Giskra, erläßt ein 
Circular an die Statthalter, in dem er ihnen bie Bedeutung ber 
durch das kaiſerl. Handichreiben angeordneten nachträglichen Vereidi⸗ 
gung ber Beamten auf bie Verfaſſung (eidesjtättige Erklärung) 


eindringlich erläutert: 

„0. Hochbiefelben werben barüber wachen, daß biefer allerh. Anorbs 
nung entiprechend alle bieburch betroffenen Drgane ber Staatsverwaltung im 
Bereiche Ihres Amtskreifes dieſe eidesftättige Erklärung abgeben, welde ber 
inneren Bedeutung eines Verfaffungseides entjpricht. Dabei ift ſelbſtverſtänd⸗ 
lih auf Niemanden ein Zwang auszuüben, wider feine Ueberzeugung jene 
eidlihe Erklärung abzugeben. Welcher ber Staatsbiener fie mit feinem Ge⸗ 
wifjen nicht vereinbar findet, gegen ben ift von jeder Preffion in biefer Be: 
ziehbung abzufehen und mir über den Fall zu berichten, worauf weitere 
Verfügung erfolgen wird. Diejenigen- Organe ber Regierung bagegen, welche 
biefe Erflärung abgeben, mögen fi ar vergegenwärtigen, daß bie Sache 
nicht wie eine bloße Formalität abgethan, fondern als ein politifcher Akt 
von vollwichtiger Bedeutung behandelt wird. Es ift mir eine Gewiljensjache, 
gleich von vornherein zu betonen, daß im ganzen Bereiche bed mir anvers 
trauten Verwaltungsbienftes von allen Beamten, nächſt ber unverbrüchlichen 
Treue gegen ben Kaiſer, die unbebingte Achtung vor ber Berfafjung bes 
Meiches, vor ben Staatsgrunbgelegen gefordert wird. . . * 

» » (Ungarn: (Eroatien). Der Landtag beichließt, eine neue Regni⸗ 
colarbeputation von 12 Mitgliedern nach Peſth zu wählen. 
28—29. Yan. (Ungarn: Ervatien). Landtag: Adreßdebatte. Diefelbe 

legt ben vollftändigen Umfchlag der Stimmung in Folge des einge: 
tretenen Ausgleichs zwifchen Ungarn und Weftöfterreih und in Folge 
ber lebten Neuwahlen zu Tage. Die Abreffe wird in breifadher 
Leſung mit großer Mehrheit angenommen: 

„... In der im allerh. Nefcripte erwähnten Umgeftaltung ber Geſammt⸗ 
Monardie jehen wir, daß der Staat auf jene Grundlage gejtellt ift, welche 
dem Hiftorifchen und Staatsrechte einzig und allein entipridht und die Gas 
rantie für eine beffere Zukunft um fo mehr bietet, als auch den Erbländern 
Ew. Mai. die Eonftitution verliehen wurbe. Diefem conform fieht diefer 
treu ergebene Landtag in vollem Maße bie Nothwendigfeit der durch Ew. 
Maj. ebenfalls betonten ftaatlichen Einheit aller Königreiche und Länder ber 
St. Stephansfrone ein, welche Einheit fih auf die pragmatifche Sanction 
gründet und gegenwärtig in ber Delegation ber Königreiche und Länder der 
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ungariſchen Krone und in einer unb berfelben, alle gemeinfamen Angelegen⸗ 
beiten ber gedachten Künigreihe unb Länder umfaljenden Vertretung zum 
Ausdrude zu gelangen bat. Aus biefem Grunde erklärt biefer trem ergebene 
Landtag, daß berfelbe in ber Delegation ber ungarischen Krone gerne jenen 
Play einnehmen will, welcher ihm als einer zur ungarifchen Krone gehörigen 
Bertretung ber Königreihe Dalmatien, Croatien und Slavonien gebührt, fo: 
bald dieſe Ungewißheit ber Lage ein Ende erreicht. Um aber das Ende biefer 
unerträglichen Lage ber Ungewißheit zu befchleunigen, welche die Entwidlung 
ber beiligften nationalen SIntereffen hindert, und das uralte Band zwifchen bem 
Königreiche Ungarn und den Königreichen Dalmatien, Croatien und Slavonien 
zu erneuern, ergreift biefer treu ergebene Landtag die durch Eiw. Maj. barges 
botene Gelegenheit, um, an ben conftitutionellen Eardinalrechten und an bem 
glorreihen Andenken ber bijtorifchen Vergangenheit fefthaltend, als freie Nation 
mit ber freien Nation das Werk ber Verftändigung und Vereinigung mit dem 
Königreihe Ungarn zum beiberjeitigen Vortheile aufzunehmen und auszufüh— 
ren. » . . Deßwegen nabt bdiefer Landtag mit vollem Vertrauen in die Res 
gentenweisheit und Geredhtigfeit Ew. Maj. mit der unterthänigfien Bitte, daß 
Ew. Maj. ſowohl Hinfichtlih ber Einverleibung Dalmatiens in biefe Kö- 
nigreiche,, als auch Hinfichtlich der Einverleibung der Militärgrenze im 
Sinne wiederholter allerhöchfter Zuficherungen, befonbers jener vom 3. Nov. 
1861, eheſtens entfprechende Maßregeln allergnädigft zu treffen geruhen mö— 
gen, und dieß um fo mehr, als fih die Negelung unferer ftaatsrechtlicyen 
Berhältniffe gegenüber Ungarn und ber Geſammt-Monarchie dem gemwünjchten 
Ziele nähert, und fo jener Zeitpunft herangetreten ift, in welchem auch Ew. 
Maj. die Verhandlung und Löfung diefer Frage in Ausfiht zu ftellen ge= 
ruhten...“ Ueber Fiume ſchweigt die Adreſſe gänzlich, proteftirt dagegen, 
— in ſehr gemäßigten Ausdrücken, gegen bie octroyirte Landtagswahl: 
ordnung. | 


30. Yan. (Defterreih). Das Majeftätsgefuch des Vorftandes der Bru⸗ 


31. 


berihaft zum Heil. Erzengel Michael in Wien, es möge burdy bie 
Regierungsbehörben ausgefprochen werben, baß bie Anwerbung öfter: 
reichiſcher Unterthanen für die päpftl. Armee keinem Anftande unter: 
liege, wird durch Erlaß des Minijters für Lanbesvertheidigung unb 
öffentliche Sicherheit (Graf Taaffe) abſchlägig befchieben, 

übrigens mit dem Beifügen, daß „nach den Staatsgrundgefeten jedem 
Staatsbürger unter den gefeglichen Vorausjekungen das freie Selbfibeftim- 
mungsrecht gewahrt fei”. Ä 
„ Delegationen: Ghiczy (Linke) interpelirt in der ungar. Dele⸗ 
gation das Minifterium, indem er an dem Titel „Reichsminifterium“ 
Anftoß nimmt und nur „gemeinfame Minifter” Tennen will. Beuſt 
antwortet ſchriftlich: 

Die Benennung „Reihsminifterium“ ſei bloß gebraucht, weil fie gleich 
bedeutend fei mit ben Worten „bie beiden Theilen der Monarchie gemein: 
famen Angelegenheiten‘. Das Minifteriun firebe dadurch Teineswegs cine 
Erweiterung feines Wirfungsfreifes an. Bezüglich des Verkehrs mit der un: 
garifchen Delegation habe das Minifterium aus eigener Snitiative ungarifche 
Terfönlichfeiten gewinnen wollen, es fei ihm aber bisher noch nicht gelungen. 
» (Defterreid) Ein Minifterialerlaß conftatirt mit Berufung 
auf die betreffende Beftimmung ber Grundrechte die Aufhebung ber 
Beihränkungen im Erwerb von Liegenjhaften für bie Juden in 
Galizien und der Bukowina. 


L 
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Der Erlaß iſt auch für alle andern Kronländer entſcheidend, wo bisher 
analoge Beſchränkungen beftanden, namentlich alfo auch in Tirol, Steiermarf, 
Kärnten und Krain; auch bier greift mithin die grumbrechtliche Beſtimmung 
unbedingt Plak, daß alle Staatsbürger in allen Theilen ber Monardie Grund: 
eigenthum zu befigen und zu erwerben berechtigt und befähigt find. 


— San. (Ungarn). Das Elaborat der SHerbitconferenzen bes ungar. 
Episcopats, durch welches den Laien ein Antheil an ber materiellen 
Kirchenverwaltung eingeräumt werben fol, wirb nunmehr vollitänbig 
veröffentliht. Die öffentliche Meinung zeigt ſich fehr wenig befrie: 
digt durch die Schlauheit der Biſchöfe, welche die Zulaffung eines 
Laien:Convents nur benügen möchten, um ihren Einfluß nicht bloß 
zu befeftigen, fondern ſogar noch auszudehnen, und bezüglich ber 
Schulreform geradezu erflären, daß die Kirche auf ihr Recht, das 
Erziehungs: und Unterrichtswejen von ber Volksſchule bis zur Uni- 
verfität zu beauffichtigen, nicht verzichten könne. Der Unterrichts: 
minifter Eötvös verlangt, daß ber oberjte Landes-Kirchenrath ober 
die Landesſynode wenigſtens zu zwei Drittbeilen aus Weltlichen be: 
jtehen ſolle. Das Elaborat bleibt vorerſt ein todter Buchitabe, 


Das umfangreihe Altenftüd enthält in zwei Theilen 86 Paragraphen. 
Zweck der gemijchten Kirchenverfammlungen ift die Auffiht, Verwaltung und 
Controle über bag Kirchen- und Stiftungspermögen, bann des Uns 
terrichtes, Diefe Kirchenverfammlungen beitehen aus ben pfarrgemeinbs 
lichen, den Decanats⸗, ben Didcefan-Kirchenräthen und dem oberften Landes⸗ 
Kirchenrathe, an beren Spibe ber Pfarrer, Decan, der Biſchof und der Pri⸗ 
mas fliehen. Sn ben pfarrgemeindliden Kirhenrath Tann jebes 
großjährige, felbftändige, einen „ehrbaren” Lebenserwerb befitende Fatholifche 
Pfarrmitglied die nad ber Seelenanzahl 12 bis 36 betragenden Mitglieber 
besjelben wählen. Die KHauptagenben dieſes Kirchenrathes find namentlich 
bie Aufficht über das Vermögen ber Kirchen, die Erhaltung berfelben in gus 
tem Zuftande, bie Ueberwadhung ber Lehrer, bie Förderung des Schulbejuches, 
die Inanregungbringung der Entfernung nachläſfiger und fittenlojer Indivi⸗ 
duen bes Lehrerfiandes, bann die Wahl eines Abgeordneten zum Decanats⸗ 
Kirhenrathe. Der Decanats-Kirchenrath beitebt aus ben Prieftern bes 
Decanats, ben Kirchenpatronen und ben Abgeordneten ber pfarrgemeinblichen 
Kirchenräthe. Die Hauptaufgabe besfelben ift bie Vornahme der Wahl ber Ab⸗ 
georbneten zum DidcefanKirchenrath, in welchen 3 Mitglieder gejenbet werben: 
eines vom Clerus, eines von ben Kirchenpatronen und ein von ben pfarrgemeinbs 
lihen Abgeordneten gewähltes. Der DidcefansKirhenrath befteht aus ben 
Mitgliedern bes Domcapitels, Aebten, Pröbften, Ordensvorftänden, dem Did: 
cefan-Schulinfpector, ben Vorftehern ber Seminarien, Lyceen, ber Fatholifchen 
Rechtsakademien und ber Lehrer: Präparanbien; ferner ben Abgeordneten ber 
Kirchenpatrone, bie aber ebenfalls nur Kirchenpatrone fein Tönnen, enblich 
ben Abgeorbneten ber Decanats⸗-Kirchenräthe. Der Didcefan-Kirchenrath trifft 
Anordnungen über ben Elementar » Unterricht mit Ausnahme bes Religions 
Unterrichtes, überwacht in ber Diöcefe die Agenden ber unterftehenden Kirchen 
räthe und nimmt die Wahlen in ben oberften Landes- Kirchenrath vor; bie 
Capitel, ber DidcefansElerus, bie Kirchenpatrone wählen je ein Mitglied, zwei 
Abgeorbnnete werben von ben übrigen Laien gewählt. Der oberfte Landes: 
Kirchenrath beftehbt aus 72 geiftlichen und ebenjo viel weltlichen Mitglies 
bern; zu ben erfteren zählen bie Erzbiſchöfe, bie Abgeordneten ber Gapitel, 
bes Clerus; zu ben letzteren 45 Abgeordnete, 22 Kirchenpatrone, ein Ber: 
treter ber Univerfität - und vier Tönigliche Abgeorbnete. Der oberſte Landes- 
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Kirchenrath übernimmt alle kirchlichen Schuls, Univerfitäts »Stipenbial: Stifs 
tungen ber Fatholifchen Kirche, bie bisher unter der Leitung ber Regierung 
geftanden find, wacht über die Verwaltung berfelben, Teitet die Angelegen: 
beiten der Elementarfhulen, Fräparandien, ber Real: und Mittelfehulen, dann 
ber Univerfität bezüglich ihrer Bedürfniſſe und des geiftigen Fortſchrittes. 
Ausgeſchloſſen von ben Berathungen find bie Fatholifhe Glaubens: und 
Sittenlehre, das Kirchenregiment, das Kirchen «Geremoniel, bie Gegenflänbe 
ber FKirchenbisciplin, die Einrichtung der kirchlichen Snftitute und jedwede 
Beichränfung bed individuellen Eigenthumsrechtes bezüglich ber Firchlichen Re⸗ 
venuen. Der Sitz bes oberften Landes-Kirchenrathes ift in Gran und ben 
Borfig Führt der Fürſt-Primas oder der Ältefte Erzbifchof oder Biſchof. 
Außerdem fol in Ofen zur Durchführung ber befchloffenen Maßregeln eine 
aus fünf Mitgliedern beftehende Eommilfion von dem oberjten Landes-Kirchen⸗ 
rat eingejegt werben. 


1. Febr. Nachdem durch Vermittlung Oeſterreichs in Paris die Möglichkeit 


10. 


eines Eintritts Medlenburgs in den deutſchen Zollverein erzielt wor: 
den ift, werden die Unterhandlungen in Berlin über den endlichen Ab- 
Ihluß des Kandelsvertrags mit dem Zollverein wieder aufgenommen. 
„ODeſterreich: Tyrol). Der entſchieden clerical gefinnte Ritter 
v. Toggenburg wird der Statthalterſchaft enthoben. 


„ODeſterreich). Die Biſchöfe erlaſſen Hirtenbriefe gegen bie 
angeblichen Angriffe wider die Kirche, einer heftiger als der andere. 
„C(Ungarn). Das Minifterium ſieht ſich endlich zu der Erflä- 
rung genöthigt, daß von dem in Paris ꝛc. aufgelegten Anlehen von 
212 Mil. nominel nur „faſt“ 100 Mill. nominell, alfo nur ca, 
65 Mill, effectiv gezeichnet worden feien, mit bem Beifügen übri- 
gend, daß biefer Betrag für bie beabfidhtigten Eifenbahnbauten zc. 
für anderthalb Jahre volljtändig genüge. 

„ (Defterreid: Tyrol). In Innsbruck conftituirt fi ein „con: 
ftitutioneller Verein“. 

» (Ungarn: Siebenbürgen). Die ungarifche Regierung enthebt ben 
bisherigen Comes ber fächlifhen Nation, Conrad Schmidt, feines 
Amtes und befeitigt ihn auch von feinem’ Site im Gubernium, er⸗ 
nennt aus eigener Machtvollkommenheit Moriz Conrad zum provi- 
forifhen Nationsgrafen, und beginnt, dem. beutfchen Lande durch ma: 
gyariſche Schilder für alle öffentlichen Aemter, magyariſche Brief: 
marken, magyarifche Amtsftegel aller Landesbehörden, magyarifche 
Erkenntniſſe des Appellgerichtes einen möglihft magyarifchen Anſtrich 
zu geben. 

„ Delegationen: Der Bericterftatter (v. Hod) bes Subcomité ber 
Reichsrathsdelegation erörtert in feinem Berichte die ſchwebende Frage 
über bie Competenz ber Verwaltung ber Staatsihuld und bie Koften 
biefer Verwaltung und bringt zugleich die längſt erwartete Enthül- 
Yung über bie Höhe jener Summen, welche der nunmehrige Reiche: 
finanzminifter als Aetivrefte der früheren Gentralffinanzen in bas 


10, 


12, 


13. 


15. 


Oeſterreich· Angarn. ng 


Reichsfinanzminiſterium Hinübergenommen hat und die num ber Gegen- 
ftand der Auseinanberfegung der drei Yinanzminifter find. 

Diefelben betrugen am 31. Dec. 1867 bie Summe von 46,, Mill. Gulden 
und zwar 12, in Banknoten, Gold und Silber, 12 Mil. in Wechſeln und 
22, Mil. in (nicht näher fpecificirten) Obligationen. 


Febr. (Defterreih). Reichsrath: Das Abg.-Haus tritt wieber zu⸗ 


fammen und wählt Moriz v. SKaiferfeld zu feinem Präfidenten. 
Derfelbe begrüßt in feiner Antrittsrebe das Haus unb bie neue 
Regierung; der Minifterpräfident Fürft Carlos Auersperg antwortet 
im Namen ber Tebteren. Der Reichskanzler Beuft nimmt als Ab: 
georbneter (für Reichenberg) im linken Centrum Platz. 


» Der Unger Kallat wird zur großen Befriedigung der Ungarn 
zum Generalconſul und diplomatifchen Agenten in Belgrad ernannt. 


„ (ODefterreih). Der Unterrichtsminifter erklärt durch einen Erlaß 
an den Statthalter von Mähren die während bes Minifteriums Belcredi 
in Böhmen und Mähren durchgeſetzten Spracdyenzwangsgefeße für bie 
Gymnaſien, durch weldhe die Deutjchen gezwungen werben follten, 
czechiih zu lernen, außer Kraft als unvereinbar mit dem Art. 19 
bes Grundgejeßes über die allgemeinen Rechte ber Staatsbürger. 


„ Nachdem die Regierung durch die Ertheilung von Päſſen an eine 
große Anzahl welfiſch-hannover'ſcher Legionäre in der Schweiz buch 
bie Wiener Polizeibirection arg compromittirt worben ift, fpricht ber 
Reichskanzler Beuft in einer Zufhrift an den hannov. Grafen Platen 
feinen foharfen Tadel über diefen Vorgang aus und erinnert an bie 
Berfprechungen, welche die Grundlage ber dem König von Hannover 
gewährten Gaſtfreundſchaft gebildet hätten. 

„ Delegationen: Die Regierung legt ihnen nunmehr auch das Extras 
ordinarium bes Militärbudgets vor. 


Das Ertraorbinarium beziffert fih auf zufammen 31,686,000 fl., wovon 
genau 1 Mil. auf bie Marine fällt, von ben übrigen flarf 304 Mil. für 
bas Landheer Tommen etwas mehr als 34 Mill. als „tranfitorifches Erfor- 
derniß“ auf die Gebühren ber Supernumerären aus ben Feldzügen von 1866, 
auf die Bewaffnung ber Armee mit Hinterladern und bie Ergänzung an 
Truppenarmatur und Artilleriematerial ſtark 21% Mil., auf Neubauten von 
Feſtungswerken und Militärgebäuben nicht viel unter 2 Mil. Die Vorlage 
erflärt ausdrücklich, daß die Regierung „in genauer Würdigung ber ſchwie⸗ 
rigen finanziellen Lage ber Monarchie und im vollen Bewußtſein ber Größe 
der den gemeinfichaftlichen Kräften angefonnenen neuen Laft voranging, und 
baß fie, von ber Erfenntniß einer gebieterifchen Pflicht und einer unaus⸗ 
weichlihen Nothivenbigfeit geleitet, bie Anforderungen auf das Maß bes 
firengften Bedarfs eingeengt unb alles Entbehrliche oder nicht Unaufichiebliche 
im vorbinein forgfältig ausgeichieden hat.” Bon bem Gefammterforbernig 
von 31,686,000 fl. entfallen nad dem gefeßlihen Quotenverhältniß ſtark 22 
Mill. auf bie cisleithanifchen Länder, und ber Reft von 94 Mill. auf Ungarn. 
In der bypotbetiichen Schlußclaufel: „Sollte zur Bebedung diefer Auslage 
bie gemeinjchaftlihe Benüßung des öffentlichen Credits als entiprechend ers 
kannt werden 2c.“, liegt angebeutet, daß bie Regierung ben Weg biejer Credit⸗ 
benügung zu betreten geneigt ift. 
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17. Febr. (Ungarn). Gröimung einer israelitiſchen Notabeln-Conferenz 
in Peſth, deren Beidylüfie indeß feine bindende Kraft haben, ſondern 
einem einzuberufenben israclitiihen Gongreß zur Entideitung tor: 
gelegt werben ſollen. 


18. „ Turch kaiſ. Entſchließung werben behufs Erjparımgen verſchie⸗ 
dene Reductionen in der Armee angeordnet. 

Zunächſt werben bei allen Waffengattungen ber Armee, nur die Pinien- 
und Grenz - Infanterieregimenter au&genommen, bie Muſikbanden aufgelöst: 
dadurch werben mehr ala 1600 Mann eripart, refp. dem Dienñ zurüdgegeben. 
Reiter wirb ber Friedensſtand ber kerittenen Gemeinen kei ſämmtlichen 
Gavallerie: Regimentern auf 98 Mann per Escadron herabgeſetzt, wogegen bie 
11 bisher no in 5 Escadronen jermirten Tragoner-Regimenter bie ſechsten 
Gscadrons errichten, fo daß ſãmmiliche Regimenter den Friedensſtand von 
197 Mann annehmen: dadurch wird allerbingd ber Ecſammtſtand der Dra⸗ 
goner:Regimenter um 99 Pferde erhöbt, tagegen ber Etand ber übrigen 
Gavallerie-Regimenter um 3960 Pierde herabgemindert. Noch weiter ijt bei 
ber zelbartillerie bie Auflöfung der Belpannungen ſämmtlicher Batterie⸗ 
Munitionswagen verfügt: fomit fallen 1152 Pferde weg. Endlich ift Bei den 
beiden Genie-Regimentern ber Friedensſtand per Compagnie um 10 und kei 
bem Rionier-Regiment per Compagnie um 5 Gemeine vermindert: es werben 
bemnad bier 420 Mann entlajjen. Alles in allem find 5432 Mann und 
5013 Pferde erjpart. 


„ n (Defterreid). Reichsrath, Herrenhaus: Alle Erzherzoge find 
wieder erjhienen. Der Präfident begrüßt das neue Minijterium; 
Der Minifterpräfident Fürft Carlos Auersperg empfiehlt es dem 
hoben Haufe. Graf Leo Thun und einige andere feudale Herren 
erflären in einer Zuſchrift an ben Präfidenten, daß fie auf ihre 
Würde verzichteten. 

"» » Vet und Demonftration bes hannover’ihen Hofes in Hietzing 
(ſ. Preußen). Der öfterr. Hof und die Regierung find jelbitver- 
ftändlich beim Feſte nicht vertreten. 

20. „ Delegationen: Schindler und Gen. interpelliren den Reichskanzler 
in ber Reichsrathsdelegation über die maflenhafte Ertheilung öfterr. 
Päffe an die nicht in Defterreich, ſondern in der Schweiz befindlichen 
Welfenlegionäre des Er-Königs von Hannover und über die Bankett: 
rede des letteren am 18. Febr. Baron Beuft - 

gibt im feiner Antwort die Inregelmäßigfeit bez. ber Pälle zu, die auf 
Verlangen eines Beauftragten bes Hiegingerhofes an eine große Menge nicht 
im Lande befindlicher Hannoveraner benjelben von ber Polizeidirection ohne 
Erlaubniß ber Regierung ertheilt und felbit nah ber Schweiz augeleict 
worben feien und behandelt bie Borgänge in Hieting am 18. be. als Fa⸗ 
milienfeft, doch nicht ohne hinzuzufügen, bie Tail. Regierung babe nie vers 
geſſen, daß „bie Gaftfreundichaft, welche bereitwillig gewährt wurbe, ſich in 
gewiſſen Grenzen halten müſſe.“ 

vo (Defterreid). Der Minifter des Innern, Giskra, richtet einen 
Erlaß gegen die clericale Agitation an die Statthalter von Gteier: 
mark und Oberöſterreich: 

„Nach glaubwürdigen Mittheilungen bereitet man ſich auf clericaler Seite 
zu einer lebhaften Agitation gegen bie bevorſtehende verfaſſungsmäßige Geſetz⸗ 
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gebung in Betreff der Ehe, ber Echule und anderer bisher als ausschließlich 
firhlich betrachteter Angelegenheiten vor und gebenft bejonders die ländliche 
Bevölkerung wider bie Tendenzen ber Gefeßgebung und gegen die Regierung 
aufzuregen. Die Erfahrungen in einigen nördlichen Landesiheilen der Mo: 
narchie haben gelehrt, daß es Geiftliche gibt, welche bei ihren Agitationen 
über die Grenzen des gejeklidy Erlaubten hinausgehen, und es hatten dort 
bie Strafgerichte wiederholt Anlaß, gegen Priefter ihres Amtes zu walten. 
Die Regierung wird ſolchen Agitationen mit allen geſetzlichen Mitteln be: 
gegnen, und Euer ac. werden barüber- wachen, daß Ausfchreitungen über bie 
Grenzen des Geſetzes hinaus ungefäumt den Gerichten zur firafgerichtlichen 
Amtshandlung überwiejen werben. Ich bin weit entfernt bavon, dem Clerus 
eine Verleugnung feiner geiftlichen Weberzeugung anzujinnen oder benfelben 
in der Ausübung des geiftlichen Amtes beirren zu wollen; was ich aber 
Namens ber Faiferlichen Regierung auch von ihm mit Recht fordere, das ilt, 
nie zu vergeffen, daß auch der geiſtliche Zunctionär Staatsbürger ift, und fich 
nur innerhalb der Gejege des Staates bewegen, nie fih über dieſelben er= 
haben dünken darf.“ 


27. Febr. (Defterreich). Reichsrath, Abg.-Haus: Die Regierung beantragt 


die Abichaffung des Staatsraths. 


„ (Ungarn). Das erfte Schwurgeridht in Ungarn verurtheilt den 
Abg. Böszörmenyi von der Außerften Linken. 

Ter „Mag. Ui.” Hatte einen Brief Koffuth 8 abgedruckt, welcher die Herr- 

Ihaft bes Haufes Defterreich als unverträglich mit der Unabhängigkeit und 
Selbftändigfeit Ungarns erklärte und zur Trennung Ungarns von Oeſterreich 
aufforderte. ALS diefer Artikel im Schwurgerichtsſaale verlefen wird, ertönen 
unter den Zuhörern wiederholte „Eljen Kofjuth": Rufe, jo daß bie Sikung 
eine Zeitlang unterbrochen werden muß. Doch das Schwurgericht läßt fich 
dadurch nicht beeinfluffen. Die Gefhwornen fpredhen nach einer Berathung 
von 40 Minuten das Urtheil, demzufolge Böszörmenyi mit 11 Stimmen 
gegen 1 für fchuldig erklärt wird. Derſelbe wirb barauf zu einer Kerker⸗ 
ftrafe von einem Jahre und zu einer Geldbuße von 2000 fl. verurtbeilt. 
Die Deputirtentajel batte bie Erlaubniß zur Verfolgung ihres Mitgliedes 
gegeben. 
„ (Ungarn: Siebenbürgen). Die ſächſiſche Nationsuniverfität be— 
ſchließt einſtimmig eine Repräfentation an den Saifer, um gegen bie 
willfürlihe Abſetzung ihres Nationsgrafen durch die ungarifhe Re— 
gierung zu proteftiren und um feine Wiebereinfegung zu bitten, 


„ Delegationen: Die Reichsrathsdelegation nimmt nach dem Antrage 
des Budgetausfchuffes den orbentlihen Militäretat für 1868 mit 
76 Mil. (worunter indeß 7 Mill, eigene Einnahmen der Kriegs: 
verwaltung) an, nachdem bie Regierung einen Generalabftrich von 
3 Mill. an der urfprünglich geforderten Summe von 79% Mil, 
bon vornherein zugeftanden hatte, unter Refolutionen bez. einer ent: 
ſprechenden Reorganifation der Armee, einer Reorganijation der 
Verwaltung noch vor Einbringung des nächſten Budgets und einer 
Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit in bürgerlichen Streitſachen. 

„ (Defterreid: Galizien). Erlaß des Juſlizminiſteriums bez. 
ausichließlihen Gebrauch der Landesiprachen von den Gerichten. 


Der Erlaß verordnet, daß ſich die Gerichte Galiztens fortan bloß ber 
Landessprache als Amisiprache zu bebienen haben, was vorfäufig fo lange 
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proviſoriſch flattzufinden bat, bis auf dem Wege ber Legislative ein definitives 
Geſetz betreffs der Art und Weife der Zulaffung ber Landesſprachen zu Amt 
und Gericht erfloffen jein wird. Die galizifchen Gerichte haben alfo von mın 
an nicht bloß mit ben Parteien mündlich in ber Landesſprache zu verfehren, 
fondern fie werden auch in der polnifchen, reſpective rutheniſchen Sprade re⸗ 
feriren, und zwar wird auch ba das Neferat nicht zuerft in beuticher Sprache 
abgefaßt und dann in bie Landesſprache übertragen werben, wodurd unnütze 
Zeit verſchwendet wird, fondern bie betreffenden Referate werben alljogleich 
als Driginale in ber Lanbesiprache verfertigt. Ebenſo werben auch bie Ge⸗ 
richte bei allen Situngen fih der polniſchen Sprache bedienen; nur wenn 
einer ber Beifigenden ber polnifhen Sprache nicht mädtig iſt, wird er ver: 
langen Tönnen, daß man in beutfcher Sprache verhanbdle. 


1. März. (Ungarn). Die israelitifhe Notabeln-Conferenz wird durch 


ben Eultusminifter Eötvös gefchloffen, nachdem fie ein Gemeinde- 
Organiſations⸗ und ein confeffionelles Schulftatut als Vorlagen für 
den künftigen israelitiichen Congreß beſchloſſen hat. 

„ (Ungarn). Die Führer der Außerften Linken fammeln Unter: 
johriften zu einer Monftrepetition für Herftelung der reinen 48er 
Geſetze. Die Gemäßigten erlafien wahre Allarmrufe gegen biefe 
MWühlereien. Perczel fängt an energifch gegen Kofjuth und ben Ein: 
fluß, den biefer immer noch auf einen Theil ber Bevölkerung aus: 
übt, aufzutreten. 


» Abmiral Tegetthoff wird zum Oberbefehlshaber der Marine er: 
nannt. Derfelbe tritt zugleich al8 Stellvertreter des Kriegsminifterg 
an bie Spite der Marinefection, die übrigens eine Section bes 
Reichskriegsminifteriums bleibt, aber neu organifirt werben joll. 
Das bisherige Infpectorat für die Mearinetruppen und die Flotte 
wird aufgehoben und fein bisheriger Inhaber Erzherzog Leopold mit 
einer Anerkennung feiner „vorzüglichen Dienftleiftung” abgefunden. 
» Delegationen: Die ungarifche Delegation ftreicht einfach und ohne 
Debatte nach dem Antrag ihrer Commiffion die von ber Regierung 
im gemeinfamen Budget angefesten Koften für die Verwaltung der 
eonfolidirten und ber fehwebenden Schuld und erklärt aljo einfach, 
daß bie Verwaltungsfoften der Staatsihuld Ungarn gar nichts Füm- 
mere, fondern diefe und die Staatsfchuld als folche ausſchließlich den 
cisleithantichen Ländern zur Laſt fielen. 

„ (Defterreid). Reichsrath: Das Abg.-Haus beſchließt die Auf: 
hebung der bisherigen Wuchergejeke. 

» Delegationen: Die Reichsrathsdelegation bewilligt auch das Extra⸗ 
orbinarium bes Milttärbubgets: 


Der Budgetausſchuß Hatte die urfprüngliche Forderung ber Regierung von 
304 Mi. duch Erfparungen und Abftrihe auf 25,759,000 fl. Herabgedrüdt, 
bie benn auch mit geringen Modificationen bewilligt werben. Darunter bes 
finden ſich die Koften für 250,000 neue und 221,000 Stüde umgeänderie 
Hinterlaber. Der Kriegsminifter erklärt, daß dieß nicht ausreiche und ver: 
langt bie vorläufige Ermächtigung zur Beftellung von weiteren 75,000 Stüd, 
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Stene beantragt, dieß zu bewilligen, die Bolen wollen ben Betrag dafür fo: 
gar fofort in's Budget einftelen. Ziemiallomsfy: Wir werben zur Ent: 
waffnung erft dann fchreiten Tünnen, wenn der Kampf zwilchen ber europäis 
ſchen Eivilifation und bem aflatifchen Defpotismus ausgefämpft fein wird. 
Diefer Kampf beiteht; wir haben an unferen Grenzen eine Macht, welche eine 
Idee gegen bie Eriftenz Oeſterreichs aufgeftellt bat. Gegen eine bee läßt 
fih nun allerdings nicht mit Hinterladern fämpfen, man müßte ihr wieder 
eine Idee entgegenftellen. Gegen bie Idee: Unterwerfung ber Nationalitäten 
burch den Deipstismus, müffen wir die Idee aufftelen: Erhaltung der Na: 
tionalitäten im Namen ber freiheit. Mit bdiefer Idee wird man Armeen 
aus dem Boden ftampfen können. Diefe Idee muß aber heute erft Wurzel 
faffen, und dazu bedarf es wieber des Friedens, doch darf man in keinem 
Falle mit ben Mitteln, die zur Erhaltung ber Machtftellung nothwendig find, 
geizen.” Bei ber Abflimmung wird Skene's Antrag angenommen, berjenige 
ber Polen dagegen abgelehnt, doch nur mit 25 gegen 24 Stimmen. Das 
gegen wirb auf Pratobevera’s Antrag 1 Mil. für Feftungsbauten (Berftär: 
kungsbauten an den Feltungen Komorn, Olmütz, Krafau und Pola) bewilligt, 
wofür der Ausſchuß nur eine ſehr niedrige Summe in Antrag gebracht hatte. 
Die Vertheibiger des Antrags laſſen dabei ziemlich deutlich durchblicken, daß 
gerabe bie Feſtungen Krakau, Olmüg und Komorn für Defterreih wichtig 
werben fünnten, wenn Rußland gewifjen Plänen nicht entfage. Der Kriegs: 
minifter ift mit bem Reſultat der Bewilligungen fo zufrieden, baß er ber 
Delegation bafür im Namen ber Armee feinen Danf ausipricht und verfichert, 
daß „falls bie Gelegenheit kommen follte, daß Defterreich in feiner conftitus 
tionellen Entwidelung muthwillig geflört werben follte, die Armee bie ihr 
nunmehr bewilligten Waffen auch zu gebrauchen wiſſen werde.“ 


6. März. (Ungarn: Croatien). Die aus bem Landtag ausgetretenen 14 


nationalen Deputirten find nur theilmweife durch dieſelben ober gleich: 
gefinnte Männer, zum Theil aber durch Unioniften erjebt worden. 


„ODeſterreich). Die Regierung enthebt endlich die Jeſuiten 
von ber Bejorgung bes Unterrihts an den Gymnafien von Felbfird, 
Ragufa und Linz. ' 


„Abſchluß des Hanbelsvertrags mit dem beutjchen Zollverein zu 
Berlin. 

» (Defterreid). Der Bifhof Rudigier von Linz Tündigt in 
einem Briefe an ben Gtatthaltereileiter von Oberöfterreih in Ant: 
wort auf den Erlaß des Minifters des Innern Giskra vom 20. 
Gebr. gegen die clericalen Agitationen dem Staate ziemlich unver: 
blümt den Gehorſam auf. 

Der Biſchof zieht den Kaiſer abfihtlich direct in bie Discuffion, indem 
er daran erinnert, daß berfelbe als abfoluter Monarch das Eoncorbat zu 
halten veriprochen habe und weist bebeutungsvoll darauf bin, daß „ber Ka: 
tholicismus in ben Ländern bes proteftantifchen Preußenfönigs viel gerechter 
und rüdfichtsvoller behandelt werde, als in dem Reiche Sr. k. k. apoftoliichen 
Majeftät bes katholiſchen Kaifers, bes Enkels und Erben der oberften Schub: 
berrn ber Kirche”, um ſchließlich dem Staate Ted den Fehdehandſchuh hinzu⸗ 
werfen, daß Staatsgefege eine abfolut verbindliche Kraft nicht haben und 
zum Gehorſame nicht verpflichten, wenn fie ben Grunbjäten ber Religion 
zuwider find, welchen Sag er in folgender Weife bes Näheren ausführt: 
„Ih erfläre, daB in dem Staatsgeſetze, jo lange es nicht etwas dem göttlichen 
Willen Widerfprechenbes enthäft, geboren unb nad) Maßgabe meiner Stellung 
und meiner Kraft geborchen machen werbe; baß aber, wo Immer ein folder 
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Gegenſatz aufſcheinen wird, das apoſtoliſche Wort in meinem eigenen Handeln 
und in meiner Einwirkung auf die mir von Gott anvertraute Heerde auch 
meine Richtſchnur ſein müſſe: „„Man muß Gott mehr als ben Menſchen 
gehorchen.““ Daß mir biebei ber Maßſtab, wonach ich die Hebereinftimmung 
oder Nichtübereinſtimmung bes göttlichen und menſchlichen Gejeßes prüfe, 
einzig und allein die Lehre ber katholiſchen Kirche, ber Säule und Grundfeſte 
der Wahrheit fei, ift aus dem Geſagten ohnehin Kar. Wenn Staatsgefeße 
fommen follten binfichtlich ber Ehe, welche mit dem Dogma im Widerjpruch 
find, oder binfichtlich der Schule, welche dieſelbe der Gefahr ausfegen, zur 
Propaganda des Unglaubens zu werben, jo muß bie Kirche Traft ihres von 
Gott erhaltenen Berufes mit allen Mitteln, welche von ber hriftlichen Sitten 
lehre gebilligt werben, denfelben entgegenarbeiten und barf diejelben nicht be= 
obachten. Ebenjo wenn andere mit dem Gejeke Gottes im Widerſpruch ſte⸗ 
hende Geſetze Tommen follten.” 

Der gefammte Glerus der 23 Decanate der Didcefe richtet auch feinerfeits 
ein Schreiben an den Minifter in bemjelben Sinne wie ihr Biſchof „ohne 
fein Zuthun, ja ohne fein Vorwiſſen“. 


11—14. März Delegationen: Die ungarifche Delegation bewilligt ben 


ordentlichen und außerordentlihen Militäretat nach ben Anträgen ber 
Majorität ihres Ausſchuſſes, die von benjenigen ber reichsräthlichen 
Delegation nicht fehr abweichen, nachdem ſich die Debatte darüber 
zu einer ſolchen über die auswärtige Politik gejtaltet Hatte und über 
die Frage einer ungarijchen Armee, | 
Debatte: Ghiczy: Iſt dieß auch Tein Kriegsbudget, fo ift es boch ein 
Bubget ber Kriegsbereitichaft. Zſedenyi meist darauf hin, baß die Regie: 
rung heute ca. 1 Million mehr verlange als 1865 präliminirt wurde, obs 
wohl doch 45,000 Mann für die italieniichen Feftungen und 10,000 Mann 
für.die deutſchen Feltungen entfallen feien. Ghiczy: Nur die öſterreichiſche 
Politif der Mechtsvorbehalte fei daran Schuld, wenn feine Nachbarn glauben, 
die Schwächung Defterreichs Tiege in ihrem Sntereffe. Die Regierung möge 
die Sympathien für Rom aufgeben und ihre Role in Deutſchland wirklich 
als beendet betrachten, der Einheit Deutſchlands weiter fein Hinderniß mehr 


- entgegen fegen, dann liege es jowohl in Staliens wie in Preußens Vortheil, 


bag Rußland durch Defterreich gehindert werde, bis zur Adria vorzubringen 
und Deutichlands öftlihe Grenze ganz zu umfpannen. Zfedenyi fpricht die 
Ueberzeugung aus, ein Bündniß mit bem norddeutſchen Bunde würde Defter: 
reich gegen bie einzige Kriegsgefahr fihern, die ihm aus ber orientalifchen 
Trage erwachſen könne. — Mehrere Rebner verlangen, bie Regierung möge 
Ernft machen mit ber Errichtung einer ungarifchen Armee. Varady: Die 
Einführung eines neuen Wehrſyſtems und bie Errichtung ber ungariſchen 
Armee find unfererfeitS die conditio sine qua non ber Bubgetbewilligung 
für die Zufunft. Reg.⸗Commiſſär General Grivicic erflärt, das Kriegs: 
minifterium werde bie Einheit ber Armee niemals opfern und zu einem Dua= 
lismus in berjelben niemals feine Zuftimmung geben. Die Erklärung er 
regt bie tieffte Senfation und Verſtimmung, ‚und ber Kriegsminifter ift ges 
nötbigt, feinen Commiffär wenigftens halb und Halb zu besavouiren. 


12. März (Defterreih). Reichsrath: Das Abg.-Haus genehmigt Die 


Negierungsporlage bez. Abſchaffung des Staatsraths. Der Ausſchuß 
legt dem Haufe einen von dem früher (im Dec. 1867) überreichten 
Elaborate weſentlich verjchiebenen auf Grund von Abänderungsvor- 
ſchlägen der Regierung umgearbeiteten Entwurf eines interconfeffio: 
nellen Gefebes vor. . Ä 
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Das frühere Elaborat wollte den Eltern, der jetzige Entwurf will dem Staate 
den maßgebenden Einfluß auf die Beſtimmung des Religionsbekenntniſſes 
der Kinder zuwenden. Im früheren Entwurfe war feſtgeſetzt: „Die Beſtim— 
mung der Religion, in welcher eheliche oder denſelben gleichgehaltene Kinder 
zu erziehen und zu unterrichten ſind, hängt von dem nach Abſchluß der Ehe 
getroffenen Uebereinkommen der Eltern ab. Kommt ein ſolches Uebereinkom⸗ 
men nicht zu Stande, ſo ſind in dem Falle, wo beide Eltern der nämlichen 
Religion angehören, die Kinder in der Religion der Eltern zu erziehen und 
zu unterrichten; im Falle die Eltern verſchiedenen Religionsbekenntniſſen an⸗ 
hängen, ſteht die Beſtimmung des Religionsbekenntniſſes bezüglich der Söhne 
dem Vater und bezüglich der Töchter der Mutter zu.“ Der neue Entwurf 
dagegen fett gemäß ber Regierungsvorſchläge feſt: „Cheliche oder ben ehe⸗ 
lichen gleichgehaltene Kinder folgen, foferne beibe Eltern bemfelben Bekennt⸗ 
niffe angehören, ber Religion ihrer Eltern. Bei gemijchten Ehen folgen bie 
Söhne der Religion des Vaters, bie Töchter ber Religion ber Mutter. Doch 
fünnen die Ehegatten nach Abichluß der Ehe durch Vertrag feſtſetzen, daß 
das umgekehrte Verhältniß flattfinden ſolle oder daß alle Kinder der Religion 
bes Vaters oder alle der ber Mutter folgen follen.” Dagegen orbnet ber 
neue Entwurf an, daß ber von einer Religion zur anbern Webertretende bie 
Anzeige hievon nicht mehr bem Seeljorger der zu verlaffenden Religion, fon: 
bern, zu befferem Schuge feiner Unabhängigkeit, der politifchen Behörde zu 
machen bat, bie ihrerjeits dem betreffenden Seeljorger die Mittbeilung zu: 
gehen Tafjen wird. 


16. März. (Defterreih). Reichsrath: Das Abg.Haus nimmt bie Vor: 
lage ber Negierung betr. die Eibesablegung vor Gericht, wonach bie 
Eidesformel unter Abfchaffung des alten Judeneides gleichlautend 
für alle Eonfeffionen ift, an und überweist die Vorlage de8 Mini: 
fters des Innern Giskra über die Organifation der polit. Verwal: 
tungsbehörden in den cisleithanifchen Rändern dem Verfaſſungs-Aus⸗ 
ihufle zur Vorberathung. 

Der Gefegentwurf bezwedt die Erweiterung ber Autonomie ber Ges 
meinden refp. der Bezirfövertretungen, und vereinlacht den politiſchen ers 
waltungs-Mechanismus fehr bedeutend. Gisfra ging urfprüngli von dem 
Gedanken aus, die ganze politiiche Verwaltung in bie Hände ber Gemeinden 
zu Segen. Der Miniſterrath ging jedoch auf biefe Idee nicht ein, nicht aus prin⸗ 
cipieller Abneigung, fondern mit Rüdficht auf bie Erfahrungen in Galizien und 
Kärnthen, wo fi) herausftellte, daß die Bezirfsvertretungen zur Zeit noch nicht 
bie nöthige Reife befigen. Die Durhführung des von Gisfra befürworteten 
Principe voller Selbjtverwaltung ift alfo nur verfhoben. Was vor allem 
den Wirkungfreis ber Statthalter nah dem neuen Entwurf betrifft, jo wird 
berfelbe infjoferne erweitert, als der Statthalter an Feinen Beſchluß der Con 
ferenzen ber Statthaltereiräthe gebunden ift und verordnen kann, was er eben 
zu verantworten vermag. Die Gejchäfte, fowie ber Beamtenftatus der Statt: 
baltereien find auf ein Minimum reducirt. Nur drei Agenden gehören fortan 
in bie Competenz ber Gtatthalterei; die Grundablöfung, die Servituten und 
bie DisciplinarsAngelegenheiten. Die Stellen ber Vicepräfidenten (mit allei: 
niger Ausnahme Galiziens), der Hofräthe und GSecretäre werben abgefchafft, 
das Kanzleiperfonal reducirt. Die Statthaltereiräthe, welche eine Functions⸗ 
zulage von 300 fl. als Aufbefferung ihrer Gehalte befommen, müſſen fich, 
wenn es ber Statthalter anorbniet, als Bezirfshauptleute verwenden laffen. 
Den Statthaltereien zunächſt ftehen bie Bezirkshauptmannfchaften. Ein Bes 
zirtshauptmann und zwei Commiffäre, das ift der Beamtenftand einer Haupt- 
mannſchaft. Die Penfionen fallen für das Kanzlei:Berfonal vollſtändig weg, 
bei den Konceptbeamten werben fie bedeutend verringert. Das Organiſations⸗ 
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Statut fol mit dem 1. Oct. d. J. ins Leben treten. Giskra präciſirt bie 
Grundſätze, nad) welchen der politiſche Verwaltungsdienft zu organifiren ift. 
„Obenan“, erklärt er, „Iteht ber Grundfak der Trennung der Juſtiz von ber 
Adminiftration. Das Princip muß durchgeführt werden und es wird auch 
durchgeführt werden. Natürlich ift, daß der Gedanfe ber Verantwortlichfeit, 
der im Centrum berrfcht, auch in ben unteren Organen, bei ben Landes— 
behörden und bei ben Ausläufen bes politiihen Verwaltungsdienſtes, zum 
Ansdrud fommen muß. Auch iſt natürlich, daß als weſentliches Erforderniß 
auch die Einfachheit und Wohlfeilheit des Verwaltungsdienftes erjcheint. Kein 
Oefterreiher Tann zweifeln, daß auf die Eigenthümlidyfeiten ber Königreiche 
und Länder Rüdjicht genommen werben muß (Bravo von ben Polenbänfen), 
daß das in neuerer Zeit zum großen Vortheile des Gemeindelebens Fräftig 
gewordene Princip der Selbftverwaltung erhalten, ja erweitert werben muß 
(Bravo von allen Geiten); daß endlich die Hiftorisch entftandenen Einrichtun: 
gen ber einzelnen Königreiche und Länder, foweit es fih um bie Abgrenzung 
der Bezirke handelt, feftgehalten werden müfjen, und ich betone dieß, weil in 


gewiſſen Kreifen große und abjichtlihe Unruhe erzeugt worben ift, als benfe 


die Regierung daran, bie hiftorifhen Grenzen ber Länder zu verwifchen und 
bloße Verwaltungs-Departements an deren Stelle zu ſetzen. Es wird nöthig 
fein, nicht nach einer Schablone den DVerwaltungsdienft in allen Ländern 
gleihförmig einzurichten, fondern Singularitäten mit Rückſicht auf die beſon— 
deren Verhältnifie und die Zwedmäßigfeit zuzulaffen. (Tebhaftes Bravo rechts.) 
Aus dieſem Gefihtspunfte ging bie große Decentraliſation mit Nothwendig- 
feit hervor. Es iſt ſchon Dieles der Statthalterei zur Knticheidung im 
Recurswege zugewieſen worben, was früher an das Bentrum ging. Der Wir: 
fungsfreis der Statthalter muß noch erweitert werben, e8 muß nicht immer 
vom Eentrum aus dariiber entichieden werden, wie ein Mauthichranfen anges 
firihen oder ein Gemeindeiweg gezogen werben fol. Neben ber certenfiven 
Erweiterung muß auch intenfiv der Wirfungsfreis der Landesbehörden er: 
weitert werden. Sie follen ein größeres Necht in ber Mahl der Organe und 
in ber Qispofition über diefelben haben; bie Regierung hält ben Gedanfen 
feft, daß e8 nicht angehe, einen Beamten, der an einem beſtimmten Drte ift, 
für inamovibel zu halten, daß vielmehr zwilchen ben Statthaltereien und ben 
ihnen unterfiehenden Executiv-Organen im Lande ein ben Erfordernifjen unb 
der Dienfitüchtigfeit angemefjener Wechfel ftattfinden müſſe. Selbſtverſtänd⸗ 
Lich ift es, daß alle überflüffigen Stellen bejeitigt werben müffen, daß base 
Prineip der Arbeit zur Geltung kommen muß (Bravo!) und daß bei ent: 


ſprechender Entlohnung bie Arbeitsfraft der Beamten auch vollftändig aus: 


genüßt werben muß. . . . . Es trat an bie Regierung bie Trage heran, ob 
der ganze politifche Dienft in den unterften Snftanzen nicht gewählten Or: 
ganen überlaffen werden fole? Es wird wohl bei Niemandem, ber ein 
offenes Auge für die Entwidlung ber DVerhältnifje in Defterreich hat, ein 
Zweifel darüber auffommen, von welden Segnungen bie Selbftverwaltung 
begleitet ift- Das GSelfgovernment ift von ben beilfamften Zolgen für bie 
Sntereffen des Staates und der Einzelnen. Die Regierung wirb bas Bilden 
von eigenen Statuten in ben Städten, wenn es bie Landtage wünſchen, in 
freudigiter Weife unterflügen. (Bravo!) Selbft in Verwaltung ihrer ökono— 
mifchen Angelegenheiten find unjere Ortsgemeinden noch weit zurüd. Dan. 
darf ben Muth darüber nicht verlieren, wenn im Anfang nicht Alles gut 
geht. Wie fol auch der einfache Landmann, ber bei unferem Unterrichts: 
wejen die mangelbaftefte Schulbildung genoffen, der von Jugend auf ges 
wohnt war, ſich von der Behörde bevormunden zu laffen, plöglidy zur Fähigkeit 
fommen, die Angelegenheiten ber Gemeinden ſelbſt zu verwalten? Dazu 
fommt noch der unglüdliche Umſtand, daß die Gemeinden gegen die Zuſam⸗ 
menlegung find, wodurch fie ihre Kräfte lähmen. Sache ber Landtage wirb 
es fein, dahin zu wirfen, daß die Separationsgelüfte ber einzelnen Gemeins 
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den nach und nach ſchwinden. Die Regierung wird die Bildung ſolcher 
großen, zuſammengelegten Ortsgemeinden freudig begrüßen und fördern. So 
lange indeſſen die eben erwähnten Verhältniſſe exiſtiren, ſo lange im Allge— 
meinen der Sinn dafür noch fehlt, wäre es doch ſchwer, die politiſche Orga⸗ 
niſation in allen Einzelheiten ohne Bedenken dem Bürgermeiſter und der Ge⸗ 
meindevertretung ganz anheimzugeben. Man denke nur an jenen Theil der 
Bevölkerung, der ſich conſequent von der Reichsvertretung fernhält. Stellen 
Sie ſich vor die autonomen Bezirksvertretungen in dieſen Ländern. Würden 
nicht alle vom Centrum kommenden Weiſungen und Verordnungen von dieſer 
Seite, die gegen Alles, und wenn es das Beſte wäre, proteſtirt, nur weil es 
vom Centrum komme, achtungsvoll beiſeite gelegt werden? Ich werde den 
Augenblick ſegnen, wo es der Regierung möglich ſein wird, ſich ganz der 
Laſt der Adminiſtration zu entledigen und die politiſche Verwaltung ganz 
den gewählten autonomen Organen zu überlaſſen. (Lebhaftes Bravo.) Die 
Koſten der Durchführung des neuen Organismus konnten zwar noch nicht 
nach der Ziffer feftgeitelt werden, weil dieß von dem Beichluffe, den das 
hohe Haus über die Grundzüge faſſen wird, abhängt, von ber Zahl ber ‘Ber: 
fonen, ber Art ihrer Bejhäftigung, von ber territorialen Eintheilung, jo viel 
aber kann jett ſchon ausgefprochen werben, baß, abgefehen von dem um drei 
Fünftel verminderten Aufwand in Krain, Salzburg und ben anderen Län⸗ 
dern mit Bezirksvertretungen, ſich bei der Reſtſumme noch eine durchſchnitt⸗ 
liche Erfparung im Betrage einer halben Million ergeben wird.” 


16. März (Ungarn). Conferenz der ungarifchen Biſchöfe in Peſth. 


17. 


18. 


Diejelben beichließen eine Denkſchrift an den Kaifer über bie Autos 
nomie ber Katholiken. Auf den Antrag des Eultusminifters Eötvös 
Vehnt der Kaifer jebod die Annahme mit ber Bemerkung ab, bie 
Trage gehöre vor den ungarijchen Landtag. 


„ODeſterreich). Reichsrath, Herrenhaus: Etwa 60 Mitglieder 
des Haufes treten mit Rüdficht auf die bevorſtehende Debatte über 
das Ehegeſetz zufammen und beſchließen in namentlicyer Abjtimmung 
einjtimmig, 

unbedingt und unverrüdt an bem unveränderten Majoritätsantrage über 
das Ehegeſetz (alfo an der Aımahme ber Vorlage nach den Beichlüffen bes 
Abgeordnetenhaufes) in jebem Falle feftzuhalten und jeben wie immer ge: 
arteten, offenen oder verfappten Vertagungss ober Abänberungs- Antrag für 
alle Fälle abzulehnen. Ein Vertrauens⸗-Comité von vier Perjonen (Anton 
Auersperg, Wrbna, Lichtenfels, Schmerling) wird gewählt, um bie Partei: 
taktik während der Verhandlungen zu reguliren, über unvorhergefehene Inci⸗ 
benzfälle fofort zu entfcheiden und danach bie Partei behufs ihres Verhaltens 
zu inftruiren. Die Gegenpartei hat ſich ihrerfeits ca. 40 Stimmen verficert. 
» Delegationen: Diefelben verftändigen ſich über alle Differenzen 
bez. bes Budgets für 1868, indem die reichgräthliche Delegation ſich 
in den wefentlichften der ungariſchen anſchließt. 
„ Der Reichsfriegsminifter verftänbigt fi vorläufig mit dem un⸗ 
garifchen Minifter für Landesvertheidigung über bie Auslegung des 
Art. 12: Die Einheit der activen Armee fol gewahrt, doch Den 
MWünfhen der Ungarn bez. des ungarifchen Theils berjelben mög: 
lichſt entſprochen werden, Die Fünftige ungariſche Landwehr fol 
Honveb genannt werben. | 


19—20. März. (Defterreidh). Reichsrath, Herrenhaus: Generalbebatte 


W 
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über das vom Abgeordnetenhaus beſchloſſene Ehegeſetz, reſp. über bie 
Fortdauer oder die Abſchaffung des Concordats. Graf Leo Thun, 
Fürſt Windiſchgrätz ec. erſcheinen wieder in ber Sitzung. Majoritäte: 
und Minoritaäts-Gutachten der Commiſſion. Reben von Miniſter 
Hasner, Graf Hartig, Gablenz, Kraus, Anton Auersperg, Schmerz 
ling für, von Profeflor Arndts, Carbinal Schwarzenberg, Carbinal 
Rauſcher, Graf Bloome, Graf Leo Thun gegen. Graf Mensborff 
ftellt den Vertagungsantrag. 


Der Majoritätsber icht (vom gew. Staatsrathepräf. Lichtenfels) ges 
Tangt zu ber Ueberzeugung, daß die bisherige Ehegeſetzgebung mit ber in 
Rechtskraft getretenen Verfaſſung unvereinbar ift; er führt aber auch ben 
Beweis, baß bie Natur ber Che bie betreffende Gefeggebung mit innerer 
Notäwendigkeit, ohne übrigens ber Kirche das Recht zu beeinträdtigen, die 
ſtaailiche Ehe ſacramentaliſch zu beiligen, bem Staat zuweile; er hält endlich 
das Concorbat für Fein Hinderniß. Der Bericht verfennt bie wohlmeinende 
Abſicht nicht, in welder biejes Uebereinkommen getrofien worden. Es hat 
aber basfelbe bie landesherrlichen Rechte in Bezug auf bie Stellung ber 
Kirche zum Staat in fo empfindlicher Weife beeinträgtigl, und bie Staats- 

jewalt fo fehr ber Hierarchie untergeorbnet, daß ihr, überall wo fie mit ber 
iche in Berührung kommt, kaum in irgendeiner Richtung eine freie Ver— 
fügung aus eigener Macht mehr übrig gelaffen ift. Verträge, burch welche 
wejentliche Majeftätsrechte, wie insbefonbere jenes ber Gejeßgebung und ber 
Gerichtsbarkeit, veräußert werden, können am fi ſchon feine fortbauernbe 
Zerpfligtung begründen, weil fie dem Begriff eines felbftänbigen Staates wider⸗ 
fpregen. Der Majoritätebefhluß eignet fi fhließlid bie Beldjlüffe bes Abg.r 
Haufes volftändig an, und geht feine Begründung bahin, nicht fowohl zu beweiz 
jen, daß ber Staat bag Necht habe, den betr. Vertrag wieder zu löfen, als viels 
mehr, baß er niemals bas Recht gehabt, ihn zu ſchließen. Dem Dajoritätsbericht 
fleht ein von bem Garbinal Rauſcher, bem Erzbifchof Litwinowicz, bem Fürften 
Sangusto, bem Grafen Bloome und bem Grafen Arthur Mensborfj (Bruder 
bes früßeren Miniftere) unterzeichneter Minoritätsbericht gegenüber, ber 
zunaͤchſt ausführt, daß ber Kaifer bie gefepgebende Gewalt an den Reichsrath 
nicht anders (alfo auch nur mit den von ihm [bem Kaifer] eingegangenen 
Rechtsverbindlichkeiten) übertragen Tonnte, als er felbit bei Einführung ber 
Verfaffung fie befaß, unb baß, fofern e8 nicht möglich wäre, bie üebung ber 
Staatsgewalt durch Staatsverträge zu beſchränken, jeder Staatsvertrag ein 
Unding feiz er fiellt dann das Goncorbat als ibentifch mit ber Religion, und 
bie Sache ber Religion als ibentif mit ber Sache ber Monarchie Hin, er 
verklagt weiter bie „geleglofe Frechheit”, mit welcher in ber lehten Zeit, „von 
ber Regierung fogar unterftügt“, die geradezu wogelftei erflärte Fath. Kirche 
angegriffen und verlegt werben bürfe; er fchließt endlich mit bem Antrag: 
das Herrenhaus erachie e8 als rechtlich unmöglich, auf den vorliegenden Ges 
fegentwurf einzugehen, es halte ſich jedoch verpflichtet, falls es zu der Er— 
tenntniß gelangen follte, dah bie „zu Necht befiehende” Chegeleggebung Ab: 
änderungen als wünfcenswerth erſcheinen laſſe, behufs Crwitkung dieſer Abs 
änderungen, unb auf bem im Concordat vorgezeichneten Wege, bie Einleitung 
von Berhandlungen mit Rom zu empfehlen. 


21. Marz. (Defterreid). Reichsrath, Herrenhaus: Abftimmung über 


das Ehegeſetz. Furchtbare Aufregung. Das Ständehaus ift von 
gewaltigen Volksmaſſen umlagert, bie ber Abftimmung mit fieber- 
hafter Spannung folgen. Der Vertagungsantrag wird mit 65 gegen 
45, ber Minoritätsantrag mit 69 gegen 34 Stimmen abgelehnt. 
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23. März (Defterreih). Reichsrath, Herrenhaus: Ehegeſetz. Graf 


24. 


” 


Leo Thun und die Bilhöfe erklären durch Zuſchrift, daß fie an 
den weiteren Verhandlungen über das Chegefeß nicht mehr Theil 
nehmen werben. Specialdebatte über das Geſetz; dasſelbe wirb 
ſchließlich nach den Beichlüffen des Abg.-Hauſes mit unmwefentlichen 
Mopdificationen zu Gunften ber geiftliden Ehegerichtsbarkeit Lediglich 
pro foro interno angenommen. 


„ Delegationen: Schluß der erften Seffion derſelben. 
Das erfle gemeinjame Budget des Reichs für 1868 flellt fich folgender: 
maßen: 
ß I. Gemeinſames Miniſterium des Aenßern . „. „ . 4,263,221 fi. 
II. Gemeinfames Miniſterium des Krieges: 
a) für die Landarmee . © 2 2 2 2 2 20... 68,699,640 „ 
b) für die Marine . . .. 7,508,477 „ 


III. Gemeinfames Finanzminifterium on ... 223,000 „ 


Zuſammen: . 80,694,338 fl. 

Bon dieſem Betrage wird im Sinne des Gefetes in Abzug gebracht 
bie Einnahme des Zollgefälles, melde vorläufig angenommen wird ınit 
7,200,000 fl. Nach diefem Abzuge bleiben zu beden 73,494,338 fl. Bon 
biefem Betrage find nad, der durch die Gefete vom 21. und 24. Dec. 1867 
beftimmten Quote von ben im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Län 
bern zu beden 51,446,036 fl. 60 fr. 

In der Reichsrathsdelegation eröffnet Reichskanzler Beuft zum Schluffe, 

daß Se. Maj. die erzielten übereinftimmenden Beichlüffe beider Delegationen 
bereits fanctionirt habe und fpricht feine Befriedigung über ben Verlauf ber 
Verhandlungen im Namen bes Kaifers aus, indem er beifügt: „Geftatten 
Sie baber, daß ich den Abſchiedsgruß ber Negierung in wenige Worte ein- 
tleide, indem ich aus voller Ueberzeugung fage: Die b. Delegation hat ber 
entfchieben ausgeprägten riebenspolitif der Negierung einen boppelten Halt 
und Nachdruck gegeben, indem fie ihr bie Weihe ber Zuflimmung und ben 
Hintergrund ber Wehrfraft verlieh.” 
„ODeſterreich). Reihsrath, Abg.-Haus: Die Regierung verlangt 
die Fortſetzung bes proviforiihen Budgets bi8 Ende uni. Der 
Finanzminifter Breftel bringt die Finanzvorlagen ber Regierung ein, 
dur welche das Deficit befeitigt werben foll und begründet bie- 
jelben. Die Vorlagen werden an eine Commiſſion gewiefen. 

Die Vorlage befteht aus fünf Gefegentwürfen. Der erfte berjelben be⸗ 
trifft die Convertirung der Staatsfhuld, und zwar follen bie bisherigen Titel 
der letztern in rücdzablbare und mit 12 Proc. Einfommenfteuer belegte Renten 
umgewandelt werden. Die Verzinfung ftellt fih auf 4%, Proc. Die Eon: 
vertirung ift innerhalb 3 Monaten anzumelden. Der zweite Gefekentwurf 
betrifft die Vermögensfteuerr. Das Vermögen ift erft von 1500 fl. ab be: 
ftenerbar. Durch den dritten Gefeßentwurf fol bie Gewinnfteuer auf 15 
Proc. erhöht werben. Ber vierte und ber fünfte Gejeßentwurf betreffen ben 
Verkauf von Staatsdomänen im Betrag von 25 Millionen und die Aufs 
nahme einer jchwebenden Staatsichuld von 20 Millionen. 

Darlegung des Finanzminifters: Die Regierung war noch nicht 
in ber Lage, bas Finanzgeſetz dem Haufe vorzulegen, weil bie Verhandlungen 
ber Delegationen nicht zu Enbe find; doch find bisher vom Ausſchuſſe fo wenig 
Abftriche vorgenommen worden, und die Säße in ber Regierungsvorlage fo 
gering angejeßt, daß man wohl das aus anderen Mitteln, als den laufenden 
Einnahmen zu bedende Erforderniß auf 52 Millionen beziffern Tann. Im 
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dieſem Betrage find jene Beträge nicht enthalten, welche zur Begleichung bes 
Ertraordinariums an ben Reihs-finanzminifter abzuführen fein werden, bie 
fih auf 18 Millionen belaufen, bezüglich deren aber eine bejondere Vorſorge 
nicht nöthig ift, weil bie Dedung —* Exrtraordinariums beſonderer Verein⸗ 
barung vorbehalten wird und aus vorhandenen Mitteln erfolgt. Es iſt da⸗ 
ber, wenn man bie Rückſicht ber Deckung im Ange behält, das Deficit auf 
52 Millionen zu beziffern. Werm man an bie Frage ging, in welcher Weile 
biefer Abgang gedeckt werben fol, fo mußte man fich zuerſt vorhalten, ob 
biefer Abgang als etwas Vorübergehendes oder ald etwas Dauerndes ange: 
jehen werden müſſe. Tie Regierung mußte fi ber legteren Auſchauung zu: 
neigen. Wir haben von Jahr zu Jahr eine fleigende Staatsſchuld, aber 
audy ein Herabgehben des Credits, fo daß Anlehen in lekter Zeit zu enormen 
Zinjen aufgebracht werben mußten. Im Jahr 1869 wird das Deficit, wenn 
auch als ein geringeres, fo body als ein namhaftes ſich darfielen. Die Erz 
jparnifje in der Verwaltung find fehr langſam zu erzielen. Wenn auch eine 
Verminderung des Beamtenftatus in Ausficht genommen wird, jo wird an 
berfeitS in ber erften Zeit der Penfionsetat belaftet. Was im Militäretat, 
Ordinarium, erjpart wird, muß im Extraordinarium wieder zugeſetzt werben. 
Wenn man das Erfparniß auf 2, und im Jahr 1870 auf 4 Millionen be= 
rechnet, fo iſt das Deficit gleichwohl ein fehr bedeutendes. Iſt nun eine nam⸗ 
bafte Vermehrung ber Einnahme zu erwarten? Durch die Steuergejeßgebung 
würbe e8 allerdings möglich fein, bei einer einzigen Steuer, idy meine bie 


Branntweinſteuer, ein namhaftes Mehrerträgniß von 3 oder 4 Millionen zu 


erzielen. Mas bie übrigen Steuern betrifit, jo bedürfen fie einer durchgrei— 
fenden Reform. Aber wenn auch die Regierung ſchon im nächſten Herbit 
eine bezügliche Geſetzesvorlage einbringen wird, jo kann doch nicht erwartet 
werden, daß bas Ergebnif im laufenden, nächften oder auch nur zweitnächlten 
Jahre einen nennenswerthen Einfluß üben werde. Es ſtellt fid) daher die 
Nothwendigkeit heraus, außer für das gegenwärtige Jahr noch für bie Jahre 
1869 und 1870 Vorforge zu treffen. Die Regierung mußte fi vor Allem 


‚die Frage fielen, ob es zuläffig wäre, ben Abgang dieſer drei Jahre auf 


bem jeit Decennien üblichen Wege der Vermehrung der Staatsſchuld auszu⸗ 
gleichen. Ich babe fhon im Anfang angedeutet, warum uns biefer Weg 
verichloffen bleiben mußte. Es würde ſich auf diefem Wege ein Mehrerfors 
berniß für die Zinfen im Betrage von 10 Millionen herausfiellen, und went 
man nun das Mehrerträgniß aus ben Steuerreformen auf 20 Millionen 
veranſchlagt, würde dadurch die Hälfte diefes Mehrerträanifjes im Nor: 
hinein verichlungen werben. Es blieb der Regierung noch ein zweiter Weg, 
bie Vermehrung der Staatsnoten. Die Regelung ber Valutaverhältniſſe, 
biejes dringendſte Bedürfniß, würde durch jede Vermehrung der Etantenoten 
in immer weitere Ferne gerüct. Wenn auch bei ber gegenwärtigen Weltlage 
ein Krieg nicht zu beforgen ift, ſo muß doch bie Möglichkeit eines ſolchen im 
Auge behalten werben. Wenn nun plötlich ein berartiges Geldbedürfniß ein: 
treten würde, würde wie in Jahr 1866 nichts anderes übrig bleiben, als 
zur Vermehrung der Staatsnoten zu fehreiten, und barum darf man heute 
in den Tagen bes Friedens nicht das letzte Mittel erichäpfen. Dean mußte 
barum finnen, auf andere Meife den Abgang zu decken. Der Regierung 
mußte fi der Gedanke aufbrängen, daß ein Theil diejes Abganges daher 
rührt, daß bie Länder ber ungarischen Krone nicht jenen vollen Theil an 
den Laften der Staatsſchuld übernommen haben, ber ihnen entipredyen hätte. 
Bei ben Verhandlungen fiber das Geſetz, betreffend die Skaatsſchuld, wurde 
bamals aufgeführt, daß ber Betrag, den die ungarifchen Länder zur Staats: 
ſchuld weniger beitragen, als ihnen entiprechen hätte, 12 Millionen Eulden 
beträgt. Diefe 12 Millionen Fonnten unmöglich als eine Etener den dies— 
feitigen Ländern auferlegt werben; der Abgang müßte vielmehr nothwendiger: 
weile durch alle Stantsgläubiger gedeckt werben, und zwar in ber Weife, 
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daß aljo von den Stantsgläubigern nebft der biskerigen Ginfommenfteuer 
eine weitere Abgabe von 10 Proc. von den Zinſen eingehoben werden foll, 
weil biefe Abgabe ja nicht den Charakter Einer eigentlichen Steuer hat, fon⸗ 
bern weil dieſe Abgabe nur dasjenige hereinbringen fol, was die Länder ber 
ungarifhen Krone zur Staatsſchuld weniger leiften. chen in bem Gejeke 
über die Beitragsleiftung zur Staatsfchulb würde der Plan der Ummand: 
lung ber Staatsichuld in eine einheitliche Aente aufgenommen, um bie Lafl, 
welche auf bie biesfeitigen Länder als Rückzahlung für bie Staatsichuld ent- 
fällt, zu erleichtern. In das betr. Geſetz über die Unification ber Staats: 
ihuld find auch die 10 Proc. Zinsftener der Staatsyapiere einbezogen. Die 
Regierung bat dabei den bisher beftandenen Unterfchieb betreffs der Rückzah⸗ 
Iung in Papier oder Silber beibehalten. Eine andere Convertirung würde 
entweder mit einer Benachtheiligung des Staates oder ber Gläubiger 
oder mit einem Zwange verbunden gewefen fein. Die Negierung bat ferner 
bie Form einer Kapitalfchuld jener der Nentenfchuld vorgezogen, weil zwi: 
hen einer nicht rückzahlbaren Kapitalſchuld und einer Rentenſchuld gar fein 
Unterfchieb befteht, und die Bevölkerung an bie Kapitaljchuld nun einmal _ 
gewöhnt ift und Gewohnheiten gerade in biefer Veziehung nicht mehr als 

nötbig geftört werben follen. Wenn nun bie Maßregel durchgeführt wird, 
fo ergibt ich folgendes Nefultat: Das gefammte Zinserforderniß wirb be: 
tragen 112,769,061 fl., während es fonft 122,014,460 fl. betragen hätte, 
alfo ein Minbererforbernig von mehr als 9 Millionen. Das Erſparniß bei 
der Schulbentilgung beträgt in ben Jahren 1868, 1869, 1870 je 8,200,000 fl., 
wovon allerdings für dieſes Jahr ein namhafter Betrag Abgerechnet werben 
muß, weil bereits Rückzahlungen ftattgefunden haben. Es bleibt nun noch 
ein Erforderniß von 102 Millionen für die 3 Jahre zu deden. Bon biefen 
102 Millionen fommt aber noch Folgendes in Abrechnung: Bei den Auleben, 
welche nicht der Gonvertirung unterzogen werben können, wird nichtsdeſto⸗ 
weniger jährlich eine beflimmte Zinfenerfparniß eintreten können, für welche, 
da die Konvertirung nicht nnmittelbar burchgeführt werben Tann, die Regie: 
rung nach dem Vertrage berechtigt ift, für das gleiche Zinfenerforderniß neue 
Titel zu nehmen, d. 5. infoweit als das Zinjenerträgniß langt, die Conver: 
tirung felbft durchführen zu fünnen. Dadurch dürfte num jährlich doch ein 
Betrag von 5 Millionen Gulden erzielt werben, denn bie daraus refultirende 
Zinfenerfparniß macht doch im Ganzen in allen drei Jahren zufammen nod) 
1% Millionen, d. h. 500,000 fl. pro Jahr aus, und es wird daher auf biefe 
Meile jedenfalls noch ein Betrag von ca. 17 Millionen Gulden abgerechnet 
werden können. BDiefe 17 Millionen von den 102 Millionen abgerechnet, 
geben noch einen Abgang von 85 Millionen: Eine Maßregel, bie fih von 
jelbft darbot, war die Veräußerung von Staatseigenthum. ine genaue 
Durchſicht ber vorpanbenen Objekte bat zu ber Ueberzeugung geführt, baß 
der Verkauf bderfelben innerhalb zwei Jahre einen Betrag von 25 Millionen 
liefern fünnte. Es erübrigte nur .nod ein Betrag von 60 Millionen Gulden. 
Nah Langer und gerade zu fagen fchmerzlicher Erwägung blieb der Regie 
rung nichts übrig, als bier einen Appell an die Steuerträger zu richten. 
Die Regierung mußte fi vor allem Klar machen, daß der Weg der Zufchläge 
zu den beitehenden Steuern nicht durchführbar ift, weil eben die gegenwärs 
tigen Steuern fehr ungleich vertheilt finds fie hat darauf angetragen, ein= 
für allemal eine Abgabe einzuführen, die aber nie wieberfehrt und nur vom 
reinen Vermögen zu erheben ift. Die VBerhäftniffe einer Vermögensabgabe 
find jeßt weit glinftiger, als bie jcder anderen Abgabe, Die Frage bei der 
Befteuerung bed mobilen Bermögens war bie, wie ben Aktien-Geſellſchaften 
gegenüber vorgegangen werden fol. Bekanntlich) mußte bisher nicht bloß 
das Erträgniß der Aftien, fondern auch ber von ihnen ausgegebenen Obli: 
gationen, alfo ihrer Schulden zu Grumbde gelegt werden. Die Regierung ift 
zu ber Anficht gelangt, daß die Aktien⸗Geſellſchaften genau bemjelben Modus 
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unterworfen werden müſſen, wie Private, daß alſo nur das Aktienkapital als 
ihr wirkliches Kapital angeſehen werben muß, bie Obligationen aber bei den⸗ 
jenigen befteuert werden müfjen, die ben Fruchtgenuß bavon haben. Die 
Regierung war ber Anfidht, bag von jedem Vermögen der Einzelne einen 
Betrag von 1500 fl. frei haben fol, baß aljo nicht bloß jedes Vermögen 
unter 1500 fl. vollfommen fteuerfrei fein fol, fondern daß auch bei einem 
Vermögen von 4000 fl. 3. B. 1500 fl. frei und alfo nur 2500 fl. befleuert 
werben follen, wodurch alfo dem ärmeren Theile ber Bevölkerung eine we⸗ 
fentliche Erleichterung bereitet würbe., Ueber das Erträgniß der Abgabe ift 
e8 ſehr ſchwer, eine ziffermäßige Angabe zu machen, weil bei unbeweglichem 
Vermögen bie Schäßung fehr per ift, während bei beweglichem Vermögen 
biefelbe jedenfalls nur eine approrimative fein fann. Die Regierung glaubt 
aber, daß die Einnahme fih auf ca. 30 Mil. belaufen wird. Das Grund⸗ 
fteuer-Ordinarium beträgt 22,400,000 fl., würde man alfo das KHundertfache 
als den Werth annehmen, jo würde fich ein Grundwerth von 2240 Mill. erge⸗ 
ben. Diefer Werth ift viel zu niebrig gegriffen. Ich verfenne keineswegs das 
Harte, bas in diefer Maßregel theilweile Tiegen mag. Aber ich kann nur wies 
derholen, e8 ift ein bringendes Bebürfniß nicht bloß des Staates als folchen, 
ſondern auch aller einzelnen Befigenden, daß endlich einmal Ordnung in 
unfere finanziellen Verbältniffe komme, daß endlich die Gefahr einer größern 
Krifis abgewendet werbe. Sch möchte noch auf die Frage zu Sprechen kommen, 
die man mir vielleicht ftellen wirb: Iſt die Hoffnung vorhanden, wenn biefe 
Mafregel angenommen wird (Bewegung), baß in den fpäteren Jahren Orb: 
nung in bie Finanzen zurücfehren wird? In diefer Beziehung für eine län 
gere Reihe von Kahren hinaus zu fprechen, ift allerdings fchwierig; denn 
man muß jprechen für Situationen, die man nicht Fennt, und auch für Per: 
fonen, bie man nicht kennt. Indeß glaube ich nach ruhiger Erwägung und 
jeder optimiftiichen Anſchauung fern doc cenftatiren zu Tünnen, daß inner: 
halb dreier Jahre folhe Maßregeln in der Befteuerung durchgeführt werben 
fönnen, und daß folche Eriparniffe fich werben erzielen Taflen, daß wenigftens 
in Zufunft ein geregelter Gang fih wird einhalten laſſen. .. Sch anerfenne 
ſehr wohl das Drüdende ber Maßregeln; aber ich babe nach reiflicher Prüs 
fung zur Einficht gelangen müſſen, baß eine andere Weile bes Vorganges 
möglicherweife einen Furzen Aufſchub herbeiführen könnte, diefer aber viel zu 
tbeuer erfauft würde, indem die Maßregeln, die ich heute proponire, jpäter 
mit weitaus entjchiebenerer und dann wirklich gefährlicher Schärfe durchge- 
führt werben müßten. 

Die Vorlage wird einem Ausſchuß überwieſen. Die Regierung 
verfäumt es, fi über bie Zufammenfehung desſelben mit ber ihr 
ergebenen Majorität des Haufes zu verftändigen und berfelbe wird 
baher „zufällig“ überwiegend aus Mitgliedern zufammengefeht, bie 
jeder neuen Belaftung der Bevölkerung wiberftreben und ſich viel- 
mehr einem ganzen ober doch halben Staatsbankerott zuneigen, 

26. März. (Defterreih). Reichsrath: Das Abg.-Haus flimmt ben 
Mopificationen des Herrenhaufes im Ehegeſetze fofort bei, fo daß 
bez. des erſten ber confeffionellen Geſetze Geſammtbeſchluß erzielt ift. 

30—31. März (Defterreih). Reichsrath, Herrenhaus: Debatte über 
das Schulgeſetz. Mehrheits: und Meinderheitsantrag der Commilfion. 
Rede Rokitansky's. Der Minoritätsantrag wirb mit allen gegen 19 
Stimmen mit einigen nicht ganz unmwefentlihen Abänderungen ber 


Deichlüffe des Abg.Hauſes in dritter Lefung angenommen. 
Die Nenderungen, welche die Majorität ber Commiſſion an dem 
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Schulgeſetzentwurf, wie er aus dem Abg.⸗Hauſe hervorgegangen iſt, vor⸗ 
ſchlägt, beſtehen in Folgendem: Statt: „die Leitung und Aufſicht über das 
geſammte Unterrichts: und Erziehungsweſen ſteht ausſchließlich dem Staate zu” 
ſetzt fie: „bie oberſte Leitung und Aufſicht über das Unterrichts: und Erziehungs⸗ 
weien ſteht dem Staate zu." gerner wil die Commilfion in ben Volks⸗ 
und Mittelſchulen neben ber „Le tung und unmittelbaren Beauffichtigung bes 
Religions » Unterrichtes" auch bie Leitung und Beauffichtigung. der „religiös= 
fittliden Erziehung“ der betreffenden Kirche ober Religionsgenoſſenſchaft über: 
lafien und erflärt dieß bahin: „daß ben kirchlichen Organen das Net, Erz 
borten zu halten, bie Beichte und den Empfang ber heil. Saframente anzu> 
ordnen, zuerfannt werben müſſe.“ Bie Minorität ber Commiſſion 
fchließt mit bem Antrage: „Es ſei ber vorliegende Gefegentwurf an bie bes 
ſtehende Commiffion mit dem Auftrage zurüdzuleiten, cin Geſetz zu verfaffen, 
in welhem grundſätzlich ausgeſprochen werde: 1) daß der Tatholifchen Kirche 
ber ihr gebührende Einfluß auf die reltgidss fittliche Erziehung der Fatholi: 
ſchen Jugend gewahrt bleibe, und 2) daß die Volks⸗ und Mittelichulen con⸗ 
feſſionell verbleiben.“ 


— März (Ungarn). Berczel jebt feinen Kampf gegen ben Einfluß 


Koſſuths fort und agitirt gleichzeitig für bie Errichtung einer natio- 
nalen Armee. Zerwürfniffe in dem Honved⸗-Landescentralausſchuſſe; 
Perczel lösſst den Ausfhuß auf und erflärt, bie Entſcheidung ber 
Landesverfammlung der Honveds hervorrufen zu wollen. 


1. April. (Defterreih). Reichsrath: Das Abg.-Haus nimmt die Re: 


gierungsvorlage bez. Reorganifation der politifchen Verwaltung an. 

Die polnische Fraction veranlagt einen bemerfenswerthen Zwiſchenfall, in⸗ 
dem fie einem bisher mehr vertraulich hervorgetretenen Wuniche bei ber po⸗ 
Litifchen Drganifation einen formellen Ausdruck leiht, und in dieſe Organi- 
fation einen bejonderen polnifhen Hoffanzler eingefügt haben will. Die Re⸗ 
gierung nimmt zu biefen Antrag jofort entfhieden Stellung, fie lehnt ihn 
rundweg ab, und zwar nit aus Gründen ber Opportunität, fonbern aus 
principiellen Erwägungen. Der Minifter des Innern, im übrigen betonend, 
baß die gegenwärtige Verwaltung fich bewußt fei, fein einziges Kronland als 
Gtieffind zu behandeln, und daß im Rathe der Krone Männer fiten, welche, 
weil felbft bem Land angehörend, die Cigentbümlichkeiten und Bebürfniffe 
ſpeciell Galiziens zur vollen Geltung zu bringen fich in ber Lage befinden, 
erklärt unumwunden: baß jenem Antrage ſchon mit Rüdficgt auf die Staats: 
grundgejeße, welche bie Inftitution eines Hoffanzlers nicht Tennen, nicht ſtatt⸗ 
gegeben werden Tünne, und fchließt mit ben Worten: „Die Einfeßung eines 
Hoffanzlers für ein einzelnes Lanb würde aber auch zu ber Eonjequenz füh⸗ 
ren, baß andere Länder ein gleiches Begehren zu fielen das Recht erhielten. 
Und wenn wir eine Regierung hätten, zufammengefett aus Hoffanzlern, 
dann würde es, wenigftens nach meiner perfönlichen Auffaffung, mit ber pars 
lamentariſchen Verantwortlichfeit und mit ber parlamentarifchen Regierung 
ein Ende haben.“ 


„ (Defterreih: Böhmen). Im czechiſchen Theile des Landes wird, 
bon ben Feudalen unterftüßt, eine lebhafte Agitation gegen bie neuen 
Steuervorlagen ber Regierung ins Wert gejebt. 


„ (Defterreih). Reichsrath: Das Abg.-Haus genehmigt die vom 
Herrenhaus im Schulgeſetz bejchloffenen Meopificationen, fo daß aud) 
über diefes Geſetz Geſammtbeſchluß erzielt ift. 
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Die beiden allein wefentlihen Aenberungen bes Herrenhauſes find, daß 
der Kirche außer dem Religionsuntetricht auch die „Leitung ber religiöfen 
Uebungen“ zugefchieden wird, und daß die Beſtimmung des Gefekes: „daß 
das Lehramt für dazu befähigte Staatsbürger ohne Unterfchieb des lau: 
bensbefenmtniffes gleich zugänglich fei”, dahin präcifirt wird: daß bas Lehr- 
amt Allen zugänglich tft, weiße „ihre Befähigung dazu in gefeßlicher Weife 
nachgewieſen“, und zwar dieß aus der Erwägung, welcher der Eultusminifter 
einen offenen Nusbrud gab, daß derjenige a der ben ganzen 
Schulunterricht zu leiten babe, nicht als- dazu fähig erachtet werben könne, 
wenn er einer andern Religion angehöre als die Bevölferung, flir welche bie 
betreffende Schule beſtimmt fei. 

Das Haus genehmigt ferner bie vom Sujtizminifter Herbit ge: 
machte Vorlage bez. Reorganifation ber Bezirksgerichte. 

Tas Geſetz ſchließt fi enge an dasjenige tiber die Reorganiſation ber 
politiſchen Verwaltung und ergänzt dasſelbe. Ueberall wo bisher Bezirks: 
ämter beflanden, follen in Zukunft Bezirfsgerichte als Einzelgerichte ihren 
Sitz haben. Die Regierung erklärt ſich ſogar geneigt, die Zahl diejer neuen 
Einzelgerichte über diejenige ber bisherigen Bezirfsänter zu vermehren und 


. wi barüber das Gutachten der Landtage hören. Die bisherigen Aftuare 


werden abgelchafft und Fin Abjuncten erhoben; ihr Gehalt ſoll wie derjenige 
werben. 

Beginn der Debatte über das Interconfeffionelle Geſetz. 

Der Budgetausſchuß beftellt für Prüfung ber Finanzvorlagen ber 
Regierung ein Subcomite, das jofort zufammentritt. Der Finanz: 
minifter gibt perfänlich bie beftimmte Erklärung ab: 

baß er ber feften Zuverfict fei, er werde mit den vorgefchlagenen Finanz: 
maßregeln das Deficit der drei nächlten Jahre (150 Mill.) decken Fönnen, 
und es werbe bie im Zuge befindliche Steuerreform den Staatshaushalt in 
der Art ordnen, daß nad) Ablauf dieſer drei Jahre Fein Deficit mehr eriftire. 


3. April. (Defterreih). KReichsrath, Abg.-Haus: Die Regierung legt 


bemfelben einen Geſetzentwurf vor behufs Einführung ber Jury für 


Preßvergeben. 

Der Entwurf überweist „ale durch den Inhalt einer Drudihrift began- 
genen Verbrechen und Vergehen“ der Aburtheilung eines Schwurgerichts, 
gleichviel ob die gerichtliche Verfolgung durch den Staatsanwalt oder einen 
Privatfläger eingeleitet worden. Das Schwurgericht beſteht aus dem Gerichts: 
hof (Präfident, 2 Richter, 1 Schriftführer) und aus 12 Geſchwornen, und 
die Schwurgerichtsfigungen finden in ber Regel alle drei Monate ftatt. Die 
Verhandlung vor den Gefhwornen ift, falls nicht aus Gründen der Gittlich- 


keit oder der öffentlichen Ordnung bie Deffentlichkeit ausgefchloffen wird, öf⸗ 


fentlih, und zwar bei Strafe ber Nichtigkeit. Die Geſchwornen werben ber: 
jenigen Stadt entnommen, in welder das Preßgericht feinen Sitz bat, und 
zum Öefjöwornenamte, für beffen Ausübung Feine Vergütung beanſprucht 
werben kann, ift ‚jeder männliche öfterreichiiche Staatsbürger berufen, der 
mehr als 30 Jahre alt ift, Iefen und fchreiben Tann, wenigitens ein Jahr 
in ber Gemeinde wohnt und entweder jährlid 20 fl. direkter Steuern zahlt, 
ober an einer inländifchen Univerfität den Doctorgrad erlangt, oder die Ma— 
turitätsprüfung an einer technifchen Hochſchule befanden hat, ober endlich 
Advocat, Notar oder Profeſſor if. 

Das Haus erledigt die Specialdebatte über das interconfejlionelle 


Geſetz, nimmt dasfelbe Tchließlih mit großer Mehrheit an und 
bringt bamit feinerfeitS die Fragen über confeffionelle Angelegen: 
heiten, reſp. über das Concordat zum Abjchluß. 
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4, April. (Defterreid). Landtag: Die Wahl Koſſuths zum Abgeorb- 


5. 


neten für Fünfkirchen wird ohne Anftand verificirt. Koſſuth Ichnt 
ab, da er den gejeßlichen Revers nicht ausftellen will. 

„ (Ungarn). Vierzehn Kirchenfürften richten eine Zuſchrift an 
den Minifterpräfldenten Fürſt Auersperg, in ber fie, auf bie De: 
batten über das Ehegeſetz zurüdgreifend, die Beſorgniß ausbrüden, 
baß bie Kirche nach bem Art. 4 des Staatsgrundgefeßes nicht bloß 
ber Ehegerichtöbarkeit, fondern überhaupt des Rechts beraubt werben 
könnte, ihre eigenen Angelegenheiten felbftändig zu entfcheiben. Der 
Minifterpräfident lehnt es in feiner Antwort ab, auf die von bei: 
ben Häufern ihrerfeits entſchiedene Frage zurüdzufommen, fügt in⸗ 
def beruhigend bei: 

„... Auch die Regierung St. Maj. bat jich ber öffentlichen Beiprechung ber 
Angelegenheit nicht entichlagen. In dieſem Augenblid aber ift die Zeit jener 
öffentlichen Erörterung wertigftens für bie Negierung abgelaufert, welcher bas 
Stadium Tegislativer Verhandlung, im: dad gegenwärtig der Entwurf getreten 


. if, die ehrerbtetigite Inrhefhaltung:zur Pflicht macht. Der Minifterrath Fonnte 


daher auch nur Durch die hohe Achtung, welche er den ausgezeichneten Eigenfchafs . 
ten und dem erhabenen Berufe der Unterzeichner jenes Schteibens zollt, dazu 
veranlaßt werben, auf bie Fragen einzugeben, welche basjelbe mehr andeutet 
als ausſpricht. Keines der in biefen Landen beftehenden Geſetze weiſet bie 
Gerichte an, oder ermächtigt fie, Fragen der Glaubenslehre, oder ber Ge: 
wiffenspflicht, ober bie Ordnung und Verwaltung der inneren UAngelegen: 
beiten der Kirche an ſich zu ziehen. Dafür, daß dieß auch Fünftig nicht ge= 
Ichehen werbe, gewähren bie Art. 14 und 15 des Grundgefeßes über bie all: 
gemeinen Rechte der Staatsbürger volle Bürgſchaft. Werm nun die Regie: 
rung zu Gunften des im Reichsrath verhandelten Entwurfs eines Geſetzes 
über die Ehen der Katholifen auch ben G 1 des Geſetzes über bie richterliche 
Gewalt anführte, fo geſchah dieß eben, weil fie ber Weberzeugung war, daß 
fie damit für die im Namen bes Kaifers augzuübende Gerichtsbarkeit nichts 
in Anfprudy nehme, was jenjeits der rechtmäßigen Grenzen ber Staatsgewalt 
liegt. Es wäre daher nicht gerechtfertigt, der Regierung den Vorwurf zu 
machen, baß fie von ber Tatholifchen Kirche und ihrer Verfafjung Feine Kunde 
nehme. Sie benützt vielmehr gern diefen Anlaß, es auszufpreden: daß jie 
nicht bloß die Freiheit der Kirche hochhalten und achten wolle, jondern jeder: 
zeit bereit fein werbe, das fegensreiche Wirken berfelben nach Kräften zu för: 
ben. Allein jo wenig die Regierung daran benft, die Grenzen der Staats: 
gewalt zu mißadhten, ho wenig kann fie ihre Hand dazu bieten, daß bieß von 
anderer Seite gejchehe.” 


» (Ungarn). Die äußerfie Linfe, die ſich feit der Wahl ber 


‚ungariihen Delegation von der Linken (Ghiczy, Tisza) entichiedener 


getrennt und außerhalb ber PVerfafjung geftellt Hatte, nähert fich 
wieder ber lebteren, um ihr Ziel, die reine Perſonalunion innerhalb 
der Verfaſſung und mit conjtitutionelen Mitteln zu verfolgen. In 
einer von 80 Mitgliebern der Deputirtentafel befuchten Verſamm⸗ 
lung wird folgende Erklärung vereinbart: 

„Die Mitglieder des Clubs ber Linfen geben auch heute noch von der 
Anfiht aus, daß Ungarn ein feiner anderen Nation und feinem anderen 
Lande untergeorbnietes freies und unabhängiges Land ift; fie Tonnten aljo 


auch heute die Aufgabe der Partei vor allem darin erfennen, mit allen ge: 
jeglichen Mitteln dahin zw wirfen, daß alle jene Gefete, die mit der erwähu- 
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ten Unabhängigkeit unferes Vaterlandes im Widerſpruche ftehen, aufgehoben 
werben; e8 müffen demnach bie Delegationen und das gemeinfame 
Minifterium befeitigt werben, jene gejeßlichen Inſtitutionen aber, bie 
zu unferer Sicherheit erforderlich find, müffen realifirt werben. Es muß näm⸗ 
li die ungarische Armee, bie Unabhängigkeit unferer Finanz⸗ und Hanbels- 
Angelegenheiten und bie biplomatifhe Anerfennung ber gefeßlihen Unabbän- 
gigfeit unferes Baterlandes ind Leben treten.” 


April (Ungarn). Die Regierung verbietet einen in Peſth-Ofen ge: 


bildeten Demofratenclub und jede wie immer zu nennende Thätigkeit 
besjelben, nachdem ſich berjelbe geweigert hat, die gegen die be= 
ftehenden Gefeße und bie Conftitution des Landes gerichteten Beftim- 
mungen feiner Statuten aus benfelben zu entfernen. 


„ (Ungarn). Conflikt in Felegyhaza bei Gelegenheit ber Ber: 
baftung des Wühlers Aſztalos. 


„ Beginn der Unterhandlungen bes Reichsfriegsminifteriums mit dem 
ungariſchen Minifterium über die Grundlagen des zu vereinbarenden 
Wehrgeſetzes in Dfen unter dem perfönlichen Vorfitze des Kaifers. 


„ (Defterreih). Reichsrath, Abg.-Haus: Das Subcomitd des 
Budgetausſchuſſes des Abg.Hauſes, dem die Finanzvorlagen der Re: 
gierung überwiefen find, beichließt auf Skene's Antrag die vorge: 
ſchlage Vermögensiteuer einfach abzulehnen. 

„ (Ungarn). Landtag: Der Finanzminifter Lonyay legt dem 
Unterhaufe das erfte felbftändige ungarifche Budget, für 1868, nebft 
15 verichiedenen Steuergefeßen vor. 


Sinanzminifter: „ALS ich bei Conſtituirung der ungarischen Regierung 
die jchwere Laft der Finanzen auf meine ſchwachen Schultern genommen, 
fühlte ih e8 wohl, wie ſchwierig die Aufgabe fei, die mir bevorfteht. Alte 
Uebelftände beſeitigen, ichtige Reformen einführen und ben Staatshaushalt 
bes Landes regeln, find ſämmtlich Aufgaben, deren Erfüllung in Ungarn um 
fo jchwerer ift, als fein Präcedens vorhanden, nad dem man fich richten 
fünnte. Unb body ift es nicht genügend, gewiſſe Rechte im Principe zu bes 
fiten, man muß fie auch bethätigen. Der vierte Gefeßartifel vom Jahre 
1848 und ber fünfzehnte Gefetartifel vom Jahre 1867 gewähren dem Lande 
das Recht ber vollftändigen Budgetbeſtimmung. Es ift dieß die Conditio 
sine qua non bes Conftitutionalismus, ber ohne biefes Recht zum Schein: 
Conftitutionalismng wird. Indem ich nun daran ging, im Sinne biejes 
unferes Rechtes das Budget für 1868 für das Haus zufammenzuftellen, 
drängten ſich mir aufs neue die vielen Gebrechen auf, an denen unfer finans 
zielles Staatsleben leidet. Ich mar daher gezwungen, daran zu benfen, mit 
dem Bubget gleichzeitig folche Gefegentwürfe in das Haus einzubringen, bie 
geeignet find, biefe Gebrehen zu befeitigen. Einmal von ber Nothwendigfeit 
dieſes Schrittes überzeugt, fanden dem Minifterium zwei Wege offen. Ent: 
weder ganz neue finanzielle Geſetze zu ſchaffen, ober die fchon beftehenden eine 
ſchlägigen Gefege und Verordnungen jo zu modificiren, daß fie ihrem Zwede 
entfprechen. Das Minifteriungg entichieb ſich aus leicht begreiflihen Gründen 
für diefen Teßteren Weg.“ Nun legt der Finanzminifter auf ben Tiſch des 
Haufes Gefegentwürfe: über bie direften Steuern, über Stempelfteuer, Tabak⸗ 
monopol, Branntweinſteuer, Bier⸗, Zuder:, Fleiſch- und Wein=Accife, über 
die übrigen Gefälle und über die Eintreibung der allgemeinen Laſten nieder 
und ſetzie ſeine Rede, nachdem er auch noch einen Geſetzentwurf über Ver⸗ 
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längerung der der Regierung bis Ende April ertheilten Indemnität nie⸗ 
dergelegt, folgendermaßen fort: „Dieß iſt der erſte Gegenſtand, mit dem ich 
mich, meiner Pflicht gemäß, beſchäftigen mußte. Der zweite Gegenſtand iſt 
die Zuſammenſtellung des Budgets. Es war dieß keine leichte Arbeit. Denn 
fein richtiger Schlüſſel war vorhanden, nach dem die Einnahmen und Aus: 
gaben annähernd hätten firirt werben können, unb wenn ich auch ſchon jeit 
März 1867 die Finanzen verwalte, fo konnte ich doch weiter nichts erlangen, 
als daß ich das Jahr 1867 ohne Deficit abſchloß und für bie Monate Ja—⸗ 
nuar= März 1868 unferen Beitrag zu ben gemeinjfamen Auslagen ar ben 
Reichs⸗Finanzminiſter abführte. Es war bieß Feine leichte Arbeit, wenn man 
bedenkt, baß bei uns bie Bedingungen noch nicht vorhanden find, bie das 
pünftliche Einlaufen ber Steuern ermöglichen. Das Zinanzminifterium wurbe 
nämlich von ben betreffenden Bebörben bei Eintreibung ber Steuern nur jehr 
ſchwach unterftüßt, und man machte fich Fein Gewiffen daraus, ben Staat 
durch Gefällsübertretungen zu verkürzen. Hätte ber Himmel beuer kein fo 
gefegnetes Jahr gegeben, diefe Sünden würden ſich ſchwer rächen. Um aber 
für die Zukunft von derartigen Zufällen nicht abhängig fein zu müſſen, er- 
achtet e8 die Regierung für ihre Pflicht, 4) vor Allem und Jedem ein weiſes 
Sparfyftem einzuführen; 2) durch Schaffung eines billigen und gerechten 
Steuergefeßes die zu tragenden Laften fo zu vertheilen, daß fie Niemanden 
erbrüden, und 5) den Hanbel und die Gewerbe derart zu heben, wie dieß 
in einem modernen Staate fein muß.” Im weiteren Verlaufe feiner Rebe 
gibt der Finanzminifter bie Einnahmen und Ausgaben folgendermaßen an: 

J. Orbinarium. Ausgaben . © 2 2 0 0... 100,567,000 fl. 

Einnahmen. - 2 2 2 0.2. 98,680,000 „ 
Defitt . . . 1,887,000 fl. 

I Ertra:DOrdinarium. Cinnahmen: 47,235,000 fl. (darunter 
30,000,000 fl. vom Erlös des Eifenbahn-Anlehens). Ausgaben: 35,348,800 fl. 
(Auf Canal: und Eifenbahnbauten find 20,000,000 fl. veranjchlagt.) 

Nach Angabe diefer Details ſchließt ber Finanzminifter feinen Vortrag in fols 
gender Weife: „Unter ben von mir joeben eingereichten Gefegentwürfen iſt feiner 
von folcher Wichtigkeit, wie ber über die Eintreibung ber allgemeinen Laften. 
Derfelbe zielt darauf bin, bie Steuerbeamten zur Erfüllung ihrer Pflicht an⸗ 
zubalten unb-barüber zu wachen, daß feine Gefällsübertretungen vorkommen 
jollen, die dem gemeinen Diebftahle gleichzuftellen find. Ich leugne es nicht, 
baß das foeben vorgelegte Budget auf unjere Schultern eine große Laft wälzt. 
Das Ungarn aber, das auf 6000 Quadratmeilen 15,000,000 Einwohner 
zählt, in deſſen Schoß ſolch unberehenbare Schäpe verborgen find, biefes 
Ungarn wird biefe Laft erſchwingen Tünnen. Geehrtes Haus! Es ift dieß 
das eritemal, daß wir unferen Staatshaushalt felbft ordnen, denn vor 1848 
ftand unſer Steuerbewilligungs-Recht nur auf dem Papiere, und in ben 
Jahren 1848 und 1849 Ffonnten wir von unſerem bießbezüglichen echte 
feinen gejeßlichen Gebrauh machen. (Obo! auf ber Außerfien Linken. So 
ift es! im ganzen Haufe) Heute nun ift der dbenfwürdige Tag, wo Wir 
dieſes unfer Recht bethätigen, und unfere Nachkommen werben das Andenken 
bes heutigen Tages ſegnen.“ 


7. April. (Ungarn). Die Jury verurtheilt den Redacteur Meflaros 


1. 


wegen Injurien gegen ben Neichsfriegsminifter Kuhn zu 1 Jahr 
Kerker und 400 fl. Buße. 

„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.- Haus: Das Subcomitd bes 
Budgetausfchuffes beichließt die Convertirung der Staatsſchuld nicht 
einfach abzulehnen, fondern zu amendiren und zwar im Sinne einer 
Umwandlung der vorgejchlagenen Couponfteuer in eine fürmliche 
Zinfenreduction unb im Sinne einer Erhöhung biefes Betrages, um 


222 Ocſterreich · Angarn. 


fo die Tragung des Defieits von den Steuerzahlern überhaupt ab: 
. und ganz oder Doch größtentheils auf die Staatsgläubiger zu wälzen. 

21. April. (Ungarn: Groatien). Die vom croatifchen Landtage beh. eines Aus: 
gleiches mit Ungarn gewählte Negnicolarbeputation trifft in Peſth ein. 

22. „ Die Kaiferin wird zum großen Jubel ber Ungarn in Ofen von 
einer Prinzeffin entbunden. 

23. „ ODeſterreich). Der Minifter Berger erklärt dem Club der 
Linken, der 3. 3. auf die Abftimmungen bes Abg.Hauſes einen ent: 
ſcheidenden Einfluß ausübt, ganz unumwunden, daß die Regierung 
auf den Skene'ſchen Plan eines verihämten Staatsbanferotts, der im 
Subcomite des Budgetausfhuffes die Oberhand gewonnen, nimmer: 

mehr eingehen werde und droht ziemlich verſtändlich mit einem Rück— 
‚tritt der Minifter, der das ganze parlamentarifche Regierungsſyſtem 
in Frage jtellen könnte, Dagegen erflärt der Finanzminifter Breftel 
feine Geneigtheit zu allen wünfchenswerthen Modificationen mit all: 
einiger Ausnahme des Staatsbankerotts. Ä 

24. „ Die Regierung unterhandelt mit Ungarn über das zu aboptirende 
Wehrſyſtem. Vorſchlag des Kriegsminifters Kuhn nach dem Claborat 
einer Commiffion von Generalen und den Anſchauungen des Erzh. 

Albrecht. Gegenvorſchlag' Andraſſy's und der Ungarn. Meinungs: 
äußerung der Clubs des Reichsraths. 

Der Entwurf des Neihsfriegsminifters beruht auf einer 10jäh⸗ 
rigen Dienftpflicht, 5 Jahre in ber Linie, 5 Jahre in ber Referve. Aus dem 
ftehenden Heer, refp. aus ber Reſerve tritt ber Pflichtige in die Landwehr 
über und dient in berjelben noch weitere A Sabre. Nur bie Erſatzreſerve— 
Negimenter, nicht aber bie Linien-Regimenter ſelbſt follen in ihre Werbe: 
bezirke verlegt werden. 

Der Gegenvorſchlag ber Ungarn verlangt, baß die Lanbiwehr nicht 
aus dem ftehenden Heere hervorgehe, jondern aus direkter Rekrutirung oder 
aus Werbung, um auf bieje Weile zu einer eigenen ungarifchen Armee zu 
gelangen und ſelbſt den weiteftreichenden bualiftifchen Wünfchen zu entiprechen, 
da ja der Landwehr die Aufgabe zufällt, wenn das flehende Heer ins Feld. 
rüdt, die LZandesfeftungen zu bejeken und Garnifonen zu ‚bilden. Ebenſo 
tiefgreifend ift die Frage einer Verlegung ber Regimenter in ihre Werbe: 
bezirfe. Diejenigen nämlich, welche aus den Jährlich auszubebenden 100,000 
Mann nicht in die Linie abgeftellt werben, ſollen in die Erſatzreſerve kommen, 
welche eben jo viele Megimenter bildet, wie bie Linie. Nun baben bei der 
Infanterie bie Linienregimenter 3, die Erfagregimenter 2 Bataillone; Ähnlich 
ift die Einrichtung bei ber Neiterei und den Specialwaffen. Die Erſatzregi⸗ 
menter bilden aber einen integrirenden Theil des ſtehenden Heeres und müſſen 
im Kriege mit. ber Linie und deren (erfter) Reſerve ausmarſchiren; dadurch 
untericheiben fie fi von ber Landwehr. Die Reichsminiſter wollen die Vers 
Yegung ber Linienvegimenter in die Werbebezirfe nicht zugefiehen ; diejes Letz⸗ 
tere, Jagen fie, ſei faftifh unausführbar, weil es Werbebezirfe gibt, in denen 
eine Naturalverpflegung des betreffenden Megiments ganz unmöglich ift, und 
weil dann für die großen Städte zu Feine Garnifonen verbleiben würden. 
Die Ungarn halten jedoch an biefer Forberung fe. Wird fie erfüllt, fo haben 
fie nicht bloß ihre Landwehr, fondern auch ihr ſtehendes Heer vollftändig im 
eigenen Lande, alfo eventuell ganz in ihren Händen. 
Im Reichsrathe feinen bie Meinungen über dieſes ober jenes Syſtem 
getheilt zu fein. Im „Club ber Liberalen" (linkes Centrum, Gentraliften) 


27. a 


28. 
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theilt der Vorſitzende, Abg. Skene, mit, daß auf Wunſch der Regierung nach⸗ 
ſtehende Fragen in Bezug auf ein neues Wehrgeſetz erwogen und die Mei⸗ 
nungen ber Elubmitglieder darüber dem Minifterium mitgetheilt werden follen. 
1) Sol bei Abfaffung de8 Entwurfes eines Wehrgeſetzes von der allgenteinen 
Wehrpflicht ausgegangen, und in welhem Sinne foll die letztere hiebei auf: 
gefaßt werden? 2) Kann ber Militär: Dienfipflicht nach dem franzöfifchen, 
oder muß berfelben nach dem preußifchen Syſtem entiprochen werben? Der 
Club faßt folgende Beichlüffe (im Sinne des NReichsfriegsminiftere und ber 
Reicheeinheit): ad 1) a. Es ift die Anficht des Clubs, daß das Princip ber 
allgemeinen Wehrpflicht anzunehmen fei, doch ſoll eine Uebergangsperiode vor⸗ 
ausgehen. b. Die Dienftzeit in der Linie ſoll jedoch höchſtens eine Zjährige 
fein, um die Laften für die Bevölferung und Volkswirihſchaft nicht unmäßig 
zu fteigern, und es möge die Präfenzzeit auf eine für die Finanzen bes 
Staates möglihft jhonende Weiſe normirt "werben. ad 2) Ohne auf irgenb 
eine fpecieles Syftem einzugehen, ift man der Anficht, daß das zu fchaffenpe 
Wehrgeſetz mit Rückſicht die Eigenthümlichkeiten der öſterreichiſchen Völker 
entworfen werben müſſe. Vor Allem aber iſt bie Einheit der Armee aufrecht 
zu erhalten, und barum fol der Wehrpflichtige erft in bie Linie aufgenommen 
werden, um nach abgelaufener Dienftzeit in die Landwehr überzutreten. — 
Der „Club der Linken“ nähert fi) dagegen wejentlich den Anſchauungen 
und Wünſchen der Ungarn. Die Debatte ift eine fehr lebhafte. Viele Mit: 
glieber ſprechen fich gegen Die allgemeine Wehrpfliht aus. Finanzminiſter 
Dr. Breftel erflärt, allerdings laſſe jich gegen bas Syſtem der allgemeinen 
Wehrpflicht einwenden, daß basfelbe fo zu fagen ber perfönlichen Freiheit 
Gewalt anthue, ja auch von volfswirtbichaftlichen Nachtheilen begleitet fei; 
jedoch könne von bemfelben unter gegenwärtigen Verhältniffen nicht Umgang 
genommen werden. Bezüglich) bes Syftems der Landwehr fpreche er fich für 
das franzöfifhe aus, ba durch das preußifche nur mehr Soldaten gejchaffen 
werben, damit aber auch eine bei weitem größere Belaftung bes Budgets ein= 
trete. Sclieglih wird auf ben Antrag bes Abg. Sturm folgender Antrag 
zum Beſchluß erhoben: „Das neue Wehrgeſetz ift unbefchabet des Rekruten⸗ 
Bewilligungsrechts ber Volksvertretung auf das Princip der allgemeinen 
Wehrpflicht mit Geftattung der Stellvertretung und mit der Verpflichtung 
bes Eintrittes ber Sreigelaflenen oder durch Stellvertreter befreiten Militärs 
pfliätigen in die Landwehr zu bafiven. Die Präfenzzeit fowohl als bie 
Dienftzeit fol eine möglichft kurze fein.* 

pril. Der SKaifer antwortet der Deputation des Reichsraths, bie 
nah Ofen gekommen ift, um ihn zur Geburt der kaiſerl. Prinzeffin 
zu beglückwünſchen: 

„sh bin von ber treuen Gefinnung und Theilnahme überzeugt, welche 
das Abgeordnetenhaus. ſtets der Taiferlichen Yamilie erwiefen. Laflen Sie 
uns auf ber betretenen Bahn raſch und entjchieben fortichreiten, bamit wir 
womöglich recht bald zu gedeihlichen Nefultaten gelangen.“ 

„  Kaiferliches Handjchreiben an den Reichskriegsminiſter, wonach 

„denjenigen ehemaligen k. k. Offizieren, die in Folge der Ereignifjfe der 
Sabre 1848 und 1849 ihrer Verforgungsanjprücde verluftig wurden, obne 
feither in ärarifche Bezüge getreten zu fein, eine angemefjene Verforgung aus 
dem allgemeinen Militärs Benfionsetat zu Theil werben fol,“ und ber bei- 
gefügte Auftrag an den Minifter, „einvernehmlig mit dem ungar. Minifter: 
präfidenten bie bießbezüglichen jpeciellen Anträge zu ftellen,“ fcheint darauf 
zu beuten, baß jene Verforgung aus Mitteln bes Neichs denjenigen Offizieren 
zugedacht ift, welche feinerzeit die Faijerliche Fahne verlaffen und unter ber 
Tahne des Aufftandes gegen Dejterreich bie Waffen getragen. 

Die cisleithaniſche Preſſe anerkennt gerne, daß dieß ficher das äußerſte 
Maß hochherziger Vergebung fei, welche je ein oberfter Kriegsherr gewährt 
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habe, proteſtirt aber energiſch gegen jede Belaſtung der öſterr. Reichshälfte 
aus dieſer möglicher Weiſe ſehr weittragenden Maßregel zu Gunſten ber 
Honveds von 1848: „Die Verfügung iſt dem Princip nach nichts anderes, 
als die Verwirklichung der von der Linken der ungariſchen Delegation auf 
Penſionirung der Honveds geſtellten Anträge. Die Penſionirung mag 
vorerſt auf ehemalige k. k. Offiziere eingefchränft fein. Aber die Maßregel 
hat nothwendige Eonfequenzen, und es wäre gar nicht abzufehen, warum 
nicht auch ehemalige k. k. Unteroffiziere und Soldaten auf Patental-Invaliden⸗ 
ober fonftige reglementsmäßige Bezüge Anſpruch machen könnten. Sa, bie 
logiſche Conſequenz führt bazu, alle Honvebs als Töniglihe Soldaten anzu: 
ertennen und fie gemäß ber Forderung Perczel’8 und feiner Gefinnungs- 
genofjen in ben Penſionsanſpruch einzubeziehen. Prakliſch mag zwiſchen biefer 
Forderung und bem, was gejchehen, eine große Kluft befteben, principielt 
ift Beides nur durch Haaresbreite getrennt.” 


29. April. (Ungarn). Landtag: Der Minifter des Innern erflärt in 


30. 


Antwort auf eine Interpellation die Nachricht von der Bewilligung 
einer Werbung für die päpftl. Armee für vollfommen unbegründet. 


„ (Ungarn) Die Linfe unter Tisza und Ghiczy beginnt eine 
maßpollere Haltung anzunehmen. 

Sn dem Programm, weldhes in ihrem Partei: Organ und in ihrem Na⸗ 
men ber Abg. Emerich Spänca entwidelt, ift wenig mehr von ber früheren 
unfruchtbaren Negation zu finden. Gegen bie Seceffionsgelüfte ber äußer: 
ften Linfen wird darin wieder aufs entfchiedenfte Front gemacht, die vollkom⸗ 
mene NRechtsverbinblichfeit der 1867er Ausgleichsgeſetze anerkannt, und nur 
ganz im Allgemeinen bie Fortentwidlung ber gemeinjamen Berfaffung auf 
Grund einer ausgeſprochenen Perfonalunion angeſtrebt. Perczel fett feinen 
Kreuzzug gegen Kofjuth unter den Honvebvereinen nicht ohne Erfolg fort. 


» (Defterreid: Böhmen). Der überwiegend ezechiſche Gemeinde: 
rath von Prag beſchließt, eine Petition gegen bie neuen Steuervor: 
lagen bireft an den Kaifer zu richten. 


„ (Defterreid). Die Blätter veröffentlihen einen zwiſchen ben 
Directionen der „ausſchließlich privilegirten Nordbahn“ und ber 
„Staatsbahn“ abgefchloffenen Vertrag, der großes Auflehen erregt. 


Derfelbe zeigt nämlich recht handgreiflih, wie von ben großen Verkehrs: 
inftituten das Ausbeutungsſyſtem auf Koften bes Staates, der Steuerzahler, 
des Handels und der Induſtrie gehandhabt wird. „Zwed bes Uebereinfom- 
mens — heißt es u. U. in dem Vertrage — ift Befeitigung der Concurrenz 
bezüglich bes ausländifchen Verkehrs u. |. w.“; „bie Nordbahn fichert der 
Staatsbahn ihre volle Unterflüßung zur Befämpfung der Weſtbahn-Concur⸗ 
renz“; „die Staatsbahn verpflichtet ſich, auch nach Vollendung ihrer im Bau 
begriffenen Linien auf den Verkehr mit Stettin und Breslau zu verzichten”; 
„rücfichtlich des Verkehrs zwifhen Brünn, Olmütz, Wien und Marchegg 
(Ungarn) verpflichtet fich die Staatsbahn, für die Gewinnung besfelben kei⸗— 
nerlet Anftrengung zu machen“. Die zwei größten Verkehrsinſtitute. von 
denen das eine bereit 16 Proc., das andere gegen 10 Proc. Dividende ab— 
wirft, verbinden und verpflichten fi demnach gegenfeitig, alle concurrirenben 
Unternehmungen, für welche der Staat mit hohen Zinsgarantien engagirt ift, 
und unter benen 3. B. die Weftbahn aus biefem Titel bereits große Summen 
in Anfpruch genommen bat, zu jhädigen! Noch mehr: Für bie oben ange: 
führten, noch im Bau begriffenen Linien der Staatsbahn Hat fi ber Staat 
gleichfalls mit Hohen Zinsgarantien engagirt; gleichwohl verpflichtet fich bie 
eigene Direction biefer Bahn, „für die Gewinnung bes Verkehrs auf biefen 


Orferreih-Ungarn. 925 


Linien Teinerlei Anftrengung zu machen”, mit anderen Worten, ben Verkehr 


- auf biefen Linien geradezu zu beeinträchtigen und fomit ben Staat zu nöthi⸗ 


gen, für bie Zinfen aufzukommen. Geſchloſſen iſt biejer Vertrag Namens der | 
Nordbahn von Hrn. Sim. Winterfiein, Mitglied des Abg.-Haufes und Prä⸗ 
fident der Wiener Handelskammer; außerdem finb bei bdiefer Transaction von 
Reicherathsmitgliedern ferner betbeiligt: Kuranda, Dr. Zelinfa, Bürgermeifter 
von Wien, und Karl Klein (legtere beide Mitglieder des Herrenhaufes), im 
übrigen durchaus geacdhtete Männer. 


— Mai. Confidentielle Miffion des Erzbiſchofs Haynald nah Nom. 


4. 


„ (Defterreid). Der Finanzminifter fchließt mit einem Con: 
forttum von Banfiers auf Rechnung des auf 25 Mill. präliminirten 
Staatsgüterverfaufs ein Vorſchußgeſchäft im Betrage von 20 Mill. zu 
günftigen Bedingungen ab. Die anerkannte Redlichkeit des Finanz: 
minifters beginnt mehr und mehr das Zutrauen in die öſterr. Fi: 
nanzen wieber zu heben troß des fchlimmen Eindruds, den die Bes 
rathungen des Subcomité des Budgetausfchuffes über die Finanz: 
borlagen der Regierung und bie Zerfahrenheit bes Reichsraths, Die 
dabei zu Tage tritt, namentlih im Ausland machen, 


„ (Ungarn). Graf Andraſſy ift mit feinem Programm bez. bes 
Wehrgeſetzes im gemeinfamen Minifterium durchgedrungen. Ungarn 
fol neben dem gemeinfamen activen Heere feine’ eigene Honvebarmee 
in der Form einer jelbftändigen Landwehr erhalten, da eine andere 
Löſung der Wehrfrage offenbar im ungariſchen Landtage nicht durch: 
zuführen gewefen wäre. Der cisleithanifche Minifterrath erklärt fich 
mit den in Ofen vereinbarten Grundzügen im Allgemeinen einverftandben. 


Zu den bisherigen Berathungen flanden fih auf der einen Seite das 
Elaborat ber Wiener Generald8sCommiffion und auf der andern 
Seite ein Entwurf Klapfa’s gegenüber. Das erftere hielt nach den Ideen 
bes Erzherzogs Albrecht ftreng an ber Einheit der Armee anch bez. ber ein⸗ 
zuführenden Landwehr fell. Der Entwurf Klapfa’s bafirte ebenfalls auf ber 
allgemeinen Wehrpfliht und machte folgende Vorſchläge: „Die Dienftpflicht 
dauert 12 Jahre, wovon 4 Jahre auf ben activen Dienft, 6 Jahre auf bie 
Nejerve und 2 Jahre auf den Dienft in der Landwehr fommen. Die bei 
ber Nefrutirung für das active Heer Ausgeloosten treten in bie Landwehr 
und dienen bort ale 12 Jahre ab. In Friedenszeiten werben 2 Jahre 
bes vierjährigen activen Dienſtes auf Urlaub verbracht. Die Neferve Tann 
nur im Kriege einberufen werden. Die Landwehr Tann außer zu ben jähr- 
lien Uebungen nur im Kriege einberufen und nur durch Reichstagsbeſchluß 
außer Landes verwendet werden; fie unterfieht dem Landesvertheidigungss 
minifter ebenfo, wie das Linienheer dem gemeinfamen Kriegsminifter. An 
ber Spibe ber gefammten Landwehr bes Landes fteht ber Landwehr⸗-Ober⸗ 
commandant. Das ftebende Heer verbleibt in feiner gegenwärtigen Organi- 
fation.” Nah den bisherigen Befhlüffen fol nun die fünftige Wehrver⸗ 
fafjung wefentlich auf folgenden Grundlagen ausgearbeitet werden: Die Kriegs⸗ 
flärfe des Heeres und der Kriegsmarine wirb im Cinvernehmen mit den 
beiderjeitigen Vertretungen, und unbejchadet ber verfafjungsmäßigen Rechte 
berjelben, für bie nächſten 10 Jahre auf 800,000 Mann feftgefegt. Die Land» 
wehr der Gefammtmonardie ift 200,000 Mann ftarf, und befteht nur aus 
Snfanterie und Eavallerie. Die Pflicht zum Eintritt in bas Heer, bie Kriegs: 
marine ober bie Landwehr beginnt mit dem 1. Januar bes auf dos wal- 
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enbete 20. Lebensjahr folgenden Jahrs. Die Dienftzeit dauert im Heere und 
in der Kriegsmarine 3 Jahre in ber Linie, 7 Sabre in ber Neferve, ferner 
in ber Landwehr 2 Jahre für jene, welche nad vollftredter Dienftpflicht im 
Heere in die Lanbwehr verfeßt werden, und 12 Jahre für die unmittelbar 
in die Landwehr Gingereihten. Jene, welche ihre Dienfipfliht in der Kriegs- 
marine erfüllt Haben, find nicht landwehrpflichtig. Die Mehrpfliht im 
Landſturm dauert vom vollendeten 18. bis zum vollendeten 40. Lebensjahre. 
Snländer, welche jih mit guten Zeugniffen von üffentlihen oder mit bem 
Rechte der Deffentlichfeit ausgefatteten Lebhranftalten über einen ben abfol- 
virten Studien an einem Obergyinnafium, an einer Oberrealjchule oder 
einer denſelben gleichgeitellten Lehranftalt entfprechenden Bildungsgrad aus 
weifen, freiwillig in das Heer eintreten und fi während ihrer Dienftzeit 
aus eigenen Mitteln Fleiden, ausrüften (bei ber Savallerie auch beritten ma= 
hen und ben Unterhalt bes Pferdes beftreiten), werden im Frieden ſchon nad 
einer einjährigen activen Dienftleiftung in bie Reſerve verſetzt. Nach Erhalt 
ber höheren Meiben ober nah Ernennung zu Eeeljorgern werden bie Geijt- 
lichen in die Lifte ber SHeeresfeellorger aufgenommen und im Kriege nad 
Bebarf im Heere, in der Landwehr ober in den Spitälern verwendet. So⸗ 
bald die geiltlihen Kandidaten ihre Studien und ihren Beruf aufgeben, wer: 
ben fie zum Waffendienft einberufen. Die Landwehr fteht im Frieden in ab: 
miniftrativer Beziehung unter dem Landesvertheidigungs-Minifter, in milis 
tärischer Beziehung unter dem Landiwehr-Oberconmandanten, im Kriege unter 
ben vom Kaifer bezeichneten Feldherrn. Die Landesvertheidigungs- Minifter 
erhalten den Reich -Kriegsminifter jederzeit in Kenntniß über den Stand, 
bie Ausrüftung und die Dislocation der Landwehr. Jene Wehrpflichtigen, 
welche als dienfluntauglich erkannt werden, jedoch erwerbsfähig find, fowie 
jene, weldye in Folge zeitlicher Befreiung und als Erfatreferviften gar nicht 
zur activen Dienftleiftung gelangten, haben eine ihrem Vermögen entfpres 
chende Tare für die Militär-Invaliden-Verſorgung zu zahlen, worüber bie 
Durchführungsbeſtimmungen durch ein beſonderes Gejeß geregelt werben. 

4, Mai. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Der Minifter des Innern 
tritt in Antwort auf eine Snterpellation wegen der Schließung des 
Demofratenvereins in Peſth ſehr energifch gegen die MWühlereien 
ber äußerſten Linken (Koffuth) auf: 

„Die Demofratenvereine waren ganz danach angethan, bie Ruhe des Lanz 
bes zu flören. Sie breiteten ihr unbeilvolles Ne über das ganze Vater: 
land und agitirten in ihrem blinden Haffe gegen bie beftehende Ordnung ber 
Dinge mit Schrift und Wort. (Stürmildher Ruf: So ift es!) Mit einem 
Worte, bie Demofratenvereine, beren Wortführer und Agenten das ganze 
Land bereisten und in Aufregung brachten, gefährbeten bie Freiheit, fie de⸗ 
moralifirten das Volk, hetzten den ruhigen Bürger gegen bie Negierung, ins 
dem fie mit außerordentlihem Cynismus, durch Verdrehung ber Thatjachen 
und mit offenen Ligen, die fie dem Lande auftilhten, der Regierung Ver⸗ 
Vegenbeiten bereiten wollten. (Stürmifhe Eljens!) Und aU dieß zu einer 
Zeit, wo unfere Zuftände noch fo wenig confolidirt find! Die Regierung 
mußte nun dem gegenüber ernfte Schritte thun; hätte fie bieß unterlaffen, 
fie Hätte auf den Namen Regierung feinen Anſpruch mehr. (Eljen!) Indem 
die Regierung gegen bie mit gemeinen Mitteln agitirenden und gewiſſenlos 
Regierung, Reichsvertretung und Gefete bes Landes beleibigenden, bas Land 
zu blutigen Thaten anſtachelnden Heger mit ben Waffen des Geſetzes vor: 
Se war fie im Recht und that nur ihre Pflicht, wird biefelbe auch ferner 
erfüllen.“ 


"» v (Ungarn). Landesverfammlung der Honvebvereine in Befth, 
um über bie Differenzen im .Centralcomitd zu entſcheiden. 
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Es find 51 Vereine durch 165 Mitglieder repräfentixt. 29 Vereine Haben 
teine Bertreter geſchickt; bie lehteren finb meift folche, bie fid) früher für Perczel 
und gegen Koſſuth ausgefprochen haben. Perczel und Kiapka find nicht er⸗ 
ſchienen. Der Verlauf ift ein ruhiger, das Reſultat eine Niederlage ſowohl 
für Perczel als für Koffuth: das Verfahren Perczel's wird mipbiligt und 
mit 47 Bereinsftimmen das Centralcomits aufgeforbert, feine Wirkſamkeit 
fortzufegen; dagegen aber auch erffärt, bie Politik fei nicht Sache ber Honved⸗ 
Vereine und bamit Koſſuth's Verſuche, biefe für feine Politit zu benützen, 
abgewehrt. „Perezel Hat, ohne e8 zu wollen, ber Regierung einen großen 
Dienft geleitet; denn wenn es ihm auch nicht gelang, ſich ſelbſt auf jenes 
Piedeftal zu fielen, welches Koſſuth früher eingenommen, fo Hat er biefen 
davon hinabgeſtür zi.“ Die Organe ber Deakpartei fuchen in Folge dieſer Vor⸗ 
gänge ji) ber gemäßigtern Linken unter Ghiczy und Tisza zu nähern, Peſti 
Naplo, das Hauptorgan ber Deafiflen, jagt zu biefem Ziwede ziemlich ver» 
ſtandlich: „Worin beiteht denn ber Unterfhieb zwiſchen ber Politit ber Rechten 
und ber Politif ber Linfen? Franz Deaf hat auf bie reife Frucht Hingewies 
fen; Tisza (bev Führer der Linken) ſpricht von ber bejonnenen Wahl der 
Zeit. Wozu alfo ſyſiematiſche Oppofition? Werben nicht notwendiger Weife 
Rechte und Linke in einem Lager zufammentrefen, fobald bie Zeit ber Action 
anbticht? Das Land Hat ein Geſetz gefchafien, weldes ber augenblidlichen 
Nothwendigkeit entipriht. So lange biefe Noihwendigkeit befteht, fo Tange 
hat bie Nation bie Pfliht, das Geſetz anfrecht zu erhalten, welches bie Rohe 
wenbigteit bictirt hat.“ Die beutfch:öfterreichiice Preſſe fagt es ganz heraus: 
„Die „„Zeit ber Action’* wird gefommen fein, wenn Ungarn feine Honveds 
armee hat und Oeſterreich in einen Conflict mit Preußen ober Rußland ges 
räth. Dann fällt bie „„reife Fucht! · vom Baume des Schiefals, b. h. Ungarn 
erlangt feine volle Unabhängigkeit. Wozu alfo jegt gegen das Jnſtitut ber 
Delegationen und ben ganzen fogenannten „„Ausgleih“* ſich ereifern? fagen 
bie Deatiften, bas Alles ift ja nur ein „augenblidlicher““ Nothbehelf, eine 
Zwiſchenſiation, bei welcher Niemand ftehen zu bleiben gedenkt.“ 


5. Mai. (Defterreih). Reichsrath, Abg.Haus: Die Regierung legt 


bemfelben einen Oefeßesentwurf vor über bie Durdführung von 
unmittelbaren Wahlen in das Abg.-Haus des Reichsraths nad) ben 
Beftimmungen ber Februarverfaffung von 1861 und bes $ 7 bes 
Staatsgrundgefeßes vom 21. Dec. 1867. 

Der Minifterpräfident beantwortet eine Interpellation über das 
Tail. Handſchreiben vom 28. April dahin, daß bie Frage in erfter 
Linie vor bie Delegationen gehöre und meint übrigens, daß alle 
Beforgniffe einer ungeſetzlichen Belaftung ber im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreihe und Länder von vornherein ausgeſchloſſen feien. 


„Oeſterreich: Zyro). Die Bürgerausſchußwahlen in Inne 
brud fallen entſchieden liberal aus, 


„Oeſterreich). Reichsrath, Abg.-Haus: Das Subeomitd des 
Budgetausſchuſſes ſchließt endlich feine Vorberathungen über bie Fi⸗ 
nanzvorlagen ber Regierung. 

Die Gefammtheit feiner Beſchlüſſe geht ſchließlich dahin: den Antrag zu 
fiellen, baß bie Gefegesvorlagen wegen Erhöhung einer Abgabe vom Ders 
mögen und wegen Ummwanblung ber verſchiebenen Schuldtitel ber bisherigen 
allgemeinen Siaateſchuld abgelehnt werben wollen. Den Entwurf über den 
Berfauf ber Stantögüter und wegen Aufnahme einer ſchwebenden Staateſchuld 
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im Belrage von 20 Mill. Gulden beichließt da8 Comite zur Annahme zu 
empfehlen, und zwar erfteren mit gewilfen Befchränfungen, welche dadurch ge= 
boten find, daß auf die Nothwendigkeit der Mälder zur Erhaltung ber Pro: 
ductionsfähigfeit in gewiflen Gegenden Nüdficht genommen werben müſſe. 
Der Gefegentwurf, betreffend die Erhöhung der Gebühren von Lotterie: Ge= 
winnften, wird dahin abgeändert, daß ftatt einer I5procentigen eine 20pro= 
centige Gebühr von Gewinnften erhoben merden ſolle. Da aber troß alle 
bem ein bedeutender Ausfall für die Bededung des Staatsaufwandes ent: 
ftebt, fo beantragt das Gomite: 1) Tie Zinfen der Staatsſchuld nad Auf: 
bebung ber Tprocentigen Einfommenftener von Staatspapieren mit einen 
Abzug von 20 Broc. zu belegen. 2) Tie Schulbdentilgung für das Jahr 
1868 und 1869 zu filiren, was bei dem Umſtande, daß eine Umwandlung 
ber beitehenden Staatsfhuld in eine einheitliche Nentenfchuld jedenfalls in 
Ausficht genommen ift, vollfommen thunlich erfcheine. Denn biefe Umwand⸗ 
lung Tann nad) Anficht des Subcomite’s wohl nicht ſchon in dem gegen: 
wärtigen Zeitpunfte vorgenommen werden, und namentlich jo lange nicht, 
als die Regierung fih nicht über bie Fünftige einzuführende Geldwährung 
entfchieden bat. Allein im Princip muß diejelbe jedenfalls empfohlen werden 
und foll bis Ende 1869 erfolgen. 3) Den Zuſchlag zur Grundfteuer, welcher 
unter bem Minifterium Belcredi aufgehoben wurbe, wieder einzuführen. Auf 
diefe Weife würde das Deficit von 50 Millionen ſich auf folgende Weife be= 
been: Der 2Oprocentige Zinfenabzug: 17,000,000 fl.; der Betrag für bie. 
Schuldentilgung (mit Rüdfiht darauf, daß von dem Jahre 1868 das erfte 
Semefter bereits abläuft): 2,200,000 fl.; Gewinnfteuer: 800,000 fl.; Ber: 
minderung bes Agio’s: 1,000,000 fl.; jchwebende Schuld auf den Verkauf 
von Staatsgütern: 20,000,000 fl.; Zuſchlag zur Grundfteuer (mit Rück⸗ 
fiht darauf, daß das erſte Semefler vor dem Jahre 1868 bereits abläuft): 
2,000,000 fl.; Mehrertrag der Branntweinfteuer (mit Rüdfiht darauf, daß 
das erſte Semefter von dem Jahre 1868 bereits abläuft): 2,000,000 fl. 
Aufammen 45,000,000 fl. Hienach verbleibt jomit nur mehr ein Neft von 
5 Millionen, „welchen aufzubringen der Finanzverwaltung feine großen 
Schwierigfeiten bieten bürjte”. 


7. Mai. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Eine heftige Debatte über 


griechifch= orientalifche Confeſſions-Intereſſen zeigt, wie warm ber 
Nationalitätenhaß unter der Aſche glimmt. 

Die Serben und Rumänen waren nämlich lange Zeit unter bein Metro: 
politen von Garlowig vereinigt, aber bie Hierarchie war eine ferbifche, bie 
Kirchen und Kirchengüter waren im Befit der Serben, kurz biefe waren in 


kirchlicher Beziehung die Herren der Rumänen. Diefe aber, an Zahl ben 


Serben beinahe dreimal überlegen, wollten ſich die Suprematie ber Serben 
nicht mehr gefallen Iafjen, und jo kam e8 im Sabre 1863 zur Trennung. 
Aber es find noch unzählige Streitfragen zu ſchlichten; die Serben verlang- 
ten, auf alte Privilegien geftüßt, gewifje VBorrechte, fie wollten in Teine Theis 
lung ber Kirchen und Kirchengüter willigen, und fo mußte ber Reichstag 
durch ein Geſetz dem Haber, der blutig auszuarten anfing, ein Ende machen, 
Bei der Debatte über dieſes Geſetz zeigt e8 ſich nun, welch tiefer und alter 
Haß die Rumänen und Serben trennt; bie zwei Nationalitäten jchleudern 
fih im Reichstage die größten Bitterfeiten und Grobheiten entgegen, bie zu: 
legt Deat mit einem Bermittlungsantrag bazwilchen tritt. Durch das Geſetz 
wird beflimmt, baß bie ferbifche und bie rumäniſche Metropolie gleichberedh- 
tigt feien, daß beide Nationalitäten auf ihren gefonderten Kirchencongrefjen 
ihre Firdlichen Angelegenheiten autonom ordnen jollen, und baß ein belegir- 
te8 Gericht ihre inneren Zwiftigfeiten fchlichten fol. Die kirchliche Selbftän- 
bigfeit ber Rumänen und Serben wirb nicht im geringften angetaftet. Beide 
Theile ſcheinen nachträglich zufrieden zu fein, 
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8. Mai. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Die Regierung legt dem: 


10. 


11. 


- felben den KHandelsvertrag mit dem deutſchen Zollvereine vor. Das 


Haus nimmt Anftand, ihn zu genehmigen, wegen der (bisherigen) 
Zitulatur des Reichs in demjelben, der ben eingetretenen Dualis- 


mus zu verläugnen jcheint. 

„ (Defterreid). Reichsrath: Das Abg.: Haus genehmigt bie 
Borlage der Regierung für Freigebung ber Advocatur. | 
„ODeſterreich: Böhmen). Czechiſches Maſſenmeeting am Fuße des 
Georgsberges in Verbindung mit der Verladung des Grundfteins zum 
czechiſchen National-Theater. Dasfelbe beſchließt folgende Nefolu: 
tionen: 

„sn Erwägung, wie fehr zur jelben Zeit, da das Königreih Ungarn ſich 
einer vollſtändigen conftitutionellen Verwaltungs» und flaatlihen Selbftändig- 
feit erfreut, unfer nicht minder glorreiches und wichtiges Königreich felbft 
des geringiten Schattens feiner ehemaligen Selbſtändigkeit entledigt ift, ohne 
daß unfere Nation etwas Anderes erfahren würde, als bie bitterfte Noth und 
unaufhörliche Erniedrigungen; indem wir ferner vernehmen, daß die Maio⸗ 
rität eines uns fremden Parlaments unjerem verarmten Vaterlande ſchon 
wieber neue und ſchlimmere Laften aufbürben will, als die bisherigen es ge= 
wejen find, erflären wir, getreue Söhne des böhmischen Volkes, die wir am 
Fuße des geheiligten Rip verfammelt jind, wie und unfer Gewiſſen gebietet: 
daß wir Feine neuen Laften mehr zu tragen im Stande find, fo wie wir 
auch nicht begreifen, woher die Majorität jenes Wiener Parlaments das Recht 
nimmt, über uns ohne uns zu enticheiden. Aus dieſem Grunde verwahren 
wir uns entfchieden gegen eine jebe Steuererhöhung überhaupt, indem wir 
zugleich verlangen, daß auch die bisherigen ungeheuren. Laften vermindert und 
in Allen, was uns betrifft, der Wille diefes Königreich® gehört werben möge. 
Wir wollen fo glüdlich und frei in unjerem Vaterlande fein, wie unjere Väter 
e8 gewejen find. Wir wollen, baß das einft freie böhmifche Volk wieder 
Herr jeiner Geſchicke werde und allein entfcheide über alle feine Angelegen= 
beiten in Gemeinfchaft mit dem gefrönten König. Wir wollen, daß in 
Böhmen Fein anderes Geſetz gelte, als das, welches ber legale Böhmische Landtag 
ausgearbeitet und der gefrönte böhmiſche König beftätigt hat, daß fomit in 
Böhmen Feine Steuer auferlegt und fein Militär ausgehoben werden dürfe, 
al8 nach verfaffungsmäßigem Beſchluſſe des böhmifchen Landtags in Gemein: 
haft mit dem böhmifchen König. — Damit auf diefe Weile unfer biftoris 
ſches Recht, welches nichts anderes bedentet als die Freiheit, bie Selbftändig- 
feit und Unabhängigkeit des glorreichen Königreiches Böhmen, die einzigen 
Garantien einer glüdlihen Zufunft, der Kraft und bes Wohlftandes, erneuert 
werde, begehren und verlangen wir mit allem Nachdrucke eines durch 
bie tieffie Ueberzeugung gefräftigten Willens; 1) daß ber gegenwärtige uns 
gerecht zufammıengejegte böhmilche Landtag fo bald ale möglich aufgelöst 
werben möge; — 2) daß Wahlen für einen neuen Landtag des Königreiches 
Böhmen ausgefchrieben werden mögen, und zwar Wahlen auf gerechtefter 
Grundlage, damit das ganze Volf in allen feinen Klaſſen vertreten werde, 
fomit Wahlen auf Grund des allgemeinen Stimmredtes, — und endlich 
3) daß biefer fo organijirte Landtag neben unferen alten Rechten auch eine 
Verfaffung für das Königreihd Böhmen ausarbeiten möge, die unferem Vater: 
lande eine gleiche Selöftändigfeit und Freiheit gewährt, wie dem Künigreiche 
Ungarn.“ 


„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.: Haus: Der Budgetausſchuß 
beräth über die Vorfchläge feines Subeomite’s vom 6. d. M. üher 
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die Finanzvorlagen der Regierung, und beſchließt, indem er ſich im 
Weſentlichen auf denſelben Boden wie das Subcomits ſtellt, mit 
allen gegen 2 Stimmen, bie beantragte Vermögensſteuer ganz ab: 
zulehnen, und mit 14 gegen 8 Stimmen, die bisher beftanbene 


Couponſteuer von 7 Proc. um 18 Proc, zu erhöhen, alfo auf 25 


Proc. zu Stellen. 


12, Mai. (Defterreih). Reichsrath: Das Abg.-Haus genehmigt bie 


13. 


14. 


15. 


16, 


Regierungsvorlage bez. Einführung ber Jury für Preßverbrecdhen und 
Vergehen. Die Regierung legt einen Geſetzentwurf für Einführung 
von Friedensgerichten vor. 
„ Defterreid). Reichsrath, Abg. Haus: Die Regierung ver: 
langt die Einftellung von 56,000 Refruten für die vom Reichsrath 
vertretenen Länder und Königreich pro 1868. 

Budgetausfhuß: Der Finanzminifter erflärt, eine 25procentige 
Eouponfteuer nicht annehmen zu können. 

‚ Defterreid). Reichsrath: Das Herrenhaus genehmigt das 
interconfeffionelle Geſetz mit nicht weſentlichen Modificationen. 


» (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Debatte über die Entfernung 


des früheren Sachſengrafen Conrad Schmidt und feine Erfeßuug 
durch den proviloriihen Comes Mori Conrad. Widerftreit der alt- 


und jung-⸗ſächſiſchen Partei, 

Der Abgeorbnete der fiebenbürgiichen Sadjfen, Ranicher, Hatte eine mit 
126 Unterfchriften bedeckte Adrefje auf ben Tiſch des Haufes niedergelegt, in 
welcher gegen das Minifterium wegen ber Maßregel Klage geführt wird. 
Ein anderer fächfifcher Abgeordneter, Fabricius, Hatte dagegen eine mit ber 
vierfachen Zahl von Unterjchriften verſehene Bertrauensadreffe wegen berjelben 
Maßregel vorgelegt. Jene Petition kommt nun zur Verathung und darüber 
gerathen die Sachen jelber aneinander. Die beiden Vertreter ber alt: fächfi: 
ihen Partei, Ranicher und Gut, unterliegen ben Beichuldigungen der Gegen: 
partei und bie Petition Ranichers wird zu den Akten gelegt. 

„ (Defterreid). Reichsrath: Das Abg.-Haus genehmigt faſt 
einftimmig den Handelsvertrag mit dem beutjchen Zollverein. 


» (Ungarn: Siebenbürgen). Eine Rumänen: -Berfammlung in Bla: 
fendorf verlangt die volle Autonomie Siebenbürgens, bie Wieber: 
berftellung ber Hermannſtädter Landtagsartifel von 1863, die Wie: 
bereinberufung bes fiebenbürgifchen Landtags auf ©rundlage bes 
Zahlenverhältnifjes der Kopfzahl und erflärt alle vom Peſther Reichs— 
tage bezüglich Siebenbürgens beſchloſſenen Geſetze für ungiltig. 


" Oeſterreich: Böhmen). Großartige Feier der Grundſteinlegung 
zu einem czechiſchen Nationaltheater in Prag am Tage des Schutz⸗ 
heiligen Johannes v. Nepomuk. 

Eine Maſſe von Landleuten iſt zuſammengeſtrömt, um auch bei dieſer 
Gelegenheit für die heiligen Rechte der Czechen zu demonſtriren und gegen 
die Deutſchen zu proteſtiren. Die czechiſchen Häuſer ſind decorirt, die deut⸗ 
ſchen nicht. Großer Feſtzug in Nationaltracht durch die Stadt. Die Feſtrede 


Sladkowsoky's enthält viel von ber. großen, d. h. czechiſchen Nation, welche 
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bie fie darnieder haltenden Söldner, b. h. bie Deutſchen, niederſchmeitern werde. 
Keine Exceſſe, die Deutſchen halten ſich fern. 


18. Mai. (Defterreih). Reichsrath: Das Abg.-Haus ſtimmt den 


20. 


21. 


22. 


Modificationen des Herrenhauſes im interconfeſſionellen Geſetze bei, 
ſo daß nunmehr über alle drei confeſſionellen Geſetze Geſammt⸗ 
beſchluß exiſtirt und nur die Sanction der Krone noch ausſteht. 

„ODeſterreich). Reichsrath, Abg.⸗Haus: Der Budgetausſchuß 
beſchließt bez. der Finanzvorlagen der Regierung auch für die Lotterie⸗ 
anlehen eine Steuer von 25%. Heftige Debatte. Dr. Banhans 
meldet ein Mingritätsvotum an: Dasfelbe beantragt bezüglich ber. 
Gonvertirung nur eine 2Oprocentige, bei fteuerfreien Papieren eine 
13procentige Steuer und bezügli der Stantslotteriegewinnfte gleich: 


- falls bloß eine 2Oprocentige Steuer. 


„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Der Budgetausfhuß 
ernennt Skene zu feinem Oeneralberichterftatter über bie Finanzvor⸗ 
lagen der Regierung, den Führer derjenigen, die ganz entſchieden 
für einen nur wenig verſchämten Staatsbanfergtt find. 

„» (Ungarn: Croatien). Die. croatihe Regnicolardeputation for: 
mulirt endlich nach längeren Unterhandlungen mit ber ungarijchen 
ihre Bedingungen für den flaatsrechtlichen Ausgleich zwiſchen beiben 
Ländern: 

Zheilnahme am ungarifchen gemeinfhaftlihen Reichstage nach jenem 
Schlüſſel, wie der ungarifche Landtag felbft conftituirt ift. In diefem Reichs: 
tage wird Groatien durch Virilſtimmen vertreten. Theilnahme in der Dele: 
gation nad) bemjelben Schlüffel. Die Finanz: und Budgetfrage wird berart 
projectirt, daB das Königreich eine Abfindungsfumme von 1,500,000 fl. au 
bie ungarische Gentral- Regierung zur Bedeckung aller pragmatifchen und 
gemeinfchaftlichen Angelegenheiten alljährlich abführt und fich das felbftändige 
Beſtimmungsrecht über alle übrigen birecten und inbirecten Einnahmen 
vorbehält. Ein Minijter in Peſth als Mittelsperfon zwilchen dem König 
und ber Central: Regierung, in Bezug auf die gemeinjchaftlichen Angelegens 
heiten zwiſchen dieſer einerjeitS unb der Landesregierung anderjeitd. Dieſer 
Minifter und fein Perfonal ſollen nur Landesfinder fein. Integrität des 
Landes mit Inbegriff Dalmatiens und Fiumes. Poftulat an Ungarn zur 
geſetzlichen Mitwirkung bezüglich der SIncorporirung Talmatiens und Auf- 
löfung der Militärgrenze. Sprache im Lande, fowie beim Minifterium aus: 
Ihlieglich die croatifhe. Autonome Landesregierung für die im $ 5 bes 
Artikels 42 v. J. 1861 vorbehaltenen Angelegenheiten unantaftbar in alle 


Zukunft, dazu die nunmehr im Projecte vorbehaltenen Finanzen. Trennung 


der Banuswürbe von der Milttäreigenfhaft. Die autongme Landesregierung 
ift für ihre Angelegenheiten gegenüber ber gemeinfchaftlichen Gentral-Regierung 
ſelbſtändig und ift eine „verantwortliche Randesregierung*. Ber Banus fteht 
an der Spike bdiefer Landesregierung unb ift dem croatiſch⸗-ſlavoniſch-dalma⸗ 
tiniſchen Landtage verantwortlich. 

„ Ein diplomatifch bereits ziemlich ſcharf zugeſpitzter Conflict mit 
England wegen ber Verzögerung ber Ratiftcation des abgefchloffenen 
Handelsvertrags wird durch bie Zuficherung bes Reichskanzlers gehoben, 
daß er mit feinem ganzen Einfinfje für die volle Erfüllung der 
eingegangenen Verpflichtungen eintreten wolle. 
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23. Mai. (Oeſterreich). Der Abg. Mühlfeld, der Mauerbredier des 
Concordats feit 1861, +. . 


25. „ (Defterreid). Der Kaiſer fanctionirt die drei confellionellen 
Geſetze. Der Reichskanzler Beuft zeigt die erfolgte Sanction noch 
an bemfelben Tage perjönlich dem päpftlihen Nuntius an. 

Der Minifterrrath befchließt, gegenüber dem Reichsrath aus der 
Berwerfung ber Anträge Skene's und der Mehrheit des Budgetaus⸗ 
Ihufles eine Cabinetsfrage zu. machen. | 


Die brei confesfionellen Geſetze lauten: 
I 


Geſetz vom 25, Mai 1868, 


wodurd bie Vorfchriften des zweiten Hauptſtückes des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches über das Eherecht für Katholiken wieder bergeftellt, bie 
Gerichtsbarkeit in Ehejachen ber Katholiken den weltlihen Gerichtsbehörden 
überwiejen und Beftimmungen über bie bebingte Zuläffigfeit dev Eheſchließung 
vor weltlichen Behörden erlaffen werben; wirffam für die im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche unb Länder. 


Art. I Das unter Berufung auf das Patent vom 5. November 1855, 

RG B Nr. 195, erlaffene und mit 1. Januar 1857 zur Wirkſamkeit ge: 

langte Faiferliche Patent vom 8. October 1856, R.G. Bl. Nr. 185, mit bem 

diefem Patente als erfter Anhang beigegebenen Gefege über bie Eheangelegen- 

7 beiten der Katholifen im Kaiſerthume Defterreich, ſowie dem weiters beigege= 

benen unb in dem Geſetze felbft bezogenen zweiten Anhange: „Anweilung für 

bie geiftlichen Gerichte bes Kaijertbums Defterreih in Betreff der Eheſachen“ 

find für die Königreiche und Länder, für welche das gegenwärtige Geſetz er⸗ 

Iafien wird, außer Kraft gefeßt. An die Stelle diefer aufgehobenen Geſetze 

” treten auch für Katholifen die Vorfchriften des von dem Eherechte handelnden 

zweiten Hauptftüdes bes allgemeinen bürgerlichen Gefeßbuches vom 1. Juni 

1811 und ber biezu nachträglich erfloffenen Gejeße und Verordnungen, info: 

weit biejelben zur Zeit, als das Patent vom 8. October 1856, R.G. Bl. Nr. 

185, in Kraft trat, beflanden haben und durch das gegenwärtige Gefek nicht 
abgeändert werben. 

Art. I. Wenn einer der nach ben Vorfchriften des allgemeinen bürger: 
lichen Geſetzbuches zum Aufgebote ber Ehe berufenen Seeljorger die Vornahme 
bes Aufgebotes oder einer von ben zur Entgegennahme ber feierlichen Erflä- 
rung ber Einwilligung berufenen Seeljorgern, welder von ben Brautleuten 
deßhalb angegangen wurde, bie Vornahme des Aufgeboted oder bie Entgrgen- 
nahme ber feierlichen Erflärung ber Einwilligung zur Ehe aus einem durch 
die Gefeßgebung des Staates nicht anerfannten Hinderungsgrunde verweigert, 
fo fteht e8 den Brautleuten frei, das Aufgebot ihrer Ehe durch die weltliche 
Behörde zu veranlaffen und bie feierliche Erklärung ber Einwilligung zur 
Che vor bdiefer Behörde abzugeben. Rückſichtlich dieſer den Chewerbern aller 
Confeſſionen geftatteten eventuellen Ehefchliegung vor ber weltlichen Behörde 
gelten die Vorſchriften des zweiten Hauptjtüdes des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches mit den nachftehenden Abänberungen: $ 1. Als bie zur Vor: 
nahme des Aufgebotes und zur Entgegennahme ber feierlichen Erklärung ber 
Einwilligung berufene weltliche Behörde hat bie k. f. politifche Bezirksbehörde, 
in jenen Stäbten aber, welche einene Gemeinbeftatute beſitzen, die mit ber 
politifhen Amtsführung betraute Gemeindebehörde einzutreten, und es wird 
diejenige politifche Bezirks: (Gemeinde-) Behörde hiezu als competent anzujehen 
fein, in deren Amtsbezirk der die Ehejchließung verweigernde Seeljorger feinen 


Oefterreich · Ungarn. | 233. 


Amtsſitz hat. G 2. Um das Aufgebot und die Eheſchließung bei ber welts 
lichen Behörde verlangen zu können, haben die Ehewerber vor biefer Behörde 
die Weigerung des competenten Seelſorgers entweder durch ein fchriftliches 
Zeugniß besfelben oder durch die Ausfage von zwei im Amtsbezirke wohnen: 
den eigenberechtigten Männern nachzuweifen. Wird ein folder Beweis nicht 
erbracht, fo liegt es der politifchen Behörbe ob, an ben betreffenden Seelforger 
eine Aufforderung des Inhalts zu richten, baß berjelbe das Aufgebot vor: 
nehmen und beziehungsmweife die Erklärung der Einwilligung zur Ehe ent⸗ 
gegennehmen ober mittelft amtlicher Zufchtift bie entgegenftehenden Hinderniffe 
anzeigen wolle. Erfolgt hierauf aus Gründen, welde in den Staatsgeſetzen 
nicht enthalten find, oder ohne Angabe von Grünben eine ablehnende Antwort 
bes Seelforgers, oder gebt innerhalb eines Zeitraumes von längſtens acht 
Tagen, in welchen bie Tage bes Poftenlaufes nicht einzurechnen find, Teine 
Antwort ein, fo bat die politiiche Behörde nach Beibringung ber durch bie 
Vorſchriften des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches ſammt Nachtragsver⸗ 
ordnungen vorgeſchriebenen Ausweiſe und Behelfe das Aufgebot und den Ehe⸗ 
ſchließungsakt ſofort vorzunehmen. $ 3. Alle Functionen und Entſcheidungen, 
welche nach den Vorſchriften bes zweiten Hauptſtückes des allgemeinen bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches ſammt Nachtragsverordnungen dem Seelſorger übertragen 
ſind, ſtehen im Falle einer Eheſchließung vor der weltlichen Behörde der 
competenten politiſchen Bezirks⸗ (Gemeinde⸗) Behörde zu. F 4. Gegen Ent: 
ſcheidungen ber politiſchen Bezirks- (Gemeinde⸗) Behörde in Eheſachen ſteht 
ben Ehewerbern das Recht bes Recurſes an bie k. k. politiſche Landesſtelle 
und gegen die Entſcheidungen dieſer letzteren das Recht des Recurſes an das 
k. k. Miniſterium des Innern offen, ohne daß ber Recurs an eine beſtimmte 
Frift gebunden ober durch gleichlautende Entſcheidungen ber beiden unteren 
Inſtanzen ausgefchloffen if. $ 5. Das Aufgebot einer vor ber weltlichen 
Behörde abzufchließenden Ehe ift von biefer Behörde durch öffentlichen Ans 
ihlag forwohl an der eigenen amtlichen Kundmachungstafel ale auch im Re⸗ 
quifitionsiwege durch öffentlichen Anfchlag bei dem Gemeindeamte bes Wohn⸗ 
ortes eines jeben der Brautleute vorzunehmen. Wenn bei einer ET. T. politis 
Ihen Bezirfsbehörde regelmäßig Amtstage abgehalten werben, fo hat bas 
Aufgebot auch mündlich an einem ober mehreren Amtstagen zu erfolgen. 
Zur Giltigkeit der Ehe wird jedoch nur bie Vornahme des jchriftlichen Auf: 
gebotes mittelft Anfchlages erfordert. Der das Aufgebot enthaltende Anfchlag 
fol durch drei Wochen an ber Kundmachungstafel ber politiihen Behörde 
und ber betreffenden Gemeinbeämter affichirt bleiben, bevor. zur Eheſchließung 
gefritten werden kann. Aus wichtigen Gründen Tann bie k. k. politiſche 
Landesfielle biefen Aufgebotstermin verfürzen und unter dringenden Umftänben 
das Aufgebot auch ganz nachſehen. Die Aufgebotsnachficht wegen beftätigter 
naber Todesgefahr Tann gegen bas im $ 86 bes allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches vorgefehene eidliche Gelöbniß der Brautleute auch von ber polis 
tiſchen Bezirks: (Gemeinde:) Behörbe ertheilt werben. $ 6. Die Requifition 
und Delegation einer anderen Bezirfes (Gemeinde) Behörde zur Entgegen: 
nahme ber feierlihen Erflärung ber Einwilligung kann über Anfuchen ber. 
Brautleute von Seite ber competenten politifhen Bezirks⸗ (Gemeinde:) Bes 
börde nach den im allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche ($$ 81 und 82) für 
Pfarrämter beftehenden Vorſchriften geſchehen. $ 7. Die feierliche Erflärung 
der Einwilligung zur Ehe muß vor dem Vorfteher ber politifchen Bezirke: 
(Gemeinde⸗) Behörde ober vor einem Stellvertreter bes Vorftehers in Gegen: 
wart zweier Zeugen und eines beeibeien Schriftführers abgegeben werben. 
F 8. Ueber den Aft der Ehefchließung ift ein Protokoll aufzunehmen und fo: 
wohl von ben Brautleuten als von ben Zeugen und ben beiben Amtsperfonen 
zu unterzeihnen. $ 9. Die politifche Bezirks⸗ (Gemeinde:) Behörde führt 
über die bei berfelben vorgefommenen Aufgebote und Ehejhließungen das 
Aufgebotsbuh und das Eheregifter und fertigt aus dieſen Regiſtern über 
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Anſuchen amtliche Zeugniſſe aus, welche die geſchehene Verkündigung und 
beziehungsweiſe Eheſchließung mit ber Beweiokraft öffentlicher Urkunden dar⸗ 
thun. Gin ſolches Amtszeugniß über den vorgenommenen Akt der Eheſchlie— 


‚Bung bat bie politiſche Bezirks: (Gemeinde⸗) Behörde den ordentlichen Seel— 


jorgern beider Brautlente von Anitöwegen zu überfenden. $ 10. Rüdjichtlich 
der Scheidung und Trennung ber Ehe gelten für bie vor ber weltlichen Bes 
hörde geichloffenen Ehen gleichfalls die Beftimmungen bes allgemeinen bürger: 
lihen Gefeßbuches, wobei bie ben Seeljorgern zugewiefenen Zunctionen ber 
politiſchen Bezirks: (Gemeinde:) Behörde obliegen, in deren Sprengel ſich ber 
Amtsfig des zu biefen Functionen gejeglich berufenen Seelforgers befindet. 
F 11. Es bleibt ben Cheleuten, welche ihre Ehe vor ber weltlichen Behörde 
abgeſchloſſen haben, unbenommen, nachträglich auch bie kirchliche Einfegnung 
ihrer Ehe von einem ber GSeelforger jener Confeffion, welcher ein Theil ber 
Eheleute angehört, zu erwirken. 

Art. UL Mit bein Tage, an welchem bie Wirkfamfeit des gegenwärtigen 
Geſetzes beginnt, wird in den Königreihen und Ländern, für welche dasſelbe 
gegeben ift, die. Gerichtsbarkeit in Eheſachen ber Katholiken, wie der übrigen 
chriſtlichen und nichtchriftlichen Gonfeffionen ausſchließlich burch diejenigen 
weltlihen Gerichte ausgeübt, bie vor ben 1. Januar 1857, mit welchem 
Tage die geiftlichen Ehegerichte in Wirkſamkeit traten, nach den Jurisdictiong- 
Normen vom 22. December 1851 und 20. November 1852 biezu berufen 
waren. Dieſe weltlichen Gerichte haben nad denjenigen Geſetzen und Ver: 
orbnungen, welche zur Zeit, als bas Patent vom 8. October 1856, R.G.Bl. 
Nr. 185, in Wirffamfeit getreten, für Cheflreitigfeiten was immer für einer 
Art beftanden und insbefondere nach den über Cheftreitigfeiten im zweiten 
Hauptftüde bes allgemeinen bürgerlichen Gejeßbuches unb im Hofbecrete vom 
23. Auguft 1819, J.G.S. Rr. 1595, enthaltenen Beflimmungen zu verfahren, 


u fo weit die leßteren nicht durch die Verfügungen bes gegenwärtigen Geſetzes 


eine Aenberung erleiden. - 

Art. IV. Zur Einführung bes gegenwärtigen Gefeßes werben folgende 
Vebergangsbeftimmungen verfügt: F 1. Infoferne es fi um die Giltigfeit 
einer Ehe handelt, welche unter ber Geltung des Patentes vom 8. October 
1856, R.G.Bl. Nr. 185, gefchloffen wurde, ift biefelbe nach ben Beſtimmungen 
biefes Patentes und ber damit erlaffenen Vorjchriften zu beurtheilen. Die 
Trennung ſowie die Scheibung von Tiſch und Bett in Anſehung einer vor 
Beginn der Wirffamfeit biefes Gefeßes geichlofjenen Ehe ift dagegen von dem 
Tage diefer Wirkſamkeit nur nad den Beflimmungen des bürgerlichen Geſetz⸗ 
Buches und nah den im gegenwärtigen Geſetze getroffenen Anordnungen zu 
beurtheilen. F 2. Ebenſo ift das Verfahren bei Unterfuhung und Verband: 
lung über die Ungiltigfeits-Erflärung ebenfowohl als über bie Trennung und 
Scheidung von Tiſch und Bett hinfichtlich einer vor Wirkfamfeit dieſes Ge: 
ſetzes gefchlofienen Ehe nad ben Beſtimmungen bes gegenwärtigen Geſetzes 
zu pflegen. $ 3. Die unter der Geltung bes Patentes vom 8. October 1856, 
R. G.Bi. Nr. 185, ergangenen rechtskräftigen Entſcheidungen verlieren bie 
ihnen nach Maßgabe diefes Patentes und ber bemfelben beigegebenen Geſetze 
zukommenden Wirkungen nit. $ 4. Alle am Tage ber beginnenden Wirk⸗ 
famfeit des gegenwärtigen Gejeßes auf Grund des Patentes vom 8. October 
1856, R.G. Bl. Nr. 185, bei einem geiftlichen ober weltlichen Gerichte in 
erfter oder höherer Inftanz oder bei was immer für einer Behörde anhängigen 
Verhandlungen find durch bie nach den Bellimmungen dieſes Geſetzes zuftine 
digen weltlichen Gerichte und beziehungeweife Abminiftrativ-Behörben fortzus 
führen und dahin zu übertragen. $ 5. Inſoweit es fi um bie Aufgebote 
und fonftigen Vorbereitungen einer Che handelt, ift fich bis zu dem Tage, 
an welchem bie Wirkfamfeit biefes Geſetzes beginnt, gleichfalls an die Vor: 
ihriften des Patentes vom 8. Dectober 1856, R. G. Bl. Nr. 185, und ber 
bemfelben beigegebenen Geſetze zu halten, infoweit die Ehe auch no inner⸗ 
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halb dieſes Zeitraumes zum Abſchluſſe kommt. Wenn dieſes letztere jedoch 
nicht der Fall iſt, ſo müſſen die Aufgebote, ſowie die ſonſtigen Vorbereitungen 
zum Eheabſchluſſe während ber Wirkſamkeit dieſes Geſetzes in Gemäßheit der 
Vorſchriften desſelben neuerlich vorgenommen werden. 

Art. V. Mit dem Vollzuge des gegenwärtigen Geſetzes werden die Mi⸗ 
niſter der Juſtiz, des Cultus und des Innern betraut, von welchen die 
erforderlichen Ausführungs⸗Verordnungen zu erlaſſen ſind. 


H 


Geſetz vom 25. Mat 1868, 


wodurch grundfäßliche Beſtimmungen über das Verhältniß ber Schule 
zur Kirche erlaffen werben; giltig für bie im Reichsrathe vertretenen Königs 
reihe unb Länber. 


F 1. Die oberſte Leitung und Auffiht über das gefammte Unterrichts: 
und Erziehungsmefen fteht dem Staate zu und wird durch bie hiezu geſetzlich 
berufenen Organe ausgeübt. F 2. Unbeſchadet dieſes Auffichtsrechtes bleibt 
bie Belorgung, Leitung und unmittelbare Beauffihtigung bes Religions 
Unterrichtes und der Religions=Uebungen für bie verjchiebenen Glaubens⸗ 
genoffen in ben Volks- und Mittelfchulen ber betreffenden Kirche ober Reli⸗ 
gions-⸗Geſellſchaft überlaffen. Der Unterricht in den übrigen Lehrgegenftänden 
in dieſen Schulen ift unabhängig von bem Einfluffe jeder Kirche oder Reli: 
gions-Geſellſchaft. G 3. Die vom Staate, von einem Lande ober von Ge: 
meinben ganz ober theilweife gegründeten oder erhaltenen Schulen und Er: 
ziehungsanftalten find allen Staatsbürgern ohne Unterſchied des Glaubens: 
befenntnifjes zugänglid. $ 4. Es fleht jeder Kirche oder Religions-Geſellſchaft 
frei, aus ihren Mitteln Schulen für den Unterricht der Jugend von beflimmten 
Glaubensbekenntniſſen zu errichten und zu erhalten. Diefelben find jebod 
ben Sefeßen für das Unterrichtswefen unterworfen und können bie Zuerken⸗ 
nung ber Rechte einer Öffentlichen Lehranftalt nur dann in Anfpruh nehmen, 
wenn allen gefeglihen Bedingungen für bie Erwerbung biefer Rechte ent: 
fprochen wird. $ 5. Tie Benükung von Schulen und Erziehungsanftalten 
für beftimmte Glaubensgenoſſen ift Mitgliedern einer anderen Religions⸗ 
Geſellſchaft durch das Geſetz nicht unterfagt. $ 6. Die Lehrämter an ben 
im $ 3 bezeichneten Schulen und Erziehungsanftalten find für alle Staats: 
bürger gleichmäßig zugänglich, welde ihre Befähigung hiezu in gejeglicher 
Weile nachgewiefen haben. Als Neligionslehrer dürfen nur biejenigen anges 
ftellt werden, welche bie betreffende confeffionelle Oberbehörde als hiezu bes 
fähigt erklärt bat. Bei anderen Schulen und Erziehungsanftalten ($ 4) ift 
dießſalls das Errichtungsſtatut maßgebend. Die Wahl ber Erzieher und 
Lehrer für den Privatunterricht ift durch Feine Rüdficht auf das Religions: 
befenntniß beſchränkt. $ 7. Die Lehrbücher für den Gebraud in ben Volks⸗ 
und Mittelſchulen, fowie in ben Lehrerbildungs » Anftalten bebürfen nur ber 
Genehmigung ber durch dieſes Gefeß zur Leitung und Beauffihtigung bes 
Unterrichtswefens berufenen Organe. Religionslehrbücher können jedoch erft 
dann biefe Genehmigung erhalten, wenn fie von ber bezüglichen confelfionellen 
Oberbehörde für zuläffig erklärt worden find. F 8. Das Einfommen ber 
Normalichulfonde, des Stubienfonds und fonftiger Stiftungen für Unterrichts» 
zwede ift ohne Rückſicht auf das Glaubensbefenntniß zu verwenden, infoweit 
es nicht nachweisbar für gewiffe Glaubensgenofjen gewibmet if. $ 9. Der 
Staat übt bie oberfte Leitung und Aufficht über das gefammte Unterrichts: 
und Erziehungsweien durch das Unterrihtsminifterium aus. $ 10. Zur 
Leitung und Aufſicht über das Erziehungsweien, dann über die Voltsfhulen 
und Lehrerbildungs-Anftalten werben in jedem Königreiche und Lande a) ein 
Landesſchulrath als oberſte Landes⸗Schulbehörde; b) ein Bezirksſchulrath für 
jeden Schulbezirk; o) ein Ortsſchulraih für jede Schulgemeinde beſtellt. Die 
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Gintheilung des Landes in Schulbezirke erfolgt durch die Landesgeſetzgebung. 
$ 11. Der bisherige Wirkungskreis ber geiftlichen und weltlichen Schulbehör- 
ben, und zwar: a) der Ranbeeftelle, ber firhlihen Oberbehörden und Schul: 
Oberaufſeher; b) ber politifhen Bezirfsbehörbe und ber Schulbiltrifts « Auf: 
jeher, e) ber Ortsſeelſorger und Ortsſchul-Aufſeher hat, unbejchadet der Be⸗ 
ſtimmung bes $ 2, an bie im $ 10 bezeichneten Organe überzugehen. 
$ 12. In den Lanbesichulrath find unter dem Vorſitze des Statthalters 
(Landes⸗Chefs) oder feines Stellvertretersg Mitglieder der politifchen Landes⸗ 
ftelle, Abgeordnete des Landesausſchuſſes, Geiftliche aus den im Lande befte: 
henden Confeſſionen und. Fachmänner im Lehrwefen zu berufen. Die Zus: 
jammenfeßung der im $ 10 lit. b und c bezeichneten Bezirks: und Orts: 
fhulräthe wird durch Die Landesgeſetzgebung feftgeftellt. F 13. Durch bie 
Landesgeſetzgebung find bie näheren Beftimmungen in Betreff der Zufammen: 
jeßung und Einrihtung bes Landes, Bezirks- und Ortsfhulrathes, dann bie 
aegenfeitige Abgrenzung bes Wirfungskreifes berfelben, ferner die näheren 
Bellimmungen rückſichtlich des Meberganges bes Wirfungsfreifes ber bisherigen 
geiftlihen und weltlichen Schulbehörden an ben Landes-, Bezirks: und Orts: 
ſchulrath feitzuftellen. Ebenfo ift durch das Landesgeſetz zu beftimmen, ob 
und wiefern ausnahmsweiſe auch Abgeordnete von bedeutenden Gemeinden in 
ben Lanbesfchulrath einzutreten haben. F 14. Die SS 1, 2, 3, 4, 5, 6, 8 
und 9 treten mit bem Tage ber Kundmachung dieſes Geſetzes in Wirkjamfeit 
unb werben alle mit diefen Paragraphen im Widerſpruche ftehenden bisher 
giltigen Gefeße und Anorbnungen außer Kraft gefebt. Tas mit Allerhöchiter 
Entſchließung vom 25. Juni 1867 genehmigte Regulativ, betreffend die Ein: 
jeßung eines Landesfchulrathes für die Königreihe Galizien, Lodomerien und 
das Großherzogthum Krakau, bleibt unberührt. F 15. Mein Minifter des 
Unterrichtes ift mit bem Vollzuge dieſes Geſetzes beauftragt. 


III. 


Geſetz vom 25. Mai 1868, 


woburd die interconfeffionellen Berhältnijfe der Staatsbürger in 
ben darin angegebenen Beziehungen geregelt werben; giltig für bie im Reiche: 
tathe vertretenen Königreiche und Länder. 


I. In Beziehung auf das Neligionsbefenntniß ber Kinder. 
Art. 1. Eheliche oder den ehelichen gleichgehaltene Kinder felgen, ſoferne beide 
Eltern demſelben Befenntniffe angehören, ber Religion ihrer Eltern. Bei 
gemifchten Ehen folgen die Söhne der Religion bes Vaters, bie Töchter der 
Religion der Mutter. Doc können die Ehegatten vor oder nach Abichluß 
ber Che durch Vertrag feftfeben, daß das umgekehrte Verhältniß ftattfinden 
folle, oder daß alle Kinder der Religion bes Vaters oder alle der der Mutter 
folgen follen. Uneheliche Kinder folgen der Religion ber Mutter. Im alle 
feine ber obigen Beſtimmungen Pla greift, bat derjenige, ‚welchem das Recht 
ber Erziehung bezüglich eines Kindes zuſieht, das Religionsbekenntniß für 


ſolches zu beitimmen. Meverfe an Vorſteher ober Diener einer Kirche ober 


Religions:Genoffenichaft oder an andere Perfonen über das Religionsbefennt: 
niß, in weldem Kinder erzogen und unterrichtet werben follen, find wir— 
kungslos. Art. 2. Das nach dem vorhergehenden Artikel für ein Kind bes 
flimmte Religionsbefenntniß barf in ber Regel fo lange nicht verändert wer: 
den, bis dasſelbe aus eigener freier Wahl eine ſolche Veränderung vornimmt. 
Es Fünnen jedoch Eltern, welche nad) Art. 1 bas Religionsbefenntniß ber 
Kinder vertragsmäßig zu beftimmen berechtigt find, basjelbe bezüglich jener 
Kinder ändern, welde noch nicht das fiebente Lebensjahr zurücgelegt haben. 
Im Falle eines Religionswechſels eines oder beider Elterntheile, beziehungs- 
weife der unehelichen Mutter, find jedod bie vorhandenen Kinder, welche das 
fiebente Lebensjahr noch nicht vollendet haben, in Betreff des Religionsbekennt⸗ 
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niſſes ohne Rückſicht auf einen vor dem Religionswechſel abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trag ſo zu behandeln, als wären ſie erſt nach dem Religionswechſel der 
Eltern, beziehungsweiſe der unehelichen Mutter, geboren worden. Wird ein 
Kind vor zurückgelegtem ſiebenten Jahre legitimirt, ſo iſt es in Betreff des 
Religionsbekenntniſſes nach Art. 1 zu behandeln. Art. 3. Die Eltern und 
Vormünder, ſowie die Religionsdiener ſind für die genaue Befolgung der 
vorſtehenden Vorſchriften verantwortlich. Für den Fall der Verletzung ber: 
ſelben ſteht den nächſten Verwandten ebenſo wie den Obern der Kirchen und 
Religions⸗Genoſſenſchaften das Recht zu, die Hilfe ber Behörden anzurufen, 
welche die Sache zu unterjuchen und das Gefetliche zu verfügen haben. 

HU. In Beziehung auf ben Uecbertritt von einer Kirche oder 
Religions-Genoffenfhaft zur anderen. Art. 4. Nach vollendctem 
14, Lebensjahre bat Jedermann, ohne Unterſchied des Geſchlechtes, bie freie 
Wahl des Religionsbefenntnifjes nad, feiner eigenen Ueberzeugung und ift in 
diefer freien Wahl nöthigenfalls von ber Behörde zu ſchützen. Derſelbe darf 
fi jedoch zur Zeit ber Wahl nicht in einem Geiſtes⸗ oder Gemüthszuftande 
befinden, welcher Die eigene freie Weberzeugung ausfhließt. Art. 5. Dur 
bie Religions-Veränderung geben alle genofjenjchaftlichen Rechte der verlafjenen 
Kirche oder Religions: Genofjenfhaft an den Ausgetretenen ebenfo wie bie 
Auſprüche dieſes an jene verloren. Art. 6. Damit jedbod ber Austritt aus 
einer Kirche oder Neligiong:Genofjenfchaft feine gejeßlihe Wirkung babe, muß 
ber Austretende denſelben ber politifchen Behörde melden, welche dem Vor: 
fteher oder Seelforger ber verlaffenen Kirche ober Religions: Genofjenichaft 
die Anzeige übermittelt. Den Eintritt in bie neu gewählte Kirche ober Ne: 
ligions-Genoſſenſchaft muß der Eintretende dem betreffenden Vorfteher oder 
Seelforger perfönlich erklären. Art. 7. Die Beſtimmung des G 768 lit. a 
a. b. G. B., vermöge welder ber Abfall vom Chriftenthume als Grund ber 
Enterbung erflärt wird, dann bie Berfügungen bes F 122 lit. c und d St. G. 
womit derjenige, welcher einen Chriften zum Abfalle vom Chriſtenthume zu 
verleiten oder eine ber chriſtlichen Neligion widerſtrebende Irrlehre auszu⸗ 
fireuen fucht, eines Verbrechens ſchuldig erflärt wird, find aufgehoben. Es 
ift jedoch jeder Religionspartei unterfagt, die Genoffen einer anderen durch 
Zwang oder Lift zum Vebergange zu beftinnmen. Die näheren Beftimmungen 
des geleglichen Schutes bingegen, foweit er nicht durch bie Strafgefeke ges 
geben ijt, bleiben einem bejonderen Gefege vorbehalten. 

DI, Sn Beziehung auf Zunctionen des Gottesdienftes und 
ber Seeljorge. Art. 3. Die Vorſteher, Diener oder Angehörigen einer 
Kirche oder Religions⸗Genoſſenſchaft haben ſich der von ben berechtigten Per- 
fonen nicht angeſuchten Vornahme von Functionen bes Gottesdienſtes und 
ber Seelforge an ben Angehörigen einer anderen Kirche oder Religions⸗ 
Genofjenfchaft zu enthalten. Eine Ausnahıne kann nur für jene einzelne 
Fälle eintreten, in weldden durch bie betreffenden Seelforger ober Diener ber 
anderen Kirche ober Religions:Genofjenfchaft um die Vornahme eines dieſen 
zuftehenden Aftes das Anſuchen geftellt wird oder die Sabungen und Bor: 
ſchriften dieſer Teßteren die Vornahme bes Aftes geftatten. Außer dieſen 
Fällen ift der bezügliche Akt als rechtlich unwirkſam anzufehen und es haben 
die Behörden auf Anſuchen ber beeinträchtigten Privatperfon oder Religions⸗ 
Genoſſenſchaft die geeignete Abhilfe zu gewähren. 

IV, In Beziehung auf Beiträge und Leiftungen. Art. 9. As 
gehörige einer Kirche oder Religions: Genofjenichaft Finnen zu Beiträgen an 
Geld und Naturalien oder zu Leiftungen an Arbeit für Cultus⸗- und Wohl: 
thätigfeitsgwede einer anderen nur dann verhalten werben, wenn ihnen die 
Pflichten des dinglichen Patronates obliegen oder wenn bie Verpflichtung zu 
folhen Leitungen auf privatrechtlichen, burdy Urkunden nachweisbaren Grün⸗ 
ben beruht, ober wenn fie grundbücherlich fichergeftellt ift. Kein Seelforger 
fann von Angehörigen einer ihm fremden Confeſſion Taren, Stolgebühren 
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u. dgl. fordern, außer für auf deren Verlangen wirklich verrichtete Functionen, 
und zwar nur nach dem gejegliden Ausmaße. Art. 10. Die Beſtimmungen 
bes vorhergehenden Art. 9 finden auch auf Beiträge und Leiftungen für 
Unterrichtszwede volle Anwendung, außer wenn bie Angehörigen einer Kirche 
oder Religions-Genoffenfhaft mit Angehörigen einer anderen vermöge ber 
geleglichen Einfchulung eine Schulgemeinde bilden, in welchem Falle bie Ein- 
geichulten ohne Unterichiedb der Confeſſion die zur Errichtung und Erhaltung 
ber gemeinfchaftliden Schule und zur Befolbung der an berfelben angeftellten 
Lehrer erforderlichen Koften, jedoch mit Ausjchluß ber Koften für ben Reli- 
gions = Unterricht ber einer anderen Eonfelfion Angehörigen zu tragen haben. 
Eine zwangsweiſe Einfhulung in die Schule einer anderen Confelfion findet 
nicht Statt. Art. 141. Alle in den Beſtimmungen ber vorfiehenden Art. 9 und 
40 nit begründeten Anſprüche der Geiftlihen, Meßner, Organiften und 
Schullehrer, dann ber Cultus-, Unterrichts- und Wohlthätigfeits = Anftalten 
einer Kirche oder Religions» Senofjenfchaft auf Beiträge und Leiftungen von 
Seite ber Angehörigen einer anderen find als erlofchen zu betrachten. 

V. In Beziehung auf Begräbniffe. Art. 12. Keine Religions: 
Gemeinde Tann der Leiche eines ihr nicht Angehörigen bie anftändige Beerdi⸗ 
gung auf ihrem Friedhofe verweigern: 1) wenn es fi um bie Beftattung in 
einem Familiengrabe handelt, oder wenn 2) da, wo ber Todesfall eintrat 


oder bie Leihe gefunden warb, im Umfreis der Ortsgemeinde ein für Ges 


noffen der Kirche oder Religions Genofjenichaft bes Verftorbenen beftimmter 
Friedhof ſich nicht befindet. 

VI. In Anſehung ber Feier: und Fefltage. Art. 13. Niemand 
kann genöthigt werden, fi) an bem eier: und Feſttagen einer ihm fremden 
Kirche oder Religiongs Gejellichaft ber Arbeit zu enthalten. An Sonntagen 
ift jedoch während bes Gottesdienftes jede nicht dringend nothwendige öffent: 
liche Arbeit einzuftellen. Ferner muß an den Fefltagen was immer für einer 
Kirche oder Religions:-Genofjenfhaft während bes Hauptgottesdienftes in der 
Nähe des Gotteshauſes Alles unterlaffen werben, was eine Störung ober 
Beeinträchtigung ber eier zur Folge haben könnte. Dasfelbe ift bei ben 
berfömmlichen feierlichen Prozelfionen auf ben Plätzen und in den Straßen 
zu beobachten, durch welche fi der Zug bewegt. Art. 14. Keine Religions 
Gemeinde fann genöthigt werben, fi) des Slodengeläutes an Tagen zu ent: 
halten, an welchen dasjelbe nach den Sabungen einer anderen Kirche ober 
Religions:Gefellichaft zu unterbleiben bat. Art. 15. In Schulen, welche von 
Angehörigen verfchiedener Kirchen oder Religions-Geſellſchaften bejucht werben, 
fol, fomeit e8 ausführbar ift, dem Unterrichte eine ſolche Eintheilung gegeben 
werben, bei welcher auch ber Minderheit die Erfüllung ihrer religiöfen Pflichten 


ermöglicht wird. 


vH, Schlußbeſtimmung. Art. 16. Alle biefen Vorfchriften wiber: 


“ flreitenden Beftimmungen ber bisherigen Geſetze und Verordnungen, auf 


welcher Grundlage fie beruhen und in welcher Form fie erlaffen fein mögen, 
ebenjo wie allfällige entgegenftehendbe Gepflogenheiten find, auch infoferne fie 
bier nicht ausbrüdlich aufgehoben wurden, fernerhin nicht mehr zur Anwen 
bung zu bringen. Dieß gilt insbefondere auch von den Vorſchriften über bie 
religiöfe Erziehung der in öffentliche Pflege genommenen Kinder. Art. 17. 
Das gegenwärtige Gele tritt mit bem Tage feiner Kundmachung in Witf: 
famfeit. Art. 18. Mit dem Vollzuge des gegenwärtigen Gejebes find der 
Minifter des Eultus und Unterrichtes, fowie bie übrigen Minifter, in beren 
Wirfungsfreis die Vorſchriften besjelben zur Anwendung fommen, beauftragt 
und haben fie die zu folhem Vollzuge erforderlichen Verordnungen zu er: 
laſſen. 


26. Mai. Oeſterreich). Der päpſtliche Nuntius proteſtirt gegen die 


Verletzung des Concordats durch die von der Krone ſanctionirten 
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brei confeffionellen Geſetze. Der Reichskanzler beantwortet den Pro: 
teft mit einer einfahen Empfangsbefcheinigung. 


26. Mai. Der (ultramontan gefinnte) Unterjtantsjecretär im Minifterium 


28. 


ia 


des Auswärtigen, v. Meyſenbug, geht in außerorbentlicher Miſſion 
nah Rom ab. 

„ (Defterreid). Der Minifterrath befchließt, die Vermögens: 
fteuer fallen zu laflen und, dem Mingritätsantrage des Budgetaus- 
ſchuſſes entjprechend, fi eine 2Oprocentige Couponfteuer (im Gegen: 
fa gegen bie vorgefchlagene 2öprocentige Zinjenrebuction) gefallen 
zu lafjen. | | 

n (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus genehmigt den Handels: 
vertrag mit dem Zollverein unter der Vorausſetzung der Aenderung 
ber Titulatur des Reichs, die vom Minifterium zugefagt werben Tann. 


Suni. (Deſterreich). Der ultusminifter v. Hasner erläßt in 


Folge der Sanctionirung der confeffionellen Geſetze ein Circular an 
die Bifchöfe Über die nunmehrige Sachlage: 

„Se. Maj. haben mit allerh. Entſchließung vom 25. Mai ben Geleben ıc. 
bie allerh. Sanction zu ertheilen gerubt. In Folge befjen wird der Herr 
Auftizminifter das Erforderliche wegen Uebernahme ber Gerichtsbarkeit in 
Eheſachen durch die weltlichen Gerichte veranlaffen, und mir liegt die Pflicht 
ob, jene legislativen Afte vorzubereiten und diejenigen Verfügungen zu treffen, 
welche durch die beiden letztgenannten Geſetze und namentlich in Beziehung 
auf bie neu zu organifirende Schulauffiht vorgezeichnet find. Indem ich 
mich beehre, hievon amtlich in Kenntniß zu feßen, babe ich unter Hinweifung 
auf die genannten Geſetze ſelbſt nicht nöthig, in eine nähere Erörterung ihres 
Inhaltes einzugehen, und füge nur, um jedem möglichen Zweifel im vor⸗ 
hinein zu begegnen, bei, baß, was namentlich bie Angelegenheit ber Chen 
von Katholifen anbelangt, zwar die durch das Patent vom 8. Dec. 1856 ans 
erfannten geiftlichen Ehegerichte als ſolche in Hinfunft nicht mehr fortbeftehen 
können, daß aber anbererfeits ebenfo unzweifelhaft das verfaffungsmäßige Recht 
ber Kirche, ihre inneren Angelegenheiten felbftändig zu ordnen unb zu ver: 
walten, daher bie für ben Gemifjensbereich erforderlihen und lediglich pro 
foro interno giltigen Verfügungen auch in Eheſachen zu treffen, hiedurch 
vollfommen unberührt bleibe. Im Hinblid aber auf bie mannichfachen Miß⸗ 
beutungen, welche ber Stanbpunft ber Regierung bei ben vorbereitenden Ver⸗ 
bandlungen über biefe Geſetze erfahren bat — halte ich es für meine Pflicht, 
biefer meiner Eröffnung noch Folgendes beizufügen: Die Regierung verfennt 
feineswegs bie Tragweite jener Veränderungen, welche das Berhältniß bes 
Staates zur Kirche durch die vorlicgenden Geſetze in Deflerreich erfahren bat. 
Allein wie fie diefelben als bie nothwendige Confequenz jener Grunbjähe be= 
trachtet, welche in den Staatögrundgejeten mit bindbender Kraft niedergelegt 
find, fo ift fie aud) von ber Meberzeugung getragen, daß auf dem Boben ber 
Freiheit ber Kirche, welche jene gewährleiſten, fiir die reichen Mittel ber letz⸗ 
teren ein weites und unanfechtbares Feld jegensreicher Wirkſamkeit eröffnet 
if. Die Freibeit ber Kirche zu ſchützen, die ihr gebührende Achtung mit 
allen beredtigten Mitteln der Staatsgewalt aufrechtzuerhalten, ift die ernfte 
Abficht der Regierung, und jede Einmiſchung der Staatsgewalt in das eigen 
thümliche Gebiet der Kirche wird ihr ſtets fernliegen. Deßhalb aber glaubt 
fie auch, baß bie durch die obigen Geſetze veränderte Stellung der Kirche zum 
Staate jenes Verbältnig freundlicher Gegenfeitigkeit zwiſchen beiden, deſſen 
Wohlthätigkeit und Rothwendigkeit für ben Staat wie für bie Kirche fie voll: 
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kommen anerkennt, nicht zu trüben braucht, und es iſt ihr lebhafter Wunſch 
wie ihre Hoffnung, daß ſich dasſelbe auf der neugeſchaffenen Grundlage nur 
um ſo ſegensreicher entfalten und befeſtigen werde.“ 

— uni. (Liechtenſtein). Der Fürſt entläßt feine 70 Mann bisheriges 
Bundescontingent und das Ländchen iſt nunmehr in der glücklichen 
Lage, ohne Staatsſchuld, ohne Civilliſte, ohne Conſceription und ohne 
Militärbudget zu fein. 

3. „ ODeſterreich). Reichsrath, Abg.: Haus: Beginn der Debatte 
über die Finangborlagen der Regierung. Majoritäts- und Minori- 
tätsanträge des Budgetausſchuſſes. 

Bericht und Anträge ber Majorität: Nach ben von ber Regierung 
im Budget gemachten Einftellungen ergibt ſich mit Rüdficht auf bie Taufen- 
ben Einnahmen und mit Berüdfichtigung bes Abgangs von 2 Mill. in ber 
Bedeckung, welcher durch die Reduction der Salziteuer entfteht, und ber nach: 
träglich votirten Ausgabe für die oftafiatifche Erpebition von 250,000 fl. und 
bes Nachtragscredits, welchen die längere Seſſion des Reichsraths erfordern 
wird, ein Deficit von 72,000,000 fl. Durch außerordentliche Einnahmen, 
Activrefte 18,000,000 fl, Scheidemünze 2 Mill., werden in runder Summe 
20 Mill. gebedt, bleiben für 1866 ungebedt 52 Mill. Die ausgewiefene ab: 
gängige Summe von 72 Mil, kann als ftetig wieberfehrend betrachtet wer⸗ 
den, infoferne fie nicht durch außerordentliche Einfünfte oder durch Erſparniſſe 
vorzüglicd an den Ausgaben für Heer und Flotte oder endlich dur‘ Zunahme 
der Steuern abgemindert wird. Das Minifterium hat ausdrüdlich erklärt, 
weder neue Anlehen machen, noch neue Staatenoten ausgeben zu wollen. 
An außerordentliche Einnahmsquellen für die Zukunft ift kaum zu benfen. 
Ebenfowenig an Eriparniffe in der Abminijtration des Staates. ES Tiegt 
in ber Natur ber Dinge, daß die dualiftifche Theilung die Abminiftration 
vertbeuert, und daß, wenn man einzelne VBerrichtungen den Ländern und 
Gemeinden zutbeilt, die bisher der Staat felbft beforgte, man nicht eine 
Entlaftung der Bevölferung, jondern eine Ueberwälzung der Arbeit auf an- 

dere Organe bewirkt. Es bleiben alfo hier nur die Abminderungen am De: 
ficit von 72 Mil. zu erwägen, die durch Eriparniffe an den Auslagen für 
die Wehrkraft, d. 5. an Armee und Flotte, gemacht werben fünnen. Der 
Herr Finanzminifter erkennt felbft in der Begründung ber Finanzvorlagen 
an, daß das Ertraordinarium bei Armee und Flotte in ben nächſten Sahren 
nicht verjchwinden wird. Es wird überhaupt nie ganz wegfallen, jo Tange 
man neue Anlagen als Ertraordinarium behandelt. Außerdem ift zu beben- 
fen, baß eine neue Organifation der Armee bedeutende neue Auslagen ver: 
urfahen muß. Nichtödeftoiweniger fol bier in diefem Bericht die Möglich: 
feit einer bleibenden Eriparnig von 18 Mill. an den für das Jahr 1868 
feftgeftellten Ziffern des Kriegsbudgets für die Zufunft zugeflanden werden, 
jo daß die Auslagen für die Webrfraft, b. 5. Armee und Flotte, durchſchnitt⸗ 
lich auf 86,500,000 fl. herabfinfen und von bem erfparten Betrag 12 Mil. 
ben Budget ber biegjeitigen Ränder zu Gute fommen. Bei biefer jehr gün- 
fligen Vorausfegung würde nad) Abzug ber erübrigten 12 Mil. noch immer 
ein ungebedtes Deficit von 60 Mill. das Budget ber diesfeitigen Länder bes 
laften, wenn die Einftellungen für die Staatsſchuld unveränbert blieben. Um 
fih aber ein möglichſt vollfommenes Bilb ber finanziellen Lage zu machen, 
die Durch die. Anfchauungen der Regierung fi entwideln müßte, ift bier noch 
anzufügen, daß in bem Deficit von 60 Mill. noch mande Momente, die auf 
die Ausgaben und Einnahmen bes Staates Einfluß üben werben, nicht aufs 
enommen find. Hieher gehören für 1869 ber Mehrentgang an ber Salz: 
Heuer mit 1 Mil, die Entſchädigung an bie Bank mit 1 Mill, die Trenn⸗ 
ung ber Juſtiz von der Adminiftration mit ihren Mebrausiagen, die Sub: 
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ventionen für die neu zu eröffnenden Eiſenbahnen, die mögliche Mehrauslage 
bei Austragung ber Theilung ber Laſten, welche aus den Reichspenſionen 
und den Koſten der Staatsſchuld entfteben, endlich die Höhe bes Agio’s, bie 
bei weniger gänfligen Erportverhältnifien dem Staatsſchatze neue Opfer aufs 
erlegen wird. Will man fich auch ber Hoffnung bingeben, daß bie beftehen- 
den Steuern in bem Eingange fo zunehmen werben, daß fie binreichen, bie 
aufgezählten Mebranforberungen zu beden, für bie Abminberung des ſieiigen 
Deficits von 60 Mill. wird man aus ber Zunahme dieſer Einnahme nichts 
erübrigen können. Endlich find noch bie großen Anfttengungen, bie ber Bes 
völkerung ber biesfeitigen Länder in der Zukunft vorbehalten find, um bie Her⸗ 
ftelung der Valuta durchzubringen, in Erinnerung zu bringen, um bas Bild 
unferer Finanzlage zu vervollflänbigen. . . Der Gefeßentwurf über die Um⸗ 
wandlung der verfchiebenen Schuldtitel der bisherigen allgemeinen Staats: 
ſchuld hat drei Endzwede: 1) Die fundirte allgemeine Staatsſchuld nach Aus⸗ 
ſcheidung ber im $ 2 angeführten Ausnahmen burch Abzug einer firen, Teiner 
Veränderung unterliegenden Gouponfteuer von 12 Proc. in eine Rentenſchuld 
von 44, Proc. zu verwandeln. 2) Ten Rüdfauf und einen Theil der Rück⸗ 
zahlungen, welde bie Schuldentilgung belaften, einzuftellen. 3) Bon ben 
Zinſen der von ber Eonvertirung ausgenommenen Lotterie-Anleben ber Jahre 
1854 und 1860, dann bes Steueranlehens vom Jahre 1864, ſowie von ben 
EntfGäbigungerenten für aufgebobene Gefälle eine Abgabe von 10 Proc. zu 
erheben. Die Erſparniſſe, bie fi) gegen bie Einftellungen des Budgets unter 
bein Kapitel Staatsſchuld und Schuldentilgung durch bie beabfichtigten Map: 
regeln ergeben würden, beziffern fi, wie folgt: 

buch Zinfenerfparniß . ren 

durch bie Säulbentilgung . 0.0. 

burch Abzug der nicht convertislen . 

durch Lotto-Gewinnfe . - x. 


.. 8014,971 fl. 
. .  8,051,706 „ 
. . 1,302,824 „ 
. . 489,236 „ 
17,858,737 fi. 
mit Rüdficht auf dieſe Erjparniffe und auf die Anträge.bes Budget: Aus: 
ſchuſſes bei den anderen Finanzvorlagen wird ſich das Deficit für das Jahr 
1868 in ber Höhe von 53 Mill, inch. des Abganges beim Salze folgender: 
maßen regeln: 
Nah Abzug von 8 Millionen für bat fon verfloſſene 
Halbjahr an Erfparniffen . . ne. 9,550, 737 fl. 
an Agio .. .. . . 
Schwebende Schuld Pa 
Scheibemüne . » 0 0 0 


— 0 0 
— . . 
0 
— 
® 


‘ [ “ 


Branntweinfteuerr . . 
duch Steuern zu beden 


*.2.000,000 , 
33; 2.2.2.2.14%.000,000 . 


53,000,000 fl. 
Es müßten alſo bei dem Weg, ben bie Regierung einjchlägt, um bie Con⸗ 
vertirung durchzuführen, noch 14% Mil. dur Steuererhöhung ober durch 
Greditoperationen beigeflellt werben, um bas Deficit für 1868 zu befeitigen. 
Für das Jahr 1869 wäre bie Bebedung bes Deficits noch mißlicher, da 
vie „auberorbentichen Einnahmen wegfallen, Es wären für biefes Jahr ver: 


gba 
Erſparniſſe an der Staateſchuld ...... . 18,000,000 fl. 
Agio:Erfpamiß . . » . oo 0 2 0. 0. 71,500,000 „ 
Branntweinfteuer .. 0... .. .. 4,000,000 * 
Abzug von den Wewinnſien: .. ... 489,000 „ 
unbedbedt © 2 0 0 Een een ee 00. . 29,511,000 „ 


53,000,000 fl. 
Iſt man aber geneigt, bie Höhe bes HN efteite mit 60 Mil. 
anzunehmen, fo ſteigt ber ungedeckte Reſt auf 36% Mil. 
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„Bei ber Unfertigfeit unferer Verhältniſſe, die kaum eine klare Einſicht in 
unfere finanzielle Zufunit zulafien, war das mit ber Tetailberathung der 
Regierungsporlage betrayte Eubcomit6 ber Anfidht, es fei bejjer, bie Conver⸗ 
tirung und Unification bis auf das nächſte Jahr zu vertagen und fich einſt⸗ 
weilen mit einer Einftelung ber Kapitals: Rüdzablungen und Ginlöjungen 
und mit bem Abzug von 20 Precent an ben Zinfen zu bebelfen; aber ber 
Budgetausſchuß ſowohl als die Regierung ſprachen fich gegen die Bertagung 
aus, und es wurde erft die Convertirung und dann mit einer Majorität von 
14 gegen 8 Stimmen. beichlofjen, die Zinfen ber Staatsſchuld außer dem 
Tprocentigen Abzug: der Einfommenfteuer mit einem neuen Abzug von 18 
Proc. zu belaften. Es ergab ſich indeflen, als man biefen Beſchluß in Ziffern 
ausdrüden wollte, als Bebenfen, daB bie gewonnene Ziffer bem Publikum 
bei der Berechnung Schwierigkeit bieten würde, und man bat es ſchließlich 
vorgezogen, bie fundirte Schuld in eine Aprocentige, feinem Steuerabzuge 
unterliegende Rente umzuwandeln. Zur Berechnung ber Gonbertirung wür: 
ben bie Mobalitäten bes 6 3 ber Negierungsvorlage beibehalten. Die Frucht 
biejer VBefclüfje Liegt dem hohen Haufe in dem beiliegenden Gefjeßentwurfe 
zur Berathung vor. Die dadurch erzielten Eriparniffe berechnen fich wie folgt: 

Nach Abzug der Tprocentigen Einkommenſieueuer ift ber 

Zinjenbetrag ber convertirbaren Shuld . . . . 97,583,780 fl. 
nad) den Anträgen des Ausjchuffes convertitt . .„ . . 81,426,188 „ 

Eriparniß 16,157,592 fl. 
bie nicht convertirbaren, aber mit einer Steuer zu beles 

genden Schulbdtitel haben im Budget einen Werth von 12,075,938 „ 

nad Abzug von 25 Procent . » 2 0 0 2 996,582, 

rn oo. ’ Erſparniß 2,379,356 fl. 
die Erfparungen durch ‚Schulbentilgung - - - « . . 8,051,706 „ 
ber Ertrag der erhöhten Gewinnft-Abgaben bei Lotterien 834,079 „ 

die Summe ber Erfparniffe ift daher 27,422,733 fl. 

bazu ber Ertrag der Befleuerung der Privat-Lotterien mit 150,000 „ 

aljo Summe 27,572,733 ft. 

Nah Annahme der Anträge des Budgetausſchuſſes würbe fich die Bedeckung 
bes Deficits für das Jahr 1868 folgendermaßen geftalten: 

Nach Abzug von 12% Millionen flir das erfte Halbjahr an 

Erfparniffen . o > 0 len 


15 Millionen 
Branntweinfteuer .„ . 


Reel n 
Scheibemüne . oe er ren 2 „ 
fhwebende Schuld . . a}; „ 
buch nee Steuem . .'. oe. 8 


für das Jahr 1869; ilfionen 


Eriparnife © oo 0 2 2 en. er. 28 Millionen 
A io ‘ ‘ ® “ L ‘ 0 U ‘ . « “ ‘ “ “ 2 " 
Vranntweinſteuer © € .. . . . 0 00 o . 4 n 
neue Steuern . . . . . ..19 


53 Millionen. 
Bel ber Annahme eines Deficits von 60 Millionen würde der durch Beſtene⸗ 
rung zu dedende Betrag auf 26 Millionen fteigen.. Vergleicht man ben ziffer- 
mäßigen Unterfchied, ber. zwiſchen den Anträgen bes Budgetausfchuffes und 
ber Megierungsvorlage. befteht, und nimmt man NRüdficht auf ben zu decken⸗ 
den Abgang, jo wird Jedermann in die Lage kommen, fi ein Urtheil zu 
bilben, welden Anteägen ber Vorzug zu geben fei. Aber nicht allein ber 
materielle Theil ber Kegierungsvorlage, auch bie formelle Behandlung bes 
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Geſetzes erregte im Bubgetausfchuffe lebhafte Bedenken. Die freiwillige Con: 
verfion (F 4 der Negierungsvorlage) jcheint nicht geeignet, die Durchführung 
ber beabfichtigten Eriparnifje zu fihern, und der Ausſchuß glaubte, ſich für 
die zwangsweiſe Umwandlung ausiprechen zu müffen. Die Regierung ift 
diefer Abänderung beigetreten. Der Ausihuß Konnte ſich ferner mit dem 
Inhalte bes G 1 nicht einverfianden erklären. Eine Gonvertirung mit Her⸗ 
abjetung ber Zinfungen vorzunehmen und dieſe Herabfegung unter dem 
Titel einer unveränderliden Eintommenfteuer in ber Ziffer, welche die Rente 
ausbrüdt, aufzunehmen, jcheint wohl nicht zur Annahme geeignet. Die In⸗ 
vention, bie mit ber Faſſung des F 1 bervorbricht, Berubigung, aber feine 
Sicherheit zur gewähren, würde ganz gewiß zum dauernden Mißtrauen füb- 
ren und dem Grebit bes Staates wejentlihen Abbruch thun. Die Majorität 
des Ausfchuffes war der Anſchauung, es fei würbiger, offen bie Nothlage ein 
zugefiehen, in ber ſich bie diesfeitige Reichshälfte befindet, und. bie Operation, 
die an ber bisherigen allgemeinen Staatsfchuld vorgenommen werben muß, 
offen als Reduction zu behandeln und bagegen ben bisherigen Abzug vom 
Eyupon durdy die Einfommenfleuer aufzuheben [fo baß berjelbe bei Gelegen- 
beit neben ber Zinfenrebuction wieber eingeführt werden Tünnte]. 

Beriht und Anträge der Minorität: „Eine Minorität von 7 Stim⸗ 
men, denen fich auch noch der Obmann bes Budgetausſchuſſes anfchloß, konnte 
ben Ausführungen bed Berichtes ber Majorität und deren Anträgen, bie 
Staatsfhuld in eine Aprocentige Rentenſchuld umzuwandeln, nicht beitreten. 
Vergebens ſuchte man in bem ganzen Bericht das Princip, von welchem ſich 
bie Majorität bei ihrem Beſchluſſe Teiten ließ, vergebens ben Grund, ber 
einen 25procentigen Abftrich und die Zinfenreduction rechtfertigen könnte. 
Trotz ber Unfeftigfeit unjerer Verhältniffe, die kaum eine Tlare Einficht in 
‚unfere finanzielle Zufunft zulafjen, fo fagt der Majoritätsbericht, befchloß bie 
Majvrität die Eonvertirung und bie Belaftung ber Zinfen ber Staatsſchuld 
mit einem neuen Abzuge von 18 Procent. Weil aber die gewonnene Ziffer 
dem Publikum bei der Berednung Schwierigkeiten bieten würde, bat dies 
jelbe e8 fchließlich vorgezogen, bie fundirte Schuld: in eine Aprocentige, keinem 
Steuerabzug unterliegende Nente umzuwandeln. Die Majorität bes Auss 
jchuffes that dieß — jo heißt e8 im Majoritätsberichte weiter — weil fie es 
würdiger fand, offen bie Nothlage einzugeftehen, in welcher fich die diesjeitige 
Reichshälfte befindet, und bie Operation, die an ber Staatsſchuld vorgenom⸗ 
men werben muß, ofjen als Reduction zu behandeln. In eine nähere Unter 
ſuchung und Beurtheilung der Steuerfähigfeit der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder wurde nicht eingegangen; man fanb es überflülfig, 
zu beweijen, daß bie Steuerträger nicht mehr zahlen können, daß bie Staats⸗ 
gläubiger mit einer Aprocentigen Rente fih begnügen müſſen. Die Majo: 
rität erflärte bloß, es fei würdig, fo zu handeln. 

„Dagegen erachtet die Minorität, es ausiprechen zu follen, daß dieſe Art 
der Behandlung ber Staatsgläubiger eine ganz willfürliche, ungerechifertigte 
fei; fie gibt fih der Hoffnung Hin, daß das hohe gan und bie Regierung 
einem folhen Antrage niemals beiftimmen werden. Weit entfernt, bie Finanz- 
lage des Staates bejchönigen zu wollen, kann die Minorttät nicht zugeftehen, 
daß durch eine ralche Regelung bes gefammten Steuerwejens, durch Einfüh- 
rung neuer rationeller Steuern für bie Dedung bes Deficits nichts erübrigen 
werde, wie bie Majorität behauptet. Wieberholt wurbe in dem h. Abgeord⸗ 
netenhaufe ausgeſprochen, daß bas Gleichgewicht im Stantshaushalte hergeftellt 
werben fünne, wenn bie volfswirthichaftlichen Intereſſen alljeitig gefördert 
werben, wenn eine ausgiebige Herabminberung ber Ausgaben im Kriegsbubdget 
entichieden und beharrlich durchgeführt und überhaupt mit weifer Sparſamkeit 
gebahrt wird. Was in den früheren Verhäftniffen als Hoffnung angedeutet 
wurde, das muß ber freie Staat verwirklichen. Er kann es auch, wenn alle 
Steuerfactoren innig und fräftig zufammenwirfen. Nur im Wege einer all» 
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ſeitigen gerechten Beſteuerung ſoll das Deficit des Staates gededt werden. 
Das war das leitende Princip, von welchem die Minorität des Ausſchuſſes 
ausging. ... 

ſieiter ſonach von der Anſchauung, das Deficit nur im Wege ber Be—⸗ 
fteuerung zu befeitigen und die Lafl des Staates auf bie Staatsgläubiger 
und bie übrige fteuerfäbige Bevölkerung möglichft gerecht zu vertheilen, ohne 
bicbei den Ausgleich mit Ungarn wieber in Frage zu ftellen, erlaubt fich die 
Mingrität, die 65 1 und 4 bes Gefetes über die Umwandlung ber Staats: 
ihuld dem hohen Haufe in folgender Faſſung zu empfehlen: G 1. Sämmt- 
lihe Gattungen der fundirten allgemeinen Staatsſchuld, mit alleiniger Aus- 
nahme ber im $ 2 diefes Geſetzes aufgeführten, werben in eine fünfprocentige, 
mit einer firen, feiner Veränderung unterliegenden Steuer von 16 Procent 
belaftete, aljo eine reine Rente von 4, Procent abwerfende Schuld umge: 
wandelt. Die Zahlung ber Zinfen biefer Convertirungsihuld wird in Etaats- 
noten oder in Flingenber Münze erfolgen, je nachdem die Zinjen der conver- 
tirten Schulbentitel in Noten ober Flingender Münze bezahlt werben. Crfolgt 


die Zahlung in Sold, fo ift bas 20:Franfenttüd gleih 8 fl. De. W. zu be⸗ 


rechnen. F 4. Bon ben Zinjen der von der Conventirung ausgenommenen 
Lottoanlehen ber Sabre 1854 und 1860, dann des Steueranlehens vom 
Sahre 1864, fowie von ben Entfhäbigungsrenten für aufgebobene Gefälle ifl 
ein Abzug von 20 Procent bes Nominalbetrages jeder Zinsrate einzuheben, 
wogegen jeder weitere Abzug der Einfonimenfteuer entfällt. 

„Die Minorität hält ſich aber gleichzeitig verpflichtet, folgende Nefolution 
bem hoben Haufe zur Annahme dringend zu empfehlen: Die hohe Regierung 
wird aufgefordert, 1) zur Dedung des Deficits im Jahre 1868 mit aller 
Beichleunigung Gefeßesvorlagen ber verfafiungsmäßigen Behandlung zu unter: 
ziehen, wodurd a) ber Zwölftelzufchlag bei der Grundfteuer, b) der Drittel: 
zufhlag zum Ordinarium ber Hansklaffenfteuer wieber eingeführt wird, 
e) die Erwerbs: und Einfonmenfteuer entſprechend geregelt und erhöht, und 
d) eine Lurusfteuer eingeführt wird; 2) zur Dedung bes Deficits für bie 
folgenden Jahre mit aller Beichleunigung Gefetesvorlagen zur verfaflungs: 
mäßigen Behandlung einzubringen, wodurd a) fämmtliche beftehenden directen 
Steuern auf einer gerechten Grundlage reformirt werben, b) in Ueberein: 
fiimmung mit den Ländern ber ungariſchen Krone die Zuderfteuer erhöht 
und eine Klafjenfteuer eingeführt wird.” 


4, Juni. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Madarasz, der Führer der 


äußerften Linken, bringt eine Monftrepetition aus 131 Gemeinden 
gegen ben 1867er Ausgleih ein. Die Majorität nimmt die Des 
monftration mit bem Ausdrude ber Heiterkeit entgegen. 


„ (Defterreid). Der Biſchof von St. Pölten, Feßler, erläßt 
als Currende an feinen Didcefanclerus die erfte Kundgebung über 
bie Stellung ber Biſchöfe zu dem fanctionirten confefflonellen Geſetzen. 
Diefelbe befagt: 

„Dur diefe neuen Geſetze haben mehrere Punkte. bes öfterr. Concorbates 
eine einfeitige Aufhebung oder Abänderung erlitten. Das Concorbat ift ein 
Bertrag zwilchen dem Papſt und dem Kailer. Für die Katholiken in Defter: 
reich aber iſt basfelbe durch die oberfte kirchliche Gewalt bes Papftes ale 
firchliches Geſetz und durch die oberfte weltliche Gewalt des Kaijers als 
Staatsgefeß vorgefchrichen worden und bat baber für uns einen boppelten 
Verpflichtungstitel als Kirchengefeß und als Staatsgeſetz. Durch die am 25. 
Mai erlaffenen neuen Staatsgeſetze wurde nun ben durch diejelben aufgeho⸗ 
benen oder abgeänderten Punkten des Concorbates ber verbindliche Charafter 
eines Stantsgefeges genommen. Uber es befteht. für uns Katholifen in 
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Defterreich ihre Verbindlichkeit als Kirchengefet fort, fo lange und fo weit ber 
Papſt diefe nämlichen Punkte nicht aufhebt ober abänbert. Das ift ber auf 
dogmatiſcher Grundlage beruhende und unwandelbar feſte Grundſatz, nach 
dem wir uns zu richten haben..... Daber bat ſich die ehrwürdige Seel⸗ 
ſorge⸗Geiſtlichkeit, bis ich eine darauf bezüglice Weifung folgen laffe, in allen 
Eheſachen genau jo wie bisher auch fortan zu benehmen. . ... Es wäre 
übrigens ein großer Irrthum, zu glauben, daß durch die neuen drei Geſetze 
das Concordat nun ſchon ganz aufgehoben fei. . . . +“ 


5. Juni. (Defterreih). Reichsrath, Abg.-Haus: Nach dreitägigem Stampfe 


über bie Finanzvorlagen wirb bie Generaldebatte gefchloffen. 


Baron Tinti beantragt bie Refolution: „Das Budget des nächſten Jahre 
berart abzufafjen, daß derjenige Deficitreft, welcher nad Abzug bed Ergeb: 
nifjes aus ber Couponſteuer und aus ber Unification ber Staatsſchuld noch 
verbleibt, durch Erſparungen im Militärbudget gedeckt werden könne.“ Der 
Antrag wird fofort von ben Polen mit Heftigfeit' bekämpft. 


„—15. Juni. Prinz Napoleon trifft zu längerem Beſuche in Wien ein, 


um wie früher die norddeutſchen, fo nun auch die öfterr. Zuftände 
aus eigener Anſchauung kennen zu lernen. 


6. Juni, (Defterreih). Reichsrath, Abg.- Haus: Abſtimmung über 


die Finanzvorlagen der Regierung. Das Minifterium macht aus ber 
Berwerfung ber Majoritätsanträge eine Cabinetsfrage. Bei ber Ab: 
fiimmung wird der Majoritätsantrag (25% Rebuction) mit 113 
gegen 46, in mobificirter Faſſung (25% Steuer) mit 100 gegen 
58 Stimmen abgelehnt, dagegen ber etwas mobificirte Minoritäts- 
antrag mit großer Mehrheit angenommen: 

„Sämmitliche Gattungen ber funbdirten allgemeinen Staatsihulb, aus⸗ 
genommen bie Loofe von 1854 und 1860 und das Steueranlehen von 1864, 
werben in eine fünfprogentige einheitliche Schuld umgewanbelt, bie mit einer 
16» (ober eigentlich im Zufammenhange mit den Modalitäten, unter welchen 
die Unification flattfindet, mit einer 20)procentigen Steuer, welche nit er: 
böht werben kann, belaftet wird.“ 


„ (Defterreih). Reihsrath, Abg.-Haus: Debatte über die Yinanz- 
vorlagen der Regierung. Das Haus befchließt mit großer Mehrheit 
über die vorgeichlagene Vermögensfteuer zur Tagesordnung überzu: 
gehen und bie Geminnfte bei Staatslotterien auf 20, bei Privat: 
Iotterien auf 15% zu erhöhen. 


„ (Defterreig). Reichsrath, Abg.- Haus: Debatte über bie Finanz⸗ 
vorlagen der Regierung. Mit großer Mehrheit werden zwei Reſo⸗ 
lutionen angenommen: 
1) Die Regierung aufzufordern, behufs Bededung des Deficits für das 
—* et von 1868 im Beiteuerungswege ſchleunigſt Vorlagen einzubringen; 
bie Regierung aufzufordern, behufs Bededung bes Deficits der nächſten 
Sabre ſchleunigſt Vorlagen einzubringen, welche eine Reform ber directen 
Steuern, eine Erhöhung der Zuderfieuer und bie Einführung ber Klaſſen⸗ 
feuer zum Gegenftande haben. 
» (Defterreidh: Böhmen). Die Agitation der Czechen durch Volks⸗ 
verfammlungen nimmt immer größere Dimenfionen an und die Re: 
gierung ſieht fich genöthigt, ſolche zu verhindern. 


Beherreig-Uugare. 


In Folge ber Verhinderung von VBolfsverfammlungen wirb ber Plan einer 
Wallfahrt nad Conſtanz am 6. Juli, dem Zodestage von Huß, gefaßt. Die 
„Narodny Liſty“ erklärt dießfalls: „Auf freiem Boben, unbehelligt von ber 
öfterreichiichen Polizei, werben wir Refolutionen faflen, und ber über Huß’ 
einftigem Scheiterhbaufen wehende Wind wirb unjere Stimmen burdy ganz 
Europa tragen. Auf Wieberjehen in Conſtanz!“ Damit fol bann auch eine 
Wallfahrt nach dem Rütli, ber Wiege ber jchweiz. Freiheit, verbunden werben. 
Zugleich formulirt ein anderes czechifches Journal, der ‚Pokrok“, die Forde⸗ 
rungen der Ezechen dahin: „Erneuerung des alten. böhmiſchen Staatsrechts: 
die gejammte Gefeßgebung bes Landes. mit Ausnahme der Reichsangelegen⸗ 
heiten fol dem Landtage zuerfannt und ein verantwortlihes Minifterium 
eingefegt werben, das feinen Sit in Prag hätte.“ . 


9. Zuni. (Defterreih). Reichsrath, Abg.-Haus: Schluß der Debatte 


12. 


über die Finanzvorlagen ber Regierung. Der vorgejchlagene Berfauf 
von Staatsgütern und das Anlehen dafür werden genehmigt. 
»  Zufammentritt ber internationalen Telegraphenconferenz in Wien. 
„ODeſterreich). Reichsrath, Abg.- Haus: Der Yinanzminifter 
legt Gejebentwürfe vor, welche die Erhöhung der birecten Steuern, 
die Abänderung der Geſetze über Branntwein:, Bier: und Zuder: 
bejteuerung, ſowie die Ausgabe neuer Schuldtitel für die von ber 
Eonvertirung ausgefchloffenen Staatseffecten, in Ausführung ber Be: 
ftimmungen des Ausgleihs mit Ungarn, betreffen. Bei Begründung 
der Vorlagen beziffert er das höhere Erträgnif der directen Steuern 
auf 7—8 Mil. Die Borlage betreffs Einführung einer Lurus: 
jteuer bleibe wegen ber Kürze ber. Geffionsdauer, wie megen ber 
Unmöglichfeit einer reiflihen Erwägung, feitens der Regierung nod) 
vorbehalten. Das Haus genehmigt das bei Berathung des Staats: 
voranſchlages vertagte Kapitel „Staatsſchuld“ und nimmt das ganze 
Finanzgeſetz für 1868 an. | | 

Der Budgetausſchuß erjtattet nur mehr mündlichen Bericht über das un: 
erledigte Kapitel des Erforderniffes für die Etautsfhuld. Die Summe, die 
urfprünglih (mit Abrechnung der Tprocentigen Einfommenfteuer) für bie 
Zinfen der Staatsſchuld nothivendig war, betrug 121,630,919 fl. Durch 
bie Annahme der 2Oprocentigen Belteuerung bat fi) dieſe Summe um 
6,772,017 fl. vermindert, fo daß das wirkliche Erforderniß für bie Zinfen 
der Staatsſchuld nunmehr 114,858,902 fl. und nad) Abzug bes ungarifchen 


Beitrages von 29,188,000 fl. im Ganzen 85,670,902 fl. beträgt. Für bie 
Schuldentilgung waren nriprünglich 23,257,534 fl. nothwenbdig, durch bie 


vom Haufe beichloffenen Gejege wurde biefe Summe um 5,384,190 fl. ve: 


ducirt, beträgt jetzt 17,872,544 fl. und nad) Abzug des ungarifchen Beitrags 
von 1,150,000 fl., im Ganzen 16,722,544 fl. Der Berichterftatter, Abg. 
Winterftein, macht aufmerffant, daß diefer Berechnung als Princip zu Grunde 
lag, daß die Zinfen und ZTilgungsziffern für das zweite Semeſter biejes 
Jahres nad) den neu beichlofjenen Gejegen veranfchlagt werben. — Nach dem 
Tinanzgefeß ftellt fih das Gefammt-Erforberniß .für das Jahr 1868 auf 
320,230,526 fl., die Gefammteinnahme auf 281,245,907 fl., fomit verbleibt 
ein zu bedendes Deficit von 38,984,790 fl. 


„ODeſterreich). Der Bifhof von Brünn erläßt eine Inftruction 
an feinen Clerus bez. der confeffionellen Geſetze, nach welcher dieſe 
von ber Kirche einfach ignorirt werben follen: 


. 
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„Das neue bürgerliche Ehegeſetz kann ber canoniſchen Geſetzgebung über 
bie Ehe nicht derogiren. Es bleiben daher bie von der Kirche gegebenen 
Geſetze und erlafjenen Vorſchriften fortan bie Richtſchnur, welche ber Katholik 
in biefer Frage zu befolgen bat. . : . Die kirchliche Matrimenial-Zurisbiction 
bleibt aufrecht, und find bie Gläubigen verpflichtet; ihre Eheangelegenheiten 
dort anzubringen. Ebenfo bleiben bie kirchlichen Matrimonial-Gerichte fort⸗ 
beftehend unb find bie Gläubigen über deren Competenz zu belehren; ſonach 
ift denſelben an’s Herz zu legen, daß, wenn auch bie weltficden Gerichte in 
Eheſachen Recht fprechen, doch eines jeben Katholiken Pflicht aufrecht bleibt, 
mit Etreitigfeiten, es mag fih um Löfung des Bandes oder um Scheidung 
von Tiih und Bett Handeln, an das geiftliche Gericht fich zu werben, was 
auch für SponfalienAngelegertheiten gilt. . . . Sebe in was immer für eines 
bürgerlihen Geſetzes Kraft unter den Chriften außerhalb des Sacramentes 
eingegangene Verbindung zwiſchen Dann und Frau ift kirchlich ungiltig; 
baher auch ungiltig die EivilsChe in unferen Ländern ob defectum formae 
Tridentinae, wenn auch Fein anderes canonifches Hinderniß entgegenftünbe. 
Ungiltig in foro Ecclesise find daher auch jene gemifchten Ehen, die even 
tuell bloß vor dem minister acatholicus und zwei Zeugen gefchlofjen werden. 
Dagegen ift giftig und unauflöslid in foro Ecclesiae jede nad) canonifchen 
Gefegen quoad formam et materiam rechtsmäßig eingegangene Ehe, wenn 
ihr auch ein bürgerliches Hinderniß eritgegenftünde, und es find joldye Ehe: 
leute zur anberweitigen Eheſchließung durante ligamine nicht zuzulaffen.” 
In einer Reihe von Fällen werben bie Pfarrer angewiefen, die Anfragen 
weltliher Behörden einfach nicht zu beachten. „Die in ber Eivil-Che Leben 
den” — fo wird weiter erffärt — „find äffentlihe Sünder und benfelben 
in jeder Hinficht gleichzuftellen. Eben deßwegen find aber gegen fie alle 
Nüdfichten zu beobachten, die nach Beſchaffenheit der Verhältniſſe bei ber 
Behandlung öffentlicher Sünder zu nehmen find. Es verfteht fich von jelbft, 
baß den in ber Civil-Ehe Lebenden bei fortwährender Renitenz und fort: 
geſetztem fündhaften Zufammenleben die Abfolution nicht ertheilt werben Tann. 
Dieſer könnten fie nur dann theilhaftig werben, wenn fie bereit find, ſich von 
bem Berhältnifje loozumachen, oder es, wofern fein nicht zu bejeitigendes 
Hinderniß obwaltet, in eine echte Ehe umzuwandeln. Tes firchlichen Begräb- 
niffes können fie nur bann theilhaftig werben, wenn fie, mit Gott ausgelöhnt, 
reumüthig fterben.” Schließlich folgen Inſtructionen darüber, wie die Civil⸗ 
Ehen in cinem bejonderen Bude in Evidenz zu halten feien. 


15.—21. Juni. (Ungarn). Prinz Napoleon in Ungarn. Es werben 


ihm fait mehr als königliche Ehren erwiejen. 


16. Juni. (Defterreich) erklärt bie früheren Auslieferungsverträge bes 


17. 


beutfhen Bundes für nicht mehr rechtskräftig, 

wie vermutbet wird, mit Rückſicht auf den hannoverſchen Grafen Platen, 

gegen welchen bie preuß. Regierung einen Staatsprozeß eingeleitet bat. 
„» (Defterreid). Der böhmiſche Episcopat (die Bilhöfe von 
Prag, Königgrätz, Budweis und Leitmeritz) erläßt gemeinfam an bie 
ihm untergeordnete Geiftlichfeit eine geheime Inſtruction bez. ber 
confejfionellen Gejeße. 

Die „geheime“ Inſtruction enthält trotzdem eigentlih nur was bie Bi- 
Ihöfe in ihren Gurrenden und Hirtenbriefen auch öffentlich ausgeſprochen ha⸗ 
ben. Es wird darin erflärt: Die Firchliche Geſetzgebung bleibt aufrecht, troß 
des nenen Ehegeſetzes. Eine Civil-Che ift vor der Kirche ungiltig. Die fird: 
liche Ehegerichtsbarkeit bleibt aufrecht. Die geiftlichen Ehegerichte haben fort: 
zubeftehen, worüber die Gläubigen zu belehren find. Civil-Ehen find ungiltig 
unter. allen Umſtänden. Ebenjo ungiltig ift eine Ehe, die vor einem Geiſt⸗ 
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lichen anderer Confeſſion gefchloffen wird. Ehen mit Ehehindberniffen (nad 
bürgerlichen Gefeßesnormen), vor Geiftlihen geſchloſſen, find vor der Kirche 
giltig. Perfonen, bie eine Civil-Ehe fliegen, find öffentlihe Sünder. Ab⸗ 
jolution Tann ihnen nur nach Löfung ihres fündbaften Verhältniſſes werben. 
Die Wöchnerinnen find beim eriten Kirchengange als Theilbaberinnen wilder 
Ehen anzuſehen. Eheleute, durch bie Civil⸗Ehe vereint, Tünnen nicht als 
Pathen bei Taufen und Firmungen fungiren. Kirchliche Begräbniß Tann 
ihnen nur geflattet werben, wenn fie vor Zeugen ausbrüdlih Reue befannt 
und ihre Sünde gutgemacht haben. Für Ciril-Ehen ift ein eigenes Ders 
zeihniß zu führen. Auch bei Tobesfall- Aufnahmen von Eheleuten, bie eine 
Eivil:Ehe eingegangen, oder beren Kindern ift die Bezeichnung vorgefchrieben: 
„Civil⸗Ehe⸗Gatte“, „Civil⸗Ehe⸗Kind“ u. dgl. m. [So mie bie Inſtruction 
befannt wird, jprechen ſich bie Liberalen öfterr. Blätter mit großer Entrüftung 
über bie Haltung und die Mafregeln ber Biſchöfe aus. Andere bagegen 
meinen: „Den Bilchöfen muß es freiftehen, in geiftliden Angelegenheiten von 
ihrem Standpunkte aus bie ihnen geeignet ſcheinenden Anorbnungen zu 
treffen; ben Bürgern aber muß es freiftehen, ſich nicht baran zu kehren. 
Das ift bie wahre Firchliche Freiheit." ] 


417. Juni. (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus genehmigt die von ber 


19. 


20. 


Regierung vorgefchlagenen indirecten Steuern, 

„ (Defterreih). Das Central-Comitd für das dritte beutjche 
Bundesſchießen in Wien veröffentlicht eine offizielle Erklärung, in 
welcher e8 allen Ausjtreuungen, als werde dag Schützenfeſt weſent⸗ 
ih eine gegen Norbbeutichland gerichtete Spite haben, auf bas ent: 


ſchiedenſte entgegentritt: 


„Ben Comits Tiegen, ſoweit bie national: politifche Seite bes Feſtes in 
Trage kommt, feparatiftiiche oder gegen irgend einen Staat oder Staaten: 
verband feindfelige Tendenzen vollfommen fern; es wird vielmehr auf dem 
allgemein beutichen, bie Intereſſen bes Geſammt-Vaterlandes vertretenden 


Standpunkt confequent verharren. Demzufolge wirb von uns jeder unferer 


Säfte, welhem Land und Stamm er immer angebört, freundlich willfommen 
gebeißen, und mit der geſetzlich fichergeftellten Redefreiheit zugleich auch jebe 
politifhe Meinung geachtet werben, wie e8 von uns ale den Bürgern eines 
freien Staats mit Recht gefordert werben kann.“ 


„ (Defterreid: Nieberöfterreih). Der Cultusminifter beftätigt die 
Wahl des proteftantifhen Profefjors Brüd zum Decan der mebicini: 
ſchen Facultät in Wien. Das Conſiſtorium proteftirt gegen biefe 
Berleßung bes katholiſchen Charakters der Univerfität. 
» (Defterreid). Der Erzbifhof von Olmütz, Fürft v. Fürften- 
berg, bringt die kirchliche Oppofition gegen die confelfionellen Geſetze 
in einem Rundſchreiben an feinen Elerus in ein vollftändiges Syſtem. 
In Bezug auf das neue Ehegeſetz ſchickt der Fürſt-Erzbiſchof, wie natür: 
lih, voraus, daß dadurch die Firchliche Eheordnung in Feiner Meife berührt 
oder verändert werde, und verfündigt daher, baß bie bifchöflihen Ehegerichte 
auch in Zukunft beftehen bleiben, als an welche die Gläubigen von ben 
Seeljorgern Fraft ihrer unerläßlichen Gewiffenspflicht zu weifen ſeien. (F 4 
bes Hirtenbriefes.) „Damit jedoch bie Sade den Gläubigen anbererfeits 
leichter gemacht werde, ſollen alle Ehe- und Dispensfachen mit möglichfter 
Eile erledigt und fol von Koftenpunfte, mit Ausnahme des abfolut und 
durchaus Nothwendigen, ganz abgejehen werben.“ ($ 5.) In $ 12 beißt es 
jobann über bie Civil⸗Ehe: „Katholifen, welche die jogenannte Civil⸗Ehe ein⸗ 
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geben und barin harinäckig verharren, find zu betrachten als öffentliche Sünber 
in materia gravi, und zwar als notorijch folge. Sie find daher, was Sa⸗ 
cramente angeht, ganz wie Concubinarii zu behandeln. Wenn biejelben baher 
nicht Buße thun und Genugthuung leilten, find fie von ben Sacramenten 
auszuschließen und bes.Tirchlichen Begräbnifjes unfähig, fie müßten benn vor 
bem Tode verläßliche Zeichen ber Reue von fich gegeben haben... . . ." 
Weber das fogenannte „interconfeffionelle” Geſetz ſpricht fih ber Kirchenfürft 
nicht minder Mor aus. Da heißt es 3. 3. bezüglich ber Beflattung von 
Verfonen, welche eines: kirchlichen Begräbniffes nicht tbeilhaftig werben jollen, 
wie folgt: „Sollte e8 ſich . . fügen, baß ein Begräbniß auf katholiſchem 
Friedhoſe — abgejehen von bem Stüde, welches zu dieſem Zwecke abgetrennt 
unb ſpeciell hergerichtet ift — rüdfichtlih oben erwähnter Perſonen geforbert 
würbe, jo wirb der Pfarrer fich unter Berufung auf das Kirchengefeß bis zu 
Ende widerfegen, ben Abfchluß des Friedhofes bewerkftelligen und die Schlüflel 
an fi nehmen. Wirb Gewalt angewendet und bie Friedhofspforte gefprengt, 
fo wird der Pfarrer feierlich protefliren und ohne Säumen feinen Vorgeſetzten 
ben ganzen Vorgang berichten. Wäre zugleich bie betreffende Leiche auf ben 
katholiſchen Friedhof gebracht und durch das Begräbniß derielben entweiht, fo 
wird ber Glerus fih bis zur erfolgten Wiebereinweihung vom Friedhofe 
gänzlich fern halten und bei bann folgenden katholiſchen Leichenbegängnifien 
bie. beiligen Gebräuche bloß in ber Kirche oder im Haufe bes Berfiorbenen 
vornehmen, worauf er bie Xeiche noch Bid zum Eingange des Friedhofes be: 
gleiten mag, dann aber ſammt ben Stirchendienern umkehren wird.“ 


21.—22. uni! (Defterreih: Böhmen). Beſuch des Kaiſers in Beglei: 


tung des Minifterpräfidenten Fürft Auersperg in Prag. Der Reiche: 
Fanzler Beuft wird telegraphiich bahin berufen und hat in Gegen: 
wart des Statthalters v. Kellersperg eine Unterrebung über bie 
Möglichkeit eines Ausgleihs mit den Czechenführern Palady und 
Rieger, Fürſt Auersperg gibt in Folge davon feine Entlaflung ein. 


22. Juni. Der Papſt antwortet in einer Allocution (f. Rom) auf die 


23. 


thatfächliche Durchbrechung des Concorbats, indem er bie öfterr. 
Staatsgrundgefege vom 31. Dec. 1867 als „wahrhaft unfelige”, 
bie drei confejfionellen Geſetze als „abicheuliche” bezeichnet und 
„kraft feiner apoftolifhen Autorität” dieſe Geſetze ſammt ihren Folge: 
rungen für „durchaus nichtig und immerdar ungiltig" erklärt. 


„Durch Faiferl. Verfügung fällt endlich der entſcheidende Schlag 
gegen die Regimentsinhaberftellungen und wirb damit dem Protections⸗ 
unweſen in ber Armee die Spite abgebrochen. 


Das Dffiziers: Ernennungsrecht der Inhaber (bis zum Hauptmann eins 
ſchließlich) Hört volftändig auf: fortan werben fämmtliche Offiziere in ber 
Armee und Flotte ausfhließlih vom Kaifer ernannt — im Trieben regel: 
mäßig zweimal jährlich, im Mai und November, bei Stanbes-Augmentationen 
und im Krieg je nach Bedarf — während bem Reichsfrieggminifterium bie 
Ernennung der Dffiziers:Abfpiranten und ben Regimentöbefehlshabern bie 
Beförderung in den UnteroffizierssChargen zufteht. [Sobald das neue Wehr: 
gefeß erlaffen und bie Militärjuftigreform fertig ift, follen auch die übrigen 
en ber Regimentsinhaber (Gerichtsbarkeit und Heirathsbewilligungen) 
allen. 


„ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus verwirft die Aufhebung 
bes Tabakmonopols. 
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— uni. (Defterreih). Nah und nah hat ſich die große Mehrzahl 


24. 
27. 


28. 
30, 


ber Biſchöfe gegen die confeffionellen Geſetze promuncirt. 

„ (Defterreig). Der Reichsrath wird durch kaiſ. Entſchließung 
vorläufig bis zum 1. Sept. und fpäter noch weiter vertagt. 

„ (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Der Minifterpräfident Graf 
Andraſſy bringt die Gefetesentwürfe bez. ber allgemeinen Wehr: 
pflicht, der Landivehr, des Landſturms und der diekjährigen Rekru⸗ 
tirung ein. | 

„ (&Defterreih). Die Regierung erläßt eine Ausführungsverorb- 
nung zum Ehegeſetz. 

„Beſtand der Staatsfhuld mit diefem Tage auf Grund der vom 
Reichsrath beſchloſſenen Convertirung. 

Die Staatsſchulden⸗Controlscommiſſion veröffentlicht darüber (2. No: 
vember) zwei Ausweiſe, einen über bie geſammte conſolidirte Staatéſchuld 
und die cisleithaniſche ſchwebende Schuld, den zweiten über die gemeinſame 
ſchwebende Schuld bis Ende Juni 1868. Die Gefammtjumme ber confoli« 
birten Staatefchulb beträgt, auf 5proc. Kapital umgerechnet, 2,564,724,916 fi. 
mit 105,065,516 fl. jährlicher Zinfenlaft, fo daß allo eine Verminderung 
gegen das Ende bes Jahres 1867 um 20,673,808 fl. eingetreten iſt. Die cis⸗ 
leithanifche ſchwebende Staatsfhuld beträgt 112,469,773 fl. mit 5,367,126 fl. 
jährlichet Zinfenlaf. Lie Hauptfumme der gefammten confolibirten Staats: 
ſchulden, ſowie ber cisleithanifchen fchwebenden Schuld, nebft dem Kapitals: 
beitrag für bie Entfhädigungsrenten beträgt 2,691,851,750 fl. mit ber jähr⸗ 
lihen Berzinfung von 108,045,950 fl. Tem zweiten Ausweis über bie ge: 
meinfame ſchwebende Staatsihuld zufolge beträgt bie Gelammtjumme ber 
umlaufenden Münzfcheine und Staatsnoten 313,896,055 fl., die Rartial: 
bypotbefaranweifungen betragen 99,572,257 fl. 


1. Juli. Unterzeihnung einer Rachtragsconvention zum Handelsvertrag 


mit England vom 16. Dec. 1865, der bisher nicht zur Ausführung 
gekommen ift. Die Nachtragsconvention unterliegt Telbitverftändlich 
gleihfals der Genehmigung des Reichsraths [gegen die ſich jedoch 
wiederum Bedenken erheben und bie daher auch bis Ende d8. 8. 
nicht erzielt werben Tann). 

Nach längeren Unterbandlungen hatte man fi im Dec, 1865 unter bem 
Sandeleminifterium Wüllerstorf dahin verftändigt, einen bloßen Principien- 
vertrag abzufchliegen auf Grundlage ber Aufrechterhaltung bes Gewichts-Zoll⸗ 
ſyſtems mit bem burchfchnittlihen Sab von 25 Proc. (von 1867 an) und 
von 20 Proc. (von 1870 an) als vergleihenbem Werthmeſſer, zu deſſen Er: 
mitelung Commiſſarien ber beiberfeitigen Megierungen bie Durchſchnittspreiſe 
ber Hauptfiapelpläge bes vereinigten Königreichs für 1865 feititellen ſollten; 
ſerner ſollten diejenigen Zollſätze des am 1. Jan. 1867 in Wirkſamkeit tre⸗ 
tenden Tarifs, an welchem England ein beſonderes Intereſſe hat, den Gegen: 
ftand einer Nachtragsconvention bilden, Auf folder Grundlage kam ein Der: 
trag am 16. Dec. 1865 zur Unterzeihnung, am 4. Jan. 1866 zur Ratifis 
cation. Allein ber Zufammentritt der gemilchten Commiſſion unterblieb und 
trog des ſeſtgeſetzten Termins verzögerte fih die Wiederaufnahme ber Ber: 
bandlung bis Mitte Juni 1867. Ta aber zeigte fi) fofort die Undurchführbar 
feit ber Werthermittelungen durch eine gemifchte Commilfion, weil die beiber: 
feitigen Anſchauungen ber Zahmänner binfichtlich der widgtigfien Handelsartikel 


Ocherreig-Ungarn. 351 


weit auseinander gingen. Englifcherfeits gab man bie Unmöglichkeit ber buch⸗ 
ftäblichen Ausführung des Principienvertrags endlich zu, und es erübrigte 
nur noch ber Verſuch, zu einem Compromiß zu gelangen. Man fand bass 
felbe in der Form eines am 8. Sept. 1867 unterzeichneten, von einem Noten: 
austaufch begleiteten, neuen Vertragsprotofolls,. buch welches der Principiens 
vertrag mit feiner alle 3 Sabre zu revidirenden mühſamen Werthberechnung 
beifeite gejeßt, an England einfach durch bie Claufel der meiftbegünftigten 
Nation die Tarifläge des neuen mit Preußen und dem Zollverein verhans 
beiten (am: 9. März 1868 abgeſchloſſenen) Handelsvertrags bewilligt, außer: 
dem ihm als Aequivalent für den Principienvertrag zugeftanden wurbe: baß 
englifchen Smporteuren von Schafwoll = und Baumwoll:Fabrifaten freiftehen 
folle, folhe von 1869 an entweder nad) bem beftehenden Gewichtszoll oder 
nach einem Wertbzoll, für erfieren von 15 Proc., für lebteren von 25 Proc. 
(von 1876 an von 20 Proc.), bei den KHauptzolämtern von Wien, Peſth 
und Prag zu verzollen. Dieſer Inhalt bes Protofols vom 8. Sept. ift zu: 
gleich berjenige des neuen Vertrags vom 1. Juli unter ber Form ber im 
December:Bertrag vorbehaltenen „Nachtragsconvention”. Der Vertrag ift für 
bie beiden Staatsgebiete Sr. Tailerl. und Fünigl. Majeftät (welche Form in 
ber beutjchen wie in der englifhen Ausfertigung gebraucht wirb) abgejchloffen. 

2. Juli. (Defterreih). Die päpftl. Allocution vom 22. Juni erregt 
einen wahren Sturm des Unwillens, fajt wie im vorhergehenden 
Jahre die Adreſſe der Biſchöfe, in ber öffentlihen Meinung, na: 
mentlich über die Verurtheilung nicht bloß der confeffionellen Geſetze, 
Jondern ſogar der Staatsgrundgefebe als über einen völlig unbe: 
rechtigten Eingriff der kirchlichen Autorität in rein weltliche Ange: 
legenheiten. Der Gemeinderath von Wien beſchließt mit allen gegen 
2 (clericale) Etimmen, dagegen energifch zu protefliren und bie 
Semeindevertretungen einer langen Reihe faft aller größeren und 
mittleren Städte der Monardie folgen dem Beifpiel theils ganz, 
theils faſt einftimmig. 

3. u Antwort des Reichskanzlers v. Beuſt auf bie Allocution bes 
Papftes vom 22. Juni. Der Reichfanzler meist. barin Die Ueber: 
griffe der Kirche auf ftaatlihes Gebiet (die Staatsgrundgeſetze) 
zurüd und beutet der Curie an, daß fie alle Urſache haben dürfte, 
mit bem, was ber Kirche in Oeſterreich immerhin noch geblieben, 
zufrieden zu fein und nicht auch bas noch durch weitere Angriffe zu 
gefährden. 

„0.0. Wir Fönnen nicht anerkennen, baß ber hl. Vater ſich genöthigt 
De habe, gewiſſen Präcebenzfällen zu folgen und gegen Oeſterreich das⸗ 
elbe Berfahren zu beobachten, wie gegen andere Staaten, über welche fich 
die päpftlihe Negierung zu beflagen gehabt bat. Kann man in ber That 
bier eine Vergleihung anftellen? Haben wir das Gebiet oder bie Güter ber 
Kirche angetaftet? Haben wir bie katholiſche Religion oder ihre Vertreter 
unterdrüdt? Wenn man felbft ſolche Beilpiele ganz beifeite Yäßt, fo können 
wir, glaube ih, kühn behaupten: daß es Fein Land in Europa gibt, wo bie 
Tatholifche Kirche noch eine fo privilegirte Stellung behauptet, wie in Defter: 
reich, troß ber Gefete vom 25. Mai. Diefer Umftand hätte doch verdient, 
daß man ihm Rechnung trage, und baß man nicht bie Faiferl. Regierung 
mit derfelben VBerwerfung belege, womit man Regierungen belegt bat, bie 
ganz anders mit der Kirche und ber Tatholifchen Religion in Oppofition 
ftehen. Wir verfiehen ſehr wohl, daß ber hl. Vater es für unerläßlich ge⸗ 
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halten hat, gegen Geſetze zu protefliren, weldye bie durch das Eoncorbat von 
1855 geichaffene Lage mobdificiren. Wir waren auf einen Borgang bdiefer 
Art vollfommen gefaßt, und wir hätten denfelben mit Stillſchweigen hinneh⸗ 
men tönnen, ſelbſt wenn feine Form weniger verföhnlich gewefen wäre, wie 
wir es erwarten burjten. Aber was wir nicht ohne Einſpruch vorübergeben 
laſſen können, iit die ausgeiprocdhene Verdammung ber Grundgefeße, auf wel: 
chen bie neuen Snititutionen bes Reichs beruhen. Diefe Geſetze landen nicht 
in Frage; fie in dieſer Weiſe angreitend, verlegt der Hi. Stuhl auf das tieffte 
bie Gefühle der Nation und gibt der gegenwärtigen Streitigfeit eine jelbit 
im Intereſſe der Kirche fehr bebauerlihe Tragweite. Anſtatt einfach dieſe 
ober jene Anwendung ber Principien zu beftreiten, bie ber gegenwärtigen 
Regierung von Defterreih zur Grundlage dienen, und welde die Frucht des 
glüdtichften Einverftindniffes zwilhen den Völkern des Reihe und ihrem Sou⸗ 
rerän find, werben dieſe Principien jelbft verworfen. Der hl. Stuhl behnt 
fomit feine Vorftelungen über Gegenitände aus, welde wir in feiner Weife 
als feiner Autorität unterworfen betrachten können. Er verbittert eine Frage, 
welche fhon zu fehr die Gemüther aufregte, indem er fich auf einen Boden 
ſtellt, wo bie politifhen Leidenjchaften ſich mit den religiöfen Leidenfchaften 
verbinden. Er erjchiwert endlich bie verſöhnliche Haltung der Regierung, in⸗ 
bem er bie Gefeße verbammt, welche das Princip ber Freiheit der Kirche ent⸗ 
halten und ihr fomit einen Erfaß gewähren für die Privilegien, die fie vers 
liert. Es ift auch nicht überflüffig, zu bemerken, daß dieſe Geſetze ausdrück⸗ 
lich ber Kirche das Eigenthum der Güter garantiren, welche fie in Defterreich 
beſitzt. Dieſe Beſtimmung beweist, baß bie fraglichen Gelee keinen ber 
Kirche feindfeligen Charakter tragen, weil fie biejelbe in ben Rechten aufrecht: 
halten, beren fie in fo vielen anderen Ländern beraubt worben iſt. Es kommt 
mir nicht zu, zu beurtheilen, in welchem Maß biefe Iettte Betrachtung bazu 
dienen Fönnte, die Anfichten bes römifchen Hofs zu mildern. .”. Sch bebaure 
lebhaft, daß ber römiſche Hof meiner Vorausficht nicht mehr Rechnung ges 
tragen bat. Tiefe Folgen find ſeitdem vollfommen eingetroffen. Ich glaube 
nicht, daß die Tatholifche Bevölkerung des Reichs heut einen größeren Eifer 
für die Sntereffen ihrer Religion bege, als früher. Im Gegenfaß fehen wir 
eine Berbopplung bes Eifers in ben Angriffen, welde gegen bie Kirche, ben 
Clerus und ben Papſt gerichtet werden. Diefe Feindfeligfeit würbe in en⸗ 
geren Grenzen gehalten werben und fich leichter beruhigen, wenn bie befons 
deren Tragen, die durch die Gefeße vom 25. Mai berührt werden, allein in 
ber päpſtlichen Allocution angegriffen wären. Ich muß, bevor ich fchließe, 
bier noch die fchmerzliche Weberrafhung ausbrüden, welde uns ber in ben 
legten Sägen ber Mlocıtion an die ungarifchen Bifchöfe gerichtete Aufruf 
verurfacht hat. Es fcheint mir, man müßte fi in Rom glüdlich ſchätzen 
wegen bes vollfommenen Taftes und ber Zurückhaltung, womit biefe empfind: 
lihen Gegenftände bisher in Ungarn behandelt worden find. Es kann von 
feinem Gefihtspunfte aus wünjchenswerth fein, neue Differenzen hervorzu⸗ 
rufen, und fomit bie ſchon beftehenden Berlegenbeiten zu vermehren. Es ift 
aber vor Allem Im eigenen Intereſſe bes römiichen Hofe, daB es uns jehr 
wenig gelegen ſcheint, bie nationale Empfindlichfeit ber Ungarn zu weden. 
Der Schein eines fremden Druds würbe bei biefer Nation einen den Wün⸗ 
ſchen bes hl. Stuhls ganz entgegengeichten Erfolg haben, und wir würben 
egen ben legitimen Cinfluß des römiſchen Hofs fi einen Sturm erheben 
eben, ebenfo Hart wie ber, welcher diesfeits der Leitha losgebrochen iſt....“ 


5 Juli. Der Reichskriegsminiſter orbnet die fofortige Beurlaubung von 


6. 


20 Mann per Compagnie an, woburd eine Rebuction der Armee 
um ca. 30,000 Mann erzielt wird. 

„ (Defterreih: Böhmen). Demonftrative Wallfahrt der Czechen 
nah Conſtanz. 
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Die etwa 250 Eonftanz-Pilger, darunter an 20 Damen, ziehen unter Mus 
fifdegleitung und Vorantritt dreier emblemengeſchmückter Banner zum Hußens 
ftein, wo die mitgebradhten Kränze niedergelegt, drei czechiſche nnd eine deutſche 
Rede gehalten (die angekündigte franzöfiiche fällt aus) und verfchiebene cze⸗ 
chiſche Lieber gelungen werben. Die Bevölferung ber Stadt und Umgegenb 
beobachtet der Demonftration gegenüber eine vollkommen rejervirte Haltung. 


13. Juli. (Defterreich: Niederöfterreih). Der Minifter Giskra wird 


in ber Stadt Wien an Mühlfelds Stelle mit 954 gegen 1 Stimme 
in den nieberöfterreichifchen Landtag gewählt. 


13—15. Juli. (Defterreid: (Trieft). Heftige Unruhen aus dem Ge: 


18. 


21, 


genſatz des italienifchen Elements, das in der Stadt dominirt, und 
bes flavifchen, das nicht nur das ganze Territorium ausjchließlich 
beherrfcht, fondern auch in ber Stadt zahlreich vertreten ift. Trage 
der Zerritorialmiliz. 

„ Der (ultramontane) Frhr. v. Meyfenbug wirb von feiner außer: 
ordentlichen Miſſion in Rom, wo er gar nichts ausgerichtet hat, ab: 
berufen und vorerjt beurlaubt, um fpäter ganz entlaffen zu werben. 


» (Ungarn: Ervatien). Die beiden Regnicolarbeputationen eini: 
gen fi über bie Bedingungen bed Ausgleichs zwifchen Ungarn und 
Eroatien: 

„Gemeinfame Angelegenheiten find erftlich jene, welche gemeinfame ober 
nach gleichen Principien zu erledigende Angelegenheiten ber ganzen Monarchie 
find; ferner die Civillifte, das Militärweien, Finanzen, Münz: und Zettels 
weſen, Vertragsſchlüſſe, Banken, Privilegien, Maße, Gewichte, Mufterichuß, 


Handel, Zölle, Telegrapben, Poſten, Eifenbahnen, Staatäftragen, Flüffe, Häfen 


und Schiffahrt; Tchlieglih die Handels, Montans, See⸗ und Wechſelgeſetz⸗ 
gebung, Frembenpolizei und Incolatsgeſetzgebung. Die Erecutive in Ießteren 
uftizangelegenbeiten — das Seereht ausgenommen — wird von Croatien 
und Slaponien autonom ausgeübt. Zu den Koften al biejer gemeinfamen 
Angelegenheiten ift Eroatien, Slavonien und Dalmatien nad feiner Steuers 
fraft beizutragen verpflichtet. Diefe Steuerfrait verhält fih nach den Quoten 
berechnungen zu ber Ungarns wie 6,, zu 93, Doch wird auf bie zehn 
Sabre, für welche die Verträge mit Defterreich vorerft gefchloffen find, das 
Vebereinfommen getroffen, baß 45 Proc. der croatiichen Einnahmen zu deſſen 
Landeszwecken und 55 Proc. zu gemeinfamen Zwecken verwendet werben 
folen. Die Wein= und Fleiſch-Acciſe wirb zu Communalzweden verwendet. 
Die Steuern werben von gemeinfamen Finanzorganen eingehoben. Sind bie 
45 Proc. der Steuern Eroatiens weniger als 2,200,000 fi., fo erfebt Ungarn 
das Fehlende; find fie mehr, jo wirb der Ueberſchuß infolange in die gemein 
fame Kafje fließen, als nicht bie obenerwähnte Proportiongzahl ber Einnah⸗ 
men 6,, zu 93, wirklich erreicht if. — Die Abrechnung gefchieht vor dem 
ungarifchen Reichstage und wird dem croatifchen Landtage zur Kenntnißnahme 
vorgelegt. Alle gemeinfamen Angelegenheiten gehören vor den Peſiher Reichs⸗ 
tag, in welchem Groatien und Slavonien durch 29 Deputirte aus ihrem 
Landtage vertreten find; follte die Militärgrenze oder Dalmatien incorporirt 
werden, jo wird bie Anzahl der Teputirten entfprechend vermehrt. Diefe Depus 
tirten werden für die Seſſionsdauer bes Reichstages gewählt, Haben aber nur in 
ben gemeinfamen Angelegenheiten Sig und Stimme. Das Oberhaus bes 
Reichstages wird von croatiichen Landtage durch 2 Mitglieder beſchickt; über: 
dieß haben dort auch die inartieulirten Magnaten Croatiens und Slavoniens 
Sig und Stimme, jelbfiverftändlih bloß für die gemeinfamen Angelegenheis 
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ten. Die gemeinfamen Angelegenheiten werben nad Möglichkeit auf bem 
Reichstage in erſter Reihe erledigt werben. — In bie Telegation werben 
vom Unterhauſe vier, vom Oberhauſe ein Mitglied aus Eroatien und Sla⸗ 
vonien gewählt. Die Grecutive in allen gemeinjamen Angelegenheiten ge: 
bührt dem ungariichen Minifterium, welches durch einen Minifter ohne Torte- 
feuille für Eroatien und Slavonien ergänzt wird. Die Beamten ded Minis 
fteriums für croatifche Angelegenheiten werben Eroaten jein. — In allen 
bier nicht berührten Angelegenheiten, nämlich innere Verwaltung, Euftus, 
Unterricht, Zuflizpflege (mit Ansnahme ber See⸗Gerichtobarkeit), wirb Croa⸗ 
tien volle Autonomie gewährleiftet. — An ber Spibe ber autonomen Regie- 
rung fteht der auf Vorſchlag und unter Gegenzeichnung des ungariichen Mi⸗ 
nifterpräjidenten von Sr. Maj. ernannte Ban. Auf die Givilangelegenheiten 
Groatiens und Slavoniens darf Fünftighin feine Militärperfon Einfluß nch: 
men. Die Organifation der autonomen Regierung ift Sache des croatijchen 
Landtages. Die croatijch-flavonifche Hoffanzlei wird aufgelöst. Im Gebiete 
des croatifch = jlavonifchen Königreiches ift die amtlihe Sprache die croatifche, 
das ungarifhe Minifterium nimmt aus jenem Königreihe croatifhe Zu: 
jchräften entgegen, und bejjen Vertreter können ſowohl im Reichstage als in 
ber Delegation ſich der croatifhen Sprache bedienen. In croatiſch-ſlavoniſchen 
Angelegenheiten Fönnen bie croatifchen Landesfarben und Wappen, Ietteres 
jedody mit ber ungarifhen Krone gebraucht werden. In gemeinfamen An- 
gelegenbeiten ift das croatifche und ungariſche Landeswappen zugleich zu ge: 
brauchen. Ungarn wirb die Reintegrirung ber croatiihen Militärgrenze be= 
treiben. Zum Gebiete bes croatifchflavonifche und dalmatinischen Königreichs 
gehören: 1) das Kiumaner Comitat mit Ausfhluß der Stadt und bes Küſten⸗ 


‚gebietes Fiume, binfichtlih welcher Fein Uebereinlommen erzielt wurde; 2) bie 


croatiſch⸗lavoniſchen Gomitate; 3) ber Militärgrenz=- Bezirk; 4) Dalmatien.“ 


24. Juli. (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus fpricht mit großer Ma- 


jorität über die Meonftrepetition ber äußerften Linken vom 4. Juni 
feine Mißbilligung aus und bejchließt, biefelbe bez. ber gefäljchten 
Unterjchriften dem Minifterium zur Unterfuhung zu überweijen. 


26, Juli — 2. Aug. Drittes beutfches Bundesſchießen in Wien. Das: 


jelbe wird nur ſchwach aus Norbbeutichland, dagegen fehr zahlreich 
aus Süddeutſchland befucht und. zwar vornehmlih auch von ben: 
jenigen Volfstheilen, die mit den Rejultaten des Jahres 1866 un 
zufrieden find. Don diefer und von öſterreichiſcher Seite wird bie 
„Wiedervereinigung“ Defterreihs mit Deutſchland zum Stichwort 
gemacht, ohne indeß Preußen und ben nordd. Bund gerabezu und 
bireft anzugreifen. Eine Rebe des Württembergers Karl Mayer für 
ben Südbund findet nur ſehr getheilten Anklang und eine von den 
württemb. Demofraten veranftaltete Volksverſammlung fcheitert an 
ben zugeftrömten Arbeitern. Die ungariſche Preſſe tritt gegen Die 
zu Tage getretene Stimmung der Gemüther bez. Deutſchland auf. 
Der Reichskanzler Beuft ſucht mit einem Toaſt zu beſchwichtigen. 
Der Kaiſer beehrt das Felt mit einem Beſuche. 

Neben und Toafte: Minifter Giskra: Sie brachten ein tauſendſtim— 
miges Hoc ben Männern, die gegenwärtig durch das Vertrauen bes Kaifers 
geehrt und durch das Vertrauen bes Volfes gehoben, e8 übernommen haben, 
bie Negierung zu führen. Disfe Männer übernahmen e8 in der Zuverjicht, 
daß das fchwer gebeugte Defterreih nicht am Ende feiner Tage ſei. Sie 
übernahmen es in der MWeberzeugung, baß ber große Körper. uns Tranf 
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gemacht worben- war burch. jchlechte Negierungsmarimen; fie übernahmen es 
. in ber Meberzeugung, daß Ochterreich eine Rieſe werben kann, wenn ihm bie 
. Arme frei werben, die Arme, bie ihm gefnebelt waren durch Unverftand und 
durch unglücdjelige Verträge; fie übernahmen das Amt in: der Ueberzeugung, 
daß bie Löfung der Feſſeln ben Franken Körper mit neuen Rielenträften ſtark 
machen werde, unb fie willen, baß nur durch Löfung ber alten. Bande ber, 
Berfümmerung..bes. geiftigen, des wirthichaftlihen Lebens, ‚ber Beengung bes 
focialen Lebens, nur auf dem. Wege entſchiedenen Fortichrittes Defterreich 
fräftig werben kanu, und fie haben die. Ueberzeugung, daß auf ber freien 
Bahn des TFortjchrittes und nur auf dieſer Defterreich wieder gewaltig wer⸗ 
den kann, und wie bis jett Defterreich durch feine Staatsgrundgefeke, Dank 
bem Kaiſer, ber fie gegeben, zu ben jreieften Staaten Europas gehört, jo 
wird Oeſterreich auf ber Bahn des Fortichrittes, welche die Männer der Re: 
gierung vertreten, das werben, was Sie alle wünſchen. Und fo trinfe ich, 
der Zuftimmung ber Tauſende gewärtig, auf die Zufunft des auf ben Bah⸗ 
sen des Fortſchrittes fich verjüngenden Defterreichs. | 
Kuranda (Oeſterreich): Es ift eine furchtbare That, welche i. J. 1866 
in Bezug auf Deutihland und Defterreich Ttattgefunden bat. Deutichland Hat 
wohl im. Lauf ber Geſchichte manchen Berluft erlitten an Gebiet und Stammes 
genofjen. . Allein die Thatſache, daß man ein Drittel bes Reichs von demſel⸗ 
den abjchneibet, unter fortwährenbem heißem Proteft desielben, abtrennt dieß 
beutfche Delterreih, während es fi anflammert mit allen Traditionen ber 
Geſchichte, mit allen Anſprüchen feines Rechts, mit allen Anjprüchen feines 
Gefühles an biefes Deutſchland: ein folder Vorgang, ein ſolches Ereigniß ift 
unerbört in ber beutichen Geſchichte. Es find die Worte Befonnenbeit und 
Triebfertigfeit ald Loojung für unfer Felt gegeben, es tft für jeden Nebner, 
der es ehrlich meint mit ber beutfhen Zufammengebörigfeit, Gebot und 
Pflicht, fih zu mäßigen. So ſchwer es für einen Defterreicher ift, wenn er 
auf diefen Gegenftand fommt, fih einen Zaum anzulegen, fo fchwer es ift, 
die innere Erregung nieberzufämpfen, fo ift es doch Pflicht der Mitglieder 
bes Schüßenvereing und namentlich ber Wirtde, ber Defterreicher und Wiener, 
. Gefühle zu fchonen, bie leicht durch ein erregte Wort.verlett werben können. 
Depwegen übergebe ich Vieles, was mir auf der Zunge fchwebt und mir im 
Herzen fit; aber auf Eines will ich aufmerffam machen: Wohin bat man 
ung geftoßen, und was find zunächſt bie Folgen unſeres Ausſchluſſes aus 
Deutihland? Früher und zu allen Zeiten haben in biefen Gegenden nicht: 
beutfche Nationalitäten das Bundesgebiet bewohnt; allein. Sie werben be⸗ 
merft haben, welch ein furchtbarer Unterjchied in dieſen Aufprüchen zu Tage 
getreten ift, feitbem Defterreich binausgebrängt wurbe aus dem deutſchen 
Staatsverbande. Früher hatten alle bieje Nationalitäten, bie auf beutfchen 
Boden wohnten — und nur von biefen ſpreche ih — das Bewußtſein, daB 
fie die Minorität im großen Deutſchland find; das Bewußtſein, daß hinter 
uns Deflerreichern eine große, mächtige und ſelbſtbewußte Nation ſteht, hat 
fie Achtung gelehrt, und da die deutſche Givilifation ihnen große Gaben ge⸗ 
bracht ‚bat, Gaben, bie nicht mit Undank bezahlt werben follten, jo haben fie 
fi gefügt und ihre Anſprüche find beicheiden geblieben. Heute aber, wo wir 
Defterreicher ftaatsrechtlich von der deutichen Nation [osgejchieben find, heute 
erheben ſich dieſe Anſprüche mit furchtbarer Gewalt, und wir Deutfche in 
Defterreihh müſſen mit diefen Nationalitäten kämpfen Dann gegen Dann um 
unfere Sprache und die Erziehung unferer Kinder, um bie Sicherung ber 
Zufunft unferer Landsleute, und Gott gebe, daß dieß bloß ein politischer 
Kampf bleibe und baß er nicht zu einem phyſiſchen ausarte. Sind foldye Zus 
ftände einer Nation wie ber beutfhen würdig? ift es würdig, ift es pflichts 
gemäß gehandelt, ift es möglich, diefe Zuftänbe, fortan zu belaffen? Nein, 
das ift nicht möglich. Wenn wir nicht Alle indgefanımt, wir Deutſche oder 
wir Delterreiher — da man nun einmal dieſen Gegenſatz Fünftlich gejchaffen 
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bat — auch jenfeit® unferer fchwarzsgelben Grenzen zuſammen feflbalten wie 
Ein Mann, damit die Brüde wieber geichlagen werbe, welche bie deutſch⸗ 
öfterreihifchen Bunbeslande wieder mit Teutichland vereinigt, bannı, m. H.! 
tönnten Eie das tragifche und traurige Beilpiel erleben, daß dieſes beutiche 
DOeflerreih dem Schidjale ber ruffiſchen Oftfeeprovinzen oder gar des Elſaß 
ober Lothringen® verfällt. Ein ſolches Unglüd zu verhüten ift unfere Pflicht, 
zunächſt ift bieß aber Pflicht für uns Oeſterreicher, und ich kann Ihnen im 
Namen von Millionen gleichgefinnter Männer bie Berficherung geben, daß 
wir feſt entichloffen find, umier gutes Recht zu wahren, und nur auf bie 
Zeit warten, wo es wieber möglich fein wirb, uns mit dem übrigen Deutſch⸗ 
land zu vereinigen. Ein Programm werben Sie von biefer Tribüne nicht er= 
warten; es gibt vielfache Programme, aber jebes hängt von Zeit und Umflän- 
den und von ber glüdlichen Benũtzung bes Momentes ab; wenn ber richtige 
Moment fommen wird, wird auch die That nicht fehlen; das kann ich Ihnen 
unfererfeits jagen. Aber Sie, verehrte deutſche Männer, haben bie Pflicht, 
uns zu unterftügen, und ich jehe eine gute Vorbedeutung zur Erfüllung biefer 
Pflicht in der zahlreihen Berbeiligung, weldde Teutihland an dem Schützen⸗ 
fefte in Wien genommen. Meine Herren! Sie müffen unſere Miffionäre fein. 
Wir haben den Anfprud, baß Sie, wenn Gie unfere Etabt und unfer Land 
verlafien und binausziehen in Ihre Heimat, für uns Propaganda machen 
und erzählen, was Sie bier geliehen haben, und die Wahrheit unferer Em: 
pfindungen und bie Troſtloſigkeit unferer Zuſtände richtig ſchildern. Sie 
dürfen das mit gutem Gewiflen thun, benn unſer Oeſterreich ift nicht das 
alte Defterreih, und es find nicht bie alten Oeſterreicher, für bie Sie in 
Deutſchland jprechen werben. Nein, es ift wirklich ein freies Defterreich, bas 
Einlaß begehrt, es ift Feine bloße Phrafe, es ift ber Drang ber Umſtände, 
daß Defterreih nur als ein liberaler Staat beſtehen Tann. Man fürchtet 
allerbings, die Reaction könnte eintreten. Deine Herren, wenn Sie bie Aus 
flände im Detail beobadten, jo müflen Sie jagen, eine Reaction in Defter: 
reich ift die Auflöfung, der Zerfall Deflerreihs in taufend Atome, 

Karl Mayer (Württemberg): Wir find nicht bloß hier erichienen, um 
unfere Kugeln auf das Ziel fliegen zu lafien, fondern wir find gefommen, 
erfüllt von dem Bedürfniffe, uns mit Euch, beutihe Männer, bie Ihr von 
allen Enden bes Baterlandes zufammengeftrömt ſeid, zu verfländigen über 
bie Art und Weife, wie das Vaterland wieberhergefielft werben Tann. (Beifall.) 
Ihr feid alle einig in dem Gebanten, baß, fo wie feit 1866 Deutfchland 
liegt, es nicht bleiben fan. Die Preußen baben etwas zu bebeuten in ber 
Welt, die Defterreicher haben wahrlich nah Königgräß nicht weniger zu be= 
beuten in ber Welt als vorber, nein, viel mehr, weil fie den anderen Feind, 
mit bem fie gefämpft haben, weil fie das Concordat unter die Füße getreten 
haben. Nur wir, wir viel elendere Männer bes Sübens, wir find in einer 
rein unerträglichen Lage. Unſer Gedanke ift nun ber: Bor Allem foll ber 
Süden ſelbſt unter ſich zufammentreten, bamit er wieber etwas gelte in ber 
Welt. Wir verlangen einen parlamentarifch s militärifchen fübweftdeutichen 
Bund. Das iſt unfere Forderung, eine viel- verläumbete, viel verfpöttelte und 
viel verachtete, und bier pflanze ich fie auf, als ein Banner, bas und Deutjche 
insgefammt wiebervereinigen Tann. Wir find durch ſchlechte Verträge, bie 
unfere Minifter Hinter unferem Rücken gemacht haben, bie fie die Stirne 
hatten unferen Volksvertretungen zu verläugnen, als fie darnach fragten, da⸗ 
durch find wir allerdings militärifch verbunden, aber nur mit Preußen und 
nicht auch mit Defterreih. Das ift für uns eine unhaltbare Stellung. Wir 
wollen nicht von einem Anderen beſchützt fein, wir wollen in die Lage Toms 
men, baß wir felbft im Stanbe find, unfere Grenzen zu vertheidigen, fo gut, 
als die Schweizer, bie hier find, im Stande find, ihr noch Fleineres Land zu 
vertheidigen, und wir verlangen, baß dieſer Sübbunb ein parlamentarijcher 
ſei. Wir leben auf altem Mheinbundsboben. Wir haben es nicht vers 
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gefien, daß ber Großvater bes Königs Karl, ber in Stuttgart fibt, auch 
feine Krone empfangen bat aus Napoleons Hand. Wir find in ber Ge: 
fahr, in der die anderen Deutſchen nicht find, daB bas Ausland fih un: 
jere Zerfplitterung zu Nuten made und fich einmifche troß aller Verträge, 
ber gebrechlihen Verträge, die uns mit Preußen verbinden. Wir haben es 
erlebt im Sabre 1866, daß ein wiürttembergifcher Minifter, als er ben 
Trieben erbettelte brüben in Nifolsburg vom Sieger Bismard, daß er ein 
geheimes Bünbniß mit ihm einging, woburd wir in eine militärifche Va⸗ 
fallenfchaft von Preußen bineingefommen find, und es bat damals dieſer Mi- 
nifter nach unferm Glauben bieje Verträge nicht gefchloffen, weil Württemberg 
auch ein deutſcher Staat ift, fondern bat ihn gejchloffen, weil er befiegt war, 
weil er ſchwach war und weil Preußen groß, flarf und fiegreich war. Aber 
eine folhe Ecene könnte ſich auch mit anderen Berfönlichfeiten in ber Welt⸗ 
geihichte wiederholen. Das Rad der Geſchichte dreht fih, was oben: ift, 
muß unten ſtehen; es Fünnten auch einmal ſchlimme Tage fommen, wo 
Preußen nicht ſtark wäre und wo irgend ein füdbeutfcher Minifter — 
ein bayerifcher vielleicht, jedenfalls braucht er nicht gerade Varnbühler zu 
beißen (Tebhajte Heiterkeit), binginge und unſere Militärkraft verriethe an 
das Ausland, und dagegen wollen wir uns beden. Ihr ſeht, beutiche 
Männer, wir fommen wahrhaftig nicht mit ſchlimmen Gedanken bes Haſſes 
und ber Zwietracht Bieher, wir find weit entfernt, bem preußiſchen Volke 
nachzutragen, was feine Regierung im Sabre 1866 wider Deutichland, 
wider uns unb wider Defterreich gethan hat. Wir tragen bem preußifchen 
Volke unjere Liebe ebenfo gut entgegen, als dem öfterreichifchen Volke; wir 
wiffen, daß nimmermehr ein Deutſchland fein kann ohne Preußen (lebhafter 
Beifall), aber wir wollen uns ſchützen vor ben Gefahren der Einmiſchung 
bes Auslandes, die in unferer Zerftüdelung an fih vorhanden find; darum 
wollen wir bie Hand haben in der Verwaltung unferer auswärtigen Ange- 
Vegenheiten, darum wollen wir einen parlamentarifhen Sübbund. Und nun 
wollen wir Euch zeigen, in welcher Weife wir hoffen, daß daraus bie Einig: 
feit und Einheit des Vaterlanbes dennoch entftehen Tünnte. Wir haben dann 
auf ber einen Eeite die Thatſache, daß drei beutiche Reichstage vorhanden 
find, ber norbbeutiche, ber Öfterreichifche und der fübbeutiche Neichstag, und ' 
- auf der anderen Seite haben wir. die Thatſache, daß Bebürfniffe vorhanden 
find, die fih gar nicht anders fchlichten, vegeln und verwalten laſſen, als 
durch den Zufammentritt dieſer drei KKörperfchaften. Wenn ein ſolches Be⸗ 
bürfniß vorliegt, was ift dann natürlicher, als daß ſich bie brei bie Hand 
reihen zur gemeinjchaftlichen Ordnung? (Große Unruhe, ftürmifche Unter: 
brechung, Rufe: Schluß!) Deutſche Brüder, wenn ein ſolches Bedürfniß vor: 
liegt und ein ſolches Einiggeben eintritt] Wir find beſcheiden geworden, wir 
willen das Maß unferer Kräfte zu mefjen und überheben uns nicht. (Aber: 
malige Unterbrechung, große Unrube, wiederholte Rufe: Schluß! Schluß!) Wir 
im Süden wären frob, wenn wir auch nur Delegationen befämen von biefen 
brei Reichdtagen. Aber e8 gibt einen Staatsmann in ber Welt, ber flärfer 
ift, als Bismard und alle Staatsmänner, und bieß ift die Noth. (Anhalten⸗ 
ber Beifall.) Und biefe Notb, fie wird uns zufammentreiben, fie wird voll- 
enden, was wir in gutem Patriotismus fo geſäet Haben; darauf verlaffen 
wir uns. 

Meichsfanzler Beuft: In bem Lande, dem ich früher angehörte, habe ich 
zwei große deutjche Nationalfefte mitgefeiert. Auch Damals war Alles voll ber 
edelften Begeifterung, fein Mißton bat fie geflört; kaum war ein Jahr ver: 
gangen, und der Bürgerfrieg Ioderte in hellen Zlammen auf. Ya, wird man 
mir einhalten, das deutſche Volt war einig, aber feine Fürjten waren es 
nicht; feine Regierungen waren es, bie fich entzweiten, bie die Völfer in ben 
blutigen Kampf führten. Großer unb gewaltiger Irrthum! In unferen 
Tagen wird kein Cabinetskrieg mehr gefuͤhrt. Wer behaupten wollte, daß 
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bie Gabinette bie Kriege machen, ber kann ebenjogut behaupten, daß, weil bie 
Gewitter von oben herab fi entladen, fie in den oberen Luftſchichten erzeugt 
werden und nicht aus ben Tünften, die von Unten nah Oben emporfteigen. 
Das deutſche Volk war eben nicht einig. Freilich wollte Alles ein einiges, 
mächtiges, freies Deutfchland; aber wie bieß zu fchaffen fei, darüber bachte 
man anders im Norden und anders im Süden, anders in einem Theile bes 
Nordens und anders in einem Theile bes Sübens Weil aber leider ber 
Parteiſtandpunkt ein unbeugfamer ift, und bie vermittelnden Beftrebungen 
meift als nicht ebenbürtig behandelt werden, darum konnte e8 zu einem fo 
gewaltigen Zuſammenſtoß Tommen. Möchten doch jene ſchmerzlichen Erfah: 
rungen beute nicht vergeffen fein! Schlagworte und PBrogranıme, fo fehr fie 
ben Richtungen des öffentlichen Geiftes entiprechen mögen, fie können allein 
zur Förderung bes Gemeinwohls nicht helfen, und felten frommen fie einer 
Berftändigung über das gemeinfame Beſte. Gerechtes und billiges Denken, 
entichloffenes und ehrlihes Handeln, das iſt es, was die Parteien verfähnt 
und die Völker befreundet. Oeſterreichs Politik drängt ſich heute nicht mehr 
in bie Angelegenheiten Deutichlauds, und Teine Gedanken ber Wiebervergeltung 
find es, die die Geifter in diefen Reiche erfüllen, aber fein Bertrag hindert 
Defterreih, durch das, was Volk und Regierung leiften und ſchaffen, fich 
Achtung, Vertrauen und Zuneigung zu erwerben. Die freie Entwidlung 
aller geiftigen und materiellen Kräfte, melde heute weder bie verfleinernde 
Mißgunſt unferer Feinde, noch die ängſtliche Schwarzjeherei unferer Freunde 
dem hellen Tage entziehen fann, die iſt Feine biplomatijche Action, bie man 
als Intrigue verbächtigt, fie ift die Arbeit des rechtſchaffenen Mannes, ber 
fih damit Vertrauen erwirbt. Möge man uns nur in biefer Arbeit wicht 
flören, und möge man uns biefe Arbeit durch eine offene ehrliche Eympathie 
erleichtern, durch eine folde Sympathie, wie fie die von Nah und Fern zu 
uns gefommenen Zeitgenoffen in fo überrafchender und wohlthuender Weiſe 
uns entgegengebradht haben, wofür wir ihnen nicht genug banken können; 
Deutfchland wird es nicht zu bereuen haben. Nun, laſſen Sie mich meine 
Gedanken vollenden, indem ich nody ein Wort nicht nur als Deutjcher, ſon⸗ 
bern fo vecht eigentlich als Defterreicher zu Ihnen fprehe. Oeſterreichs 
Fühlung mit Deutſchland — bas ift etwas, was gewiß feine Partei in 
Deutſchland, und ich barf Fed hinzufügen, Teine Nationalität in der öfterreichi« 


[hen Sefammtmonardhie zurüdweist. Will man aber, meine Herren, das 


deutſche Element in Defterreich zum Träger diefes Gedankens machen, 
dann darf man e8 nicht von ben anderen Stämmen trennen, bie mit 
gleicher Berechtigung, mit gleicher Treue, mit gleich erprobter Tapferkeit und 
Hingebung dem Weihe angehören. Die Bereinigung, bie Eintracht aller 
unter dem Scepter unjeres erbabenen Kaiſers lebenden Völker ift es, welche 
allein die Erfüllung jener culturhijtoriichen Miffion Defterreichs verbürgen 
kann, welde ein Intereſſe Defterreihs und ein Intereſſe Deutihlands if. 
— meine Herren, gilt mein Trinkſpruch dem Frieden und der Ver⸗ 
nung. 


29. Juli. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Beginn ber, Debatte über das 


Wehrgeſetz. Bericht und Antrag der Commiſſion. 


In der Commilfion war lebhaft über bie Vorlage ber Regierung bebat: 
tirt worden. Perczel vertrat ben Gedanken einer abgefonderten vollitändigen 
ungariſchen Armee in feiner ganzen Schärfe, blieb aber bamit ziemlich allein. 
Schwieriger war es, ben. Auseinanderjegungen Zvanka's und Varady's zu 
begegnen, die ſich hauptſächlich auf das Detail warfen. Doch fanden Klapfa, 
Kerkopolyi, Hollan und Hervath feft aur Regierung unb ihnen gelang «8 benn 
auch, den Hauptſturm ber Oppofition auf die Beftimmung, baß bie Landwehr 
(Honved) nur aus Infanterie und Cavallerie ohne Artillerie und Genie beftehen 
ſolle, glüdlich abzufchlagen. Nachdem biefe Frage gelöst war, hatte man mit 
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ben übrigen verhältnigmäßig leichtes Spiel. Schließlich einigte man fich über 
nur zwei wejentlihe Amenbements. Das erfte betrifft bie Beftimmung ber 
Borlage, weldhe die gefammte Canbvehr bes Reichs auf 200,000 Manı be: 
ſchränkte; es wurbe beichloffen, baß ihre Zahl Feiner Beſchränkung unter: 
liegen, jondern fih einfach aus der (ohne Zweifel weit größeren) Zahl ber 
Pflichtigen ergeben folle. Der zweite Punkt betrifft den Landfturm, ber auf 
Treiwillige bejchränft, vefp. ganz fallen gelaſſen werden foll. 


— Aug. Das bisher zum Schub des Papites in Civitavecchia ftatignirte 


2. 


öfterr. Kriegsjhiff wird abberufen. Die Gefühle für den Papſt find 
etwas erkaltet. 


»„ (Defterreid). Die Regierung trifft einige Veränderungen im 
Perfonal der Statthalter, foweit e8 eben bie beichränkte Auswahl 
paffender und zugleich geneigter Perfönlichleiten erlaubt, F. M.L. 
Möring wird zum Leiter der Statthalterei von Trieft und bes 
Küftenlandes, General v. Wagner zum Statthalter und Militär: 
commanbanten von Dalmatien ernannt, Zu gleicher Zeit wird eine 
lange Reihe Ernennungen von Gtatthalterei= und Regierungsräthen 
veröffentlicht. 

» (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Die ungarifhe Regnicolar⸗ 
beputation legt demjelben ben mit ber croatifchen vereinbarten Aus⸗ 
gleichsentwurf vor. 


Dem Verlangen der Eroaten entfprechend wird in dem Berichte der Depus 
tation bie Auflöfung bee Militärgrenze betont und ber Anfpruch des brei- 
einigen Königreichs auf Dalmatien aufrecht erhalten. Dagegen haben ſich 
beide Theile über die Frage ber Zugehörigkeit Fiume's nicht einigen können 
und fol daher diefer Punkt vorerft noch offen bleiben und zwifchen beiden 
Legislativen befonders erledigt werben, 

Der Beriht ber Deputation Jpridt ſich über die drei Punfte fol: 
gendermaßen aus: „Nur Ein Punkt ift e8, bezüglich deffen in dem Ausgleichs⸗ 
Entwurfe eine Einigung nit zu Stande kommen Tonnte Bezüglich der 
Stadt und bes Diftrifts Fiume ift bie croatifcheflavonifche Deputation auch 
jet nicht von ber Anficht abgegangen, bie bei Gelegenheit ber 1866er Unter: 
bandlungen von ber Deputation jener Länder ausgeſprochen wurde. Ohne 
eine Fortfegung ber rechtsgefhichtlihen Debatte für nothwendig zu halten, 
hat auch bie ungarifche NRegnicolar -Deputation es für Binreichend angeſehen, 
einfah nur ihre Feſthalten an jenem geſetzlichen Standpunkte zu erklären, ben 
bie ungariſche Legislative immer vor Augen gehalten ſeit der Zeit, wo Fiume 
und Diſtrikt von dem croatiſchen Buccari losgetrennt und als ein entſchieden 
zu Ungarn gehöriges Gebiet, laut Entſcheidung Maria Thereſiens, letzterem 
Lande durch ein Geſetz wieder angeſchloſſen wurde. Da bei ſolcher Divergenz 
der Anſichten eine Einigung nicht zu Stande kommen konnte, ſo vereinbarte 
man ſich dahin, daß die Beſchlußfaſſung in dieſer Frage von beiden Theilen 
mit Umgehung jedes Ausgleichs-Vorſchlages unmittelbar den betreffenden 
Legislativen vorbehalten werde. Mit Ausnahme Fiume's und ſeines Diſtriktes 
glaubt aber die ungariſche Regnicolar⸗Deputation ſchon aus Rückſicht auf das 
Zuſtandekommen des gewünſchten Ausgleiches, daß das Recht Croatiens u. |. w. 
auf jenes ganze Gebiet, auf welches dieſe Länder nach $ 66 des Ausgleichs⸗ 
Entwurfes Anſpruch haben, entſchieden werben fol. Sa, fogar infofern ein 
Theil diefes Gebietes jet factifh von Croatien und Slavonien getrennt ift, 
glaubte die ungariſche Regnicolar⸗Deputation das Urgiren ber Wiederherſtellung 
und Integrirung bes Gebietes jener Länder um iA eher im Namen ihrer 
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Gommittenten verfprechen zu dürfen, als hiedurch ein auch bisher fchon bei 
jeder Gelegenheit von bem ungarischen Neichstage urgirtes Verlangen erfüllt 
und ein altes Gravamen bes Landes behoben würde. Wohl weiß die NRegni- 
colareDeputation, baß bezüglich des Wieberanfchluffes Dalmatien, wobei 
auch das genannte Land gehört werben muß, noch einige Prämifjen noth- 
wendig find; aud find ihr die Schwierigkeiten befannt, weldye bie gänzliche 
Auflaffung der Militärgrenze und deren abminiftrative Vereinigung mit ben 
Ländern, zu benen fie gehört, bisher verhindert haben. Die Deputation ift 
jedoch der Meinung, baß die Wieberherftellung ber Territorial-Integrität ber 
ungarifchen Krone ſchon an und für fi ein genug wichtiges Motiv ift, um 
jene bezügli Dalmatiens erwähnten vorangehenden Schritte zu befchleunigen, 
während bie rüdjichtlih der Auflöfung der Militärgrenze erwähnten 
Schritte burh bie Einführung ber allgemeinen Wehrpflicht zum großen 
Theile werben befeitigt werden. Nach biefer Reform, welche die Wehrpflichtig: 
feit auf jeden wehrfähigen Staatsbürger ausbehnt, wird bie Militärgrenzs 
Inſtitution auch vom militäriihen Gefichtspunfte nicht mehr verfochten wer: 
den Tönnen. Die Regnicolar» Deputation findet es nicht nöthig, alle bie 
privatrechtlihen und focialen Gründe zu wieberholen, bie jo oft ſchon für bie 
Aufhebung ber erwähnten Inſtitution vorgebradyt wurben. Sie meist nur 
einfach Auf bie Unhaltbarfeit jenes flaatsrechtlihen Zuftandes bin, vermöge 
befjen neben ben beiden Staaten Sr. Majeftät noch ein befonberes, unter 
abfolut militäriiher Gewalt ſtehendes Gebiet eriftirt, ganz außerhalb bes 
verfaffungsmäßigen dualiftiihen Syftems, auf welchem bie neue Organifation 
der Monarchie beruht; fie weist nur einfach auf bie Reibungen und Conflicte 
bin, die nothwendig aus einem folden Zuftande fortwährend hervorgehen. 
Die ungarifhe Negnicolar » Deputation hält e8 baher an der Beit, daß bie 
Auflöfung der Militärgrenze und deren Stellung unter Civil-Verwaltung im 
Allgemeinen ausgeſprochen, und baß biefe Reform überall vorbereitet und, 
wo bie Umftände e8 erlauben, jofort auch durchgeführt werde,“ 


Aug. (Defterreih). In Folge des neuen Chegefebes follen bie 


Alten ſchon anhängiger Prozeſſe von den geiftlichen an die weltlichen 
Gerichte ausgehändigt werden. Der Bifchof Rudigier von Linz ift 
ber erjte Bijchof, der diefe Auslieferung verweigert. Andere folgen nach. 


(Ungarn). Landtag, Unterhaus: Debatte über das Wehrgefek. 
Die Generaldebatte wird nad einer fehr eindringlichen Rede bes 
Minifterpräfidenten Grafen Andraſſy gefchloffen und das Eintreten 
in bie Specialdebatte mit 235 gegen 43 Stimmen befchloffen. 

„ (Defterrei: Trieſt). Der neue Statthalter F. M.L. Möring 
übernimmt fein durch den Nationalitätenconflict ſchwieriges Amt mit 
einer zugleich verfähnlichen und feiten Proclamation. 

(Ungarn). Landtag, Unterhaus: Das Wehrgeſetz wirb bezüglich 


‘der activen Armee mit großer Mehrheit angenommen. 


» (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus nimmt auch ben Reſt des 
Wehrgeſetzes bez. der Landwehr und des Volksaufgebots an und 
ebenfjo die Vorlage wegen ber biekjährigen Refrutenftellung und 
vertagt fich darauf bis zum 16. Sept. Bis nad) ber Vertagung 
wird auch die Behandlung bes Budgets für 1868 verjchoben, 

„ (Ungarn). Der Befti Naplo, das Hauptorgan ber herrfchenden 
Deakpartei, bringt einen manifeflartigen Artikel gegen die auf dem 
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Wiener Schützenfeſt hervorgetretene Tendenz einer Wiebervereinigung 
Oeſterreichs mit Deutfchland: 


„Wir, die wir in bem Glauben find, daß Defterreich feine Stellung in 
Deutihland nie mehr zurüdgewinnen wird, halten jeden Fortſchritt, ben bie 
beutfche nationale Einheit in Defterreih ‚macht, für einen Schritt zur Los⸗ 
trennung der Länder, bie einft bem deutſchen Bunde angehörten, vom öſter⸗ 
reichiſch⸗ ungariſchen Staate und zur Ginverleibung derſelben in Deutſchland. 
.. + Das pactum conventum würde von felbft aufhören, wir witrden mit 
unferem Könige und ber Dynäftie allein bleiben, als ein befonberes, ſelbſt⸗ 
Nändiges, mit Teinem anderen Staate im flaatlihen Verbande fichenbes 
Königreid. Entweber ift alfo die Abficht ernſt, jede Gravitation nad) 
Deutiähland zu verhindern und bie öfterreichifcheungarifche Monarchie als ge: 
fonderte europäiſche Großmacht zu wahren und zu erhalten, und dann bricht 
Deflerreih mit ber traditionellen Politif, mengt ſich nicht mehr in die Ans 
gelegenheiten Deutſchlands, entfagt jedem Hintergebanfen, wiberfteht jeglicher 
Verlodung und jchlägt weder felbft an, noch buldet e8, daß im Staate ans 
gejchlagen werbe die Saite ber nationalen Einheit; wir aber halten unfere 
pragmatilde Sanction und die 1867er Vereinbarung. Ober aber bie öfter: 
reichiſchen Völker ziehen bie Einverleibung mit Deutfchland beren felbftändigem 
Berbande mit und vor, bann if e8 Aufgabe ber ungarifchen Regierung, bie 
Eventualitäten in's Auge zu fallen, bie fi aus biefer Neigung uunſerer 
Staatsverbündeten, wie felbe bei dem Schügenfefte ſich kundgab, ergeben 
müfjen. — Wir wollen e8 nicht verheimlichen, daß wir uns burch biefe Vor⸗ 
gänge in Wien verlegt und gewarnt fühlen. Wir wollen das Zufammen= 
bleiben auf gerecht getheilter Bafis ganz ernft, und die Wiener werben bod 
nicht glauben, daß wir, ihren Sympatbien folgend, uns unbebadht der großen 
beutfchen Bewegung überlaffen jollen, die uns nur infofern angeht, als fie 
ung zur Borfiht mahnt, damit wir uns nicht in biefelbe hineinreißen laſſen. 
Die ungarifhe Regierung und ber Reichstag haben jeßt bie Aufgabe, offen 
und unverhült mit allen conftitutionelen Mitteln Geltung zu verichaffen 
jener Wahrheit, baß in der äußeren und inneren PBolitif bes 
öfterreihifh-ungarifhen Staates Ungarn maßgebend, Schwer: 
und Mittelpunft fei, baß daher alle Beftrebungen, bie in anderer Rich: 
tung geben, entfchieden und energifch verhindert werden; infofern aber vorher: 
zuſehen ift, daß die Strömung fi nicht aufhalten läßt, Alles zu thun, damit 
wenigſtens bie nichtdeutfchen Theile gegen biefelbe gefichert feien. Deßhalb 
bat ber Runft des ungariſch⸗-croatiſchen Ausgleiches, wonach Ungarn ſich vers 
pflichtet, feinen ganzen Einfluß bafür aufzubieten, daß Dalmatien unb bie 
Militärgrenze mit Croatien vereinigt werben, befondere Wichtigkeit. Wenn 
e8 wahr ijt, daß Dalmatien Defterreih als Entſchädigung für die verlorenen 
belgifhen Provinzen gegeben wurde, dann gehört es nicht ben Deutſch⸗ 
Defterreichern, fonbern der Dynaſtie; das Intereſſe der Oynaflie erforbert es 
aber, daß das Land Croatien alfo inbirect ber ungarischen Krone einverleibt 
werde und der Dynaftie erhalten bleibe.” 


8. Aug. (Ungarn). Fürft Mer. Karageorgietvic wird, von Serbien ber 


9. 


Theilnahme an der Ermordung des Fürften Michael angellagt, in 
Peſth verhaftet. 

„ Der Kaijer macht ben Ungarn und ihrem Berlangen nad einer 
nationalen Armee durch Befehlichreiben an ben Reichskriegsminiſter 
eine neue Conceſſion: 


„Es ift mein Wille, daß im Sinne des einzuführenden Wehrſyſtems und 
als Erfordernig einer zwedmäßigen Hcere8:Organifation, zugleich den wieder: 
bolt ausgefprohenen Wünjhen bed Landes entjprechend, in bie aus ben 
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Lintern ber ungariſchen Krene ſich erginzeuten Regimenter und Truppen⸗ 
Terper, fo weit es mõglich, aus dieſen Lãndern gebürtige Tifiziere eimgerheilt 
werten. Zugleih ſind Lie wieberheit erlsfienen Ecririften betreijs Aneig- 
nung ber Regimentsſprachen jünrmtlichen Zıuyrenlörpern ber Armee erueuert 
in Erinnerung zu bringen, unb es if bei Eintheilung ker Tifiziere auf bie 
ren ber in ben Regimentern vorberrichenden Sprachen keſonders Rüd- 


zu 
13. Aug. (Ungarn). Der Peſther Honvedverein beſchließt, ſich tre& ber 


21. 


22. 


neuen Honved-Landwehrarmee nicht aufzuliien. Klapka tritt als 
Präfident besjelben zurüd. 
„ (Sefterreid). Die Eorreipenbenten bed Frepkurean fangen, 
turh tie am Schützenfeſt zu Tage getretene Strömung geheben, an, 
gegenüber Preußen eine andere Sprache als bisher zu führen, indem 
fie z. B. anregenb meinen: 

‚Mit unterer conftitutionellen yreiheit, bie jich immer mehr, immer fräf- 

tiger unb lebensfriicger entfaltet, mit unferm freien Berfaffungsieben, mit ber 
geiftigen Stellung und Thatfraft unferer beutichen Elemente im regenerirten 
Seferreih, unter ber Führung von erprobt freifiumigen parlamentariſchen 
Miniftern behalten wir, troß Bismard und ben Ratienal-Liberalen „yzüblung“ 
mit Teutihland, und warten Eerubigt ben Tag ab, an welchem man ung 
ſelbſt rufen, bie Gleichberechtigung mit Preußen anbieten, und für Sũddeutſch⸗ 
land, dem wir ohnehin im Gemüth am nächſten fiehen — mit voller Zu: 
fimmung feiner Zürften und Bölter — im Weſentlichen die Präro— 
gative übertragen wirb, welde Preußen in ber nörblihen 
Hälfte des beutjhen Gefammtvaterlands übt. „Patience passe 
science“, ift nit nur ber Norfolk Deviſe.“ 
„ Da das neue Wehrgeſetz erft in Ungarn votirt, im Reichsrath 
aber noch nicht eingebradht ift, fieht ſich die Regierung veranlaßt, 
bie Refrutirung in beiden Reichshälften bis zum Herbft zu verſchieben. 
„ (Defterreid: Vorarlberg). Der Biſchof ſucht die erfte Eivil: 
Ehe durch ſpätes Nachgeben zu vermeiden und veranlaßt dadurch 
einen Conflict über die Auslegung bes Gejebes, ber indeß gegen ihn 
entſchieden wird. 


„ (Ungarn). Auch die Generalverfammlung ber Honvebvereine 
befhließt in Pefth mit 88 gegen 37 Stimmen, ſich troß der neuen 
Honved⸗Landwehrarmee nicht aufzulöfen. 


„ODeſterreich). Eröffnung ber 17 Landtage ber cisleithanijchen 
Reichshälfte. Die wichtigfte Vorlage ber Regierung ift diejenige bez. 
DOrganifation der Schulauffichtsbehärben, da das Volksſchulweſen nad) 
dem bamaligen Compromiß mit den Polen dur das Staatsgrund: 
gejeg vom 21. Dec. 1867 größtentheils in bie Competenz der Land— 
tage fällt. . 

Folgendes find bie Grundzüge ber Vorlage: Während bisher die unmittel⸗ 
bare Aufſicht über jebe Volksſchule bem Ortsfchulvorfteher zuftand, wird dies 
ſelbe Tünftighin von dem Ortsfchulrathe ausgeübt werden. Vertreter ber 
Kirche, Schule und Gemeinde find in deuſelben einbezogen; bie Mitglieder 
ber Tetteren find im der Art zu wählen, daß cine Nepräfentation ber ver= 
ſchiedenen Glaubensbekenntniſſe möglich gemacht wird. Der Vorfigende bes 
Ortoſchulrathes und deſſen Stelivertreter werben von ben Mitgliebern besfelben 
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gewählt, Allmonatlich Hat fi dieſe Körperfchaft zu vegelmäßigen Situngen 
zu verfammeln; außerordentliche Sitzungen müflen auf Antrag zweier Mit: 
glieber einberufen werben. Die Befugnifje des Ortsſchulrathes find ziemlich 
umfafjender Natur; es find bemjelben zumeift die abminiftrativen Angelegen: 
beiten zugewiejen. Zur Beauffihtigung bes didaktiſch-pädagogiſchen Zuſtandes 
ber Schule wird ein fachkundiges Mitglied des Drisfchulrathes als Ortsfchuls 
Inſpector beftellt, welcher fih mit dem Leiter der Schule in ſtetem Einver⸗ 
nehmen zu erhalten bat. Bei Meinungsverjchiebenheiten entſcheidet ber Bezirks⸗ 
ſchulrath. Die nähfthöhere Aufficht wird von dem Bezirksſchulrathe 
geführt. Auch in biefer Körperfchaft find die verfchiedenen Interefſenten ber 
Säule vertreten. Der Staat durch den Vorſteher ber politifchen Bezirks: 
behörde als Vorfigender; die Kirche durch je einen Geiftlichen jener Glaubens: 
Genoffenihaften, beren Seelenzahl im Bezirfe — welcher in der Regel mit 
dem politifchen Bezirfe zufammenfällt — mebr als 2000 beträgt. Ferner 
find Mitglieder zwei Fachmänner im Lehramte. Der eine berfelben wird von 
der Lehrerverfammlung bes Bezirkes gewählt. Als zweiter Fachmann tritt 
ber Director der etwa im Bezirke befindlichen Lehrer: Bildungsanftalt, in Er: 
manglung einer folchen ber ber Mittelfchule oder jener der Hauptfchule des 
Bezirkes ein. Wo Bezirfsvertretungen vorhanden find, wählen biefe, in Er: 
manglung derſelben beflimmt ber Landesausſchuß zwei Mitglieder des Bezirks⸗ 
Ihulrathes. In Städten, welche ein eigenes Landesftatut befiben, ift ber 
Nürgermeifter der Vorfigende. Ferner bat jede Glaubens: Genofjenjchaft, 
deren Zahl mehr als 500 beträgt, einen Geiftlichen, die israelitifche Cultus⸗ 
gemeinde ihren Vorſteher als Vertreter; enblih wählt bie Gemeinde zwei 
Mitglieder aus ben zur Gemeindevertretung wählbaren Gemeindegliebern. 
Zur Wahrnehmung ber religiöfen Intereſſen jener Bezirksbewohner, beren 
Glaubensbekenntniß feines ber Mitglieder bes Bezirfsfchulrathes angehört, wählt 
ber Ießtere je einen Beirath biefes Bekenntniſſes. Sämmtliche Meitglieber 
unterliegen der Beftätigung bes Landes: Chefs. Im Wefentlihen geben bie 
bisherigen Functionen ber Didcefan=: Schulbehördbe an die neue Körperfchaft 
über. Auch der Bezirksſchulrath Hat fi allmonatlich mindeftens ein Mal 
zur orbentlihen Berathung zu verfammeln. Für jeden Bezirk ernennt ber 
Minifter für Cultus und Unterricht einen Bezirfs- Schulinfpector auf bie 
Dauer von ſechs Jahren. Derjelbe ift zur periobifchen Inſpection und Bifis 
tation der Schulen berufen. Vornehmlich haben fie ihre Aufmerkſamkeit dar⸗ 
auf zu richten, ob die Drts- Schulinfpectoren ihren Pflichten bezüglich ber 
Beauffihtigung der Schule nachkommen, ferner auf die Einhaltung ber geſetz⸗ 
lihen Beilimmungen bei Aufnahme und Entlaffung ber Kinder, auf bas 
ganze Verhalten ber Lehrer, auf bie Einhaltung bes Lehrplanes, bie einge: 
führten Lehrmittel und Lehrbehelfe u. dgl.. mehr. Die Beauffichtigung des 
Religions = Unterrichtes fteht nicht bem Bezirks-Inſpector, fondern ber kirch⸗ 
lien Dberbehörde zu. Die oberſte Aufjihtsbehörbe im Lande ift ber Lans 
besihulrath, dem die Volfsfchulen, bie Bildungsanftalten für Lehrer und 
Lehrerinnen und bie Mittelſchulen unterflehen. Der Landesfchulrath befteht 
aus bem Landes:Chef oder bem von ihm beflimmten Stellvertreter als Vor⸗ 
fitenden, aus zwei vom Landesausfhufje aus feiner Mitte delegirten Mit⸗ 
gliedern, aus einem Meferenten für bie abminiftrativen und dconomifchen 
Angelegenheiten, aus ben Randes-Schulinfpectoren, ferner aus Mitgliedern bes 
Lehrftandes und der Geiftlichkeit. Außer ben ordentlihen Mitgliedern kann 
fi der Landesſchulrath für einzelne Angelegenheiten durch Fachmänner vers 
ftärfen. Der Wirfungstreis des Landesſchulrathes umfaßt einerfeits alle dies 
jenigen Angelegenheiten, welche bisher ben Länbderftellen zugewieſen waren, 
andererfeits ift derfelbe beträchtlich erweitert worden. So wurden zum Bei— 
fpiel bisher die Lehrer der aus Gemeinbemitteln erhaltenen Mittelichulen vom 
Minifterium beftätigt, künftighin bat ber Landesichulrath dieß Recht auszus 
üben. Auch die Begutachtung von Lehrplänen, Lehrmitteln und Lehrbüchern 
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für Mittel- und Fachſchulen iſt dem Landesſchulrathe zugewieſen. Den un: 
mittelbaren Einfluß auf die pädagogiſch⸗didaktiſchen Angelegenheiten ber 
Schulen durch periobifche Infpectionen, Leitung ber Prüfungen, Ueberwachung 
ber Wirkſamkeit ber Schuldirectionen u. ſ. w. zu üben, find zumächit bie 
Landes-Schulinjpectoren berufen. 


22. Aug. (Defterreih: Galizien). Landtag: Der Lanbtagsmarfchall bringt 


23. 


das übliche Hoch nad der Eröffnung nicht dem Kaifer, fondern dem 
„König“. Der Statthalter Goluchowski hebt die Erweiterung ber 
Autonomie des Landes durch die vom Reichsrath beſchloſſenen Staats: 
grundgefeße vom 21. Dec. 1867 hervor. Smolka erhebt hiegegen 
Widerſpruch und beantragt, ben vorjährigen Beſchluß, den Reichsrath 
zu befchiden, zu widerrufen und bie galizifchen Reichsrathsdeputirten 
aufzuforbern, ihre Mandate nieberzulegen. Zyblikiewiz beantragt, eine 
Commiſſion niederzufegen, um bie neuen Staatsgrundgefeße zu prüfen 
und darüber Bericht und Anträge zu bringen. Beide Anträge werden 


- an eine Commilfion von 15 Mitgliedern gewiefen. 


„ (Defterreid: Böhmen). Landtag: Die Ezehen fehlen ſämmtlich 
und laſſen flatt deſſen durch drei Mitglieder aus ihrer Mitte dem 
Landtagsmarſchall eine „Declaration” überreihen. Diejenigen czechi: 
[hen Abgeordneten, welche zugleih Beamte find, legen ihr Mandat 
nieder. Ebenſo fehlen die Prälaten. Rieger und Sladkowsky, die 
Führer der Alt: und Aungezechen, ſowie ihre Stellvertreter, srflären 
ihren Austritt aus dem Landesausſchuſſe. Der Landtag ift indeß 


doch beichlußfähig: es find 122 deutſche Mitglieder ba. 


Die Declaration ber Czechen ift ein ſehr umfangreiches Aftenftüd. 
Die Defiderien ber „Nation“ werben am Schlufje folgendermaßen aufgezählt: 
1) Zwiſchen Sr. f. k. Apoftolifchen Majeſtät, unferem erblichen Könige unb 
zugleich Repräſentanten ber allerdurchlauchtigſten Herrfcherfamilie, und ber 
politiihen böhmiſchen Nation befteht ein beiberfeits gleihmäßig binbendes 
Rechtsverhältniß, das durch einen Vertrag dieſer Nation mit Ferdinand dem 
Erſten für fih und beffen Nachfolger begründet wurde, mittelft der praama= 
tiihen Sanction, durch beiberfeitige und bebdingende Zuftimmung des Lands 
tages auf bie allerburchlauchtigfte Lothring'ſche Familie überging und bis in 
unfere Tage burch den Krönungseidb unferer Könige und den Huldigungseid 
ben gefeßmäßigen Lanbes-Repräfentanten jeberzeit erneuert wurde. Se. Maj. 
bat mit der Annahme ber böhmifhen Krone in Folge der freiwilligen Ab⸗ 
tretung feines allerdurchlauchtigſten Vorgängers, bes ber Nation durch einen 
Eid verbundenen Königs Yerdinand V., diejelbe gewiß nicht anders über: 
nommen als mit allen Rechten und Pflichten, welche fein Vorgänger auf 
Grund des Krönungseibes und bes allerhöchſten Mujeftätsbriefes vom 8. April 
1848 inne hatte. — 2) Die Länder bes Haufes Defterreich bildeten bis zum 
Sabre 1848 keinen einheitlihden Staat, ſondern befondere zur Dynaſtie in 
ungleihen Verhältniſſen ftehende Staaten, welche auf Grund ber pragmatifchen 
Sanction bloß durch bie allen gemeinſchaftliche Dynaftie zu einem Reiche 
vereint waren. Selbit das allerh. Patent vom 1. Auguft 1804, mittelft 
welchem unjer König Franz I. für feine „unabhängigen Staaten” den Titel 
eines „Kaiſers von Deflerreih” angenommen hatte, anerkannte feierlich, daß 
auch dann „alle unjere Königreiche und Staaten in ihren bisherigen Titeln 
und Zuftänden unverfürzt belafjen werben ſollen“, was insbefondere von ben 
namentlich angeführten Königreichen Ungarn und Böhmen gilt, in benen 
„die Königsfrönung ohne alle Aenderung beibehalten werben fol”. Namentlich 
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aber ftand die Krone Böhmens mit den ihr zugehörigen Ländern nie in einer 
Real:Union mit irgend einem öfterreichiichen, geſchweige denn einem cisleitha= 
niſchen Staate; fie war zwar mit ben übrigen Ländern bes Haufes Habsburg 
burch das Recht ber erblihen, allen gemeinfchaftlichen Dynaftie und für bie 
Dauer berfelden zu einer Monarchie vereint; aber immer unbejchabet ihrer 
Selbſtändigkeit und ihrer beſonderen hiſtoriſchen und ſtaatsrechtlichen Indivi⸗ 
dualität, wie auch ſelbſt zur Zeit des Abfolutismus niemals und von Nies 
manden beftritten worben ift, baß das KKönigreih Böhmen nach bem Aus: 
ſterben des regierenden Haufes das Recht habe, frei und unbeſchränkt, ohne 
Rüdfichtnahme auf andere Länder bes öÖfterreichifchen Haufes ſich einen König 
zu wählen und auf biefe Weife wieber einen felbftändigen Staat zu bilden; 
woraus unumftößlich hervorgeht, daß die Verbindung der Länder ber böhmi⸗ 
ſchen Krone mit ben übrigen Ländern eine bloß dynaſtiſche, das iſt eine bloß 
durch das gemeinfchaftliche Merfmal der in jener Dynaſtie bedingten Erblich⸗ 
feit bebingte war und if. — 3) Alle Aenberungen in ben NRechtsverhältnifje 
zwifchen dem Königreiche Böhmen und bem allerh. Herrfcher ſowohl als ber 
regierenden Familie, demnach alle Aenderung in dem Staatsrechte und ber 
Verfaſſung Böhmens, wie auch bie definitive Feititellung ber Wahlordnung 
Tönnen nach ber Hiftorifchen Landesverfaſſung und bem allerh. Majeſtäts⸗ 
fchreiben vom 8. April 1848, ja felbft nach dem Diplome vom 20. October 
1860 nicht anders rechtmäßig und giltig vorgenommen werben, als mittelfl 
eines neuen Vertrages zwiſchen dem böhmifchen Könige und ber orbentlich 
und rechtsmäßig vertretenen politifhen Nation Böhmens. — 4) Kein außer: 
böhmifcher Nepräfentativ: ober Adminiſtrativ⸗Körper, alfo auch nicht ber cis⸗ 
Teithanifche Reichsrath und auch Feine Delegation, mit alleiniger Ausnahme 
einer felbftändigen Delegation ber Länder der böhmifchen Krone, welche mit 
Nüdficht auf die gemeinfamen Angelegenheiten ber ganzen Monarchie von 
ben Landtagen ber böhmischen Länder dazu ordentlich bevollmächtigt wäre, 
kann für dieſes Königreich weber einen beflimmten Theil ber Schuld des 
ganzen Neiches übernehmen, noch bdemfelben rechtsmäßig Steuern auflegen 
oder basfelbe in welcher Art immer rechtsmäßig verbindlih machen. — 
5) Von dem Momente an, wo ber alleinige und Hauptzwed ſowohl des 
October⸗Diploms, jo auch des Februar: PBatentes, d. i. die Umgeſtaltung einer 
zufammengefetten und abfoluten Monarchie in einen einheitlichen und Vers 
fafjungsftaat vom Monarchen felbft aufgegeben und fo biefe Reichsgrundgeſetze 
durch die unternommene Aufrichtung zweier Staaten und einiger Verfaſſungen 
aus ihren eigenen Grunbfeflen gehoben worben find, verloren bie aus ben: 
felben fließenden Rechte und Pflichten ihre fubjective und objective Giltigfeit, 
weil das, was nur für gewiffe Perfonen, Verhältniſſe und Zwecke gelten 
folte, nit au für eine andere Perfon, einen anderen Verband, anbere 
Verhältniffe, andere Rechte und andere Zwecke feine volle Giltigfeit behalten 
kann. — 6) Es fteht uns nicht zu, ber politiichen Nation Ungarns ihr Jahr: 
hunderte altes Recht abzufprechen, nach welchem fie mit bem allerburchlaudhs 
tigften Regenten bezüglich ihres eigenen Staats: und DVerfaffungsrechtes, wie 
auch mit den übrigen Ländern bes Neiches Verträge ſchließen kann; aber wir 
können nicht zugeben, daß durch derartige Verträge zugleich über bie Rechte 
ber böhmischen Krone entfchieden werde, und daß auf dieſe Weife ben König: 
reiche Böhmen wenigftens factifch fein gleichartiges und ebenfo altes hiſtoriſches 
Recht ber Selbftbeftimmung in feinen Staats: und Verfaflungs s Angelegens 
beiten berommen werde. — 7) Die Uebertragung bes Rechtes ber Geſetz⸗ 
und Verfafjungsgebung von bem Gefammt-Reichsrathe auf einen Reichsrath, 
welder — und auch da nur indirect — eine noch Fleinere Rändergruppe ver: 
tritt, al8 felbft der ehemalige „engere Reichsrath“ des aufgehobenen Februar: 
Patentes vertreten follte; weiter die Errichtung einer Delegation ans dem 
cisleithaniſchen Reichsrathe zu Verhandlungen mit ber Delegation des uns 
gariſchen Reichstages; dann die Verkürzung bes Landtages in dem Punkte, 
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baß er hienach nicht in eine Vertretung bes geſammien Reiches, ſondern bloß 
in irgend einen RepräfentativsKörper Eisleithaniens, einer nie dageweſenen 
und zufälligen Gruppe ber „übrigen Länder“ ohne biftoriihe Grundlage, 
feine Abgeorbneten wählen fol; weiter bie daraus fließende Beeinträchtigung 
ber Lanbesautonomie und beren Unterwerfung unter das Votum einer viel: 
leicht zufälligen Majorität in den von zwei außerböhmiſchen Vertretungskör⸗ 
pern entfendeten Delegationen — alles bieß betrachten wir als neue für unier 
Baterland verberblihe Detroyirungen, die in Böhmen ohne bie vollftändige 
Zuflimmung von Seite einer berechtigten und gerechten ‚Vertretung dieſes 
Königreihs nie Rechtsgiltigfeit erlangen Tönnen. — 8) Die Abgeordneten 
bes böhmischen Landtages hatten und haben weber ein Recht noch ein Dean: 
bat zur Wahl oder zum Giutritt in ben jebigen, bezüglich feines Rechtes 
und jeiner Competenz, furz feinem Wefen nad veränderten Reichsrath, wel: 
cher bergeftalt gar nicht befland, als fie gemählt wurden; fie hatten fein 
Recht, dafelbft Delegationen zu wählen, bie große Majorität der Bevölkerung 
ihres Vaterlandee, mit ber fie im offenen Widerſpruche ftehen, zu contuma= 
ciren; und deßhalb muB alles das, was jie dort beichlofjen haben, als bloßes 
Factum angefehen werben, unb kann für das Königreich Böhmen nicht rechts⸗ 
fräftig bindend fein. — 9) Alle diefe Berfafjungswirren in gerechter Weife 
zu begleichen, das Rechtsverhältniß bes SKKönigreihes Böhmen zu anderen 
Ländern bes Reiches und zur allerh. Dynaſtie, überhaupt bas ganze Staats: 
recht ber böhmifchen Krone bauernd und zum Wohle bes Landes ımb zum 
Vortheile der Dynaftie gefichert zu begründen, ift nur möglich durch eine 
Mebereinfunft zwifchen unferem allerburchlaudhtigften Könige und ber politifch- 
biftorifchen, auf einer richtigen und gerechten Grundlage vertretenen böhmis 
jhen Nation. — 10) Als eine gerechte Vertretung betrachten wir eine foldye, 
bie auf einer Wahlordnung bafiren würbe, bei welcher die Gleichberechtigung 
beider Nationalitäten unjeres Vaterlandes durch eine überall gleiche Anwen⸗ 
bung berjelben Grundſätze auch praftifch durchgeführt wäre, und wir hegen 
ben Wunſch, ein Webereinfommen mit unferen beutichen Landsleuten betreffs 
ſolcher Inftitutionen zu treffen, bie eine jede Verkürzung ber einen oder 
ber anderen Nationalität im Lande, bewirkt durch die bloße Macht einer 


Majorität, bintanhalten könnten. — Tiefe unfere Weberzeugung bildet zu: 


gleich die politifche Veberzeugung ber ganzen, 5 Millionen Seelen zählenden 
böhmischeflavifhhen Nation in allen Ländern der böhmischen Krone. Zum Be: 
weis beffen berufen wir uns auf die allerwegs ausgefprochene und jetzt be: 
reit8 Niemandem zweifelhafte Stimme dieſer Nation. Dieß erachten wir ale 
nothwendig dem hoben Präſidium anzuzeigen, und bitten, basfelbe möge Sr. 
k. k. apoft. Majeſtät, unferem allergnädigften König, der durch das allerh, 
Patent vom 2. Januar b. 3. uns in ben Landtag einzuberufen gerubte, ſowie 
ben übrigen in Folge befjen verfammelten Abgeordneten biefe Gründe unſe— 
res Vorgehens zur Kenntniß bringen.“ 
Die „Declaration” ift von 81 czechiſchen Abgeorbneten unterzeichnet, nicht 
aber von ben Prälaten und ben Feubalen Clam-Martiniz, Leo Thun zc. 


24. Aug. (Defterreih). Zweiter öfterr. Lehrertag in Brünn. 


25. 


„ (Defterrei: Mähren). Landtag: Die feubal=clericalsczechiiche 
Partei übergibt dem Landtag eine ähnliche Declaration, wie ihre 
Parteigenoffen im böhmifchen Landtag. Der Landtag, troßdem be: 
Ihlußfähig, geht über biefelbe, ba fie feine Regierungsvorlage und 
feine Borlage bes Landesausſchuſſes fei, auch Teinen Antrag eines 
Mitgliedes enthalte, fofort ohne Debatte und einftimmig zur Tages: 
ordnung über, 

Die mähriihe Declaration beginnt damit, die Thatjache zu con: 
ſtatiren, baß „nur in Folge ber geinberten Wahlen im zweiten Wahlförper 
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bes Großgrundbeſitzes die Vornahme ber Wahlen von Abgeordneten in ben 
Reichsrath am 8. April 1867 beſchloſſen und vollzogen wurde“. Es folgt 
fobann bie Behauptung, daß ber Reichsrath „ohne verfaffungsmäßige Com⸗ 
petenz" Beſchlüſſe gefaßt babe, weiter ein Nachweis ber „flaatsrechtlichen 
Selbfländigkeit der Länder ber böhmiſchen Krone” und darauf eine in Form 
eines Ausfalles auf ben Reichsrath gehüllte Befürwortung bes Abfolutismus, 
welche alfo lautet: „Sowie Ungarn feit 1851 die abjolute Herrichaft feines 
Königs und bie mit ben anderen Ländern ihm gemeinfamen GEentralftellen 
viel leichter ertragen bat, als feit 1861 ben Abfolutismus bes Reichsrathes, 
jo Tonnten die Völker ber nichtungarifhen Königreiche und Länder bie gemein⸗ 
fame, von Einem Monarchen als ihrem legitimen Fürften geübte Gefeßgebung 
mit geringerem Wiberftreben annehmen, als bie Anmaßung einer durch Fünft- 
lie Wahlordnungen zur parlamentarifchen Mehrheit gehobenen, zumeift nur 
Einem ber Öflerr. Völfer angehörigen Partei, burch ihre Vertreter der überwie⸗ 
genden Mehrheit ber öfterr. Länder und Völker Gefeke zu geben. Ein folches 
Verhältniß hat nicht die Gewähr des Beftandes, und ein Zurückgehen auf 
bie einzig mögliche Form von Mepräfentativ:Verfafjungen in unferem Neiche, 
nämlich auf jene der einzelnen Königreiche und Länder ober Länbergruppen, 
it unerläßlih." Die „Declaration" reclamirt hierauf für die Länder ber 
„Krone Böhmens“ biefelbe Bedeutung, wie jene ber Krone Ungarns fie ha⸗ 
ben, behauptet, daß „biefe beiden Kronen zumeift die öſterreichiſche Monarchie 
conftituirt haben”, kommt unmittelbar darauf wieder auf ben Reichsrath zu- 
rück unb auf bie December Ber Taffung, welche „nicht giltig zu Stande fam”, 
und führt dann fort: „In gleicher Weife, "wie die Minorität bes Landtages 
von 1861 theils und bedingnißweife und unter Verwahrung bes Rechtes ben 
Boden ber bamals angebahnten neuen Verfafjungsgeftaltung betrat, Tünnte 
auch bermalen nur die Erwägung uns beflimmen, an ben Verhandlungen des 
Landtages bei den geänderten Verfaſſungs-Verhältniſſen theilzunehmen, wenn 
wir durch unfere Theilnahme an dem neuen Verfaffungswerfe, deſſen integri= 
renden Theil bie Landtage bilden, Hoffnung haben, daß eine Verfländigung 
und eine organifche Yortbildung des Berfafjungsrechtes bes Lanbes und bes 
Neiches auf der Grundlage der Anerkennung ber biftorifchen Rechte ber ein⸗ 
zelnen ftaatsrechtlihen Organismen geförbert werben würde. Leiber können wir 
dermalen eine folhe Hoffnung nicht hegen. Das bualiftiiche Syſtem muß bie 
Landtage in ihrer Bebeutung zumeift zu Wablcollegien für ben Reichsrath herab: 
brüden; im Reichsrathe Tiegt der Schwerpunft ber Legislation, ſowohl in allen 
Zweigen ber inneren Verwaltung als bes Staatsrechtes, und bie einzelnen Kö: 
nigreiche und Länder Fönnen, ohne fich felbft aufzugeben, biefer Verfammlung 
bie burch bie Gejeke vom 21. Dec. 1867 ihr vorbehaltenen Befugniffe nicht 
übertragen. Durch unfere Theilnahme an ben Landtagsverhandlungen wür⸗ 
ben wir nur ein Syſtem fräftigen, welches wir für das Reich und bie Länder 
als höchſt verberblich anjehen. Die Folgen dieſes dualiſtiſchen Syftems, deſſen 
Stüpe zumeift bie bermaligen Landtags: Majoritäten in Böhmen und Mähren 
find, machen fih auch ſchon in unferem Vaterlande beforgnißerregend fühlbar. 
In allen Zweigen bes öffentlichen und nationalen Lebens, in ben Maßnahmen 
gegen bie Kirche und beren Diener, gegen bie Beftrebungen unferes Volkes 
nah einem naturgemäßen Unterrichte ber Jugend in ben Volle: und Mittels 
ſchulen und dem übrigen Lehranftalten bes Landes, gegen das natürliche Necht 
zu Verfammlungen und Vereinen, gegen bie Freiheit der Preffe, in den Maß: 
nahmen bei Beftellung der Staatsdiener anläßlich ber Organifirung ber po⸗ 
Titifchen und Rechtobehörden, überall begegnen wir einer VBernachläffigung ber 
geifligen Intereffen unferes Volkes und vermiffen jene Mäßigung, die auch 
eine Parteiregierung ihren Gegnern ſchuldig if. Die Freiheit, welche bie 
neuen Derfafjungszuftände nad ben Verficherungen ber von ber Regierung 
und von der fie ſtuͤtzenden Partei unterhaltenen Organe gefchaffen Haben joll, 
fie beſteht num für bie herrſchende Partei," Dieſe Anklage wird nun bes 
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Weiteren ausgeführt und nachzuweiſen verfucht, baß nit im Einme ber be- 
flehenden Berfafjung regiert werde. Schließlich wirb ven ben Unterzeichnern 
ber „Tecdlaration” der befiehenden Regierung bas Fräbicat einer „unnatür- 
lien Partei Regierung” beigelegt und bie Hoffnung anf eine Bereinbarung 
zwifchen dem Lanbiage nnd der Krone” ausgeſprochen. Der Schlußſatz ber 
„Declaration” befagt: „Wir müflen unfer Land und unfer Bolt gegen jebe 
Gefährdung, welche die Rechte und die Selbſtändigkeit biefes Markgrafen: 
thums im Reicherathe und im tiefem Lanbiage bereits erlitten haben unb 
noch erleiden werben, auf das feierliche verwahren.” 

Unterzeichnet ift das Schriftſtück vom Erzbifchof von Olmũtz, vom Bifchof 
von Zrünn, vom Fürften Hugo Salm, vom Grafen Egbert Belcredi und 
ben flavifchen Abgeordneten Mähren. 


27. Aug. (Defterreid: Kärnthen). Ter Landtag beſchließt eine Ver: 


28. 


29. 


u 


trauensabrefle an das Meinijterium. 


„ODeſterreich). Erlaß des Juftizminifters an die Oberlandes- 
gerichte gegen die Renitenz der Biſchöfe, welche fi weigern, bie 
Akten ber bisherigen, geiftlihen Chegerichte den nunmehr zuftändigen 
weltlichen Gerichten auszuliefern:: 

„Wirb bie Uebergabe ber vom Gerichte begehrten Berhandlungsaften dem 
entfenbeten Abgeorbneten verweigert, ſo bat bas Gericht bie erforderlichen 
Zwangsmittel zu ergreiien, um in ben Befit ber nöthigen Verhandlungs⸗ 
aften zu gelangen. Tas Gericht kann zu biefem Zwecke Gelbitrafen ver: 
hängen, ehe es zu gewaltfamen Wegnahmen fchreitet; es kann aber auch, ohne 
vorher Gelditrafen verhängt zu Haben, ben mit ber Uebernahme der Akten 
betrauten Abgeorbneten ermädtigen, bie zur Erlangung ber Aften nöthigen 
Zwangsmittel anzuwenden.” 


„ (Defterreid). Mit Rüdfiht fowohl auf die verfammelten 
Landtage, als auf bie mit Ablauf bes Monats Auguft ins Leben 
tretende neue politiſche Organifation erläßt der Minifter des Innern 
ein Rundſchreiben an die Statthalter. 


Was die Landtage betrifft, fo werben bie Statthalter ermahnt, beren 
Thätigfeit Vorſchub zu leiften, ben erweiterten Wirkungskreis der Lanbtage 
zu reipectiven, aber auch ihren Einfluß, wo fi Anlaß bazu bietet, geltend 
zu machen, um Webergriffe in ben Bereich ber veichsräthlichen Competenz zu 
verhüten. Weiter wendet fih das Runbdichreiben zu ben neu ernannten Be: 
amten. Ihnen wirb eingeihärft, bie Selbfiverwaltung ber Gemeinden zu 
fördern und ſich ber malcllofeften Veriaffungstreue zu befleißigen. Beamte, 
bie fich unfähig ober wiberwillig erweifen, follen entfernt werden. Den Statt: 
baltern wird «€ npelokeit, ſtrengſtens barüber zu wachen, daß nit Beamte 
den ae oſelndlichen Parteien direkt oder mittelbar Vorſchub leiften, und 
ber Minifier betont, wie gerade angefichts ber verfafiungsfeindlihen Agitation 
in einigen Gegenben bie Regierung bie erhöhte Pflicht habe, auf bie confti- 
tutionelle Wanterfeit ihrer Organe Acht zu haben. 


„ (Defterreih: Böhmen). Der Landtag befchließt einftimmig bie 


formliche Wieberbefeitigung des vom Minifterium bereits als unver: 
trägllch mit dem Staatsgrundgeſetze außer Kraft geſetzten czechiichen 
Sprachenzwanggeſetzes vom 18. Jan. 1866. 

„ (Defterrei: Steiermart). Der Landtag beſchließt mit allen 
gegen bie Stimmen der Slovenen und Clericalen eine Dankadreſſe 
an ben Kaiſer für die Sanctionirung ber Staatsgrunbgefeße. 
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29. Aug. (Defterreid: Tyrol). Der Landtag beftellt den Ausihuß für- 
Prüfung des Schulauffihtsgejeges ganz clerical. 
Bon 16 neugewählten Mitgliedern aus Wälſchtyrol haben fich wieber nur 
3 eingefunden. Das Parteiverhäftnig im Landtage if: 25 — 30 Elericale 
gegen 22 Kiberale. 


— Sept. (Defterreid).. Die Biſchoͤfe beginnen fi zu fügen und bie 
Ehegerichtsaften herauszugeben. | 


Die zur Abforderung der Aften entfendeten Commiſſäre bes Prager und , 
Neichenberger Landesgerichts erhalten bie Aften auf Grund ber Erecutions: 
androhung fofort. Der Biſchof Wahalla von Leitmerig in Böhmen, welcher 
bie erfle Commilfion mit ihrem Begehren derb abgewiefen, ift gleichfalls nad): 

iebig geworben. Als bie zweite Commiſſion erfheint mit ihrem Juſtizmini⸗ 
erial:Erlaß in der Hand, läßt der Biſchof fofort die Aften herausgeben unb 
begnügt fi mit der Erflärung, daß er nur der Gewalt weiche. 


— . (Defterreih: Oberöfterreih und Salzburg). Die Landtage be: 
ſchließen gleihfalls Dankadrefien an den Kaijer und Vertrauens: 
abrefien an das Miniſterium. | 


—  . Defterreid: Galizien). Der Kaifer und die Kaiferin wollen 
Ende des Monats mit großem Gefolge Galizien befuchen. 

— „CGOVeſterreich: Galizien). Landtag: Der Abg. Ziemialkowski, der 
Führer ber polnifhen Fraction im Reichsrathe und Picepräfident 
bes letztern, veröffentlicht folgendes Programm ber Forderungen des 
Landes, das fogleich zahlreiche Unterjchriften findet und offenbar ben 
Anſchauungen ber Mehrheit bes. Landtags entſpricht: 


„Die Staatsgrundgejeße vom 21. December 1867 haben auf die billigen 
Wünſche unferes Landes Feine Rücficht genommen. Sie haben viele unferer 
wichtigſten Bebürfniffe unbeachtet gelaſſen. Sie haben die Rechte unferer na= 
tionalen Smbivibualität verlegt. Wir werben daher beftrebt fein, an dieſen 
Grundgejegen Aenderungen vorzunehmen, und indem wir für unfer Land bie 
nationale Autonomie zu erlangen und biejelbe immer weiter zu entwideln 
trachten werden, find wir entichloffen, die Verwirkfihung ber nachfolgenden 
Bedingniffe derjelben anzuftreben: 1) Die Wahlen in ben Landtag und 
in ben Reichsrath follen unabhängig und frei von allen Einflüffen. außer: 
galizifcher Behörden und Repräfentativ-Corporationen fein. Nur der Landtag 
auf Grund eines Lanbesgefeßes fol berechtigt fein, mittels eines Landes⸗ 
geletes bie Art der Vornahme biefer beiden Wahlen zu normiren, Eine 
Appellation von Landtagsbeichlüffen an eine andere Repräfentanz richtet bie 
Unabhängigkeit ber Landesreprälentanzg zu Grunde. (Bezieht fi auf bie 
Intervention bed Staatsgerichtehofes bei Eompetenzconflicten zwiſchen Landtag 
und Reichstag.) 2) Der Wirkungsfreis des Landtages fol außer ben ihm 
bereits zugeflanbenen Tegislativen Gegenftänben noch Folgendes umfafien: 
a) die ganze Gefehgebung in Betreff der Schulen; b) bie Eivil- und Strafs 
gefeßgebung, denn diefe muß fich nach den focialen und ökonomiſchen Landes: 
verhältniffen richten; c) bie Gefeßgebung in Betreff der Rechtspflege und ber 
Adminiftration. 3) Die polniihe Sprache fol Amtsſprache bes Landtages, 
der Gerichte und der Adminiftration fein. Sie fol Unterrichtsfprache in 
allen Schulen und Univerfitäten bed Landes fein. Ber ruthenifhen Sprache 
bleibt die ganze Entwidelungs= und Bilbungsfreiheit belaffen. 4) Die Nd: 
miniftration der Lanbesichulen fol ben Lanbesbehörben überlaflen werben. 
5) Die Landeseintünfte follen in erfter Reihe zur Dedung ber Landeserfors 
berniffe dienen. Inſolange das Land durch feine Vertretung über feine Ein« 


270 


Oeſterreich Angarn. 


fünfte nicht frei verfügt, muß man es als eigenen Willens bar anſehen. 
6) Das Land foll feine eigene Grecutivbehörbe in bem ihm zugeftandenen 
Wirfungsfreife beſitzen. Dieje Behörde ift bem Landtage verantwortlidh. Am 
hen Hoflager befindet jich ein beſonderer Minifter für Landesange⸗ 
egenbeiten.” 


2. Sept. (Defterreid: Galizien). Landtag: Debatte über bie Sprachen: 


10, 


11. 


12. 


frage: 

Zublifiewicz veferirt im Namen ber Specialcommilfion über brei Vor⸗ 
Tagen bes Landesausſchuſſes wegen Einführung der polnifchen Amtsiprache 
bei den Adminiſtrativ⸗, Finanz und Gerichtsbehörden und beantragt bie An⸗ 
nahme mit noch größerer Beihränfung bes Gebrauchs der deutihen Sprade. 
Dagegen fprechen die Ruthenen Pietruszewicz und Kawalski, welche die Vor: 
lagen als Beeinträchtigung ihrer Nationalität anfehen. Der Lebtere prote- 
flirt energifch gegen ben von der Commiffion gebraudten Ausbrud „Hein: 
ruffifhe Sprade* und beruft ſich auf bie Stantsgrundgefeke. Ein Antrag 
auf Rüdverweilung an die Commiſſion, forwie ein Anirag auf Uebergang 
zur Tagesorbuung werden verworfen, worauf. bie Ruthenen unter Proteft den 
Landtagsfaal verlaffen. Das erfte Geſetz betreffs- der Sprachen bei ben Ad⸗ 
miniftrativbehörden wird in zweiter und dritter Leſung angenommen, jedoch 
ber Ausdrud „kleintuſſiſch“ befeitigt und ebenfo ‘werden (A. Sept.) auch bie 
beiden anderen Borlagen angenommen. 

„ @Oefterreid: Trieſt). Landtag: Die ſechs Vertreter des (ſlavi⸗ 


chen) Territoriums ſcheiden unter Proteft aus dem Landtage. 

„ (Defterreih: Böhmen). Landtag: Der Oberftlandmarfchall for: 
dert bie Unterzeichner der Declaration vom 23. Aug. durch Zuſchrift 
in czechiicher Sprache auf, binnen 44 Tagen entweder zu erjcheinen 
oder aber ihr Nichterfcheinen zu rechtfertigen. 

„ (Ungarn). Die Regierung fequeftrirt auch die Güter des Fürften 
Aler. Karageorgiewic für Rechnung der ſerbiſchen Regierung. 

„ (Defterreih: Böhmen). Die Agitation der Bevölkerung und 


die Sprache der Breffe ift namentlih in Prag und der Umgegenb 


eine foldhe geworben, daß fih die Regierung zu Vorſichtsmaßregeln 
genöthigt fieht. Eine Zuftimmungskundgebung der Stadtverorbneten 
von Prag zu ber Declaration der cezechiſchen Abgeordneten des böh: 
mifhen Landtags Tann nur dadurch verhindert werden, baß ber 


Statthalter dem Bürgermeifter erflärt, die Regierung werbe eine 


ſolche Competenzüberfchreitung aufs entſchiedenſte ahnden. Die cze: 
hifchen Blätter Prags werben an dieſem Tage ſämmtlich confiscirt. 
„ Eine Taijerl. Verfügung kommt dem Verlangen der Ungarn nad) 
einer nationalen Armee wieder um einen Schritt entgegen: 
Während bei den technifchen Truppen bisher bie Nationalität gar nicht 
berücfichtigt wurde, follen fortan 3 Artillerie-, 3 Feltungsregimenter und je 
1 Genie: und Pionierbataillon ausfchließlich aus Ungarn beftehen. 
„ OOefterreid). Ein SHirtendrief bes Biſchofs Nudigier von 
Linz, der am folgenden Tage in allen Kirchen verlefen werden follte, 
wird von ber Polizei in der "Druderei mit Beichlag belegt und der 
Retternfab verfiegelt. 
Der Biſchof wollte feine Didcefen barin belehren: 1) welches ber Inhalt 
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ber neuen Staatsgrundgeſetze ſei, und 2) wie bie Katholiken ſich benjelben 
gegenüber zu verhalten haben. Nachdem ber erſte Punkt auseinandergefegt 
ift, folgen bezüglich bes zweiten einige Sätze als Richtſchnur für die Gläu— 
bigen, als: Das Concorbat bleibt in allen feinen Theilen für immer auf- 
recht; bie geiftlichen Ehegerichte bleiben aufrecht; bas alte Verhältniß ber 
Kirche zur Schule bleibt aufreht u. f. w. Zum Schluffe kommt ber Sak: 
rn Oprfurät vor Sr. Maj. dem Kaiſer bleibt aufrecht; „feine Lage ift 
urchtbar“ 2c. j 


12. Sept. (Defterrei: Galizien). Landtag: Debatte über den Antrag, für 


16. 


die Vorträge an ben Univerfitäten Lemberg und Krakau durch Landes: 
gejeb den ausjchließlichen Gebrauch ber polnifhen Sprache einzus 
führen, doch mit Beibehaltung der in Lemberg beftehenden zwei ru= 
thenifchen Lehrkanzeln. 

Die Ruthenen erheben bagegen Hejtigen Widerſpruch. Fürſt Sanguszfo 
unterftüßt ihre Forderungen und beantragt polniſche und rutheniſche Vorträge 
an beiden Univerjitäten. Die Ruthenen wollen ſich damit für Lemberg be: 
gnügen. Bei ber Abftimmung werben ihre Anträge abgelehnt und die Com⸗ 
mijfionsanträge angenommen. 


„ Defterreid: Galizien). Landtag: Die zu Prüfung ber Anträge 
Smolfa und Zyblifiewiz niedergeſetzte Commiffion beantragt als 
Compromiß zwiſchen den verſchiedenen Fractionen eine Adreſſe an 
den Kaiſer und eine Refolution über bie Begehren bes Landes. 


Entwurf ber Adreffe an ben Kaifer: „... Es ift unfer aufrichtiger 
Wunſch, Ew. Majeflät, die öſterreichiſche Monarchie mächtig und blühend zu 
feben. Wir haben mit bem Gefühle ber lebhafteſten Freude den zwiſchen dem 
Ländern der bl. Stephansfrone und ben übrigen Ländern Ew. apoft. Mai. 
zu Stande gefommenen Ausgleich, ber die Grundlagen Deines Thrones ges 
feftigt bat, begrüßt. Unfere Freude war um fo größer, al® dadurch das 
Princip der politifch Hiftorifchen Nechte zu Ehren gelangte. Um fo ſchmerz⸗ 
licher wurden wir durch die Stellung berührt, welche die Grundgeſetze vom 
21. Dec. 1867 in Neugeftaltung ber Monarchie unferem Lande angeriefen 
haben. Diefe Gefete haben bie Individualität unferes Landes nicht geehrt, 
fie haben beffen weſentlichſte Bebürfniffe verfannt und bie jo oft Fundgeges 
benen Wünſche desjelben nicht berüdfichtigt. Troß ber hiſtoriſchen und na: 
tionalen Abgefonbertheit müßte unfer Land, obzwar das größte in dieſer 
Neichshälfte, mit den anderen in bem Syſteme ber legislativen und abminis 
ftrativen Gentralifation aufgeben. Seine nicht nur mit anderen Ländern ge= 
meinfanten, fondern auch feine eigenen melentlichften Angelegenheiten müßten 
unter der Mitwirkung oder vielmehr unter bem Webergewichte jener Länder 
entfchieben werben, die außer dem Staatsverbande nichts mit uns Gemein⸗ 
fames haben. In Fragen ber Juſtiz, der öffentlichen Sicherheit, Adminiſtra⸗ 
tion und, was noch mehr, in Fragen ber Aufklärung müßte unfer Land von 
den Entfchlüffen einer aus fremden Elementen beftehenden Verfammlung abs 
hängen. Da überbieß bie Grundgejege bem Reichsrath das Recht der Geld: 
und Blutfteuer-Dispofition einräumen, bagegen aus bem Staatsjchage zur 
Berfügung unferes Landtages nichts ansſcheiden, ba endlich jogar über ben 
Vollzug und die Anwendung der Geſetze im Lande nicht unfer Landtag, fondern 
ber Reichsrath zu enticheiden bat, jo fet es uns ohne Webertreibung geftattet, 
zu fagen, daß die Stantsgrundgefeke unfer Land der Gewalt ber. Repräſen⸗ 
tanten anderer Länder ber Monarchie preisgeben, welche unjere focialen Ver: 
bältniffe, unfere Sitten und Gebräuche nicht kennen. Es kann auch von 
biefen Repräſentanten, felbft wenn fie ben beflen Willen hätten, weder er= 
wartet noch verlangt werben, baß fie bei Beichliegung ber Geſetze unjere Ins 
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Ländern ber ungarifchen Krone fi ergänzenden Regimenter und Truppen: 
törper, fo weit es möglich, aus dieſen Ländern gebürtige Offiziere eingetbeilt 
werben. Zugleich find bie wieberholt erlaffenen Vorſchriften betreffs Ancig: 
nung ber Regimentsipradhen ſämmtlichen Truppenkörpern ber Armee erneuert 
in Erinnerung gu bringen, und es ift bei Eintbeilung ber Dffiziere auf bie 
Kenninig ber in ben Regimentern vorherrſchenden Sprachen beſonders Rück⸗ 
fiht zu nehnen.” 


13. Aug. (Ungarn) Der Peſther Honbebverein beſchließt, fich troß ber 


21, 


22. 


neuen Honved-Landwehrarmee nicht aufzulöſen. SKlapfa tritt als 
Präfident desſelben zurüd. Ä 

„ (Defterreid). Die Correfpondenten des Preßbureau fangen, 
durch die am Schüßenfeft zu Tage getretene Strömung gehoben, an, 
gegenüber Preußen eine andere Sprache als bisher zu führen, indem 
fie 3. B. anregend meinen: 

„Mit unferer conftitutionellen Freiheit, die fich immer mehr, immer fräf: 
tiger und lebensfrifcher entfaltet, mit unferm freien VBerfaffungsleben, mit ber 
geiftigen Stellung und Thatfraft unferer deutſchen Elemente im regenerirten 
Defterreih, unter ber Führung von erprobt freifinnigen .parlamentarifchen ” 
Miniftern behalten wir, trotz Bismard und ben National-Liberalen „Fühlung“ 
mit Deutichland, und warten berubigt ben Tag ab, an welchem man und 
ſelbſt rufen, die Gleichberechtigung mit Preußen anbieten, und für Sidbeutfch- 
land, bem wir ohnehin im Gemüth am nächſten ſtehen — mit voller Zu: 


. fimmung feiner Fürften und: Bölfer — im Wefentliden bie Präro- 


gative übertragen wird, welde Preußen in ber nörblidhen 
Hälfte des deutihen Gefammtvaterlands übt. „Patience passe 
science“, ift nicht nur ber Norfolk Devife.” 

» Da das neue Wehrgeſetz erft in Ungarn votirt, im Reichsrath 
aber noch nicht eingebracht ift, fieht ſich die Regierung veranlaßt, 
bie Refrutivung in beiden Reichshälften bis zum Herbft zu verfchieben. 
v &Oefterreid: Vorarlberg). Der Bifchof ſucht bie erfte Eivil- 
Che dur ſpätes Nachgeben zu vermeiden und veranlaßt baburd) 
einen Conflict über die Auslegung des Gefebes, der indeß gegen ihn 
entichieden wird, 


„ (Ungarn). Auch die Generalverjammlung ber Honvebvereine 
befchließt in Peith mit 88 gegen 37 Stimmen, fi troß der neuen 
Honved-Landwehrarmee nicht aufzulöfen. 


„Oeſterreich). Eröffnung der 17 Landtage ber cisleithanifchen 
Reichshälfte. Die wichtigfte Vorlage der Regierung ift diejenige bez. 
Drganifation der Schulauffichtsbehörden, da das Volksſchulweſen nad) 
dem damaligen Compromiß mit den Polen durch das Staatsgrund⸗ 
gefeß vom 21. Dec. 1867 größtentheils in die Competenz ber Lanb- 
tage fällt. . 

Folgendes find bie Grundzüge ber Vorlage: Während bisher bie unmittels 
bare Aufficht über jede Volksſchule dem Ortsfhulvorfteher zuftand, wird bies 
jelbe Fünftighin von dem Ortsſchulrathe ausgeübt werben. Bertreter ber 
Kirche, Schule und Gemeinde find in benfelben einbezogen; bie Mitglieder 
ber legteren find in der Art zu wählen, daß cine Repräfentation ber ver- 
ſchiedenen Glaubensbekenntuiſſe möglid gemacht wird. Der Vorſitzende des 
Ortoſchulrathes und deſſen Stellvertreter werben von ben Mitgliedern besjelben 
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gewählt. Allmonatlich Hat ſich dieſe Körperfchaft zu vegelmäßigen Sitzungen 
zu verfammeln; außerordentliche Sitzungen müffen auf Antrag zweier Mit: 
glieder einberufen werben. Die Befugnifje des Drtsfchulrathes find ziemlich 
umfafjender Natur; es finb demfelben zumeift die abminiftrativen Angelegen: 
beiten zugewiefen. Zur Beaufſichtigung bes didaktiſch-pädagogiſchen Zuftandes 
der Schule wird ein fachkundiges Mitglied des Ortoſchulrathes als Ortsfchuls 
Inſpector beftellt, welcher fi mit dem Leiter der Schule in fletem Einvers 
nehmen zu erhalten hat. Bei Meinungsverfhiebenheiten entſcheidet ber Bezirks: 
ſchulrath. Die nächſthöhere Aufficht wird von dem Bezirksſchulrathe 
geführt. Auch in biefer Körperſchaft find bie verfchiebenen Snterefienten ber 
Schule vertreten. Der Staat durch ben Vorſteher ber politifchen Bezirks: 
bebörbe als Vorfitenber; bie Kirche durch je einen Geiftlichen jener Glaubens: 
Genoſſenſchaften, deren Seelenzahl im Bezirfe — welcher in ber Regel mit 
dem politifhen Bezirke zufammenfällt — mehr als 2000 beträgt. Ferner 
find Mitglieder zwei Fachmänner im Lehramte. Der eine derfelben wird von 
ber Lehrerverfanmlung des Bezirkes gewählt. ALS zweiter Fachmann tritt 
ber Director ber etwa im Bezirke befindlichen Lehrer: Bildungsanftalt, in Er: 
manglung einer folhen ber der Mittelfhule oder jener der Hauptichule des 
Bezirkes ein. Wo Bezirksvertretungen vorhanden find, wählen diefe, in Er: 
manglung berfelben beflimmt ber Landesausfchuß zwei Mitglieder des Bezirkes 
Ihulrathes. In Städten, welche ein eigenes Landesftatut befiten, ift ber 
PVürgermeifter der Vorfitende. Ferner hat jede Glaubens + Genofjenfchaft, 
beren Zahl mehr als 500 beträgt, einen Geiftlichen, bie israelitifhe Cultus⸗ 
gemeinde ihren Vorſteher als Vertreter; endlich wählt die Gemeinde zwei 
Mitglieder aus ben zur Gemeinbevertreitung wählbaren Gemeinbegliebern. 
Zur Wahrnehmung ber religiöfen Intereſſen jener Bezirksbewohner, deren 
Slaubensbefenntniß feines ber Mitglieder bes Bezirfsfchulrathes angehört, wählt 
der leßtere je einen Beirath biefes Bekenntniſſes. Sämmtliche Mitglieder 
unterliegen ber Beftätigung bes Landes: Chefs. Im Wefentlichen gehen bie 
bieherigen Yunctionen ber Didcefan: Schulbehörbe an bie neue Körperſchaft 
über. Auch der Bezirksſchulrath Hat fi allmonatlich mindeftens ein Mal 
zur ordentlichen Berathbung zu verfammeln. Für jeden Bezirk ernennt ber 
Minifter für Eultus und Unterricht einen Bezirks: Schulinfpector auf bie 
Dauer von ſechs Jahren. Derſelbe ift zur periobifhen Inſpection und Viſi⸗ 
tation ber Schulen berufen. Vornehmlich baben fie ihre Aufmerkfamfeit dar⸗ 
auf zu richten, ob bie Orts-Schulinfpectoren ihren Pflichten bezüglich ber 
Beauffichtigung der Schule nachkommen, ferner auf bie Einhaltung ber gejeß- 
lihen Beflimmungen bei Aufnahme und Entlafjung der Kinder, auf das 
ganze Verhalten der Lehrer, auf die Einhaltung des Lehrplanes, bie einge: 
führten Lehrmittel und Lehrbebelfe u. dgl.. mehr. Die Beauffihtigung bes 
Religions = Unterrichtes fteht nicht dem Bezirks-Inſpector, fondern ber kirch⸗ 
lihen Oberbehörde zu. Die oberſte Aufjichtsbehörbe im Lande ift der Lans 
besihulrath, dem bie Volfsfchulen, die Bildungsanftalten für Lehrer und 
Lehrerinnen und bie Deittelfchulen unterftehen. Der Landesſchulrath befteht 
aus dem Landes:Chef oder bem von ihm beflimmten Stellvertreter als Vor⸗ 
fitenden, aus zwei vom Landesausſchuſſe aus feiner Mitte belegirten Mit⸗ 
gliedern, aus einem Referenten für bie abminiftrativen und öconomifchen 
Angelegenheiten, aus den Landes:Schulinjpectoren, ferner aus Mitgliedern bes 
Lehrftandes und ber Geiftlichkeit. Außer den ordentlichen Mitgliedern kann 
fih der Landesſchulrath für einzelne Angelegenheiten buch Fachmänner ver: 
ftärten. Der Wirkungsfreis des Landesſchulrathes umfaßt einerjeits alle die⸗ 
jenigen Angelegenheiten, welche bisher den Länberftellen zugewieſen waren, 
anbererjeits ift derſelbe beträchtlich erweitert worben. So wurben zum Bei« 
jpiel bisher die Lehrer der aus Gemeindemitteln erhaltenen Mittelichulen vom 
Miniſterium beflätigt, Fünftighin bat ber Landesſchulrath dieß Recht auszus 
üben. Auch die Begutachtung von Lehrplänen, Lehrmitteln und Lehrbüchern 
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für Mittel- und Fachſchulen tft dem Landesſchulrathe zugewieſen. Den uns 
mittelbaren Einfluß auf die pädagogiſch⸗-didaktiſchen Angelegenheiten ber 
Schulen durch periodifche Infpectionen, Leitung ber Prüfungen, Ueberwahung 
ber Wirkſamkeit der Schuldirectionen u. |. w. zu üben, find zunächſt bie 
Landes⸗Schulinſpectoren berufen. 


22. Aug. (Deſter reich: Galizien). Landtag: Der Landtagsmarfchall bringt 


23. 


das üblihe Hoch nach der Eröffnung nicht dem Kaifer, ſondern dem 
„König“. Der Statthalter Goluchowski hebt die Erweiterung ber 
Autonomie des Landes durch die vom Reichsrath beichlofjenen Staats: 
grundgefeße vom 241. Dec. 1867 hervor. Smolfa erhebt biegegen 
MWiderfpruh und beantragt, den vorjährigen Beſchluß, den Reichsrath 
zu bef&hiden, zu wiberrufen und die galiziſchen Reichsrathsdeputirten 
aufzufordern, ihre Mandate niederzulegen. Zyblikiewiz beantragt, eine 
Commiſſion nieberzufegen, um bie neuen Staatsgrundgefeße zu prüfen 
und barüber Bericht und Anträge zu bringen. Beide Anträge werden 


- an eine Kommilfion von 15 Mitgliedern gewiefen. 


„ (Defterreid: Böhmen). Landtag: Die Ezechen fehlen ſämmtlich 
und laſſen ftatt deffen durch drei Mitglieder aus ihrer Mitte bem 
Landtagsmarſchall eine „Declaration” überreichen. Diejenigen czechi— 
Then Abgeorbneten, welche zugleih Beamte find, legen ihr Mandat 
nieder. Ebenſo fehlen bie Prälaten. Rieger und Sladkowsky, die 
Führer der Alt: und Jungezechen, ſowie ihre Stellvertreter, erklären 
ihren Austritt aus dem Landesausichuffe. Der Landtag ift indeß 


doch beſchlußfähig: es find 122 deutſche Mitglieber ba. 


Die Declaration ber Czechen ift ein jehr umfangreiches Aftenftüd. 
Die Defiderien ber „Nation“ werben am Schlufje folgendermaßen aufgezählt: 
„1) Zwilden Sr. k. k. Apoftolifhen Majeftät, unferem erblichen Könige und 
zugleich Repräfentanten ber allerdurchlauchtigſten Herricherfamilie, und ber 
politiihen böhmiſchen Nation befteht ein beiberfeits gleichmäßig binbenbes 
Rechtsverhältniß, das durch einen Vertrag dieſer Nation mit Ferdinand dem 
Eriten für fih und deſſen Nachfolger begründet wurde, mittelft der pragma— 
tiſchen Sanction, durch beiderfeitige und bedingende Zuftimmung bes Land⸗ 
tages auf die allerdurchlauchtigfte Lothring'ſche Familie überging und bis in 
unjere Tage burch den Krönungseib unferer Könige und ben Huldigungseib 
den gelegmäßigen Landes-Repräſentanten jederzeit erneuert wurde. Se. Maj. 
bat mit der Annahme der böhmiſchen Krone in Folge der freiwilligen Ab: 
tretung feines allerdburchlauchtigften Vorgängers, des der Nation durch einen 
Eid verbundenen Königs Ferdinand V., dieſelbe gewiß nicht anders über: 
nommen al8 mit allen Rechten und Pflichten, welche fein Vorgänger auf 
Grund des Krönungseides und des allerhöchſten Majeſtätsbriefes vom 8. April 
1848 inne hatte, — 2) Die Länder des Haufes Defterreich bildeten bis zum 
Sabre 1848 feinen einheitlichen Staat, fonbern bejondere zur Dynaftie in 
ungleichen Berbältnifien ftehende Staaten, welche auf Grund ber pragmatifchen 
Sanction bloß durch die allen gemeinihaftlihe Dynaſtie zu einem Reiche 
vereint waren. Selbſt das allerh. Patent vom 1. Auguft 1804, mittelft 
welhem unfer König Franz I. für feine „unabhängigen Staaten” ben Titel 
eines „Kaifers von Defterreich” angenommen hatte, anerfannte feierlich, daß 
auch dann „ale unfere Königreiche und Staaten in ihren bisherigen Titeln 
und Zuftänden unverfürzt belafien werben ſollen“, was insbefondere von ben 
namentlih angeführten Königreihen Ungarn und Böhmen gilt, in benen 
„die Königskrönung ohne alle Aenderung beibehalten werben fol“. Namentlich 
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aber ftand die Krone Böhmens mit ben ihr zugehörigen Ländern nie in einer 
Real:Union mit irgend einem öfterreichiichen, gefchweige benn einem cisleitha= 
niſchen Staate; fie war zwar mit ben übrigen Ländern bes Haufes Habsburg 
burch das Recht der erblihen, allen gemeinfchaftlichen Dynaftie und für bie 
Dauer berfelben zu einer Monarchie vereint; aber immer unbejchabet ihrer 
Selbſtändigkeit und ihrer befonderen hiſtoriſchen und ſtaatsrechtlichen Indivi⸗ 
bualität, wie auch felbft zur Zeit bes Abfolutismus niemals und von Nie⸗ 
manden befiritten worben ift, daß das Königreich Böhmen nach dem Aus 
fierben des regierenden Haufes das Recht habe, frei und unbeſchränkt, ohne 
Rückſichtnahme auf andere Länder bes öſterreichiſchen Haufes ſich' einen König 
zu wählen und auf biefe MWeife wieder einen felbftändigen Staat zu bilden; 
woraus unumftößlich hervorgeht, daß die Verbindung ber Länder ber böhmi- 
hen Krone mit den übrigen Ländern eine bloß dynaſtiſche, das ift eine bloß 
durch das gemeinfchaftlihe Merkmal der in jener Dynaſtie bedingten Erblich⸗ 
feit bedingte war und ift. — 3) Alle Aenderungen in ben Rechtsverhältnifje 
zwifchen dem Königreiche Böhmen und bem allerh. Herricher ſowohl ale ber 
regierenden Familie, demnach alle Aenderung in bem Staatsrechte und ber 
Verfaſſung Böhmens, wie auch die definitive Feftftellung ber Wahlordnung 
können nach ber Hiftoriichen Landesverfaſſung und bem allerh. Majeſtäts⸗ 
fhreiben vom 8. April 1848, ja ſelbſt nach dem Diplome vom 20. October 
1860 nicht anders rechtmäßig und giltig vorgenommen werben, als mittelft 
eines neuen Vertrages zwilchen dem böhmifchen Könige und der orbentlich 
und rechtsmäßig vertretenen politiihen Nation Böhmens. — 4) Kein außer: 
böhmifcher Repräfentativ: oder Adminiſtrativ⸗Körper, alfo auch nicht der cis⸗ 
leithanifhe Reichsrath und auch Feine Delegation, mit alleiniger Ausnahme 
einer felbftändigen Delegation ber Länber ber böhmifchen Krone, welche mit 
Nücficht auf die gemeinfamen Angelegenheiten ber ganzen Monardhie von 
ben Landtagen ber böhmifchen Länder dazu ordentlich bevollmächtigt wäre, 
fann für dieſes Königreih weder einen beftimmten Theil der Schuld bes 
ganzen Neiches übernehmen, noch bemfelben rechtsmäßig Steuern auflegen 
oder basjelbe in welcher Art immer vechtsmäßig verbindlihd machen. — 
5) Bon dem Momente an, wo ber alleinige und Hauptzwed fowohl des 
October⸗Diploms, jo auch bes Februar-Patentes, d. i. die Umgeftaltung einer 
zufammengefetten und abfoluten Monarchie in einen einheitlichen und Ber: 
faffungsftaat vom Monarchen felbft aufgegeben und jo biefe Reichsgrundgeſetze 
durch die unternommene Aufrichtung zweier Staaten und einiger Verfafjungen 
aus ihren eigenen Grunbfeften gehoben worben find, verloren bie aus ben: 
felben fließenden Rechte und Pflichten ihre fubjective und objective Giltigkeit, 
weil das, was nur für gewilfe Perſonen, Verhältniffe und Zwecke gelten 
foltte, nicht auch für eine andere Perfon, einen anderen Verband, andere 
Verbältniffe, andere Rechte und andere Zwecke feine volle Giltigfeit behalten 
fann. — 6) Es fteht uns nicht zu, der politiihen Nation Ungarns ihr Jahr: 
hunderte altes Recht abzufprechen, nach welchem fie mit dem allerburchlauchs 
tigſten Regenten bezüglich ihres eigenen Staats: und DVerfafjungsrechtes, wie 
auch mit den übrigen Ländern bes Neiches Verträge fchließen kann; aber wir 
können nicht zugeben, baß durch derartige Verträge zugleich über die Rechte 
ber böhmischen Krone entfchieben werde, und daß auf biefe Weile dem König- 
reiche Böhmen wenigftens factifch fein gleichartiges und ebenſo altes hiſtoriſches 
Recht der Selbfibeftimmung in feinen Staats: und Verfaffungs - Angelegen: 
beiten benommen werde. — 7) Die Uebertragung bes Rechtes ber Geſetz⸗ 
und Berfafjungsgebung von dem Sefammt-Reichsrathe auf einen Reichsrath, 
welcher — und auch da nur indirect — eine noch Kleinere Ländergruppe ver: 
tritt, als felbft der ehemalige „engere Reichsrath“ bes aufgehobenen Februar: 
Patentes vertreten follte; weiter die Errichtung einer Delegation ans bem 
cisleithaniſchen Neichsrathe zu Verhandlungen mit ber Delegation bes un 
garifchen Neichstnges; dann die Verkürzung bes Landtages in bem Punkte, 
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baß er hienach nicht in eine Vertretung bes gefammten Reiches, fonbern bloß 
in irgend einen Repräfentativs Körper Eisleithaniens, einer nie dageweſenen 
und zufälligen Gruppe ber „übrigen Länder" ohne hiſtoriſche Grundlage, 
feine Abgeordneten wählen joll; weiter bie baraus fließende Beeinträdtigung 
ber Landesautonomie unb beren JInterwerfung unter das Votum einer viel: 
leicht zufälligen Majorität in ben von zwei außerböhmijchen Vertretungskör⸗ 
pern entjendeten Delegationen — alles dieß betrachten wir als neue für unjer 
Baterland verderbliche Octroyirungen, bie in Böhmen ohne bie vollftändige 
Zuſtimmung von Seite einer berechtigten umb gerechten Vertretung biejes 
Königreihs nie Rectsgiltigfeit erlangen können. — 8) Die Abgeordneten 
bes böhmiſchen Landtages hatten und haben weber ein Recht noch ein Man⸗ 
bat zur Wahl oder zum Eintritt in den jebigen, bezüglich feines Rechtes 
und jeiner Competenz, Turz feinem Weſen nad) veränderten Reichsrath, wel- 
cher bergeftalt gar nicht befland, als fie gewählt wurden; fie hatten fein 
Recht, bafelbit Telegationen zu wählen, die große Majorität ber Bevölkerung 
ihres Vaterlandee, mit der fie im offenen Widerfpruche ftehen, zu contuma= 
ciren; und deßhalb muß alles das, was jie bort befchloffen haben, als bloßes 
Factum angefehen werben, und Tann für bas Königreih Böhmen nicht rechts⸗ 
kräftig bindend fein. — 9) Alle diefe Berfaflungswirren in gerechter Weife 
zu begleihen, das Rechtsverhältniß bes SKKönigreihes Böhmen zu anderen 
Ländern bes Neiches und zur allerh. Dynaſtie, überhaupt das ganze Staats- 
recht ber böhmiſchen Krone bauernd und zum Wohle bes Landes ımd zum 
Vortheile ber Dynaſtie gefihert zu begründen, ift nur möglich durch eine 
Mebereinfunft zwifchen unferem allerdurchlauchtigſten Könige und ber politifch- 
biftorifchen, auf einer richtigen und gerechten Grundlage vertretenen böhmis 
ſchen Nation. — 10) Als eine gerechte Vertretung betrachten wir eine folche, 
bie auf einer Wahlordnung bafiren würbe, bei welcher bie Gleichberechtigung 
beider Nationalitäten unferes Vaterlandes durch eine überall gleiche Anwen: 
bung berjelben Grundſätze auch praftifch durchgeführt wäre, und wir hegen 
ben Wunſch, ein Webereinfommen mit unferen beutfchen Landsleuten betreifs 
folder Inftitutionen zu treffen, bie eine jede Verfürzung ber einen ober 
ber anderen Nationalität im Lande, bewirkt durch die bloße Macht einer 


Majorität, hintanhalten könnten. — Tiefe unfere Weberzeugung bildet zu: 


gleich bie politifche Veberzeugung ber ganzen, 5 Millionen Seelen zählenden 
böhmiſch⸗jlaviſchen Nation in allen Ländern ber böhmifchen Krone. Zum Be— 
weis befien berufen wir uns auf die allerwegs ausgefprochene und jet be: 
reits Niemandem zweifelhafte Stimme biefer Nation. Dieß erachten wir ale 
nothwendig bem hohen Präſidium anzuzeinen, und bitten, basfelbe möge Sr. 
f. k. apoft. Majeſtät, unferem allergnädigiten König, ber dur das allerh. 
Patent vom 2. Januar d. J. uns in den Landtag einzuberufen gerubte, ſowie 
ben übrigen in Folge deſſen verjammelten Abgeordneten biefe Gründe unje: 
res Vorgehens zur Kenntniß bringen.“ 

Die „Declaration” ift von 81 czechiſchen Abgeorbneten unterzeichnet, nicht 
aber von ben Prälaten und ben Feubalen Clam-Martiniz, Leo Thun zc. 


24. Aug. (Deſterreich). Zweiter öfterr. Lehrertag in Brünn. 


25. 


„ (Defterreid: Mähren). Landtag: Die feubal =clericalsczechiiche 
Partei übergibt dem Landtag eine ähnliche Declaration, wie ihre 
Parteigenoffen im böhmiſchen Landtag. Der Landtag, troßdem be: 
ſchlußfähig, geht über biefelbe, da fie feine Regierungsvorlage und 
feine Vorlage bes Landesausfchuffes fei, auch Teinen Antrag eines 
Mitgliedes enthalte, fofort ohne Debatte und einflinmig zur Tages: 
ordnung über. 

Die mährifhe Declaration beginnt damit, bie Thatjache zu con⸗ 
ftatiren, daß „nur in Folge ber geänderten Wahlen im zweiten Wahlförper 
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bes Großgrumbbefites bie Vornahme ber Wahlen von Abgeorbneten in ben 
Reichsrath am 8. April 1867 beſchloſſen und vollzogen wurbe”. Es folgt 
ſodann bie Behauptung, daß ber Reichsrath „ohne verfaflungsmäßige Com: 
petenz“ Beichlüffe gefaßt habe, weiter ein Nachweis ber „ſtaatorechtlichen 
Selbfländigkeit ber Länder ber böhmifchen Krone” und darauf eine in Form 
eines Ausfalles auf ben Reichsrath gehüllte Befürwortung bes Abjolutismus, 
welche aljo lautet: „Sowie Ungarn feit 1851 bie abiolute Herrſchaft feines 
Könige und die mit den anderen Ländern ihm gemeinfamen Eentralftellen 
viel leichter ertragen. bat, als jeit 1861 den Abfolutismus bes Reichsrathes, 
fo konnten bie Völker ber nichtungarifhen Königreiche und Länder bie gemein 
jame, von Einem Monarchen als ihrem legitimen Fürften geübte Gefeßgebung 
mit geringerem Miderfireben annehmen, als die Anmaßung einer durch künſt⸗ 
liche Wahlordnungen zur parlamentarichen Mehrheit gehobenen, zumeift nur 
Einem ber Öflerr. Völfer angehörigen Partei, durch ihre Vertreter ber überwie⸗ 
genden Mehrheit der öfterr. Länder und Völker Gefeke zu geben. Ein ſolches 
Berhältniß hat nicht bie Gewähr des Beſtandes, und ein Zurückgehen auf 
bie einzig mögliche Form von Mepräfentativ:Berfafjungen in unferem Reiche, 
nämlidy auf jene ber einzelnen Königreiche und Länder oder Ländergruppen, 
if unerläßlih." Die „Declaration* veclamirt bierauf für bie Länder ber 
„Krone Böhmens“ diefelbe Bebeutung, wie jene ber Krone Ungarns fie ha⸗ 
ben, behauptet, daß „diefe beiben Kronen zumeift bie äfterreichifche Monardjie 
conftituirt haben“, kommt unmittelbar darauf wieder auf den Reichsrath zu: 
rüd und auf bie Becember-Berfaffung, welche „nicht giltig zu Stande fam”, 
und führt dann fort: „In gleicher Weife, "tie die Minorität des Landtages 
von 1861 theils und bebingnißmeife und unter Verwahrung bes Rechtes ben 
Boden ber damals angebahnten neuen Verfafjungsgeftaltung betrat, Fünnte 
auch dermalen nur die Erwägung uns beftimmen, an ben Verhandlungen des 
Landtages bei den geänderten Verfaſſungs-Verhältniſſen theilzunehmen, wenn 
wir durch unfere Theilnahme an bem neuen Verfaffungswerfe, befjen integri= 
renden Theil die Landtage bilden, Hoffnung haben, daß eine Verftändbigung 
und eine organifche Fortbildung des Berfaffungsrechtes des Lanbes und bes 
Neiches auf der Grundlage der Anerkennung ber hiftorifchen Rechte ber ein 
zelnen ftaatsrechtlichen Organismen gefördert werben würde. Leider können wir 
bermalen eine folhe Hoffnung nicht hegen. Das dbualiftifche Eyftem muß bie 
Zandtage in ihrer Bedeutung zumeift zu Wablcollegien für ben Reichsrath herab: 
brüden; im Neichsrathe Liegt ber Schwerpunft der Legislation, fowohl in allen 
Zweigen der inneren Verwaltung als bes Staatsrechtes, und die einzelnen Kö⸗ 
nigreiche und Länder können, ohne ſich ſelbſt aufzugeben, biefer Verſammlung 
die durch die Geſetze vom 21. Dec. 1867 ihr vorbehaltenen Befugniſſe nicht 
übertragen. Durch unſere Theilnahme an den Landtagsverhandlungen wür⸗ 
den wir nur ein Syſtem kräftigen, welches wir für das Reich und die Länder 
als höchſt verderblich anſehen. Die Folgen dieſes dualiſtiſchen Syſtems, deſſen 
Stütze zumeiſt die bermaligen Landtags-Majoritäten in Böhmen und Mähren 
find, machen fi) auch fhon in unferem Vaterlande beforgnißerregend fühlbar. 
In allen Zweigen des öffentlichen und nationalen Lebens, in ben Maßnahmen 
gegen bie Kirche unb beren Diener, gegen die Beftrebungen unferes Volkes 
nach einem naturgemäßen Unterrichte der Jugend in ben Volle: und Mittels 
ſchulen und bem übrigen Lehranftalten bes Landes, gegen das natürliche Recht 
zu Verfammlungen und Vereinen, gegen bie freiheit ber Preffe, in den Maß⸗ 
nahmen bei Beftelung ber Staatsdiener anläßlich ber Organifirung ber po⸗ 
litiſchen und Rechtsbehörden, überall begegnen wir einer Vernadhläffigung der 
geiftigen Intereſſen unſeres Volkes und vermiflen jene Mäßigung, die aud) 
eine Barteiregierung ihren Gegnern fchuldig iſt. Die Freiheit, welche bie 
neuen Verfaſſungszuſtände nach ben Verficherungen ber von ber Regierung 
und von der fie ſtützenden Partei unterbaltenen Organe gejchaffen haben fol, 
fie beſteht nur für die herrſchende Partei." Diefe Anklage wirb nun bes 
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Weiteren ausgeführt und nachzuweiſen verfucht, daß nicht im Sinne ber be- 
ſtehenden Verfaſſung regiert werbe. Schließlich wirb von den Unterzeichnern 
ber „Declaration* ber beflehenden Regierung das Prädicat einer „unnatür- 
lihen Parteis Regierung” beigelegt und die Hoffnung auf eine Vereinbarung 
zwifchen „dem Landtage und ber Krone" ausgeſprochen. Der Schlußſatz ber 
„Declaration” befagt: „Wir müflen unfer Land und unfer Volk gegen jede 
Gefährbung, welche die Rechte und die Selbflänbigfeit biefes Markgrafen: 
thums im Reichsrathe und in biefem Lanbtage bereitd erlitten haben und 
noch erleiden werden, auf das feierlichfte verwahren.” 

Unterzeichnet ift das Schriftflüd vom Erzbifchof von Olmütz, vom Bifchof 
von Brünn, vom Fürften Hugo Salm, vom Grafen Egbert Belcrebi und 
ben flavifchen Abgeordneten Mährens. 


27. Aug. (Defterreih: Kärnthen). Der Landtag befchließt eine Ver: 


28. 


29. 


trauensadrefle an das Minijterium. 


„ Defterreid). Erlaß des Juftizminifters an die Oberlandes- 
gerichte gegen bie Renitenz ber Bijchöfe, welche fich weigern, die 
Akten der bisherigen, geiftlichen Ehegerichte den nunmehr zuftändigen 
weltligen Gerichten auszuliefern : 


„Wird bie Webergabe ber vom Gerichte begehrten Verhandlungsakten dem 

entfendeten Abgeordneten vermeigert, ſo bat bas Gericht bie erforderlichen 
Zwangsmittel zu ergreuen um in den Beſitz der nöthigen Verhandlungs⸗ 
akten zu gelangen. Das Gericht kann zu dieſem Zwecke Geldſtrafen ver: 
hängen, ehe e8 zu gewaltfamen Wegnahmen fchreitet; ed kann aber auch, ohne 
vorher Geldftrafen verhängt zu Haben, ben mit der Webernahme der Aften 
betrauten Abgeorbneten ermächtigen, bie zur Erlangung ber Alten nöthigen 
Zwangsmittel anzuwenden.“ 
n„ (Defterreig). Mit NRüdfiht fowohl auf die verfammelten 
Landtage, al8 auf die mit Ablauf bes Monats Auguft ins Leben 
tretende neue politifche Organifation erläßt der Minifter des Innern 
ein Rundſchreiben an bie Gtatthalter. | 

Mas die Landtage betrifft, fo werben bie Statthalter ermahnt, deren 

Thätigfeit Vorſchub zu leiften, ben erweiterten Wirkungskreis ber Landtage 
zu reſpectiren, aber auch ihren Einfluß, wo ſich Anlaß bazu bietet, geltend 
zu machen, um Uebergriffe in den Bereich ber veichsrätblichen Competenz zu 
verhüten. Weiter wendet fi das Rundſchreiben zu ben neu ernannten Bes 
amten. Ahnen wirb eingelhärft, bie Selbfiverwaltung ber Gemeinden zu 
fördern und fi) der makelloſeſten Verjaffungstreue zu befleißigen. Beamte, 
bie fih unfähig oder widerwillig erweifen, follen entfernt werben. Den Statt: 
baltern wird eingefchärft, firengftens barüber zu wachen, daß nicht Beamte 
ben verfaſſungsfeindlichen Parteien bireft oder mittelbar Vorſchub Heiften, und 
ber Minifter betont, wie gerade angefichts der verfafiungsfeindlichen Agitation 
in einigen Gegenden die Negierung die erhöhte Pflicht habe, auf bie conſti⸗ 
tutionelle Lauterfeit ihrer Organe Acht zu baben. 
„ (Defterreid: Böhmen). Der Landtag beſchließt einftimmig bie 
förmliche MWiederbefeitigung des vom Minifterium bereits als unver: 
träglih mit dem Staatsgrundgejege außer Kraft gejebten czechijchen 
Sprahenzwanggejeßes vom 18. San. 1866. 


„ (Defterreih: Stelermarf). Der Landtag beſchließt mit allen 
gegen die Stimmen der Slovenen und Clericalen eine Dankadreſſe 
an ben Kaijer für die Sanctionirung ber Staatsgrunbgejeße. 
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29. Aug. (Defterreih: Tyrol). Der Landtag beftellt den Ausſchuß für- 
Prüfung des Schulauffihtsgefeges ganz clericäl. 
Bon 16 neugewählten Mitgliedern aus Wälſchtyrol haben fi wieder nur 
3 eingefunden. Das Parteiverhältniß im Landtage if: 25 — 30 Elericale 
gegen 22 Liberale. 


— Sept. (Oeſter reich). Die Biſchöfe beginnen fi zu fügen und bie 
Ehegerichtsaften herauszugeben. 


Die zur Abforberung ber Akten entiendeten Commiſſäre des Prager und, 
Neichenberger Lanbesgerichts erhalten bie Akten auf Grund ber Erecutionss 
androhung fofort. Teer Biſchof Wahalla von Leitmerik in Böhmen, welcher 
bie erfie Commilfion mit ihrem Begehren derb abgewiefen, ift gleichfalls nach⸗ 

iebig geworden. Als bie zweite Commiſſion erfcheint mit ihrem Juſtizmini⸗ 
erial:Erlaß in ber Hand, läßt der Bifchof fofort die Aften herausgeben und 
begnügt fih mit ber Erflärung, daß er nur der Gewalt weiche. 


— „Oeſterreich: Oberöfterreih und Salzburg). Die Landtage be: 
fließen gleihfalls Dankadreſſen an den Kaijer und Vertrauens: 
adreſſen an das Minifterium. | 

— „ODeſterreich: Galizien). Der Kaifer und die Kaiferin wollen 
Ende des Monats mit großem Gefolge Galizien befuchen. 

—  „ (Defterreid: Galizien). Landtag: Der Abg. Ziemialkowski, ber 
Führer der polnifhen Fraction im Reichsrathe und Vicepräfident 
bes letztern, veröffentlicht folgendes Programm ber Yorderungen des 
Landes, das fogleich zahlreiche Unterjhriften findet und offenbar den 
Anſchauungen der Mehrheit des. Landtags entipricht: Ä 


„Die Staatsgrundgefege vom 21. December 1867 haben auf bie billigen 
Wünſche unferes Landes Feine Nüdficht genommen. Sie haben viele unferer 
wichtigſten Bebürfniffe unbeachtet gelaflen. Sie haben die Rechte unferer na= 
tionalen Individualität verlegt. Wir werden daber beitrebt fein, an diefen 
Grundgejegen Aenderungen vorzunehmen, und indem wir für unfer Land bie 
nationale Autonomie zu erlangen und biejelbe immer weiter zu entwideln 
trachten werden, find wir entichloffen, die Verwirklichung ber nachfolgenden 
Bebingniffe berjelben anzuftreben: 1) Die Wahlen in ben Landtag und 
in ben Neichsrath jollen unabhängig und frei von allen Einflüffen. außer: 
galizifcher Behörden und NRepräfentativ-Eorporationen fein. Nur der Landtag 
auf Grund eines Lanbesgefeges fol berechtigt fein, mittels eines Landes⸗ 
gefeßes bie Art ber Vornahme diefer beiden Wahlen zu normiren. Eine 
Appellation von Landtagsbeſchlüſſen an eine andere Repräfentanz richtet bie 
Unabhängigkeit ber Landesreprälentanz zu Grunde. (Bezieht ſich auf bie 
Sntervention des Staatsgerichtshofes bei Competenzconflicten zwischen Landtag 
und Reichstag.) 2) Der Wirfungsfreis bes Landtages ſoll außer ben ihm, 
bereits zugefianbenen legislativen Gegenftänden noch Folgendes umfafjen: 
a) bie ganze Geſetzgebung in Betreff ber Schulen; b) bie Civil: und Strafs 
gejeßgebung, benn dieſe muß fich nach den jocialen und ökonomiſchen Landes⸗ 
verhältniffen richten; e) die Geſetzgebung in Betreff ber Rechtspflege und ber 
Adminiftration. 3) Die polniihe Sprache fol Amtsſprache des Landtages, 
ber Gerichte und ber Abminiftration fein. Sie ſoll Unterrichtsiprache in 
allen Schulen und Univerfitäten bes Landes fein. Der ruthenifhen Sprache 
bleibt die ganze Entwidelungs- und Bildungsfreiheit belaffen. 4) Die Abd: 
miniftration ber Lanbesichulen fol den Lanbesbehörben überlaffen werben. 
5) Die Landeseinfünfte follen in erfter Reihe zur Dedung ber Lanbeserfors 
berniffe dienen. Inſolange das Land durch feine Vertretung über feine Ein« 
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fünfte nicht frei verfügt, muB man es als eigenen Willens bar anfehen. 
6) Das Land foll feine eigene Grecutivbehörbe in bem ihm zugeftandenen 
Wirkungskreiſe befiten. Dieſe Behörde ift bem Landtage verantwortlih. Am 
—— Hoflager befindet ſich ein beſonderer Miniſter für Landesange⸗ 
egenheiten.“ 


2. Sept. (Deſterreich: Galizien). Landtag: Debatte über die Sprachen: 


10, 


11. 


12. 


frage: 

Ayblifiewicz referirt im Namen ber Specialcommifion über drei Vor: 
Tagen bes Landesausſchuſſes wegen Einführung ber polnifchen Amtsſprache 
bei ben Adminiſtrativ⸗,, Finanz⸗ und Gerichtsbehörben und beantragt die An⸗ 
nahme mit noch größerer Beſchränkung des Gebrauchs der deutſchen Sprache. 
Dagegen fprechen bie Ruthenen Pietruszewicz und Kawalski, welche die Vor: 
lagen als Beeinträchtigung ihrer Nationalität anfeben. Der Lebtere prote- 
flirt energifch gegen ben von ber Commilfion gebrauchten Ausdrud „klein⸗ 
ruſſiſche Sprache“ und beruft fi auf die Stantsgrundgefeke. Ein Antrag 
auf Rückverweiſung au bie Gommiljton, fowie ein trag auf Uebergang 
zur Tagesordnung werden verworfen, worauf bie Ruthenen unter Proteſt ben 
Landtagsſaal verlaffen. Das erfte Geſetz betreffs ber Sprachen bei ben Ad⸗ 
miniftrativbehörden wirb in zweiter und dritter Lefung angenommen, jedoch 
ber Ausdrud „kleinruſſiſch“ befeitigt und ebenfo "werben (4. Sept.) auch bie 
beiden anderen Vorlagen angenommen. | 


„ODeſterreich: Trieſt). Landtag: Die ſechs Vertreter des (flavi- 
fen) Territoriums ſcheiden unter Proteft aus dem Landtage. 

» (Defterreid: Böhmen). Landtag: Der Oberftlandmarfchall for: 
bert bie Unterzeichner der Declaration vom 23. Aug. durch Zuſchrift 
in czehijher Spradhe auf, binnen 14 Tagen entweder zu erfcheinen 
oder aber ihr Nichterfcheinen zu rechtfertigen. 

»„ (Ungarn). Die Regierung fequeftrirt auch die Güter des Fürften 
Aler. Karageorgieiwic für Rechnung der ſerbiſchen Negierung. 

» (Defterreid: Böhmen). Die Agitation der Bendlferung und 


die Sprache der Preſſe ift namentlih in Prag und der Umgegend 


eine folcye geworden, daß fich die Regierung zu Borfihtsmaßregeln 
gendthigt ſieht. Eine Zuftimmungskundgebung der Stadtverorbneten 
von Prag zu der Declaration ber cezechiſchen Abgeordneten des böh: 
mifhen Landtags Tann nur dadurch verhindert werben, baß ber 
Statthalter bem Bürgermeifter erflärt, die Negierung werde eine 
ſolche Competenzüberfchreitung aufs entfchiebenfte ahnden. Die cze⸗ 
hifchen Blätter Prags werden an diefem Tage ſämmtlich confiscirt. 
„ Kine kaiſerl. Verfügung kommt dem Verlangen ber Ungarn nad) 
einer nationalen Armee wieder um einen Schritt entgegen: 

Während bei ben technifchen Truppen bisher bie Nationalität gar nicht 
berüdfichtigt wurde, follen fortan 3 Artillerie, 3 Feftungsregimenter und je 
1 Genie: und Pionierbatailon ausſchließlich aus Ungarn beftehen. 
„ODeſterreich). Ein SHirtenbrief des Biſchofs Rudigier von 
Linz, der am folgenden Tage in allen Kirchen verlefen werden follte, 
wird von ber Polizei in der Druderei mit Beſchlag belegt und ber 
Letternſatz verflegelt. 

Der Bifchof wollte feine Didcefen darin belehren: 1) welches ber Inhalt 
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der neuen Staatsgrundgeſetze ſei, und 2) wie die Katholiken ſich denſelben 
gegenüber zu verhalten haben. Nachdem ber erſte Punkt auseinandergefegt 
ift, folgen bezüglich des zweiten einige Sätze als Richtichnur für die Gläu⸗ 
bigen, als: Das Concordat bleibt in allen feinen Theilen für immer auf: 
recht; bie geifiliden Chegerichte bleiben aufrecht; das alte Verhältniß ber 
Kirche zur Schule bleibt aufreht u. |. w. Zum Schluffe kommt ber Sab: 
ae Oprfurst vor Sr. Maj. dem Kaifer bleibt aufrecht; „feine Lage ift 
urchtbar“ ꝛc. 


12, Sept. (Defterrei: Galizien). Landtag: Debatte über den Antrag, für 


16. 


bie Vorträge an ben Univerfitäten Lemberg und Krafau durch Landes: 
geſetz den ausſchließlichen Gebrauch der polniſchen Sprache einzus 
führen, doch mit Beibehaltung der in Lemberg beftehenden zwei ru= 
theniſchen Lehrkanzeln. 

Die Ruthenen erheben dagegen heftigen Widerſpruch. Fürſt Sanguszko 
unterſtützt ihre Forderungen und beantragt polniſche und ratgzuiſch Vorträge 
an beiden Univerjitäten. Die Ruthenen wollen fi bamit für Lemberg be⸗ 
gnügen. Bei ber Abflimmung werben ihre Anträge abgelehnt und bie Com: 
miffionsanträge angenommen. 


„ODeſterreich: Galizien). Landtag: Die zu Prüfung ber Anträge 
Smolfa und Zyhlikiewiz niedergefeßte Commiffion beantragt als 
Compromiß zwiſchen den verfchiebenen Fractionen eine Adreſſe an 
den Kaijer und eine Reſolution über die Begehren des Landes. 


Entwurf ber Adreſſe an ben Kaifer: „... Es ift unfer aufrichtiger 
Wunſch, Ew. Majeflät, die öflerreichifche Monardie mächtig und blühend zu 
eben. Wir haben mit dem Gefühle ber Iebhafteften Freude ben zwifchen ben 
Ländern ber hl. Stephansfrone und ben übrigen Ländern Ew. apoft. Mai. 
zu Stande gefommenen Ausgleih, der bie Grundlagen Deines Thrones ges 
feftigt bat, begrüßt. Unſere Freude war um fo größer, al8 dadurch das 
Princip ber politifch biftorifchen Rechte zu Ehren gelangte. Um fo ſchmerz⸗ 
liher wurden wir durch die Stellung berührt, welche die Grundgeſetze vom 
21. Dec. 1867 in Neugeftaltung ber Monarchie unferem Lande angewieſen 
haben. Diefe Geſetze haben bie Individualität unferes Landes nicht geehrt, 
fie haben beffen weſentlichſte Bebürfniffe verfannt und bie fo oft Fundgeges 
benen Wünſche besfelben nicht berüdfichtigt. Trotz ber hiſtoriſchen und na⸗ 
tionalen Abgefondertheit müßte unfer Land, obzwar das größte in biejer 
Reichshälfte, mit ben anderen in dem Syſteme ber legislativen und abminis 
ftrativen Eentralifation aufgehen. Seine nit nur mit anderen Ländern ge= 
meinfamen, fondern auch feine eigenen mefentlichiten Angelegenheiten müßten 
unter ber Mitwirkung ober vielmehr unter dem Webergewichte jener Länder 
entjchieden werden, die außer dem Staatsverbande nichts mit uns Gemein= 
fames haben. In Fragen ber Zuftiz, ber öffentliden Sicherheit, Abminiftras 
tion und, was noch mehr, in Tragen der Aufklärung müßte unfer Land von 
ben Entichlüffen einer aus fremden Elementen beftehenden Verſammlung abs 
bängen. Da überbieß bie Grundgefege bem Reichsſsrath das Recht ber Geld⸗ 
und Blutfteuer =Dispofition einräumen, dagegen aus dem Staatsſchatze zur 
Berfügung unferes Landtages nichts ausfcheiden, da enblich fogar über ben 
Vollzug und die Anwendung ber Gejege im Lande nicht unfer Landtag, fondern 
ber Reichsrath zu enticheiden bat, jo fei es uns ohne Uebertreibung geftattet, 
zu fagen, daß die Stantsgrundgefete unfer Land ber Gewalt ber. Repräſen⸗ 
tanten anderer Länder der Monarchie preisgeben, welche unfere focialen Vers 
hältniffe, unfere Sitten und Gebräuche nicht kennen. Cs kann auch von 
biefen Repräfentanten, felbft wenn fie den beiten Willen hätten, weber er: 
wartet noch verlangt werben, daß fie bei Beſchließung ber Gefeße unfere Ins 
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tereffen berücfichtigen. Sie Länder, welche urfprünglih zur Monarchie ge⸗ 
börten, find jeit Jahrhunderten unter dem Scepter bes erhabenften Haujes 
Ew. apoſt. Maj. vereinigt. Gleihartig in Abſtammung, Tradition, Nationa- 
tät und Gemeinfamleit ber Intereſſen müfjen fie fogar bei ihrem beiten 
Willen bie SInterefien und Bedürfniſſe unjeres Landes verfennen, welches als 
bas jüngfle Glieb in bem Beſtande ber Monardie ſich ihnen ajfimiliren we⸗ 
ber wollte noch konnte, und baber auch ihnen fremd bleiben mußte. Bei 
diefer Sachlage müßten die beften Lebensfräfte unferer Nation, unter ber 
Wucht frember Intereſſen und Tendenzen aus bem normalen Geleije heraus: 
gedrängt, im zwedlofen Ringen fchließlich fowohl in eine für fie, als aud 
für den Beltand ber Monardyie verberblidhe Zerfeßung verfallen. Die fchmerz- 
lihen Erfahrungen bes abgelaufenen Jahrhunderts, ausgefüllt durch eine 
Reihe von Anftrengungen ber Regierung im Sinne der Gentralijation, ver: 
anfchanlichen uns diefe Gefahr in ihrer ganzen drohenden Fülle, denn in jene 
für uns jo traurige Qeitperiobe fiel die tendentiös geführte Bolfsbildung. 
Die auf verderblichen Grundſätzen geftügte Abminijtration Yegte die freie Be: 
wegung der materiellen und moraliſchen Kräfte bes Landes in Banden, ver- 
nichtete die Landesproduction, und bat alle Klaſſen unferer Geſellſchaft jenem 
materiellen Elende zugeführt, beffen Zeugen wir bente find. Aus allen Ver⸗ 
waltungszweigen war die Rüdjicht auf das Wohl und nicht jelten auf bie 
beiligften Gefühle des Volkes gewichen, das man ben Zielen ber abfoluten 
Staatseinheitlichfeit opferte. Aengſtlich blidt unfer Land in die Zukunft, 
welche ihn, wenn aud in conflitutioneller Form, eine Wiederholung ober 
Fortfegung folder politiiden abminiftrativen Erperimente bringen fol. Es 
fiebt feine Möglichkeit, fih aufzuraffen, wenn es das Recht nicht erlangen 
follte, ſelbſiändig und unabhängig von anderen Ländern des Kaiferreichs über 
bie inneren Bebürfnijje feines öffentlichen Lebens entjcheiden zu können. In 
ber ferneren Verweigerung biejes Rechtes würde e8 neben ber durch nichts 
zu rechtfertigenben Verlegung jeiner nationalen Würbe eine Berurtbeilung 
zur völligen Desorganijation erbliden. Der Landtag bes Königreichg Gali- 
zien und Lodomerien fammt bein Großherzogthum Krakau würbe weder feiner 
Aufgabe, noch feiner Pflicht gegen ben Thron Ew. k. k. apoft. Maj. Genüge 
leiten, wenn er die Wahrheit verbehlen würde, baß bie Gemüther ber Be: 
völferung unferes Landes nicht eher zur Ruhe kommen werben, daß jene 


Zufriedenheit, welche den Srunbpfeiler ber Macht des Staates und der Ge: 


ſellſchaft bildet, nicht eher erreiht werben kann, als bis befjen rechtmäßige 


Wünſche und Hoffnungen in Betreff der inneren Autonomie erfüllt werden. 
Der auf ber Macht feiner Rechte ſtehende Landtag wirb nicht ermangeln, alle 
legalen Mittel in Anwendung zu bringen, um diefen Nechten Anerkennung 
und Dauer zu fihern. In diefem Sinne handelnd, ftellt er gleichzeitig auf 
Grund bes $ 19 der Landesftatuten im conftitutionelen Wege ben Antrag 
zu einer berartigen Mobdification ber Staatsgrundgefete, daß fie unjerem 
Lande eine deffen angebornen Rechten und Bebürfniffen entfprechende nationale 
Autonomie in legislativer, abminiftrativer und juftizieller Beziehung ſichern. 
Vor Allem aber wenden wir uns an Ew. allerdurchl. Majeftät, unfern König 
und Kaifer mit der unterthänigften Bitte, die Wünſche und Bebürfniffe un 
ſeres Landes zu berüdfichtigen. . . .“ 

Die Refolution lautet: „Der Landtag ber Königreiche Galizien und Lo: 
domerien mit dem Großherzogtum Krafau erklärt auf Grund des F 19 des 
Zandesftatutes: I. Daß der durch bie Staatsgrundgefege von: 21. December 
1867 gefchaffene Staatsorganismus ber Monarchie weder ben Wünfchen, noch) 
den Hofinungen, bie feit langer Zeit genährt wurden, noch ben Bedingungen 
ber nationalen Entwidelung, noch den faktiſchen Bebürfniffen unferes Landes 
entipricht, indem er bemfelben nicht einmal dieſes Maß Iegislativer und ab: 
miniftrativer Selbftändigfeit gewährt, das ihm in Berüdfichtigung feiner 
biftorifch = politifhen Vergangenheit, ber nationalen Erelufivität, der Civili⸗ 
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fationdsStufe und ber Ausdehnung gebührt; II. daß bie längere Dauer biefes 
Zuftandes fehr nachtHeilig auf die Wohlfahrt unſeres Landes und bas Wohl 
bes ganzen Staates rüdwirken muß. Bon bem Wunfce, biefer Lage wenige 
tens theilweiſe zu begegnen, beſeelt, ſtellt ber Landtag ber Königreiche Galt- 
jien unb Lobomerien fammt bem Großherzogtfum Krafau auf Grunb des⸗ 
hüten $ 19 des Lanbesftatuts folgenden Antrag: „Dem Königreiche Galizien 
und Lodomerien ſammt bem Grofkergogtfum Krafau ſoll eine deſſen Stels 
Tung angentefjene nationale Autonomie zuerkannt werden. Im Sinne biefes 
Princips follen die Staatsgrundgefege vom 21. Dec. 1867 unb alle anderen 
einfhlägigen einer Aenderung unterzogen werben, insbefondere: 1) bie Wahl 
ber Delegationsmitglieber bed Landtages in ben Reichsrath in der durch bas 
Grundgefeg über bie Reichsvertretung vorgefchriebene Zahl normirt die Lars 
besgefeggebung, fowohl was ben Wahlmodus, als aud was bie Mandats- 
bauer anbelangt. Unmittelbare Wahlen in ben Reichsraih werben im Königs 
reiche Galizien unb Lobomerien fammt dem Großherzogthume Krafau niemals 
angeordnet; 2) bie Sandtags-Delegation des Königreichs Galizien und Lobos 
merien fammt bem Großherzogthume Krakau wird nur an jenen Verbands 
Tungen bes Reichsrathes theilnehmen, welche ſolche Angelegenbeiten berühren, 
bie biefem Königreihe mit anberen im Reichsrathe repräfentirten Theilen ber 
Monarchie gemeinfam find; 3) folgende Angelegenheiten, infoferne fie das 
Königreich Galizien mit Lobomerien fammt bem Großherzogthume Krakau 
betreffen, follen aus dem im Staatsgrundgefe beftimmten Wirfungsfreife des 
NReichsrathes eliminirt werben und im Sinne bes $ 12 dieſes Grundgeſetzes 
in den Wirfungsfreis des Landtages dieſes Königreiches übergehen: a) bie 
Regulirung ber Hanbelss Angelegenheiten bes Landes; b) Gefegebung in 
Betreff ber Erebitz unb Afjecuranz » Infitute, ber Banken und Sparkafjen; 
©) bie Gefeggebung in Sanitätsſachen, fowie bie Gefeßgebung über ben 
Schutz gegen bie Epibemien und Viehſeuchen; d) Gefepgebung in) Angelegenz 
heiten ber Zuftänbigkeit und Fremdenpolizei; e) Gefeßgebung über. den Schuß 
bes geiftigen Eigenihums; £) Feſtſtellung der Lehrgrundſätze im Vollsſchulen 
und. Gymnafien, fowie bie Gefeggebung in Univerfitätsfachen; g) Gefeggebung 
in Saden bes Strafrechts und der Strafpolizei, Gejeßgebung in Beiteff des 
Civil» und Bergrehts; h) Gefetgebung in Betreff ber Hauptumriffe ber Ors 
gantjation von Gericts- und Abminificntionsbepörben; i) die, zu. befehliehen- 
den Gefege behufs Durhführung ber Staatsgrundgefege über die allgemeinen 
Bürgerrechte, über bie richterliche Gewalt und über die Negierungs> und 
Erecutiogewalt; k) Gefeggebung über Angelegenheiten, welde bie Oblies 
genheiten und Beziehungen einzelner Lander unter einander betreffen. 4) Zur 
Dedung der Auslagen Kr Abminiftration, Gerichtsbarkelt, Cultus, Auffläs 
rung, Öffentliche Sicherheit und ber Landescultur im Königreihe Galizien 
und Lobomerien mit dem Großherzogthum Krafau wird aus bem Staats- 
ſchatze eine dem wirklichen Grforbernifje entſprechende Summe zur Dispos 
fition bes Landtages ausgeſchieden und biefe Quote hinſichtlich ber fpeciellen 
Verwendung dem Wirkungsfreife bes Reichsrathes entzogen werden. 5) Die 
Landesgüter ber Königreiche Galizien und Lodomerien mit dem Großherzog 
thume Krafau, bie fogenannten Kameralgüter, werben als Landeseigenthum 
dem Lanbesfonbs biejes Königreiches einverleibt werben. 6) Die Salzberg⸗ 
werfe und Salzfiebereien im Königreiche Galizien und Lobomerien mit bem 
Großherzogthme Krakau bürfen ohne Bewilligung bes Landtages dieſes Kö— 
nigreiches weder verfauft, noch eingetaufcht, noch Belaftet werben. 7) Für 
bas Königreich Galizien und Lobomerien wit dem Großherzogihume Krakau 
wirb im Lande ein eigener oberfter Gerichts: und Caſſalionshof beſtehen. 
8) Für Angelegenheiten ber Adminiſtration, ber Gerichtsbarkeit, des Cultus, 
des Unterrichts, ber äffentligen Sicherheit und ber Landescultur wird das 
Königreich Galizien und Lobomerien mit dem Großherzogtfume Krafau feine 
für ben Vollzug ber Landesgejege dem Landtage verantwortliche beſondere 
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Regierung unter ber Leitung eines Kanzlers ober eines eigenen Miniſters 
für obige Angelegenheiten erhalten.“ 

18, Sept. (Defterteih). Das Landesgericht von Linz erkennt bez. bes 
mit Beichlag belegten Hirtenbriefs des Biſchofs Audigier von Linz 
vom 12. d. M. auf das Verbrechen ber Störung der öffentlichen 
Ruhe und beftätigt demnach die Beſchlagnahme als gerechtfertigt. 
Dasfelbe erflärt fich auch zu weiterem Vorgehen gegen den Bilchof 
für competent und erachtet fomit ben Art. XIV bes Concordats, 
ber die Biſchöfe felbft für Verbrechen und Vergehen der weltlichen 
Gerichtsbarkeit entzieht, für befeitigt, 
indem es ſich dabei auf Artifel 2 des Staatsgrundgeſetzes über bie all: 
gemeinen Rechte ber Stantsbürger (alle Staatsbürger find vor dem Geſetze 
leich), anf Artikel 1 des Staatsgrundgefeßes über bie richterliche Gewalt 
Ole Serichtsbarfeit im Staate wird im Namen bes Kaifers ausgeübt), und 
auf NArtifel 15 bes Staatsgrundgefeges über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger (wonach jede gefeglich anerfannte Religions: Gmoffenfchaft den 
allgemeinen Staatsgefeßen unterworfen ift) ftütt. Der Bifchof legt Berufung 
an das Ober-Lanbesgericht ein. - 


19. „ (Deiterreid: Sclefien). Der Landtag befehließt unter Namens: 
aufruf mit allen gegen eine Stimme einen Proteft gegen bie Decla: 
ration der böhmilchen und mährifchen Ezechen, bie auch Schlefien in 
ben ftaatsrechtlichen Verband der böhmiſchen Krone einbeziehen will, 
bamit es nicht heiße qui tacet, consentire videtur. 


Proteft: „Die Declarationen vom 22. und 24. Auguft 1868, welche im 
böhmischen und mähriſchen Landtage von ben ber czechiichen Partei angehö⸗ 
rigen Abgeordneten niebergelegt wurben, manifefliren eine auf ben Bruch ber 
Berfafjung abzielende Vereinigung. Die LDeclarationen verleugnen, indem fie 
fih auf das biftorifche Recht berufen, bie gefchichtlichen Ereigniffe von Jahr⸗ 
hunderten; fie enthalten eine Berleugnung und Herabwürbigung des nad 
langen Kämpfen in ber weltlichen Hälfte des Neiches unter Mitwirfung ber 
Vertreter ſämmtlicher Kronländer, insbejondere aber ber Vertreter Böhmens 
gewonnenen Rechtszuſtandes; jie verleugnen und vergeffen bie ftantsrechtlicye 
Begründung ber öſterreichiſchen Monarchie, ſowie bie politiiche Nengeftaltung 
Dentihlands und Defterreihs im Beginne diefes Jahrhunderts; fie vergeffen 
und verichweigen bie thätige Theilnahme Böhmens an bem ftaatsrechilichen 
Umſchwunge des Jahres 1848, insbefondere an dem conflituirenden Reichs: 
tage; fie vergeffen endlich die Thatfache, daR Böhmen durch feine Vertreter 
bad Detober- Diplom rüdhaltlos annahm und die Februar Verfaffung aner: 
Tannte; insbefonbere aber, daß bie czechilhe Partei in Böhmen und Mähren 
an ben Arbeiten ber Fraft bes Februar: Patentes berufenen Landtage thätigen 
Antheil nahm, daß diefelbe czechiſche Partei im Reichsrathe vr lang mit 
thätig war, und daß endlich dieſelbe czechiſche Partei dem Rufe in. bie Yanb: 
tage im Jahre 1867 zu einer Zeit. folgte, als der Ausgleich mit Ungarn in 
feinen Grundzügen vollendete Thatfahde war. Wenn fi nun die Führer der 
czechiſchen Partei ungeachtet ber: wiederholten ftaatsrechtlich vollkommen giltigen 
Acceptation ber Verfaffung vom 26. Februar 1861 auf ein imaginäres bifto- 
riſches Recht berufen, über welches die Geſchichte von Jahrhunderten vernich- 
tend hinweggeſchritten ift, fo ift dieß einer jener beflagenswerthen Entftellungen 
ber objectiven Wahrheit, welche nach der innerfien Meberzeugung ber fchlefifchen 
Zandesvertretung nur zum Vorwande reichs⸗ und verfaffungsfeindlicher, ja 
gerabezu auf bie Zerfplitterung bes Neiches gerichteter Tendenzen zu bienen 
beftimmt find, Die Anmaßung ber Unterzeichner ber Declaralionen, das 
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Kronland Schlefien und feine dem Kaiſer und Neiche allezeit treuen Bewohner 
in jene verberbliche Agitation hineinzuziehen, die unter dem Schlagworte ber 
jogenannten „politifchen böhmiſchen Nation” oder wohl gar der „Hiftorifch- 
politiihen böhmiſchen Nation“ einen ſtaatsrechtlichen Verband von Böhmen, 
Mähren und Schlefien anftreben will, muß mit Entrüflung zurüdgemwiefen 
werben. Schlefien betrachtet fi als einen Beitandtheil des öfterreichifchen 
Kaiſerſtaates und wirb feine letzte Kraft einfeßen, es zu bleiben. Schlefien 
ift Eines Sinnes in ber Ueberzeugung, baß der Fortbeſtand der Monarchie 
von dem Fortbeftande und ber rüdhaltlofen Duchführung ber Verfaſſung 
und ber Staatögrundgefege abhängt, welcher gegenüber das entgegengefette 
Streben von Minoritäten jeder Art im Staate, burch Verfaffungsbruh zur 
Herrſchaft zu gelangen, zurüdgewiefen werben muß. Schkefien tft einmüthig 
in ber Weberzeugung, daß es fein größeres Unglüd und feine beflagens- 
werthere Wendung der Dinge in Dejterreich geben Fünnte, al8 eine Trans⸗ 
action mit Minoritäten, beren Patriotismus darin beſteht, dem Kaifer und 
Reiche in einem Augenblide ben Rüden zu ehren, wo das einträchtigfte 
Aujammenwirfen gebieterijch erfordert wird, um bem Reiche jene Feſtigung 
feiner verfaffungsmäßigen Zuftände im Innern und jene Macht nach Außen 
zu fihern, bie zur Erhaltung feiner Eriftenz unabweislich nothwendig erſcheint. 
Schleſien wird nie feine Hand bazu bieten, daß Millionen Deutfche ber 
czehiihen Vergewaltigung ſchutzlos preisgegeben und dadurch aud bei ben 
Dentſchen centrifugale Beflrebungen Boden gewinnen würden.“ 

19. Sept. (Deſterreich: Galizien). Landtag: Die Ruthenen beantragen 
nunmehr auch ihrerfeitS eine Adreffe an den Kaiſer. Diejelbe wird 
jedoch von ber polnifhen Majorität jchon bei der erſten Lefung durch 
Ablehnung der formellen Behandlung befeitigt. Dieſelbe follte Tauten: 

Adreßantrag ber Ruthenen: „Schon bie Zufammenjegung und 
Gliederung bes galiziihen Landtages führt ber Landesvertretung nicht jene 
Factoren zu, ohne beren Zuthun weder bie Reichseinheit gefräftigt, noch bie 
Landes: Autonontie fichergeftellt werden Fann., Den wejentlihiten Mangel 
enthält bie Landesordnung, welche die gehörige Berüdfichtigung beider im 
Lande beftehender Nationen außer Acht läßt. Auch die Vertretung der wich: 
tigften Landes⸗Intereſſen iſt babei außer Acht gelaffen worden, indem die am 
meiften in Anfpruch genommene Steuerfraft und die dem Staate mit ihrem 
Dute dienende Volfsklaffe im Landtage zu ſchwach vertreten erſcheint. Soll 
im Landtage nicht eine künſtliche Majorität gefchaffen, fol der bloß aus Mits 
gliedern Eines Volksſtammes zufammengefeßte Landesausichuß nicht von einer 
Partei regiert unb die Beihidung bes Neichsrathes jeden Augenblid vom 
Zufalle abhängig fein, fo ift ein gerechterer Cenſus vonnöthen. So lange 
unfere Gemeinden von ben Bezirfövertretungen ganz und gar abhängig find, 
fo lange bie Majorität ber Ießteren bloß in den Händen Eines Volfsftammes 
ruht — fo lange kann fi die Autonomie ber Gemeinden nicht entiwideln. 
So lange unferer Schuleinrichtung bie verfehlte VBorausjeßung zu Grunde 
liegt, daß in unſerem Lanbe die eine Sprache berriche und bie andere ihr 
biene; fo lange der Zwang zur Erlernung einer zweiten Landesſprache zu 
ben Schuleinrichtungen gehört; fo lange die verfafjungswidrige Inconſequenz 
andauert, baß eine frembe Sprache zum obligaten Lehrgegenjtande und Stu⸗ 
dium erboben, die eigene dagegen nur nebenbei unb in außerorbentlichen 
Stunden vorgetragen wird; fo lange die Gemeinden ihre Schulen für frembe 
Zwede einrichten und ihre Kinder der eigenen Nation entfremdet jehen müſſen; 
ſo lange die dffentlihen Fonds nur zum Nuten Einer Sprache verwendet 
und bie Lehrer: Seminarien in einer Methode angelegt werben, welde bie 
Ausbildung der Jugend nur nach Einer Landesſprache bezwedt — jo lange 
können unjere Schuleinrichtungen nicht allgemein befriedigen. Dieß find Teider 
bie Zolgen von Regulativen, welche mit der vielgepriefenen Gleichberechtigung 
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aller Nationalitäten nicht vereinbarlich find. Auch bei Amt und Gericht ift 
e8 mit ber Epradenfrage nicht befjer beftellt, denn Alles weist barauf bin, 
daß auch bier die fogenanmte herrſchende Sprache dem zweiten Volksſtamme 
aufgebrungen werben fol, glei als ob biefer vom öffentlichen Leben aus: 
geichloffen und mundtodt gemacht werden follte Die beiden Volksſtämme 
Galiziens bekämpfen fich gegenfeitig; der eine ringt nad) Hegemonie, ber an: 
dere nach Gleichheit vor dem Geſetze. Sol bie Zerrüttung unferer focialen 
Verhäftniffe ein Ende nehmen und bie Wohlfahrt bes ganzen Landes ge- 
winnen, fo muß beiden Nationalitäten der gleiche Schutz gefichert und wechjel: 
feitige Toleranz in ben beiberfeitigen Rechts- und Verfehröbeziehungen ges 
ichaffen werben. Mir begehren weder eine erceptionelle Stellung im Lande, 
noch im Sfaate; wir wollen uns aber auch nicht als bloßes Material für 
feparatiftifche Gelüfte gebrauchen laſſen. Wir begehren Fein bejonderes Mi⸗ 
nifterium, noch die Beitelung eines Kauzlers; wir fireben nicht nach einer 
Ansnahmflelung gegenüber ber Neichsvertretung, nicht nach einer eigenen 
Zanbes -Abminiftration oder Finanzverwaltung. Dieß alles, fowie auch bie 
allgemeine Civil-, Straf- und politifche Gefeßgebung wünſchen wir mit ben 


"übrigen Theilen der Monarchie gemeinjam, denn wir halten an ben Staats: 


grundgefeßen unverbrüchlich feft und können eine fernere Auflöſung Deifter- 
reichs in lauter Perfonal-Unionen um fo weniger wünjchen, als wir fonft 
befürchten müfjen, baß der Staat Deiterreich fchließlich zu einer bloßen Fic— 
tion werde. Im Gegentheile, wir wünſchen und begehren, daß Oeſterreichs 
Einheit im Innern eritarfe, unb daß es fein Anſehen nad) Außen als Macht 
gehörig wahre. In biefer Richtung werden wir thätig fein; wir wünſchen 
aber auch, daß unfere Mitwirkung möglid gemacht und gefichert werde. 
Als das befle Mittel zur Erreihung dieſes Zweckes erfennen wir die Gleich: 
berechtigung der Nationalitäten, wie foldhe durch die Verfaffung garantirt 
ericheint. Daher bitten wir ehrfurchtsvoll, Euer f; k. Majeftät gerube, bie 
nattonale Entwidlung beider Volksſtämme Galtziens auf Grund volliter 
Gleichberechtigung zu fihern, den Gemeinden ein autonomes Leben zu er: 
möglichen, die Vertretung beider Nationen im Reichsrathe durch Nbgeorbnete 
ihrer Wahl und die Behandlung der nationalen Angelegenheiten burch beſon⸗ 
dere Eurien des Landtages und durch beſondere Landesausſchüſſe anzuordnen.” 


Sept. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Der Eultusminifter Eötvös 


Vegt demfelben ein Volksſchulgeſetz und ein fog. interconfelfionelles 
Geſetz (Gefebesentwurf über die gegenfeitige Gleichberechtigung der 
hriftlichen Confeſſionen) vor. 

Das Volksſchulgeſetz ſchließt ſich entfchieden an die beſtehenden Verbältniffe 
an unb begnügt ſich von den Volksſchulen und ihren Lehrern — ohne Unter: 
ſchied der Confeſſion — bie Erfüllung jener Bedingungen zu verlangen, bie 
heut zu Tage als jelbftverftändlich gelten. Es läßt die confelfionellen Schulen 
beftehen, aber e8 beanſprucht für den Staat bas Recht der oberften Aufficht in 
dent Sinne, daß er fich bei beitehenden confeffionellen Schulen von ber Bes 
fähigung der — von ber Gemeinde übrigens frei gewählten — Lehrer und 
von der Zulänglichfeit der Untersichtsmittel, von ber Brauchbarfeit ber Loka⸗ 
Titäten, ber entfprechenden Dauer ber Unterrichtszeit und ber Zahl ber Lehr: 
gegenftände Ueberzeugung verfchaflen, eine confelfionelle Schule, welde ben 
Anforderungen nicht entipricht, fchließen, und an ihrer Statt eine Staatsſchule 
— natürlich confeffionslos — errichten könne. 

Die fortichrittlich gefinnte Preſſe diesfeits ber Leitha ſpricht fich über ben inter: 
confeffionellen Entwurf fehr abſchätzig aus: „Die interconfeffionellen Verhältniſſe 
werden durch den Entwurf nur zwilchen ben recipirten chriſtlichen Confeffionen 
geregelt, die jüdifche fomit wenigſtens vorerft noch auf Das Gebiet der Dulbung 
verwiefen. Der moderne Staat kennt aber nur mehr Staatsbürger. Er 
macht nicht mehr Ehriftens und nicht mehr Judengeſetze, fondern Gefege für 
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bie Staatabürger. Die Regierung kann fo liberal vorgehen, fo weit es bie 
einzelnen Confeſſionen betrifft, der innige Zufammenhang des Ganzen, die 
reine Staatsbürgers{bee, diejes Kriterium bes reinen Staats fommt auf biefe 
Art nun und nimmermehr zu Tage. Eötvös Hat e8 auch nicht geivagt, ben 
geiftlichen Ehegerichten 2c. zu nahe zu treten, noch weniger bie Civil+Che 
vorzufchlagen.” In Ungarn ſelbſt findet der Entwurf nicht fowohl von biefem 
Standpunkte aus Anfechtung, ſondern von demjenigen der entgegengejebten 
einfeitigen Intereſſen ber verjchiedenen hriftlihen Gonfeffionen unter einander. 
20. Sept. (Defterreich: Vorarlberg). Landtag: Der Biſchof von Yelb- 
kirch erflärt dur Rundſchreiben an feine Geiftlichkeit, daß er aus 
dem Landtage gefchieden fei, weil die Annahme bes von ber Regie: 
rung vorgelegten Schulauffichtsgefeßes durch benfelben bereits außer 
Zweifel flehe; er aber finde es mit feiner Ueberzeugung nicht ver⸗ 
einbar, weiterhin an ſolchen Verhandlungen Theil zu nehmen. 


21... „ (Defterreid: Galizien). Das Programm der Kaiferreife iſt 
bereits endgiltig feftgeftellt. In Lemberg und Krakau werben um: 
faffende Vorbereitungen getroffen, um ben Kaifer auf's glangbollite 
zu empfangen. . 

„  » (Ungarn: Croatien). Landtag: Um den Wusgleih mit Ungarn 
möglih zu machen, wird beichloffen, die Yiumanerfrage von jenem 
getrennt zu balten. 

22. „ (Defterreid: Tyrol). Der Landtag erklärt die Mandate ber 
13 nicht erfchienenen Mitglieder aus Wälfchtyrol für erlofchen. 


„» » Mngarn). Landtag: Das Unterhaus nimmt auf Deafs Antrag 
das Budget für 1868 en bloc an. 


„ —23. Sept. (Defterreih: Böhmen). Landtag: Debatte über bas 
Schulaufſichtsgeſetz. Dasfelbe wird im Weſentlichen nad der Bor: 
lage der Regierung angenommen. Conflict zwiſchen dem Statthalter 
Frhrn. v. Kellersperg und dem Abg. Yuftizminifter Herbft. 

Der Statthalter erflärt fih Namens der. Regierung für ein Amendement, 
welches aus ber Ausihuß=:Majorität geftellt wird, weil es einer von dem 
(ben clericalen Anfhauungen etwas nachgiebigeren) Eultusminifter v. Hasner 
früher abgegebenen Erklärung entiprigt, Der Abg. Zuftizminifter Herbſt 
flimmt jedody gegen diefes Amendement und für ben Regierungsentwurf, fo 
baß das Amendement abgelehnt wird. Darauf madt der Statthalter pri- 
vatim aber laut genug die Bemerfung, wenn Herbft feine eigenen Wege gehen 
wolle, fo möge er fih an den Regierungstiſch im Ständeſaal fegen und von 
da aus feine Anfdyanungen vertreten unb beſchwert fih beim Minifterium 
barüber, daß ihn, den Vertreter der Regierung, der Zuftizminifter nicht bloß 

im Etiche gelafjen, fondern fogar besavouirt habe. 

„—24. Sept. (Defterreid: Galizien). Landtag: Debatte über die 
beantragte Adreſſe und Refolution. Der Antrag Smolfa vom 22. 
Aug. wird mit allen gegen 3 Stimmen abgelehnt und dagegen die 
Adreffe und die Refolution mit großer Majorität angenommen. 

Debatte: Krzeczunowicz gegen bie Ausihußanträge und für dem 
Antrag Smolfa’s. Derſelbe erklärt fih namentlich dagegen, fih ſchon jetzt 
für ben Beſtand eines Eisleithaniens auszufprehen und Galizien als ein 
Glied desfelben zu betrachten. „Warum follen wir ſchon jetzt Dur Annahme 
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eines Cioleithaniens unferer Fünftigen Geftaltung präjubiciren? Wir können 
weber eine Losreißung anftreben, noch aber dergleichen Präjubicate aufftellen. 
Deutſche, befonbers Wiener Blätter drohen uns fortwährend: was fchredliches 
mit uns gefhehen würde, wenn wir ber andern Hälfte unferer Monarchie zu⸗ 
getheilt wären. Nun, ich glaube, eine große Gelahr würde für uns baraus 
nicht erwachſen — ber dortige Gloitifationsftand ift dem unferigen ſehr ähn⸗ 
Yih, dort würben wir Staatsmänner finden, von benen nicht gefagt werden 
kann, daß fie durch Tange Fahre nichts erlernt, nichts vergeflen haben — 
von unfern Staatsnännern hingegen muß man dieß Teiber behaupten, ich 
meine von ben cisleithanifchen.” Pavlikow proteftirt Namens ber Ruthenen 
gegen die Adreſſe und bie Nefolution, bie ihren Tendenzen und ihren Ans 
Shauungen fo weit wiberjprecdhen, daß fie fih an ber Berathung berjelben 
gar nicht betheiligen Tönnten. (Die Ruthenen verlaffen bierauf den Saal 
und etwa 100 polniſche Mitglieder beraten allein weiter). Graf Bor: 
kowski nennt die Beihidung des Reichsraths „den politifchen Tod Galiziens“ 
und findet nur Smolfa’s Antrag correct. Die vorgefchlagene Adrefje ift ihm 
nicht weitgehend genug; wolle man eine Adrefje erlaffen, fo folle man dem 
Kaifer offen jagen, „daß Galizien elend fei und die Ketten, welche es durch 
bie December-Verfafjung an's Reich fehmiedeten, nicht länger tragen Fünne.” 
Smolfa fließt noch heute auf dem Standpunft von 1848, als er bamals 
angeratben, man folle die deutſche Krone annehmen, Stalien abtreten, bie 
böhmiſche Krone reintegrifen und Galizien eine befonbere National:Regierung 
mit einer Perfonal:Union geben, „freilich nur für jo lange, bis fich in dieſem 
Theil das große polniſche Reich Fryftallifiren wird, ohne defjen Eriflenz ein 
Gleichgewicht in Europa nicht denkbar if. Sagen wir es offen, daß Oeſter⸗ 
reih nur in einem Füberativbunde fein Heil finden kann, fagen wir, daß 
Deiterreich biefes einzige Mittel zur Nettung mit beiden Händen ergreifen 
fol, und fagen wir, baß Gefahr im Berzuge Tiege, ba bereits die zwölfte 
Stunde herannaht!“ Ziemialkowski verfudht, dem Sturm Einhalt zu 
tbun und ihn zu mäßigen. Er befennt aud), daß er bie December⸗-Verfaſſung 
nicht preiſen könne und eine größere Autonomie für Galizien [bebufs totaler 
Unterdrüädung der Ruthenen] wünſcht unb verlangt, aber er ift gegen bem 
ftarren Föderalismus, den die amberen Redner proclamiren; Ziemialfowefi 
findet,. daß Galizien nicht in ber Lage. ift, den offenen Kampf mit der Res 
gierung zu führen, zu welchen Smolfa’s Antrag und die Rejolutionen führen 
müffen. „Was wird gefchehen, wenn die Negierung ben Landtag auflöst, 
birecte Reichsrathswahlen ausjchreibt? wenn eine gewaltige Agitation bas 
rubebedürftige Land aufregt? Und was wird dann gefcheben, wenn Oeſter⸗ 
reich inzwifchen in Folge der durch Rußlands Agitationen und ben Nationa⸗ 
litätenhader fi vorbereitenden Ereigniffe zerfallen würde?! Ih kann nicht 
glauben, daß Sie den Ruin Defterreich8 herbeiwünſchen, denn fein Ruin 
wäre auch ber unferige. (Rufe: Obo!) Sa, das erfläre ich bier ohne Furcht.“ 
— Der Abg. Ziblifiewiez (dev auch im Neichsrath ſaß, jett aber fein 
Mandat nebft vielen Genofjen niedergelegt hat): Wir wollen die Berfaffung 
nicht flürzen, nur entwideln, denn wir wollen feine deutſchen Ketten tragen! 
Der Statthalter Goluchowski fjpricht fi gegen ben Antrag Smolfe und 
gegen die von ber Commiſſion beantragte Adreſſe und Rejolution aus. Ten 
eriteren bezeichnete er als den Anfang zu einer Mgitation, melde eine von 
ben Paläften ausgehende, durch den Bürgeritand bis in die Bauernhütten 
ji verpflanzende Desorganifation zur folge haben würde. Dabei verwahrte 
er fich gegen die Unterftelung, als fei er mit Allem, was im Reichsrathe 
befchloffen werbe, einverftanden; als Mole könne er das nicht fein, befhalb fei 
er auch gar nicht des Sinnes, bem Streben des Landes nach einer pafjenden 
Stellung Salizieng im Staatsorganismus hindernd entgegenzutreten. Aber 
Smolfa’s Vorſchlag fei nicht das geeignete Mittel, diefen Zweck zu erreichen. 
Und bie vier Ländergrappen, von welchen Smolfa träume, würden wohl auch) 
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nicht überall ben von ihm gehofften Anklang finden; fo würde Schleſien 
3. 3. feine große Luft haben, fi) mit ben Ländern ber Wenzelsfrone zu ver: 
jhmelzen. Zyrol wolle mit ben Deutjchen nicht zufammengeben, und in bie 
galizifhe Gruppe möchte die Bukowina nicht eintreten wollen, „und wenn fie 
auch wollte, jo wäre mir biefe Verſchmelzung als einem Polen nicht fehr 
wänfchenswerth". Cine Föderation in Smolka's Sinn entſpreche übrigens 
nicht einmal ber polniſchen Nation, „benu wir fiehen hier doch, m. H., als 
ein Theil Polens (Beifall), unbeeinen füberativen, Organismus fchaffen, das 
bieße eben unferer zwar nebelhaften, aber doch immer möglichen Zufunft auf 
immer ben Weg verrammeln”. Aber auch die Ausfchußanträge findet Graf 
Goluchowski unpafiend; es fei in bem Zeitpunfte, wo bie Ankunft der Ma⸗ 
jeftäten erwartet werbe, Pflicht des Landtages, mit Offenheit, mit Herzlichkeit 
bie hoben Säfte zu begrüßen; Beides aber vermifje er in der Adreſſe, die ſich 
auf ben föderaliftifhen Standpunft fiele. Die Eentralifatien will er zwar 
auch nicht vertheidigen, im Gegentbeil, bie frühere Adminifiration fei nicht 
viel wertb gewefen. „Doch was gibt uns das Recht, auch die gegenwärtige 
zu verdbammen? Und übrigens, wenn auch jett bei uns Vieles nicht unferen 
Münfchen ertfpricht, jo können wir nicht Teugnen, daß wir jelbft am meiften 
daran Schuld tragen; ja, m. H., wir verfteden nicht mit unſerem Gelbe, 
wir verfiehen auch nicht mit unferen Kräften zu rechnen. Dieſen Beweis 
liefert uns bie Gejchichte vom Sabre 1793 vollauf, Seit dem alle unjeres 
Reiches haben wir uns fort und fort aufgerafft, ohne mit unferen Kräften 
zu rechnen, um unfere polnijche Eriftenz zu wahren. (Beifall) Ja, wir ba: 
ben viele Vorzüge, das ift wahr, aber jagen wir offen, wir haben auch viele 
Fehler, und einer ber größten ift der Mangel an Ausdauer — was bie Ge: 
ſchichte aller unferer Aufftände am beften beweist. Es wäre daher zu rathen, 
daß wir niemals in einen ungleichen Kampf eingeben. Zwar bat uns Hr. 
Sktzynoky aufgefordert, daß wir volle Wahrheit jagen ſollen, boch glaube 
ih, daß am Vorabend bes großen Teiles des Empfanges Ihrer Mojeftäten 
mit einer Refolution aufzutreten, weldhe die von Sr. Maj. beftätigten Gefeke 
als nicht entiprehend, als nur ſchädlich vorftellt — daß das nicht am rechten 
Platze ift. Adreſſe und Nefolution tragen übrigens das Gepräge einer Un: 
vollfonmenbeit, einer Meberftürzung an fich, fie enthalten viele Punkte, deren 
Erlangung geradezu eine Unmöglichkeit if. Wozu Korberungen ftellen, von 
benen man im Boraus ficher fein muß, baß fie nicht zu erreichen find 2“ 
24. Sept. (Deſterre ich). Auf die telegraphifche Nachricht von ber An- 
nahme ber Adreſſe und der Nefolution durch den galiziichen Land⸗ 
tag wird fofort befchloflen, baß bie bereits angeorbnete Kaiſerreiſe 
nah Galizien nunmehr unterbleibe. 

„» nn (efterreih: Böhmen). Der Landtag bejchließt mit großer 
Mehrheit die Trennung bes Polytehnicums in eine beutiche und 
eine czechiſche Abtheilung. 

Die Czechen beklagen fih darüber mit Heftigfeit, weil fie an biefer An- 
flalt bisher das Mebergewicht hatten und verlangen bagegen eine ähnliche 
Trennung ber Univerfität Prag, wo fie bisher noch in großer Minderheit 
find, als Minimum ihres Anfpruche. 

"nr (Defterreih: Mäpren). Der Landtag beſchließt gegenüber 
ber Declaration der Czechen, Feubalen und @lericalen vom 25. Aug. 
einftimmig folgende Refolutionen: 

„1) Ter mähriſche Landtag erblidt in ber von ben ausgebliebenen Abge⸗ 
orbneten abgegebenen Erflärung, fih von den Eitungen bes Landtages ber: 
malen fernzuhalten, eine verſaſſungs- und gefehäftsordnungswidrige Pflicht: ' 
verlegung und richtet an den Landeshauptmann das Erjuchen, bieje ausges 
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bliebenen 30 Landtagsmitglieber, fowie auch ben ohne Angabe von Gründen 
ausgebliebenen Abgeordneten Nebopil zur Erfüllung ihrer Pflichten aufzu⸗ 
fordern. 2) Der mährifhe Landtag betrachtet die Markgrafſchaft Mähren 
als ein von Böhmen und jedem ftantsrechtlichen Verbande einer „böhmiſchen 
Ländergruppe“ unabhängiges Land und hält an dieſer Unabhängigkeit und 
Selbftändigfeit der Markgrafſchaſt Mähren im Länderverbanbe ber öſterrei⸗ 
chiſchen Monarchie auch für alle Zukunft feſt. 3) Der mähriſche Landtag 
anerkennt die in Mähren einheimifchen beiden Nationalitäten als vollfommen 
gleichberechtigte Stämme bes mährifchen Volkes, 4) Der mähriſche Landtag 
kennt fein anderes legales Staatsreht ber Markgraffhaft Mähren als das 
in ber gegenwärtigen Reichs: und Landesverfaflung begründete und fpricht 
fein unbedingtes Felthalten an ben Staatsgrundgeſetzen vom 21. Dec. 1867, 
fomwie fein volles Vertrauen zu ber zur Durchführung biejer Staatsgrund: 
gefege von Sr. Maj. berufenen parlamentarijhen Regierung aus. 5) Dieſer 
Delhluß bes mähriſchen Landtages ift zur Kenntniß ber kaiſerl. Regierung 
zu bringen.“ 


24. Sept. (Defterreid: Krain). Conflict zwilchen ber deutſchen Majori: 


tät bes Oemeinberathes von Laibach und dem ſloveniſch und clerical 
gefinnten Bürgermeifter Dr. Coſta. Die Regierung fieht fich ge: 
nöthigt, den ganzen Gemeinderath aufzulöfen und Neuwahlen anzu: 
ordnen. | 


24/25. Sept. (Ungarn: Eroatien). Der Landtag nimmt ben vereinbar: 


ten Ausgleih mit Ungarn mit 69 gegen 4 Stimmen an (Jubel in 
Agram, Beglüdwünihungstelegramm ber ungarifchen Deputirtentafel), 
befchließt dagegen, auf dem Anfprude auf Yiume zu beharren. 


25. Sept. (Defterreid). Gegenüber den Inftructionen der Biſchöfe er- 


läßt der Minifter bes Innern ein Rundſchreiben in. Betreff ber 
Matrifelführung : 


„Die Regierung werbe und könne nicht entgegentreten, wenn bie Bijchöfe 
von ihrem Standpunkte für nothwendig erachten, anläßlich der confeffionellen 
Geſetze befondere Vormerkungen für firchlihe Zwede und für ben alleinigen 
Gebrauch der Kirche. führen zu laſſen; allein fie müffe auch fireng darauf 
fehen, daß die Matrifeln von den biezu durch das Staatsgeſetz berufenen 
Organen nur in Uebereinfiimmung mit ben flaatlihen Vorſchriften geführt 
werben. Demgemäß ift eine vor ber weltlichen Behörde fattgefundene Che: 
ſchließung bem ordentlichen Seelforger beiber Brautleute mittels Ausfertigung 
eines Amtszeugniffes befanntzugeben, und hat jener Seeljorger diefe vor ber 
weltlichen Behörde geſchloſſene Ehe als ſolche in das Eheregifter unter fort: 
laufender Zahl einzutragen. Hienach ift ber betr. Seelforger gehalten, bie 
vor ber weltlichen Behörde geichloffene Ehe in die Trauungs-Matrikel jelbit 
einzutragen, und es geht nicht an, daß er biefelbe, wie in den meilten ber 
biſchöflichen Inſtructionen angeordnet wird, etwa nur in einem bejonberen 
Hefte oder abgefonderten Vormerkbuche eintrage.” Das Rundſchreiben hebt 
überbieß noch ausbrüdlich hervor, daß das Gefek den Ausdrud „Noth:Eivil: 
ehe“ nicht Tennt und dieſer demgemäß auch bei Gintragungen in die Matti: 
keln nicht gebraucht werden darf. Ein in einer vor ber weltlichen Behörde 
geichloffenen Ehe geborenes Kind ift in die Matrifel jedenfalls als „ehelich“ 
einzutragen, Handelt es fih um die Legitimation eines Kindes burch bie 
nachgefo I vor ber mweltlihen Behörde gejchloffene Ehe, fo ift von Geite 
des Seeljorgers in derſelben Weife vorzugehen, wie in Legitimationsfällen 
per subsequens matrimonium überhaupt; bie Beifügung ber Bemerkung, 
daß die Legitimation Tediglich pro foro civili Geltung babe, oder baß ein 
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Kind durch bie nachgefolgte kirchliche Trauung „legitimirt werde“, iſt unzu⸗ 
läſſig. Auch die Vorſchrift einzelner Biſchöfe, daß bei Eintragung von Sterbe⸗ 
fällen von Eheleuten, deren Ehe vor ber weltlichen Behörde geſchloſſen wurde, 
und von Sterbefällen ihrer Kinder die Beziehung auf biefe Ehe immer zum 
Ausdrude zu bringen fei, Hat zu unterbleiben ; der Gebrauch ber Ausbrüde: 
„SivilsChegatte” u. ſ. f. ift ‚gänzlich unftatthaftl.e Das Rundſchreiben be- 
ftimmt ſchließlich, daß feinem Inhalte gemäß den Seeljorgern bie geeigneten 
Weifungen zu ertheilen feien, und weist bie Bezirksbehörden an, ſich vor: 
Tommenden Falls von ber genauen Beobachtung ber biepfälligen Weiſungen 
von Seite ber Seelforger, insbeſondere aber bei Iedem Falle einer Ehe, welche 
vor der weltlichen Behörde geichloffen wurbe, von ber genauen Cinbaltung 
ber bezüglichen ftaatlihen Vorfchriften zu überzeugen und bei einer etwaigen 
Nichteinhaltung unter ihrer Verantwortung unverweilt das Nöthige zu ver: 
fügen, um bie eben erwähnten, im Sinne ber beftchenden Matrikelvorſchriften 
erlafjenen Anordnungen in Vollzug zu feßen. 


25. Sept. (Defterreidh: Böhmen). Landtag: Die ezehifhen Declaranten 


26. 


27. 


haben auf die Aufforderung des Oberſtlandmarſchalls theils gar 
nicht, theils dahin geantwortet, daß ſie durch Clubbeſchluß gebunden 


ſeien oder auch, daß ſie aus Ueberzeugung an den Landtagsverhand⸗ 


lungen nicht theilnähmen. 

„ (Defterreid: Galizien). Landtag: Der Statthalter zeigt ihm 
an, daß ber Kaiſer den beabfichtigten Beſuch Galiziens in Folge ° 
ber befchloffenen Refolutionen telegraphiich abgejagt habe. Der Lanb- 
tag nimmt die in Folge mehrfacher Manbatsnieberlegungen nöthig 
gewordenen Wahlen in ben Reichsrath vor. — Graf Goluchowski 
geht nach Wien. 

„ (Deiterreid: Dalmatien). Der Landtag beichließt mit 22 gegen 
10 Stimmen eine Adreſſe an den Kaifer für Verbleiben bei ben 
cigleithanifchen Ländern und gegen bie Prätenfionen der Croaten 
und Ungarn: 

„Mit dem Funbamental-Gefeß vom 21. Tec. 1867 über die Reichever: 
tretung, welchem Ew. Maj. bie allerh. Sanction verliehen haben, ward Dal: 
matien zur Gruppe ber cisleithanifchen Provinzen Ew. Maj. gehörig erklärt, 
und wurde bie Vertretung biefes Landes bei dem Reichsrathe mit ben ande⸗ 
ren beutfch = jlavifchen Provinzen feftgeftellt. Hieburch haben Ew. Maj. die 
Beziehungen bes öffentlichen Rechtes bes Königreiches Dalmatien, worüber 
Ew. Maj. fih die Entſcheidung im Taiferlihen Patente vom 26. Febr. 1861 
vorbehalten haben, im Sinne ber wiederholt ausgebrüdten Kundgebungen bes 
Landtages biejes Königreiches und im Sinne ber Wünfche und ber Bebürf: 
niffe des treuen balmatinifhen Volkes Ew. Maj. endgiltig entfchieben. Aus 
diefem Grunde bringt ber balmatinifche Landtag Ew. Maj. im Vereine mit 
dem Ausbrude ber unerſchütterlichſten Treue und der Ioyalften Anbänglichfeit 
feinen lebbafteften Dank bar für einen Akt von fo hoher Gerechtigkeit und 
Weisheit.” 

„ (Defterreih). Der Minifterpräfident Fürft Carlos Auersperg 
erhält endlich die nachgeſuchte Entlaffung, obgleich es nicht gelungen 
ift, ihn (dur feinen Bruder Fürft Adolf Auersperg oder durch 
Graf Anton Auersperg) zu erfeßen. Graf Taaffe bleibt Minifter- 
präfident-Stellvertreter. 

„ODeſterreich: Tyrol), Generalverfammlung des katholiſchen 
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Vereins von Hippach im Ober⸗Zillerthale. Rebe Greuters. Die 
Sprache der Agitatoren iſt einer Steigerung gar nicht mehr fähig. 
Die Verſammlung beſchließt, dem Papſt ihren tiefſten Dank für 
die Allocution vom 22. Juni auszudrücken. 


28. Sept. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Heftige Debatten über das 


28. 


vom Gultusminifter Eötvös vorgelegte Volksſchulgeſetz. Tisza und 
Zſedenyi greifen dasjelbe vom confeſſionell⸗conſervativen Standpunkt 
ber Proteftanten an. Trefort vermittelt und es wird beichloffen: 
Es folle eine FlinfundzwanzigersCommilfion gewählt und derart zufam: 
mengeſetzt werben, daß in ihrem Schoße alle Eonfelfionen vertreten feien. 
Sie ſolle mit Zuziehung bes Eultusminifters und Fachmännern aller Eon: 
feifionen den Gefegentwurf in Angelegenheit ber Volksſchule mobificiren und 
dem Haufe baldmögliäft vorlegen. Auf Deak's Antrag wird noch binzuges 
fügt, daß bie Sommilfion gehalten fein folle, alle in Erfahrung gebrachten 


Daten zu benügen. 


» (Dejterreid). Der Minifterrath befchließt die Entlafjung bes 
Grafen Goluchowski als Statthalter von Galizien, dagegen ben 
Landtag nicht aufzulöfen. 


„ODeſterreich). Das Landesgeriht von Prag erkennt bez. ber 
Inſtruction des böhmiſchen Episcopats vom 17. Juni und des Hirten: 
briefes besfelben vom 24. Juni auf das Vexrbrechen ber Störung 
ber öffentlichen unbe. * Der Earbinal:Erzbifhof von Prag legt da: 
gegen Berufung an das Oberlanbesgericht ein. Da das Urtheil ein 
bloß objectives ift, jo legt auch die Staatsanwaltfchaft Berufung ein. 
„ (Defterreih: Böhmen). Der Landtag beichließt einſtimmig fol- 
gende Refolutionen gegen die Declaration der Czechen vom 23. Aug.: 


„2) daß das Königreich Böhmen die Heimat nit bloß Ciner Nation, 
fondern zweier zum Vaterlande vollftändig gleichberechtigter Volksſtämme iſt, 


von benen feiner in Weberhebung über den anderen im Namen des ganzen 


Königreiches den Anfprud eines nationalen und daher einfeitigen Staats: 
rechtes erheben barf; 3) daß es niemals den Abgeordneten des einen ober 
anderen Stammes, fondern jederzeit und ausſchließlich nur bem legal conſti⸗ 
tuirten und einberufenen böhmischen Landtage zufteht, bie Gerechtfame bes 
Königreiches Böhmen unb ber beiden gleichberechtigten Volksſtämme besjelben 
zu vertreten; 4) daß ber verfammelte böhmiſche Landtag, welchem die nicht 
erihienenen ‚Abgeordneten durch ihre im Sabre 1867 erfolgte Wahl, Eintritt 
und feierliche Angelobung angehörten, auf Grund ber allein zu Recht beſte⸗ 
benden Lanbesordnung und Landtags⸗-⸗Wahlordnung vom 26. Febr. 1861 con: 
flituirt und durch Tailerl, Patent vom 11. Juli L J. einberufen wurde, jo: 
mit gefeglich conftituirt und gefeglich einberufen ift; 5) baß der verjammelte 
böhmifche Landtag in längft ſchon der Geſchichte anheimgefallenen Acten und 
insbefondere in landſtändiſchen Statuten und deren Conſequenzen und Ac⸗ 
ceſſorien — giltige ſtaatsrechtliche Grundlagen nicht zu erblicken und keine 
anderen verfaſſimgsmäßigen Rechte und feine anderen Rechtsverhältniſſe des 
Königreiches Böhmen zu ben übrigen Theilen bes Reiches anzuerkennen vers 
mag, als jene, welche buch das Taiferl. Diplom vom 20. Oct. 1860, durch 
die Landesordnung und Landtags: Wahlorbnung vom 26. Febr. 1861 und 
durch die Staatsgrundgeſetze vom 21. Dec. 1867 feitgeftellt und begründet 
find; 6) daß bei dem Auftandefommen biefer durch bie berufene Reichsver⸗ 
tretung beſchloſſenen und allerh. fanctiowirten Staatsgrundgeſetze vom 21. Dec. 


’ 
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1867 das Königreich Böhmen durch die geiehlich gewählten Abgeorbneten 
feines Landtages in vollfommen Iegaler Weife vertreten war; 7) daß fomit 
durch alle diefe im legaler Weife entflandenen und in Ausübung fehenden 
fundamentalen Geſetze in Verbindung mit ber pragmatifchen Sanction das 
Nechtsverhältniß des Königreiches Böhmen zu den anderen Rändern bes Reiches 
und zur allerh. Tiynaftie bereits in zweifellofer Weile feſtgeſtellt und begrün⸗ 
bet it, unb daß von biefen gewonnenen gejeßlichen Grundlagen um fo we⸗ 
niger abgewichen werben kann, als die December⸗Grundgeſetze eine erweiterte 
Autonomie ber Länder gegenüber dem Reiche feftftellen und eine Fortbildung 
bes Verfafiungsrechtes anf dem Boden und in ben Grunbfägen besjelben 
nirgends ausgefchloffen iſt; 8) daß bie Staatsgrundgeiche Feine berrichende 
Nation kennen, eine Vergewaltigung des einen Stammes über ben anberen 
ausſchließen und vielmehr bie volle Gleichberechtigung aller Stämme feier: 
lichſt proclamiren; 9) daß die Denkichrift, welche bie eben genannten Herren 
Abgeordneten und Genofjen vom 22. Aug. l. 3. den hohen Landtags: Prä- 
fidium überreihten und welche bie Nechtiertigung des Ausbleibens berfelben 
enthalten fol, mit ben erwähnten allein zu Recht beſtehenden, allein yiltigen 
und allein in Ausübung fehenden Grundgefeßen, gleichwie mit ben verfafjungss 
mäßigen Rechten und der Autonomie Mährens und Schlefiens in offenem 
Widerſpruche fteße; 10) daß nad) allem biefem das Ausbleiben der genannten 
Herren Abgeorbneten als gerechtfertigt nicht angefehen zu werden vermag, er: 
Härt ber böhmiſche Landtag die Herren Wägeotbneten (folgen bie 
Namen) auf Srund des $ 19 der Geſchäftsordnung und Zuſatzartikel IV 
zur Landesorbnung für ausgetreten unb überläßt ber Taiferlicheh Regie⸗ 
tung die Veranlaffung der Neuwahlen nach Vorfehrift der Verfafſung.“ 


28. Sept. (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus nimmt ben vereinbar: 


30. 


ten Ausgleich mit Croatien einſtimmig an, beſchließt dagegen ebenſo 
einſtimmig, die Regierung zu beauftragen, für die Einverleibung 
Fiume's weiter zu wirken und den Ausgleich mit Croatien erſt nach 
Erledigung dieſer Frage der kgl. Sanction zu unterbreiten. 

» (Defterreid). Perſönlicher Conflict zwiſchen dem Statthalter 
von Böhmen Freiherrn v. Kellersperg und dem Suftigminifter Dr. 
Herbft. 

Der Statihalter gibt dur ein Telegramm an bie „Preſſe“ zu, daß er 
„nur privat“ die Aeußerung gethan babe: „In einem Minifterium, in wels 
chem ein Herbft ſitzt, fibt ein Kellersperg nicht.” Der Statthalter erhält zus 
nächſt einen fechswöchentlichen Urlaub und wird nachher entlafjen. 

„ (Deiterrei: Krain). Landtag: Die floveniihe Majorität be: 
ſchließt ein ſog. Sprachen-Gleichberechtigungs⸗ reſp. Sprachenzwangs: 
geſetz. 

Durch dasſelbe wird bie Volks- und bie Hauptfchule, confequent auch bie 
Mittelſchule (Gymnaſium, Realſchale), ganz ſloveniſirt, indem ber in ber 
dritten umb vierten Klaſſe ber Hauptichulen zugelafjene Unterricht im Deuts 
ſchen, welcher mittelft des SIovenifhen zu gefcheben hat, den Schüler uns 
möglich zur Theilnahme an dem beutfchen Unterrichte in ber Mittelfchule bes 
fähigen kann, daher bie votirte halbe Sloveniſirung ber Mittelſchule fofort 
in eine ganze umſchlagen muß. 

Heftige Debatte über das Schulauffichtsgefeh. Die deutſche Mi: 
norität wird überfliimmt und das Geſetz von ber flovenifhen Mehr: 
heit derart verändert, daß die Schulen auch fortan durchaus in den 
Händen der Geiftlichleit wären, 
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— Sept. (Defterreid: Böhmen). Zahlreihe Volksverſammlungen und 
Exceſſe ver Czechen. 


— Oct. Die Umgebung der Kaiſerin erhält allmälig einen ausſchließlich 
ungariſchen Charakter. 

1. „ ODeſterreich: Böhmen). Der Landtag läßt die Regierungsvor⸗ 
lage für die Freitheilbarkeit des Bodens unerlebigt, weil die Groß: 
grundbeſitzer berjelben abgeneigt find, biefe aber zumal in Abweſen— 
heit ber Czechen das Uebergewicht im Lanbtage befiten. 


v» „Oeſterreich: Galizien). Der entlaffene Statthalter, Graf ©: 
luchowski, wirb in Lemberg enthufiaftiich empfangen. 

2. ,„ ODeſterreich: Tyrol). Der Statthalter löst den Zweigverein 
des „kath. Vereines für Tyrol und Vorarlberg” im Ober⸗zZillerthal 
in Yolge der Ausfchreitungen am 27. Sept. (Rede Greuter’8) auf. 

3. u Defterreid: Galizien). Der Kaifer beftätigt bie vom Land— 
tage (2. und 12. Sept.) beihloffene Einführung der polnifchen 
Sprache in Amt und Schule, 


5. u ODeſterreich: Tyrol. Landtag: Debatte Über die Abänderung 
bes $ 7 bes Gemeindegefebes bez. der Aufnahme von ©emeinbe: 


genofjen als Gemeindemitglieder : 

Der Ausſchuß trägt auf Genehmigung an. Greuter beantragt bagegen, 
bie ganze Verhandlung zu vertagen. Statthalter v. Laffer: Wenn bie 
Frage auch nach dem Staatsgrundgeſetze vor den Landtag gehöre, jo könne 
boch der Landtag nicht thun, was er wolle. Aus Art. 4 des Staatsgrund⸗ 
geſetzes folge, daß ber Landtag die Hand zur Durchführung ber Beflimmun: 
gen über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger bieten müſſe. Die Gegner 
der Regierung wollten von der ganzen -Regierungsvorlage nichts wiſſen, trau⸗ 
ten fi aber nicht, dieß offen und ehrlich zu fagen unb ſuchten nun auf 
einem Umweg zu ihrem Ziele zu kommen; daher der Antrag auf Vertagung. 
Der Berichterftatter erffärt, fih mit ben übrigen Ausſchußmitgliedern 
beratben zu müſſen. Die Sikung wird unterbroden und nach fünf Deinuten 
erklärt derſelbe Berichterftatter, ber eben noch auf Annahme ber Vorlage an: 
getragen hatte, daß der Ausſchuß fi nunmehr für den Antrag Greuter aus— 
iprehe. Statthalter v. Laffer erflärt num beftimmt und Träftig, daß 
ber Antrag Greuter fo viel jei, als eine Verwerfung der Negierungsvorlage 

. und eine „Auflehnung gegen bie Staatsgrundgefehe”. 

Bei der Abftimmung wird ber Antrag Greuter mit 28 gegen 

21 Stimmen zum Befhluß erhoben. Die Regierungsvorlage, betr. 


die Theilbarkeit von Grund und Boden, wird. gleichfalls vertagt. 


„—6. Oct. (Defterreich: Trieſt). Der Landtag befchließt einftimmig, 
daß bie Erklärung ber Territorial= Deputirten, den Eigungen nicht mehr 
beiwohnen und gegen alle Beichlüffe des Landtages Proteft erheben zu wollen, 
negen das Statut verfloße, daß ein ſolcher Proteft ohne Gewicht und Einfluß, 
daher nicht zu berüdfichtigen und darüber zur Tagesordnung überzugehen fei. 
Debatte über das Verhältniß der Staatsgrundgefege vom 21. 

Dec. 1867 zum Triefter Statut: 
Die Commiffion beantragt eine Reſolution, welche die Wünſche bes 
Landtages in 10 Punkten formulirt. Der Regierungscommifjär erklärt ſich 
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ſehr entfchieben gegen die Tendenz ber Reiolution, von ber er am Schluffe 
erflärt, daß barin offenbar „eine bloße Perfonalunion angeftrebt werde, 
die einer volljtändigen Losirennung jehr nahe komme“. Ber Berichterftatter 
Hermet leugnet die Abfiht und ber Abg. Conta erflärt gleichfalls, daß 
ber Landtag eine Perjonalunion nicht wolle, eine Losreißung von Defterreidy 
nicht wollen könne. Reg.:Commiljär: In dem gebrudten Berichte find 
bie biftorifchen Rechte bezeichnet, welche aus ben Webergabsatten entipringen 
fjollen. Ich will mich bier nicht damit befchäftigen, jebes einzelne dieſer 
Rechte zu beleuchten; es genügt, im Allgemeinen hervorzuheben, baß ber 
größte Theil berjelben mit ben durch das Diplom vom October 1860 feſt⸗ 
gejeßten, mit den anberen Königreihen und Ländern gemeinfamen Angeles 
genheiten unvereinbar if. allen die gemeinfamen Angelegenheiten weg, fo 
bleibt die Perfonalunion. Nun werben aber in ber vorgefchlagenen „Reſo⸗ 
Iution” bieje Rechte als unantafibar erklärt und in bem erſten Wunſche, ber 
nach der Aeußerung des Hrn. Berichterftatters felber die Folge der Annahme 
berfelben ift, beftrebt man ſich, die Anerkennung diefer Rechte zu erwirken. 
Der Schluß baraus ergibt fih von felbit. Bei ber Abftimmung wirb bie 
Reſolution einftimmig genehmigt, beren Sinn dahin geht, 

bie Erflärung zu erneuern, daß bie biftoriihen Rechte ber Stadt Trieft 
unangreifbar, und daß Neichstags = Deputirte nur unter Wahrung dieſes 
Srundfages nah Wien zu entienden feien. 


6. Oct. (Defterreich: Tyrol). Landtag: Prof. Harum interpellirt die 


Regierung über die clericalen Wühlereien des fog. „Tath. Vereines 
für Tyrol und Vorarlberg” und feine Filialvereine. Antwort des 
Statthalters v. Laſſer. 

Der Statthalter gibt die Thatſachen zu und daß die Regierung ſich 
bereits zu ſchärferen Repreſſiv⸗ und Präventivmaßregeln gebrängt geſehen 
habe, geſteht aber, daß ſein Charakter mehr zum Frieden geneigt ſei, den 
Conflict nicht gerne aufſuche und fo lange als möglich eine Ausgleichung 
der Gegenſätze anfirebe. „Allein — fügt er bei — bie Friedensliebe bringt 
nicht immer Schwäde und Lahmbeit im Kampfe felbft mit ſich; zund ich vers 
fihere, fo Tange das gnäbigfte Vertrauen Sr. Maj. bie Vertretung ber Res 
gierung in bielem Lande in meinen Händen läßt, werben biefe Hände wahr: 
lich nicht erlahmen in dem Beftreben, ber kaiſerl. Autonomie die gebührende 
Adtung und dem Gefege ben Bollzug zu verfhaffen.“ 


„ (Defterreid). In Tolge der Zuftände in Böhmen, die einen 
gewaltiamen Ausbruch befürdten laflen, febt eine kaiſerl. Verord⸗ 
nung proviforifh die Befugniſſe ber Regierungsgewalt zur Ver: 
fügung zeitweiliger ober örtlicher Ausnahmen von den beſtehenden 
Gefeßen, unter Vorbehalt ber Zuftimmung des Reichsrathes, feft: 


Auf Grund eines Beichluffes des Gefammtminifteriums nach eingeholter 
Genehmigung bes Kailers können bie Beftimmungen‘ der Art. 8, 9, 10, 12 
und 13 des Staatsgrundgejeßed vom 21. Dec. 1867 ganz oder theilweife 
fuspenbirt, ferner Ausnahmsanorönungen zur Handhabung ber Polizei und 
Strafgewalt mit verbindender Kraft erlaffen werden. Die Suspenfion bes 
Art. 8 Hat die Wirkung, daß die 48ſtündige Frift für den Fall, als Organe 
ber öffentlichen Gewalt bie Verhaftung einer Perſon wegen bes Verdachtes 
einer frafbaren Handlung ohne richterlihen Befehl vorgenommen haben, auf 
14 Tage erweitert wird ; daß bei Perjonen, welche wegen einer ber im Ans 
hange bdiefer Verordnung bezeichneten firafbaren Handlungen verhaftet find, 
eine Freilaffung gegen Caution oder Bürgſchaft nicht ftattfindet; dag am Ort 
ber Suspenfion nicht zuftändige Perfonen, welche bie öffentliche Ordnung ges 
fährden, ausgewiejen werben können, baß ferner Perfonen, welche an einem 
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folgen Orte zufländig find, angewiefen werben können, ohne behörbliche Be: 
willigumg biefen Ort nicht zu verlafjen. Die Suspenfien bes Art. 9 bewirkt, 
daß von ben Sicherheitsbehörden wegen ber im Anhange biefer Verordnung 
bezeichueten flraibarcn Handlungen Hausſuchungen ohne richterlichen Befehl 
jederzeit angeorbnet werben können. Wird der Art. 10 juspenbdirt, fo kann 
bie Beſchlagnahme und Eröffnung von Briefen aud außer ben Fällen ber 
Hausſuchung oder ber Berhaitung und ohne richterlichen Befehl vorgenommen 
werben. Mit ber Suspenfion des Art. 12 it die Wirkung verbunden, baß 
bie Ausübung bed Vereins: und Verſammlungsrechts theils ganz unterfagt, 
theils von beſondern Bedingungen abhängig gemacht und an die Genehmi: 
gung der Behörden gefnüpit wird. Durch die Suspenfion bes Art. 13 wird 
die Berwaltungsbehörde berechtigt, das Erſcheinen ober die Berbreitung von Druck⸗ 
ſchriften einzuftellen, gegen biejelben das Poftverbot zu erlaffen, ben Betrieb 
von Gewerben, welche durch Vervielfältigung literarifcher oder artiftifcher Er⸗ 
zeugnifje oder durch ben Handel mit benfelben die öffentliche Ordnung ge: 
fährden, zeitweilig einzujtellen und für bie Hinterlegung ber Pflichteremplare 
eine Frift zu beflimmen, welche bei periobiichen Drudicriiten bis zu drei 
Stunden, bei anderen Druchkſchriſten bis auf acht Tage vor ber Ausgabe aus: 
gebehnt werben kaun. Mit der Suspenfion ber genannten Art. bes Staats⸗ 
grunbgefeges vom 21. December 1867 oder einzelner hberfelben können be- 
ſchränkende polizeiliche Anordnungen mit verbinbender Kraft 8) in Bezug auf 
die Erzeugung, ben Verkauf, ben Beſitz und bas Tragen von Waflen und 
Munitionsgegenfänden; b) in Bezug auf das Paß- und Meldungswefen; 
e) in Bezug auf das Berbalten an öffentlihen Orten und die Anfammlung 
von Leuten; d) in Bezug auf die Vornahme bemonfttativer Handlungen und 
ben Gebrauch von Abzeichen erlajjen werben, Solche Anordnungen können 
auch nachträglich unb in dringenden Fällen jelbft von dem Landes: Chef er: 
lafjen werben. Webertretungen ber angegebenen Gchots: und Verbotsbeſtim⸗ 
mungen, fowie ber zur Durchführung dieſer Beflimmungen von ber Behörde 
erlafjenen Verfügungen und Aujträge, und bie Uebertretungen ber beihrän- 
enden polizeilichen Anordnungen unterliegen, fofern fie nach ben beftehenden 
Geſetzen nicht einer jchwereren Strafe verfallen, einer Gelb: oder Arreftitrafe, 
welche nad) den Umfländen bes Falles bis zu dem Betrage von 1000 fl. oder 
bis zur Dauer von ſechs Monaten bemeffen werben Tann. Das Miniſterium 
bat, wenn es auf Grund dieſer Verordnung Ausnahmönerfügungen getroffen 
oder beren Fortdauer befchloffen bat, dem Reichsrathe, wenn er derlammelt 
ift, fofort, außerdem aber bei feinem nächften Zufammentreten bie Grünbe 
darzulegen, welche biefe Verfügungen veranlaßt Haben. — Die ftrafbaren 
Handlungen, bezügli welcher oben auf ben Anhang verwielen wird, find 
folgende: Hochverrath, Majellätsbeleidigung, und Belsidiguug ber Mitglieder 
bes Faiferlichen Haufes, Störung ber öffentlichen Rube, Aufſtand und Aufruhr, 
öffentliche Gewaltthätigfeit, Mord, Todtichlag, ſchwere Förperliche Verletzung, 
Brandlegung, Raub, Vorſchubleiſtung zu Verbrechen, dann bie Vergehen und 
Uebertretungen gegen die öffentliche Ruhe unb Orbuung, bie Webertretungen 
gegen öffentliche Anfalten und Vorkehrungen, welche zur gemeinichaftlichen 
Sicherheit gehören. 

7. Oct. (Defterreid: Böhmen). In Folge neuer Exceſſe der Ezechen 
in Prag wird die Garnifon der Stadt verftärkt. 


v» n (Ungarn). Generaleonvent ber evangelifchen Kirche augsb. 
Confeſſion in Peſth. Derſelbe fpricht fih fehr unzufrieden mit den 
beftehenden interconfejfionellen Zuftänden in Ungarn aus und fehr 
wenig befriedigt von ber Regierungsvorlage vom 19. Sept. 

„Die interconfeffionellen Verhältniſſe in Ungarn find unerträglich”, ruft 
Superinienbent Gebuly aus... Zum Beweije dafür werben bie Gravamina 


B. 
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der Proteſtanten zu Dutzenden angeführt. Die gemiſchten Ehen und die 
Religion der aus letzteren hervorgehenden Kinder ſind immer ſtreitige Fragen, 
bei denen die Proteſtanten jedesmal Unrecht bekommen. An dem größten 
proteſtautiſchen Feiertage, dem Charfreitag, laſſen bie Katholiken ſich in ben 
lärmendſten Beſchäftigungen nicht ſtören und verbieten ben Evangeliſchen das 
Läuten; andererſeits werden bie Proteftanten am Frohnleichnamstage nicht 
nur in der Stadt, fondern aud auf den entfernt gelegenen Weinbergen am 
Arbeiten gewaltfam gehindert. An verfchiebenen Orten find die Broteftanten 
zur Steuerzahlung an die katholiſchen Kirchen gezwungen. Die Schüler ber 
proteftantifchen Rechtsakabemie dürfen nur die juriftifche, nicht die politische 
Prüfung ablegen. Am ſchlimmſten fieht es mit ben interconfeffionellen Ver 
bältnifjen in der Armee und namentlih in ber Militärgrenze aus, wo bie 
Reverfe in Betreff ber Kindererziehung bei Brautleuten verſchiedener Confeſ⸗ 
fion nod immer erzwungen werden. Tas Temesvarer General: Gommando 
bat zwar erklärt, es beitehe Fein Zwang; aber ber Banater Senior nennt 
diefe Erklärung „eine bebeutungslofe Phrafe” und weist barauf bin, wie in 
dem Lande, wo ſelbſt Frauen und Mädchen der Militär = Jurisdiction unter: 
ſtehen, der Wunſch ber Militärbehörden ein unausweichbarer Zwang ift. 
Mit Bitterkeit fprechen die Redner über bie Hoffnungen, weldye fie an ben 
vorjährigen Umſchwung geknüpft hatten und die nun betrogen find. Der 
Gefeßentwurf ſpreche bie NReciprocität nur im ber Meberichrift des Geſetzes, 


nicht in den Paragraphen aus. Die Bellimmungen über den Religions: 


wechfel feien zum Nachtheil der Proteftanten abgefaßt. Die nach dem Geſetz⸗ 
entwurfe von ben Eltern vor zwei Zeugen abzugebende Erklärung über bie 
Religion, in welcher die Kinder erzogen werden follen. fei nichts als eine 
andere Zorm für die Reverſe. Anton v. Radvanszky, Obergeſpan des Sohler 
Comitats und Senorial-Inſpector, erflärte, er würbe am liebften bie Civil⸗. 
Ehe ſehen, denn fo lange ber Fatholifche Elerus von Rom abhänge, das bie 
gemijchten Ehen nicht als giltig anerkennt, Tönne ber Reichstag Fein Geſetz 
ſchaffen, das binfichtlich diefer Ehen alle Parteien befriedige. Im Ganzen ilt 
indeß die Oppofition gegen den interconfelfionelen Geſetzentwurf eine erchufiv 
proteftantifche. Von nichtrecipirten Gonfelfionen, von Glaubengfreiheit für 
Nichtproteftanten will Niemand etwas wifjen. Dem Entiwurfe eines Bolts- 
ichulgefetes gegenüber wird gleichſalls der ſtreng confeffionele Standpunkt 
feitgehalten; von confelfionslofen Schulen will Niemand hören. 


Oct. (Defterreich: Böhmen). Die Stabtverorbneten von Prag be: 


[hließen, gegen die Trennung bes Bolytehnicums in eine deutjche 


und eine czechiſche Abtheilung, wie der Landtag beichloffen, eine 


Adreſſe an den Kaiſer zu richten. 

» Defterreid: Galizim). Der Landtag beichließt, die (burch bie 
Staatsgrundgejehe geforderte) Gleichſtellung ber Juden. 

„ (Defterreich: Nieberöfterreih). Der Landtag beisilligt bas auf 
das Kronland fallende Drittel der für die Donauregulirung bei 
Wien veranjchlagten Gefammtfumme von 25 Millionen. 
„ODeſterreich: Nieberöfterreih). Der Landtag befchließt in Yolge 
eines Antrags aus feiner Mitte auf Einführung von directen Wahlen 
für den Reichsrath folgende Nejolution: 

„Der Landtag erkennt in ber Beihidung bes Abgeorbnetenhaufes durch 
birecte Wahlen ein wichtiges Moment für die Kräftigung und Fortentwick⸗ 
lung ber Verfafjung, wenn ſolche birecte Wahlen verfaſſungsmäßig eingeführt 
werden, damit die Gemeinlamfeit der Vertretung ber im Reichsrathe ver: 
tretenen Länder nicht beeinträchtigt wird. Indem ber Landtag erklärt, für 
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biefen Fall von ber Entjienbung ber Abgeorbneten aus feiner Mitte abgehen 
zu wollen, ftellt berfelbe auf Grund bes F 19 bes 2.:D. den Antrag: Die 
bobe Regierung wolle im verfaffungsmäßigen Wege auf eine Umgeftaltung 
des Geſetzes über die Reichsveriretung in dem Sinne binwirfen, baß birecte 
Wahlen zum Reichsrathe eingeführt werben und bie Zahl ber Abgeordneten 
angemefjen erhöht werde.“ 

9, Oct. (Defterreid: Tyrol). Landtag: Behandlung ber Regierungs: 
vorlage bez. Schulauffiht. Der Ausihuß beantragt, die Vorlage in 
ihr völliges Gegentheil umzuwandeln und bie Schule gänzlich ber 
Kirche unterzuordnen. Erklärung bes Statthalters und Schluß bes 


Landtags. 

Statthalter v. Lafjer: Nah dem Ausfhußantrage gehe Alles darauf 
hinaus, daß die Kirche allein herrſche, daß der Ginfluß des Seelforgers, bes 
Glerus und bes Episcopates in ein feites Syflem komme. Er glaube, daß 
es nicht mehr nöthig fei, zu conftatiren, daß die Anträge des Ausſchuſſes, 
anftatt das Reichegefek in Vollzug zu feßen, es unvollzogen Iaflen, und er 
glaube es nicht ausiprehen zu müllen, daß ein folches Geſetz ein Beſchluß 
wäre, welchem bie Taiferlihe Regierung nicht zuflimmen kann und darf, 
Schließlich wolle er nody einen Moment hervorheben. Man beſchließt Geſetze, 
welche die allerh. Eanction unmöglich erhalten Fünnen, um ben alten Zuftand 
fortzufegen. Dieſe Speculation fei aber nur theilweife richtig. Er wolle nur 
anführen, baß nach Art. 11 lit. n bes Gefehes über die Reichsvertretung 
biefe die Durchführung der Staatögrundgejeße - bei beharrlihem Widerftande 
der Landesvertretung in die eigene Hand nehmen kann. Auch das erfläre er, 
baß nad dem Gelee vom 25. Mai das für beffen Vollzug verantwortliche 
Minifterium die Sache nicht beruhen laſſen Tann und barf. Die Herren 
werben fomit ben felten Entſchluß der Regierung, fi in der Durchführung 
ihrer Aufgabe nicht irre machen zu laffen, vernommen haben. — Der $ 10 
bes Ausjchußentwurfes enthält ben erfien principiellen Gegenſatz zur Regie⸗ 
rungsvorlage, weil dieſe beſtimmt, baß ber Vorfitende des Ortsichulrathes 
aus freier Wahl der Gemeinde hervorgehe, während ber Ausſchuß biejes 
Recht als geiehliches, permanentes bem jeweiligen Seelforger zumeist. Den 
Standpunft der Regierungsvorlage verfiht Abg. Prof. Wildauer, ben bes 
Ausichuffes Prof. Sreuter. Bei namentliher Abftimmung fiegt der Nuss 
Ichußantrag mit 30 gegen 21. Stimmen. Hierauf erhebt ſich ber Abg. Dr. 
v. Grebmer und erflärt in feinem und feiner Gefinnungsgenoffen Namen, 
baß, nachdem bie Majorität wiederholt verfaffungswidrige Beſchlüſſe gefaßt, 
die Liberalen fih an ben weiteren Verhandlungen nicht mehr betbeiligen 
werben. Den Saal wolle man nicht verlaflen, um die VBerfammlung nicht 
beſchlußunfähig zu machen. Graf Branbis flellt in Folge deffen ben Anz 
trag, den ganzen Ausihußentwurf en bloc anzunehmen, was auch geichiebt. 
Hierauf erhebt ich unter allgemeiner Spannung ber Verfanimelten ber Statt- 
halter Fehr. v. Laffer: „Ich ergreife das Wort, um im Namen Sr. Maj. 
des Kaifers über telegrapbiich mir zugefommenen Auftrag zu erflären, daß 
in Folge Befchluffes des Minifterrathes und allerh. Annahme der Landtag, 
da er bie Durdführung ber Staatsgrundgefege in wefentlichen Punkten ab: 
Iehnt, fogleich zu fchließen fei und bie Regierung im Bewußtfein ihrer Pflicht 
fi) die Maßnahmen vorbebält, um in Tyrol den Stantsgrundgelegen Gel: 
tung zu verfchaffen. Ich fordere daher den Landeshauptmann auf, bie Seſ— 
fion zu ſchließen.“ Diefer thut es mit Außeradtlaffung aller bei dieſem 
Alte vorfommenden Formeln, ja ohne felbft das unter allen Umſtänden 
üblihe Hoch auf ben Kaijer aueaubringen. Dafür erichallt auf den Bänken 
ber Liberalen und auf ber Galerie ein dreimaliges Hoch auf ben Kaiſer und 
das conftitutionelle Minifterium. Beim erften Hoc ſchweigen bie Ultramons 
tanen, beim zweiten wird geziſcht. 
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9. Oct. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Die Regierung lehnt es vor: 


10. 


ſichtiger Weife ab, ihrerfeits ein Nationalitätengefeß auszuarbeiten 
und will die jchwierige Frage ganz ber Snitiative des Haufes über: 
laſſen. 
„ODeſterreich: Croatien). Der Kaiſer empfängt in Peſth bie 
croatiſche Adreßdeputation und ſpricht in der Antwort feine Befrie—⸗ 
bigung über ben erfolgten Ausgleich zwifchen Ungarn und Croatien 
aus. Bezüglich Fiume's werbe ſich, wie er hoffe, eine befriedigende 
Löſung finden; er werbe durch das ungarifche Minifterium bie unter 
dem Einvernehmen aller Betheiligten ausgearbeiteten Vorſchläge dem 
ungarijhen und dem croatijchen Landtage vorlegen laſſen und nur 
für ben Fall einer Nichtverftändigung zwiſchen beiden werde die 
Entſcheidung durch Fönigliche Reſolution erfolgen. 
„ODeſterreich). Schluß ber letzten Landtage. Es ergibt ſich, 
daß 9 Landtage das ihnen von der Regierung vorgelegte Geſetz über 
die Schulaufſicht theils faſt unverändert, theils wenigſtens ohne prin⸗ 
eipielle Modificationen angenommen, namenilich ber Geiſtlichkeit bie 
von der Regierung verlangte Stellung eingeräumt haben, nämlich 
bie Landtage von Böhmen, Steiermark, Kärnthen, Vorarlberg, Salz: 
burg, Görz, Iſtrien, Dalmatien und der Bulowina, daß dagegen 5 
ber Geiftlichleit jene Stellung verweigerten, nämlich Nieder: und 
Oberöfterreih, Mähren, Schleflen, Trieft, 2 aber (Tyrol und Krain) 
umgefehrt die Rechte des Staates zu Gunſten ber Kirche völlig 
preisgaben, während Galizien in biefer Trage außer dem Spiele 
blieb. Die offizidfen Blätter laſſen keinen Zweifel darüber, daß bie 
Regierung die Beſchlüſſe jener 5 und jener 2 Landtage nicht fanc- 
tioniren werde. | 

Die Ergebniffe ber ſiebenwöchigen Seffion ber 17 Landtage finden 
in den hervorragendſten Organen ber öffentlichen Meinung in Defter- 
reih nur eine fehr geringe Anerkennung. “ 

Das verbreitetfte Wiener Blatt, bie „N. Fr. Preſſe“, urtbeilt darüber fol- 
gendermaßen: „Selbft den eiftigften Anwälten diefer ſpeciſiſch öſterr. Inftitution 
dürfte es Taum möglich fein, aus den pofitiven Leiftungen biejes colofjalen 
Spectafelftücdes den Nachweis zu liefern, daß eine abjolute Eriftenzberechti- 
gung dieſem Apparate in feiner jegigen Form inne wohne. Senn Töjen wir 
die monotonen Refumds ber 17 Landtagsmarfchälle und Landeshauptleute in 
ihre Details auf, fo vermögen wir uns bes Gedankens nicht zu erwehren 
daß ein gar großer Theil diejer Leiftungen etwa von verftärften Landesaus- 
ſchüſſen ohne parlamentarifche Scenerie höchſt wahrjcheintich ebenfo forgiam, 
ebenfo gewilfenbaft Hätte zuwege gebracht werben können, und unmwillfürlich 
drängt fih uns bie Frage auf, ob auch ber coloffale landtägliche Apparat im 
richtigen Verhältniffe ftehe zu den Ergebniffen? Genug, bie abgefchloffene 
Seffion ber Landtage legt uns mehr noch als eine ihrer VBorgängerinnen ben 
Gedanken nahe, daß wir allen Grund haben werden, den Tag, wenn wir ihn 
erleben, als einen glücklichen und fegensvollen zu preifen, an welchem ber 
Staat ſich felbit jo weit wieder gefunden haben wird, um ben äußerlichen 
Charakter der Landtagsinftitution mit bem eigentlichen naturgemäßen Berufe 
besjelben in Einklang bringen zu Tönnen und bie 17 Landtagsverfammlungen 
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zu bem zu machen, was fie auf bie Dauer allein fein können, zu den oberften 
Drganen ber autonomen politiihen Abminiftration. Nur bie Zuverſicht Tann 
und momentan einigen Troft gewähren, baß jede Landtagsfefjion von neuem 
bie innere Unmöglichkeit diefes vor fieben Jahren in unglädfeliger Stunde 
erdachten, das Staatsweſen becomponirenden Crperimentes bartbun wird,“ 


10. Oct. (Defterreid: Böhmen), ine Verordnung des Gefanmt- 


17. 


Minifteriums fett, geftüßt auf bie kaiſerl. Verordnung vom 7. d. M., 
die Beitimmungen der Urt. 12 und 13 des Staatsgrundgefeßes vom 
21. Dec. 1867 in der Lanbeshauptftabt Prag und in den Gebieten 
ber Bezirtshauptmannichaften Smichow uud Karolinentbal mit den 
in der kaiſerl. Verordnung angegebenen Wirkungen zeitweilig außer 
Wirkſamkeit. Der Statthalter Frhr. v. Kellersperg wirb entlafjen 
und ber Militärcommandant ML. Koller zeitweilig aud) mit ber 
Leitung der Statthalterei betraut. 

„ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus genehmigt einftimmig die 
Aufhebung ber bisherigen Wuchergefebe. 

„ (Defterreid: Böhmen) Eine Vollsverfanmlung in Smichow 
bei Prag wird vom Militär zerfirent. Die czechiſche Preſſe muß 
ihre Agitation einftellen. Die Czechen verſuchen nunmehr, jebod) 
ohne Erfolg, bie Agitation in die Fleineren Städte zu werlegen. 

„» Defterreih). Wiederzufammentritt des Reichsraths. Die 
Regierung legt bemfelben ihre in Böhmen getroffenen Maßregeln zur 
Genehmigung vor. Das Preßgeſetz bat die kaiſ. Sanction erhalten, 
das Geſetz bez. Einführung der Gejhwornengerichte für Preßfachen 
ſchwebt dagegen noch vor dem Herrenhaus. 

„ODeſterreich). Das Ober: Landesgeriht von Oberöſterreich 
beftätigt das Urtheil des Lanbesgerichts von Linz vom 18. Sept. 
und anerkennt aljo auch feinerfeitS den Art. XIV des Concorbats 
(bez. Straflofigkeit der Biſchöfe) für befeitigt. 

„ (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Der große Ausfhuß desſelben 
für die Nationalitätenfrage tritt unter bem Vorfite von Somſich zu: 
ſammen. Antrag des Eilfer-Subeomite (Nyary), Gegenantrag von 
Horvath und Kerkapolyi (Regierung), Vorſchlag von 26 ferbiichen 
und rumãniſchen Abgeorbneten. 

Im April 1866 wurbe-ber Nationalitäten-Ausfhuß vom Haufe gewählt; 
unter feinen Mitgliedern befanden fih Graf Julius Andraſſy, Baron Eötvös, 
Lonyay, Gorovs, bie ſpäter als Minifter anstraten. Gleich nad Eonflituirung 
bes Ausfchuffes wurden zwar im Schoße besfelben bie Grundſätze einiger: 
maßen beiprochen, nach welcdyen ber betreffende Gefetvorichlag ausgearbeitet 
werben follte, jedoch Fein Beichluß gefaßt, fondern ein Eilfer-Comité aus: 
gefenbet, das dieſe Grunbjäße feftitellen, in einem Geſetzvorſchlag burdyführen 
und bierauf Bericht erftatten folle. In dieſem Comité wurde einhellig die 
Gleichberechtigung aller Nationalitäten ausgelprochen und dieſem leitenden 
Grundfaß ber Geſetzvorſchlag angepaßt, nach deſſen Annahme die verjchiedenen 
Nationalitäten ihre Anſprüche bis zu jenen Grenzen zur Geltung follten 
bringen können, welde bie politiſche Einheit Ungarns, alſo bie Territorial⸗ 
Integrität und bie Einheit der Gejeßgebung, jowie der Staatsverwaltung ber 
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ungarischen Kronländer unabweislich beflimmten. In Betreff diefer Grenzen 
ent/hanı fi) indeß im Comite häufig ein beftiger Kampf, in welchem oft 
nur mit 6 gegen 5 Stimmen bie unberechtigten Forderungen biefer oder jener 
Nationalität in der Regel unterlagen, manchmal jedoch Anſprüche zur Gel: 
tung famen, welche die Einheit der Staatsverwaltung zu gefährden fchienen, 
indem ber bewilligte Gebrauch aller Spraden in Prozeſſen, bie Unterbreitung 
der Gemeinde: Angelegenheiten an das Minifterium nur in der Sprache ber 
Gemeinde u. |. w. dem Grundjaß nicht entiprächen, daß das Verbindungs- 
Idiom ober bie central=diplomatiiche Sprache nur Eine, und zwar nur bie 
ungarifche fein fönne. Im Juni 1367 ftattete das Comits feinen Bericht ab, 
welchen der große Ausihuß in Drud legen und vertbeilen ließ. In Folge 
einer Erflärung bes Minifterpräfidenten, nach welcher das Minifterium den 
Wuuſch äußerte, dieſen Bericht früher unter fich beiprechen zu können, bevor 
derjelbe in der großen Ausihußfikung verhandelt wird, wurbe bie weitere 
Berathung bis Januar 1868, dann wieber verfchoben, endlih nun auf die 
Tagesordnung gejett. Wie in der Zwiſchenzeit fih das Minifterium vers 
ftändigt, welche leitenden Grundfäge c8 angenommen bat, blieb ungewiß, 
aber die Vertreter der ferbifchen und rumänijchen Nationalitäten ſehen in dem 
Horvath-Kerkapolyi'ſchen Antrage bie Willensmeinung bes Miniftes 
rinms, indem derſelbe plöglich auftauchte und, wenn auch in Betreff der 
leitenden Grundſätze mit denjenigen des Eilfer-Comité's ganz einverftanden, 
dennoch alle Gonceffionen ausmerzt, welche — auf Koften ber einheitlichen 
Staatsverwaltung — den Nationalitäten gewährt wurden. Der Antrag 
ber Serben und Rumänen führt ben Titel: „Geſetzvorſchlag zur Rege⸗ 
lung und Sicherſtellung ber Lanbesnationalitäten und Landesipradhen in 
Ungarn“ und feine Forderungen gipfeln in dem Verlangen des $ 2, baß bie 
Eomitate, wo nöthig die Bezirfe derjelben nach einer dort in der Mehrheit 
Wi befindenden Nationalität abgerundet und gleihfam ausgefchieden werben 
ollen. 


18. Det. (Deſterreich). Tabor (Vollsverfammlung) der Slovenen in 


19. 


Schönpaß bei Görz. Dasfelbe ift von ca. 8000 Menſchen befucht 
und befchließt: 

„Es fei im Petitionswege und auf gefegliher Grundlage um die Bildung 
eines jlovenifchen Kronlandes, um Einführung ber flovenifchen Sprache in 
Schule, Kirche und Amt, ſowie um Anitellung Gingeborener anzufuchen.“ 
Das neue Kronland würde das Territorium von Trieſt, Görz, den Fleineren 
Theil von Steiermarf und den größeren von Krain umfaffen. Die Verſamm⸗ 
lung fchließt unter zahlreihen Hochrufen auf Deflerreih und breimaligem 
bonnerndem Hoch auf den Kailer. Die Preffe hebt bie Befcheidenheit ber 
Wünſche der Siovenen im Gegenſatz gegen die Forderungen ber Czechen und 
Polen hervor: jene verlangen nur Unabhängigfeit und Selbitändigfeit ihrer 


Nationalität, diefe dagegen wollen die Deutichen und die Ruthenen beherrichen 


und greifen zu biefem Behufe auf bie „Hiftorifch:politifchen Individualitäten“ 
vergangener Jahrhunderte zurüd. Freilich ift die Preffe auch darüber einig, 
daß bie Bildung eines „Ilovenifchen Kronlandes“ vorerft nicht die mindefte 
Ausfiht auf Verwirflihung habe, 

» (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Der große Nationalitäten- 
Ausſchuß lehnt die Vorſchläge des Eilfer-Comitd und ber Serben 
und Rumänen ab und befchließt, den Antrag Horvath - Kerfapolyi 
feinen Berathungen zu Grunde zu legen. Die Serben und Rumänen 
erflären, unter dieſen Umftänden an den Berathungen des Ausſchuſſes 
nicht weiter Theil nehmen zu können. 


„ (&Defterreid: Galizien). ine Verordnung bed Minifterd bes 
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Innern theilt das Land in 7 Amtsgebiete, beauftragt in jedem der⸗ 
felben einen Beamten mit der Bejorgung ber Gtatthaltereigejchäfte 
und ordnet denfelben ſämmtliche Bezirkshauptmannichaften des betr. 
Amtsgebietes unter. Die Polen fehen barin eine Art Decentralifa- 
tion im Intereſſe der Ruthenen. Ä 


20. Oct. (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Die Regierung bringt 


22, 


einen Geſetzesentwurf ein betr. die Reduction des Actienfapitals ber 
Nationalbank. 

Der Finanzminifter Breftel gibt dabei einen Rückblick auf bie bezüglichen 
Verhandlungen mit Ungarn. Ungarn mache gegen bie Ausdehnung des 
Banfgeichäftes und gegen bie Reduction des Kapitals Teine Cinwendung; 
jedoch babe ber ungariſche Finanzminifter erklärt: Ungarn fei zur Zahlung 
von einer Million an bie Banf (für 1869) und zur Verzinfung des Achtzig- 
Millionen» Darlehens nicht verpflichtet. Der Finanzminifter beftreitet nun 
zwar dieſe Anficht, erflärt aber, die frage ſei Feine brennenbe. 

Graf Taaffe bringt als Randesvertheibigungsminifter das Wehr: 


gefeß nebit den Geſetzentwürfen bei. Landwehr und Landiturm ein. 


„ (Defterreid: Nieberöfterreih). Der Gemeinderath von Wien 
votirt einſtimmig das auf die Stadt Wien fallende Drittel der für 
bie Donauregulirung bei Wien veranichlagten Gefammtfumme von 
25 Millionen, jo daß alſo nur noch die Bewilligung bes letzten 
Drittels durd den Reichsrath ausiteht. 

„ (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Die Debatte über den Bericht 
der Gentral-Commiffion bez. der Grundprincipien einer Civilprozeß⸗ 
ordnung geftaltet fich zu einer folden über Beibehaltung oder Ab: 
ſchaffung der geiftlihen Ehegerichte. 

Punft 8 bes Berichtes ber Cobificationg » Commilfion will dieje Gerichte 
befeitigen,, bie Central: Commiffion will fie beibehalten. Tisza (Führer ber 
Linken) erflärt fich Iebhaft für die Befeitigung. Gebuly (Superintenbent) 
verlangt „um der Gleichheit und Reciprocität willen die Einführung ber 
geiftlihen Gerichte auch bei den Proteflanten, bie fie nicht haben. Varady 
(Linke) würde e8 mit Rückſicht auf die junge VBerfaffung Weft: Defterreichs 
für eine Schande halten, wenn Ungarn fich der geiftlichen Vormundſchaft nicht 
enttledigen köͤnnte. Bobory (fath. Pfarrer) anerfennt. das Sacrament ber 
Ehe; das Sacrament der geiftlihen Gerichte vermöge er jedoch nicht anzu⸗ 
erfennen. Deak ift principiel für bie Einführung der Civil-Ehe; jo Lange 
aber diefe nicht beſchloſſen fei, müſſe er fich für Beibehaltung der geiftlichen 
Gerichte erklären; die Frage fo nebenher bei der Frage bes Civilprozeſſes 
entjcheiden zu wollen, würde fich gewiß als ein ganz zwedwibriger und jeben- 
falls verfrühter Vorgang erweifen. 

Bei der Abftimmung, unter Namensaufruf, wird die Aufhebung 
ber geiftlichen Gerichte mit 147 gegen 80 Stimmen verworfen. 


» (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Ein Oefebesentwurf, 
welcher die beftehende Nechtsungleichheit in Behandlung ber Akatho— 
lifen bei Miſchehen befeitigt, wirb nur theilmeife nach dem Antrage 
des Ausſchuſſes angenommen, theilweife aber abgelehnt. 

Nach dem Entwurf des Ausſchuſſes ſoll bei Miſchehen das Aufgebot fortan 
in ben Kirchen beider Theile erfolgen und Tann bie Trauung duch den 
Seelforger bes einen oder des anderen Theiles erfolgen, Se weit wird ber 
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Entwurf bloß gegen bie Stimmen ber geiftlihen Mitglieder bes Haufes und 
ber Mehrzahl der Polen angenommen. Der Ausihuß batte aber noch einen 
Schritt weiter gehen und bei Trennung von Mifchehen dem afatholiichen Theile 
bie Wiederverehelihung nach den Satzungen feiner Kirche fihern wollen, und 
ebenfo wenn der urſprünglich katholiſche Theil zum Proteftantismus über: 
trete, während das öſterr. bürgerl. Gefetzbuch das Band ber Ehe für unauf- 
löslich erklärt, auch wenn nur ein Theil 3. 3. der Eheſchließung ber kathol. 
Kirche angehört hat, und eine Minifterial:Verorbnung hatte beſtimmt, daß es 
jo bleiben folle, auch wenn der kathol. Theil fpäter zum Proteflantismus 
übergetreten fein follte. Diefer Theil bes Entwurfs wird nun von ben Ele 
ricalen und vom Zuftizminifter Herbft befämpft und gegen bie Linfe mit 62 
gegen 53 Stimmen zu Fall gebradht. Der Juftizminifter führt aus, daß 
nur bei der Eivilehe, nur bei ber confeffionslofen Ehe auf bie Confeſſion ber 
Ehegatten überhaupt Feinerlei Rücjicht zu nehmen fei. Pratobevera fpricht 
ts darum offen aus, baß nur bie Einführung der obligatorifhen Civilehe 
aus den Gonflicten berausbelfen könne. 

Der Entwurf eines neuen Chegejebes mit obligatoriſcher Eivilehe 


liegt dem confejfionellen Ausſchuß vor. 


22. Oct. (Deſterreich: Trieſt). Die Ortsrichter bes Territoriums be: 


24. 


25. 


ließen in einer Berfammlung, gegen die durch den Stabtrath, ber 
„ſtets bereit fei, für die Completirung des unvollendeten Italiens 
nah Thunlichfeit mitzuwirken”, verfügte Abſetzung ihrer Lehrer und 
die Ernennung neuer zu protefliren und auf Trennung bes Zerri- 
toriums von ber Stabt hinzuwirken. 

„ODeſterreich). Reichsrath, Abg.Haus: Verfaſſungs-Ausſchuß. 
Debatte über die Regierungsvorlage, betr. die Bewilligung eines Re⸗ 
kruten⸗Contingents von 56,548 Mann für das Jahr 1868: 


Demel beantragt, nur 44,228 Mann zu bewilligen, ba Ungarn bereits 
40,772 Mann bewilligt habe, die bisherigen Eontingente aber nicht mehr als 
85,000 Mann betragen hätten. Minifter Taaffe: Ungarn babe nur in ber 
Borausficht, daß fich hier Fein Anftand gegen die Negierungsvorlage ergeben 
werde, die von ihm geforderte Ziffer genehmigt; eine Reduction ſei daher 
nicht möglih. Minifter Berger: Dur bie Bewilligung einer andern als 
ber von ber Regierung begehrten Ziffer Tönnte ein Conflict mit Ungarn und 
für das biesfeitige Minifterium, gelinde gejagt, Snconvenienzen entftehen; er 
bitte daher, daran nicht zu rütteln. Die Polen treten für bie Regierungs⸗ 


. vorlage ein unb diefe wird daher mit 12 gegen 10 Stimmen angenommen. 


„ (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Der große Nationalitäten- 
Ausſchuß beendigt feine Berathungen, nimmt mit unwefentliden Mo: 
bificationen das Horvath-Kerkapolyi'ſche Elaborat an und ftellt feinen 
Bericht feſt. 


Der principielle Gefichtspunft, von dem er ausgegangen, ift in bem Be: 
richt ber Commiſſion folgendermaßen bargelegt: „Welches die Intereſſen 
unferer Landesbewohner nichtungarifcher Zunge feien, welche durch ein Geſetz 
fichergeftellt werden follen? was in biefer Hinficht das Intereſſe des gemeinen 
Vaterlandes verlange? Dieſe zwei Fragen mußte die Commiſſion enticheiben, 
um ficher weiter vorgehen zu können. Die Commiſſion ſchwankte nicht einen 
Augenblid in der Entfcheidung derſelben. Die Landesbürger nichtungarijcher 
Zunge befinden ſich auch gegenwärtig in dem Vollgenuß der politiihen und 
jocialen Rechte. Dasjenige, worin die Landesbewohner nichtungarijcher Zunge 
vermöge ber beftehenden Gefete einige Beichränfung erleiden, ift ber Gebraud) 
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ber Mutterſprache. Für die Commilfion Tonnte nur das Intereſſe bes ge⸗ 
meinfamen Vaterlandes maßgebend fein, und fie fpricht bezüglich bes Indi⸗ 
viduums die volle Gleichberechtigung der Sprachen aus. Temzufolge kann 
jeder Staatsbürger feine Mutterfprache gegenüber ber Staatsregierung, feiner 
eigenen Kirhen-, Schul: und Gerichtsbehörbe und ben Gemeinben frei ge: 
Brauchen und erhält in feiner Mutterfprache Verftändigungen und Bejcheide 
von ben betreffenden Organen; bie Gemeinden, Vereine, Privatinftitute und 
Kirchen wählen frei ihre Protokoll⸗ und Geſchäftsſprache; die Gerichtshöfe 
fönnen neben ber offiziellen Staatsſprache auch andere Sprachen bei der Pro: 
tofolfübrung gebrauchen; Sebermann kann in Gemeinbes, Gerichts, Kirchen 
und Bereinsfigungen in feiner eigenen Mutterfprache das Wort führen; es 
wird Jedermann auf dem Gebiete bes Bereinslebens, bes öffentlichen Unter: 
rihts und ber Firdhlichen Leitung bie volle Gleichberechtigung garantirt, damit 
bie Landesbewohner nidhtungarifcher Zunge ihre Nationalität nad) jeder Rich— 
tung bin frei entwideln fönnen. Dagegen hat ſich bie Gommilfion nicht bloß 
im Sntereffe bes Staates, ſondern auch ber einzelnen Bürger ſelbſt vor einer 
jeden Verfügung gehütet, welche bie einheitliche Negierung des Staates, bie 
zwedentiprechende Adminiftration und die gute und raſche Gerechtigfeitspflege 
gefährden ober gar unmöglich machen könnte. Zu diefem Behufe hat fie nad 
Möglichkeit die natürlichen Nechte ber offiziellen Staatsſprache überall gewahrt, 
wo der einzelne Bürger nicht als folcher, jondern als Beamter, Würdenträger 
ober vermittelndes Organ einen Plat in der Staatsmafdine einnimmt.“ 
Folgendes find die Grundzüge bes Entwurfs:_An der Spite ftebt 
ber Sat, baß die Landesbürger Hinfichtli des Gebrauchs ihrer Mutteriprache 
für gleichberechtigt erklärt werben, daß aber „ihre Gleichberedhtigung mit Rüd: 
fit auf die Landeseinheit, auf die praftiiche Möglichkeit und Zweckmäßigkeit 
bes Regierens und der Adminiftration, fowie auf die Erforbernifje einer pünft: 
Tihen und raſchen Juſtizpflege“ feftgeftelt werben müfle In Ausführung 
diefes oberfien Grundſatzes wird nun jedem Lanbesbürger ber Gebrauch feiner 
eigenen Sprache in den Eingaben an die Gemeinden und Staatsbehörden zu: 
geitanden, jeboch auch diefes Recht nur innerhalb beftimmter Grenzen, da eine 
Eingabe an eine fremde AJurisbiction nur in einer ber Protofolliprachen ber= 
felben gemacht werben Tann. In Gemeinde - Congregationen, welden bas 
Selbftbeftimmungsrecht bezüglich der Verhandlungsipracdhe eingeräumt ift, muß 
das Protokoll ſtets auch in der Sprache geführt werden, in welcher ein Fünftel 
ber Stimmberedtigten bie Führung für nothwendig findet. Bis hieher ift 
ber nationalipradhlichen Freiheit ein angemefjener Spielraum gewährt; er ere 
ftredt fih allerdings nur auf ben unterfien Organismus im Staat, die Ge⸗ 
meinde. Schon bezügl. ber Jurisdictionen wird dagegen ber Grundſatz aus: 
geſprochen, daß bie Gefchäftsiprache „außer ber offiziellen Landesſprache“ auch 
eine jede Sprache ift, beren Gebrauch „neben“ ber Staatsſprache mindeftens 
ein Fünftel ber Stimmberedtigten fordert. Jede Jurisdiction, alfo auch eine 
jolche, in welcher Fein einziger Magyar fich befindet, muß ihre Protofolle in 
ber ungarilchen Staatsipradhe führen, und es ift ihr nur geftattet, auch noch 
eine andere Sprache als Protofolljprache zu aboptiren; aber bei Zweifeln ift 
ber Tert des in der Staatsſprache geführten Protokolls der autbentilche. In 


der Juftizpflege macht ber Entwurf das Recht ber Parteien, ſich ihrer Mutter: 


ſprache oder ber betreffenden jurisdictionellen Geſchäftsſprache zu bedienen, 
von dem Umftande abhängig, baß bie Parteien als Kläger, als Angeflagte 
oder als Bittfteller ohne Dazmwifchenfunft eines Advokaten bei dem Gerichte 
einjchreiten. Wenn Advofaten interveniren, ift die Sprache ber Verhandlun⸗ 
gen, ber Entfheidungen, Beichlüffe und Urteile bie offizielle Staatsiprache. 
Aber auch in jenen Fällen, wo bie Parteien in ihrer Mutterfpradhe vernom: 
men werden, wird das Verbandlungsprotofoll in der offiziellen Sprache ges 
führt und ben Parteien nöthigenfalls durch Dollmetſcher erklärt. Für die 
höhere Inſtanz muß aber jeder Prozeß auf die offizielle Stantsiprache einge: 
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richtet umd zu biefem Ende mit den Ueberſetzungen aller bazu gehörigen Ur: 
tunden verſehen werden. Die innere Geſchaftoſprache aller weltlichen Gerichte 
it bie offizielle Staatsiprache. Bei Grundbuchsamtern iſt ebenfalls die of⸗ 
fiziele Staatsipradde anzuwenden ; doc Fönnen auf bet Wunſch der Parteien 
Beichlüffe In Grundbuchsſachen und Grundbuchsauszuge auch in ber juris- 
bictionellen Geſchäftsſprache ansgefertigt werben. Was dem Unterricht betrifft, 
fo fol nach dem Entwurfe dafür geforgt werben, daß bie Landesbürger jeder 
Nationalität ihre Kinder möglichft in ihrer Rutteriytaße ausbilden laffen 
Finnen. Zu biefem Zwecke ſollen dort, wo bie zu einer Nationalität geböri- 
gen Bürger zahlreich wohnen, dem Bebärfniffe entſprechende Lehranſtalten 
errichtet werben. In ſolchen Gegenden, wo mehr als Eine Sprade im Ges 
brauche ift, Hat der Eultusminifter baffır zu forgen, baß bie Schüler in ben 
Mittelfchulen auch in ihrer eigenen Mutterſprache vollkommen grammatifas 
lifche Ausbildung erlangen. In den im Lanbe zu etrichtenben höheren Unter: 
richtsanſtalten werben Lebrftühle errichtet für die Sprachen ber in ber Gegend 
jener Anjtalten maffenhaft wohnenden Nationalitäten. An ber Lanbesuniver- 
ſität ift die Vortragsiprache die ungarifche; doch werden für bie im Lande 
gangbaren Sprachen und beren Literatur, foweit dieß noch nicht gefcheben, 
Lehrftühle errichtet. 

Gegenüber diefem Entwurfe macht die Prefje diesfeits ber Leitha darauf 
aufmerffam, baß in ben im Reichsrath vereinigten Königreihen und Ländern 
bie Gleichberechtigung ber Nationalitäten doch ganz anders veritanden und 
nah ben Staatögrundgefeten vom December 1867 auch praftiih ausgeübt 
werde. Nein böhmijche Bezirfövertretungen verhandeln auch rein böhmilch 
und ebenjo polniſche, italieniſche und ſüdſlaviſche Gemeindewefen; Niemand 
denkt auch nur daran, ſie zwingen zu wollen, deutſch zu amtiren. Die rein 
nationalen Gemeinweſen verkehren diesſeits der Leitha nicht bloß in ihren 
inneren Angelegenheiten, ſondern auch mit der Regierung rein national, wäh⸗ 
rend die ungariſchen Jurisdictionen ſich in ihrem Verkehr untereinander und 
mit der Regierung ber ungariſchen Staatsſprache bedienen müſſen und höch⸗ 
ſtens noch in einer nebenanftehenden Rubrik ihre Sonberfprache gebrauchen 
dürfen. Auch im Suftizwefen ift bem nationalen Rechte biesfeits der Leitha 
überall ein weit größerer Spielraum eingeräumt: überall wirb in den natios 
nalen Sprachen prozelfirt, verhandelt, nicht nur polniſch, ſondern auch czechiſch, 
italienifdy, flovenifch. Endlich beftehen biesfeits ber Leitha auch zahlreiche aus: 
ſchließlich czechifche, polnifche, italienifche Mittelſchulen und. bez. der Univerfis 
täten ift die Sprache in Prag paritätifä, in Lemberg und Krakau rein pol: 
nifch. Nicht ganz mit Unrecht meinte ein großes Wiener Blatt bes. bes uns 
garifhen NationalitätensGefetentiontfs, „Durch diefen Entwurf wird in Un⸗ 
garn außer ben Magyaren jchwerlih Jemand beiriebigt werben, als — bie 
Ueberfeger. Dieſe werben in Zufunft eine ſehr zahlreiche Zunft bilden, ba 
nad der magyariſchen Gleichberecdhtigung alles sehort ind Magyariſche wird 
überfegt werben müflen, was nicht von vornherein fon magyariich ift. Das 
wird freilich in taufend Fällen und jeden Angenblid fehr unbequem fein. 
Nun — dann wird es eben das Befle fein, wenn bie Eltern ſich dazu ents 
ichließen, die Kinder als Magyaren zu erziehen ober erziehen zu laſſen, damit 
fie des Ueberſetzers entbehren können.“ 


26. Oct. (Defterreid). Reichsrath, Abg.Haus: Wehrausſchuß. De⸗ 
batte über den F 11 des Wehrgeſetzentwurfes, der den Kriegsſtand 
der Armee auf 800,000 Mann feſtſetzt und daß dieſer Kriegsſtand 
für die nächſten zehn Jahre für das Heer und die Kriegsmarine 
zu gelten habe. 


Rechbauer beantragt, den Kriegsſtand der Armee von 800,000 auf 
600,000 Mann herabzuſetzen und dieſen Kriegsſtand ſtatt für zehn nur für 
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ſechs Jahre zu bewilligen. Schindler beantragt, in biefem nicht bloß ben 
Kriegsftand, ſondern auch den effectiven Mannſchafts-Friebensſtand feftzuftellen, 
Leeder, biefen Sriebensftand auf 255,000 Mann feitzuftellen. Reichskanzler 
Beuft tritt als Ausichnpmitglied für die Regierungsforderung ein. Vor 
feiner Rede müflen fi indeß die Ausjchußmitglieber verpflichten, nichts von 
bem Gehörten in bie Deffentlichfeit zu bringen. Dann ſoll er im Wefent: 
lichen auseinandbergefeht haben: „Defterreich bemühe ſich, ben Frieben zu er: 
halten, aber bieß Liege nicht in feinem Belieben. Es unterhalte mit Frank⸗ 
reih und England bie beiten Beziehungen und ſiehe auch mit Stalien auf 
dem freundichaftlichftem Fuße. Nur babe biefes (Stalien) nicht immer freie 
Hand und könne nicht thun, was es wolle. Gegenüber Preußen halte er das 
bei ber Uebernahme feines Portefenilles angenommene Princip der Entjagung 
auf jede Politik der Wiebervergeltung unverändert fe. Allein Defterreid 
babe fi nicht immer ber gleiden Politif und Rückſicht Seitens Preußens 
zu erfreuen. Auch mit Rußland verjuche Oeſterreich freundſchaftliche Bezieh⸗ 
ungen zu unterhalten. Aber in ben Augen Vieler fei e8 ber unverzeihlichfte 
Fehler Defterreihe, daß es überhaupt wage, zu eriftiren. Gegenüber ber 
großen Eventualität eines Conflictes zwilchen Preußen und Frankreich müſſe 
Defterreich gerüftet fein, ebenfo fehr, um feiner eigenen Neutralität Achtung 
zu verichaffen, al8 um andere Mächte, bie vielleiht zum ingreifen fich ge: 
neigt fühlten, zurüdzubalten. Er bitte, ſpeciell mit Rüdfiht auf diefen Fall, 
bie Kriegsftärfe mit 800,000 Mann anzunehmen. Auf die Bemerkung eines 
Abgeordneten, daß Defterreich die Koften ber ungarifchen Landwehr bezahlen 
müffe, erwiberte der Reichskanzler, daß es leicht fommen könne, daß gerabe 
bie ungariſche Landwehr zuerfi in die Action zu treten hätte, benn es fei ja 
eine befannte Sache, daß bie Donaufürftentbümer nur ein großes Arfenal 
feien." Nach diefer Rede wird bie vorber ſehr beftrittene Beſtimmung des 
Kriegsftandbes der Armee von 800,000 Mann mit allen gegen bloß 2 Stim: 
men genehmigt und wird NRechbauer’s Antrag bezüglich diefes Punktes abge- 
lehnt und ebenjo werben aud bie 10 Jahre zugeftanden. Dagegen wird auf 
ben Antrag Schindler’s befchlojfen, in das Gejek einzufcalten: „und einen 
effectiven Friedensſtand von höchſtens. ... Mann“ und das Minifterium 
aufzufordern, ſich über die Ziffer diejes Friedensſtandes ſchlüſſig zu machen 
und den Ausschuß von feinem Beichlufje in Kenntniß zu feten. 


27. Det. (Defterreih). Reichsrath, Abg.-Haus: Debatte über den Ge- 


feßesentwurf bez. Verjöhnungsverfuche bei Ehefcheibungen. Die Aus: 
fälle Greuters (Tyrol) gegen bie Stantsgrundgefeße geben den Mi- 
niftern bes Innern und ber Yuftiz, Giskra und Herbft, Gelegenheit, 
fih über die Stellung der Regierung gegenüber dem Miberftand 
der Biſchöfe deutlicher auszufprechen. _ 


Der Geſetzentwurf beabfichtigt, der Weigerung bes Elerus, ein Zengniß 
über von ihm gemachte Verfühnungsverfuche anszuftellen, dadurch die Spite 
abzubredhen, daß es den Verſöhnungsverſuch vor dem zuftändigen weltlichen 
Gerichte für den weiteren Fortgang des Eheſcheidungsprozeſſes für genügend 
erklärt. Greuter: „Das Tatholifche Bewußtſein fei erwacht. Man habe bie 
Seelforger geradezu verpflichtet, eine fogenannte Noth-Civilehe als wahre Che 
in bie Matrikeln einzutragen. Ein folder Zwang ftehe im Wiberipruche mit 
Art. 14 der fogenannten Staatsgrundgefege (lebhafter Wiberfpruch) über bie 
Glaubens⸗ und Gewiffensfreibeit; Gewiſſensfreiheit ſei Dort nicht vorhanden, 
wo man bem Seeljorger etwas durch Zwangsmaßregeln aufträgt, was das 
katholiſche Gewiſſen ihm zu thun nicht erlaubt. Webrigens würden bie Geel- 
forger trotzdem die Matrifeln fortführen, benn auch dazu verpflichte fie das 
Trienter Concil.“ (Große Heiterkeit.) Xuftizminifter: „Es verfieht ſich von 


ſelbſt, daß die Gefebe vom 25. Mat jeden öfterreichiichen Staatsbürger ver: 
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pflichten und zu Gehorſam gegen dieſelben zwingen. Die Ausſtellung von 
Zeugniſſen insbeſondere ſeitens der Seelſorger iſt eine ſtaatsbürgerliche Pflicht, 
und ebenſo wenig, als ſich irgend ein Staatsbürger der Pflicht, eine Zeugen⸗ 
ſchaft abzugeben, entſchlagen kann, ebenſo wenig kann der Seelſorger dieſe 
Zeugenſchaft ablehnen. Daß die Regierung aber nicht geneigt iſt, länger die 
Renitenz zu dulden, das bat fie bei Ausfolgung ber Eheakten durch das geiſt⸗ 
liche Ehegericht gezeigt, welche auch in vielen Fällen nur durch Zwangsmittel 
erfolgen konnte. Zwar kann dieſe Ausfolgung durchaus nicht mit dem ka⸗ 
—88— Gewiſſen in Widerſpruch ſtehen, weil ich hochwürdige Biſchöfe nam⸗ 
haft machen könnte, welche die Eheakten auslieferten, und nicht unter Proteſt, 
ſondern unter Anerkennung ihrer ſtaatsbürgerlichen Pflichten dieß ſofort 
thaten. Die Regierung wird in derſelben Weiſe in Zukunft bei den Seel⸗ 
ſorgern vorgehen, wenn dieſe, durch die biſchöflichen Inſtructionen zur Reni⸗ 
tenz aufgefordert, durch Verweigerung ber Ausftellung von Taufſcheinen oder 
Trauungszeugniffen den beftehenden Gefeßen Hohn fprechen follten. Uebri⸗ 
gens bat der Seelforger nur im Wuftrage bes Staates als Bevollmächtigter 
besfelben die Matriteln zu führen.“ Minifter des Innern: „Schon eine 
Verordnung des unvergeklichen Kaifers Joſeph II, ftelt den flaatlichen Zweck 
ber Matrifeln klar. Sa, nad ben Joſephiniſchen Inſtitutionen wurde ber 
Genuß ber Stola als ein Entgelt für dieß flaatliche Amt eingeführt (Heiter- 
feit und Beifall), fo daß, wenn nad der Anſchauung bes Abg. Greuter bie 
Abnahme ber Matrifeln von den GSeelforgern in Betracht gezogen würde, 
diefer Punkt ber Stolagebüht gleichfalls in Erwägung gezogen werben müßte. 
(Heiterkeit und lebhafter Beifall.) Der Staat verlangt, daß bas, was er als 
giltig nach feinen Gefegen erfennt, auch äußerlich giltig erfcheine. Ich würde 
es bebauerlich finden, wenn bie Regierung fernerhin bei Durchführung der 
Gefete zu Zwangsmaßregeln greifen müßte; aber fo lange ich das Amt führe, 
werde ich, wenn es fih um Durchführung eines Gefetes handelt, gegen jeden 
Menitenten nicht fäumen, meine Pflicht zu thun.“ (Lebhafter, ftürmifcher 
Beifall von allen Seiten und ber Galerie.) 


28. Oct. (Defterreih). Reichsrath, Abg.: Haus: Reichskanzler Beuſt 


29. 


ſucht durch eine weitere Erklärung im Wehrausihufle feine Dar: 


legung vom 26. d. M. zu mildern. 

„ (Ungarn). Die gemifchte Commiſſion für Löfung der Fiuma⸗ 
ner Trage beginnt ihre Arbeiten. Bon ungarifcher Seite nehmen 
daran fowohl Deak, als Ghiczy und Tisza, die beiden Yührer ber 
Tinten, Theil. 

„ @&Defterreid). Reichsrath: Das Abgeordnetenhaus gefteht bie 
Rekrutenftelung für 1868 in ber von ber Regierung geforderten 
Ziffer zu. 

Der Verfaffungsausihuß bejchließt mit allen gegen 4 (polniſche) 
Stimmen bezüglid der Ausnahmsmaßregeln der Regierung vom 10. 
Oct. in Böhmen den Antrag feines Subcomité's „biefelben zur 
Kenntniß zu nehmen“ noch durch den Zuſatz zu verbollftändigen 
„und für gerechtfertigt zu erklären”. 

Berfuh der Bildung einer großen minifteriellen Partei durch 
Verſchmelzung ber übrigen liberalen Fractionen mit bem bisherigen 
Club der Linken. Das Iinfe Centrum erflärt feine Auflöjung: 
Stene bleibt mit etwa 6 Centraliften allein. [Schon Anfangs 1869 
zerfällt die neue Partei indeß wieberum.] 
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— De. (Ungarn). Die ungariſche Preffe, zumal bie mehr ober we- 
niger offiztöfen Organe der Regierung ſprechen fi, anknüpfend an 
die Neußerung bes Reichskanzlers Beuft im Wehrausſchuſſe des 
Reichsrathes, daß „Rumänien nur Ein großes Kriegsarfenal fei”, 
fehr energifch gegen bie agitatoriiche Politik bes dortigen Minifters 
Bratiano und die bee eines daco-rumäniſchen Reiches aus, beren 
Spitze jelbftverftändlich gegen Ungarn und feine rumäniſchen Ele: 
mente gerichtet fei. Weber bie öſterreichiſche Monarchie noch Ungarn 
wolle einen Krieg; ihre Loſung fei der Friede, aber allerdings nur 
unter der Dorausfegung, daß ihr Territorialbeftand nicht in Frage 
gejtellt werde. Zugleih wird verjtändlic genug ausgebrüdt, daß 
Preußens Einfluß in Rumänien und auf den Fürften Karl nad 
gerabe ein ſehr zmweideutiger geworben fei gegenüber Ungarn, und 
daß dieſe Politit beide Hälften bes Kaiſerreichs in einen gemeins 
famen Gegenfag zu Preußen drängen könnte. Gleichzeitig proteftirt 
bie ungarifche Preſſe aber auch gegen jebes allfällige öſterreichiſche 
&elüfte einer Wieberheritelung des Dualismus in Deutfchland, bie 
durchaus nicht im Intereſſe Ungarns liege. „Nein — erklärt ber 
„Son? — im Kriegsfalle wird ſich Feine Hand in Ungarn gegen 
Preußen rühren.” 


3. Nov. Eine Taiferl. Verordnung hebt die General: nfpectionen der 
Artillerie, des Genie, des Montur⸗ und Fuhrweſens als felbitändige 
Hilfsbehörden des Kriegsminifteriums auf und orbnet fie dieſem 
vollftändig unter. 


„» » &Defterreid) Reichsrath, Abg.-Haus: Der Handelsminifter 
antwortet auf eine Snterpellation, wann endlich das metriſche Maß 
and Gewicht zur Einführung gelangen werde, daß nur Ungarn bie 
Urjache der Zögerung fei, weil es Bedenken hege und erſt Sad: 
verfländige einvernehmen wolle. | 
Eine Zufchrift des Minifteriumg zeigt dem Haufe mit Berufung 
auf den Beſchluß bes böhmiſchen Landtages vom 26. Sept., nad) 
welchem 71 Mitglieder des böhmiſchen Landtages als aus demfelben 
ausgetreten zu betrachten find, an, daß dadurch jene 14 Deputirten, 
welche zugleih Reichsraths.- Abgeordnete waren, aufgehört haben, 
biefem Haufe anzugehören. 
| Herrenhaus: Da bie Delegationen bemnächft nicht in Wien, fon: 
bern in. Pefth zufammentreten ‚werden, fo geben 10 Mitglieder, bar- 
unter Schmerling und Garbinal Rauſcher, ihre Demiſſion ein. 


» m (Ungarn) Vandtag, Unterfaus: Nationalitäten: Gejeb. Auf 
Andringen des Minifterpräfidenten Andraſſy wirb ein Antrag, bie 
jung der Frage auf bie nächſte Sejfion zu verfchieben, abgelehnt 
und beſchloſſen, baß ber Entſcheid noch vor bem bevorſtehenden 
Ablauf der Seſſion erzielt werden ſolle. 
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Der Miniſterpräſident macht namentlich darauf aufmerkſam, daß die 
Frage jetzt ohne den Anſchein einer moraliſchen Preſſion erledigt werden könne, 
was ſpäter nicht der Fall fein dürfte, wo man ſich vielleicht zu größeren Con⸗ 
ceffionen enifchliegen müßte. Die ſiebenbürgiſchen Sachſen (von ber 
Partei ber Jung-Sachſen) beantragen für Siebenbürgen „ben dortigen Ber: 
hältniffen angemefjene”" befondere Verordnungen — eigentlich ein Sondergeſetz 
zu Sunften der Sachen. Mit Hinmeilung auf bie in einigen Tagen end: 
giltig zu erlebigende Unionsfrage wirb ber Antrag elubirt. 

35. Nov. (Defterreih). Reichsrath, Abg.Haus: Debatte Über das 
Geſetz vom 7. Oct., betr. die Befugniffe der verantwortlichen Re⸗ 
gierungsgewalt zur Verfügung zeitweiliger und örtlihder Ausnahmen 
von ben beftehenden Geſetzen (Ausnahme, Belagerungszuftand). 

Der Kampf dreht fih um $ 11 des Gefeßes, der bie Regierung verpflichtet, 
„dem Reichsrathe, wenn er verfammelt ift, fofort, außerdem aber jogleich bei 
feinem nächſten Zufammentritte bie Gründe darzulegen, welche diefe Verfügs 
ungen veranlaßt haben’. Kuranda beantragt den Zufak: „Im Falle eines 
ber beiden Häufer die getroffenen Verfügungen fiir ungerechtfertigt erflärt, 
fo find dieſelben, infoferne fie noch in Geltung fich befinden, fotort außer 
Wirkſamkeit zu ſetzen“; PBratobevera will bie Beſtimmung dahin modifi⸗ 
ciren, daß die Regierung „unter Darlegung ber Gründe über die Ausnahms⸗ 
verfügung Rechenſchaft zu geben und zwar zuvörderſt dem Haufe ber Abge: 
ordneten, und die Beſchlußfaſſung biebei einzuholen babe”. 

Ryger (für den Regierungsantrag) hebt hervor, daß bie Verfügung 
von Ausnahmszuſtänden, die Suspenfion der Staatsgrundgeſetze ausſchließlich 
ber Grecutivgewalt, aber unter ihrer vollen Verantwortung überlaffen if. 
Wenn alfo die Regierung im Augenblide flagranter Gefahr gleihlam eine 
momentane Dictatur ausübt, dann barf fie durch die Legislative in ihren 
Verfügungen nicht mehr geftört werben. Je größer bie Freiheit in einem 
Staate, defto größer muß auch die Macht der Regierung fein; „in dem Aus 
genblide, wo Sie die Macht der Regierung zum Schutze ber Freiheit brechen, 
untergraben Eie die Freiheit ſelbſt. Stene (für das Amenbement Ku⸗ 
randa): Ein Parlament ohne Rechte ift nichts als eine Abftimmungsmafdine, 
und id) bedaure biejenigen, bie fihh durch cine Amangslage etwa bazu bewe⸗ 
gen laſſen, aus dem öfterreichifchen Parlamente eine Abſtimmungsmaſchine 
zu machen. Die auswärtigen Angelegenheiten find dem Parlamente entrüdt, 
ber Einfluß auf bie Angelegenheiten des Handels und Verkehrs ift bemjelben 
ſehr beſchränkt, durch bie eigenthämliche Stellung ber Delegationen ift auch 
das Recht über das Kriegsbudget bem Haufe geſchwächt worden, und burd) 
das Wehrgeſetz ift factilch das Refruten-Bewilligungsgejeh aufgehoben worden, 
und heute bat das Haus wieder eine Beſchränkung der parlamentarifchen 
Rechte zu berathen, die in ben Augen bes Volkes von großer Tragweite fein 
fann. Das Haus foll eine biscretionäre Gewalt in die Hand ber Regierung 
legen und dabei Feine weitere Vorſicht beobachten. Auf dieſe Weife bringt 
man es wirflih zur Abſtimmungsmaſchine. Minifter Dr, Berger (gegen 
Efene) weist fcharf bie Unterftelung, daß bie Regierung ein Syſtem ber 
perfönlichen Regierung begünftige und den Reichsrath zu einer Abflimmungs- 
maſchine begradire, zurüd und nennt biefe Behauptung geradezu eine leichts 
finnige Phraſe. Minifter Dr. Herbft: Für mi ift die Frage eine reine 
Nechtefrage. Ich babe durchaus nicht verfannt, daß das Recht, welches ber 
verantwortlichen Negierungsgewalt eingeräumt wird, mit allen möglichen Gas 
rantien umgeben werben möge, und flimme deßhalb fehr gerne dem von Pra⸗ 
tobevera geftellten Antrage bei, inbem ich meine, baß berfelbe wirklich eine 
ganze Reihe fehr weitgehender Garantien ſchafft, aber Eins vermeidet er, und 
deßhalb Tarın ich mich mit bemfelben mit voller Beruhigung einverfianden 
erklären: er vermeidet das Aufgeben eines wichtigen, eines für bas conſtitu⸗ 
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tionelle Xeben unentbehrlihen Principe, nämlich bes Princips ber Sonberung 
ber conftitutionellen Gewalten. Wenn im Antrage Pratobevera’s vorgejchries 
ben wird: bie Gründe ber Ausnahmsverfügungen müfjen, und zwar in ber 
eriten Sitzung bed zujammıengetretenen Abgeorbnietenhaufes, vorgelegt, und 
es müſſe über dieſelben Rechenjchaft gegeben werben, worüber bann beide 
Häuſer des Reichsraths Beſchluß zu fallen haben, fo ift denn boch die Ver: 
bindlichkeit, Nechenichaft zu geben über das, was gefchehen ift, und bie Be⸗ 
rechtigung bes Hauſes, barüber Beſchluß zu faffen, in fo beftimmten gormen 
und Worten anerkannt, daß ich in ber That meinen muß, ba, was die mo: 
ralifhe und praftifche Seite betrifft, diefe Beftimmungen mindeftens basfelbe 
gewähren, wie ber Antrag Kuranda's. 

Bor der Abftimmung theilt ber Berichterjtatter mit, daß ber 
Verfaſſungsausſchuß fi mit 15 gegen 12 Etimmen für bas Amen 
bement Kuranda entfhieden Habe. Dasjelbe wird jedoch in nament: 
licher Abftimmung, indeß nur mit 78 gegen 76 Stimmen, verwor: 


fen und der Antrag Pratobevera’s fait einftimmig angenommen. 


3—6. Nov. (Defterreih). Reichsrath, Abg.- Haus: Wehrgefek - Aus: 


ſchuß. Die Wehrfrage nimmt plöglih unerwartete Dimenfionen an. 
Die Regierung bält es für angemefjen, einen lebten Drud auf den 
Ausſchuß auszuüben und ftellt geradezu bie Cabinetsfrage: 

Der Ausfhuß Hat die erfte Lefung bes Wehrgefetes vollendet und will 
zur Berathung des Geſetzes über bie Landwehr und ben Landflurm über: 
geben. Die Regierung verlangt bagegen, daß erſt bie zweite Leſung des 
Wehrgeſetzes vorgenommen werde, um biejes noch vor dem Zufammentritt 
ber Delegationen in Peſth (12. November) durch das Abg.-Haus zu bringen. 
Die mehr beiläufige Aeußerung des Grafen Taaffe, daß das Minifterium, 
wenn nicht vor bem Aufammentreten ber Delegationen das Wehrgeſetz erle⸗ 
digt ſei, „ſich kaum werde halten können“, ergänzt und verftärft Berger 
burch die beitimmte Erklärung: baß, „ba eine Verzögerung bas Geſetz viel: 
leicht auf ein Jahr binausfchäbe, der Erfolg der Neumahlen in Ungarn zwei: 
felhaft fei, und außerdem bie auswärtige Lage die Neuorganifation der Wehr: 
fraft unerläßlih mache, das Minifterium bei einer Verjchleppung ber Ange: 
legenheit fich genöthigt fehen würde, aus bem Amt zu fcheiden.” Diejer 
Erklärung folgt eine jehr erregte Debatte. Schindler namentlich hebt ber: 
vor, daß ihm fein Beilpiel im parlamentarifchen Leben befannt ſei, wo ein 
Cabinet bloß deßhalb feinen Rüdtritt in Ausficht genommen, weil cin Gejeg 
nidyt in einem beftinnmten furzen Zeitraum zu Stanbe gefommen; er be= 
ftreitet fowohl das Vorhandenfein einer Kriegsgefahr, als die Wahrjcheinlic- 
feit eines Unterliegens ber Deaf- Partei, und er gibt fchließlich zu erwägen, 
ob nicht der Regierung und bem Reichsrath, wenn unter einer allzu ficht- 
baren Preſſion das Geh überhaftet werbe, das Vertrauen abhanden fommen 
müffe, welches ihnen bisher von ber Bevölkerung entgegengebracht worben. 
Graf Taaffe gibt ber Bereitwilligfeit ber Regierung Ausdrud, zur Ermög— 
lihung bee erſchöpfendſten Diecuffion im Haufe ben Zufammentritt ber De 
legationen um einige Tage binauszufchieben. Der Ausihuß weicht dem Drud, 
beichließt, in bie zweite Lefung bes Wehrgeſetzes einzugeben und beginnt fo= 
fort damit. Hiebei erklärt Minifter Graf Taaffe, daß aus militäriichen und 
politiihen Gründen, wie aus NRüdficht auf die Verfafjung bie Feitftellung 
bes Friedens: Bräfenzftandes unmöglich jei. Beftehe der Ausſchuß darauf, fo 
könne der Friedens-Bräfenzftand nicht weniger als 300,000 Mann umfafjen. 
Die Majorität des Ausfchuffes gefteht ber Regierung ſchließlich alle ihre Be⸗ 
gehren zu, die Feſtſetzung bes Kriegsfußes auf 800,000 Mann (mit 10 gegen 
3 Stimmen), die Nichtfeſtſtellung eines Friebensfußes und die Giltigfeit ber 
Beſtimmungen auf 10 Jahre, 
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5. Nov. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Der Nationalitäten-Geſetzes⸗ 


entwurf gelangt an bie Sectionen bes Hauſes. Die fechste Section 
befchließt auf Deak's Antrag, ben Entwurf des Ausfchuffes umzu⸗ 
arbeiten und ben Nationalitäten in Beziehung auf Schule und Kirche 
einige weitere Concejfionen zu machen, um auf dieſe Weiſe wo 
möglich die geringen Anfprüche der nicht-magyariſchen Maffen wirklich 
zu befriedigen. 


„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Debatte über die am 
10. Oct. über Prag und Umgegend verhängten Ausnahmemaßregeln 
ber Regierung. Scandal Greuter. 


Berichterftatter Dr. Sturm: Es gibt Zuftände, wo nur Gewalt gegen 
Gewalt gebraucht werden Tann. Der Charakter ber böhmischen Oppofition 
ift aber durchaus bie gewaltthätige Auflehnung gegen die Verfaffung. Dieſe 
Oppofition bat fih in einem rüdfichtslofen, gegen bie deutſche Nationalität 
und gegen bie verfaflungsmäßige Regierung erhobenen unb fortgefegten 
Widerftande gezeigt. Die nationalen Beſchwerden, welche bei ſolchen Gelegen⸗ 
heiten vorgebracht zu werben pflegen, find nur Vorwäude. Nicht bie nationale 
Frage ift es, welche bie Parteien in Böhmen und Mähren in zwei Lager 
trennt. Die flaatsrechtliche Frage ift es, bie feudale und clericale Oppofition 
find es, welche unter dem Vorwande ber nationalen Beſchwerden bie Oppo⸗ 
fition gegen bie Verfaflung dem Volke mundgereht machen wollen. Nachdem 
die Oppofition gegen das Geſetz von einer Seite fam, welche den verfaſſungs⸗ 
widrigen und gewaltthätigen Wideritand in Böhmen in Schup genommen 
und als bie erfreuliche Frucht der energiihen Thatkraft eines Volkes dar⸗ 
geftellt Hat, bitte ich Sie, votiren Sie biefes Geſetz — nicht gegen bie Vers 
faffung, aber für die Verfaſſung. Greuter (Tyrol) befämpft die Ausnahms⸗ 
maßregeln, die nur gegen bie nationale Oppofition verhängt worben feien 
und zwar zum Schute bes Programms bes beutjchen Liberalißmus, ben man 
unter den Schatten ber Bajonette babe fiellen wollen. „Die hiefigen Zeis 
tungen haben ben Sieg ber Ipanifchen Revolution wie einen Triumph begrüßt 
und in's große Horn geitoßen, fie haben die Nevolution in ben Himmel ers 
hoben; fie reden gar nicht mehr von ber Erlönigin, fondern nur noch von 
Frau Iſabella. (Lebhafte Heiterkeit.) Ya, man ift Hier ſchon bamit zufrieden, 
daß fie nicht von Herrn Franz Joſeph veben.” Ungeheure Aufregung. Der 
Redner wird zur Ordnung gerufen. Zahlreiche Abgeordnete verlaffen ben 
Saal und noch mehrere find im Begriff es zu thun. Greuter will fort: 
fahren: „Dieſer Ordnungsruf bat mich jehr gefreut... ." Sekt wird ihm 
das Wort entzogen. Greuter verläßt mit einigen tyrolifchen Abgeorbneten 
ben Saal, während bie zuerſt Ausgetretenen zurüdfehren. — Banbans: 
Die Ausnahmsmapregeln find in zweifacher Weife faljch aufgefaßt worden; 
bie Einen fagen, e8 beftehen in Böhmen zwei Nationalitäten, die gegen ein= 
ander eine Hete haben, die Anderen, es handle ſich um die Unterbrüdung 
ber ftaatsrechtlihen Oppofition. Ich babe mich im Ausfchuffe auf das Feier- 
lihfte dagegen verwahrt, daß in Böhmen „eine Hetze“ zweier Nationalitäten 
eriftire und ich erkläre bier im Haufe: Die beiden in Böhmen lebenden Na⸗ 
tionalitäten als ſolche leben mit einander in Frieden, und jo Gott will, 
werben fie es auch weiter thun. Aber auch nicht gegen bie flaatsrechtliche 
DOppofition find die Ausnahmsmaßregeln angewendet worden, denn dieſe be: 
fteht jchon feit Jahren in Böhmen. Die flaatsrechtliche Oppofition befteht 
erfiens aus dem hochwürbigen Episcopat, zu bem in Böhmen drei Deutſche 
und ein Czeche gehören. Mit dem Episcopat im Verein ficht die feubale 
Partei. Dieſe Partei fagt, fie fei rein national, aber fo viel mir ihre Mit⸗ 
glieder befannt find, find die große Mehrzahl gleichfalls nicht Czechen. Das 
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britte Element biefer Oppofition find bie Altczehen. An ihrer Spike ſteht 
ein Mann, ber nicht zur Fatholifchen Kirche gehört, und barin liegt der Be- 
weis, wie fehr bie Oppojition in Böhmen eine politifche if. Die Partei, 
welche aus biefen Elementen zufammengeleßt ift, bat bie Declaration erlaffen, 
in ber eine Definition bes fogenannten böhmifchen Staatsrechts die ganze 
Dppofition einigt. In biefer Teclaration wird von ber Vereinbarung nicht 
mit ben Völkern, ſondern nur mit ber Krone geiprochen, unb obwohl zu 
biefer Partei fehr viele Tentiche gehören, will man mit ben Deutfchen im 
Lande feine Vereinbarung treffen. Endlich haben wir die fogenannte Partei 
ber Jungezechen, von ber ich erflären muß, daß fie bis zum letzten Momente 
für die Beihidung bes Landtags gekämpft bat, und von ber ich auf das 
Tiefſte bedaure, daß fie nicht die Majorität erlangt bat, damit wir im legalen 
Wege hätten Frieden jchließen Fönnen. So lange biefe Partei einig war in 
ber Oppofition gegen das October:Diplom unb das Februar: Patent, finde ich 
biefe Oppofition vielleicht gerechtfertigt. Nun aber waren wir, die Vertreter 
fämmtlicher Völker Dejterreiche, Hier, um eine Verfaſſung zu machen, da hat 
nicht mehr ein Minifter Beuft ung gerufen, ba baben bie Völfer Defterreiche 
ihre Vertreter gefchicht, um eine Verfaffung zu vereinbaren. Seht jollten doch 
die Deänner, welche das Volk zu vertreten haben, zum Bewußtfein kommen, 
baß eine andere Zeit angebrochen ijt, und wenn fie immer wieder und wieder 
hören, baß bie Berfafjung buch Compromifje zu Stande kam, fo follten fie 
doch auch benfen, es wäre ein Compromiß mit anderen Bölfern auf Tegalem 
Wege zu erlangen, und follten nicht als einzig bevorzugtes Volk mit ber 
Krone allein verhandeln wollen. Sch fage es offen, ich bebaure, daß bie 
Negierung nicht früher eingefchritten ift. Ir dem Momente, wo ber Aus 
nahmszuſtand verhängt wurde, war berjelbe nady meiner innigften und hei— 
ligften Weberzeugung das milbere Mittel, welches in Anwendung kommen 
konnte, follte Blutvergießen vermieden werden. Schindler: Die Oppofition 
beſchränkt fih nicht auf Böhmen. Wir haben hohe MWürbenträger, beren 
Hauptbefit Faiferliche Lehen find. Wer das Lebensverhäftnig Tennt und bie 
Verpflichtungen des Lehensmannes, wer weiß, was Telonie ift, dem wird es 
nicht ſchwer werben, in ber Haltung manches Bafallen ben Thatbefland der 
Felonie zu finden. Warum greift man nicht hinein und gibt dem Geſetze 
Geltung und nimmt bie gefährlihen Mittel denjenigen, welche fie gefährlich 
gegen das Reich anwenden? Nicht ein Nationalitätenfampf ift eg in Böhmen, 
es ift ein Parteifampf, unb babei ftehen wir auf Seite der DVerfaffung. 
Ich fimme dafür, baß bie betreffenden Ausuahmsverfügungen der Regierung 
vollfommen gutgeheißen werben. Abg. Graf Spiegel (Niederöfterreich): 
Nicht nur diejenigen, weldhe Steine nach Fenftern werfen, fonbern auch jene, 
welche Steine nad ber Verfaffung ſchleudern; nicht nur den Dann im Kittel, 
fondern auch ben Mann im Purpur und den Dann im Frad fol man zur 
Verantwortung ziehen. Sch Halte die Maßregel ber Regierung für voll 
fommen gerechtfertigt. Minifter des Innern Dr. Gisfra: Es wird mir 
erlaffen werden, gegen ben Vorwurf ber Energielofigfeit ber Regierung gegen 
bie Opponenten im ſchwarzen Frack oder im PBurpur bier zu |preden, und 
bie Zeit wird kommen, wo ein näherer Einblid in alles dasjenige, was vor- 
gegangen ift, felbft bei ben Anklägern ber Regierung eine mildere und ju— 
ſtificirende Auffaffung zur Folge haben wird. Es ift die Aufforderung aus⸗ 
geſprochen worden, baß bie Regierung fi) mit Männern umgebe, welde von 
ber Nothwenbigkeit ber Neugeftaltung bes öffentlichen Lebens durchdrungen 
find, welche ber Verfaſſung mit vollem Herzen dienen. Mit Freude will ich 
bieß thun; erlaffen Sie mir jedoch, auseinanderzufegen, wie viele vergebliche 
Bemühungen ic) baran gewendet, und wie zur Stunde troß den Aufforber- 
ungen, die in ben Zeitungen veröffentlicht worden find, ſich um öffentliche 
Aemter zu bewerben, auch nicht Ein Dann fich gemeldet hat, ber eine gut 
geftellte Bezirfshauptmannichaft zum Gegenfland feiner ‚Bewerbung gemacht 
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hätte, ein Mann aus jenen Kreiſen, aus denen man fortan die Veamten 
herangezogen wiſſen will; ja daß ſich in einzelnen Ländern nicht Eine Perſon 
meldete, welche die nöthigen Eigenſchaften zur Verſehung beſtimmter Dienſt⸗ 
plätze hätte. Die Ausnahmsmaßregeln betreffend conſtatirt der Miniſter, daß 
nicht ſo ſehr die vereinzelten, planmäßig arrangirten, mit einem beſtimmten 
Programme in Ausſicht genommenen Verſammlungen im Königreiche Böh⸗ 
men, nicht bie bei einzelnen gegen das Verbot ſtaltgefundenen Verſammlungen 
porgefommenen Exceſſe als ſolche, nicht der Umftand, daß diefe Verſamm⸗ 
lungen erwiefener Maßen ihr mot d’ordre aus ber Hauptitadt erhielten, 
fondern bie für die allernäcdhfte Zeit in der Hauptftabt felbft mit aller Gewiß⸗ 
beit vorauszufehenden Ereignifje e8 waren, welde zu den Ausnahmsmaß⸗ 
regeln geführt haben. Es liegt bie offizielle Mittheilung vor, baß ber Zus 
fammenftoß gelucht, und daß die Probe gemacht wurde, wie weit man durch 
ben Mafjenwiberftand felbft gegen ausgejchidte Militärabtheilungen gelangen 
tönne, um bie Probe auf einer anderen, für eine fpätere Zeit in Ausſicht ge⸗ 
uommenen großen, großen Verfammlung — ich betone das große — zu ver: 
werthen. Die Sache lag fo, daß für ben 8. October eine Verſammlung in Ausficht 
ftand, der mit Gewalt werbe entgegengetreten werden müſſen, wie es in ber 
früheren Verfammlung ber Fall war, und daß dann unzweifelhaft von den 
Waffen werde Gebraud gemacht werben, wenn, wie vorauszuſehen, die An: 
griffe auf das Militär fich wiederholten. Die Regierung hatte in dem Mo⸗ 
ment zu erwägen, ob unglüdlicherweile Blut fließen, Blut von Schuldigen 
oder Unſchuldigen fließen folle, ober ob burch ein energifches Einſchreiten 
und dur Berfündigung bes Ausnabmszuftandes ein ſolches Unbeil hintan⸗ 
gehalten werben folle. Die Wahl war für die Regierung nicht Tange 
zweifelhaft, und mit fchwerem Herzen und nach Tanger Meberlegung iſt fie 
endlich an das gegangen, was vielleicht früher bätte gefchehen ſollen. Es 
liegen nicht nur die Berichte ber Behörden und öffentlihen Blätter, Tondern 
auch Erklärungen ganz verläßlicher Gewährsmänner darüber vor, daß durch 
bie Maßregeln der Regierung nit Srabesftile — wie man fi) vieleicht 
benft und bereits gelejen bat — in ber Landeshauptftadt und auf den 29 
Quabdratmeilen ber Umgebung berbeigeführt wurde, fondern daß in einem 
großen Theile der Bevölferung, beutjcher und jlavifcher Zunge ohne Unter⸗ 
ſchied, das lang entbehrte Gefühl der Sicherheit wiebergefehrt ift, und felbft 
aus czechiichen Kreiſen lauten bie Berichte über bie Stimmung, welche bie 
Regierungs-Maßregel hervorgerufen bat, günflig, weil man aud in einem 
großen Theile der czechifchen Bevölkerung, des Treibens der gewiffenlofen 
Führer und Agitatoren mübe, fi auf bem Boben bes Gejetes halten will 
und fih nach Wiederherſtellung eines frieblihen Zuflandes im Lande jehnt. 
Die Megierung begt nur ben lebhaften Wunſch, daß fich bie Wirkungen ihrer 
Mapregel alsbald jo deutlih und kennbar machen möchten, baß fie die Maß: 
vegel aufheben kann, fowie fie e8 bebauert bat, biefelbe einführen zu müfjen. 
Sie wird biefen Augenblid mit Freuden begrüßen. 


Bei der Abitimmung wird auf Wunſch des Abg. Bochenski ber 
Satz: „Die Ausnahmeverfügungen werben als gerechtfertigt erklärt“ 
abgefondert zur Abftimmung gebradt. Für ben erften Theil des 
Ausſchußantrags (Kenntnignahme von den Ausnahmsverfügungen) 
erhebt ſich das ganze Haus, für den zweiten Theil (fie als gerecht: 
fertigt zu erflären) bie ganze Linfe und das Centrum, immerhin 

die große Mehrheit. 
6. Nov. (Defterreih). Der Erzbifhof von Olmütz (Landgraf von 
Fürftenberg) meicht endlich ben gefteigerten Geldftrafen und liefert die 
bisher zäh verweigerten Chegerichtsaften dem weltlichen Gerichte aus, 
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Das Landesgericht war mit Geldftrafen gegen ihn vorgegangen und zwar 
in fleigendem Maße, erſt mit 2000, dann 5000, 10,000, enblidy 20,000 
Gulden. Die beiden erfien Eummen find bereits vechtsfräftig geworben, bie 
dritte fchwebt noch vor bem Dberlanbesgericht als Appellationsinftanz, bie 
vierte wäre mit biefent Tage verfallen und das Domkapitel, ſobald ber Erz- 
bifchof dasſelbe in materielle Mitleidenfchaft ziehen will, ift nunmehr für 
Nachgiebigkeit. 


8. Nov. (Defterreih: Böhmen). Der weiße Berg bei Prag wird mi: 


10.. 


litäriſch befeßt, um jebe Demonftration zu verhindern. Dagegen 
werben in Prag bemonjtrative Trauergottesbienfte für bie Hingerich- 
teten von 1620 abgehalten. 


» (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus geht über ven Antrag 
ber Linken, bie ungarifche Delegation zu fiftiren, bis über bie Titel- 
frage (Reihsminifter u. dgl.) entfchieben fei, zur Tagesordnung. 
Die in ber Delegation figenden Mitglieder der Linken erklären in 
Folge davon ihren Austritt aus berjelben. Der Austritt wird an: 
genommen unb bie Lüden werben durch neue Wahlen erjebt. 


„ Der Zufammentritt der Delegationen, zuerſt auf ben 12. nad) 
Peſth angefeßt, wird auf den 16. verfchoben, um bem Abgeorbneten- 
baufe des Reichsraths Zeit zu laſſen, vorher noch das Wehrgefeb 
zu botiren, 

„ODeſterreich). Reichsrath, Abg.- Haus: Beginn der Debatte 
über das Wehrgeſetz (active Armee). Bericht der Mehrheit und ber 
Minderheit des Ausſchuſſes. 

Beriht ber Majorität: „... Die Regierung bat im Großen unb 
Ganzen ein Syftem zur Grundlage bes Wehrweſens gewählt, welches als 
eine Combination ber gegenwärtig im norbbeutjchen Bunde und in Frankreich 
eingeführten Syſteme bezeichnet werden Tann, Der Ausihuß hat biefem 
Syiteme gegenüber bie Frage der eindringlichften Erwägung unterzogen, ob 
— in Anbetracht der mißlichen finanziellen Lage ber Monarchie und aus 
volfswirtbichaftlichen Rüdfichten überhaupt — nicht unmittelbar zur Annahme 
bes Miliziyftems geichritten werben könne. Allein alle, ſelbſt die in ihren 
Anſchauungen weitgehendſten Mitglieder des Ausichuffes konnten fi der Er: 
fenntniß nicht verichließen, daß in biefem Augenblide in beiden Neichshälften 
ber Monarchie die hauptſächlichſten Grunbbedingungen für einen plößlichen 
Mebergang zum Miliziyiteme fehlen, baher ein jolcher gegenüber ben unver⸗ 
läßlichen politiihen Zufländen Europas und ben in Anderen Staaten ange: 
bäuften Kampfesmitteln die Wehrfähigkeit der Monarchie gänzlich in Frage 
bringen kann. 8 bat fich ſonach der Ausſchuß in feiner Geſammtheit für 
das von ber Regierung gewählte gemilchte Syſtem, welches in feinen volfs- 
wirtbfchaftlihen Wirkungen dem Milizſyſtem am nächſten ſteht und den 
Vebergang zu einem folchen vorbereitet, erflärt, von ber Weberzeugung aus: 
gehend, daß bie gegenwärtige Anſpannung der Wehrkräfte nicht von langer 
Dauer fein könne, ſondern entweder in einer auf friedlihem Wege erzielten 
allgemeinen Entwaflnung oder in nicht ſehr entfernter Zeit durch einen bef- 
tigen Krieg und die dann eintretendbe allgemeine Erſchöpfung ihre Löſung 
finden mühe, weil fein Staat den gegenwärtigen bewaffneten Frieden für 
lange Dauer zu ertragen in ber Lage iſt, ohne volfswirtbichaftlich dem gänz⸗ 
Iihen Ruine zu verfallen. Die dem Wehrſyſteme felbit zu Grunde gelegten 
—— Hauptprincipien kommen in nachſtehender Reihefolge in Betracht 
zu ziehen: 


Oeſterreich Angarn. 805 


„i. Die allgemeine Wehrpflicht, 2. die Gefammtftärke ber zu fchaffenden 
Streitfräfte und ihre fyftematifche Gliederung, 3. die Gefammt:Dienjtpflicht 
und ihre Abftufungen, 4. unmittelbare Einreihung junger Leute in bie Lands 
wehr, 5. Schaffung einer Erjagrejerve für bas Heer und bie Kriegsmarine, 
6. Einführung einer Militärtare. 

„Zu 1: Der Ausſchuß erkennt in feiner überwiegenden Majorität bie all- 
gemeine Wehrpflicht ohne Stellvertretung und ohne Losfauf als bie einzig 
richtige moralifche Grundlage eines gefunden Wehrſyſtems, als bie einzige 
Grundlage für einen unter den gegebenen Berbältniffen relativ wohlfeilen 
Heeresorganismus, und in Verbindung mit ber militärifchen Jugenderziehung 
als bie Brüde für ben feinerzeitigen Webergang zum Miliziyftem. 

„Zu 2: Der Ausſchuß ift in feiner Gefammtheit von der Weberzeugung 
durchdrungen, baß Defterreihs Fortbeſtand nur dadurch gefichert erjcheint, 
wenn es jeine bisherige Stellung und feinen bisherigen Einfluß im europäi- 
ſchen Eoncerte behauptet. Oeſterreichs politifches Streben muß wohl bis zur 
Selbfiverleugnung auf bie Erhaltung bes Friedens gerichtet fein, allein es 
fol zugleich bie Kraft befiten, jeden Angriff auf feinen Beftand, jebe gewalt- 
fame Störung feiner inneren Conjolidirung, feiner freiheitlichen und volks⸗ 
wirtbfchaftlichen Entwidlung mit Erfolg zurüdweifen zu können. Ein Blid 
auf bie Karte zeigt, daß die geographifche Lage Oeſterreichs bie Löfung biefer 
Aufgabe leider nicht Teiht und nicht mit geringen Mitteln möglich macht. 
Die größte Schwierigfeit zur Erhaltung Defterreihs in jeiner hiſtoriſchen 
Machtitelung Liegt aber in der mißlichen Finanzlage, benn während man in 
Bezug auf andere Staaten erſt zu jagen berechtigt iſt: „Sie gehen in Folge 
der übermäßigen Anfpannung ihrer Wehrfräfte der finanziellen Erfhöpfung 
entgegen”, befinbet ſich Defterreich bereits ber Erichöpfung nahe und vermag 
nur von feiner volfswirtbichaftlihen Entwidlung während eines dauernden 
Friedens fein finanzielles Wiebererftarfen zu hoffen. Defterreich ſteht aljo 
heute vor bem fchwierigen Problem, feine Wehrkraft bedeutend fleigern, feine 
Finanzkraft dagegen durch bie größte Sparſamkeit jhonen zu müljen. Die 
Negierung glaubte nun, dieſes Problem eben durch die Annahme bes neuen 
Wehrſyſtems am leichteften löſen zu Fönnen, und ber Ausſchuß theilt — wie 
fon bei Beſprechung ber allgemeinen Wehrpflicht angebeutet — biefe Anficht. 
Es ift im Ausſchuſſe der gründlichften Erwägung unterzogen worben, ob bie 
von ber Regierung beantragte Eintheilung ber zu jchaffenden Wehrkraft in 
bas ftehende Heer und in bie Landwehr der Ziffer nach eine richtige fei, und 
ob es nicht zweckmäßig ericheine, bie Ziffer bes fiehenden Heeres zu vermins 
bern, dagegen jene ber Landwehr zu erhöhen; allein es gelangte bei ber 
Majorität des Ausjchuffes bie Weberzeugung zum Durchbruche, daß bie vers 
fafjungsmäßige Grundlage unferes Staatsorganismus — bes Dualismus — 
e8 zur unabweislichen Nothwendigkeit made, ben Schwerpunft ber gemeins 
ſchaftlichen Vertbeibigung in das gemeinfame ftehende Heer zu verlegen, 
welcher Erfenntniß auch von ber Majorität beider Häufer bes ungariſchen 
Reichstages Ausbrud gegeben worden if. Da nun aber die weſtliche Reichs⸗ 
Hälfte nach den Beftimmungen bes Finanz⸗Ausgleiches den weitaus größeren 
Theil der Laften für das flehende Heer und bie Kriegsmarine zu tragen bat, 
fo machte ſich im Ausjchuffe die Bejorgniß geltend, es könnten biefe Laften bie 
Leiftungsfähigfeit ber im Reichsrathe vertretenen Königreihe unb Länber 
weit überfieigen, daher — ohne Beeinträchtigung ber verfaffungsmäßigen 
Nechte der Delegationen — an bie Regierung bie Trage geftellt wurde, 
welche Iaufenden Koften bie Erhaltung bes nach dem Wehrſyſteme organifirten 
ſtehenden Heeres im Frieden jährlich verurfachen und welcher Friedenz - Präs 
fenzftand an Mannichaft zur Grundlage biefer Organifation genommen wird. 
Die Regierung erklärte barauf, daß ber vom Reichskriegsminiſterium vors 
bereitete Voranſchlag für das Jahr 1869, welcher auf Grund folcher Preife, 
wie fie ſich aus einem zehmjährigen Durchſchnitte — nach Ausſcheidung ber 
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brei theuerſten Jahre — ergeben, berechnet ift, ein Orbinarium von 80,500,000 fl., 
mit Inbegriff der eigenen Einnahmen ber SKriegsverwaltung, anfpricht und 
daß ber neuen Friedens : Organifation ein Mannjchafts » Präfenzfland von 
255,000 zu Grunde gelegt ericheint, und daß ber Reichsfriegsminifter fich 
eben bemüht bat, alle Reformen und die Vorbereitung ber gefteigerten ge= 
meinfamen Webrfraft nicht nur innerhalb des früheren Rahmens zu finden, 
fondern noch Griparungen zu erzielen. Die Regierung wies ferner nad), 
daB aus einem Vergleiche mit dem alten Wehrſyſſem, deſſen Koſten in bem 
legten verfaffungsmäßig behandelten Armee⸗Budget für bas Jahr 1865 aus⸗ 
geprägt find, für bermalen eine Verminderung um 3900 Gagiften, um 
36,273 Mann vom Unkeroffizier abwärts und 5226 Pferde, und fogar aus 
einem Vergleiche mit bem jeit 1866 in ber Heeres:Organifation ftattgehabten 
Proviforium no eine Verminderung um 900 Gagiften, 15,000 Mann und 
5189 Pferde fich ergebe. Der Ausfhuß verhehlt ſich nicht, daß auch vors 
enannte Summe noch immer jchwere Opfer von ber weſtlichen Reichshälfte 
orbere und nicht jenem Ideal entipreche, welches man nach der heutigen 
Finanzlage herbeizuwünſchen bemüffigt ift. Allein wenn man jene Anforde= 
rungen, welche man von Seite ber Kriegsverwaltung in den Jahren 1861 
bis 1865 an bie Vertretungstörper geftellt hat, und den hohen Friedensſtand 
der Armee aus jener Zeit in Betracht zieht, endlich fih an bie fteten Erflä- 
rungen ber Kriegsverwaltung erinnert, baß eine Herabminderung des Ordi⸗ 
nariums unter ben Betrag von 92 Millionen und bes Friedensftandes unter 
die Ziffer von 330,000 bis 340,000 Mann abfolut unzuläffig fei, und wenn 
man endlich erwägt, daß in ber genannten Reihe von Jahren bem hohen 


. Haufe die Herabminderung bes Orbinariums für die Armee auf SO Millionen 


und des Friedens: Mannichaftsitandes auf 250,000 Mann als ein anzuftres 
bendes Ziel vorichwebte, fo kann bie Erreichung besfelben gegenwärtig fogar 
in Verbindung mit einer Steigerung ber Webrfraft der Monardie immerhin 
als ein bedeutender Schritt zum Befjeren begrüßt werben, — Denn im Sabre 
1862 betrug das verfaſſungsmäßig bewilligte Militär-Yudget 135,000,000 fl., 
im Sabre 1864 112,800,000 fl., im Sabre 1864 106,000,000 fl. und im 
1865 90,000,000 fl., ungerechnet die bis heute noch nicht aufgellärten Deficite. 
— Die normalen Auslagen für die Landwehr ber weſtlichen Reichshälfte 
folen nad ber Erklärung ber Negierung jährlich die Summe von 700,000 
bis 800,000 fl. nicht überfchreiten. Ungarn beftreitet ſämmtliche Auslagen 
für feine Landwehr im Frieden felbft. 

„Zu 4: Die unmittelbare Einreihung junger Leute in bie Landwehr ſchafft 
bem Wehriyfteme eine theilweife Aehnlichkeit mit bem franzöſiſchen; fie ent⸗ 
ſpricht mehr bem Principe ber allgemeinen Wehrpflicht, als bie Entlafjung 
eines jo großen Theiles MWehrpflichtiger in die Erjaßrejerve, wie es im nord⸗ 
beutjchen Bunde ber Fall ift, wenngleich die Heranbildung und Verwendung 
von Landwehr: Refruten in technifcher Beziehung auch ihre Nachtheile hat. 
Die Landwehr des zur Berathung vorliegenden Wehrſyſtems wird zur Hälfte 
aus gedienten, zur Hälfte aus unmittelbar eingereiften Männern beſtehen, 
ſohin fi) in berfelben Erfahrung mit jugendlicher Kraft vereinen, während 
bie franzöfiihe Mobil: Nationalgarde ausfchlieplih aus unmittelbar einge: 
reiten jungen, bie norbbeutiche Landwehr nur aus gebienten Älteren Männern 


Die Frage ber Feſtſtellung des Kriegsftandes von 800,000 Maun auf 
10 Babre wirb in dem Berichte der Majorität nicht erörtert, nicht einmal 
erwähnt. 

Die Minorität beantragt, neben einer Reihe anderer, weniger wichtigen 
Mopdificationen, bag ber Kriegsſtand flatt auf 800,000 nur auf 600,000 
Mann feftgefebt werde und flatt auf 10 nur auf 6 Jahre. Die Feſtſetzung 
einer Siffer für den Friedensſtand wird auch von ber Minorität nicht bee 
antrag 


Oeerreih-Nugarn. sur 


11,—13. Nov. (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Fortfebung und 
Schluß der Debatte über bas Wehrgefeb (active Armee), Alle 
Minifter treten in bie Debatte ein und legen ihr Gewicht in bie 
Wagſchaale, ebenfo ber Reichskanzler als Abgeordneter und ber fach: 
kundige Regierungscommiflär: 


dv. Beuft entlebigt ſich ber fehwierigen Aufgabe, eine politifche Lage, bie 

er als beruhigend nicht barzuftellen vermag, gleichwohl als nicht beunruhi⸗ 
gend erfcheinen zu lafjen: Er fei allerdings nicht im Stande bie Erhöhung 
ber Wehrkraft als „einen Anfang bes ewigen Friedens" zu bezeichnen, er 
gibt zu, daß ein Öfterreichiicher Miniſter neben einer Politit bes Friedens 
und ber Verföhnung auch eine Politik der inneren und äußeren Sicherheit 
zu verfolgen habe, und er beutet Far genug an, daß eine Politif der Halb⸗ 
beit, wie im Krim-Kriege, ſich nicht wiederholen dürfe. Aber er erinnert 
daran, daß Mäßigung jederzeit ber Grundzug der öſterreichiſchen Politik 
geweſen, und er betont, daß auch jetzt kein Bündniß und Feine Verpflichtung 
zu einem Bündniß ber Wiebervergeltung eingegangen worben. Weniger 
reſervirt fpricht er fidh über den Dualismus im Snnern aus. Er legt ben 
Nachdruck darauf, bag, was man auch gegen bie neue Geftaltung bes Reiches 
einzuwenden baben möge, biejelbe doch zur Zeit eine vollendete und unab⸗ 
änderlihe Thatſache fei, und daß es weder als patriotifch noch als Flug er⸗ 
ſcheinen könne, durch ſtetes Schüren und Verdächtigen die Stimmung hüben 
und drüben zu verbittern, ſtatt mit Anerkennung und Freude alles zu bes 
grüßen, was, wie unzweifelhaft bie jchwer gewonnene Annahme bes Wehr: 
gejeßes in Ungarn, ben Gedanken ber Neichseinheit dem Auslande gegenüber 
Har und entjchieden zum Ausdrud bringe. Und endlich zu ber Stellung ber 
Regierung bem Wehrgeſetz gegenüber fich wendend, fpricht er, in humoriſti⸗ 
her Weile ſich das Recht wahrend minifteriell fein zu bürfen gleich jedem 
andern Abgeordneten, feine feite Ueberzeugung aus: daß das Minifterium in 
biefer wie in mancher andern Frage nach beftem Wiſſen und ohne feinen 
-Urfprung zu verleugnen, feine Pflicht gethan, und baß gerade die Annahme 
bes Wehrgeſetzes bie ruhige, friedliche und fortfchreitende Entwidlung des 
Verfafjungslebens in einer Beile fiherftellen werbe, die jeden Einjat und 
jede Einbuße zehn- und zwanzig Mal aufwiege. Minifter Berger glaubt 
in feiner Betrachtung der äußeren Lage weniger zurücdhaltend jein zu können. 
Allerdings weist auch er jede Politit der Wiedervergeltung entjchleden zurück 
— „die größte Nahe bie wir, wenn wir Rachegedanken hegten, einem ge= 
wiffen Staate gegenüber üben könnten, wäre die Aufrichtung eines freien, 
reihen und geiftig gehobenen Oeſterreichs“ — aber er zeichnet die Lage da⸗ 
bin, daß „im Augenblid Franfreich über den Rhein, Preußen liber den 
Main, Rußland über die Pruth binüberftrebe, daß Stalien ein Stüd Tren⸗ 
- ting möchte und felbft Rumänien einen ihm gerade bequem liegenden Theil 
von Defterreih“”, und er findet in biefer Sachlage die Nöthigung „nicht. 
bloße Friedenspolitit zu treiben, in beven Folge Defterreich weder ein ger 
fürdteter Gegner noch ein erwünfchter Bunbesgenoffe fein würde“, auch nicht 
Allianzen zu fuchen, denn „wenn heute Defterreih eine Allianz eins 
geht, fo ift der Krieg gewiß”, fondern — und das gelchehe in der An: 
nahme des Wehrgeſetzes — der Welt zu manifeftiren, baß „das ſchon als Thei⸗ 
lungsobject betrachtete Defterreich eben wolle und könne.“ Miniſter Gisfra, 
augenſcheinlich innerlich erregt, gibt vor allen Dingen ber Zuverfidht warmen 
Ausdrud, daß bie Differenzen, welche in ber vorliegenden Trage Männer 
von benfelben politifchen Grundfägen getrennt, Teine nachhaltige und nach⸗ 
wirkende Verſtimmung zur Folge haben, fondern daß bie freunde, welche 
biegmal andere Wege gehen zu müffen geglaubt, mit ber offenen Anerken⸗ 
nung zurüdfehren würden: die Männer ber Regierung möchten im einzelnen 
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geirrt haben, aber feien bie alten geblieben, und fie verdienten es nicht, als ver: 
trauensunwürbig bezeichnet zu werben. Minifter Graf Taaffe endlich, noch⸗ 
mals betonend, daß bie Sabinetsfrage auch heute noch beftehe, glaubte nament: 
lich hervorheben zu follen, daß es für das Minifterium eine Pflicht ber politifchen 
Ehrlichkeit gewejen, das Haus barüber feinen Augenblid im Zweifel zu laſſen. 

Das Haus weicht ſchließlich offenbar weniger der gewonnenen 
Ueberzeugung, als der Zwangslage. in Antrag, bie Dienftzeit in 
der Linie von 3 auf 2 Jahre herabzufeßen, wird verworfen, ebenfo 
ein Antrag, auch bie Friebensftärfe im Geſetze feitzufeßen, bagegen 
bie Feftftellung ber Kriegsſtärke auf 800,000 Mann mit 118 gegen 
bloß 29, der Verzicht des Reichsrathes auf Abänderung des Contin- 
gents für die nächften 10 Jahre mit 103 gegen 40 und das ganze 
Geſetz in dritter Lefung mit 118 gegen 29 Stimmen angenommen. 


12, Nov. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Berathung bes Budgets für 


14. 


15. 


16. 


19, 


1869, eilig und ftücweife. 

„ Ein kaiſerl. Handfchreiben an den Reichskanzler ordnet die Titel: 
frage gemäß der mit Ungarn getroffenen Verftändigung. Der Kaifer 
wird Fünftig den Titel führen: Kaifer von Defterreih, König von 
Ungarn, Der fünftige Geſammititel ift: Defterreichifch - ungarifche 
Monarchie. 

Ein Erlaß des Reihsfriegsminifters befchräntt „wegen der fehr 

beſchränkten Präſenzzeit“ den Garnifonsdienft und fpeciell die Stel: 
lung von Ehren: und Wachtpoſten auf das äußerſte Maß. 
» (Defterreich: Niederöfterreih). Ein Geſuch, die im Jahre 1848 
aus Anlaß des Belagerungszuftandes geſchloſſene Freimaurer: Loge 
„zum heil. Joſeph“ in Wien wieder eröffnen zu bürfen, wird von 
der GStatthalterei abfchlägig bejchieben: 

„Die k. k. Statthalterei findet ſich beftimmt, die beabfihtigte Bildung der 
FreimaurersLoge als ihrer Einrichtung nach gejeßwidrig zu unterfagen, weil. 
ber G 8 ber vorliegenden Statuten die Beſtimmung enthält, daß nur Mit: 
gliedern einer gerechten, gejegmäßigen Loge der Zutritt in die Berfammlung 
geflattet werben barf, fomit ein Abgeordneter der Behörde von der Verfamme 
lung ausgefchloffen wäre, während es nad dem Vereinsgeſetze ber Behörde 
freifieht, zu jeber Vereinsverfammlung einen Abgeorbneten abzujenden, und 
weil ferner die Statuten and, Feine Beflimmungen über die Art der Bildung 
bes Vereins, über bie Beſchaffung ber Vereinsmittel und über bie Art ber 
Beſchlußfaſſungen, endlich auch Feine Aufklärung über das Wefen ber im 
F 2 der Statuten erwähnten fymbolifhen Gebräuche enthalten.“ 

» (Delegationen). Eröffnung der Seſſion ber Delegationen 
in Peith. Die Regierung legt denfelben das Budget für 1869, der 
Reichskanzler Beuft bas zweite Rothbuch vor. 

» (Ungarn: Eroatien). Eröffnung bes Landtags: Ein kgl. Re: 
feript fordert ihn auf, gemeinfam mit Ungarn auch die Fiumaniſche 
Frage zu löſen. 

„ODeſterreich). Das Oberlandesgericht von Böhmen beſtätigt 
das Urtheil erſter Inſtanz gegen den Hirtenbrief und die Inſtruc⸗ 
tion bes böhmiſchen Episcopats vom Juni d. J. auf „Störung ber 
öffentlichen Ruhe“. 
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20. Nov. (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus genehmigt nunmehr‘ das 


24. 


von ber Commiffion modificirte Volksſchulgefetz. 

Dasjelbe tritt ben confeffionelen Intereffen nicht mehr zu nahe. In ber 

Debatte wirb anerfannt, baß bie Durchführung des Gefeßes (mit feinen 20 
neuen Schullehrers Seminarien, feinen wanbernden Lehrern für bie Pusſten, 
feinen Bezirföinfpectoren und Ortsſchulpflegern) für Ungarn ein ungeheurer 
gortfepritt wäre, aber auch bie Möglichteit, dazfelbe fo bald völlig durdführ 
ven zu können, vielfach ſehr Begmeift, inbeß müffe doch wenigftens ein Ans 
fang gemacht und eine gefegliche Grundlage gefunden werden. 
» (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Nachdem ber Ausgleich zwi— 
ſchen Ungarn und Eroatien unter dem 19. d. M. bie kgl. Sanction 
erhalten Hat, treten bie ungariſchen Deputirten (lauter Deatiften) 
in ben ungariſchen Landtag ein. 


„— 29. Nov. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Fünftägige Debatte über 


das Nationalitätengefeg. Die Führer ber Serben und Rumänen 
ftellen ihre Gegenanträge. Es wird beſchloſſen, auf bie Special- 
bebatte bes Antrags Deals einzugehen und der Minoritätsantrag 
mit 267 gegen 24 Stimmen verworfen, worauf bie Serben und 
Rumänen benn Saal unter Proteft verlaffen und an ben weiteren 
Verhandlungen nicht mehr theilnehmen, Der Entwurf Deak wird 
ſchließlich faſt einftimmig angenommen. 

Die wichtigſten Beſſimmungen find: $ 1. Alle Bewohner Ungarns bilden 
bie einheitliche und üntheilbare ungarifge Nation, deren gleichberechtigtes Mits 
glieb jeber Landesbewohner if. $ 2. Tiefe Gleichberechtigung unterliegt nur 
hinſichtlich ber amtlichen Benügung der im Lande üblichen verſchiedenen Spra= 
hen und nur infoferne befonberen Veflimmungen, imwieferne bieß bie Einheit 
bes Landes, bie praktiſche Möglichkeit ber Negierung unb ber Abminiftration 
uothwendig mache. $ 3. Vermöge ber politiigen Einheit der Nation ift ba= 
Ber 
ift Berathungsſprache der Legislative. $ 5. Die Gefege werben in ungaris 
fer Sprache geihaffen, doch werben fie auch in ber Sprade aller im Lande 
wohnenden Nationalitäten in authentifcher dom herausgegeben. $ 6. Die 
amtliche Negierungsfprache if in allen Zweigen ber Abminifiration bie uns 
garifhe. $ 7. Die Protokolle ber Jurisbiction werben in ber Amisſprache 
bes Landes geführt, doch können fie auferbem auch noch in jenen Sprachen 
geführt werben, bie minbeflens von einem Fünftel ber Commiffion ober Res 
präfentang gewünfdt werben. $ 8. In ben Zurisbictions:Berfammlungen 
Tann Jedermann in feiner Mutterſprage ſprechen. $ 12. Bezüglich der Rechtes 
pflege bleibt bei ben Gerichten erfier Inftanz bis zur definitiven Organifirung 
berjelben bie bisherige Gepflogenheit. $ 13. Die firglihen Gerichte beftims 
men ihre Geſchäftsſprache ſelbſt. $ 15. Die Höheren Gerichte überfegen bie 
in fremden Sprachen geführten und appellirten Prozeſſe ins Ungarifde und 
fällen ihre Erfenniniffe in ungariſcher Sprache. 


26. Nov. Der neue öfterr. Botſchafter Graf Trauttmansborff (bisher 


28. 


Gefandter in Münden) trifft in Rom ein. Wie man wiffen will, 
gehen feine Inftructionen dahin, alfälige Vorſchläge Roms zu ge: 
mwärtigen, Feine ſolchen zu machen. 

» (Delegationen). Aus einer Vorlage bes Reichs-Kriegsmini— 
fters über die Gebahrung mit bem Orbinarium ber Landarmee für 
1868 ergibt ſich eine Meberfchreitung bes von den Delegationen bes 
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willigten Etats um muthmaßlich 3,700,000 fl., die aus dem Stell: 
vertretungsfonds gebedt werben joll. 


28, Nov. (Defterreih). Reichsrath: Das Herrenhaus nimmt das Wehr: 


30. 


gejeß unverändert nad) ben Beſchlüſſen bes Abg.-Haujes an. 


Debatte: Hr. v. Shmerling: „Wenn von Seite bes Reichskanzlers 
ſelbſt anerkannt worben, baß die Politik nicht in ben Eabinetten, fondern in 
ben Parlamenten gemacht werde, jo ift eine unumwundene Erflätung in 
einem Theile des Parlaments, in dieſem Haufe, ganz angezeigt, daß wir 
Alle von dem innigen Wunſche befeelt find, uns ben Frieden zu erhalten, 
und baß fein Gedanke irgend eines Eroberungsfrieges in uns lebt. Defter: 
reich bat nie eine Eroberungspolitit getrieben; wenn e8 das Echwert gezogen 
bat, jo war es immer nur zur Bertheidigung, und das können wir auch 
jest mit aller Entfchiebenheit ausfprechen, in Zufunft wird es ähnlich gehal— 
ten werden. Diele Erklärung fcheint angezeigt, weil abermals das Mährchen 
aufzutauchen beginnt, e8 Liege in ber Botirung eines Kriegsſtandes von 
800,000 Mann eine Bedrohung bes Friedens. Das Haus wird einflimmig 
mit mir in ber Erflärung fih vereinigen: Keine Politif des Angriffs, rein 
nur das Heer zur Vertheibigung angegriffener öfterreichifcher Intereſſen! Feld⸗ 
zeugmeifter Hauslab: Ich glaube in dem Geſetze das Beſtreben zu finden, 
Berufsjoldaten zu erziehen, und ba in ber permanenten Landwehr die An 
bahttung zum Milizipfteme vorhanden ſcheint, fo glaube ich in dem Wefeke 
bie Keime bes Fortichrittes zu erbliden, und fo betrachte ich dieſes Geſetz 
als eine Uebergangs: Einrihtung. Allerdings babe ich bie vielleicht irrige, 
jedenfalls individuelle Ueberzeugung, daß die Heeresverfaffung in einer lang: 
ſam berannahenden Zukunft ein Milizſyſtem mit einem Kern von geworbenen 
Rekruten fein werde, wie in England und Norbamerifa: eine ſehr große 
Vervollkommnung ber Einrichtung bes Mittelalters. 


» (Delegationen) Die ungarifhe Delegation erledigt das 
Militärbudget für 1869, ftreicht in demfelben nur 2 Mill. und be: 
willigt 70% Mil, 
„ (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Annahme bes interconfeffio: 
nellen Geſetzes und bes Geſetzes bez. Gerichtöbarkeit bei gemifchten 
Ehen. 

ben dem letzteren Geſetze werden die geiſtlichen Ehegerichte der Katholiken 
beibehalten, dagegen ber Zuſatz, ber es den Proteſtanten „um der Gleich⸗ 
berechtigung willen” geſtatten wollte, auch ihrerſeits geiſtliche Ehegerichte ein⸗ 
zuſetzen, geſtrichen, da ſie keinerlei Verlangen darnach zeigten. 
„ (Ungarn). Der Centralausſchuß der Honveds beſchließt, nad) 
ber Publication des Honved- (Landwehr:) Geſetzes im Namen ber 
Honveds von 1848/49 bei Sr. Maj. Audienz zu verlangen und 
bie Huldigung der Honveds ſowie deren Dienfte in Kriegs: und 
Friedenszeiten anzubieten. 


4. Dee. (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus nimmt ein probiforifches 


Geſetz für die Union mit Siebenbürgen an. Dasſelbe behnt das 
Nationalitätengefeb auch auf Siebenbürgen aus und überläßt ber 
Regierung vielfach eine biscretionäre Gewalt. Die Rumännen oppo- 
niren gegen das Geſetz mit großer Heftigfeit, die Alt-Sachſen er: 


. Hären fich gegen, die. Jung-Sachſen für basfelbe. 
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2.Dee. (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus genehmigt feinerfeits bie 
nicht mejentlichen Aenderungen des Reichsraths im Wehrgeſetze. De: 
batte über die heikle Frage der „gemeinfamen Penfionen” (auch für 
ehemalige Bach'ſche zc. Beamte in Ungarn). Die Sectionen bes 
Haufes haben ben Entwurf ſämmilich abgelehnt. Verlegenheit des 
Minifteriums. Deak erklärt fih für die Vorlage, obwohl ziemlich 
lau. Bor der namentlichen Abjtimmung verlaflen mehr als 100 
Mitglieder den Saal, worauf die Vorlage angenommen wird. 


2/3. Dee. (Delegationen). Die Delegation des Reichsraths bewil- 
ligt ben ordentlichen Militäretat für 1869 mit einem Abſtrich von 
34 Mill, nad) dem Antrage des Comité's (das die Forderung feines 
Subeomite’s, 7% Mill, zu ftreichen, dahin ermäßigt hatte) unb den 
außerorbentlihen Militäretat mit unerheblichen Abftrihen. Die Polen 
erflären fich wiederum gegen alle und jede Abjtriche, 


3. Dec. (Delegationen). Beide Delegationen bewilligen gleichmäßig 
den Marine:Etat und beſchließen, Commiffionen behufs eines Aus: 
gleich8 über ihre Differenzen nieberzufeßen, 

4 „ (Delegationen). Die Commiffionen beider Delegationen ver: 

ftändigen fi über den Ausgleich der Differenzen und ihre Anträge 

werben fofort' von beiden Delegationen angenommen. 


5. „ Der Kaifer fanctionirt dag von beiden Reihshälften zugeftandene 
Wehrgeſetz, ſowie das ungarifche Honved- (Landwehr-) Geſetz, er- 
nennt den Erzh. Joſeph zum Obercommandanten der ungariſchen 
Landwehr und erläßt einen Armeebefehl von Ofen aus: | 

„Die Monarchie bedarf des Friedens. Wir müffen ihn zu erhalten wiſſen. 
Zu biefem Zwede habe ich beiden Reichsvertretungen einen Geſetzentwurf vors 
legen laſſen, nad) welchem bie wafjenfähige Bevölkerung im gegebenen Augen⸗ 
blide ihre ganze Kraft in bie Wagfchale legen wird, um ber Monarchie bie 
Erfüllung ihrer erbabenen Miffion, meinen geireuen Bölfern die Wahrung 
ihrer tbeuerften Intereſſen zu fichern. Die beiden Reichsverfammlungen haben 
meinen Erwartungen im vollftien Maße entiprochen, Vom echt patriotijchen 
Gefühle durchdrungen, haben fie das neue Wehrgefeh angenommen. 
babe demſelben meine Sanction ertbeilt und beffen Durchführung angeorbnet. 
Die ftaatsrechtlihe Neugeftaltung bat das Reich auf jene hiſtoriſche Grund⸗ 
lage zurüdgeführt, auf der es ruhte zu ben Zeiten, wo es bie fchwerften 
Kämpfe erfolgreich beftanden und glänzende Eiege errungen bat. Beide Theile 
meines Reiches treten jekt mit gleichem Snterefte für die Größe, Macht und 
Sicherheit ber Monardie ein. Meine Armee hat hiedurch einen Bundes⸗ 
genofien gewonnen, ber fie im Glück und Unglüde kraftvoll unterftügen wirb. 
Meine Völker werben, dem Rufe des Geſetzes folgend, ohne Unterſchied bes 
Standes, mit Stolz; und beredhtigtem Selbftgefühle fih um meine Fahnen 
ihaaren, um bie ebelfte ihrer Pflichten zu erfüllen. Die Armee fol bie 
Schule jener Tugenden fein, ohne welche bie Nationen ihre Größe, bie Reiche 
ihre Macht nicht zu beivahren vermögen. Neben der Armee tritt ein neues 
Elenient, die Landwehr, als ein ergänzender Theil zur gemeinfamen Wehr: 
fraft hinzu. Sie dient bem gleichen Zwede wie die Armee, fie geht aus 
gleihen Elementen, fogar theilweife aus diefer felbit hervor. Vertrauensvoll 
wende ich mid) an mein Heer. Ich will, baß bie neue Bahn freudig und 
kraftvoll von allen denen betreten werbe, welche bem Vaterlande ſchon in 
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Waffen bienen. Ich will, daß bas theure Erbibeil bes Heeres, deſſen Treue 
und innige Kamerabichaft, in allen deſſen Abtheilungen Iebendig erhalten 
werbe, daß bie Armee, bie Kriegsmarine und bie Landwehr als treue Waffen- 
gefährten zufammenhalten, getragen von gleichen Pflichten, berechtigt zu glei⸗ 
hen Ehren. Ach erwarte daher von jedem Offizier der Armee und ber Land: 
wehr, baß er bie neuen Snflitutionen in biefem Geiſte aufiaffe, bejonbers 
aber von ben Generalen, den Führern, daß fie ba8 Banb beider Theile feft> 
zufnüpfen fireben, den Geift ber Ordnung und Disciplin beleben, jeber etwa 
auffeimenben falfchen Richtung gleich im Beginne entgegenireten. Schwere 
Mißgeſchicke haben meine Armee betroffen, harte Prüfungen bat biejelbe zu 
beftehen gehabt, doch ungebrochen blieb ihr Muth und unerjchüttert mein 
Glaube in ihren Werth. Der Pfab ber Treue und ber Ehre, welchen bie 
tapferen Söhne meines Reiches gewandelt, fol ftets berielbe bleiben. Die 
Armee fol ihre Vergangenheit nicht verleugnen, fonbern bie glorreihen Er: 
innerungen von Jahrhunderten in bie Gegenwart binübertragen. Fortſchrei— 
tend mit Zeit und Wiffenihaft, eritarkt durch den Zutritt neuer Elemente, 
jo fie Achtung gebieten bem Feinde, ſchirmen das Reich und ben Thron.” 


5. Dec. Ein Handſchreiben des Kaifers erhebt den Reichskanzler Frhrn. 


v. Beuft in den erblihen Grafenftand: 

„Das verfloffene Zahr erwarb Ahnen neue Anfprüche auf meine Aner⸗ 
fennung. Mein Vertrauen fei Ihnen eine flete Mahnung, treu und uner: 
Ihroden auszuharren in Ihrem Berufe.” 

„ (Delegationen). Schlußfigung der Delegationen. Der Reihe: 
fanzler v. Beuft theilt denfelben mit, daß der Kaifer ihre Beſchlüſſe 
bereits fanctionirt habe und fchließt mit einer neuen Friedensrede: 

„Die an bie Delegationen gefnüpften Vorausſetzungen haben fich als bes 
rechtigt erwiejen. Zwiſchen ben Mitgliedern ber beiden Delegationen bat fich 
ein freundliches, wahrhaft collegiales Berhältniß gezeigt. Durch bie Ausfüh— 
rung bes Gefehes, welches beitimmt ift, ber Gefammtmonardie einen feſten 
Halt zu verleihen, haben bie Delegationen eine neue Friedensbürgſchaft ge: 

egeben. (Großer Beifall.) Niemand, im Inlande oder Auslande, wird ernſt⸗ 
ih denken, daß die Vertreter ber beiden Neichsverfammlungen und ber Des 
legationen das Wehrgefeb angenommen, ba Armecbudget im verlangten Maße 
bewilligt haben würden, hätten fie Grund zu glauben gehabt, daß ber Krieg 
bie Abdficht der Negierung fei. Die Vertreter gaben dem Minifterium nicht 
bie Waffen in bie — damit dasſelbe Streit ſuche, ober einen angebotenen 
Streit leichthin aufnehme; die Vertreter wollen nur, daß, wenn wir unfere 
Stimme erheben für die Erhaltung des Friedens, ober zur Abwehr einer ben 
Trieben bedrohenden Gefahr, biefe Stimme nicht ale Hilferuf eines wehr: 
lofen, verlafenen, fondern als Mahnruf eines Staates ertöne, ber das Recht 
bat, gehört zu werben, wenn er von Trieben ſpricht. Wir werben ber mit 
diefer Vebeutung übernommenen Pflicht nicht vergeflen.” 

Der gemeinfame Voranſchlag für 1869 iſt nach ber Vereinbarung 
ber Delegationen folgender: 

Drdbinarium: 

1. Semelnfames Minifterium des Aeußen . . . 4,081,959 fl. 

2. Semeinfames Kriegsminifterium: 

a) Her ER ... 69777,692, 
b) Kriegemarinee....... ... 7,461,132 „ 
8. Gemeinſames Finanzminifterium . .. 4,686,265 „ 
4. Gemeinſame Rechnungscontrole . » ... 101,950 „ 
Summe: 83,108,998 fl. 


Hievon ab: Einnahme bes Zollgefälles - - - 2. .  7,927,000 „ 
Ordentliches Gefammt:Erforbemiß . © . +... 75,181,998 fl. 
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Hievon entfällt auf bie im Reichsrathe vertretenen Königs 
reihe und Länder. © 2 2 2 0 ee en en.  52,627,398 fl. 
Außerordentlihes Erforberniß: 
1. Semeinfames Minifterium bes Aeußern . . . 101,481 „ 
2. Gemeinfames Kriegsminifterium: 


a) für da8 Set oo 2 2 0 een nn. 4739,68 „ 
b) für die Kriegemarine- - 2 0 0 2 0 0. 1289.028 „ 
3. Gemeinfames Finanzminifterium . - x... 13,830 „ 
Außerorbentliches gemeinfames Erfordbeniß . . - + 6,144,020 fl. 


Hievon entfällt auf bie im Reichsrathe vertretenen König: 


reihe und Länder. . . . . . 4,300,814 „ 


5. Dee. (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus genehmigt fchließlid das 


10. 


Budget für 1869. Debatte über die Competenz ber Militärgerichte, 
Der vorgelegte Entwurf wird principiell entſchieden angefochten und 
die Regierung fieht fich genöthigt, denſelben zurüdzuziehen. 
»n (Ungarn). Große Befriedigung der öffentlihen Meinung über 
bie endlich erlangte Honved» (Landwehr⸗) Armee. Die alten Hon: 
veds geben berfelben in einer Deputation an ben Kaiſer Ausbrud. 
Anſprache ihres Kührere an ben Kaifer: „Im Auftrage bes 1848 
— 1849er Honvebtbums ericheinen wir vor bem Angefihte Ew. Maj., um 
befjen getreue homagiale Huldigung auszufprehen und zu erflären, daß wir 
in ber neu zu errichtenden Honved-Armee, ſowohl in Friedens: als in Krieges 
zeiten unter dem erhabenen Befehle Ew. Maj., jeder nach feiner Fähigkeit, 
zu dienen bereit find. Gewähre ber Himmel unjerem Vaterlande ben Fries 
ben, damit Ew. Maj. die begonnene Entwidelung besfelben bem fchönften 
Erfolge entgegenführen könne; follte aber das Schickſal anders wollen, er: 
klären wir mit männlichem Bewußtſein, daß wir zu den Lorbeeren, welche 
die Schläfe Ew. Maj. unfränzen werben, mehr als Ein Blatt liefern wollen. 
Mole Ew. Maj. den Ausdrud unferer Huldigung und Dienftbereitichaft gnäs 
digft genehmigen und überzeugt fein, daß uns in ber Treue gegen bas Vaters 
land und ben Thron und in ber Anhänglichfeit an die Gefebe Niemand übers 
treffen wird. Es Iebe ber König!“ 
» (Ungarn). Der Kaifer ſchließt in Perfon den Landtag. Die 
Thronrede feiert den eingetretenen Umſchwung und Ausgleich: 

„Des gegenwärtigen Reichstages fruchtbringende Thätigkeit fteht in ber 
mebrhundertjährigen Geſchichte Ungarns ohne Beifpiel da. Inmitten ernfter 
und fchwieriger Verbältniffe haben Wir Sie vor drei Jahren zur Löſung 
einer großen Aufgabe einberufen. Unſer gemeinfames Ziel unb 
Streben war es, alle jene Fragen zu Iöfen, welche nicht nur in ber jüngs 
fien Vergangenheit, fonbern feit Jahrhunderten bie Quelle bes Mißtrauens, 
ber Stagnation und ber Zerwürfniffe waren. Es ift uns gelungen, bie 
ſchwierige Aufgabe glüdlich zu Iöfen. Das aufrichtige Bündniß zwilhen Kö⸗ 
nig und Nation bat bdiefen Erfolg errungen. Diefem Neichstage gebührt 
ber Ruhm, jener Ungewißheit ber politifchen Lage ein Enbe gemacht zu ha⸗ 
ben, welche bie ebelften Kräfte ber Nation zur Untbätigfeit verdammte. An 
bie Stelle der ftaatsrechtlichen Zerwürfniffe zwifchen den beiden Staaten Uns 
jerer Monarchie find bie Beziehungen gegenjeitiger Freundfchaft und Achtun 
getreten. Die öſterreichiſch- ungariſche Monardie, ihren Schwerpunft in fi 
ſelbſt ſuchend und findend, fchreitet mit verjüngter Kraft vorwärts auf ber 
neuen Bahn, beren Endziel Friebe und Wohlfahrt, zugleich aber auch bie 
Wahrung jener Stellung bildet, welche fie in der Reihe der Staaten Europa’s 
einzunehmen berufen iſt. In folcher Weife ift bie Quelle, aus welcher bie 
Vebel ber Vergangenheit floffen, verſchüttet, unb über bexfelben erhebt fich 
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das bleibende Denkmal ungariſcher Treue, Vaterlandoliebe und Mäßigung, 
auf welchem die Geſchichte jetzt ſchon eine lange Reihe großer und heilſamer 
Erfolge verzeichnet hat. In Folge meiner feierlichen Krönung mit der von 
meinen Ahnen ererbten Krone des hl. Stephan iſt die ungariſche Verfaſſung 
in ihre Vollgeltung getreten, wir aber haben das hiſtoriſche Gewicht und die 
hiſtoriſche Bedeutung des ungariſchen Königstitels wieder hergeſtellt, und wir 
hegen das ſichere Bewußtſein, daß hiedurch unſer Reich nicht eine Schwächung 
erfahren, ſondern nur ſeine alte Grundlage und Kraft wieder gewonnen hat. 
Darnach iſt auch der Titel der Monarchie dem Auslande gegenüber feſtgeſtellt. 
Mit Croatien und Slavonien kam auf Grundtage eines billigen Aus⸗ 
gleichs der beiderſeitigen Intereſſen eine ſtaatsrechtliche Vereinbarung zu Stande, 
welche das zwiſchen beiden Brudervölkern in Glück und Unglück Jahrhunderte 
hindurch beſtandene Band erneuert hat. Die Vereinigung Ungarns und Sie⸗ 
benbürgens ift in bie Reihe der vollendeten Thatjachen getreten. Dem⸗ 
gemäß ift die Integrität bes Reiches Stephans bes Heiligen in 
einem Maße zur Geltung gelangt, wie fich beifen das Land feit mehr denn 
brei Jahrhunderten nicht zu erfreuen hatte. ine der Bürgichalten der Sn: 
tegrität ber ungarischen Krone und unſerer Monarchie ift das neue Wehr: 
geſetz. Bei der Organifirung ber Wehrfraft haben Sie mit Bertrauen und 
tiefer Einficht bie Nothwendigkeit bes geimeinjchaftlichen Heeres anerkannt und 
hiedurch eine bie Entwidlung ber Monarchie ſchützende Wehrmacht gejchaffen. 
Zur Unterftügung berjelben ift die Landwehr berufen — fie eröffnet in Aus 
genbliden der Selabr ein neues Feld jener alten Tapferfeit, von welcher bie 
Blätter der ungariſchen Gejchichte fo vielfach glänzendes Zeugniß geben. 
Indem wir derart bie Stellung unferes geliebten Ungarns und unferer Div: 
narchie befeftigt haben, finden wir hierin zugleich die Garantie des Friedens 
nah Außen, befjen ungetrübte Aufrechterhaltung wir zu ben vorzüglichften 
unferer Regentenforgen zählen. Sie haben bie geiftige Entwidlung ber Na: 
tion geförbert, als Sie ein Geſetz über die Volkserziehung gejchaffen, welches, 
wenn es auch von einzelnen Sonberintereffen Opfer beilcht, dennoch den 
Grund zu einem Syſtem ber Volfsbildung legt, bas berufen fein wird, dem 
geiftigen und materiellen Fortſchritt des Landes eine fefte Stütze zu bieten. 
Wir hoffen, daß unfere Getreuen nichtungariſcher Zunge ihre volle Beruhig⸗ 
ung in dem Bemwußtjein finden werben, daß bie Verfaſſung jebem Staats⸗ 
bürger die Freiheit und die Entwidlung feiner Mutterſprache in gleicher 
Weiſe fihert. Sie folgten bemjelben Grundſatze der Gleihhbereditigung, als 
Sie bie Ausübung verfaffungsmäßiger Rechte auch auf bie ifraelitifchen Bürger 
bes Landes ausdehnten, welche bis dahin bloß bie Laften, nicht aber auch 
bie Wohlthaten der Verfafjung gefaunt haben. Sie haben bei ber Nege: 
lung ber Verhältniſſe zwiſchen den criftlichen Confeffionen das Princip bür— 
gerliher und religiöfer Gleichberechtigung zur Grundlage genommen. Der 
zortihritt Ungarns auf dem materiellen Gebiete fand bisher in feinem Ver: 
bältniffe zu feinen reihen Naturfhäten; bie Gefeßgebung jedoch hat bie 
ganze Wichtigkeit bes materiellen Fortichritts erfaßt. Die bereits fichtbaren 
Zeichen bes geiftigen und materiellen Auffhwunges der Nation 
koͤnnen Ihr Herz mit Freude erfüllen, und wenn erſt ber Erfolg in jenem 
Vollmaße eintritt, mit welchem bie göttlihe Vorfehung Energie und Aus⸗ 
bauer zu belohnen pflegt, wird bie Nachwelt ſich dankbar Jener erinnern, 
bie das Aufblühen bes Landes herbeigeführt haben. Und nun empfangen 
Sie unferen aufrichtigen königlichen Dank und überbringen Sie beniel: 
ben ber gefammten Nation. Möge bey Allmächtige jene aufrichtige Ein: 
tracht bleibend erhalten, welde nicht nur auf bem Felde ber Politik zu 
großartigen Erfolgen geführt, fondern auch Herricher und Voll mit bem 
Bande der Liebe und des Vertrauens umfchlungen und es uns neuerdings 
—X hat, daß nur der Herrſcher eines glücklichen Volkes ſich glücklich 
en Tann.” Ä 
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412. Dec. Dem Hanbelsvertrage mit England ftellen ſich neue Schwierig: 


14, 


15. 


17. 


feiten entgegen, jo daß berfelbe jebenfalls nicht mit bem 1. Januar 
1869, wie die Nachtragsconvention wollte, ins. Leben treten Tann. 
Der ungariſche Landtag ift auseinander gegangen, ohne einen dieß— 
fälligen Beſchluß gefaßt zu haben und im Ausihuß des Abg.-Haufes 
bes Reichsrathes werden auch gegen die Nachtragsconvention große 
Bedenken erhoben. 

„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Der Finanzminifter 
Vegt das Finanzgefeb für 1869 unter Darlegung der Finanzlage 
vor, beantragt die Einführung einer Gehäubefteuer und fordert bie 
Forterhebung der Steuern bis Ende März 1869. | 

Die Darlegung ber Finanzlage Seitens bes Finanzminiflers Tautet jehr 
befriedigend: ſoweit ſich die Ergebniffe bes Jahres 1868 überfehen ließen, 
bätten fich die Sinnahmen gehoben, jeien die Ausgaben zurüdgeblieben, fo 
daß die Mehreinnahme für die 3 erften Quartale gegen ben Voranjchlag 9, 
bie Minderausgabe 10 Mill. betrage. Bleibe das Verhältniß basfelbe auch 
für das 4, Quartal, fo ergäbe fih ein Weberfhuß von 10 Mil. und würde 
das Deficit für 1869 nur mehr 34 Mill. betragen. | 
„ (Ungarn). Der Eultusminifter eröffnet einen von ber Regie: 
rung einberufenen ifraelitifhen Congreß und bezeichnet bie Aufgaben 
besfelben folgendermaßen: 

1) Feftftellung der äußeren Organifation ber einzelnen Gemeinden; 2) Ors 
ganifation ber iſraelitiſchen Schulen und Schulbehörden; 3) Verwaltung des 
ungarifchen ifraelitifchen Landesfonds; A) Organifation ber künftigen Con: 
greife Teftftellung ihres Wirfungskfreifes und der definitiven Hausordnung, 
fowie des Wahlmodus. 

Die altjüdifche Partei ift bei den Wahlen in ber Minderheit geblieben. 


„ An Folge des Wehrgeſetzes wird bie Aufhebung der Förperlichen 
Züchtigung in ber Armee verfündet und werben ben Militärfträf- 
lingen die Ketten fofort abgenommen, 


» (Ungarn). Eine Deputation von 200 Peſther Stabtrepräfen- 
tanten begibt ſich zu Deak, um ihm ben Dank der Nation für den 
nun befiegelten Ausgleih, ber nicht zum minbeften fein Werk, aus: 
zubrüden. Antwort Deals: 

„Wir dürfen nicht betrübt fein, weil nicht Jedermann befriedigt ift; 
Wünſche find eben Triebfedern für Thaten, ohne welche die einzelnen Natig« 
nen in Faulbeit und Nadläffigfeit verfinfen. Wir bedürfen der Mäßigung 
und müffen zwifhen Wünfhen und Wollen-unterfheiden. Der 
legte Reichstag bat das Verdienft, das Lebtere getban zu baben, indem er 
feine Kräfte bloß zur Durchführung des Möglichen verwendete. Es iſt eines 
ber Hauptverdienfle ber Nation und bes Reichstages, bloß fo weit gegangen 
zu fein, bis wohin fie die bauerhafte Bafis würde ausdehnen Fünnen. Die 
Nation befaß neben ihrer Energie, vom Rechte nicht abzumeichen, Taft genug, 
um gegenüber bem Herricher ber durch unglüdliche Ereigniſſe erfchütterten 
Monarchie ihre Forderungen nicht hinaufzuſchrauben. Sie wußte, daß in er: 
preßten höheren Concejfionen der Keim zur abermaligen Auflöfung Tiegen 
würde. Die Nation möge bie einfache Regel ber Hanbelswelt erlernen: nicht 
nur das in Rechnung zu ziehen, was wir gewinnen, fondern auch, was wir 
verlieren Fönnen. Uns ifl Defterreihs Beſtand ebenſo nothwenbig, 
wie Defterreich ber unferige. Die Nechtebafis und bie Rechtsverhält⸗ 
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niffe find in Ungarn sOeflerreich derart, wie es kaum liberalere und fortges 
fhrittenere in Europa gibt. Wenn wir das Gewonnene umftürzen wollen, 
brauchen wir nur bie Grundlage, ben Ausgleich anzugreifen. Die beiten 
Programme für bie nächſten Wahlen find bie 1867er unb 1868er Geſetze.“ 


25. Dec. (Defterreid). onflict zwiſchen ber Regierung, die ihrer 


28, 


31. 


Stellung gegen Ungarn nichts vergeben will, und ber Direction ber 
Nationalbank bez. Dividende und Staatsfubvention. 
„ (Ungarn: Eroatin). Eröffnung einer Banalconferenz behufs 
ber Vorberathungen für die Organifation ber Tünftigen autonomen 
Landesregierung. 
„ Kine Bergleihung der Coursnotirungen ber verjchiebenen öfterr. 
Staatspapiere an der Wiener Börfe während bes Jahres 1868 
zeigt, daß der Erebit der Monardie im Laufe bes Jahres troß der 
unter der Form einer Unification ber Staatsſchuld getroffenen Maß- 
regeln gegen bie Staatsgläubiger nicht geſunken ift, fondern ſich fo- 
gar gehoben hat: 

2. Zan. 1868. Mitte guni 1868. 31. Dec. 1868. 


5proc. Staatoſchuld d. W. 52,0 5, 
Sproc. Metalliques. . - 55, 57, 59 

NationaleAnlide . . 64, 63, 64, 
1860er Looſe, ganie . . 82, 84 In 
1864er Loofe-. - » . . 74,.. 88 113,9 


» (Ungarn). Die Organifation bes Lanbesvertheibigungs:Mini- 
fteriums behufs Errichtung der neuen Honved⸗ (Landwehr) Armee 
ift bereits vollendet. 


II, 


Außerdentfche Staaten, 


U} 


[ 
. {) 


1. Portugal, 


2. Jan. Neue Unruhen an verfchievenen Orten gegen bas neue Steuer: 


10, 


14. 


ſyſtem. Volksbewegung in Liffabon. Das Minifterium gibt feine 
Entlafjung ein. Der Marquis von Loulé lehnt die Aufgabe, ein 
neues Minifterium zu bilden, ab. Die Cortes treten zufammen, 


‚ohne vom König mit einer Thronrede eröffnet zu werben. 


„ Ein neues Minifterium bildet ſich unter dem Vorfige des Grafen 
D'Abila als Minifter des Auswärtigen und des Innern, Vicomte 
v. Seabra AYuftizminifter, Magelhaes Kriegsminifter, Coalho de 
Amaral Marineminifter, Ferreira Yinanzminifter. 

„  Eortes: Die Regierung legt demſelben zwei Geſetzesentwürfe vor, 
von denen einer die Aufhebung der im vorigen Jahr eingeführten 
Conſumtionsſteuer beantragt, ber andere bie Ermächtigung zu einer 
neuen abminiftrativen Eintheilung bes Landes verlangt. Ä 

„ Da bie Majorität der Eortes: nicht geneigt: Tcheint, ihr Bert 
vom vorigen Jahr wieder zu zerftören, jo werben biefe bon ber 
Regierung aufgelöst und der Zujammentritt der neuen Kammern 
bis in den April hinausverlegt. 


23. März. Das Ergebniß der Eorteswahlen ift der Regierung entjchieden 


günftig; alle Minifter find unter den Gewählten. 


15. April. Eröffnung der Cortes, Thronrede des Königs. Die Unruhen 


in einem großen Theile bes Landes bauern fort. 


11. Mai. Eortes: Der Finanzminifter legt denfelben das Budget vor, 


16. 


mit dem Beifügen, fobald die von ihm erbetene Indemnitätsbill bes 
willigt ei, werde er Maßregeln zur Verminderung des Deficits vor: 
ſchlagen. 

„ Cortes: Die vom Sinanzminifter geforderte Indemnität wird 
bemjelben mit 98 gegen 8 Stimmen ertheilt, 
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23. Mai. Cortes: Darlegung des Finanzminifters über die Finanzlage 
des Landes und Vorſchläge für Befeitigung bes Deficits. Derfelbe 
beantragt biefür, bie jchwebende Schuld dur ben Verkauf und die 
- Convertirung bes kirchlichen und corporativen Eigentbums in Bons 
und durch den theilweifen Verkauf ber Etaatswalbungen zu beden, 
ferner die Zölle auf Tabak, Zuder, Reis, Cafe, Thee, Butter und. 
andere Artikel zu erhöhen, ſowie die Dividenden mit 10 Broc. zu 
befteuern. 


14, Suli. Da die Majorität der Cortes nicht geneigt fcheint, die Finanz: 
vorichläge ber Regierung zu votiren, fo verlangt diefe vom König bie 
Auflöfung der Cortes und nochmals Neuwahlen. Der Staatsrath 
verwirft die Maßregel einftimmig. Das Minifterium verlangt feine 
Entlafjung und der König nimmt fie an. 

45. .„ Der bisherige Minifterpräfident D' Avila ſchließt die Seſſion im 
Namen des Königs. 

2%. „ Nachdem verſchiedene Combinationen geſcheitert ſind, gelingt es 
endlich dem Marquis Sa da Bandeira, ein neues Cabinet zu bilden, 
in dem er das Auswärtige und den Krieg übernimmt, Sabas Juſtiz, 
Martins Inneres, Bento Finanzen. 


— Oct. Die öffentliche Meinung ſpricht ſich fehr entſchieden gegen die 
Idee einer iberiſchen Nation aus, wie ſie z. B. in Spanien von 
einer ſtarken Partei angeſtrebt zu werden ſcheint. 


3. Dec. Der Jahrestag der Wiederlosreißung von Spanien wird dießmal 
mit beſonders lebhaftem, geradezu demonſtrativem Eifer begangen. 

17. „ Da ein in Paris beabſichtigtes Anlehen nicht zu Stande kommt, 
gibt der Finanzminiſter ſeine Entlaſſung ein. Große Finanznoth. 


2. Spanien. 


"2. Yan. I. Kammer: Areßbebatte. Die Kammer nimmt „mit Genug: 


30. 


thuung Act davon, daß fih Spanien an ben ihm gebührenden Ehren: 
platz neben den hl. Bater geftellt habe.“ 

„ IH. Kammer: Die Regierung legt berfelben das Budget vor. 
Dasfelbe zeigt ein Deficit von 50 Mil. Alle Welt ift indeß über: 
zeugt, daß das wirkliche Deficit viel größer fei als das angebliche. 


6. Tebr. Der Bapft überfendet ber Königin die gemeihte goldene Roſe. 


30. März Die II. Kammer verwirft mit 129 gegen 29 Stimmen ben 


Antrag, bie Ausgaben auf bas Niveau ber Einnahmen zu beſchränken 
und biefelben in den öffentlichen Aemtern um 29 Mill. zu rebuciren. 


23. April. Der Minifterpräftdent Marſchall Narvaez FT gänzlich unerwartet. 


24. 


25. 


Gonzalez Bravo wird mit der Neubildung bes Cabinets beauftragt. 
Die Ahnung größerer Ereigniffe durchzuckt fofort bie öffentliche 
Meinung. 

„ HI. Kammer: Gonzalez Bravo zeigt derſelben die Neubildung 
bes Cabinets an mit der Erflärung, basfelbe werbe die Politif des 
Marihall Narvaez fortſetzen: 

„Wir ſind geleitet von dem Schatten des Herzogs von Valencia, mit den 
Waffen werben wir bie bewaffnete, mit ben Geſetzen bie unbewafinete Revo⸗ 
lution unterbrüden.“ 

v General Pezuela wirb für alle Fälle von Barcelona nah Madrid 
verſetzt. 


20. Mai. Die Cortes werden durch kgl. Deeret bis auf weiteres vertagt. 


» Dermählung der Prinzeſſin Iſabel, der älteſten Tochter der Kö⸗ 
nigin, mit dem neapolitaniſchen Prinzen, Graf von Girgenti. 
21 
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7. Juli. Staatsſtreich des Cabinets Gonzalez Bravo: in Madrid werden 
die Generale Serrano (Herzog de la Torre), Dulce (Marquez von 
Caſtellflorite), Zavala (Marquez von Sierra Bullones) und Cordova 
(Marquez von Mendigorria) Serrano y Bedoya und Letona, in 
in S. Sebaſtian der General Echague, in Zamora der General 
Caballero de Rodas verhaftet und theils in verſchiedene Städte im 
Innern theils nach den baleariſchen und canariſchen Inſeln abgeführt. 
Der in Sevilla reſidirende Herzog von Montpenſier, der Gemahl 
ber einzigen Schwefter der Königin, wirb aufgefordert, Spanien zu 
verlaffen, da er den Feinden der Negierung als Fahne dienen könnte. 

16. „ Der Herzog von Montpenfier fhifft ſich mit feiner Yamilie auf 
ber Billa de Mabrid nad Liffabon ein, um in der Nähe zu fein, 
nicht nad) England zu feinen Familienangehörigen, wie die Regierung 
gehofft hatte, 1 Be Bu Ge 


3 Aug. ‚Der Herzog und die Herzogin. von Montpenfier: erlaſſen von 
eifledon ays einen Proteft gegen iſte ‚Derbannung an bie Königin. 
Sie conjtatiren darin, ba ber kgl. Augiweifungöbefehl keine ausdrückliche 
Beſchwerde gegen fie entHäft, über welche he ſich zu redstferfigen Hätten und 
fügen dann bei: „Das Land ift beunruhigt, bie Neunlutionäre. bedienen, fic) 
unferes Namens als einer Fahne und machen ihn zum Ziele ihrer Machi⸗ 
nationen, das find bie einzigen Erwägungen, worauf fich Ihre ungeſetzliche 
und für unfere hohe Stellung verletzende Maßregel ftirkt, deren Sie abfichtlich 
erwähnt baben, um uns noch mehr zu erniebrigen. Tergleihen Behauptungen 
verbienen feine. Beiprehung Aber wenn wir es. für angemeſſen hielten, ums 
gegen bie unter durchſichtigen Anjpielungen verhüllten Beichuldigungen zu 
vertheidigen, wenn man uns an bie Pflichten ber Loyalität erinnert, für 
welche min unſer Gedächtniß nicht aufzufriſchen braucht, fo würden wir 
Ihrer Majeſtät ſagen: wenn das unglückliche Spanien gegenwärtig eine 
ſchwierige Lage zu beſtehen hat, welche wir von Herzen bedauern, ſo ſind wir 
nicht die ſchaffende Urſache davon. Man muß, wenn eine ſolche beſteht, 
anderswo nach dem Grunde der beklagenswerthen Aufregung ſuchen, welche 
"als Vorwand gebraucht wird, um uns zu verurtheilen. Jedes Mal, wenn 
das Volk ſich beunruhigt, iſt es, weil ein ernſtes Uebel dasſelbe quält; denn 
es gibt: weder Individuglitäten noch Namen, die mächtig. genug find, um 
als Fahne zu dienen und eine Nation in ihr Gefolge zu nehmen. Gegen 
dieſe augenſcheinliche Verletzung des Grundgeſetzes des Staates und auch der 
ewigen Grundſätze ber Gerechtigkeit durch die Maßregeln, welche die Regie⸗ 
rung Ihrer Majeſtät ergriffen hat, proteſtiren wir mit aller Entſchiedenheit, 
und wir berufen uns dabei weder auf die Rückſichten für unſeren Rang, 
noch auf die Familienbande. Wenn buich die erſieren unſer Proteſt ein 
großes Aufſehen macht, ſo fügen ſte doch nichts zu ber Ungerechtigkeit der 
begangenen Gewaltthat hinzu, und die zweiten müſſen vetgeſſen werden gegen⸗ 
über der Willkür, die uns verbannt ohne offene Anklage; wir halten es unſer 
nicht würdig, uns darauf zu besufen: Lediglich im Namen unſerer Rechte, 
in unſerer Eigenſchaft als Spanier unter dem Schutze der allgemeinen Ge⸗ 
ſetze des Landes erheben wir Widerſpruch vor Ew. Majeſtät gegen die Ge⸗ 
walt, welche uns aus unſerm theuren Spanien entfernt. Wir erwarten, daß 
die Genugthuung ebenſo Öffentlich und förmlich fet, wie bie erlittene Kränfung.“ 


5. „Conflict zwiſchen ben Eivil- und Milttärbehörden im Barcelona. 
Die Regierung 188 ihn damit, daß fie den General Pezuela von 
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Madrid nach Barcelona und den General Novaliches von Barcelona 
nah Mabrib verjekt. 


9. Ang. Die Regierung fühlt, daß fie fih nicht mehr auf die Armee 


fügen Tann und ein vertrauliches Circular des Minifters bes In⸗ 
nern an bie Provinzgouverneure empfiehlt denſelben, ihre Stübe 
vielmehr in ben Bürgergarben und dem Landſturm zu fuchen. Die 
Tragen der Sffentlichen Ruhe fowie der bedenklichen Finanzlage fangen 
an bie Börje in Aufregung zu feßen. Die Bank macht der Regie: 
rung zur Beftreitung ihrer Bebürfnifje Vorſchüſſe, für welche dieſe 
wucheriſche Zinjen zahlen muß. | 


12. Sept. Die Führer der drei Oppofitionsparteien (ber liberalen Union, 


15. 


17. 


der Progreffiften und ber Demokraten) haben fich nach langen Unter: 
handlungen definitiv geeinigt: alles ift zum entjcheidenden Schlag 
vorbereitet. Prim ſchifft fih in Southampton mit dem Poſtſchiff 
nad Gibraltar ein. Die verbannten Generale machen fi) von ihren 
verfchiebenen Aufenthaltsorten eben dahin auf den Weg. 
„ Zwildhen dem Kaifer der Franzoſen in Biarrig und der Königin 
in San GSebaftian wird über eine Zufammenfunft unterhanbelt, 
welcher bie öffentliche Meinung eine ziemlich weit gehende Bedeutung 
zujchreibt. 
„ Abmiral Topete erhebt der erfte im Hafen biefer Stabt, an Bord 
des Schiffs Zaragofa bie Fahne der Empörung. Aufruf bes Ab- 
miral8 an die Bewohner von Cabir: j 

„Ein Seemann, ber Euch befondbere Auszeichnungen verbanft und nament- 
ih Euer Vertreter im Parlamente gewefen zu fein, richtet das Wort an 
Euch, um Euch über ein fehr wichtiges Ereigniß Erflärungen, d. h. über bie 
feindlihe Haltung der Marine der unglücdjeligen Regierung gegenüber zu 
geben, welche bie Geſchicke der Nation leitet. Erwartet von mir feine ele⸗ 
ganten Phrafen, fondern bereitet Euch auf ernſte Wahrheiten vor. Unfer 
unglüdliches Vaterland iſt feit einer Reihe von Jahren ber fchredlichften 
Dictatur unterworfen; unfer Staatsgrundgefeß ift verleßt; bie Bürgerrechte 
find verfannt, die Nationalvertretung eine ſcheinbare, alle Bande vollftändig 
zerriffen, welche ein Volk an den Thron fefleln, eine wahre conftitutionelle 
Monardie bilden follen. Diefe Wahrheiten zu proclamiren, ift gar nicht 
vonnöthen, fie find im Gewiffen Aller eingefchrieben. Uebel von einer folchen 
Bedeutung, ohne von denen zu fprechen, die auf der Marine laften, erheifchen 
analoge Heilmittel. Wir verlangen, wir wollen, daß bie geſetzlichen Gewalten, 
Volk und Thron, innerhalb der Kreife functioniren, die ihnen von ber 
Berfafjung vorgezeichnet find, daß bie erlofchene Harmonie und bas zwilchen 
ihnen zerriffene Band wieder hergeftellt werde. Wir wollen, daß bie con: 
flituirenden Cortes, im Verftändnifle ihrer Miffion und getreu ihrem Mandate, 
ber Nation eine wahrhafte Aera der conftitutionellen Monarchie eröffnen: wir 
wollen, daß bie Bürgerrechte von ben Negierungen vollftändig geachtet wer= 
ben, indem fie biefelben als heilige Rechte anerkennen; wir wollen endlich 
eine moralifhe und aufgeflärte Ananziele Verwaltung. Nur um biejen 
Preis wird das Glück des Baterlandes von Beltand fein. Bewohner von 
Cadir! Ich komme Eurer Zuneigung entgegen, indem ich mich bei dem 
Kampfe, der heute beginnt, an bie Spite ftele und den ihr mit Eurer wohl: 
befannten Tapferkeit aushalten werbet.” 

21* 
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Prim trifft in der Nacht von Gibraltar her ein und bringt bie: 
jelbe auf dem Schiffe Topete’s zu. 


18. Sept. Das im Hafen von Cadir liegende Gefchwaber löst 21 Ka: 


19. 


nonenſchüſſe, Topete läßt den Platcommanbanten -aufforbern, ſich zu 
ergeben, was biefer nach einigem Zögern thut. Die Marine-infan- 
terie wird ausgeſchifft. Die Artillerie bes Plabes will noch vom 
Fort Catilina Widerftand Leiften und erflärt namentlih, fie wolle 
fi jedem andern, nur nit Prim ergeben. Sobald Topete ericheint, 
fließt fih auch diefes Regiment unter dem Rufe: „Es Tebe bie 
Freiheit!” dem Aufftand an. Die Carabiniers und bie Bürger: 
garde thun basjelbe, die telegraphiichen und Eifenbahnverbindungen 
werden abgejchnitten und unter bem Vorſitze Topete's bildet ſich eine 
Junta; General Rivera übernimmt das Commando ber Stadt. 
Auch Prim erläßt einen Aufruf: 


Er fordert darin einfach zur Revolution auf, ohne beren Ziele näher an 
zugeben und meldet, baß Serrano und Dulce ſich ebenfalls bald einftellen 
würden. Er fließt mit dem Auf: „Es Tebe die Freiheit! Es Lebe bie 
Bolksfouveränctät!” 

„ Brim erläßt in Cabir eine neue Proclamation, die einige weitere 
Andeutungen über die Ziele der Erhebung und ihrer Führer gibt: 

„Zu den Waffen, Bürger, zu ben Waffen! Ber Kriegesruf fei heute der 
einige Ruf aller guten Spanier; mögen alle Liberalen während des Kampfes 
ihre alten Zwijtigfeiten vergeflen, indem fie dem Heile des VBaterlandes ihren . 
perjönlichen Groll zum patriotifhen Opfer bringen. Möge in der großen 
liberalen Gemeinſchaft nur noch Ein Vorhaben beſtehen: der Kampf! Ein 
einziges Ziel: der Sieg! Kine einzige Fahne: die Wiederherſtellung bes 
Baterlanbes! Im offenen Kampfe die Hinderniſſe zerftören, welche ſich ſyſte⸗ 
matiſch der Wohlfahrt der Völker entgegenſetzen, das iſt der Zweck der be⸗ 
waffneten Revolutionen. Aber in Ruhe und mit Ueberlegung aufbauen, das 
iſt das Ziel, welches ſich die Nationen vorſetzen müſſen, die durch ihre Tapfer⸗ 
keit ihre Souveränetät erobern wollen, und ſich derſelben würdig zeigen, in⸗ 
bem fie biefelbe durch ihre Weisheit bewahren. Zerſtören wir alfo heute bag, 
was bie Zeiten und der Fortichritt allmälich Hätten umwandeln follen, aber ohne 
uns jett [bon bei Löfungen aufzuhalten, welde durch mögliche 
Umftände in der Zukunft unaus führbar werben fünnen, und ohne bie ragen 
voraus zu beurtheilen, welche, inden fie ben Eifer bes Kampfes fchwächen, 
auch die Sonveränetät der Nation fchwächen würden. Und wenn die Rube 
wieber eintreten, wenn das Nachdenfen an die Stelle ber Handlung treten 
wird, dann Tönnen bie Parteien ohne Gefahr ihre Fahne entfalten, und bas 
Volk im Genuffe der friedlichen Herrſchaft wirb fich conflituiren, wie es für 
gut finden wird, indem es bazu in dem allgemeinen Stimmrechte alle Ga: 
tantie findet, welche es für nöthig Hält zur Eroberung feiner Freiheiten und 
zum Genuffe feiner Rechte. Die Generale Serrano und Dulce bätten ſich, 
wie ih, inmitten ber ruhmreichen Seeleute befinden follen, die, getrieben von 
ber Liebe zum Vaterlande, ſich mit der nationalen Flotte an bie Spike ber 
Bewegung geftellt haben. Aber eine maritime Zufälligfeit bat gegen ihren 
Willen und zu meinem Bedauern ihre Ankunft verzögert. Ich ſpreche alſo 
nicht allein in meinem Namen zu Euch, fonbern auch in dem diefer erlauchten 
Generale. Spanier, Soldaten und Bürger! Das Vaterland bedarf unjerer 
Anftrengungen. Laßt uns nicht taub fein gegen ben Ruf des Vaterlandes, 
bie klagende Stimme ber Leiden unferer Väter, unferer Weiber, unferer Söhne 
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und Brüder! Gilen wir zum Kampfe, ohne an bie Unzuträgfichkeiten unferer 
Waffen zu denken! Alle find gut, wenn es gilt, bie Ehre bes Vaterlandes 
zu vertheibigen, und laßt uns unſere mit Füßen getretenen Freiheiten auf’s 
Neue erobern. Entwideln wir bie Thatkraft unferer Väter! Streben wir, 
bie Achtung und Bewunderung ber fremben Nationen wieder zu erobern, 
und zeigen wir uns enblidh ale würdige Söhne bes edlen Spaniens.” 

Serrano, Dulce und die anderen verbannten Generale treffen 
enblih äuch in Cabir ein unb erlaffen nunmehr mit Topete und 
Prim ein gemeinfames Manifeft: 

„Spanier! Die Stabt Cabir unter ben Waffen mit ber ganzen Provinz, 
mit der Marine, welde in diefem Hafen anfert und bem ganzen Marine: 
Departement von ber Barraca erflärt feierlich, daß fie der Negierung, bie in 
Madrid refidirt, den Gehorſam verweigert. Sicher, daß fie die loyale Ver: 
treterin aller ber Bürger ift, bie nicht jebes Gefühl von Würbe verloren 
haben, ift fie entichloffen, die Waffen nicht nieberzulegen, bis die Nation ihre 
Souveränetät wieber erlangt, ihren Willen erflärt und biefer ausgeführt wird. 
Gibt es einen Spanier, dem bie Leiden feines Volfes fo fremd wären, daß 
er nur nach ben Urfachen eines fo wichtigen Ereigniffes frage? Wenn wir 
eine gründliche Unterſuchung unferer Beleidigungen anftellten, würbe es uns 
fhwieriger fein, die Ruhe, mit ber wir fie ertragen haben, in ben Augen 
ber Welt und der Gefchichte zu rechtfertigen, als bie letzte Entjchließung, 
burch welche wir fie vermeiden wollen. Möge Jeder fi erinnern, und Ihr 
werdet alle die Maffen ergreifen. Das Grundgeſetz mit Füßen getreten und 
mehr in eine Falle für den Bürger umgewandelt, flatt zu feinem Schuße zu 
bienen: die Wahlen corrumpirt durch Drohungen und Unterbrüdungen; bas 
perfönliche Recht nicht mehr von dem gemeinfamen Rechte abhängig, fondern 
von der unverantwortlihen Willfür irgend einer Behörde; die Municipalis 
täten aufgelöst; bie Verwaltung und die Finanzen fi mäftend durch Un: 
moralität und Agiotage; ber öffentliche Unterricht tyramnifirt; bie Preſſe 
ftumm und das allgemeine Schweigen nur unterbrochen buch die häufigen 
Anzeigen von neuen improvifirten Reichthümern, von neuen Speculationen, 
von neuen königlichen Befehlen, wodurd der Staatsihag verkürzt wird; bie 
Titel von Gaftilien thörichter Weife verfchleubert, und der Preis, um welchen 
fie erlangt worden; ber Handel mit der Unordnung und bem Lafter, — fo 
ift da8 Spanien von heute. Spanier! Wer wirb e8 wagen, zu rufen: das 
muß ewig fortdanern? Nein, das wird nicht fo bleiben; es ift bes Scanbals 
genug! Aus bdiefen Mauern, die immer unferer Freiheit treu waren und 
unferer Unabbängigfeit, alles Partei⸗Intereſſe bei Seite Iaffend und nur an 
das allgemeine Wohl denfend, rufen wir Euch alle, damit Ihr Euch bethei⸗ 
liget an dem Ruhme, es wieder berzuftellen. Unſere heldenmüthige Marine, 
welche unferen inneren Zwiftigfeiten immer fremb geblieben ift, hat, inbem 
fie ben Ruf zu den Waffen erhob, Har bewiefen, baß es nicht eine Partei 
ift, die ſich beflagt, fondern daß bdiefer Ruf aus bem Herzen ſelbſt des 
Vaterlandes ſich erhebt. Wir wollen nit nur bie Grenzen der politiſchen 
Lager feftitellen, unfer Unternehmen ift größer und einfacher; wir Tämpfen 
für das Dafein und die Ehre. Wir wollen, baß eine gemeinfame und für 
alle geichaffene Geſetzmäßigkeit die Achtung Aller bewahre; wir wollen, daß 
berjenige, welchem es obliegt, bie Conftitution zu beobachten und beobachten 
zu laſſen, nicht ihr unverföhnlichfter Feind fei. Wir wollen, daß wir bie 
Beweggründe, welche auf die höchften Entfchließungen Einfluß üben, mit 
lauter Stimme vor unferen Müttern, Frauen und Töchtern nennen dürfen; 
wir wollen ein Leben ber Ehre und ber Freiheit leben. Wir wollen, daß 
eine proviforifche Regierung, welche alle Kräfte des Landes repräfentirt, bie 
Ordnung fichere, und daß die allgemeine Abflimmung bie Grundlage 
unferer focialen und bolitiigen Regeneration bilde. Wir vechnen 


. 
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niffe find in Ungarn sDefterreih derart, wie es kaum liberalere und fortges 
fhrittenere in Europa gibt. Wenn wir das Gewonnene umjtürzen wollen, 
brauchen mir nur bie Grundlage, den Ausgleich anzugreifen. Die beften 
Programme für bie nächften Mahlen find bie 1867er und 1868er Geſetze.“ 


25. Dec. (Defterreid). onflict zwifchen ber Regierung, die ihrer 


28, 


31. 


Stellung gegen Ungarn nichts vergeben will, und ber Direction ber 
Nationalbant bez. Dividende und Staatsfubvention. 


„ (Ungarn: Eroatien). Cröffnung einer Banalconferenz behufs 
ber Borberathungen für bie Organijation ber Tünftigen autonomen 
Landesregierung. 


„Eine Vergleichung ber Coursnotirungen ber verſchiedenen öſterr. 
Staatspapiere an der Wiener Börſe während des Jahres 1868 
zeigt, daß der Credit der Monarchie im Laufe des Jahres trotz der 
unter der Form einer Unification der Staatsſchuld getroffenen Maß- 
regeln gegen die Staatsgläubiger nicht geſunken ift, ſondern ſich fo: 
gar gehoben bat: 

2. Zan. 1868. Mitte guni 1868. 31. Dec. 1868. 


5proc. Staatsſchuld 8. W. 52,. 5, 
Sproc. Metalliques. . - 55, 0 59 

National⸗Anleihe . . » 64, 63,4 64, 
1860er Looſe, ganze . 82, 84 91, 
1864er Loofe. -. » . . 74,. 88 113, 


„» (Ungarn). Die Organifation bes Lanbesvertheidigungs:Mini- 
fleriums behufs Errichtung ber neuen Honveb> (Lanbiwehr:) Armee 
iſt bereits vollendet. 


II, 


Außerdentfche Stanten. 


U} 


> 


1. Portugal 


2. Jan. Neue Unruhen an verſchiedenen Orten gegen das neue Steuer: 


10, 


14. 


ſyſtem. Volksbewegung in Liſſabon. Das Miniſterium gibt ſeine 
Entlaſſung ein. Der Marquis von Lould lehnt die Aufgabe, ein 
neues Minifterium zu bilden, ab. Die Cortes treten zufammen, 


‚ohne vom König mit einer Thronrebe eröffnet zu werben. 


„ Ein neues Minifterium bildet ſich unter dem Vorfige des Grafen 
D’Avila als Minifter des Auswärtigen und des Innern, Vicomte 
v. Seabra Auftizminifter, Magelhaes Kriegsminifter, Coalho de 
Amaral Marineminifter, Yerreira Yinanzminifter. 

„Cortes: Die Regierung legt demjelben zwei Geſetzesentwürfe vor, 
von denen einer die Aufhebung der im vorigen Jahr eingeführten 
Conſumtionsſteuer beantragt, der andere die Ermächtigung zu einer 
neuen abminiftrativen Eintheilung bes Landes verlangt. 

„ Da bie Majorität ber Cortes- nicht :gemeigt: ſcheint, ihr Bet 
vom vorigen Jahr wieder zu zeritören, jo werben biefe bon ber 
Regierung aufgelöst und der Zufammentritt der neuen Kammern 
bis in den April hinausverlegt. 


23. März. Das Ergebniß der Corteswahlen ift ber Regierung entſchieden 


günftig; alle Minifter find unter den Gewählten. 


15. April. Eröffnung der Cortes, Thronrede des Könige. Die Unruhen 


in einem großen Theile bes Landes bauern fort. 


11. Mai. Cortes: Der Finanzminifter legt benfelben das Budget vor, 


16. 


mit dem Beifügen, fobald die von ihm erbetene Indemnitätsbill be: 
willigt fei, werde er Maßregeln zur Verminderung bes Deficits vor: 
lagen. 

„ Gortes: Die vom Sinanzminifter geforderte Indemnität wirb 
bemjelben mit 98 gegen 8 Stimmen erteilt. 
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23. Mai. Cortes: Darlegung bes Finanzminifters über die Yinanzlage 
bes Landes und Vorſchläge für Befeitigung des Deficits. Derfelbe 
beantragt biefür, bie jchwebende Schuld durch den Verkauf und bie 
- Convertirung des Tirhlichen und corporativen Eigenthums in Bons 
und durch den theilweilen Verkauf der Etaatswalbungen zu deden, 
ferner die Zölle auf Tabak, Zuder, Reis, Cafe, Thee, Butter und 
andere Artikel zu erhöhen, ſowie⸗ die Dividenden mit 10 Proc. zu 
beiteuern. 


14. Juli. Da die Majorität der Cortes nicht geneigt ſcheint, die Yinanz- 
vorichläge ber Regierung zu votiren, fo verlangt biefe vom König bie 
Auflöfung der Cortes und nochmals Neuwahlen. Der Staatsrath 
verwirft die Maßregel einjtimmig. Das: Minifterium verlangt feine 
Entlaffjung und der König’ nimmt fie an. 

15. „ Der bisherige Minifterpräfident D’Avila fließt die Seffion im 
Namen bes Königs. 

22. „ Nachdem verſchiedene Combinationen geſcheitert ſind, gelingt es 
endlich dem Marquis Sa da Bandeira, ein neues Cabinet zu bilden, 
in dem er das Auswärtige und den Krieg übernimmt, Sabas Juſtiz, 
Martins Inneres, Bento Finanzen. 


— Oct. Die öffentliche Meinung ſpricht ſich fehr aentfeiehen gegen bie 
| „Idee einer iberiichen Nation aus, wie fie z. B. in Spanien von 
einer ſtarken Partei angeſtrebt zu werden ſcheint. 


3. Dec. Der Jahrestag der Wiederlosreißung von Spanien wird bießmal 
mit befonbers lebhaften, geradezu bemonftrativem Eifer begangen. 

17. „ Da ein in Paris beabfichtigtes Anlehen nicht zu Stande kommt, 
gibt: der Finanzminiſter feine Entlaffung ein. Große Finanznoth. 


2. Spanien. 


2. Yan. II. Kammer: Adreßdebatte. Die Kammer nimmt „mit Genug: 


30. 


thuung Act davon, daß fih Spanien an ben ihm gebührenden Ehren: 
platz neben ben hl. Vater geftellt habe.” 

„ II Kammer: Die Regierung legt berfelben das Budget vor. 
Dasfelbe zeigt ein Deficitt von 50 Dil. Alle Welt ift inbeß über: 
zeugt, daß das wirkliche Deficit viel größer fei als das angebliche, 


6. Febr. Der Papſt überfendet ber Königin die geweihte goldene Roſe. 


30. März Die II. Kammer verwirft mit 129 gegen 29 Stimmen ben 


Antrag, bie Ausgaben auf das Niveau der Einnahmen zu beſchränken 
und diefelben in den Öffentlichen Aemtern um 29 Mill. zu rebuciren. 


23, April. Der Diinifterpräfident Marſchall Narvaez F gänzlich unerwartet. 


24. 


25. 


Gonzalez Bravo wird mit der Neubildung bes Cabinets beauftragt. 
Die Ahnung größerer Ereigniffe durchzuckt fofort die äffentliche 
Meinung. 

„ I. Kammer: Gonzalez Bravo zeigt berfelben die Neubildung 
bes Cabinets an mit der Erklärung, basfelbe werde die Politik des 
Marſchall Narvaez fortſetzen: 

„Wir find geleitet von dem Schatten bes Herzogs von Valencia, mit ben 
Waffen werben wir bie bewaffnete, mit ben Gefeten bie unbewaffnete Revo⸗ 
Iution unterdrücken.“ 

„General Pezuela wird für alle Fälle von Barcelona nad Mabrid 
verſetzt. 


20. Mai. Die Cortes werden durch kgl. Deeret bis auf weiteres vertagt. 


„Vermählung ber Prinzeſſin Iſabel, der älteſten Tochter der Kö: 
nigin, mit dem neapolitaniſchen Prinzen, Graf von Girgenti. 
21 
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7. Juli. Staatsftreih des Cabinets Gonzalez Bravo: in Mabrib werben 
die Generale Serrano (Herzog de la Torre), Dulce (Marquez von 
Gaftellflorite), Zavala (Marquez von Sierra Bullones) und Cordova 
(Marquez von Mendigorria) Serrano y Bedoya und Letona, in 
in ©. Sebaftian der General Echague, in Zamora ber General 
Caballero de Rodas verhaftet und theils in verfchiedene Städte im 
Innern theild nach den balearijchen und canariſchen Inſeln abgeführt. 
Der in Sevilla refidirende Herzog von Montpenfter, der Gemahl 
der einzigen Schweiter der Königin, wirb aufgefordert, Spanien zu 
verlaffen, da er den Feinden ber Regierung als Fahne bienen könnte. 

16. „ Der Herzog von Montpenfier ſchifft fi) mit feiner Familie auf 
ber Villa de Mabrid nah Liffabon ein, um in der Nähe zu fein, 
nit nach England zu feinen Jamilienangehörigen, wie die Regierung 
gehofft hatte, Eye it | 


3. Aug. . Der Herzog und die Herzogin. von Montpenfier. .erlaffen von 
Liſſabon ‚ayS einen Proteſt gegen ihte Derbannung an bie Königin. 
Sie conftatiren darin, ba ber kgl. Äugweiſungöbefehl keine ausbrüdliche 
Beſchwerde gegen fie entHäft, über üelche fie ſich zu rechtfertigen hätten und 
fügen dann bei: „Das Land ift beunruhigt, Die Revalutionäre bedienen ſich 
unjeres Namens als einer Fahne und machen ihn zum Ziele ihrer Machi⸗ 
nationeh, das find die einzigen Erwägungen, worauf fi Ihre ungeſetzliche 
und für unſere hohe Stellung berlegende Maßredel ſtützt, deren Sie abfichtlich 
erwähnt haben, um uns noch mehr zu erniebrigen. Dergleichen Behauptungen 
verdienen Feine. Beiprehung Uber wenn wir es für angemeſſen hielten, uns 
gegen bie unter burchfichtigen Anfpielungen verhüllten Beihuldigungen zu 
vertheidigen, wenn man uns an die Pflichten der Loyalität erinnert, für 
welche man unſer Gedächtniß nicht aufzufriſchen braucht, fo würden wir 
Ihrer Majeſtät fagen: wenn das unglüdliche Spanien gegenwärtig eine 
. Schwierige Lage zu beitehen Hat, welche wir von: Herzen bedauern, jo find wir 
nit die jhhaffende Urfahe davon. Dan muß, wenn eine foldye befteht, 
anderswo nah bem Grunde ber beflagenswertben Aufregung fuchen, weldye 
"als Vorwand gebraucht wirb, um ums‘ zu verurtheilen. Jedes Mal, wenn 
das Volk fih beunruhigt, ift es, weil ein ernſtes Uebel dasſelde quält; denn 
es gibt: weder Individualitäten no Namen, . bie mächtig. genug find, um 
als Fahne zu dienen und eine Nation in ihr Gefolge zu nehmen. Gegen 
biefe augenjcheinliche Verletzung bes Grunbgefeßes des Staates und auch der 
ewigen Grumbfäge ber Gerechtigkeit durch die Maßregeln, welche die Regie⸗ 
rung Ihrer Majeftät ‚ergriffen hat, protefticen wir. mit aller Entſchiedenheit, 
und wir berufen uns dabei weber auf bie Rüdfichten. fir unferen Rang, 
noch auf die Familienbande. Wenn duty bie erfleren unfer Proteft ein 
“ großes Auffehen macht, fo fügen fte doch nichts zu der Ungerechtigkeit ber 
begangenen Gewaltthat hinzu, und die gweitent müffen vergefjen werden gegen= 
über der Willkür, die uns verbannt ohne offene Auklage; wir halten e8 unfer 
nicht würdig, uns baranf zu berufen Lediglich im Namen unſerer echte, 
in unferer Eigenfchaft als Spanier unter dem Schutze der allgemeinen Ge⸗ 
feße des Landes erheben wir Wiberjpruh vor Ew. Majeftät gegen die Ge: 
walt, welde uns aus unferm theuren Spanien entfernt. Wir erwarten, daß 
die Genngthuung ebenfo öffentlich und förmlich fei, wie die erlittene Krünkung.“ 


5 „Confliect zwiſchen den Eivil- und Milttärbehörden m Barcelona, 
Die Regierung Idst ihn damit, daß fie den General Pezuela von 
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Madrid nach Barcelona und den General Novaliches von Barcelona 
nah Madrid verjebt. 


9. Ang. Die Regierung fühlt, daß fie ſich nicht mehr auf die Armee 


flüßen Tann und ein vertrauliches Circular des Minifters des In⸗ 
nern an bie Provinzgouverneure empfiehlt benfelben, ihre Stütze 
vielmehr in den Bürgergarden und bem Lanbfturm zu ſuchen. Die 
Tragen der. öffentlichen Ruhe ſowie der bedenklihen Finanzlage fangen 
an bie Börje in Aufregung zu ſetzen. Die Bank macht ver Regie: 
rung zur Beftreitung ihrer Bebürfniffe Vorſchüſſe, für welche dieſe 
wucheriiche Zinjen zahlen muß. 


12, Sept. Die Führer der drei Oppofitionsparteien (ber liberalen Union, 


15. 


17. 


ber Brogreffilten und der Demokraten) haben ſich nad) langen Unter: 
handlungen befinitiv geeinigt: alles ift zum entjcheidenden Schlag 
vorbereitet. Prim jchifft ih in Southampton mit dem Poſtſchiff 
nad Gibraltar ein. Die verbannten Generale machen fich von ihren 
verfchiedenen Aufenthaltsorten eben dahin auf ben Weg. 
„Zwiſchen dem Kaiſer ber Franzofen in Biarrig und ber Königin 
in San Gebaftian wird über eine Zufammentunft unterhanbelt, 
welcher bie öffentliche Meinung eine ziemlich weit gehende Bebeutung 
zuſchreibt. 

„Admiral Topete erhebt der erſte im Hafen dieſer Stadt, an Bord 
des Schiffs Zaragoſa die Fahne ber Empörung. Aufruf bes Ad— 
mirals an bie Bewohner von Cabir: 

„Ein Seemann, ber Euch bejondere Auszeichnungen verbanft und nament⸗ 
lich Euer Vertreter im Parlamente geweſen zu fein, richtet das Wort an 
Euch, um Euch über ein fehr wichtiges Ereigniß Erflärungen, b. 5. über bie 
feindlihe Haltung der Marine ber unglüdjeligen Regierung gegenüber zu 
geben, melde bie Gejchide der Nation leitet. Erwartet von mir feine ele= 
ganten Phraſen, fonbern bereitet Euch auf ernfte Wahrheiten vor. Unfer 
unglüdliches Vaterland ift feit einer Reihe von Jahren ber fchredlichften 
Dictatur unterworfen; unfer Staatsgrundgefeß ift verlebt; Die Bürgerrechte 
find verfannt, bie Nationalvertretung eine fcheinbare, alle Bande vollftänbig 
zerriffen, welche ein Bolt an den Thron fefleln, eine wahre conftitutionelle 
Monarchie bilden follen. Diefe Wahrheiten zu proclamiren, ift gar nicht 
vonnöthen, fie find im Gewifjen Aller eingefchrieben. Uebel von einer folchen 
Bebeutung, ohne von denen zu fprechen, die auf ber Marine Taften, erheifchen 
analoge Heilmittel. Wir verlangen, wir wollen, daß bie geſetzlichen Gewalten, 
Bolf und Thron, innerhalb der Kreife functioniren, bie ihnen von ber 
Berfaffung vorgezeichnet find, daß die erlofchene Harmonie und das zwiſchen 
ihnen zerriffene Band wieder hergeftellt werde. Wir wollen, baß die con 
flituirenden Gortes, im Verftändniffe ihrer Miffion und getreu ihrem Mandate, 
der Nation eine wahrhafte Nera ber conftitutionellen Monardie eröffnen: wir 
wollen, daß bie Bürgerrechte von ben Regierungen vollftändig geachtet wer- 
ben, indem fie biefelben als heilige Rechte anerkennen; wir wollen endlich 
eine moralifhe und aufgeflärte finanzielle Verwaltung. Nur um biejen 
Preis wird das Glück des Vaterlandes von Beſtand fein. Bewohner von 
Cadir! Ih komme Eurer Zuneigung entgegen, indem ich mich bei dem 
Kampfe, ber heute beginnt, an die Spike ftelle und ben ihr mit Eurer wohl: 
befannten Tapferfeit aushalten werdet.” 

21* 
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Prim trifft in ber Nacht von Gibraltar her ein und bringt bie: 
felbe auf dem Schiffe Topete's zu. 

18. Sept. Das im Hafen von Cadir liegende Geſchwader löst 21 Ka: 
nonenjchüffe, Topete läßt den Platcommanbanten auffordern, fi zu 
ergeben, was biefer nad einigem Zögern thut. Die Marine-Infan⸗ 
terie wird ausgefchifft. Die Artillerie des Platzes will noch vom 
Sort Catilina Widerftand leiſten und erklärt namentlich, fie wolle 
fih jedem andern, nur nicht Prim ergeben. Sobald Topete erjcheint, 
ſchließt fih auch biefes Regiment unter dem Rufe: „Es lebe die 
Freiheit!" dem Aufftand an. Die Garabinierd und die Bürger: 
garde thun basfelbe, bie telegraphiichen und Eifenbahnverbindungen 
werden abgefchnitten und unter bem Vorſitze Topete's bildet ſich eine 
Sunta; Oeneral Rivera übernimmt das Commando ber Stadt. 
Auch Prim erläßt einen Aufruf: 

Er fordert barin einfach zur Revolution auf, ohne beren Ziele näher an⸗ 
zugeben und meldet, daß Serrano und Bulce ſich ebenfalls bald einftellen 


würden. Er jchließt mit dem Ruf: „Es lebe bie Freiheit! Es lebe bie 
Bolksfouveränetät!” 
419. „ Brim erläßt in Cadir eine neue Proclamation, die einige weitere 
Andeutungen über die Ziele der Erhebung und ihrer Führer gibt: 
„Zu ben Waffen, Bürger, zu den Waffen! Der Kriegesruf fei heute der 
einige Ruf aller guten Spanier; mögen alle Liberalen während bes Kampfes 
ihre alten Zwijligfeiten vergeffen, indem fie dem Heile des Vaterlandes ihren . 
perfönlichen Groll zum patriotifhen Opfer bringen. Möge in der großen 
liberalen Gemeinſchaft nur noch Ein Vorhaben beflehen: der Kampf! Ein 
einziges Ziel: ber Sieg! ine einzige Fahne: bie Miederherftellung des 
Baterlandes! Im offenen Kampfe die Hindernifje zerftören, welche fich ſyſte⸗ 
matifh ber Wohlfahrt ber Völker entgegenfeßen, das ift ber Zweck ber be⸗ 
waffneten Revolutionen. Aber in Ruhe und mit Weberlegung aufbauen, bas 
ift das Ziel, welches fich die Nationen vorfeßen müſſen, bie burch ihre Tapfer: 
feit ihre Souveränetät erobern wollen, und fich derfelben würdig zeigen, in- 
bem fie biejelbe durch ihre Weisheit bewahren. Zerfiören wir alfo heute das, 
was bie Zeiten und der Fortichritt allmälich Hätten umwandeln follen, aber ohne 
uns jegt ſchon bei Löfungen aufzuhalten, welde durch mögliche 
Umftänbe in ber Zukunft unausfübrbar werben fünnen, und ohne bie Kragen 
voraus zu beurtheilen, welche, indem fie ben Eifer des Kampfes fchwächen, 
auch bie Souveränetät ber Nation ſchwächen würden. Und wenn bie Rube 
wieder eintreten, wenn das Nachbenfen an bie Stelle ber Handlung treten 
wird, dann können bie Parteien ohne Gefahr ihre Fahne entfalten, und das 
Bolf im Genuffe ber friedlichen Herrſchaft wird fi conftituiren, wie es für 
gut finden wird, inbem es bazu in dem allgemeinen Stimmrechte alle Ga: 
tantie findet, welche es für nöthig hält zur Eroberung feiner Zreiheiten und 
zum Genuffe feiner Rechte. Die Generale Serrano und Dulce hätten fich, 
wie ich, inmitten ber ruhmreichen Seeleute befinden follen, die, geirieben von 
ber Liebe zum Vaterlande, ſich mit ber nationalen Flotte an bie Spitze ber 
Bewegung geftellt haben. Aber eine maritime Zufälligfeit hat gegen ihren 
Millen und zu meinem Bedauern ihre Ankunft verzögert. Ach ſpreche alfo 
nicht allein in meinem Namen zu Euch, fondern auch in bem diefer erlauchten 
Generale. Spanier, Soldaten und Bürger! Das Baterland bedarf unferer 
Anftrengungen. Laßt uns nit taub fein gegen ben Ruf bes Vaterlanbes, 
bie klagende Stimme ber Leiden unferer Väter, unferer Weiber, unferer Söhne 
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und Brüder! Gilen wir zum Kampfe, ohne an bie Unzuträglichfeiten unferer 
Waffen zu benfen! Alle find gut, wenn es gilt, bie Ehre des Vaterlandes 
zu vertheidigen, und laßt uns unfere mit Füßen getretenen Freiheiten auf’s 
Neue erobern. Entwideln wir bie Thatkraft unferer Väter! Streben wir, 
die Achtung und Bewunderung ber fremden Nationen wieber zu erobern, 
und zeigen wir uns endlich al8 würdige Söhne bes edlen Spaniens.“ 

Serrano, Dulce und die anderen verbannten ©enerale treffen 
enblih äuch in Cadix ein und erlaffen nunmehr mit Topete und 
Prim ein gemeinfames Manifeft: 

„Spanier! Die Stabt Cabir unter ben Waffen mit ber ganzen Provinz, 
mit ber Marine, welde in biefem Hafen anfert und bem ganzen Marines 
Departement von ber Barraca erflärt feierlich, daß fie ber Negierung, bie in 
Madrid refidirt, ben Gehorſam verweigert. Sicher, daß fie die loyale Ver⸗ 
treterin aller der Bürger ift, bie nicht jebes Gefühl von Würde verloren 
haben, ift fie entichloffen, bie Waffen nicht nieberzulegen, bis bie Nation ihre 
Souveränetät wieder erlangt, ihren Willen erflärt und biefer ausgeführt wird. 
Gibt es einen Spanier, dem bie Leiden feines Volkes fo fremd wären, baß 
er nur nach ben Urfachen eines fo wichtigen Creigniffes frage? Wenn wir 
eine gründliche Unterfuchung unferer Beleidigungen anftellten, würde e8 uns 
fhrwieriger fein, bie Ruhe, mit ber wir fie ertragen haben, in ben Augen 
ber Welt und der Geſchichte zu rechtfertigen, als bie lebte Entſchließung, 
burch welde wir fie vermeiben wollen. Möge Jeder fih erinnern, und Ihr 
werbet alle die Maffen ergreifen. Das Grundgeſetz mit Füßen getreten und 
mebr in eine Falle für den Bürger umgewandelt, flatt zu feinem Schuge zu 
dienen: die Wahlen corrumpirt durch Drohungen und Unterbrüdungen; bas 
perfönliche Recht nicht mehr von bem gemeinfamen Rechte abhängig, fonbern 
von ber unverantwortlihen Willfür irgend einer Behörde; die Municipalis 
täten aufgelöst; bie Verwaltung und die Finanzen fi mäftend burd Un⸗ 
moralität und Agiotage; ber öffentliche Unterricht tyrannifirt; die Preffe 
ftumm und das allgemeine Schweigen nur unterbrochen durch bie häufigen 
Anzeigen von neuen improvifirten Reichthümern, von neuen Speculationen, 
von neuen Töniglicden Befehlen, wodurd ber Staatsſchatz verfürzt wird; bie 
Titel von Caftilien tbörichter Weife verfchleubert, und ber ‘Preis, um welchen 
fie erlangt worden; ber Handel mit der Unordnung und bem Lafter, — fo 
ift da8 Spanien von heute. Spanier! Wer wird e8 wagen, zu rufen: das 
muß ewig fortdbauern? Nein, das wird nicht fo bleiben; es ift bes Scandals 
genug! Aus biefen Mauern, bie immer unferer Freiheit treu waren und 
unferer Unabhängigkeit, alles Partei: ntereffe bei Seite laffend und nur an 
das allgemeine Wohl denkend, rufen wir Euch alle, damit Ihr Euch bethei= 
liget an dem Ruhme, es wieber berzuftellen. Unſere heldenmüthige Marine, 
welche unferen inneren Zwiftigkeiten immer fremb geblieben ift, hat, indem 
fie ben Ruf zu ben Waffen erhob, Har bewiefen, daß es nicht eine Partei 
ift, die fich beklagt, fondern daß dieſer Ruf aus dem Herzen ſelbſt des 
Vaterlandes ſich erhebt. Wir wollen nicht nur die Grenzen der politiſchen 
Lager feſtſtellen, unſer Unternehmen iſt größer und einfacher; wir kämpfen 
für das Dafein und bie Ehre. Wir wollen, daß eine gemeinſame und für 
alle geichaffene Geſetzmäßigkeit die Achtung Aller bewahre; wir wollen, daß 
berjenige, welchem es obliegt, bie Conftitution zu beobachten und beobachten 
zu laſſen, nicht ihr unverföhnlichfter Feind ſei. Wir wollen, daß wir bie 
Beweggründe, welche auf die höchſten Entfchließungen Einfluß üben, mit 
lauter Stimme vor unferen Müttern, Frauen und Töchtern nennen dürfen; 
wir wollen ein Leben ber Ehre und ber Freiheit leben. Wir wollen, daß 
eine proviforifhe Regierung, welche alle Kräfte bes Landes repräfentirt, bie 
Ordnung fihere, und daß bie allgemeine Abſtimmung bie Grundlage 
unferer jocialen und politiſchen Regeneration bilde, Wir rechnen 
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zur Ausführung unferes unerfchütterlichen Entfchluffes auf die Zulammenwirfung 
aller Liberalen, einftimmig und gefchloffen gegen die Gefahr, wie auf die Unter 
ſtützung ber Mittelklaſſen, welche nicht wollen, daß ber Ertrag ihres Schweißes 
fortfahre, die endloje Neibe ber Agioteurs und ber Günftlinge zu bereichern; wir 
rechnen auf die Freunde ber Drbnung, wenn fie diefelbe auf den Grundlagen 
der Moralität und des Nechtes bergeftellt fehen wollen; auf bie warmen 
Anhänger ber perjönlichen Freiheiten, welche wir unter den Schuß des Ge- 
fees ftellen werben; auf die Unterftüßung ber Diener des Altars, welche vor 
Allen intereffirt find, bie Quelle bes Lafters und bes böfen Beilpiels an 
ihrem Urfprunge zu verftopfen, auf das ganze Bolt und auf bie Zuftimmung 
von ganz Europa, benn es ift unmöglich, baß in dem Rathe der Nationen 
beſchloſſen werden Fünne, Spanien fole in Schande leben. Wir weifen bie 
Benennung zurüd, welde und unfere Feinde geben: Rebellen find nur bie, 
welche, in welder Stellung es auch fei, die Geſetze verlegen, und treue 
Diener des Baterlandes find bie, welche, troß aller möglichen Hinderniffe, 
ihm bie verlorene Achtung wieber ſchaffen. Spanier! Eilet alle zu den Waffen! 
Das ift das einzige Mittel, Blutvergießen zu vermeiden, und vergefjet nicht, 
baß bei ben Gelegenheiten, wo Völker fich ſelbſt regieren können, die Gejchichte 
ihre Neigungen und alle ihre Eigenſchaften mit unauslöfchlichen Lettern 
niederfchreibt. Seid, wie immer, tapfer und großmüthig. Lie einzige Hoff: 
nung unferer Feinde befteht darin, daß fie uns zu Ereefjen bingeriffen ſehen 
möchten. Laßt uns ihnen dieſe Hoffnung glei von Anfang vereitelt, indem 
wir durch unfer Verhalten beweilen, daß wir immer ber Freiheit würdig fein 
werben, deren wir jo ſchändlich beraubt worden find. Eilet zu den Waffen, 
nicht unter bem Antriebe des Hafjes, ber immer ſchädlich ift, nicht im Zorne, 
ber immer unmädtig, aber wohl mit der feierlichen Heiterfeit, womit bie 
Gerechtigkeit fih auf ihr Schwert ſtützt. Es lebe Spanien! 
Herzog de la Torre. Yuan Prim. Domingo Dulce Francisco Serrano: 
Beboya, Ramon Nouvilas. Rafael Primo Rivera. Antonio Ca= 
ballero de Rodas. Yuan Topete.” 


In Sevilla erflären fih die Truppen für Prim und die Revo: 
Yution und General Baffallo, Generalcapitän von Anbaluflen, ver: 
läßt die Stadt; in Algefiras fordert General Oſorio felbit die 
Truppen auf, fich für bie Revolution auszuſprechen, was auch ein- 
ſtimmig geſchieht. ine Stabt Andaluftens nad) der andern beginnt 
biefem Beifpiel zu folgen, überall ohne Schwertſtreich; überall bilden 
fi renolutionäre Junten und vrganifiren fi ſog. „Yreimillige ber 
Freiheit“, Die von ben Behörden bewaffnet werben. 

Die Königin, 3.3. in San Sebaftian, entläßt auf die Nachricht 
ber Ereigniffe in Cadix den Minifterpräfidenten Gonzalez Bravo 
[„du begreifft, daß ich unter diefen Umftänden einen General an 
der Spite meines Cabinets brauche”), fowie die Minifter Magalde 
und Belda und ernennt den General Concha, Marquez be Ta Habana, 
gun Minifterpräfidenten, ohne daß berjelbe indeß ein neues Gabinet 
ildet. | 


20. Sept. General Concha verhängt den Belagerungszuftand über Madrid 


und ernennt ben General Novaliches zum Oberbefehlshaber der kgl. 
Streitkräfte in Andaluſien. Derjelbe geht fofort mit Truppen da—⸗ 
bin ab. Der Marquez von Duero, Concha's Bruder, wird mit ber 


. Armee. des Gentrums_ betraut, 
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Die Königin will von ©. Sebaſtian nah Madrid zurückkehren, 
bie Locomotive ſteht geheizt bereit, bis nach einiger Zejt angezeigt 
wird, die Abreife ſei wieder verſchoben. Lebhafte Verhandlungen 
zwiſchen San Sebaftian, Biarrig, wo Kaiſer Napoleon z. 3. weilt 
und Mabrid, von wo aus Concha mit Serrano in Unterhbandlung 
tritt. Der lebtgre forbert von ber. Königin bie Entfernung ihres 
verhaßten Günftlings Marfori und die Abdankung zu Gunften bes 
Prinzen von Afturien. Die Königin verweigert entrüftet beides, 


Die revolutionäre Junta bon Sevilla erläßt eine Proelamation 
über die Ziele und Zwecke der Revolution: 


„Spanier! Die revolutionäre Junta von Sevilla würde ihre exſte Pflicht 
verfehlt haben, wenn fie nicht anfinge, inne Stimme bie Bewohner diefer 
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Wiedergeburt diefes unglücklichen Landes, deſſen Enthuſiasmus fo viele Jahr: 
hunderte ber Tyrannei nicht Haben unterbrüden und deſſen Männlichfeit fie 
nicht haben ſchwächen Lönnen, zu anterftligen und zu vertheidigen. Die Con: 
fecration ber allgemeinen und Freien Abſtimmumg als Hauptgrundlage 
ber Legitimität aller Regierungegemwalten, und weil fje ber einzige und wahre 
Ausbrud bes Nationalwillens iſt; bie abſolute Freiheit der’ Vreffe, ohne 
Finanzdepot oder verantwortliche Herausgeber, umd einzig und allein, indem 
man fih an bie Strafen hält, welche has Geſetz jär Berleymdungs-Vergehen 
feftgefeßt Hat; bie praktiſche und fofort N Einführung aller anderen reis 
heiten, derjenigen bes Unterrichtes, Fowie "ber Glaubensbefensitmifte, des par 
bel8 und der Induſtrie u. |. w. und :bie norfichtige und Liberale Reform 
ber Zollgefege, bis die Lage des Landes es erlaube, die Handelsfreiheit voll- 
ſtändig einzuführen; bie Abfchaffung der Tobesfltafe und bie Reform des 
Strafinftems in ben Gefängniflen; die individuelle Sicherheit nachdrücklich 
gewährleiftet, fowie die abſolute Uuwerleglirhkeit ber Wohnung und ber 
Gorrefpondenz; die Aufhebung ber Ba and »Conftitntlan, ſowie ‚alfer organi⸗ 
ſchen Geſetze, bie daraus hervorgehen, und ihre proviſoriſche Erſeßüng durch 
diejenige, welche im Jahre 1856 die eonftitniinenden Cortes ‚bearetirten, wobei 
jedoch ber Artikel betreffs der Stagtsreligion aufzuheben iſt; wir werben 
auch ben Artikel betreffs der Dynaſtie und ber Erbfolge ‚der Krone unter: 
brüden, und Alles, was in dem einen ober andeten Fälle nicht ber Grund⸗ 
Jage der allgemeinen Abflimmung entſpräche; die DB ‚ber Bezirkes 
eintheilung (quintos) und ber See-Matrikeln und bie ‚Organifation ber 
Armee und der Marine auf dem Wege freiwilliger Anwerbungen, mit ben 
Garantien, welche die Ehrenhaftigkeit bes Geſchuftes erheiſcht; Gleichheit in 
ber Bertheilung ber äflentlichen Laſten; Aufhebung bes Monopols des 
Salzes und bes Tabaks, jowie des Dctroi= Rechtes; Gleichheit der Rechte 
und Aufhebung aller Privilegien, die der Gertfitelt mit inbegriffen; cons 
ftituirende Cortes, bie burch allgemeine birecte Abſtimmung gewählt worben 
find, damit fie eine Conſtitution beeretixen, die it ben Bedürfniſſen der 
zeit fih im Einflange befinde, indem fie ihre Hele Vollzichung mittelft 
ner permanenten Gommiffion während bes parlameniariſchen Interregnums 
verallgemeinere, welde Commiſſion die Miniſter ernenne und fie für ihre 
Handlungen verantivprtlih ‚made, und ebanio ‚bie Behörden, bie ſich von 
‚ ihrer Pflicht. entfernen, dafür zut Verantwortung ziebe. Es Iebe die Freiheit! 
Nieder mit ber Dynaftie! Es lebe bie ngtionale Souveränetät!* 


22. Sept. . Santauber und Santona (im Norden von Alt-Caſtilien) 
empören ſich. 
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Die Königin will wieberum nad Mabrid zurückkehren, wieber 
ift alles zur Abreife bereit und wieberum verfchiebt fie dieſelbe. 


22. Sept. Die Königin will zum dritten Mal nah Madrid zurückkehren, 


23. 


24. 


25. 


zum britten Mal ift alles bereit unb zum britten Mal verſchiebt 
fie die Abreife. | 

Die Provinzialdeputation der baskiihen Provinzen lehnt die ihr 
von ber Königin zugemuthete außerorbentlihe Aushebung behufs 
Aufrechterhaltung ihres Thrones ab. 

Die bisher vor San Sebaſtian liegenden ſpaniſchen Kriegsfchiffe 
gehen ohne Befehl von Seite ber Königin in See; ein einziges 
bleibt zurüd. 

Gonzalez Bravo und mehrere feiner bisherigen Collegen treten 
nad Frankreich über. 

Serrano marſchirt an ber Spiße der in Anbalufien zufammen- 
gebrachten Truppen gegen Gorbova, General Novaliches marſchirt 
ihm, Nachſchübe von Madrid erwartend, Yangfam entgegen. 

„ Die telegraphifche Privatcorrefpondenz wird von Madrid aus für 
ganz Spanien eingeftellt. 

Die revolutionäre Junta von Cordova löst fih vor dem anrüden: 


den General Novaliches wieder auf. 


„ Santander wird von ©eneral Calonje wieder genommen. Der: 
jelbe marſchirt hierauf gegen Santona, erhält aber auf dem Wege 
Eontreordre und Befehl, nah) Madrid aufzubrecden. 


„ Die Avantgarde ber Armee bes General Novaliches geht zu ben 


Inſurgenten über. 


26. 


27. 
28. 


29. 


„ Santander fällt wieder in bie Hände ber Inſurgenten. 

Valladolid und ein großer Theil beider Caſtilien pronuncirt ſich 
für die Revolution. 

Prim war ſeit dem 20. d. M. beſchäftigt, mit einigen Schiffen, 
bie Seeſtädte Andaluſiens für die Revolution zu beſtimmen und er: 
ſcheint nun vor Cartagena (Murcia), das gleichfalls fofort übergeht. 
n Auch das lebte bisher Anftandshalber no vor San Sebajtian 
gebliebene ſpaniſche Kriegsihiff läßt die Königin im Stih und geht 
in See. 

„ Serrano und Novaliches treffen’ bei ber Brüde von Alcolea 
(auf der rechten Seite bes Quabalguivir, fübweftlich von Cordova) 
auf einander. Kurzes aber heftiges Gefecht. Die Königlichen unter- 
liegen, General Novaliches wird verwundet. 

„In Folge der Nachricht von ber Niederlage ber Königlichen bei 
Alcolea pronuncirt fi nunmehr auch Madrid. General Concha ver: 
fucht feinen Widerftand. Truppen und Voll fraternifiren. Es bildet 
ih eine proviforifche Junta aus den drei Parteien unter bem Vor: 
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fite von Pascual Madoz. Es organifiren ſich Freiwillige ber Frei: 
heit, denen Waffen ausgeliefert werben. 

Auf die Nachricht von dem Pronunciamento Mabrids erhebt fich 
in ber Nacht auch Barcelona, General Pezuela verläßt bie Stabt, 
ohne Widerſtand zu verſuchen. 

30. Sept. Saragoffa pronuncirt ſich. 
Die proviforiihe Junta von Mabrib beſchließt, daß fofort eine 
definitive Junta dur allgemeine Abftimmung eingefebt werben folle 
und erläßt inzwifchen eine Proclamation, bie telegraphiſch allen re: 

polutionären Junten ſämmtlicher Provinzen mitgetheilt wirb: 

„An die revolutionären Junten aller Hauptflädte. Das Mabrider Volk 
hat ben heiligen Ruf ber Freiheit und das „Nieder mit ben Bourbonen” er: 
Ihallen Iaffen, und die Armee, ohne auch nur einen Mann auszunehmen, 
fraternifirt mit dem Voll. Die Freude und bie Zuverficht find allgemein. 
Eine proviforifhe Zunta, bie aus bem Schoße ber Revolution hervorgegan⸗ 
gen unb aus deren brei Elementen zufammengefegt ift, bat bie Bewaffnung 
ber freimilligen Nationalgarde und bie durch allgemeine Wahlen vorzuneh: 
menbe Ernennung einer befinitiven. Junta angeordnet. Diele Junta wirb 
morgen gebildet werden. Spanier) laßt alle den Ruf ber Stadt wieder er: 
ſchallen, welde bie Hauptftabt ber Bourbonen gewelen ift, und fortan das 
Heiligthum der Freiheit fein wird. Die Junta bat ſich hierauf mit ber inne: 
ren Sicherheit Madrids befchäftigt, in ber gewiſſen Weberzeugung, baß bie: 
jelbe, der Weisheit des Volfes anvertraut, Feine Gefahr läuft. Aber gleich- 
zeitig von hunderten von Bürgern angetrieben, welche ſich zur Bewachung 
der öffentlihen und Privatanftalten, welche bie Gelüfte Böswilliger zu reizen 
vermöchten, erboten, hat die Junta dieſe Anflalten, wie die ſpaniſche Bank, 
die Depofitenfaffe, die. Münze ꝛc. zur Zufriedenheit ber betreffenden Directo⸗ 
ren der Beivachung bee Volks ſelbſt anvertraut. Die Junta Bat fih in Secs 
tionen getheilt; fie hat ihre Arbeiten organifirt, ihre Kräfte gefchieben, ben 
Bürgern Rathſchläge gegeben, und bei Einbruch ber Nacht bot Mabrid ben 
Anblick einer freien, freudig bewegten, fich jelber angebörenden, ruhigen Stabt 
bar. Es herrſcht in der Wirklichkeit größere Ruhe, al8 zur Zeit, wo man 
ben Belagerungszuftand und das Vorhandenfein einer zahlreichen Polizei für 
bie Sicherheit nothwendig erachtete. Immerhin hatte aber bie Junta vorher 
das Vergnügen, ber Bewegung bes Madriber Volfs in ben Worten bes nad): 
folgenden Documents ihre Zuſtimmung zu ertheilen: „Die proviforiihe Re⸗ 
volutionsjunta von Madrid ſchließt fich einftimmig bem Rufe des Volkes an, 
bas bie Souveränetät ber Nation, bie Abſetzung ber Iſabella von 
Bourbon und bie Unfähigkeit aller Bourbonen, den Thron zu 
befteigen, verfünbdigt.“ 


Die Königin gibt ihre Partie verloren, verläßt San Sebaltian 
und tritt mit zahlreichen Gefolge, worunter ihr Günftling Marfori 
und ihr Beichtvater P. Claret, auf franzöftfches Gebiet über. Na: 
poleon räumt ihr das Schloß in Pau ein unb begrüßt fie auf dem 
Wege dabin am Bahnhof von Biarrig mit der Kaiferin und dem 
kaiſerl. Prinzen. " 


1. Oct. Wahl einer definitiven Junta von Madrid durch allgemeine 
Abftimmung. Madoz refignirt und wirb als Präfident durch Aguirre 
erſetzt. oe 
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3. Oct. Die Königin Iſabella erläßt von Pau aus einen Protsft gegen 
bie Ummwälzung und wahrt ihre Redte: 


„An die Spanier! Cine Verſchwörung, von welcher beinahe Fein anderes 
Volk Europa’s ein Beiſpiel aufzuweilen, hat Spanien in die Schreden ber 
Anarchie geftürzt. Lands und Seetruppen, für deren Unterhalt bie Nation 
in hochherziger Weife Sorge trug, und deren Dienftleiftungen id immer mit 
Freuden belohnt habe, menden fi, inben fie ruhmreiche Meberlieferuugen in 
den Wind fchlagen und bie heiligiten Eide brechen, gegen das Vaterland und 
bringen über basfelbe Tage der Trauer und der Verwüſtung. Der Ruf ber 
Nebellen, in der Bucht von Cadiz ausgeftoßen und in einigen Provinzen von 
einem Theile bes Heeres wiederholt, hallt in den Kerzen ber unermießlichen 
Mebrheit ber Spanier wie das Geräuſch eines heranziehenden Eturmes wieder, 
ber die Interejjen ber Religion, bie Grunbprincipien ber Legi— 
timität und des Rechts, die Unabhängigkeit unb die Ehre Spaniens in 
Gefahr bringt. Die befagenswerthe Reihe von Abtrünnigfeiten, bie Handlungen 
von unglaublicher Illoyalität, die während eines fo kurzen Zeitraumes zu Tage 
getreten find, verwunben in einem noch höhern Grab meinen Stolz als Spanierin, 
als fie meine Würde als Königin verlegen. Selbſt bie Ärgften Feinde ber 

. Autorität denken in ihren unfellgen Träumereien nicht daran, daß bie öffent» 
lihe Gewalt, bie einem fo hoben Urfprung entitammt, durch das Dazwilchen: 
treten ber materiellen Gewalt unter bem blinden Antrieb verführter Batail⸗ 
lone übertragen, geändert oder unterbrüdt werben Tünne! Wenn bie Be: 
völferungen ber Städte und bes Landes, indem fie dem erſten Drud der 
Gewalt weichen, fih auch für einen Augenblid bem Joch der Aufjtändiichen 
unterwerfen, fo wird das in feinen ebelften und innigften Regungen betrofjene 
öffentliche Gefühl doch wieber erwachen, um ber Welt zu zeigen, bag — bem 

immel fei Dank — bie Verbunfelungen ber Vernunft und ber Ehre in 

panien nur ganz vorübergehende find. Bis biefer Augenblid naht, babe 
ih als rehtmäßige Königin von Spanien, nach ernſter Erwägung und Be: 
rathung, für angemeflen gehalten, in ben Staaten eines erhabenen Berbüns 
beten bie nothwendige Sicherheit zu juhen, um unter dieſen ſchwierigen 
Berbältniffen zu handeln, wie es meiner Eigenfchaft als Königin und ben 
mir obliegenden Verpflichtungen entipricht: meine durch das Geſetz geſchützten, 
durch die Nation anerkannten und beſchwornen und endlich durch fünfund: 
breißigjährige Opfer, Wechlelfälle und innige Zuneigung befeftigtem Rechte 
ungefhmälert auf meinen Sohn zu übertragen. Indem ich ben Fuß auf 
bie fremde Erbe feße, das Herz und die Augen ohne Unterlaß nach jener 
gewandt, bie mein Vaterland und das Vaterland meiner Kinder ift, beeile 
ich mich, meine unumwundene und feierliche Verwahrung aufzufegen, indem 
ih vor Gott und ben Menfchen erkläre, baß bie flärfere Gewalt, ber ich 
burch Verlaffen meines Königreichs weiche, ber Integrität meiner Rechte 
nicht präjubiciren, noch fie abſchwächen oder in irgend etwas gefährbeu kann; 
ebenfo wenig werben fie in irgendeiner Weife bie Handlungen ber revolutio⸗ 
nären Regierung berühren Tönnen, und noch weniger bie Beſchlüſſe ihrer 
Berfammlungen, bie nothwendig nur unter bem Druck ber demagogiſchen Ra⸗ 
ſerei und unter ben Bebingungen offenbarer Vergewaltigung der Gewiſſen 
und Willen zu Stande kommen werden. Unfers \ tfahren haben für ben 
religidſen Glauben und für’ die Unabhängigkeit Spaniens einen langen 
und glücklichen Kampf befländen. Die gegenwärtige Generation Bat ohne 
Unterlaß daran gearbeitet, das, was es in den vergangenen Jahrhunderten 
Großes und Heroifches gab, mit dem zu verfnüpfen, was die modernen Zeiten 
an gefunden und fruchtbaren Keimen in fi Ichließen. Die Revolution, bie 
töbtliche Feindin ‚der Meberlieferungen und bes berechtigten Fortichritte®, be⸗ 
kämpfi alle Principien, welche bie lebendige Kraft, bie Seele und bie Diann- 
baftigfeit der fpanifchen Nation ausmachen. Die Freiheit, welche in ihrer 
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unbegrenzten Ausdehnung und in allen ihren Kundgebungen bie Tatbolifche 
Einheit, die Monardie und bie gefegmäßige Handhabung ber Gewalten 
angreift, ftört die Familie, wernichtet die Heiligkeit des Herbes und tübtet bie 
Tugend und ben Patriotismus. Wenn ihr glaubt, daß die ſpaniſche Krone, 
getragen von einer Königin, welche das Glück gehabt Hat, ihren Namen an 
bie politifche. und fociale Wiedergeburt des Staates zu knüpfen, das Symbol 
biefer ſchützenden Principien ift, fo werbet ihr, ich hoffe es, euern Schwüren 
und euerm Glauben treu bleiben; Tafjet, wie eine Geißel, ben revolutionären 
Taumel vorüberziehen, in weldhem die Undankbarkeit, die Felonie und ber 
Ehrgeiz ſich bewegen, unb lebet in der Zuverſicht, daß ich nichts verjäumen 
werde, dieſes Symbol, fogar im Unglüd, unverfehrt zu erhalten, ohne welche 
e8 für Spanien weder eine Erinnerung gibt, die e8 zu feffeln, noch eine 
Hoffnung, die es aufzurichten vermag. Der wahnfinnige Stolz einiger We⸗ 
nigen erregt und beftürzt für ben Augenblid die ganze Nation, erzeugt bie 
Verwirrung in ben Gemüthern und die Anarchie in ber Geſellſchaft. Es ift 
in meinem Herzen nicht einmal Raum für ben Haß gegen biefe Minderzahl; 
ih fürchte faft, daß durch Berühung mit biefem Fleinlichen Gefühl bie tiefe 
Rührung ſich abſchwächen könnte, welche bie Ioyalen Männer mir einflößen, 
bie ihr Leben auf's Spiel geſetzt und ihr Blut vergoffen haben für bie Ver: 
theibigung bes Throns und ber öffentlichen Orbnung, ſowie alle jene Spanier, 
bie vol Schmerz nnd Schreden dem Schaufpiel einer fiegreichen Empörung bei: 
wohnen, diefem ſchmachvollen Blatt in der Geſchichte unferer Eivilifation. Auf 
dem Boben, von bem aus id) heute zu euch rede, und überall, werbe ich, ohne 
mich nieberbeugen zu laſſen, das Unglüc meines vielgeliehten Spaniens tragen, 
ba e8 ja auch mein eigenes Unglüd if. Wenn ich, um mich aufrecht zu er: 
De unter vielen anderen Beifpielen nur ba des ehrwürbigften Herr: 
Hera vor mir hätte, jenes Mufters von Ergebung und Muth, ber ebenfo 
von Wirrfalen und Bitterniffen umgeben ift, fo würde ich Kräfte Tchöpfen 
aus meinem Vertrauen in die Loyalität meiner Unterthanen, in bie Gerech⸗ 
tigkeit meiner Sache und vor allem in bie Macht Jenes, der im feinen Händen 
bie Gefhide ber Reiche hält. Die Monarchie, welche fünfzehn Jahrhunderte 
vol von Kämpien, Siegen, PBatriotismus und Größe zählt, kann nicht zu 
Grunde gehen in vierzehn Tagen voll Meineid, Untrene und Verrath. Haben 
wir Slauben an die Zufunftz ber Ruhm bes Spanifchen Volkes war immer 
ber feiner Könige; das Unglüd der Könige wird immer auf das Volt zurüds 
fallen. In dem feften und patriotifchen Streben für die Aufreththaltung bes 
Rechts, der Geſetzmäßigkeit und ber Ehre werben euer Geift und eure Be⸗ 
mühungen ſtets mit ber energiſchen Entſchloſſenheit und ber mütterlichen 
Liebe eurer Königin übereinftimmen. Sfabella.” 


‚ Tie Junta in Mabrid legt dem Drud und ber Verbreitung bes Protefles 
feinerlei Hinderniß in den Weg. Das amtliche Blatt derfelben veröffentlicht 
ihn jelber mit der Bemerfung: „Iſabella richtet das Manifef an bie Spanier. 
Die Junta will es nicht qualificiren. Die Nation hat die Handlungen ber 
Königin in fouverfiner Meife gerichtet. Sie wird ihre Worte richten.“ 


Tie officiöfen franzöfiihen Blätter erheben Einfprache gegen die Andeu⸗ 
tung bes Aftenftüds bezüglih Frankreich: Wenn Könign Ifabella in ihrem 
Proteft von ihrem erhabenen „Verbündeten“ fpreche, fo fei dieß bloße Form; 
bofjentlih werde die Königin begreifen, daß bie franzöfiiche Gaftfreundichaft 
nicht Pläne oder Handlungen in Schub nehmen dürfe, welche ber vollfom= 
menen und abjoluten Neutralität zumwiberlaufen würben, bie bie Regierung 
NH Spanien gegenüber zur Richtſchnur gemacht habe. 


Don Juan von Bourbon (dritter Sohn von Don Carlos) verzichtet 
von Paris aus zu Gunften feines Sohnes Don Carlos, Herzogs 
bon, Mabrid, ber in Folge davon ben Titel Karl VII, annimmt 
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und im Namen bes Tegitimiftifchen Princips auf die fpanifhe Krone 
Anſpruch madıt. 

Drenfe, Marquis von Albaida, erhebt in einem Aufruf von Ge: 
rona aus an bie Katalanen die Fahne der Föberativ-Republit: 


„Satalanen! Fort mit bem Könige, denn jeder König würbe mehr ober 
weniger gegen bie Freiheit conjpiriren! Weber den Franzofen Montpenfier, 
noch den Portugiefen Tom Fernando, noch irgend eines der beutichen Fürſt⸗ 
chen, mit denen man uns bejchenfen möchte. In Stalien hatte Victor Ema⸗ 
nuel feine Krone in Kämpfen errungen und alle Unterdrüdten beſchützt; er 
endete aber boch bamit, baß er ber Unbanfbare von Aspromonte wurde. Ein 
König mit bemofratiichen Snftitutionen würde zur Wiederholung der fran: 
zöfiihen Nofien von 1830 und 1848 führen. Spanien Tann nur eine Föde⸗ 
rativ⸗Republik fein. Catalonien mit feinen alten Privilegien (fueros), feinem 
energifchen Charakter, feiner Liebe zur Arbeit und feiner Tendenz, fein eigenes 
Leben zu chen, befittt alles, was nothmenbig ift, um ſich wie bie befte ber 
amerifaniihen Republifen jelbft zu regieren. Bedienen wir uns baber ber 
Preß-, Wort: und Affociationsszreiheit, um mit lauter Stimme bie befinitive 
Abſetzüng der fpanifchen Königin zu proclamiren, fowie die Anwendung ber 
Föderatlv-Ideen mit ber Einheit Aller, wenn e8 fi barum handelt, das 
Territorium zu vertheidigen. Seien wir zugleich gute Eatalanen und gute 
Spanier, zwei Dinge, die fich nicht ausjchließen, aber ſich vervollſtändigen. 
Wenn wieber ein König Täme, fo würde er fchlecht empfangen werben von 
ben Republifanern, von ben Earliften, von ben Anhängern ber Sfabella, mit 
Einem Worte, faft von Allen, und Niemand würbe ihn mit Begeifterung 
aufnehmen. Kein Prinz, ber fich felbft achtet, möge ſich eine Krone auf’s 
Haupt feten, bie er nicht felbft gewonnen und gegen welche ſich das einſtim⸗ 
mige Gefühl des Volkes mit Macht erheben würde.“ 


Einzug Serrano's mit ben Truppen von Alcolea in Mabrid. 
Die Junta von Madrid befchließt, ihn mit der Bildung einer pro⸗ 
vilorifhen Regierung zu betrauen: 


„Proviſoriſche Regierungs⸗Junta. Da bie glorreihe Revolution, zu welcher 
Cadiz die Snitiative ergriffen, glüclich zu Ende geführt und ber Augenblid 
gefommen ift, bie Öffentliche Verwaltung zu organifiren, fo betraut bie revo⸗ 
Iutionäre Junta von Madrid ben Generalcapitän ber Armee, Francisco Ser: 
rano, Herzog von la Torre, mit ber Bildung eines proriforijchen Miniftes 
riums, welches berufen ift, den Staat bis zum Zufammentritt der conftituis 
renden Cortes zu regieren.” 


4. Oct. Serrano nimmt bie ihm von der Madrider Yunta übertragene 


Vollmacht an und erläßt eine Proclamation an die Nation: 


„Kriegsminifterium. Bon ber revolutionären Megierungs-Junta ber Haupt: 
ftadt als Obergeneral ber fpanifchen Armee anerkannt, und durch fie mit der 
Milfion betraut, eine proviforifche Regierung zu bilden, um ben Staat bis 
um Zufammentritt ber conftitwirenden Cortes zu regieren, erkläre ich hiemit, 
daß ich biefe wichtige Miffion und die Verantwortlichkeit, welche fie auferlegt, 
annehme und den Cortes, wenn bie Zeit kommt, Rechenſchaft ablegen werde. 
Francisco Serrano.” 

„Spanier! Mit ber Höchften Gewalt befleibet und beauftragt, bie Regierung 
zufammenzufeßen, welche bas Land regieren foll, bis es ſich befinitiv conſti⸗ 
tuirt bat, habe ich das Glück und bie Ehre, bem Mabdrider Volk und ganz 
Spanien anzufündigen, daß id) das mir vom Vaterland anvertraute Mandat 
fofort ausführen werde. Mit der Revolution verwachfene Männer werden 
bie provijorifche Regierung bilden, Möge bie Ruhe fortbauern, das Der 
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trauen nicht abnehmen, und das prächtige von ganz Europa bewunberte 
Schaufpiel nicht unterbrodden werben! Die Einheit und bie Mannszucht ber 
ganzen Armee, ihre Fraternifirung mit bem Voll und ber Patriotismus aller 
wird das revolutionäre Wert vervollftändigen, indem bamit zugleich ber Stoß 
der Reaction unb ber Mißcrebit ber Unruhe vermieden wird. Herzog von 
la Torre.“ 


7. Oct. Glängender Einzug Prim’s in Mabrid, Den Arbeitern von 


Madrid wird von ber Junta vom 9. Det. an Beichäftigung und 
Lohn veriprochen, Rivero (Demokrat) zum Bürgermeifter der Stabt, 
Madoz (Aliliberaler) zum Givilgouverneur ber Provinz ernannt. 
Der Anfprud der Madrider Sunta, als oberfte Junta für ganz 
Spanien zu handeln, wirb theils nicht beachtet, theils ruft er von 
Seite anderer Junten birelten Widerfprud hervor. Die Yunta bon 
Pampeluna forbert bie übrigen Junten Spaniens auf, Delegirte 
nad ber Hauptſtadt zu ſenden, die fi bort als Central: Junta zu 
conftituiren hätten, findet jedoch mit dem Vorſchlage Teinen Anklang. 


Jede Junta handelt für fi, ohne auf die anderen viel Rüdficht zu 


nehmen. | 


„ General Lerfundi, der Oeneralcapitän von Cuba, antwortet auf 
die Anzeige ber im Mutterlande eingetretenen Ereignifle: Serrano's 
Telegramm, welches die Revolution anzeige, genüge nicht, um alle 
zu befriedigen und bie Inſel zu vevolutioniren. Als Oberhaupt 
einer Colonie von bejonderen Berhältniffen und Bewahrer eines in- 
tegrirenden Theiles des ſpaniſchen Gebietes, verftche er feine Pflicht 
in ſolchem kritiſchen Augenblide und werde fie mit ber Eelbitver: 
leugnung und bem Patriotismus erfüllen, welche die Umftände er- 
beifchen. Gleichzeitig lehnt dagegen Lerfundi auch den telegraphiichen 
Befehl der Königin Iſabella, die neue Ordnung der Dinge in 
Madrid nit anzuerkennen und bie Inſel ihr zu erhalten, mit dem 
Ausdrude bes Bedauerns ab. 


Serrang ſetzt die proviforiihe Regierung aus den verfchiedenen 
Parteien zufammen: Prim Krieg, Topete Marine, Zorilla Inneres, 
Sagaſta öffentliche Arbeiten, Ortiz Juſtiz, Lorenzana Aeußeres, Ayala 
Colonien, Figuerola Finanzen. Fünf Mitglieder ber neuen Regie—⸗ 
rung gehören ben Progreſſiſten, vier (Serrano inbegriffen) der libe⸗ 
ralen Union an, ben Demofraten Teiner, wenn man nicht Figuerola 
zu ihnen rechnen will, 

Die öffentlihe Meinung in Catalonien erklärt ſich ſehr entſchie⸗ 
ben gegen eine Reviſion bes Zolltarifs im Sinne bes Freihandels⸗ 
princips, 

In Madrid findet unter dem Rufe: Weg mit dem Concorbat! 
eine große Kundgebung für Gewiffensfreiheit ftatt. 


» Die Sunta von Madrid erläßt eine Art Erflärung ber Grund⸗ 
rechte ber Spanier: 
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Allgemeines Stimmrecht, Freiheit ber Meligion und des Unterrichts, Ver: 
eins: und Verfammlungsfreiheit für friebliche Zwecke, Preßfreiheit, Decen- 
tralifation der Verwaltung, welde die Regelung ihrer Angelegenheit 
den Gemeinden und ben Provinzen überläßt, Geichwornengerichte für-Eriminals 
ſachen, Gleichheit vor dem Geſetz, Unabſetzbarkeit der Richter. 


Der Bertreter der Verein. Staaten anerkennt als der erſte bie 
vollendete Thatſache und bie neue Regierung, bie fi Spanien pro- 


viſoriſch gegeben: 


‚Hr. Präfident! Hinlängli ermächtigt, und bie vollendete Thatjache an⸗ 
erfennend, kraft deren das ſpaniſche Volt, von feinem Souveränetätsrechte 
Gebrauch machend, weldes das Völkerrecht jeber Nation zuerfennt, fein 
Grundgeſetz abgeändert hat, beglüdwünfche ich im Namen und als Bertreter 
ber Regierung und bes Bolfs ber Vereinigten Straten Nordamerifa’s Ew. 
GErcellenz wegen ber fo glüdlihen und ruhigen Ausführung dieſer Greigniffe, 
und baß diefer jo wirfungsvolle und ſchließliche Wechjel ſich jo burchgreifend 
erfüllt hat. Eine Regierung, bie fich gewiſſermaßen auf göttliches Recht be: 
gründet wähnte, hat aufgehört zu exiſtiren, um fofort duch eine Negierung 
erſetzt zu werben, bie fi auf ein göttlicheres Recht übt, auf bie National: 
fouveränetät. Spanien bat unter den erften Nationen bev Welt fich beeilt, 
die Erfiehung ber Vereinigten Staaten, fowie beren Eintritt in bie Familie 
der freien und fouveränen Völfer zu begrüßen und anzuerkennen. Heute be: 
eilen fih, in gerechter Wiederkehr, bie Vereinigten Etaaten, das fpanifche 
Volk wegen feiner edlen Politik zu beglückwünſchen. Bei Heritelung diplo- 
matifcher Beziehungen durch officielle Acte mit der von Ew. Greellenz präfi: 
birten proviſoriſchen Regierung gibt es nichts angenchmeres, als daran zu 
erinnern, baß Spanien und bie Vereinigten Staaten bis jebt Teine Differenz 
hatten, bie deren diplomatiſche Agenten nicht ausgeglichen ‚hätten. Sch habe 
wohl nit nöthig, hinzuzufügen, daß unter ben obwaltenden Umftänden ich 
alles aufbieten werde, um bie Gefinnungen ber Freundſchaft und bes auf: 
richtigen Wohlwollens, welche die beiden Nationen vereinen, enger zu ſchürzen 
und herzlicher zu machen.” 

Sämmtliche 48 Provinzialjunten Spaniens haben bis zu dieſem 
Tage die neue proviſoriſche Regierung anerkannt. 


40. Det. Die Junta von Mabrid verlangt, daß alle Municipalitäten 


11. 


duch allgemeine Wahlen erneuert werben. 

Die Junta von Madrid befchließt' eine Anleihe von 10 Mill. 

Nealen, um ben Arbeitern Beſchäftigung und Lohn verſchaffen zu 
Können (7% Realen per Tag). 
„ Eine von Orenfe zufammenberufene große Verfammlung der 
Demokraten in Madrid beräth über Die Trage, ob bie bemofratifche 
Partei die gegenwärtige Negierung unterſtützen folle oder nicht und 
ob die föderative Republik die angemefjenfte Regierungsform für 
das Land wäre Nach langer, ruhig und mit vollfommener Ord— 
nung geführter Debatte wird unter großem Beifall beſchloſſen: 

4) daß die bemofratifche Partei die gegenwärtige Regierung fo lange unter: 
fügen müfje, als diefe fortfahre, wie bisher, ben Principien der Revolution 
zu dienen und biefelben zu förbern; 2) daß bie zweite Frage für jet bei 
Eeite gelafjen werben müſſe. 

Prim erklärt fih in einer Zuſchrift an die Redacteure des Pa⸗ 
rijer „Gaulois“ für die Monarchie: 
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„Die Nevolution Bat Ihren ruhigen Verlauf, und ich bin überzeugt, daß 
Sie derſelben bie Gerechtigkeit widerfahren laſſen werben, daß fie ein Mufter 
ber Mäßigung war. Man fieht es wohl, daß fie das Werk eines hochſinni⸗ 
gen, edlen und ritterlichen Volkes ift, welches fich ficher fühlt in feiner Kraft 
und es verfhmäht, boshafte Wiebervergeltung gegen feine ehemaligen Henker 
auszuüben. Ein Feiner Theil der Pariſer Preſſe bat fi, wie ich weiß, zum 
Echo einiger Ungebulb gemacht, und babei zu verflehen gegeben, daß wir nicht 
ſchnell genug an's Werk gehen. Dieſes Teichtfertige Urtheil ſetzt mich in Er: 
ftaunen und ich Bitte Sie, meine Herren, basjelbe zu berichtigen. Wie! Eine 
Revolution, bie das, was bie unjrige in acht Tagen vollbracht hat, wäre eine 
faumfelige? Iſt es eine fo leichte Arbeit, eine faft drei Jahrhunderte alte 
Dynaſtie zu flürzen und in acht Tagen eine Regierung einzufeßen? Ant: 
worten Sie auf dieſe Infinuationen und fügen Sie hinzu, daB jegt, wo wir 
conſtituirt find, wir nicht zögern werben, bie Situation auf ben Grundlagen 
unfere3 Programms zu befeftigen. Lebteres Tannen Sie. Wir hoffen, daß 
wir mit it ber in Bälde zu berufenden conftituirenden Berfammlung in 
fürzefter Krift dahin gelangen, ed zu verwirklichen. Bann werben wir wohl 
a gekommen fein, das politifche Ideal des heutigen Spaniens, eine wahr- 
haft conflitutionelle Monarchie zu bejiten, welche auf ben breiteflen Grunb: 
lagen gegründet ift, bie biefe Art von Pegierung verträgt.” 


Ein Decret Prim’s als Kriegsminifter bewilligt den Corporalen 
und Offizieren der ganzen Armee, die Befiegten von Alcolea inbe: 
griffen, bis zum Grad des Oberjtlieutenants einen höheren Grad. 
Neue Demonftrationen in Mabrid gegen Rom: das Koncorbat 
wirb vor dem Haufe des Nuntius verbrannt. Der franzöfiiche Ge: 
ſandte beſchwert fi darüber bei der proviforifhen Regierung; Ser: 

rano bietet zur Beruhigung einen Wachtpojten an. 
Die proviforifche Regierung lösſst den bisherigen Rath des öffent: 
lihen Unterrichts auf. 


12. Dct. Ein Decret des Auftizminifters Ortiz hebt ven Jeſuitenorden für 
Spanien auf, befiehlt feine Häufer binnen drei Tagen zu fchließen 
und zieht feine Güter zu Handen des Staates ein: 

„Minifterium der Gnaben und ber Juſtiz. Ich verordne die Aufhebung 
bes regulären Ordens, genannt bie „Gefellihaft Jeſu“, für die Halbinfel 
und die benachbarten Inſeln. Alle ihre Seminarien und Collegien find binnen 
drei Tagen zu fchließen. Zu biefem Ende werden von der zuftändigen Be⸗ 
hörbe bie fpeciellen Befehle an die Autoritäten ber Provinzen erlaffen werben, 
in denen fich jene Inſtitute befinden. In die genannten Inſtitute find in⸗ 
begriffen: alle Güter und Effecten, ſowohl Mobilien als Immobilien, Ge⸗ 
bäude wie Einfünfte, welche einen Theil ber Nationalgüter ausmachen wers 
ben, gemäß der Verfügung bes kgl. DecretsS vom 4. Juli 1835. Lie Mit: 
glieder des aufgebobenen Ordens bürfen ſich nicht mehr in Gemeinſchaft ver- 
einigen, ihre Ordenstracht nicht anlegen, noch in irgend einer Weife von den 
Oberen ber Geſellſchaft, mögen fich diefelben innerhalb oder außerhalb Spa- 
niens befinden, abhängig fein. Diejenigen Mitglieder, welche die Ordination 
in sacris nicht empfangen haben follten, bleiben durchaus ber gewöhnlichen 
Giviljurisbiction unterworfen. Ich beauftrage die hochwürdigſten Erzbifchöfe 
und die hochw. Biſchöfe, ſowie alle diejenigen, welche bie Civil» oder geift: 
lihe Zurisdiction ausüben, jeden, foweit e8 ihn betrifft, mit ber pünftlichen 
Ausführung der gegenwärtigen Verfügung, gemäß der pragmatiſchen Sanction 
vom 2, April 1767, und ber Sr. Heiligkeit vom 21. Juli 1773.” 


Dur einen Beſchluß der revolutionären Junta von Madrid vom 
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gleihen Tage ſchlägt biefe der proviſoriſchen Negierung vor, über: 
haupt alle religiöfen Genoſſenſchaften und Geſellſchaften in Spanien 


aufzuheben. 

„Die oberfle Regierun ehafıe von Mabrid, in Erwägung, daß bie Bil: 
bung von religiöfen Genoſſenſchaften unb Gefellfchaften, welche durch die frü- 
heren Regierungen becretirt oder zugelaffen worben find, ben Zwed haben, 
in Spanien SInflitutionen zu errichten, die ber Freiheit zuwider find, in Er: 
wägung, baß biele veligiöfen Genoſſenſchaften einen welentlihen unb haupt: 
ſächlichen Beſtandtheil bildeten von dem brüdenden und fchimpflichen Regie: 
rungsſyſtem, welches bie Nation fo glorreih umgeftoßen bat; in Erwägung, 
bag es nöthig und dringlich ift, um bie begonnene Revolution zu befeftigen 
und zur Einführung der neuen Suftitutionen, dieſe Genoſſenſchaften und Ge: 
ſellſchaften fofort abzufchaffen, Ichlägt ber proviforifhen Negierung vor, als 
dringliche Maßregel für die Öffentlihe Wohlfahrt: 1) die Aufhebung aller 
ber religiöfen Genoſſenſchaften und Geſellſchaften, welche durch bie vorigen 
Regierungen feit 1835 geſchaffen oder Hergeftellt worden find; 2) die Freiheit 
bes Austretens aus allen ben Genoſſenſchaften, welche nidyt von ber vorge: 
nannten Maßregel betroffen werben; 3) die Abſchaffung aller den religiöſen 
Genoffenfchaften gewährten Privilegien.” 

Ein Decret des Finanzminifters Figuerola hebt das Octroi für 
ganz Spanien auf und erfeßt basfelbe durch eine Perfonalfteuer: 

„Kraft der Machtvollkommenheit, die mir als Mitglied der proviforifchen 
Regierung zufleht, in Mebereinflimnung mit diejer und als Finanzminifter, 
decretire ih, was folgt: Art. 1. ZA und bleibt abgefchafft auf der ganzen 

albinfel und auf den benachbarten Infeln die Abgabe der Accife für den 

taat, die Provinzen und die Municipalitäten. Dieſe Abgabe kann unter 
feinem Vorwand durch die Provinzials oder fläbtifchen Behörden wieberher: 
geftellt werben, in ber Abficht, ein Deficit ihres Budgets zu bedien. Art. 2. 
An Stelle der obigen Abgabe wird eine Repartitionsfteuer eingeführt, welche, 
ohne Ausnahme einer Klaſſe oder eines Fuero, von allen Perſonen beiber 
Geſchlechter, die ber letzten Volfszählung zufolge über 14 Jahre haben, zu 
zahlen ift. Die Quoten werben nad) Maßgabe der Bebeutung der Ortichaften 
fefigefiellt. Art. 3. Auf Grund des vorhergehenden Artifels wird bie Bevöl⸗ 
ferung in drei Klaſſen getheilt: 1) Bevölkerung bis zu 2000 Köpfen; 2) von 
2000 bis 12,000 Köpfen; 3) von 12,000 und mehr Köpfen. Um bie inbi: 
viduellen Quoten zu beflimmen, wirb man ben Miethzins berüdfichtigen, den 
ber Familienvater zahlt, oder den en Mietbzine, wenn er fein 
eigenes Haus bewohnt; man wirb ferner berüdfichtigen bie Anzahl der Fa⸗ 
milienglieber, bie Kinber und anderen Wohnungsgenoffen mit eingerechnet. 
Art. 4. Die Steuer wird vom Familienchef gefordert werben für alle Mite 
glieber unter feiner Abhängigkeit, aber man wirb ebenfo viele Quittungen 
ausftellen, als Steuerpflichtige vorhanden find. Art. 5. Bon biefer Steuer 
find ausgeſchloſſen erflärt: 1) bie Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten im 
activen Dienft, fowohl ber Armee als ber Marine, bis zum Grabe bes Oberiten 
einſchließlich; 2) die Perfonen, die weniger als 14 Sabre alt find; 3) die 
unterflügten Armen; 4) biejenigen, welche in Ortfchaften unter 2000 Köpfen 
leben und eine Miethe bezahlen, bie ein Zeichen ber Bebürftigkeit ift; 5) die⸗ 
jenigen, welche burdy gerichtlichen Urtheilsfpruch ihrer Freiheit beraubt find. 
Die Erhebung der Steuer wird per Trimefter erfolgen, allein bie Steuer: 
bürftigen können monatlich zahlen, wenn fie bieß wünſchen. Die eventuellen 
Neclamationen werben von fpeciellen Geſchwornen der Steuerpflichtigen ab: 
geurtheilt werben. Dieſe Gelwornen werben alljährlich ernannt, und ſta⸗ 
tuiren ſummariſch.“ 


13. Oct. Das kgl. Hellebardiercorps und ber bisherige oberfte Kriegsrath 


werben aufgelöst. 
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Der Generalcapitän von Cuba, Lerfundt, zeigt der proviforiichen 
Regierung, ohne die förmliche Anerkennung ber eingetretenen Um: 
wälzung auszufprehen, an, er beabfihtige, Cuba unbeeinflußt von 
einheimiſchen politiihen Bewegungen zu halten und fi) ber Auf: 
rechthaltung der Orbnung und des Friedens zu widmen. 


15. Oct. Ein Decret der proviſoriſchen Regierung erflärt die unbebingte 


Freiheit der Volksſchule und fagt ein Geſetz über die freiheit des 
jecundären und höheren Unterrichts zu. 

Serrano ernennt einen Rath von 10 Mitgliedern für die Ver: 
waltung der Kron: und Patrimonialgüter. 

Die bisherigen Geſandten Spaniens im Auslande werden faft 
ohne Ausnahme theils entlaffen, theild wird die von ihnen ſelbſt 
angebotene Entlafjung angenommen. 

Die revolutionäre Vollsmiliz bat in Madrid einen großen Theil 

ber bisher von ihr bejeßten Boten bereitwillig wieder an bag 
Militär abgegeben. 
„ Ein Decret des YJuftizminifters Ortiz annullirt das Deeret vom 
25. Juli ds. Is., das die religiöfen Genoffenfchaften ermächtigte, 
Grundeigenthum zu befigen, und erneuert das Gefeh vom Juli 
1837, wodurch biefes Recht den Klofterfrauen individuell zugeftan- 
ben wird, 

Serrano und Topete befuchen Sarragofia und werben daſelbſt im 
Triumph empfangen. 


» Dlozaga kehrt nad Spanien zurüd und trifft mit Serrano und 
Topete in Duabalajara zufammen. Neben bafelbft: 


Dlozaga erflärt fich entfchieden für die conftitutionelle Monardie; bie 
befte Regierungsform wäre allerdings bie republifanifche, aber es ſei nicht 
möglich, mit einem Schlage vom äußerſten Despotismus zur Außerften Frei⸗ 
beit überzugeben, ohne fich ben blutigen Ausichreitungen ber franzöfiichen Re⸗ 
volution von 1793 auszufeßen. Serrano erklärt, daß er ebenfalls Anhänger 
bes parlamentarilchen Syſtems mit einem conflitutionellen Könige fei, daß er 
aber die Republik annehme, wenn bie Nation fie vorziebe, welcher Erflärung 
fih Topete anſchließt. Martos, einer ber bervorragenditen Führer ber Des 
mofraten, erklärt, da bie proviforifche Regierung das große Princip ber Nas 
tionaffouveränetät mit bem allgemeinen Stimmreht angenommen habe, welches 
Ießteres die Grundlage bes neuen Rechtes fei, jo hätten er und feine Partei 
fh ohne Rückhalt noch Vorbehalt ber proviforiichen Regierung angejchloffen ; 
um mit ſich felbft confequent zu fein, müßten fie nun auch bie Bejchlüffe bes 
allgemeinen VBotums annehmen und wenn fich biefes für die Monardie aus⸗ 
fpreche, jo würden fie nicht zögern, biefe zu unterftüßen, dba fie nicht im ges 


ringſten zweifelten, daß die Anhänger ber Monarchie ber Republik fich beugen 


würben, wenn bieje aus bem Nationalvotum hervorginge. 

Die Junta von Mabrid beſchließt, gegen bie ber probiforifchen 
Regierung zugejchriebene Abſicht, das fpanifche Volt noch vor dem 
Zufammentritt der conftitwirenden Cortes über die einzuführende Re⸗ 
gierungsform zu befragen und fo die Monarchie mittels eines Ple⸗ 
biscits zu fichern, folgende Refolution: 
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„In Erwägung, daß bie Form ber Regierung eine ber wichtigſten Kragen 
für die Organijation bes Staats ift, und daß bie Regierung um ſo ftärfer 
und geachteter ift, als fie dem Willen ber Nation entipricht; in Erwägung, 
baf der Beſchluß über die Form der Regierung ausführlich discutirt werden 
muß, und baß eine Volfsabftimmung, welcher nicht eine reifliche Berathung 
zuvorgebt, nicht der Ausdruck des wohlerwogenen Willens der Nation fein 
kann; in Erwägung, baß ber Ausipruch einer Vollsabftimmung, bevor bas 
Urtheil der Wähler nicht durch zahlreiche Bffentliche Berathungen nnd durch 
bie Journale aufgeklärt ift, nicht ber gewilfenhafte Ausdrud der National: 
fouveränetät fein würde; in Erwägung, daß augefichts der Umſtände, welche 
der fpanifchen Revolution voransgingen, das Volk fein Bewußtiein über die 
ifm am beften zuſagende Regierungsform nicht bat aufklären Tönnen, noch 
bie Perfonen, welche zur Belebung der eriten Stellen des Staats vorgefchla- 
gen werben können, richtig. beurtheilen kann; in Erwägung, daß, fo wichtig 
es ift, die Verſammlung ber conftituirenden Gortes zu befchleunigen, um aus 
einem provijorischen Zuſtand herauszutreten, der gefährlich für die Revolution 
und nachtheilig für bie anderen Intereſſen des Vaterlandes ift, es ebenfo wichtig 
if, bafı die Abſtimmung eine kewußte fei, um frei zu fein, welches unmög- 


lich fein würde, wenn die Wähler in kurzer Friſt berufen werben, über bie 


Torm ber Regierung zu enticheiden und das Haupt bes Staates zu beftim- 
men, weil fie unüberlegten Sympathien nachgeben ober frembem Drud folgen 
würden, fatt ſich durch ein richtiges Urtheil Teiten zu laſſen — richtet die 
Sunta an bie proviſoriſche Negierung ben Vorſchlag, zu. erklären: es Tomme, 
gemäß bein Manifeft von Cadiz, welches in allen Provinzen proclamirt wor: 
den ift, einzig und allein ben conflituirenden Cortes zu, die Grundfrage 
über bie Form der Regierung zu enticheibern, ohne daß man bamit das Recht 
jedes Spaniers, und felbft jebes öffentlichen Beaniten, verfennen wolle, feine 
Meinung auszusprechen oder feine perfönlichen Sympatbien, jedoch ohne allen 
offlciellen Charakter, kund zu geben.“ 


Der Plan, wenn er wirklich beftand, wirb bamit als befeitigt 
angejeben. 

Die Regierung beſchließt die Einführung des franzöfiichen Münz- 
fußes. 


18, Det. Auch Serrano erflärt fih in einer Zufhrift an ben Barifer 


19. 


„Gaulois“ für die comftitutionelle Monarchie: 

„Die Revolution, welche ihren Urjprung in Cadiz hatte, bat ſich vorge: 
feßt, dem in feiner ganzen Souveränetät handelnden Lande die Wahl ber 
Regierung zus überlafjen, welche es für die feiner würdigte halten würbe, 
und bie Männer, welche fih an die Spige biefer nationalen Bewegung ges 
ftelit haben, find feft entichloffen, bem auf die nationale Fahne gefchriebenen 
Programm Achtung zu verfchaffen. Was mich Betrifft, fo glaube ich, daß 
eine conftitutionelle Monarchie, welche von allen mit biefer NRegierungsform 
vereinbarten Freiheiten umgeben wäre, bie gormel fein tönnte, welche mit 
ber gegenwärtigen Epoche unb mit bem Geift und ben Eigenthümlichfeiten 
unjeres Landes am meiften in Einklang wäre.” 


Der Minifter des Innern ermächtigt die Junten zur Einfebung 
von Gemeinberäthen und Provinzialdeputationen bis zur Wahl ber: 
jelben nach allgemeinem Stimmrecht. 


» Der Minifter des Auswärtigen, Lorenzana, erläßt ein ausführ: 
Yiches diplomatiſches Rundſchreiben an die Mächte, 

Dasſelbe fucht in feinem erfien Theil den Nachweis zu liefern, daß das 
ſpaniſche Volk das vollfommenfte Recht Hatte, die Dynaſtie Bourbon zu ent: 
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thronen, bie im Brechen ber heiligften Eide, im planmäßigen Ausfaugen des 
Landes, in ber Willfür und in ber Provocation zum Bürgerfriege bas 
Aeußerſte geleiftet babe und fährt dann fort: „Man bat das Geſpenſt ber 
HalbsLegitimität verſchwinden gejeben, eines Principes, bem feit bem 
Tode bes vorleten Monarchen beftänbig bie verſchiedenen Formen unferer 
politifhen Kombinationen entipradhen; und das fpanifche Volk, indem es in 
dieſer Hinficht mit ber Meberlieferung brach, hat feine Gewalten endgiltig ben 

änben entzogen, in welche es fie zu feinem Unglüd gelegt hatte; es fette 

ch felbft zum Richter über jeine Gelchide ein, und es ſchickt fih mit männ⸗ 
lidem Mutbe und von ganzem Herzen an, ber ungebeuren, mit dem Befit 
einer Treibeit, bie heute Feine anderen als die ihr von der Vernunft und 
ben Gewifjen gezogenen Grenzen kennt, verbundenen Freiheit bie Stirn zu 
bieten. — Der bisher von der wiebergeiwonnenen Freiheit gemachte Gebraud,, 
bie ftolzge Großmuth, mit welcher e8 blutige Beleidigungen zu verzeihen ges 
wußt bat, und jeine wohlbebachte Anhänglichleit an bie aus der revolutio⸗ 
nären Gährung bervorgegangenen Autoritäten find eine unzerflörbare Bürg: 
ſchaft dafür, daß feine zukünftige Haltung fortfahren wird, bie böswilligen 
Borberfagungen bes Zornes und ber Wuth Lügen zu ftrafen, unb dieſe Hal: 
tung muß bas vollftändigite Vertrauen in die Weisheit und Regelmäßigkeit 
einflößen, mit denen es bas neue Gebäube zu errichten und zu fichern wifjen 
wird, nachdem e8 mit jo vieler Orbnung an bie Abtragung und Zerftörung 
des alten gegangen. — Das Spanische Volk, heute Herr feiner ſelbſt, will, 
wie bieß alle Volfsjunten einhellig und gleichzeitig kundgethan, bie Zeit 
wieber einbringen, um welche e8 bie zu feinem Untergange verſchwornen un: 
lauteren Snterefien des Aberglaubend und der Politit gebracht haben. Es 
will mit beſchleunigtem und feflem Schritte die Bahn ber modernen 
Givilifation verfolgen, befreit, wie e8 heute ift, von ben perfiben Hemm⸗ 
niffen, welche bisher einen Sarg lähmten und es mit unehrlicher Zähigfeit 
im Vorbrängen aufbielten. .... . Die Souveränetät ber Gemeinde, ber 
Geſellſchaft, der Nation, des Volkes, diefe zu allen Zeiten ſtillſchweigend an⸗ 
erkannte ober laut verfünbete Quelle politifcher Autorität, bürgert ſich immer 
mehr auf bem Boden Spaniens ein; und das allgemeine Stimmrecht, ber 
natürlichfte und umfaſſendſte Ausdrud dieſer Souveränetät, ift berufen, in 
unsoiderlegliher Weile darzuthun, daß Spanien nicht erft nöthig bat, ſich 
mit dem Zeitgeifte zu verfühnen, aus dem einfahen Grunde, weil berjelbe 
bereits fein Lebensprincip und ber ideale Typus feiner Beftrebungen gewor⸗ 
ben. — Bon vornherein aljo und ohne Beforgniß, zu irren, Tann man bie 
Berficherung ausfprechen, baß bie Souveränetät ber Nation, zuerft durch das 
Botum Aller und dann buch bie Ermwählten des Volkes ausgeübt, bie Ge: 
ſammtheit der Freiheiten decretiren wird, welche das reiche und unveräußer: 
liche Erbgut der civilifirten Länder bilden und bald bilden werben. — Unb 
bier muß die proviforifche Regierung mit ber Umſicht und Zartheit, welche 
ber Gegenftand erfordert, eine — von höchſter Wichtigkeit, jene der reli⸗ 
giöſen Freiheit, berühren. Es iſt Niemandem unbekannt, und die Regierung 
empfindet eine wahre Genugthuung, es zu verkünden, daß Spanien ein we⸗ 
ſentlich und hervorragend katholiſches Land war und iſt. Seine Ges 
ſchichte lehrt es uns. — Die langen und blutigen Kriege, welche es geführt, 
und das Inquiſitions⸗Tribunal bes heiligen Officiums, beffen mächtigem und 
furchtbarem Arme es Zahrhunderte hindurch feinen gebeiligten Glaubensſchatz 
zur Verwahrung anvertraut, beweifen klar, baß ber übertriebene Eifer und 
die erwägungsiofe Glaubensinbrunft ohne Schwierigkeit bie Grenzen bezeich⸗ 
nen, welche die echte Religion vom Yanatiemus trennen. — Die Verfaffungen 
des modernen Spanien, felbft die freifinnigften, haben insgeſammt forgfältigft 
biefer Tebhaften und immerwährenden Präoccupation unferes Baterlandes bie 
Huldigung ihrer Achtung dargebracht, und wenn zuweilen, wie 1836, man 
ſchüchtern einen Schritt in der entgegengefeßten Richtung zu verjuchen gewagt 
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bat, fo bat ber auf bie einfachſten Gemüther durch ben Schrei, den gewiſſe Par: 
teien damals mit einer Teineswegs unverbächtigen Aufrichtigfeit ausgeftoßen, 
hervorgebrachte Eindrud bewiejen, daß bie öffentlihe Meinung noch nicht 
reif und daß es unerläßli war, eine günftigere Gelegenheit abzuwarten, 
um ben gefeglichen Zuftanb der Dinge in einer jo ernften Frage abzuändern. 
— Glüclicherweiſe haben bie Anfchauungen feit damals eine tiefgehende 
Wandlung erfahren, und was noch vor Kurzem als eine wünſchenswerthe, 
aber erft in Janger Zeit zu verwirklihende Möglichkeit angejehen worben, 
wird Heute zur fofortigen Thatſache, ohne daß fich Jemand darob beun- 
rubigte, oder auch nur eine einzige mißtönende Stimme den allgemeinen Ein: 
Hang flörte. — Diejes wichtige Ereigniß verbanft man, die Wahrheit zu 
geftehen,, zum großen Theile bem grandioſen Schaufpiele ber ausgezeichneten 
Triumph, welhe der Zeitgeift, deſſen zerichmetternde Gewalt die flärkften 
Dämme ummwirft und vor dem jeder Widerftand in ben Staub finft, aller: 
wärts Davongetragen. Was jebody Spanien betrifft, fo eriftirt da noch ein 
Umiftand, deſſen zu erwähnen traurig, aber nothwendig ift. Wir wiſſen nicht, 
geichah es in Folge ber Zuftimmung oder ber Duldung Jener, welche es 
hätten verhindern können — aber es ift einmal gewiß, baß der Name ber 
Religion jeit einiger Zeit beharrlih in einen feltfamen und wenig würdigen 
Zufammenhang mit den willfürlihften Handlungen, an benen das foeben 
unter dem begeifterten, allgemeinen Beifall geftürzte Regime fo überreich war, 
gebracht wurde. — In der irrthümlichen Meinung, daß ein geheiligter Mantel 
die anſtößige Nadtheit gewiller proianer Tinge zu bebeden vermöge, zerrte 
man in die hitigen Kämpfe ber Politik hinein, was niemals ber gefahrvollen 
und oft unreinen Berührung weltlicher Leibenfchaften ausgelegt fein follte. 
Daraus entiprang nicht etwa Lauigfeit des katholiſchen Gefühle, das glück⸗ 
licherweife ftets lebendig unter uns ift, wohl aber bie zu allgemeiner Giltig- 
feit gelangte Meinung, daß bie Concurrenz im religidfen Bereiche, gewedt 
durch eine kluge Freiheit, nothwendig fei, um ber aufgeflärten Thätigfeit bes 
Glerus eine ihrer würbige Nahrung zuzuführen und ihm Themen zu einer 
im Einflang mit der Höhe feiner foliden Wiſſenſchaft und feinen achtungs: 
werthen und gebeiligten Charakter ſtehenden Erörterung zu liefern. — Die 
Bolksjunten Haben auch in dieſem Betreff ihre Anihauungen und Wünfche 
ausgeiprochen, und abgefehen von der Mannichfaltigkeit der Formeln, weldye 
untabelbaft aufzuftellen oder aus Einem Guſſe zu geltaften in dem Wirbel 
ber Ereigniffe nicht möglich, ift ber Grund:, der leitende Gedanke aber flets 
derſelbe. In ber religiöjen Bewegung der Welt dürfen wir weder fernab 
noch vereinzelt daflehen. — In Folge deffen werben aus unferen Gefeßs 
büchern, wie dieß bereits aus unferen Sitten geſchehen, Verbote getilgt wer: 
ben, unnüge Verfügungen und trügerifche Beſtimmungen verfchwinden. Die 
bogmatifchen Unterfhiede werden nicht mehr, wie fie es bisher gethan, Unzu⸗ 
träglichfeiten und Ausichließungen herbeiführen, welche das Bewußtfein ber 
freien Bölfer gleihmäßig zurüdweist und verdammt. — Dieß find, in wenigen 
Worten und mit chrlichem Freimuth ausgebrüdt, die beftimmenden Urjachen 
ber gründlichen und ruhmreichen Erhebung Spaniens; bieß ift das Ziel, dem 
beflänbig feine Anftrengungen zugefehrt fein werden. — Weit entfernt, zu 
glauben, daß dieſe in unjerer inneren Politik vollzogene Umgeftaltung Beun- 
ruhigung und Mißtrauen in ben Staaten weden mülle, mit welchen wir bis 
zum heutigen Tage in Frieden gelebt, geeint durch die Bande einer ununter: 
brochenen Freundſchaft, jchmeichelt ſich bie propijorifche Regierung vielmehr, 
baß unfer neues Leben unjeren Beziehungen zu den auswärtigen Mächten 
einen Charakter der Herzlichfeit und Beftändigfeit verleihen werde, den fie 
unglüdlicher Weife in ber Vergangenheit nicht haben Fonnten. — Wir wünt: 
ſchen den moraliſchen Beiſtand der europäifchen Regierungen und werden mit 
Bergnügen in ber Anerkennung ber neuen Orbnung ber Dinge das Zeugniß 
erbliden, daß fie den edlen Charakter und bie Beilfamen Tendenzen der eben 
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vollbrachten Revolution begriffen haben. Sollte uns jedoch anfänglih aus 
Gründen, bie uns unbefannt find, diefer Beiftand nicht zu Theil werden; 
ſollte man Anftand nehmen, das edle Beilpiel einiger der alten Glieder un= 
ferer Familie jenfeits des Meeres und jenes burch den eifrigen Cultus, wel- 
hen es allerwärts bem Principe ber Freimachung unb ber freiheit bes 
Menſchen widmet, noch mehr als durch feine Größe und feine Macht fo bes 
merfenswertbhen Volkes nahzuahmen: wir fagen, wäre bem fo, fo würbe bieß 
noch immer feinen Beweggrund abgeben, uns. in unferem Unternehmen ent= 
mutbigen zu laffen. — Um es mit Singebung und ohne Aufregung Noch 
Unruhe zu verfolgen, genügt e8 ung, bie volle und beruhigende Ueberzengung 
zu haben, daß unfere Unabhängigkeit nicht die minbefte Gefahr läuft, und 
daß bas von uns begonnene Werk ber Wiedergeburt weber burch fremdes 
Einjchreiten, noch burdy fremde Einmiſchung geftört werben wird.” 


Ein Decret des Juſtizminiſters unterdbrüdt unmittelbar alle Klöfter, 
geiftlihen Genoſſenſchaften, Klofterfchulen und andere kirchliche An: 
ftalten, welche auf das Geſetz vom 29. Juni 1837 gegründet find. 
Ale beweglichen und unbeweglichen Güter derfelben werden Staats- 
eigentbum. Die Mönde und Nonnen erhalten keinerlei Penſion. 
Die Klöfter, weldhe vor 1837 gegründet find, werden auf die Hälfte 
eingeihräntt, Die Aufnahme von Novizen ift ihnen verboten. 


Ueber bie in Spanien 3. 3. noch beftehenden Klöfter gibt ber Imparcial“ 
folgende Angaben nach offiziellen Ausweifen: Obſchon vor 1837 um die Hälfte 
verminbert, gab es nach der letzten offiziellen Zählung von 1860 noch 866 
Klöfter mit 12,990 Nonnen, deren jährliche Penſionen 8,990,000 Realen bes 
tragen. Die Zahl der Capläne, Sacriftane, Organiften und Sänger an biefen 
Klöftern betrug 2174 mit einem Budget von 3,921,086 Realen. Es gab 1860 
ferner 8 Männer» Orden in 32 Häufern mit 719 Berfonen. Seit 1860 ift 
feine Zählung erfolgt; man wollte die ftarfe Vermehrung ber Klöfler, welche 
vom Hofe fo ehr begünftigt wurde, nicht befannt werben lafjen. Im Jahr 
1833 hatte Spanien noch 1834 Klöfter mit 31,279 Mönchen. 

20. Det. Ein Decret der proviforifchen Regierung verfügt die Auflöfung 
ber Provinzialjunten, 

Das fehr Tange und hiſtoriſch motivierte Decret fagt zum Schluffe: „Nichts 
ift heute jo dringlich, als die Nothwendigkeit, ber Action ber proviforijchen 
Regierung revolutionäre Einheit zu verleihen bis zur Vereinigung ber con 
ftituirenden Cortes, durch welche der Nationalwille die neue Ordnung ber 
Dinge gründen und beflimmen wird, unter welcher bie Spanier leben jollen. 
Unterbeflen werben bie Mitglieber dee proviforiichen Regierung, treu ihren 
Berpflichtungen und bemüht, ſich alle Tage des allgemeinen Vertrauens würs 
diger zu beweifen, nicht ablafjen, daran zu arbeiten unfere heilige Revolu⸗ 
tion zu vervollſtändigen und zu flärfen. Sie werden zum Ende ber ihnen 
anvertrauten fchwierigen Miffion gelangen, wie die Provinzial: und Lofals 
Junten jebt dazu gelangt find; und fie werben fih für wohl belohnt ers 
achten, wenn ihnen dann berjelbe Beifall zu Theil wird, ben man dieſen 
würbigen Corporationen fpendete In ihrem autgeklärten Patriotismus bat 
die Junta von Madrid ein Iöbliches Beifpiel gegeben, als fie ihre Auflöfung 
beſchloß, die bereits verwirklicht if. Viele andere Junten haben fich beeilt, 
ihr nachzuahmen, und man kann verſichern, daß berielbe Geift auch biejenigen 
befeelt, welche noch erifliren. Auf Grund diefer Motive, und wohl begreifend, 
daß es für die Abminiftration nöthig ift, ohne aufzubören rvevolutionär zu 
fein, in ihren Normalzuftand zurüdzufehren, becretirt die proviforiiche Regie⸗ 
rung, was folgt, indem fie ben unſchätzbaren Dienften, welde die Junten 
geleiftet Haben, ein feterliches Zeugniß ausftelt: Art. 1. Die revolutionären 
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unten, welche noch erifliven, werben ohne Verzug zu functioniven aufhören. 
Art. 2. Die Municipalitäten, Provinzialdeputationen und Regierungsbehör- 
ben bleiben ausfchließlih mit der dffentlichen Verwaltung in allen ihren 
Zweigen beauftragt. Art. 3. Die revolutionären Junten werden ben Pro: 
vinzialtegierungen in ben Hauptflädten und ben Alcaden in ben anderen 
Städten bie Regifter, Protokolle und Documente ausliefern, welche ſich in 
ben Secretariaten vorfinden.” 


21, Oct. Die Junta von Madrid erklärt ihre Auflöfung und beichliekt, 


22, 


auch die anderen Junten dazu einzulaben. Auch die unten bes Be⸗ 
zirks von Madrid erklären fofort ihre Auflöfung. 

Ein Decret des Juſtizminiſters hebt die Geſellſchaft St. Vincent 
de Paul auf. 

„ Die proviforifche Regierung ftelt bis auf einige leichte, durch 
die Umftände bedingte Abänderungen das Gemeindegeſetz wieber her, 
wie e8 von ber Conftituante d. J. 1854 beichlofjen worden war. 

Brief Prim’s an E. v. Girardin über die Frage zwilchen Mo: 
narchie und Republik: 

. ... Ich bin mit Ihnen einverfianden: man muß raſch erſetzen, was 
man umgeſtürzt hat, aber ich begreife nicht, wie Sie aus dieſem Grundſatz 
einen Vorwand ableiten können, um uns bes Mangels an Vorausſicht anzu⸗ 
Hagen und zu behaupten, daß wir geflern nicht wußten, was wir heute grün: 
ben wollen. Wir wußten, was wir umflürzten: eine willfürlihe Regierung, 
welche beftänbig das Grundgeſetz verlebte; wir wußten, was wir an bie Stelle 
jeten wollten: eine freifinnige, monarchiſche und conftitutionelle Regierung, 
indem wir jeboh uns auf die Entidheidung ber Volksſouveränetät beziehen 
wollten. Sie maden mir einen ungerechten Vorwurf, wenn Sie behaupten, 
daß ich, obgleich entichloffen, an der Heritelung einer conftitutionellen Mo: 
narchie mitzuwirken, doch feinen Candidaten für ben Thron im Voraus be: 
zeichnet habe. Ich Habe mit allen meinen Kräften zu dem Umfturz einer 
Dynaſtie beigetragen, von welcher ih wußte, daß fie mit ber Freiheit meines 


Vaterlandes unvereinbar war; aber ich habe nicht daran gebacht, meinen Mit: 


bürgern einen Monarchen meiner Wahl aufzubrängen. Sch bin und werde 
bleiben ber Vertheibiger eines Principe, ich bin nicht ber Vertreter biefes 
oder jenes Prinzen. . - - - Sie behaupten, daß bas fpanifhe Volk weder in 
Portugal, noch in Stalien, noch in Frankreich, no in England einen Prinzen 
finden werde, ber fi) bereit fände, ben ſpaniſchen Thron zu beiteigen. Sie 
Tönnen Recht haben; aber wer jagt Ihnen, daß bie Richtigkeit Ihrer heutigen 
Informationen nicht durch die morgigen Ereigniffe bementirt werden Tann? 
Die Geſchichte ift voll von Weberrafchungen biefer Art. Ich für meine Perſon 
habe das Vertrauen, daß Spanien einen feiner würdigften Fürften finden 
werde... . Nachdem Sie mir vorgeworfen haben, baß ich meine Sympathien 
für eine conftitutionelle Monarchie zu erkennen gegeben, machen Sie mir ein 
Verbrechen baraus, daß ich nicht Spanien die Republif aufgezwungen habe, 
ſelbſt ohne eine conftituirende Verſammlung einzuberufen, welde Sie als 
„überflüſſig“ bezeichnen, und beren Einberufung Sie ale ein „Zeichen von 
Ohnmacht“ betrachten. „Um eine Monardie zu gründen, dazu gehört ein 
König oder eine Königin”, Tagen Sie; „um eine Republif zu gründen, bazu 
gehören Republikaner“, möchte ich jagen. Wenn bie letztere Partei in Spa= 
nien durch eine Fraction vertreten ift, jo ift diefelbe, obgleich fehr achtbar, 
nach meiner Meinung nicht zahlreich genug, um bie Führung ber Geſchäfte 
in die Hand zu nehmen, mit einem Worte: um zu regieren. In unferer 
gegenwärtigen Lage hindert biefelbe nichts, ihre Anfichten frei zu verbreiten, 
und wenn es ihr gelingt, die Nation von ber Vortrefflichfeit ihrer Lehren zu 


Apauien. Bis 


überzeugen, jo wird biefe ihren Wünfchen Genngibunng verfchaffen. Einſt⸗ 
weilen müffen wir, bie Republifaner fo gut wie id, uns vor dem Volks⸗ 
willen beugen, und ich fehe mit Befriedigung, daß wir Alle hierüber einig 
find, da die bervorragendften Mitglieder ber Demokratie mit einer ihnen zur 
Ehre gereichenden Selbftverleugnung unſere Anftrengumgen unterfüßen, welche 
fein anderes Ziel haben, ale die Freiheit unferes Vaterlandes auf Fräftigen 
Grundlagen aufzubauen.“ 


23. Od. Ein Deeret des Juftigminifters fuspendirt bie Zahlungen an 
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eine gewifle Klafle von Diözefanfeminarien mit jährlich 6 Millionen 
Realen. 

Der Finanzminiſter verfügt eine Reviſion der Aktenſtücke bez. der 
vom Staat penſionirten Mitglieder geiſtlicher Orden; alle mit Ver⸗ 
letzung des Geſetzes vom 29. Juli 1837 zugeſtandenen Penſionen 
werden annullirt. 

Der Juſtizminiſter erläßt ein Decret für Anerkennung vollſtän⸗ 
diger Preßfreiheit. 

„Enngland, Frankreich und Portugal beantworten das diplomatiſche 
Rundſchreiben der proviſoriſchen Regierung vom 19. d. M. und 
treten dadurch mit derſelben in regelmäßige Beziehungen, Italien 
thut es nur halb; Rußland, Oeſterreich und Preußen zögern noch. 
„Die große Mehrzahl der Junten bat ſich dem Beſchluſſe ber 
proviſoriſchen Regierung gefügt, nur diejenigen von Barcelona und 
Ferrol nehmen Anſtand, ſich aufzulöſen. Die Regierung unterhandelt 


darüber mit ihnen. 
„Die proviſoriſche Regierung erläßt ein Manifeſt an das ſpaniſche 
Bolt. 

Dasfelbe iſt wieberum übermäßig lang. Cingeleitet durch eine Darlegung 
ber Umftände, welche die Revolution herbeigeführt haben, fpricht es bie zu⸗ 
verfichtliche gelung aus, das ſpaniſche Volt werde mit Geihid und mit 
Meisheit ſich die erfämpften Töftlihen Errungenichaften zu bewahren wilfen. 
Ueber die vertriebene Oynaftie wirb gejagt: „Sie befand fi in ſchneidendem 
Gegenſatze zu bem Geiſte bes Jahrhunderits, verhinderte allen Foriſchritt, 
und bie provilorifche Regierung findet e8 angemefjen, aus Adytung vor ſich 
jelbft, über ihre Thaten ein mitleidiges Schweigen zu beobachten.“ Bezüglich 
ber Einführung der allgemeinen Abflimmung jagt das Meanifeft: 
„Die Revolution bat bie allgemeine Abftimmung eingeführt, da fie Die augen 
Iheinlichite und faßbarfte Beweisführung der Souveränetät bes Volkes if. 
So werben alle neuen Regierungsgewalten durch bie abfolute und genaue, 
weder beſchränkte noch fictive Unterftüßung ber allgemeinen Meinung verftärkt 
werden, und unjere Snftitutionen werben von dem fräftigenden Hauche ber 
ganzen Nation Ieben, die Schiedsrichter ihrer Gefchide und für dieſe verants 
wortlich ifl.“ Ueber bie Religionsfreiheit beißt es: „Der tiefeingeiwurs 
zelte Glaube wird nicht verlegt werben, wenn wir bie freie und ruhige Aus⸗ 
übung anderer Glaubensbekenntniſſe dem Tatholifhen Eultus gegenüber zu: 
geben. Im Gegentheile, im Kampfe wird er erflarfen und mit Eifer bie 
zäben Invaſionen ber religiöfen ©leichgiltigfeit gurüddrängen, bie ben mora⸗ 
liſchen Einn fo fehr ſchwächen. Es ift überdieß eine Nothwendigkeit unferes 
politiichen Zuftandes und ein Proteft gegen ben theofratifchen Geift, welcher 
im Schatten ber foeben geftürzten Regierung fi mit hartnädiger Geſchick⸗ 
lichkeit ſogar ins Wefen unferer Inflitutionen eingefchlichen hatte, ohne Zweifel 
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mit Hilfe jenes knechtenden Einfluffes, welchen eine jede Autorität ohne Er: 
örterung und Gontrole auf alles das ausübt, was fie umgibt.” — Betreffs 
bes Unterrichts fagt das Manifeft: „Die Unterrichtsfreiheit ift eine andere 
ber Reformen, welche bie Revolution forderte, und welche bie proviforiiche 
Regierung ſich beeilt, zu beftätigen.” Der Ausfchreitungen ber geſtürzten 
Negierung In Betreff bes Unterrichts und bes elenden Zuftanbes, in welchen 
fich derſelbe namentlich in ben Volfsichulen befindet, wird mit fcharfen Worten 
gedacht. „Der freie Gedanke”, beißt es, „war zu fortwährender Knechtſchaft 
verdammt." — Der PBreßfreibeit wird in folgenden Worten erwähnt: 
„Die Preſſe tft die unaufbörlihe Stimme bes BVerftandes, eine Stimme, 
welche niemals erliſcht und welche burch die Zeit und die Entfernung Ichallt. 
Wenn man fucht, fie zu Inechten, jo Heißt bieß den Gedanken verftümmeln 
wollen; es beißt, gewaltfam bie menfchlihe Zunge und bie menichliche 
Etimme berausreißen. Verkleinert und erftidt in den Tleinlihen Grenzen 
einer Tügenbaften Duldfamfeit, Verfpottung eines in unferen Conftitutionen 
aufgeführten Rechtes, welches nie ohne ſchädliche Hinderniffe zur Ausführung 
gebracht worden ift, ging ber fpaniiche Geiſt langſam zu Grunde und verlor 
nad und nad) Driginalität und Leben. Hoffen wir, daß nun, da fein Sarg 
gebrochen ift, er aus dem Schoße ber Freiheit wieder auferftehe, wie Lazarus 
aus feinem Grabe bervorftieg.” Die Frage wegen ber befinitiven Negier- 
ungsform wird vom Manifeft mit einer fehr großen Vorfiht und Zurück⸗ 
haltung behandelt. Unverfennbar ift aber dennoch ber Wunfch ber Regierung, 
einen moralifhen Einfluß auf das Volt zu Gunften der Monarchie auszu- 
üben, und ber herangezogene Vergleich mit ber norbamerifanifchen Republik 
jol offenbar eine Beweisführung gegen die Republik in Spanien ſein. 
„Die proviforifche Regierung“, fagt das Manifeft, „ift weit von bem Ge⸗ 
banfen entfernt, eine jo gewichtige und vielfeitige Frage vorweg aburtheilen 
zu wollen, aber fie muß beffenungeachtet auf ein fehr bezeihnendes Symptom 
aufmerkſam machen, weldyes inmitten der begeifterten Aufregung, bie durch 
bie revolutionäre Bewegung hervorgerufen worben, bis zu einem gewifjen 
Punkt die wahrhafte Tendenz des Nationalwillens offenbart. Alle unten, 
natürliche Ausbrüde biefer Bewegung, haben bie Carbinal:Principien unferer 
neuen politiihen Organifation proclamirt, aber fie haben über bie monardhifche 
Inſtitution Stillfchweigen beobachtet und fo ohne vorherige-Uebereinfunft und 
durch inbirecte Inſpiration einem Gefühle patriotifcher Vorficht entiprochen. 
Sie haben, obgleih dieß in den Stunden leidenfchaftliher Aufregung leicht 
hätte vorkommen können, nit bie Perfonen mit ben Sachen und nicht ben 
Verluſt bes Anfehens einer Oynaftie mit bem hohen Amte, welches fie ſym⸗ 
bolifirte, verwechlelt. Es ift wahr, daß fich beredte und Einfluß ausübende 
Stimmen für bie Bertheibigung ber republifanifchen Regierungsform erhoben 
haben, fi auf die Abftammungs: und Charakter-Verfchiedenheit der fpanifchen 
Nationalität ſtützend, und befonders auf bas wunderbare Beifpiel, welches 
jenſeits des Oceans von einer Macht dargeboten wird, bie, gejtern erſt ges 
boren, heute bereit8 ein Gegenftand bes Neides und der Bewunderung ber 
ganzen Welt if. Aber welche relative Bedeutung auch biefen Meinungen 
beizumefjen fein mag, fie haben feine fo große, wie die allgemeine Zurück⸗ 
haltung, mit welcher die Junten in einer fo heiflichen Frage zu Werke ge: 
gangen find, in deren Schoß bis zur Bildung ber proviforiihen Regierung 
bie revolutionäre Initiative volftändig gelegen hat. Außerdem ift leicht be= 
greiflich, daß ein junges Volk, verloren inmitten der Urwälber und nur von 
ausgedehnten unerforiehten Eindden und umpberirrenden Völkerſtämmen bes 
grenzt, ſich mit einer vollftändigen Unabhängigkeit, frei von allen inneren 
Verpflichtungen und von allen internationalen Banden, conftituirt hat. Aber 
es ijt nicht wahrſcheinlich, daß eine gleihe Sache Völkern begegnen Tünne, 
bie ein langes Leben zählen, die ungerftörbare organifche Antecedentien haben, 
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bie an einer Nationengemeinichaft theilnehmen und bie nicht plögli, durch 
einen fchnellen Webergang, ber hundertjährigen Impulſion Gewalt anthun 
fönnen, ber fie in ihrem Yortfchritt gehorchen. Der Nichterfolg ber Verfuche 
biefer Art in anderen Ländern Europas muß bie öffentliche Weberlegung 
weden, ehe man fi in unbefannte und finflere Wege flürzt." 


Drenfe veröffentlicht in Balencia das Programm ber republifani: 
fen Partei: 

Regierungsform: Demobkratiſche FöberativsRepublif. . Gefetgebende Ge: 
walt: Cinzige, jährlih durch das birecte allgemeine Stimmredt zu erwäh- 
Iende Berfammlung. Grecutiv:Gewalt: Bon ber Verfammlung auf unbe: 
flimmte Zeit zu erwählende und nach dem Willen der nämlichen Berfanmlung 
abzufeßende Präſidenten. Gerichtliche Gewalt: Ernennung unabhängiger 
Richter; Errichtung eines fpeciellen Tribunals für dringende Fälle. Angeles 
genheiten, welche ber Gentralgewalt vorbehalten find: Armee, Reſerve und 
Marine, Geſetzbuch, Eolonial: Angelegenheiten, biplomatiihe Beziehungen, 
Statiftif, Zollweſen bis zu feiner Abichaffung, Poſt und Telegraphie, Einheit 
ber Münzen, Gewichte und Maße, Staatsfhuld, Vizinalwege, Garantie der 
individuellen Sicherheit, bes Eigentbums, der Religionsfreiheit, Preßfreiheit 
und des irieblihen Affociationss und Berfammlungsredhts; Erpropriations: 
recht. Für immer find abgeihafft: Die Tobesftrafe; bie Negerjklaverei; das 
Matrofenpreffen; das Tabak⸗ und Salzmonopol; bie bürgerliche und geiftliche 
todte Hand; bie Conſumtionsſteuer; die Steuer auf bie Hypotheken; Die 
Präventivhaft, wenn es ſich nicht um eine Mordthat handelt; der Stempel; 
bie Sicherheitsfarten; das Verbot, Waffen zu tragen. Sofort follen ver: 
beffert werben: Die Zolltarife bis zur gänzlihen Abichaffung der Zölle; die 
Bagnos und Galeeren; das gerichtliche Verfahren. Für unverlegli werben 
erklärt: Das Domicil ber Bürger; die öffentliche Correſpondenz; für frei: 
Der Unterricht, die Gewerbe, bie Advocatur, das Notariat und die Anwalt: 
Ihaft, die Errihtung von Banken und Credit-Geſellſchaften. Die Provinzial: 
Regierungen und die Deputationen, bie Bürgermeifter, bie Gemeinderäthe 
und bie Friedensrichter werben gleichfalls durch das directe allgemeine Stimms 
recht ernannt werben. Ihre Berathungen finden öffentlih flat. Steuern: 
Es wirb nur eine einzige Steuer für bie Central⸗, Provinzial: und Gemeinbes 
Behörden geben. Die Colonien werben den Provinzen der Halbinfel gleichs 
geftellt. Für den Dienft der Poſt, ber Telegraphie und bergl. wird nur dag 
bezahlt, was zu ihrem Unterhalt unumgänglich nothwendig if. Es wirb ers 
klärt, baß bie einzige Miffion ber Gendarmerie darin befteht, die Verbrecher 
zu verfolgen; daß die Armee und bie Referve nur die Milfion baben, das 
Nationals Territorium zu vertheibigen; daß bie Freimilligen (Milizen) bie 
Nube im Innern aufrechterhalten, ohne bie Wache beziehen oder unnützen 
Dienſt verſehen zu müſſen; daß Spanien auf Groberungsfriege verzichtet und 
nur Krieg führen wirb, wenn feine Unabhängigkeit angegriffen wirb. 


27. Oct. Auch die lebten revolutionären Junten, die von Barcelona und 


28. 


Ferrol, haben fi aufgelöst. 

Preußen und Stalien treten mit ber proviforiihen Regierung in 
regelmäßigen Verkehr. 

Prim wird durch Decret Serrano’s zum Marſchall ernannt. 


„ Kin Antrag im Stadtrath von Madrid gegen die Regierung 
wegen ber Erklärung zu Gunſten der Monardie in ihrem Manifeſt 
an bie Nation, weil dadurch ber fouveränen Entſcheidung vorgegriffen 
würde, wirb erfl vertagt und dann ganz fallen gelaflen. 


Apeunien. 

Ein Decret des Finanzminiſters Figuerola ſchreibt ein Anlehen 
im effectiven Werth von 2 Milliarden Realen (550 Mill. Franken) 
zum Gmilfionspreife von 80% und zu 6% Zinfen aus, bas in 
Spanien vom 11. bis 25. Nov. aufgelegt werden fol. In der 
Darlegung ber Motive fagt der Minifter: 


„Die Lage, im welcher die vorige Regierung bie Finanzen unfers Landes 
gelaſſen bat, iit eine fehr bedenkliche, und ohne bie glorreidye Erhebung von 
Cadiz wäre der Stantsbanferott unausweichlich geweſen. Schon von biefem 
einzigen Geſichtspunkt alfo bat die Revolution das Land gerettet und verdient 
in der Geſchichte als ein Akt ber Nothwendigkeit und ber Gerechtigkeit an⸗ 
geſehen zu werben. Es ergibt fich aus ben mit Gewiffenbaftigfeit geprüften 
finanziellen Ausweilen, daß das gegenwärtige Deficit des Schabes fich auf 
2490 Mil. 644,337 Realen beläuft. . . . . Weit davon entfernt, für Ber: 
minderung biejes Deflcits auf bie gewöhnlichen Hilfsquellen der Jahre 1868, 
1869 rechnen zu können, ift im Gegentheil unzweifelhaft, daß das biekjährige 
Bubget mit einem Deficit abfchliegen wird, welches kaum weniger als 600 
bis 700 Mill. Realen betragen dürfte.” 


Der Infant Don Carlos, Herzog von Mabrid, erläßt von Paris 
aus folgendes Eircular an die Souveräne Europas: 


„Sire! Meine Geburt und die gegenwärtige Lage Spaniens machen es 
mir zur Pflicht, die Ahdanfung meines erhabenen Vaters zur Kenntniß Ew. 
Mas. zu Bringen: (Folgt der Wortlaut der Abdankung bes Anfanten Don 
Juan.) Wenn Gott und bie Verhältniffe mich auf den Thron von Spanien 
berufen, fo werde ich mich bemühen, bie nütlichen Einrichtungen biefer Zeit 
mit ben umerläßlichen ber Vergangenheit in Einklang zu bringen und den 
freiernannten Eortes die große und fchwierige Aufgabe Übertragen, mein 
theures Vaterland mit einer Berfaffung zu beichenten, welche, wie ich hoffe, 
gleichzeitig eine fpanifche und eine befinitive fein wird. An dem Tage, ba 
ih biefes Süd haben würbe, würde ih mit Ew. Maj. meine perjönlichen 
Beziehungen, mit Ihrem Volke biejenigen meines Volles möglichft eng 
jchließen. Empfangen Sie, Sire, bie Verfiherung meiner Hochachtung. Gar: 
108 de Borbon y de Eſte.“ 


Die proviforiihe Regierung legt auch der Verbreitung biefes 
Aktenſtückes nicht das mindefte in den Weg. 


30. Det. Auf Euba hat ſich eine revolutionäre Junta für Gründung einer 


31, 


Republif gebildet. General Dulce wird von der ſpaniſchen Regierung 
ftatt Lerfundi’8 zum Generalcapitän ber Inſel ernannt. Mehrere 
Schiffe jollen ausgerüftet werben, um ihn mit anfehnliher Militär: 
verftärfung zu begleiten. 

Dlozaga wird zum Gefandten in Paris ernannt. 
„ Die republifanifche Propaganda geminnt täglih an Thätigkeit, 
an Boden und an Ausfichten für bie Zukunft. Im Süden bilbet 
fie bereit6 die Mehrheit, in den übrigen Provinzen, namentlich aber 
in Mabrib, entſchieden nur eine Minderheit. Die bisherige demo: 
kratiſche Partei zerfällt mehr und mehr in eine gemäßigt monarchiſche 
(Rivero, Martos) und eine offen republifanifche (Drenfe, Cajtelar). 
Die erfteren erlaffen ein Manifeft an die Nation, in dem fie erklären, 

„daß bie Föderativrepublik wohl ihr Ideal fei, daß aber die individuelle 
Freiheit, als Hanpterrungenfchaft ber Mevolution, einem jeden das recht gebe, 
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nad feiner Weberzeugung für bie Gortes zu wählen, in beren Hänben bie 
Entſcheidung liegen ſolle.“ 


2. Nov. Ein Decret des Miniſters des Innern regelt das Verſamm⸗ 


11. 


14. 


lungsrecht. 

Eine Conferenz von Unioniſten, Progreſſiſten und monarchiſchen 
Demokraten beauftragt Olozaga und 12 Mitglieder, ein Manifeſt 
zu Gunſten der conſtitutionellen Monarchie vorzubereiten. 


„ Serrano, Dulce und Topete erklären, es ſei nicht wahr, daß fie 
die Throncandidatur des Herzogs von Montpenfier unterſtützten. 

„ Ein Eircular Prime als Kriegsminifter verbietet ben Milttärs, 
an politifchen Derfammlungen Theil zu nehmen. 

„ Wiederholte Kundgebungen in Madrid zu Gunften ber Cultus⸗ 
freiheit. 

» Die provilorifche Regierung erläßt vorerft ein Wahlgeſetz für die 
bevorftehenden Corteswahlen. Als Bedingung des Wahlrechts wird 
ein Alter von 25 Jahren gefordert. Auf je 45,000 Einwohner 
fol ein Abgeordneter für die Cortes fallen. 


„ Ein Minifterialdecret ertheilt bie Bewilligung zum Bau einer 
proteftantifchen Kirche in Madrid. 

Ein Decret der proviforifchen Regierung beruft bie Wähler auf 
ben 1. Dec., um bie Ayuntamientos (Gemeinderäthe) im ganzen 
Lande neu zu wählen. 


„ Das von ben Führern der vereinigten monarchiſchen Parteien 
vereinbarte Wahlmanifeft erfcheint endlich. 


Aus einer Stelle besjelben geht Kervor, daß bie Unterzeichner eine nicht 
erblihe Monarchie anftreben. Dieſe Stelle ift folgenbe: „Ed handelt 
fih indeffen bier niht um bie Monarchie, die wir geftürzt haben, um bie 
Monarchie dynaftifhen Urfprungs, welche über dem Volke zu ftehen glaubte, 
und zugleich feine Souveränetät und feine Freiheit unmöglich machte. Dieje 
Monarchie ift tobt für immer in Spanien. Unfere Monardie im Gegen: 
tbeil, die Monardie, für die wir flimmen wollen, ift bie, welche aus bem 
Volksrecht entipringt, bie, welche durch das allgemeine Stimmrecht ihre Weihe 
erhält, die, welche bie Souveränetät ber Nation verfinnlicht, die, welche alle 
öffentlichen Freiheiten befeftigt, bie endlich, welche die Rechte bes Bürgers 
barftellt, Rechte, welche über allen Snftitutionen und Gewalten flehen: es ift 
die Monarchie, welche radical das göttliche Recht vernichtet und mit dieſem 
bie Suprematie einer Familie (Dynaſtie) über die Nation, die von demokra⸗ 
tiſchen Inſtitutionen umgebene, bie volfsthümlihe Monarchie.” Das Manifeſt 
fagt allerdings gleich darauf: „Wir werben einftiimmig für bie Monarchie 
mit allen ihren weſentlichen Attributionen flimmen”, aber es fcheint eben 
sicht, daß bie Erblichkeit für eine biefer Attributionen angefehen wird. 


Eine große Vollsverfammlung von ca. 50,000 Menſchen in 
Madrid fol an bemfelben Tage dem Manifeſt Nachdruck geben. 
Sie beftätigt, daß jedenfalls fehr viele nur an eine nicht erbliche 
Monarchie benten. 

Einer ber Hauptrebner ber Volkeverſammlung if ber liberale Marques 
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be Ta Bege be Armijo. Durch feine Lobpreifung freier Staatseinrichtungen 
hatte er fi eben rauſchenden Beifall errungen — ein Gefühlsausdrud, der 
fi) bei der ruhigen Gemüthsart des Spaniers nicht gar Häufig Luft macht 
— als er durch wenige Worte ben Unwillen ber Zuhörer gegen ſich herauf⸗ 
beſchrört: „Heute, meine Herren, ift Alles gefallen; heute erbauen wir eine 
Monarchie in ben Schranken ber Verfaffung, eine erblihe Monarchie” . 
„Keine erbliche, Teine erblichel” braust es dba von Tauſenden Stimmen zu 
bem Rebner hinauf; und der Sturm bricht von Neuem los, als ber Marques 
fortfährt: „Eine erbliche, bieweil fie ben feierlichen Bertrag mit dem Volke 
fließt." Nachdem die Aufregung wieberum bejchwichtigt ift, will er bie 
Nothwendigkeit einer „von allen ihren NAtiributen umgebenen Monarchie” 
durch den Hinweis auf die anderen großen Völker begründen, „auf baß dieſe 
uns achten, wie wir fie achten”. Die Verweifung auf das Fremde ift jedoch 
vor einer ſpaniſchen Zuhörerſchaft höchſt unglüdlich gewählt und wird mit 
dem Rufe vergolten: „E8 Iebe die Wahlmonardiel" Der Redner fühlt fich 
jo in bie Enge getrieben, daß er fih nur duch ein allerdings ſophiſtiſches 
Zugeſtändniß retten zu können glaubt: „Cine Wahlmonardhie wird es im der 
That fein, weil das Volf fie erwählen wird, fintemal auch wir feine andere 
Sache vertheidigen.” 


16. Nov. Ein Deeret des Minifters des Innern Sagafta nimmt bie 
fhiwierige Frage einer Reorganifation der Nationalgarben, die fid 
unmittelbar nad) der Revolution und zum Theil aus mehr als 
zweifelhaften Elementen gebildet haben, in die Hand. 


Die dem Decret vorangejchidte Einleitung ift in ganz befonders rückſichts⸗ 
vollen Ausbrüden abgefaßt, auch am Ende gejagt, daß die gegenwärtige 
Maßregel nur eine provijorifche fei und ber Nevifion der Eortes vorbehalten 
bleibe. Allein es ift unausweichlich, baß fie Unzufriedenheit errege, weil in 
biefem „organifchen Decret über bie bürgerliche Streitfraft ber Freiwilligen 
ber Treiheit“ fein Wort von einer Bezahlung berfelben gefagt ift, diefe aber 
an vielen Orten und zumal in Madrid für einen guten Theil der gegen 
wärtigen Mannjchaft bie Hauptiache bildet und allerdings zeither ſehr we⸗ 
fentli zur Ruhe der Hauptftabt beigetragen bat, gleichwie bie Maßregel ber 
Gemeinbebehörden, ca. 20,000 Arbeiter mit einem Taglohn von 7 Nealen 
arbeiten ober auch nicht arbeiten zu laffen. Bezüglich ber Nationalgarbe 
wirb nun durch das gegenwärtige Decret im MWefentlichen folgenbes beftimmt: 
Die Corps ber „Freiwilligen ber Freiheit" follen in allen Provinzial:Hanpt: 
fädten und in jenen Orten mit mehr als 10,000 Einwohnern gebildet wer: 
den, bie bereits eine Miliz organifirt haben. Wenn aud) andere Städte ein 
ſolches Corps haben wollen, jo baben fie die Genehmigung ber Regierung 
nachzuſuchen, bie fi) darüber mit bem Provinzialrath benehmen wird, aber 
für jeden Fall fi bie letzte Entfchliegung vorbehält. Um in biefe Corps 
einzutreten, muß man zwanzig Jahre alt, im Beſitz aller bürgerlichen Rechte 
und unbeſcholtenen Rufs fein; ausgefchloffen find bie der Trunkſucht und 
Lanbdftreicherei ergebenen Individnen und alle bie, welche wegen gemeiner 
Verbrechen eine gerichtliche Strafe erlitten haben. Die Garde eines jeden 
ſtädtiſchen Bezirks zerfällt in Bataillone von 800 Mann zu acht Compagnien, 
und flieht unter dem Befehl eines Majors; die Compagnien haben ihre 
Hauptleute, und die Züge werben von Lieutenant® befehligt. Oberbefehlo⸗ 
haber der Corps ift in jeder Stabt ber erfte Alcabe, der allein bie Bataillons- 
Commandanten ermächtigt, bie Garbe bewaffnet zu verfammeln. Jede Com: 
pagnie erwählt ihre Unteroffiziere und das ganze Bataillon den Major, 
welcher bie Lientenants und Hauptleute ernennt, felbft aber nach drei Jahren 
feine Stelle einem andern abzutreten bat. Der Alcade Tann die Subaltern= 
offiziere direct zu Dienflleiftungen berufen, wie er auch bie einzelnen Corps 
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bezeichnet, welche im Intereſſe der öffentlichen Ordnung unter bie Waffen zu 
treten haben. Die Anmeldungen zum Eintritt in die Garde gefchehen eben 
falls beim Alcaden, ber darüber dem Bataillond:Commandanten Mittheilung 
macht; die Züge werben aus ben Bewohnern berjelben ober benachbarter 
Straßen gebildet. Die Corps erhalten weber eine Uniform noch ftehen fie 
unter ben militärifhen Orbonnanzen und Gefeßen; bie Abzeichen ber ver: 
ſchiedenen Grabe werben nad Angabe des Alcaden angefertigt. Die Indivi⸗ 
buen, weldhe wegen Disciplinarvergeben aus einem Korps ausgefchlofien 
worden find, können vier Jahre lang in fein anderes aufgenommen werden. 
Sollte bie Regierung fi genöthigt fehen zur Auflöfung eines Corps zu 
ſchreiten, fo bat fie fofort ben Eortes Anzeige davon zu machen, unb wenn 
biefelben nicht verfammelt fein jollten, bat dieß in der erſten Moche ber 
nächften Seffion zu geichehen; im einen wie im andern Fall muß aber fofort 
zur Neorganifation bes Korps gefchritten werben. Das Decret verfügt bie 
Auflöfung der revolutionären Nationalgarben noch nicht, es wird aber im 
Anſchluß daran ein anderes, das barüber Beitimmung betrifit, erwartet und 
ſchon jett vorausgejehen, daß die Ausführung zu blutigen Conflicten führen 
werde. 


8. Nov. Auch die republifanifhe und bie carliftifhe Partei erlaſſen 
nunmehr ihre Wahlmanifefte. 


MWahlmanifeft ber republifanifhen Partei: Die Verfaffer bes 
umfangreihen Aftenftüdes, unter welchem man bie Namen Drenfe und 
Emilio Caftelar bemerkt, bedauern zunähft in äußerſt maß⸗ und fogar pietäts 
vollen Ausbrüden bie Scheidung, welche unvermeidlicher Weiſe im SchooRe 
ihrer Partei eingetreten ift, und definiren bann ihr Programm, wie folgt: 
Die Nepublif, das ift der feinen natürlihen Schranken und feinen urfprüngs 
lichen Zunctionen überlafjene Staat, das ift die Geſellſchaft, fih an die Stelle 
ber willfürlichden Gebote ber alten Regierungen jegend; bie Todesſtrafe ab: 
geſchafft, das Strafiyftem reformirt, die fo lange unterbrüdten und ausges 
beuteten alten Colonien wieder in ben Beſitz ihrer Autonomie gebracht, das 
Budget um mehr als bie Hälfte feiner fcandaldjen gegenwärtigen Ziffer re 
bucirt, bie inbdirecten Steuern, die Confcription und die Werbung für bie 
Marine für alle Zeiten abgeſchafft, die vollfommene Erfüllung des ganzen 
bemofratifhen Programms. Und als Schmud, als Krönung biejes gefegneten 
Werkes, wirb bie Republik jofort auf ben Altar bes befreiten Vaterlandes 
bie Ketten von 800,000 Sklaven Tegen, welche nicht mehr in Knechtichaft 
bleiben Fönnen von bem Tage an, ba man ben Schlüfjel aller Ungercchtigs 
feiten, nämlich die Hoffnung auf monarchiſche Reftaurationen, unterdrüdt. 

Das Wahlmanifeft der carlifiiihen Partei befagt: „Die Kanonen 
von Alcolea haben die Convention von Bergara zerrifien. An biefem Tag 
ging das falifche Gefeß aus dem Zufammenjtoß ber Bataillone hervor, wie 
es ſchon aus den Bekenntniſſen bes Manifeftes von Cadiz hervorging. Wer 
möchte nach ben letzten dreißig Jahren e8 unternehmen wollen, in Spanien 
die Monarchie ohne das faliihe Geſetz wieberherzuftellen? Wer möchte es 
verfuchen wollen, das falifche Geſetz ohne feinen rechtmäßigen Vertreter wieber- 
berzuftelen? Wer möchte bie Verantwortung übernefmen wollen für bie 
unvermeiblichen Verwidelungen, welche fich hieraus nach Außen, und für bas 
Unglüd, welches fid) nach Innen ergeben würde. Die Legitimität ift für uns 
das Grundgeſetz ber Monarchie, nicht aber der Abfolutismus. Sie ift das 
Königthum mit Cortes. Bringen wir bie Tapferkeit und bie Disciplin, welche 
wir an bem Abend von Vergara hatten, in ben Wahlfampf mit, wofern 
diefer ehrlih und frei ift, und ftellen wir auf friedlichem Wege die Legitis 
mität thatlächli und vechtlich wieder ber. Der Herzog von Madrid, ein 
Mufter von Ehre und Rechtſchaffenheit, bat nicht die bitteren Anfpielungen 
des Programms von Cadiz zu fürchten. Betrachten wir überall, wo ein 
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Monarchiſt auftritt, weldder bas nationale Königtbum und die Glaubens⸗ 
einbeit will, dieſen als einen Bundesgenoſſen, ohne nad feiner Herkunft 
und politifchen Bergangenheit zu forfchen. Die Frage muß ſich auf biefe zwei 
Bezeihnungen beihränfen: Royaliften ober Republifaner. Ter Herzog von 
Madrid hat erklärt, daß er den freierwählten Cortes bie fchwierige Aufgabe 
überlaffen würde, das Land mit einer enbgiltigen und zugleich echt fpanijchen 
Verfafjung zu befhenten. Das ift ein ganzes Programm, und es genügt. 
Betheiligen wir uns entſchloſſen an ben Municipalwahlen. Beweiſen wir in 
benfelben, daß bie Monardijten in Spanien bie flärkiten an der Zahl find. 
Ter Patriotismus, das Vaterland und bie Vernunft werben das Uebrige 
thun!“ Unterzeichnet ift das aus Paris batirte Actenflüd: Graf v. Fuentes, 
Bräfident, Graf v. Samitier, Marquis v. Tamarit, Santiago Ling, Mit: 
glieder, Pablo Novales, Secretär bes carliſtiſchen Comité's. 


20. Nov. Die proviforiihe Regierung ernennt eine Reihe von Geſandten 


22. 


25. 


30, 


an den verſchiedenen Höfen Europas. 

„ Der Finanzminifter ſtellt die von einer Anzahl revolutionärer 
‘unten in den erften Zagen ber Umwälzung aufgehobenen Zöfle 
twieder ber. 

„ Der Minijter des Innern Sagafta verfügt nunmehr die wirkliche 
Aufldjung und Reorganijation der Freiwilligen ber Freiheit bis zum 
10. Dec. in Ausführung bes Decrets vom 17. d. M. 

In Madrid wurde feit dem Erlaß bes Ießteren DecretS mit der Auf: 
löſung des feitherigen Corps in aller Stille begonnen, indem man dem Ba= 
taillon, welches feither die Wade an ber Puerta bel Sol bezogen, erklärte, 
daß das Ayuntamiento nicht länger feiner Dienfte bebürfe. Es wurde durch 
ein unter ber Hand gebildetes Freiwilligen- Bataillon erfebt, und allein 
baburch erfparte das Ayuntamiento vom Tage an täglih 1000 Realen. 
Den nicht länger bezahlten Mitglieder bes ehemaligen Bataillons ſteht es 
nun frei, fi Arbeit zu fuchen, wo fie wollen und Fönnen; in ben fog. 
Nationalwerkſtätten nimmt man jedoch feine neuen Ankömmlinge mehr an. 
Einftweilen hatte man ben Leuten ihre Gewehre gelafien, und ba es trotzdem 
zu Teinen Ruheſtörungen kam, fo fcheint bie Negierung Muth befommen zu 
haben, einen Schritt weiter zu gehen. In ber Einleitung des neuen Decrets 
wirb gefagt, daß nicht länger gefäumt werden bürfe, die Organifation ber 
Bürgergarde in ben verfchiedenen Städten bes Landes mit ben Beftimmungen 
ber Berorbnung vom 17. Nov. in Hebereinfiimmung zu bringen. Berfügt 
wird darauf in dem Deerete bes Minifters: 1) daß die Ayuntamientos fofort 
nah den Beftimmungen bes Erlafjes vom 17. bie Reorganifation in Angriff 
zu nehmen baben; 2) daß alle Mitglieber ber Bürgergarbe, deren Namen 
nicht bis zum 10. Dec. nen eingetragen fein werden, als entlaffen zu be- 
trachten find und ihre Waffen abzuliefern haben; 3) baß diejenigen, welche 
bie Auslieferung ihrer Waffen verweigern, zu verbaften und vor die ordent⸗ 
lichen Gerichte zu verweilen find. 

Die auf den 1. Dec. angefehten Gemeindewahlen im ganzen 
Rande werden auf den 18. Dec. hinausgefchoben, wodurd auch die 
Einberufung der Cortes in weitere Yerne gerüdt wird. 

Da an dem Anlehen von 2000 Mil. Realen erjt ein jehr kleiner 
Theil gezeichnet ift, fo wirb der Termin zum Schluffe ber Sub: 
feription auf unbeflimmte Zeit verlängert. 

„ Die Regierung fegt zwölf im erften Augenblid ernannte bemo- 
Iratiiche Provinzgouverneurs ab und erjet fie durch andere, auf bie 
fie fich eher verlaſſen Tann. 
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1. Dec. Die Provinzialdeputation von Navarra zeichnet „um einen Bes 


18. 


31. 


weis ihres Patriotismus zu geben” fünf, die der baskiſchen Provinzen 
jch8 Mil. Realen des Nationalanlehens. 

„ Ein Tumult in Badajoz wird mit Gewalt unterbrüdt. 

„ Die Entwaffnung der Freiwilligen führt im Hafenort Sa. Maria 
bei Cadiz zum Wiberftand, der unterbrüdt wird. 

Die Vorgänge in Sa. Maria wieberholen fi in Cabiz, bie Frei⸗ 
willigen greifen zu ben Waffen und befeten den größeren Theil 
ber Stadt. Die Truppen müſſen weichen und erft Verſtärkungen 
abwarten. 


„ Die proviforifhe Regierung febt die Corteswahlen auf den 15. 
bis 17. San., den Zufammentritt der Eortes auf den 10. Febr. an. 
„ Die Truppen jchliegen mit ben Aufftändifhen in Cabiz einen 
Adftündigen Waffenftillftand ab. 

„ General Caballero de Robas wird behufs Unterbrüdung des 
Aufſtandes von Cadiz zum Chef-Commandanten der Armee von 
Andaluſien ernannt. 

„ Ein Deeret des Juſtizminiſters ordnet die Unification der Rechts⸗ 
pflege an; bie Ehegerichte bleiben indeß nach wie vor dem Klerus 
und der Yuftigminifter wagt es noch nicht, daran zu rühren. 

„ Der Waffenftillftand mit den Aufftändifhen in Cabiz wird bie 
zum 11. d. M. verlängert. 

„ Der Herzog von Montpenfier will ſich der proviforifchen Regie⸗ 
rung gegen bie Auffländifhen von Cadiz zur Verfügung ftellen. 
Die Regierung beſchließt, fein Anerbieten abzulehnen. Der Herzog 
fehrt in Cordova wieber um und nad) Liſſabon zurüd. 


„ Die Aufftändiichen von Eabiz ergeben ſich der Uebermacht ber 
Truppen, 


„ General Dulce geht nad Cuba ab. 


„ Schluß der Subfeription auf das Nationalanlehen: von 2000 
Mil. Realen find nicht 500 gezeichnet worben. Der Finanzminifter 
orbnet in Folge davon bie Trennung ber fog. Depofitenfaffe vom 
Staatsfhabe an. 


„ Wahl der Gemeinderäthe in ganz Spanien. Eine Reihe großer 
Städte wählt republifanifh. In Madrid unterliegen dagegen bie 
Republikaner mit bloß 3600 gegen 24,000 Stimmen. 

„ Mm Malaga bricht wegen Entwaffnung ber Freiwilligen gleich⸗ 
falle ein Aufitand aus, 


3. England. 


4. San. (Abyſſiniſcher Krieg). General Sir Robert Napier, der 


Mitte 


Oberbefehlshaber der ganzen Erpeditionsarmee, langt in der Annes- 
leybai an und übernimmt den Oberbefehl (12,000 Mann, wovon 
8000 Mann Indier, 4000 Mann Engländer, mit 12,000 Maul: 
thieren und 20 Elephanten, 3 Gebirge: und 4 Feldbatterien). Oberft 
Merewether ift mit der Borhut durd den Pak von Senafe bis zu 
biefem Punkte vorgerüdt. Napier will mit ber Hauptmacht nicht 
vorrüden, bis in Senafe auf drei Monate Proviant angefaınmelt ift. 
San. Fortgang des Streites zwifchen bem Biſchof von Capetown 
und dem Dr. Colenfo, Bifhof von Natal: die orthodoxe Staats⸗ 
fire jucht den letzteren durch die Ernennung eines Gegenbiſchofs 
zu berbrängen. 


Die Maßregel ift eine gelge ber penanglicaniihen Synobe vom Herbft 
1867, bie entſchieden Partei genommen Hatte gegen Colenſo, während ber 
höchſte Gerichtshof durch fein Erkenntniß die Stellung besjelben legal unan⸗ 
greifbar gemacht Hatte. Durch freiwillige Beiträge hat ber Biſchof von Cape: 
town einen Jahresgehalt von 600 Pf. für einen Gegenbilhof aufgebracht, 
mehrere Geiftlihe ber Diöceſe Natal haben erflärt, ihn anzuerkennen, und jo 
wird denn Hr. Macrorie, pufeyitiicher Hilfsgeiftlicher an einer engliſchen Dorf: 
gemeinde, vom Biſchof von Eapetomn zum Gegenbiſchof von Natal ernannt 
und vom Erzbiſchof von Eanterbury als Primas ber englifchen Staatskirche 
beftätigt. Indem jedoch bie Gegner Colenſo's das Princip ber Freiwilligkeit 
in Tirchlichen Angelegenheiten gegen bie Staatsmadht anrufen, thun fie gerade 
das, was bie Gegner ber Staatsfirdhe verlangen und verfegen bem Princip 
ber Staatsfirche felber einen Schlag, deſſen Bedeutung weit über Colenſo's 
Erklärung bes Pentateuch binausreicht. 


23. Jan. Feniſche Umtriebe: das bisherige Geheimniß bez. der Unthat 


31, 


von Elerfenwell wird enthüllt, indem ſich ein gewiller Mullany vor 
dem Polizeigerichtshofe zum Denuncianten und Ankläger gegen feine 
Mitgefangenen und Mitſchuldigen madıt. 

„ Abyfjfinifher Krieg). General Napier ift bis GSenafe, 
Merewether bis Adigirat, der Hauptitadt von Agame, vorgerüdt. 


15. 


18, 
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Sehr. Rebe Bright's in Birmingham — Programm der bevorſtehen⸗ 


den Oppofition bez. Irlands. 


v„ In Dublin conftituirt fi ein „proteftantifcher Central⸗-Verthei⸗ 
digungsverein” der iriſchen Staatskirche, 

an deſſen Spike 50 Marquis, Grafen und Lords, 60 Honourables und 
Ritter, 36 toryftifhe Unterbausmitglieber und bazu hunderte anderer Leute 
von angejehener focialer Stellung ſtehen, und beſchließt eine Anzahl Reſolu⸗ 
tionen für Aufrechthaltung der irifhen Staatskirche fowie eine Adreffe, deren 
leidenfchaftliche Sprache gegen bie katholiſche Kirche Irlands fehr unwürbig 
gefunden wird. 
„ Unterhaus: Die Regierung verlangt die Bewilligung zu weiterer 
Suspenfion der Habeas-Corpus-Akte für Irland bis zum 1. März 
1 


„ Abyffinifher Krieg). Die Vorhut beſetzt Antalo, ben britten 
feften Stüßpunft der engliihen Marjchlinie, halbwegs zwiſchen ber 
Küfte und Magdala; von da an beginnt der ſchwierigſte Theil des 
Mariches. 


„ Unterhaus: Die Regierung legt bie Reformbill für Schottland 
und eine Wahlbeftehungsbill vor. | 

„. Eine „Erklärung ber Tatholifchen Laienſchaft“ gegen bie irijche 
Staatskirche jet dem „proteftantiichen Central:Vertheidigungsverein“ 
für biefelbe gleichfalls eine lange Reihe Tauter betitelter Unterfchriften 
entgegen. | 

„ Korb Ruffel, immer noch das anerkannte Haupt der Oppofition, 
richtet einen (eriten) offenen Brief an Hrn. Chichefter Fortescue 
(vor Derby Minifter für Irland) über die irifche Trage: 

Die irifhe Staatsfirche ſei, weil fie ber Gleichſtellung der Confeſſionen 
wibderftrebe, entjchieben zu verwerfen, und wie bie Abichaffung des Inſtitutes 
in Schottland Wunder gewirkt, fei auch in Irland das Beſte bavon zu er: 
warten. Ausftattung ber Tatholifchen und ber presbpterianiihen Kirche und 
Verminderung ber Einfünfte des Stantsinftituts auf ein Achtel bes jetigen 
Beſtandes find bie Mittel, bie hier helfen ſollen, und Glabftone ift ber Mann, 
ben Lord Ruffel zur Ausführung diefer Reformen empfiehlt. Nur zwei Schritte 
find notwendig, Verkörperung des Princips ber Gleichſtellung in einer Res 
jolution des Haufes und eine Abrefje an die Königin, um fie in Kraft zu 
fegen. Aber keine Verjchleppung, ſchnelles Handeln, damit bie Union zwiſchen 
ben beiden Ländern zur Wahrheit werde. Den Liberalen Tiegt e8 0b, zu 
biefem Ziele ben Weg zu bahnen. 


Gleichzeitig erörtert John Stuart Mil in einer Broſchüre „Eng- 
land and Ireland“ die irifhe Landfrage und bringt auf eine fehr 
radicale Löſung berjelben. 


MIN fieht Feine andere Möglichkeit, Irland gerecht zu werben und bie 
irifche Nation, die nur noch an Trennung von England benfe, mit ber britti- 
ihen Nation auszuföhnen, als auf bem Wege „einer wirklichen Revolution 
in ben öfonomifchen und focialen Zuftänden Irlands“. Der heutige Grunb- 
befig in Irland fei nicht das Ergebniß der Induſtrie, jondern der Beraubung. 
Im Bewußtjein des irifhen Volks Iebe aber ber alte Grundſatz noch fort, 
daß das Recht, Land zu befiten, gleichbedeutend jei mit bem Rechte, es zu 

23 
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bearbeiten und dieſes Gefühl, das burch ben grauſamen Mißbrauch, welches 
die eingewanderte Ariſtokratie (Fremde und von fremder Religion, die zu 
einem großen Theil nicht einmal in Irland leben) von ihren angemaßten 
Rechten machte, lebendig erhalten und verbittert wurde, ſei die Grundurſache 
der „triihen Schwierigkeit". Nur die ſofortige Beſitzlichmachung der Land- 
pächter könne Irland retten und England aus feiner beihämenden Lage be= 
freien. „Wenn wir fortfahren, Irland durch Gewalt niederzuhalten, fo wer: 
den wir nicht nur alle unſere Chancen für Mißverſtändniſſe mit anderen 
Mächten erfchiweren, jondern uns auch in einem AZuftande offener Revolution 
befinden gegen das Gewifjen Europa’s und gegen unfer eigenes Gewifien. 
Und gleihwohl werben wir am Ende durd die allgemeine Verachtung oder 
tan fiegreihe Gewalt gezwungen werben, Irland aus feinen Banden zu 
entlaſſen.“ 


25. Febr. Lord Derby gibt aus Geſundheitsrückſichten feine Entlaſſung 


26. 
28. 


ein unb biejelbe wird von der Königin angenommen. Lord Stanley 
zeigt dem Unterhaufe an, Disraeli fer von ihr mit ber Bildung des 
Eabinets betraut worden. Ä Ä 


„CAbyffiniſcher Krieg). Befriedigende Zuſammenkunft Na⸗ 


piers mit Kaſa, dem Fürſten von Tigre. | 
„ Die Königin genehmigt Disraeli's Minifterfifte und feine nene 
Stellung als Premier des Cabinets. 

. ‚Die ganze Brefie ſtellt Betrachtungen Über die tiefe Wandlung -in ben 
Anſchauungen und Zuftänden Englands: an, hie aus der bloßen Thatfache 
erhellt, baß die gejammte Partei ber Tories, der ber reichſte und ftolzefte 


Adel Eüuropa's angehört, fih, ivenn auch zum Theil ungern und wider Willen, 


doch ohne Anftand der Leitung eines vollfommenen PBarverä, des Sohnes 
eines von Venedig eingewanderien jüdiſchen Kaufmanns von urſprünglich 
fpanifcher Abkunft anvertrauen ‚muß und anvertraut und anerkennt, baß 
darin für England ein Ereigniß von größerer Tragweite liege, als bloß darin, 
daß Disraeli endlich das Ziel feines Chrgeizes erreicht habe. | 


5. März. | Unterhaus: Disraeli widmet dem zurüdgetretenen Lord Derby 


mit bewegter Stimme eine warme Lobrede, die oft vom flürmifchen 
Beifall feiner Bartei unterbrochen wird,. und entwidelt kurz das 
Programm feiner Bolitil: © 0 5 

2. Im Bereiche ber heimiſchen Angelegenheiten werde die Regierung 
eine Tiberale Politik verfolgen. „Lich verftehe Harımter — fo bemerkt er, als 
er bei ben eben gebrauchten Worten durch itoniſches Gelächter ber Oppofition 
unterbrochen wird, auf ben ein Tauter Beifallseuf ber Minifteriellen folgt — 
eine wirklich liberale Politik, eine Politik, die vor keitten Veränderimgen zu⸗ 
rückſcheut, welche der Geift der Zeit ktheiſcht, wobei wir jeboch nie dergefien 


: "werben, daß uns bas glückliche Lods beſchleden If, In einem alten und hiſto⸗ 


rischen Lande zu leben, reich am überlieftrien Cinflüffee, walche Sie beiten 
Bürgichaften für Ordnung und Freiheit und für unferen nationalen Chas 
rakter und unfere nationale Kraft von hohem Werthe find.” Mit tiefem Be⸗ 
dauern fehe fich die Regierung gezwungen, die Ausnahmszufände in Irland 
aufrecht: zu erhalten, welche, wie Lord Derbh früher bemerkt, nicht ‚gegen das 
irische Wolf, fondern gegen die Inttiguen einer vom Ausland her wirfenben 
principienlofen Verſchwörung gerichtet fei, und ‚mit der allmählich ſchwinden— 
den Aufregung in Irland eheftens überflüffig werben dürften. Durch zweck⸗ 
mäßige wohlerivogene Maßregeln werbe es ficherfich gelingen, das Wohl und 


Glüuͤck Irlands zu fördern, und wenn im Raufe der nächſten Woche (am 10.) 


Gugiand, SUB: 


Hr. Maguire’s irischer Antrag zur Discuſſion gelange, werbe ber Graf 
v. Mayo im Namen ber Regierung beren Borfchläge im Detail mittheilen 
und dem Wohlwollen des Haufes empfehlen. 


6. März. Unterhaus: Debatte über bie Behandlung der Alabama⸗Frage. 
Diefelbe zeigt, wie fehr fi die Stimmung bes Haufes im allge: 
meinen unb felbft folcher, bie fich früher im feindjeligften Tone 
gegen die Union ausgeiprochen, geändert hat. 


Die Debatte wirb veranlaßt buch Hrn. Shaw Lefevre. Derſelbe Ienft 
bie Aufmerkjamfeit bes Haufes auf den Abbruch ber bezügl. Unterhandlungen 
mit Amerifa, und wirft einen möglichft unparteiifchen Rüdblid auf bie bisher 
geführte diplomatiſche Gorrefpondenz. Nicht diefe, noch auch der Schaden, 
ben die „Alabama“ ber amerikaniſchen Schifffahrt zugefügt, habe in Amerifa 
jo große Erbitterung gegen England erzeugt; der Mangel an Sympathie, 
ber fih in England und in den Neben hervorragender engliicher Staatds 
männer während des Bürgerfrieges gegen Amerika gezeigt, fei die Haupt: 
ſchuld, daß die englifhen Ausgleichungsvorſchläge brüben Tein geneigtes Ohr 
fanden. Seiner Meinung nad follte England nicht anftehen, ber Forderung 
Hrn. Sewards nachzukommen, nämlich auch bie Trage einem Schiedsgericht 
anbeimzuftellen: ob bie frübzeitige Anerkennung der Südftaaten von Seiten 
Englands eine billige und berechtigte geweſen ſei. Kaum für benfbar halte 
er es, daB irgendein Schiedsrichter in biefem letztern Punkt gegen England 
entjcheiden könnte; und ebenjo wenig glaube er, baß, wenn England in 
einen Krieg verwidelt würde, bie Amerikaner, um fi zu rächen, Kaper⸗ 
ſchiffe zur Vernichtung des englifhen Handels ausrüften würden, Vielmehr 
würben fie, feiner Ueberzeugung nah, bemüht fein, firenge Neutralität zu 
handhaben. Zum Scluffe mahnt er England, einen entgegenfommenden 
Schritt zu thun, um den auf dem Parifer Congreß angeregten Gedanken zu 
verwirklichen, daß Kriege Tünftig durch Schiedegerichte unmöglich gemacht 
werben jollen. Sehr zu bedauern fei es, daß Lord Stanley bie Gelegenheit 
zu einer friedlichen Schlichtung bes Alabamaftreites unbenützt gelaffen babe, 
boch ftebe zu hoffen, daß er bei ber nächſten Veranlafjung bas Verſäumte 
nachtragen werde. Lorb Stanley fpricht fih mit großer Anerkennung über 
die eben gehörte Klare und maßvolle Auseinanderjegung aus (Hr. Shaw 
Lefevre war während des Bürgerkrieges ſtets entichieben für den Norben auf⸗ 
‚getreten), erwähnt mit tiefem Bebauern ben Rüdtritt des Hrn. Adams, ber 
—* bemüht geweſen, einer Störung der freundlichen Beziehungen zwiſchen 
Amerika und England vorzubeugen, und geht ſodann auf die Alabama⸗Frage 
über. Beide Staaten haben vermöge ihrer ausgedehnten Beſitzungen, Handels⸗ 
intereſſen und Staatsſchuldenlaſten ein gleich großes Intereſſe an ber Erhal⸗ 
tung freundjchaftlicher Beziehungen. Angeſichts der unglüdjeligen Streitfrage 
tonnte England nicht anders handeln, als feinen Standpunkt in gemäßigter 
Weile auseinanderfegen, und an eine entſprechende Mäßigung Amerifa’s ap⸗ 
pelliven. Hier wie brüben ift die Öffentlihe Meinung in ber legten Zeit eine 
befonnenere geworben, und wie die Sachen jetzt ſtehen, erſcheint die Streit: 
frage auf möglichft enge Grenzen zurüdgeführt. Nachdem beide Theile über- 
eingefommen, daß ale zweifelhaften Punkte einem unparteiifhen Schieds⸗ 
gericht vorgelegt werben jollen, blieb nur noch der einzige Punkt umerledigt: 
ob dieſes Schiedsgericht auch über die Anerkennung der Conföberation als 
friegführende Macht von Eeiten Englands ein Urtheil füllen jole? England 
erflärte, daß es den Zuſammenhang dieſes Punktes mit der ftreitigen Haupt: 
frage nicht einfehe, und berief fih mit gutem Recht und Gewiſſen auf bie 
unbeftreitbare biftorifhe Thatfache, daß es die Gonfdderirten erft dann ale 
Kriegführende anerkannt habe, als Hr. Sewarb erklärt hatte, baß die Vers 
einigten Staaten ben Bürgerkrieg“ als eine unvermeiblihe Nothwendigkeit 
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annehmen, und zu einer Zeit, wo bie fübliche Armee beinahe vor ben Thoren 
von Walhington ftand. Tiefe Thatfahe muß feftgehalten werden, fo ſehr 
bie Regierung auch eine friedlihe Ausgleihung wünſche. Die etiwa zu leis 
ftende Geldentfhädigung verdient faum eine Berüdjichtigung, denn gegenüber 
den englifhen Entihädigungsforderungen Fönnte fie nur fehr unbedeutend 
fein. Der Lord fchöpft aus dem freundlichen Empfang, befjen fich der neue 
brittifche Gefandte in Wafhington, Hr. Thornton, zu erfreuen hatte, bie Ueber: 
zeugung, daß bie Meinung gegen England bafelbft eine freundlichere gewor⸗ 
den fei, und befennt fich zu dem boffnungsvollen Vertrauen, daß ber einzige 
noch ftreitige Punkt vermittelt einer gemifchten Commiſſion, ober auf ande⸗ 
vem Wege, zu einer friedlichen Erledigung gelangen werde. Wenn die eng= 
lifche Regierung e8 bisher für Recht gehalten bat, und noch heute hält, im 
dieſem Punkte nicht unbedingt nachzugeben, fo trage fie die Ueberzeugung in 
fi, daß nicht nur das Unterhaus, fondern jeber Unparteiifche dieß⸗ wie jen= 
feitö des Oceans ihre Haltung gerechtfertigt finden werde. (Lauter Beifall.) 
Hr. W. E. Forfter äußert feine Befriedigung über bas eben Gehörte, meint 
jedoch, daß Hr. Sewarb von Lord Stanley mißverftanden worben fei. Seine 

orberung gebe nämlich nicht dahin, baß ber Schiedsrichter über die Berech⸗ 
tigung Englands zur Anerkennung ber Conföberation als friegführende Macht 
entfcheiden jollte, er fordere bloß für ſich das Recht, vor bem Schiedsgerichte 
nachweifen zu dürfen, daß biefe frühzeitige Anerfennung bie Hauptihuld an 
ben fpäteren Verwüflungen der „Alabama“ trage. Sir G. Bowyer unb 
Hr. Sandford ftehen beide für ben Saß ein: daß jeber Engländer als 
Bürger eines neutralen Staates das Recht bejefjen habe, dem Süben ebenfo 
gut Schiffe wie dem Norden Waffen zu liefern. Hr. Mill dagegen erblict 
den Schwerpunft ber flreitigen Sache in ber Frage: ob es einem Kriegfüh—⸗ 
renden geitattet fein dürfe, ein neutrales Land zur Grundlage feiner Opera: 
tionen zu machen — eine Frage, bie fich offenbar nur verneinend beantworten 
laſſe, da auf ſolche Weiſe ein Kriegführender feine Operationen nad einem 
Punkte verlegen könnte, an welchem ihm ber Gegner nicht zu Leibe gehen 
fönnte. Seiner Meinung nad wolle die amerifanijche Negierung vor dem 
Schiedsgerichte bloß den Beweis führen, daß, wofern England nicht mit dem 
Süden jympathifirt hätte, die „Alabama“ nimmer hätte entwiſchen können. 
Er fehe nicht ein, weßhalb es Amerika nicht geftattet fein folle, diefen Nach: 
weis feinen anderen Argumenten anzureihen, und, foviel er glaube, gebe es 
wohl fein einziges Mitglied diefes Haufes, welches nicht zugeltehe, daß Ame⸗ 
rika Anſpruch auf einige Entſchädigung habe. Hr. Mil fchließt ſich alfo in 
der Auslegung der Seward'ſchen Forderungen ben Anfichten Forſters an, 
und befürwortet die Nieberfeßung einer gemiſchten Commiſſion, um die Ent: 
ſchädigungsanſprüche Amerika's zu prüfen. (Hr. Sandford hatte geradezu 
empfohlen, Bright nad Amerika zu Ihiden, um bie Sache zu ordnen.) Hr. 
Sladftone fimmt nit mit Mill überein, daß jebermann von ber Berech⸗ 
tigung Amerifa’s auf eine Entſchädigung überzeugt fei, und wäre bieß ber 
Tall, dann braudte es Feines Schiebsgerichtes, Ebenſo wenig theilt er bie 
Auffafiung von Mil und Forfter über ben Geift ber Seward'ſchen Forder⸗ 
ungen. Mit großer Beiriedigung babe er aus dem Munde Lord Stanley’s 
vernommen, daß die Verhandlungen noch nicht ganz abgebrochen feien. Der 
edle Lord möge liberzeugt fein, baß er bei feinen Bemühungen, einen freunb- 
lichen Ausgleich zumege zu bringen, auf das volle Vertrauen unb die Unter: 
ftüßung des Haujes und Landes zählen könne. 


16. März. Unterhaus: Antrag Maquire, viertägige Debatte über bie 


irifche Frage — Recognoscirungsbewegung der Oppofition, als deren 
Reſultat fich ergibt, daß die Kegierung bezüglich der irifchen Frage 
durhaus rathlos und daß die Frage ber irifchen Staatskirche ber 
ſchwächſte Punkt ihrer Stellung ift, während gerade Über dieſe Frage 
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alle Tiberalen Fractionen einer Meinung zu fein feinen. Gladſtone 
fündigt daher einen Sturm auf diefem Punkte an und Maguire 
zieht feinen bloßen Refolutionsantrag zurüd. 


Debatte: Graf Mayo Hält Namens der Regierung eine über vier 
Stunden dauernde Rebe, bie lediglich daranf ausläuft: daß bie Regie⸗ 
rung für bie ihre Zinfen nicht bedenden irifchen Eiſenbahnen aus Staats⸗ 
mitteln etwas zu thun gebenfe und Willens fei, Ermächtigung und Gelb 
zu Gründung einer katholiſchen Univerfität berzugeben., Was dagegen bie 
Landfrage betrifft, fo befchränft fich die Negierung auf ihre vorjährige Bill, 
welche unter gewifjen befchränfenden Umfländen dem „ausgetriebenen“ Pächter 
Anſprüche auf Entſchädigung für die etwa bewirften Verbejferungen des Pacht⸗ 
guis gewährt und die Einführung von fehriftlichen Verträgen anräth, und 
auf die Einfegung einer kgl. Commiſſion, welde die Sache einer „feierlichen 
Unterfuchung“ (allgemeine Heiterkeit auf den Oppofitionsbänfen) unterziehen 
fol. In Bezug auf bie Kirchenfrage wird ebenfalls auf den angeblich im 
drei Monaten zu erwartenden Bericht einer im vergangenen Jahr auf Lord 
Ruſſels Antrag im Oberhaufe befchloffenen Unterfuhungscommilfion (die ins 
deß bis jet erft zwei Sitzungen gehalten und fich noch nicht einmal förmlich 
conftituirt bat) vertröftet, jeboch gleich zur Beruhigung der Partei in Irland 
und England beigefügt, daß an dem Beſtehen ber proteflantiidhen Staats⸗ 
kirche nicht gerüttelt werden fol. Die beiden Hauptbeichwerden Irlands will 
alfo die Regierung auf unbeftimmte Zeit vertagen. Horsman, Abullamit, 
bezeichnet demnach die Politik der Megierung als Untbätigfeit in Betreff ber 
Kirche, als Verfchleppung in Pezug auf die Landverhältniffe und als Rück⸗ 
Schritt im Erziehungsweien. Die Regierung wiffe entweder feinen Verſuch 
zu machen ober wage es nicht, Irland durch gute Gefehgebungsmaß: 
regeln zu beruhigen und fuche ihre WVerlegenheit durch armfelige Flickerei 
und faljche Vertröftungen zu verbergen. Er und Xowe, gleichfalls Adulla⸗ 
mit, erflären fich auf's entfchiedenfte gegen bie Gründung einer katholiſchen 
Univerfität, bie von allen Seiten angegriffen, von feiner ernftlich vertheidigt 
wird, Der D’Donoghue fhildert mit leidenfchaftlihem Feuer die Leiben 
feines Vaterlandes, ftellt die Gfeichberechtigung aller Eonfeffionen und Sicher: 
heit bes Pachtbefites als unerläßliche Bebingungen für die Befriedigung rs 
lands bin, ſpricht aber gleichzeitig auch die Ueberzeugung aus, daß alle or: 
bentlihen Reformen Irland nicht beruhigen würben, fo lange ihm nicht ein 
größeres Maß freier individueller Selbftregierung eingeräumt werbe. Bright 
ruft durch eine Rede, die als eine der meifterhafteften und ſchwungvollſten 
besjelben anerfannt wirb, einerfeits durch ihre entichiebene, anderfeitS durch 
ihre verföhnlihe Haltung lebhaften Beifall von ben verfchiebenften Seiten 
des Haufes hervor. Die Vorfchläge der Negierung feien völlig ungenügend 
und ben berufenen Pillen zu vergleihen, bie ein unverfchämter englilcher 
Quackſalber vor Zeiten als Mittel gegen Erbbeben dem Lanbvolf empfohlen 
babe. Das Nebeneinanderbefiehen von geftiegenem materielem Wohlſtand 
und vermehrter Unzufriedenheit in Irland fei feines Dafürhaltens der ſchla⸗ 
gendfte Beweis für bie Dringlichkeit radicaler Neformen. Es müſſe vieles 
faul fein in einem Lande, das ſich fortwährend im Zuſtande ber Revolution 
befinde und die Gründe dafür dürften faum jemanden klarer fein, als dem 
gegenwärtigen Premier, ber einmal beherzigenswertbe Worte von „einer 
fremden Kirche” und „einer außer Landes weilenden Ariftofratie” geiprochen 
habe. Was bie Gründung einer Tatholifhen Univerfität anbelange, fo ſei 
biefer Vorſchlag unftaatsmännifh, unpolitifch, grotest und in Wirklichkeit fo 
albern, daß er kaum ernfllicher Erörterung werth fei. Durch biefes Mittel 
könne das Fenierthum nicht geheilt werden, ſchon fei e8 von allen Seiten 
als verworfen zu betrachten und hoffentlich werde die Regierung barüber nicht 
viele Worte mehr verlieren. Aber auch das Inſtitut der Stantsfirche könne 
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als allſeitig gerichtet betrachtet werben; Freiwilligkeit und vollſtändige Gleich: 
heit müſſe an befjen Stelle treten und weber bem proteflantifchen noch dem 
Tathofifchen Kircheninftitut folle Hinfort eine Unterfiigung aus Staatsmitteln 
zu Theil werben, wobei jeboch billig Vorforge zu treffen fei, daß Fein indi- 
vibuelles Intereſſe gewaltfam verlegt werde. Zum Schluſſe erklärt er ſich 
bereit, mit Disraeli, wofern es dieſem Ernſt fei, aufrichtig und freudig zur 
Löſung ber fhwierigen Frage zufammenzumirkten und beſchwört ſodann mit 
eindringlichen Worten bie Verfammlung, ihr beſtes zu thun, um Irland 
gerecht zu werden. Selbft in ben Reiben ber Zories find wenigſtens einzelne 
mit dem Mangel an aller und jeber Politik gegenüber Zrland nicht einver: 
ftanden und Butler Johnſtone fündigt dem neuen Premier geradezu ben 
Sehorfam auf, indem er erklärt, daß er binfort jedem Premier folgen werde, 
der eine wirfliche Politik an die Stelle der armfeligen Ausfunftsmittel Dis: 
raeli’8 zu ſetzen vermöge. Gladſtone erfennt fofort, daß bie günſtige Ge: 
Iegenheit zur Wiedervereinigung ber zerfireuten Parteimänner und zu einem 
Erfolg verfprehenden Sturm auf bie Verfchanzungen ber Gegner gefommen 
fei und erflärt mit auffallender Emphaſe: „Die proteftantifche Kirche in 
Irland muß als Staatsfirche aufhören zu eriftiren.” Um jeden Zweifel über 
feine Abfichten zu zerftreuen, äußert er, daß er es für die Pflicht ber Oppo= 
fitton erachte, demnächſt einen hierauf bezüglihen Antrag vor das Haus zu 
bringen und zu einer entfcheidenden Abftimmung zu brängen (to take the 
senge of the house). Disraeli verfennt feinen Augenblic die bedenkliche 
Wendung, weldhe bie Discuffion genommen hat, erfennt aber in ber ganzen 
„iriſchen Frage” nichts als ein berechnetes Mittel, von feinen Gegnern erbadht und 
in's Werf gefeßt, um ihn aus dem Amte zu verdrängen, cine Frage, bie er nicht 
mit Gonceffionen abzuwehren vermag, wie er e8 in ber Reformfrage gethan, 
dba fih in ber Kirchenfrage feine Partei von ihm in feiner Weife erziehen 
laſſen will. Er gibt daher fehr beutlich zu verftehen, daß er fich durch einen 
feindfeligen Beichluß des feinem Ende nahen Haufes nicht kümmere, ſondern 
feinerfeits erft im näcdften Jahre an „the sense of the country“ mit dem 
neuen Wahlgeſetz appelliten werde. 


412. März, (Abyſfiniſcher Krieg). Abmarſch der englifchen Armee 


20. 


23. 


von Antalo nach der Talanta-Ebene. 

„ Unterhaus: Gladſtone kündigt bereits feinen Antrag bezüglich der 
irifchen Kirhe auf den 23. d. M. an. Lord Stanley theilt dem 
Haufe mit, daß er den Vereinigten Staaten von Norbamerifa eine 
Reviflon der Naturalifationsgefeße vorgejchlagen habe. Die Regierung 
legt die Reformbill für Irland vor. Be 

„ Unterhaus: Gladſtone ftellt feinen Antrag bezüglich der irifchen 
Kirche in Geftalt folgender drei Nefolutionen: 

„1) Daß ed nad der Anficht dieſes Haufes nothwendig ift, baß bie 
Staatsfirhe von Irland als Staatsfirche zu beftehen aufhöre, während allen 
perfönlichen Intereſſen und allen einzelnen Eigenthumsrechten gebührend Rech⸗ 
nung getragen werde, 2) Daß es den vorftehenden Erwägungen entiprechend 
angemeflen ift, die Schaffung neuer perfönlicher Intereſſen dur die Aus: 
übung irgend eines öffentlihen Patronats zu verhindern und bie Thätigfeit 
der Kirchen-Commiſſion für Irland bis zur endgiltigen Entſcheidung bes 
Barlaments auf ſolche Gegenftände zu befchränfen, die von dringendfter Noth⸗ 
wenbigfeit find oder bie Rechte Einzelner berühren. 3) Daß Ihrer Maj. eine 


“ ergebene Adreſſe überreicht werbe mit ber bemütbigen Bitte, daß im Hinblide 


auf die vorbenannten Zwede Ihre Maj. geruben möge, Ihren Antheil (d. i. 
das Patronat der Megierung) an den Cinfünften der Erzbisthümer, Bis: 


thümer und anderer Firchlichen Würden und Pfründen in Irland dem Bar: 


u Inmente zur Verfügung zu ftellen.“ 
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234, März. Unterhaus: Die Bill zur Abſchaffung des: Kirchenſteuerzwanges 


26. 


27. 


wird in dritter Leſung angenommen. | 


„ Unterhaus: ®elegentlih des Armeegefehes trägt Otway baranf 
an, bie in der althergebrachten Einleitung der Borlage erfcheinenden 
Worte „und zur Aufrechthaltung bes Gleichgewichts der Mächte in 
Europa” zu ftreihen, indem biefer Zufab.das Land nur dem Spotte 
und der Lächerlichfeit ausjege und überdieß nicht wahr ſei. Der 
Kriegsminifter erflärt die Worte für unerheblih und unter SHeiter: 
feit und Beifall von Tiberaler Seite wird die Stelle geftrichen. Mit 
152 gegen 127 Stimmen fpridt fih das Haus enblih auch für 
Abſchaffung der Prügeltrafe in ver Armee aus, j 
„Unterhaus: Korb Stanley kündigt, um dem Antrag Gladſtone's 
wo mögli bie Spike abzubrechen, einen Antrag auf Reform der 
iriſchen Staatsfirde an, während Disraeli in einem von den Zei: 
tungen veröffentlichten Briefe an Lord Dartmouth den Verjuh macht, 
das alte no-popery-&efchrei wieder hervorzulocken. | 


, Abyffinifher Krieg). Der Negus Theobor hält feinen 


Einzug in Magbala, wo er ſämmtliche europälfhe Gefangene nnd 
fämmtlihe europätfche Angeftellte vereinigt hai. E = 


30. März — 3. April. Unterhaus: Debatte über bie Refolutionen Glad⸗ 


ſtone's für Aufhebung der iriſchen Staatskirche. zu 

Bor Eröffnung ber Debatte verlangt die Torypartel, daß ber auf rs 
land und bie bortige Stantefirche bezüglihe Paragraph bes Krönungseides 
verlefen werde, was unter Ruf und Gegentuf geſchieht. Dann entwidelt 
Gladſtone feinen Antrag und [liegt in zuderfihtlihen Tone mit dem 
Dihterwort: Venit summa dies et incluctabile fatum. Stanley be 
gründet feinen Gegenantrag einläßlid und mit größer Ruhe. Die Toried 
find mit demſelben durchaus nicht einverflanden. Lord Sranburne erklärt 
fih für Aufrehthaltung der irifchen Staatsfirche, verwirft aber im ftärfften 
Tone die wintelzügige Art, wie das Miniſterium Distaeli bem Antrage ent- 
gegentritt. Hr. Gathorne Harby will von dem Stanley’jchen Vermitt- 
lungsantrag nichts wiffen, ftellt fich auf Den reineg. no- Ppopery »Standpunft 
und verivirft bie Reſolutionen Gladſtone's ala verfafjuugswibriges Partei⸗ 


manöver, durch welches das Oberhaus ignorirt werben folle. Disraeli theilt 


in britthalbftündiger Rede nah allen Seiten Hiebe aus. Zu Reformen und 
bedeutenden Mobdificationen wolle er zwar feing Zuſtimmung geben, nie und 
nimmer aber zur Trennung von Kirche unb Staat. Und feierlid wolle er 
bier wieberholen, was er an Lord Dartmouth gefchrieben, daß die Krifis für 
England berannabe. Es eriflire eine geheime Verbindung zwiſchen Ritualiften 
und Bapiften, um unter der Maste des Liberalismus bie Hand nach bet 
böchften Autorität des Reichs auszuftreden, So lange er felber jedoch erfter 
Ratbgeber der Krone fei, werde er jedem berartigen Verſuch entfchloffen ent: 


. gegentreten. Denn gellinge es, jo wären bie heiligſten Vorrechte des Landes, 


wäre jelbft die Sicherheit ber Krone gefährdet. Die Rebe des Premier wird 
von der Rechten mit nicht enden wollendem Zuruf begrüßt, was auch von 
der Linken gefchieht, als ſich Glad ſtone erhebt, um die Debatte zum Schluß 
zu bringen. Um 2 Uhr Morgens wird endblih zur Abſtimmung geſchritten: 


Lord Stanley’s Amendement wird mit: 330 gegen 270 Stimmen 


verworfen und bagegen Gladſtone's Antrag, ſich als Comité über 
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feine Refolution zu eonftituiren, mit 328 gegen 272 Stimmen an- 
genommen. 


Eine liberale Mehrheit von 60 und 56 Stimmen ift ein Creigniß, das 
bei ber Desorganifation ber alten Parteien ſchon ſeit Jahren nicht mehr vor: 
kam und die Bedeutung ber Abflimmung tritt um fo entjcheidender hervor, 
wenn man fie mit ben Scidjal früherer parlamentarifcher Verſuche in der⸗ 
felben Frage vergleidt. Als 1856 Hr. Miall einen ben Gladſtone'ſchen Re⸗ 
folutionen ähnlichen Antrag einbrachte, Tonnte er nur 95 Stimmen dafür 
gewinnen, und er wurbe mit einer Mehrheit von 70 Stimmen verworfen. 
Im Jahr 1863 wurde die Sade von Hrn. Dillwyn wieder aufgenommen, 
aber der Antragfteller durch die Debatte jo fehr entmutbigt, daß er nicht ein= 
mal eine Abftimmung zu verlangen wagte. Sir George Grey erklärte im 
Namen ber Regierung damals noch: daß eine Aufhebung ber irifchen Staats: 
fire nur durch eine Nevolution bewerkftelligt werden könnte. Sir John 
Gray ftelte im Jahr 1866 einen Ähnlichen Antrag; aber auch biefer wurde 
ohne Abftimmung befeitigt. Im folgenden Jahr wiederholte er denjelben, 
und fand fhon 183 Mitglieder, die in ber Minderheit dafür flimmten. Und 
nun baben 330 Mitglieder für den Gladſtone'ſchen Antrag geflimmt, und 
12 ihre Stimmen zu beffen Gunften mit anderen ausgeglichen. 


4. April. (Abyſſiniſcher Krieg). Die Engländer erreichen bie 


9. 


10. 


11. 


12. 


13. 
16. 


17. 


Talanta⸗Ebene. 


„ Abyffinifher Krieg). Die Vorhut der Erpedition langt 
an ber weſtlichen Kante des Beſchilof-Abgrundes in Sicht von Mag- 
dala an. 

„ Abyffinifher Krieg). Napier trifft mit dem Hauptquartier 
am Beichilo-Abgrunbe ein. Sir Charles Staveley rüdt mit ca. 1600 
Dann, wovon 679 Mann Engländer, in den Abgrund hinunter, 
wird von den Scaaren Theobors (ca. 6000 Mann) angegriffen, 
Ichlägt fie aber mit einem DVerluft von 800 Todten und 1500 Ber: 
wundeten zurüd, 

„ Abyffinifher Krieg). Theodor will mit Napier unterhan- 
bein; biefer verlangt aber fofortige Auslieferung aller Europäer, 
Uebergabe von Magbala und bebingungslofe Ergebung feiner eigenen 
Perfon, wogegen ihm „ehrenhafte Behandlung“ zugefagt wird. Theo: 
dor lehnt bie Anträge entrüftet ab. 

„ Abyffinifher Krieg) Theodor befinnt ſich anders und 
liefert bie fämmtlien europäifhen Gefangenen mit ihren Yrauen 
und Kindern und allem Gepäd ben Englänbern aus. 

„ Abyffinifher Krieg). Magdala wirb erftürmt und genom: 
men, Theodor gibt fich felber ben Tod. 

„ Lord Ruſſel präfidirt einer Volksverſammlung in London zu 
Gunſten der Gladſtone'ſchen Refolutionen. 

„ (Abyffinifher Krieg). Die Engländer zerftören Magdala 
und treten den NRädzug an. Heerſchau auf der Talanta Ebene, 
Armeebefehl Napiers. | 


Unterhaus: Die Regierung legt das Budget vor, das in Folge 
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des abyſſiniſchen Krieges freilich keinen Ueberſchuß bieten kann. Glad⸗ 


ſtone erklärt ſich mit demſelben einverſtanden. 

Oberhaus: Die Bill zur Abſchaffung des Kirchenſteuerzwangs 
wird zum zweiten Mal ohne Abſtimmung geleſen. 

Nur wenige Peers greifen die Bill im Princip an, unter ihnen Derby, 
der es unbillig findet, daß nicht jedermann ſein Scherflein zur Erhaltung 
der Kirche ebenſo gut wie zur Erhaltung öffentlicher Bibliotheken und Waſch⸗ 
anſtalten beitragen ſolle, gleichviel ob einer das Bedürfniß habe oder nicht, 
zu beten, zu leſen oder ſich zu waſchen, nnd ber Erzbiſchof von Canter⸗ 
bury, der eingeflandenermaßen in der Bill einen Vorläufer des Sturms auf 
das ganze Staatsfircheninftitut erblidt. 


28. April. Unterhaus: Beginn der Debatte des Haufes als Comité über 


30. 


die erfte der Gladſtone'ſchen NRefolutionen. 

Dberhaus: Lord Derby bringt die Gladſtone'ſchen Refolutionen 
zur Sprache, 

um ber gefährdeten Stellung ber Zorhregierung gegenüber dem Unter: 
baue beizuipringen, indem er die Hoffnung ausfpricht, biefelbe werde ſich 
durch eine factiofe Taftif nicht von ihrer Pflicht gegen bie Monarchie und 
bas Land abwendig machen laffen, d. 5. felbft einem Votum bes Unterhaufes 
gegen fie nicht weichen, fondern das Reformwerk zu Ende führen und dann 
erit an das Land appelliren, gegen eine Politif, durch welche ein unverſöhn⸗ 
liher Widerſpruch zwiſchen beiden Häufern werbe beraufbeihworen werden. 
„ Unterhaus: Schluß ber breitägigen Debatte über bie erjte ber 
Gladſtone'ſchen Nefolutionen. : 

Die Debatte bringt wenig Neues zu Tage und bie cinzig bebeutende Rede 
ift bie Gladſtone's, indem er an den Unabhängigfeitsfinn bes Unterhaufes 
appellirt und gegen ben in ber Peersfammer gemachten Verſuch, bie Ges 
meinen von England einzufhücdhtern, nahbrüdlich proteftirt, in verächtlichem 
Tone auf das Schweigen ber verantwortlichen Minifter hinweist, als ber 
„vorfigende Genius” ihnen „mitleidsvoll” fagte, was fie im Fall einer Niebers 
lage zu thun hätten, und indem er emphatiſch erflärt, er würde fi unter 
feiner Bebingung bazu hergeben, einen Befehl des Oberhauſes einfach in 
Empfang zu nehmen. Uebrigens erwarte er auch, „daß ber fehr ehrenwertbe 
Gentlemen auf der Gegenfeite das Unterhaus zu gut Tenne, um zu willen, 
welchen Eindrud ſolche Drohungen auf bie Haltung desſelben machen müßten“. 

Bei der Abftimmung wirb bie Nefolution mit 333 gegen 265 
Stimmen angenommen (die Majorität gegen die Negierung bat fi) 
alfo von 60 auf 68 gehoben). Disraeli beantragt fofort eine Ver: 
tagung des Haufes, da der eben gefaßte Beihluß das Verhältniß 
ber Regierung zum Unterhaus geändert und biefefbe nun berathen 
müfje, was fie ferner zu thun gebenfe (nach conftitutionellem Ge: 
brauch: ob abzutreten ober das Haus aufzulöfen und an das Land 
zu appelliven). Disraeli geht fofort nad) Osborne zur Königin. 


4. Mai. Unterhaus: Disraeli theilt dem Haufe die Antwort ber Königin 


mit, daß J. Maj. weder die Demijfion des Cabinets angenommen 
habe, noh das Parlament fchon jebt aufzuldfen geneigt fei, To daß 
alfo das Cabinet zu Bleiben beabfichtige, bis die Neuwahlen nad 
ber neuen Reformbill vorgenommen werben könnten. 


Suglenı, 


Disraeli: Das Haus werde ſich erinnern, bag, als im Jahr 1866 Graf 
Derby von ber Königin zur Uebernahme ber Regierung berufen wurde, deſſen 
Tartei in biefem Haus in der Minorität war. Se. Lorbigaft wäre ganz 
berechtigt geweſen, durch eine Parlamentsanilöjung an das Land zu appelli⸗ 
ven, aber bei dem bamaligen zerſetzten Zuſtaude ber liberalen Partei, und 
in Anbetracht, baß das Haus erfi unlängft gewählt worden, habe er auf 
feine unzweifelgafte Befugniß verzichtet, in der Hoffnung, daß er auch fo bie 
Verwaltung des Landes fortzuführen im Stande fein werde. Im Jahr 1867 
habe ſich bie Regierung aufgeforbert gefunden, eine Sc: die Reiormirage, 
in bie Hand zu nehmen, an welder bis bahin jebes Minijterium, das c6 
verfuchs, gefcheitert; aber Lord Terby habe das Werk muthig angegriffen, 
und richtig eine große Maßregel durchgeſetzt, von welcher man wohl giau⸗ 
ben dürfe, daß fie das Land beiriebigt Habe. Mad; Vollendung eines jolgen 
Actes würde es um fo mehr in Lord Derby’s Befugnig gelegen fein, das 
Parlament aufzulöfen und die Meinung ber Nation zu vernehmen, aber wie 
im vorigen Jahr verzichtete Se. Lorbihaft abermals barauf. Ohne alle 
Schönfärberei glaube er (Disraeli) fagen zu Können, daß das Verfahren ber 
Regierung durchaus ein verfaffungsmäßiges geweſen, und deren correcte Hals 
tung au nie beanflanbet worden ſei Cie Art, wie fein ebler Freund (Lord 
Nbercorne) Jrland verwaltete, habe allgemein und im höchſten Grabe befrie⸗ 
bigt; bie Kinanzmaßnahmen ber Negierung babe man nie bemängelt oder 
beftritten, vielmehr feien fie von vielen Mitgliebern der Oppofition unterſtützt 
worben; bie Leitung der ausmärligen Angelegenheiten habe ben Beifall ber 
britilfcgen Nation und ber auswärtigen Großmädhte geerntet, und eben jept 
habe England alle Urſache, auf die fiegreihe Beendigung des abyſſiniſchen 
Feldzugs ſtolz zu fein, fowie auf ben General und bie Truppen, benen bie 
Führung desfelben anvertraut war. Das Miklingen einer folchen Grpebition 
würde von ben bedenklichſten Folgen "begleitet gewelen fein, aber Dank ber 
DWeishelt, womit fie eingeleitet worben, und woran bie Regierung doch wohl 
einiges Verdienſt anſprechen bürfe, fei ihr Zweck vollſtändig erreicht worbeu. 
Da, mitten unter folden glüdfigen Auipicien, fei plögli bie jegige Kriſis 
aufgetaucht. Nach einer Ankündigung von nur wenigen Tagen wurbe bas 
FA aufgefordert, über eine Frage von erſchreckender Bedenklichteit zu ver⸗ 

janbeln und zu entſcheiden — Über bie Frage: ob die Staatsfirhe in einem 
Theile bes Königreichs fortbeftehen ſolle, oder nicht. Da eben jegt eine Com⸗ 
miſſion fige, um über die Einfünfte der iriſchen Staatsfiche zu begutachten, 
fo Hätte man gehofft, das Haus ber Gemeinen würbe deu Gommiffionsbericht 
abwarten, bevor es eine definitive Entſcheidung träfe; aber leider fei das 
nicht ber Fall gervefen, und die Negierung Habe ſich verpflichtet gefühlt, dem 
besüglien Vorfhfag den entjloffenken Wiberfand entgegenzufegen, in ber 
Meberzeugung, baß nad ber iriſchen auch bald die engliihe Siaatslirche an 
bie Meipe ommen würbe. (Der Rebner erwägt hier bie Giefahren einer 
folgen Gventualität: entweder würbe Englands Staatölirhe fiegreih aus dem 
Kampf hervorgehen, und dann könnte fie zu mächtig werben für ben Staat; 
ober aber fie umterläge, zerfiele dann in--ıiter Mh feindfelige Bruchtheite, 
and dahinter ftünde der Despolismus das romiſchen Hofo. Jedenfalls würde 
das Föniglicge Supremat zerjtört fein.) „Nagpbem gleichwohl bie befannte Abs 
Rlınmung erfolgt, Habe er fich Bemüfjigt gefunden, die ganze Sache ber Kö: 
nigin vorzulegen. Unter ben gegebenen Umflänben hube er Ihrer Mai. ges 
rathen, das jegige Parlament aufulöfen. (Zuruf und Gegentuf.) Cr hate 
beigefügt: wenn «8 Ihrer Maf. o beſſer heine, feien er und feine Eollegen 
zum Rüdtritt bereit. Kurz, ev habe ſeine Entlaffung angeboten, Ihre Maj. 
aber, allzu gnäbig, Habe jie nicht angenommen, wohl aber feinen andern 
Vorflag: das Parlament aufzulöfeır, jobald e8 ber Stand der öffentlichen 
Gefgäfte erlaube. Seit Wunſch jei, daß biefe Berufung am die neuen 
Wäplerfhaften bes: Landes (di hi mad) ber neuen: Meformarte) geſchehe, und 
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bie noch vorliegenden Gefchäfte in biefer Seifion jo gefördert werben, baß 
dann bie Auflöfung im Herbit erfolgen Tünne. Auf feinen Widerftanb gegen 
die irischen Mefolutionen fammt und fonders bebarre er, weil er in ihrer 
Annahme ein ſchweres Nationalunbeil fehen würde Glabftone verbammt 
ben Ihrer Maj. ertheilten minifterielen Rath in jcharfen Worten; ein jolcher 
Rath hätte nur dann gegeben werben können, wenn irgend eine vernünftige 
Ausficht vorhanden wäre, daß das neu zu wählende Rarlament dieje frage 
anders beurtheilen werde als das jetzige. Sei das zu erwarten? (Nein, 
nein!) Nein! bas glaube er auch, und barum fei er. jeft entichloffen mit 
feinen Refolutionen vorwärts zu geben. (Lauter Zuruf ber Oppojition.) 
Das weitere werbe fi finden. Lowe und Bright werfen den Miniftern 
in ſcharfen Worten vor, baß fie fich krampfhaft an ihre Aemter feflflammern. 
Disraeli leugnet das und fordert die Oppofition auf, ein Mißtrauensvotum 
zu beantragen. Die Neuwahl fol im November ftattfinden. 


9. Mai, Unterhaus: Die Mittheilung Disraeli’s vom vorhergehenden 


Tage gibt zu einer neuen Debatte Veranlafjung, da die Antivort 
der Königin nad) ber Mittheilung des Herzogs von Richmond im 
Oberhaufe etwas anderes gelautet zu haben fcheint, als es Disracli 
barzuftellen für gut fand, | on 
Bouverie: Hrn. Disraeli’s Taktik gehe. barauf. hinaus: bie Drohung 
der Auflöfung wie ein Damoflesfhwert über bem Haufe zu halten, falls ihm 
biefes durch eine Abfimmung mißfällig werben follte. Ein verfaflungss 
widrigeres Gebahren gebe es nicht; denn verfaffungsmäßig müfje ein Miniſte⸗ 
rium entiweber abtreten oder alsbald zur Parlamentsauflöfung fchreiten. 
Mit gleider Schärfe Aufßert fich eine ganze Reihe von Oppofitionsmitgliedern, 
während die Regierung nur ſchwache Vertheidiger findet. Schließlich erhebt 
fih Disraeli nohmals, um dem Vorwurfe, befonders Hrn, Osborne'os, 
entgegenzutreten, daß er den Namen und bie Perfon der Königin auf bie 
politiijhe Arena herabgezogen habe. Was er erflärt, habe er erflärt mit 
ausbrüdliher Erlaubniß J. Maj., und fein J. Maj. ertheilter Rath babe 
fih nur auf die vorliegende iriſche Kicchenfrage bezogen. Der gegebene Fall 
fei ein beifpiellofee und rechtfertige baber wohl die Zögerung des Cabinets 
binfihtlih der Parlamentsauflöfung. 
„ Das Unterhaus nimmt auch die beiben anderen Reſolutionen 
Gladſtone's bez. der iriſchen Staatskirche ohne förmliche Abftimmung 
an, mit einem Zuſatze, der auch das fog. regium donum der ſchotti⸗ 
ſchen Presbyterianer in Irland und bie Subvention für das kath. 
Maynooth= Kollegium veruribeilt, fo daß die Enticheibung über bie 
Ipätere Verwendung ber Einkünfte der Staatskirche noch eine durch⸗ 
aus offene bleiben fol. 


Die Debatte ift eine fehr gereizte. Disraeli fpricht von bem Streit 
über die Beute und erblidt in ber Debatte den Beweis, daß Gladſtone ben 
Samen der Verwirrung über das Land bin ausgeftreut habe, worauf Bright 
von Miniflern redete, bie ihre Königin betrögen und nicht minder ſchulbig 
wären, als Verſchwörer gegen ihren Thron: „Wer bie Königin in das Vorber: 
trefien eines ſolchen Kampfes brängt, wie er ſich jegt entipinnen mag, wer 
auf das irifche Volk hinweist und aus biefem Haufe binaus ruft: „Eure 
Königin trägt das Banner, um welches wir, bie Feinde religiöfer Gleichheit 
und Freiheit für Irland, uns ſcharen —“, ich fage, ber Minifter, der das 
thut, iſt eines ſehr ſchweren Verbrechens und eines großen Frevels gegen 
feine Herricherin und gegen das Vaterland ſchuldig.“ Die Oppofition begrüßt 


biefen Ausfall mit Iautem Zuruſe. Disraeli nennt dagegen Bright's 
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Anklagen verleumberifh und fordert ibn auf, die Beſchuldigungen ar zu 
formuliren, damit das Haus darüber urtheilen könne; denn glüdlicher Weife 
gebe ed noch „Sentlemen” auf beiben Seiten bes Haufe®. 

Gladſtone's Stellung und Ausfihten gegenüber der Toryregierung werben 
in Zolge biefer Debatte und derjenigen ber letzten Tage als fehr geminberte 
angefeben, indem es fich gezeigt bat, daß fehr viele Mitglieder feiner Majo⸗ 
rität eine baldige Parlamentsauflöfung und Wahlen noch nah bem alten 
Geſetz und dann alsbald nochmalige Auflöfung und wieder Wahlen nach der 
neuen Neformbill um ber großen Koften willen jheuen und wenig Luft zu 
haben fcheinen, es auf alle Folgen hin mit einer noch feindjeligeren Abſtim⸗ 
mung gegen bie beflehenbe Regierung zu wagen. Ebenjo bedenklich erjcheint, 
daß ein Theil auch der Majorität mit der Torppartei geneigt feheint, mit ber 
irifhen Staatskirche jedenfalls auch die Maynooth-Subvention zu befeitigen, 
womit wieber die Fraction der irifch-Fatholifchen Liberalen nicht einverftanden 
ift, während bie fchottifche Fraction für bag regium donum fürchtet, alio 
ſchon jetzt nah allen Seiten Spaltungen in ber Majorität zu Tage treten, 
bie Gladftone hemmen und unter allen Umftänden zum vorfichtigen Vorgehen 
zwingen. 

12, Mai. Unterhaus: Antwort der Königin auf die Refolutionen bez. der 
iriſchen Staatslirhe und Ankündigung Gladſtone's bez. Einbringung 
feiner Suspenfory:Bill. 

Bon ben vom Unterbaufe angenommenen Refolutionen Glabſtone's bez. 
ber irifchen Kirchenfrage verlangt bie dritte, an die Königin eine Adreſſe 
zu richten, mit ber Bitte, bis zur Entfheibung ber angeregten Frage auf 
bem Wege ber Gejebgebung während ber gegenwärtigen Parlamentsfeifion 
bie Ausübung ihres Patronats bei Beſetzung von Aemtern und Verleihung 
von Pfründen innerhalb ber Staatsfirche unter die Obhut bes Parlaments 
zu fielen. Das heißt, die Königin ſoll vorläufig darauf verzichten, ihrerfeits 
eine Verleihung von kirchlichen Aemtern und Pfründen in Irland eintreten 
zu lafjen, um die Regelung ber-Zrage, d. h. bie Abfchaffung der Stantsfirche 
in Irland, nicht dadurch zu erfchweren, baß bie etwa neugelchaffenen Inhaber 
folder Pfründen und Aemter ſchließlich für den Verluft bes Verliehenen ent: 
Ihädigt werden müßten, wenn mit ber gefeglihen Abichaffung des Inſtituts 
ber Staatsfirche gewifje Abgaben an bie geiftlihen Pfründen wegfallen und 
ein Theil derfelben fäcularifirt wird. Die Adreſſe in biefem Sinne warb an 
bie Königin erlaffen und man fürdhtete in ben Kreifen ber Tiberalen Oppo⸗ 
fition nach dem Berbalten, das ber Premier aller in ber fraglichen Angele: 
genheit eingenommen, er werbe der Königin rathen, die Adreſſe entweder ale 
einen Eingriff in ihre Föniglichen Prärogative enthaltend kurz abzulehnen 
oder verneinenb zu beantworten. Keines von beiden traf ein, felbft Disraeli 
wagte e8 nicht, einen folden Rath zu ertheilen. Die Königin gewährt bie 
Bitte ber Adreſſe und fie konnte das um fo leichter, als dadurch der ſchließ⸗ 
lihen Entſcheidung durchaus nicht präjudicitt ifl. Die Antwort ber Kö— 
nigin lautet: „Ih babe Ihre Adreſſe erhalten, welche das Geſuch ſtellt, 
baß ih, um auf dem Wege ber Gefebgebung während ber gegenwärtigen 
Seffion der Schaffung neuer perjönlicher Sntereffen durch Ausübung irgend 
eines öffentlihen Patronats vorgubengen, meinen Patronatsantheil an ben 
weltlichen Gütern und Einfünften ber Erzbischümer, Bisthümer und anderer 
kirchlichen Würden und Pfründen in Irland zur Verfügung und unter bie 
Obhut bes Parlaments fielen möge: Indem ich auf die Weisheit meines 
Parlaments vertrane, wünfche ich, daß mein Patronats-Antheil an den welt: 
lihen Gütern und Einfünften ber vereinigten Kirche von England und Ir— 
Iand ber parlamentarifchen Erwägung irgend einer barauf bezügligen Maß: 
vegel, die in der gegenwärtigen Seſſion vorgefchlagen werden möchte, nicht 

‚im Wege ſtehe.“ Die Oppofition- begrüßt ben Töniglichen Bejcheid mit lauten 
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24. 
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29. 
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Beifolle, und Gladſtone erklärt, daß er alsbald einen Geſetzvorſchlag (bie 
Suspenlory:Bill) einbringen werbe, welcher ben Zwed bat, bis zum 1. Aug. 
1869 neuen Ernennungen in ber irifhen Kirche Einhalt zu thun. 


Mai. (Abyſſiniſcher Krieg) Napier trifft mit dem Nachtrab 


wieder in Antalo ein. 

„ Der bisherige nordamerifanifhe Gefandte Adams übergibt fein 
Abberufungsfähreiben. Die äffentlihe Meinung Englands fieht ihn 
bei dem geipannten Verhältniß zur Union ſehr ungern jcheiden. 

„ Unterhaus: Gladſtone bringt feine Suspenfory:Bill ein. 

Die Biſchöfe der irifhen Staatskirche übergeben ber Königin 
dur den Erzbiihof von Armagh ale Primas von Irland eine 
Adreſſe gegen bie Aufhebung ber iriſchen Staatskirche. Die Königin 
antwortet ausweichend. 

„Unterhaus: Berathung ber ſchottiſchen Reformbill. Ein Amen: 
dement Bouverie's wird gegen die Regierung mit 217 gegen 196 
Stimmen angenommen. Disraeli verlangt Aufſchub der weiteren 
Berathung, um fi) bedenken zu können. 

„ Unterhaus: Ein Verfuch gegen die Käuflichleit der Offizierstellen 
ſcheitert wie bisher. 

Die Unterhandlangen der Regierung mit ben kath. Bilchöfen Sr: 

lands bez. ihres Plans der Gründung einer Fath. Univerfität haben 
fih zerſchlagen. 
„ Mnterhaus: Disraeli verlangt bie Zurücdtnahme des am 18. d. M. 
in ber fhottifchen Reformbill angenonımenen Amendements Bouverie, 
„ Unterhaus: Die Suspenfory: Bil Gladſtone's paffirt bie zweite 
Lefung mit 312 gegen 258 Stimmen. 

Gladſtone Hält es für nöthig, zu erklären, es liege nicht im Plane, 
nah Abſchaffung ber iriſchen Staatskirche die dortige katholiſche Kirche mit 
Stiftungsgeldern zu verfehen; aber auch in ben engliſchen Staatsihag folle 
bas durch bie Aufhebung flüjfig werdende Geld nicht fließen, vielmehr „aus 
Ihließlich zu irifchen Zweden verwendet werben.” 

„ Lord Stanley beruft eine kgl. Commiſſion behufs Ausarbeitung 
bes Entwurfs eines neuen Naturalifationsvertrags mit ben DVerein, 
Staaten. 

» Das Unterhaus nimmt bez. ber jchottifchen Neformbill und der 


ſtreitigen Clauſel einen vermittelnden Antrag mit 261 gegen 222 


Stimmen an. 
„ Unterhaus: Graf Mayo theilt offiziell mit, daß die kath. Hie⸗ 
rarchie Irlands die von ber Regierung an ihren Vorſchlag für 
Gründung einer Tath. Univerfität gefnüpften Bedingungen nicht an= 
genommen babe, und daß bie Sache damit zu Ende fei. 
Fortſetzung ber Debatte über die ſchottiſche Reformbill. Glasgow 
erhält in Zukunft drei Mitglieder und eine Minoritätswahl wie eine 
Anzahl engliiher Städte, Bright fpricht heftig Dagegen, unterliegt 
aber .mit 185 gegen 244 Stimmen. 


1.9 


— 
— 


8. 


Enstamb. 


Disraeli erflärt auf eine Interpellation Gladſtone's, er verzichte 
auf weitere Oppofition gegen bie Kirchenbill. 


uni. Bericht ber zur Revifion ber Beſtimmungen über bie Meutra- 
lität im Kriege niebergefegten kgl. Commiffion. 

Die Mangelbaftigkeit ber englifhen Beftimmungen über Neutralität im 
Kriege, bie im norbamerifanifchen Bürgerfriege fo auffallend zu Tage getreten 


. und den „Alabama“ Zwift hervorgerufen, Hatte bie Einſetzung einer bem 


größten Theil nah aus Juriſten beflehenden Commilfion zu gründlicher 
Unterfuhung ber gegenwärtigen Sachlage und Berathung empfehlenswerther 
Modificationen veranlaßt. Die Verfügungen in Betreff der Neutralität find 
unter ber „Acte über fremde Anwerbung“ einbegriffen, und die Hauptſchranke 
darunter verbietet in englifchen Häfen Equipirung von Schiffen zu Feind: 
jeligfeiten gegen Mächte, mit denen England zur Zeit ber Ausrüſtung in 
frieblihem Einvernehmen ſteht. Wie die Schranfe umgangen werden Tann, 
zeigte bie Geſchichte der „Mabama*. Hauptinhalt ber gemachten Vorſchläge 
ift nun bie Ausdehmung ber erwähnten Verfügung. gegen Equipirung von 
Kriegsfahrzeugen auf ben Bau. jolher Schike, Die Regierung, ſohl ermäch⸗ 
tigt werden auf zuverläſſige Mittbeilung,. baß ein Schiff für. eine Friegfüh- 
rende Macht gegen eine andere, met welcher England im Frieden lebt, ge: 


baut werbe,.basfelbe mit Beichlag zu belegen. Die Anwerbung von Perſonen 


zum Dienft auf derartigen Schiffen, zu Sweden, welche der Acte jiber aus⸗ 
ländifche Anwerbung gumiberlaufen, fol zum ſtraffälligen Vergehen erflärt 
werben. In Betreff der erftern Beſtimmung ift übrigens vorgefehen, daß, 
falls die Mittheifung über Beſtimmung eines feitgehaktenen Schiffs fih als 
unrichtig erweist, die Eigenthümer zu Schabenerfagforberungen berechtigt find. 
„In Folge der unnbläfligen Bemühungen bes. Jamgica-Comité 
gelangt bie Trage bez. bes Verhaltens. des gew, Gouverneurs Eyre 


vor die große Jury von Middleſer. 


Richter Bladburn Tegt ihr ben Thatbefland und die be üglichen Geſetze 
in einer dem Angeklagten entſchieden günſtigen Auseinanberfegung nochmals 


vor, und ſtellt die Frage: ob bie. Anklage wegen Ueberſchreitung der Amts⸗ 


gewalt einer ſchwurgerichtlichen Verhandlung zu überweiſen ſei. Die Anklage 
wird abgewieſen. . rn | 
„CAbyſſiniſcher Krieg) Die Engländer jiffen ſich in ber 
Annesley-Bai wieder ein. Nur wenige. Truppen bleiben vorerft noch 
„ Unterhaus: Gladſtone's Suspenſory-Bill geht ohne Modification 
dur die Commitee. 

Aytoun (ſchottiſcher Presbyterianer, Tiberal und fonfl mit ber Gladſtone'⸗ 
Bill einverſtanden, aber ein eiſtiger Gegner des Kathokicismus) verlangt die 
Einſchaltung einer Inſtruction: daß die Suspenſion auch für das katholiſche 
Prieſterſeminar Maynooth in Irland gelten, ud. pie Zahlung der Staats⸗ 
dotation für dasfelbe eingeftellt werden ſolle. erſt Nugent entgegnet: 
das hieße das ganze Seminar aufheben, und Gbladſtone macht bemerklich, 


daß ja auch bis regium domum für die nordiriſchen Presbyterianergemeinden 


fortdauere. Der Antrag wird mit 185 ‚gegen. 109 Stimmen verworfen. 
Disraeli nimmt an ber Debatte gar feinen Theil. 


„. Abpffinifger Krieg). Die sefreiten Gefangenen treffen in 
Suez ein. | | 
„ Unterhaus: Disraeli erklärt, die Regierung beabfichtige, die Sub⸗ 


eaan so 


fidfen für ein ganzes Jahr (das Finanziahr beginnt am 1. April) 
ftatt nur für neun Monate zu verlangen, ba e8 dem Parlament faſt 
unmöglich : fein - werbe, vor Weihnachten auf länger als ein paar 
Tage zufammen zu treten: 

„gs ift ein brennendet Wunfc ber Regierung, das Parlament bald aufr 
löſen zu Tonnen, um bie Meinung bes Landes über einen ſehr wichtigen 
Gegenitand zu erholen, und eines Stanbs ber Dinge los zu werben, ber 
beinahe nrerträglioy geworben ift.“ 


8. Juni. Die Rechtsdeduction bes Richters Blafburn vor ber großen Jury 


12. 


16. 


von Mibdlefer am 1.5. M. in ber Klage wider den Er-Gouverneur 
von Jamaica Eyre veranlaßt eine Scene im oberften Gerichtshof 
der Queens Bench, die ganz ohne Beiſpiel in ben engliſchen Gerichts: 
annalen bafteht und baher ungeheures Aufſehen erregt: 

Der Lorb. Oberrichter proteflirt in feinem Namen und im Auftrage ber 
Mehrheit feiner Gollegen gegen bie Redtsanihauungen des Hrn. Bladburn, 
und macht biefem gerabezu den Vortwurf ber Pflichtvergeffenheit.. Eine Anz 
ſprache an bie „große Jury“ folle nad) guter alter Sitte die Meinung bes 
Gerichtshofs und nicht bie eines individuellen Michters, ausbrüden, und nur 
in diefer Vorausfegung könne fie auf autoritatives Gewicht Anſpruch machen. 
Das habe aber in biefem Fall fo wenig flattgefunben, daß er, ber Ober« 
richter, im Gegentheil eine Gegenanfprade gehalten Hätte, wenn er ſich nur 
hätte träumen Iaffen, baß fein College bie Meinung bes Gerichtshofs fo 
volftändig verfennen ober verdrehen würde. Seine Ueberraihung, als er des 
gelehrten Richters Rechtsdeduction über die Pflichten und Befügniſſe eines 
Gofonial = Governors gelefen, fei ſchmerzlicher Natur gewelen, er müfje ent⸗ 
ſchieden dagegen protefiiten, und Richter Bladburn made ſich eines großen 
Mipverfländnifjes fhulbig, wenn er zu verfiehen gebe, baß bie von ihm ger 
äußerten Anſichten von ber Mehrheit feiner Golegen gebilligt würden. Ges 
rade das Gegentheil fei ber Fall. In langer und nahbrüdliher Auseinanders 
fegung fommt er auf feine bei einer früheren Gelegenheit gehaltene Anſprache 
(„die Königin contra Napier und Brand“) zurüd, und erklärte rund heraus: 
baß er und die Mehrheit ber Richter von Queen's Bench mit ber Billigung 
ber Herren Eyre zur Saft fallenden Handlungen nichts zu 1hun Haben wollten. 
Der Richter Bladburn muß erklären, daß er allein für bie ausgefprochenen 
Anſichten verantwortlich, und daß er nicht von bem Gerichtshof ermächtigt 
worden fei, ſolche auszuſprechen. [Der voreilige Triumph der Anhänger 
Eyre's, welde fih bamit brüfteten, bag num von ben engliſchen Gerichten ein 
Präcebenzfall für berartige Graufamfeiten fanctionirt worben fei, iſt dadurch 
zerflört und Eyre, wenn aud von ber Jury freigeſprochen if jedoch von 
der höcften richterlichen Autorität und bon dem hoͤchſten Gerichtshof des 
Landes verurtheilt worden. Cine bem Unterhaus überreihte und mit 30,000 
Lords, Bilhöfen, Friedensrichtern u. f. m.) bedeckte Petition, welche bie 

ieberanftellung Hrn. Eyre's verlangt, bleibt num allerdings one Erfolg.] 
„ Unterhaus: Die Regierung legt demfelben ein Regiſtrationsgeſetz 
vor und erfüllt damit ihr Verfprechen, bie Auflöfung des Parlaments 
und die Neuwahlen fo viel als möglich zu beſchleunigen. Die fog. 
Boundary- Bil (Abgrenzung ber Wahlbezirke in England) wird in 
Commitee ‚berathen und weſentlich modificirt. . 
„ Unterhaus: Die Suspenfory- Bil wird "zum britten Mal, fa 
ohne Debatte, gelefen und genehmigt und geht nunmehr an's Oberhaus. 

Ein Antrag Bright’, die Krone um Abfendung einer Commif: 
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fion nad Neu:Schottland zu bitten, um bie Urſachen der dort herr- 
ichenden Unzufriedenheit und der Weigerung der Colonie, in bie 
brittiſch-amerikaniſche Conföderation einzutreten, zu unterjucdhen, wird 
mit 183 gegen 87 Stimmen abgelehnt. 


18. Juni. Unterhaus: Die Reformbill für Schottland wirb in britter Le: 

fung angenommen, diejenige für Irland in Commitee berathen. 

Dberhaus: Die Gladſtone'ſche Suspenjory: Bil wirb zum erften 
Mal gelefen. Graf Grey (fein Tory, fondern von freier Stellung 
zwifchen ben Parteien) kündigt feine Abfiht an, bei ber zweiten 
Lefung den Antrag zu ftellen, die Bil „nad fehs Monaten zum 
zweiten Mal zu leſen“, d. b. zu verwerfen. 

5. „ Unterhaus: Die irifhe Reformbil wird in dritter Leſung an⸗ 
genommen. Debatte über die Wahlbeftehungsbill: es wird befchloffen, 
dem Haufe für bie Zukunft die Jurisdiction in Beftechungsfällen zu 
entziehen und auf zwei Richter zu übertragen. 

’ a Juni. Oberhaus: Debatte über bie Gladſtone'ſche Suspenfory: 
ill. | | 
Graf Grey ftellt ben Vertagungs= reſp. Verwerfungsantrag, fucht ben» 
felben indeß nicht mit der vorgeblien Unantaftbarkeit oder Nothwendigkeit 
ber iriſchen Staatsfirche zu rechtfertigen, bezeichnet biefes Inſtitut vielmehr 
ausdrücklich als eine grobe Ungerecdhtigfeit, beflagte nur ben Umſtand, daß 
die Sache zu einer Parteifrage gemacht worden fet und glaubt, daß vor einer 
ſolchen einfchneidenben gefeßgeberifchen Thätigfeit ein Compromiß angebahnt 
werden müſſe. Langſam und nicht fo baftig wie dieſe Bil e8 verlange, jei 
bie fchwierige Frage zu löͤſen. Erzbiſchof von Kanterbury: Er babe 
bie Katholifen-Emancipation unterftüßt, aber das jett verlangte Zugeftändniß 
gehe zu weit. Nicht in der Kirchen-, fondern in der Zandfrage (d. 5. in ben 
Pachtverhaältniſſen) Liege der Schwerpunkt ber iriſchen Beſchwerden. Graf 
Derby: Eine folde Spoliationsmaßregel fei dem Parlament in England 
noch nie zugemutbet worden, feit ber Beraubung ber Klöfter in alter Zeit, 
wo es fih aber um eine Kirchenverbefferung gehandelt habe. Nah bem 
Grundſatze, auf dem biefe Bill beruhe, könnte man aud das Eigenthbum ber 
großen Gity:Compagnien in Beſchlag nehmen. Die Katholiken Irlands feien 
im Befig gleichen Nechtes mit ihren anglicaniichen Landsleuten, man müßte 
denn unter Rechtsgleichheit Gleichheit im Beſitz verftehen wollen; fie hätten 
in ber That alles, was fie bedürften, ausgenommen bie Güter ihrer Nach⸗ 
barn. Die jegige Bewegung verbanfe man einer eigenthiimlichen Verbrüde⸗ 
rung zwilhen Katholifen und Feinden aller und jeber Kirchenbotation. Die 
Annahme ber BIN würbe in ihren Folgen gefährlich fein für England wie 
für den Fortbeftand der Union zwifchen ben beiden Inſeln, für Irland aber, 
welches mit feiner jeßigen anglicanifchen Geiftlichkeit einen großen Theil feiner 
feßhaften Gentry verlöre, wäre fie geradezu verhängnißvoll. 
Bei der Abftimmung wird bie Bil mit 192 gegen 97 Stimmen 


verworfen. 


1. Juli. Unterhaus: Die Oxford⸗ und Cambridge-Bill (Abſchaffung der 
39 Artikel der engliſchen Kirche als Bedingung für Erlangung aller 
Grade ꝛc.) wird in zweiter Leſung mit 198 gegen 140 Stimmen 
genehmigt. 
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3, Juli. Oberhaus: Debatte über die Boundary- (Wahlbezirks⸗) Bill. 


Die Regierung verfudt, bie vom Unterhaufe abgelehnten Claufeln, 
welche die Abgrenzung ber Wahlbezirke Fünftlih in confervativem 
Intereſſe ausbeuten wollten, hier wieder hineinzubringen, muß aber 
ſchließlich, auf's heftigſte angegriffen, barauf verzichten. 


7.—10. Juli. Das Oberhaus genehmigt die neuen Reformbills für 


Schottland und Irland. 


13. Suli. Das Oberhaus genehmigt in dritter Leſung auch feinerjeits bie 


15. 


24. 


30. 


31. 


BIN zur Abſchaffung des Kirchenſteuerzwangs. 

» Die ſchottiſche und irische Reformbill erhalten die k. Sanction, 
woburd die gejammte Parlamentsreform zum Abſchluß kommt. 

„ Unterhaus: Die Telegraphenbill, durch welche die Regierung er: 
mädjtigt wird, die bisher in Privathänden befindlichen Telegraphen: 
linien auf Rechnung des Staats zu übernehmen, wird in britter 
Lefung genehmigt und ebenjo bie neue Wahlbeftehungsbill. 

„ Mnterbaus: Die Regierung zieht die fog. Viehmarkts-Bill, durch 
welche unter fanitarifchen Vorwänden den PViehzüchtern eine Art 
Schuß gegen die ausländifhe Concurrenz in Schlachtvieh erzielt 
werden follte, zurüd, nachdem fie ſich überzeugt hat, baß biejelbe 
nicht durchzubringen wäre. 

„ Ausbruch von Unruhen im Hazarastande, an der afghanijchen 
Grenze Indiens, 


»„ Schluß der PBarlamentsfeifion. Botſchaft der Königin. 


. Aug. Beginn der Wahlagitation für die Parlamentswahlen. Dicke 


Frauen in England und Schottland laſſen fih auf die Wählerliften 

ſetzen, bejonders zahlreich. in Mancheſter, wo deren Anzahl auf meh: 

rere Tauſend fteigt. Gladſtone beginnt die Campagne mit einer 

eriten Wahlrede. 

» Die Königin paffirt Paris auf ihrer Neife nach Luzern. Die 

Kaijerin jtattet ihr ihren Beſuch ab, ber jedoch von ber Königin 

nicht erwiedert wird. 

„ Die Truppen Schir Ali's befeßen Kabul; Mohammed Afim Chan 

flieht nad Turkeſtan; Schir Alt wird zum Emir von Afghaniftan 

ausgerufen. R 

»„ Ankunft des neuen Geſandten ber Verein. Staaten, Hrn. Re: 

verdy Johnſon. 

»  Beneral Wild wird zum Befehlshaber des Erpebitionscorps gegen 

das Hazarasland ernannt. 

„ Braf Mayo, bisher Minifter für Irland, wird zum General: 

Statthalter von Indien ernannt. 

» Die Wahlbewegung ift nunmehr in ‚vollem Gange und weist 
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ben beſonders harakteriftifchen Zug auf, daß babei durchweg lediglich 
innere Fragen zur Sprache kommen, die auswärtige Politit dagegen 
fo zu jagen gar nicht berührt wird. 


— Sept. Der neue amerikaniſche Geſandte, Herr Reverdy Johnſon, be⸗ 
ginnt in verſchiedenen Städten, Sheffield ꝛc., ſich bei öffentlichen 
Banketten für eine ernſtliche Ausſöhnung zwiſchen England und 
Nordamerika auszuſprechen. | 


— „Der im Laufe ber letzten Parlamentsfeffion niedergefeßte Aus: 
ſchuß, um bie beftehenden Auslieferungsverträge zu revidiren und 
zeitgemäße Vorſchläge zur Erweiterung und Verbefferung derfelben zu 
machen, veröffentlicht feinen Bericht in einer Reihe von Refolutionen. 

Die öffentlihe Meinung, obgleich ſehr geneigt, bie Auslieferung gemeiner 
Verbrecher zu erleichtern, findet mehrere biefer Vorjchläge gegenüber Frank: 
seih und feiner Neigung, politiſche Flüchtlinge unter dem Vorwande gemeiner 
Verbrecher zu verfolgen, fehr bedenklich und zeigt ſich nicht geneigt, hierin 
auch nur die mindeſte Concelfion zu machen. 

5. „ Dftindien: Die Engländer befegen nad einem leichten Gefechte 
bie höchſte Spite ber jog. ſchwarzen Berge bes Hazarasfandes; ber 
Widerſtand ift im Abnehmen begriffen. 

10. „ Die Königin paffirt auf ber Rüdreife von Luzern Paris ganz 
incognito, ohne vom kaiſerl. Hofe begrüßt zu merben. 

Erſte Eonferenz Lord Stanley’s mit dem amerikanischen Geſandten 
behufs Schlihtung der Alabamafrage. 

Mahlbewegung: Die irifchen kath. Biſchöfe befchließen auf einer 
Gonferenz in Cork das Wahlprogramm Gladſtone's ihrerfeits zu 
unterſtützen. 

14. „ Beginn der Prüfung ber Wählerliſten für die Parlamentswahlen. 


15. „ Die !gl. Commiſſion, welde zur Unterfuhung der Verbältnifje 
ber irifchen Staatskirche und behufs alfälliger Vorſchläge zur Re: 
form derſelben niebergefeßt worden war, veröffentlicht erft jeßt ihren 
Bericht und ihre Vorfchläge. 

Diefelbe empfiehlt: Abſchaffung ber 4 Bifchofsfite von Meath, Kilmore, 
Killaloe und Caſhel, Abſchaffung jämmtlicher Dechanten mit Ausnahme von 
acht, aber Beibehaltung von zwei Erzbechanten für jede Didcefe, Ausdehnung 
ber Befugnilfe der ftändigen Kirchencommiffion und Ueberweilung des Ueber: 
fchuffes in den Einnahmen ‘an biefelbe behufs entfprechender Stiftungen für 
bie bevölkerten Pfarrbezirke. Das Einkommen ber Staatsfirhe in Irland 
wird von der fol. Gommilfion auf etwa: 600,000 Pid. St. abgeihäkt, von 
benen 320,000 Pfd. St. auf die (an Stelle bes frühern Zehnten eingeführte) 
Pachtauflage kommen. — Die liberale öffentlihe Meinung findet, baß es 
dazu jegt zu ſpät fei, und baß jegt ſolche Reformen, bie längft an der Zeit 
gewefen wären, nicht mehr genügen können. = 


8. Oct. Wahlbewegung: Gladſtone veröffentlicht fein Wahlprogramm. 
Das Programm ift zunächſt an bie Wähler von Süd: Wefl-Lancafhire 
gerichtet, wo Glabflone als Candidat auftritt. Derſelbe berührt zuerft kurz 
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eine Reihe wichtiger aber verhältnißmäßig doch unterggorbneter Tragen. 
Eine Frage oder vielmehr eine Gruppe von fragen, bränge alle übrigen in 
den Schatten: bie Zuftände in Irland: „Das Ziel einer wahrhaft liberalen 


Bolitif ift das, durch gerechte, aber entſchiedene Maßregeln ben Namen bes 


Geſetzes in Irland eben fo geachtet zu machen, wie er es in England if; 
ihn geachtet zu machen, indem man Liebe zu ihn erwedt; und dieſe Liebe 
zu erweden, indem man in dem Geile bes Volkes die Ueberzeugung wach⸗ 
ruft, baß das Gefeß ein Freund ift und nicht ein Feind, ein Freund Aller, 
zumal aber berer, die feines Schutzes am meiften bebürfen.” Nach einem 
furzen Rückblicke über bie fehlgeborenen Vorjchläge der conjervativen Regie⸗ 
rung, unter welchen befonders bie befürwortete Errichtung einer katholiſchen 
Univerfität auf Staatsloften allgemeine Mißbilligung gefunden babe, fährt 
Sladftone fort: „Die Kirhe Irlands ift die Kirche einer Minderheit, deren 
Zahl unbedeutend ift. Freilich ift biefe Minderheit bei einer geringen Zahl 
groß an Befigthum, an Bildung, an Einfluß. Das alles erleichtert ben Fall 
nicht, jondern erſchwert ihn nur; denn wenn eine nationale Kirche nicht die 
Kirche ber Nation ift, fo jollte fie zum mindeflen bie Kirche ber Armen fein. 
... Diefe Staatsfirhe aber bleibt außerdem ein Denkmal früherer Unter: 
drüdung; fie verbittert religiöfen Zwieſpalt durch Gefühl politifher Unbilden. 
. In der Befeitigung derſelben ſehe ih die Abtragung einer Schuld 
bürgerlicher Gerechtigkeit, bie Entfernung eines nationalen, eines faft bie 
Welt durchdringenden Vorwurfes, die Grundbedbingung zu dem Erfolge ber 
Anftrengungen, um bem Lande Ruhe und Zufriedenheit zu ſichern.“ Durch 
Aufhebung ber irifhen Staatskirche werben bedeutende Einfünfte zur Ver: 
fügung des Staates geftellt werben, und Vorſchläge über deren Verwendung 
fönnen Glabflone zufolge dem Parlamente nur von benen gemacht werben, 
die als Regierung die Mittel und das Anſehen haben, die öffentlichen 
und focialen Bebürfniffe Irlands zu erivägen; an eine Verwendung zu 
religiöfen Zweden aber fei in feiner Form zu denfen. 


— De. Die neuen Wahlliften find nunmehr fo ziemlich überall revibirt 


19. 


to 
to 


und feftgeftelt. Es ergibt fi, daß die neu berufenen Wähler ſich 
überall ſehr zahlreich und felbft mit Kleinen Opfern in biefelben 
haben eintragen lafjen. Die Ausfichten der Tories, die Majorität 
zu erringen, find baburd bereit wejentlich herabgeftimmt. 


„ Eine Adreffe von mehr als hundert Parlamentsmitgliedern, Ver: 
tretern der gewichtigften Hanbelsfirmen und Adeligen an ben Kaijer 
ber Franzoſen bittet denjelben, das Project eines unterfeeifchen Canal: 
tunnels feinerfeitS zu befördern. 

„Oſtindien: Die Erpebitionstruppen gegen das. Hazara-Gebiet find 
nah Vittuhr zurüdgelehrt. Der Krieg ift zu Ende. 

»„ Der amerikaniſche Gejandte Reverdy Johnſon ſetzt feine Agita: 
tion zu Gunſten einer Annäherung zwiſchen der Union und England 
fort. Bankett in Liverpool zu ſeinen Ehren. Es nehmen an dem⸗ 
ſelben Hr. Laing, der thätigſte und in Amerika verhaßteſte Gegner 
der Nordſtaaten während des Bürgerkriegs, aber auch Stanley, 
Gladſtone und Andere Theil. Rede Johnſon's. Friedensrede Stan: 
ley's und zuſtimmende Erklärung Gladſtone's. In Amerika findet 
jedoch Johnſon's Benehmen ſehr wenig Anklang und Unterſtützung. 


5. Nov. Wahlagitation: Wahlprogramm Bright's in Edinburgh: 
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Dasſelbe meint, daß es fi nicht bloß um bie Vertreibung Disraeli’s 
vom Staatsruder und bie Bejeitigung ber iriſchen Staatsfirche handle und 
handeln dürfe, Tondern namentlich auch erftens um die Landfrage, zweitens 
um bie Organifation bes Öffentlichen Volfsunterrichts und drittens um die 
Schaffung eines „mohlfeilen Frühſtücktiſchs“ für das Volf, d. h. um bie 
Berminderung ober Abſchaffung des Zols auf Thee, Zucker ꝛc., überhaupt 
ber indirecten Steuern, was freilich nur möglich ift entweber durch Erhöhung 
ber birecten Steuern oder aber durch fehr wejentliche Erfparniffe in Heer 
und Flotte. 


6. Nov. Der oberfte Gerichtshof in Schottland hat bereits endgiltig gegen 


9, 


11. 


13. 


das Stimmredht ber Frauen bei den Parlamentswahlen entſchieden. 


„ Auh für England entfheidet der oberfte Gerichtshof endgiltig 
gegen bas Stimmrecht der Frauen. 


Lordmayorsbankett in London. 

Nah einmaliger Unterbrehung durch einen confervativen Lordmayor wird 
ber mittelalterliche Pomp bes Auizugs durch den neuen liberalen Lordmayor 
wieder hergeftellt — „Gonfervativer Humbug neben dem thatkräftigen Libe- 
ralismus ber City.“ Der amerifanifhe Gefandte Johnſon und Disraeli 
fündigen ben bevorjtehenden Ausgleich bez. der Alabamafrage an. Disracli 
fpricht mit ziemlich ftolzer Zuverficht fein Vertrauen aus, daß die Entſchei— 
dung bes Landes bei ben bevorjtehenden Parlamentswahlen zu Gunften ber . 
gegenwärtigen Negierung ausfallen werde. 


„ Ein tgl. Decret verfügt die Auflöfung des Parlamentes und 
beruft das neue auf den 10. Dec. ein. 

„ Wahlrede Lorb Stanley’s in Kings: Lynn. Diefelbe ergeht fich 
ausnahmsweiſe in der auswärtigen Politif und erregt in Paris und 
Wien durch die unummwundene Art, wie die deutſche und die orien- 


" 


taliſche Trage behandelt werden, großes Aufſehen: 


„... Unzweifelhaft find die viefigen Rüftungen, welche auf dem Keft: 


land allenthalben vorliegen, an und für fih ſchon Quellen von Gefahren; 


allein jo weit ich bie Sache überfehen kann, und es ftehen mir in dieſer Be: 
ziehbung manche Hilfsmittel zu Gebot, ift das vorherrichende Gefühl Fein 
Verlangen nach Krieg, fondern eher Furcht, in einen Krieg hineinzugerathen. 
Da es nun keineswegs leicht ift, Leute gegen ihren Willen an einander zu 
bringen, und da faft alle Differenzen beizulegen find, fo lange bie handelnden 
Parteien beide den Wunſch hegen, zu einer Uebereinfunft zu gelangen, fo 
verzweifle ich nicht daran, daß jenes Gewitter, das nun fchon feit zwei 
Sahren Europa bebrobt, nicht noch vorüberziehen follte. Betrachten wir bie 
Stellung ber beiden Hauptbetheiligten. Was kann Preußen in einem Kriege 
gewinnen? Abſolut nichts. Früher oder fpäter ift ihm die Vereinigung von 
ganz Deutfchland unter feiner Führung gewiß. Diefelbe ift fo zu fagen fein 
natürliches Erbe, und Preußen braucht nur zu warten, bis es fällig wird, 
Man könnte nun allerdings fragen: würde Frankreich diefe Vereinigung zu: 
geben? und die Antwort wäre vielleicht: Heute nicht und aud morgen nicht, 
wenn der erwähnte Zeitpunkt fo bald eintreten ſollte. Ich glaube indeſſen, 
daß die franzdfifchen Staatsmänner mehr und mehr zur Einficht kommen, 
baß ein ſolches Endreſultat unvermeidlih, daß es nußlos ift gegen ben 
natürlichen Lauf der Dinge fi anzuftemmen, und daß ſchließlich eine Nation 


‚von 40 Mill. Seelen mit mächtigen, natürlichen und Fünftlichen Hilfsquellen 
und einen unleugbaren lebhaften Patriotismus und entſchiedenem Gemeingeift 


zu ftarf if, um ctwas von ber Vergrößerung ihrer Nachbarn befürchten zu 
müffen. Allerdings gibt es in Frankreich eine Klaſſe, bie für ben Krieg ein: 
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genommen ift, aber ich glaube, dieſe Klaffe ift viel Kleiner .al8 man bier zu 
Lande gewöhnlich annimmt. Einige wenige Leute Fünnen, wenn fie fidh bar: 
auf verlegen, ein gewaltiges Geräufch machen, aber ber gewöhnliche Franzofe 
ber Gegenwart mit feinem Tleiße, feiner Mäßigkeit, feiner Vorliebe für Feine 
Erjparniffe und feiner Abneigung gegen ben Militärdienft, bie zumal unter 
der aderbauenden Bevölferung das am entjchiebenfte vertretene Gefühl ift, 
wird ſich body zwei Mal bedenfen, ehe er ſich ber alten nationalen Leidenjchaft 
für friegerifhen Ruhm überläßt. Sch weiß, man fagt: das mag alles wahr 
fein, allein die Enticheidbung liegt in eines Meaunes Hand, und das ift volls 
ſtändig richtig. Aber diefer eine Mann weiß eben jo gnut, und vielleicht befjer 
als irgend einer feiner Untertbanen, welche Meinung im Lande die herrichenbe ift. 
Meine Ueberzeugung ift, daß, wenn man ein oder zwei Jahre lang Streits 
urfachen aus dem Wege gehen Fann, Weberdruß und Erſchöpfung wenigſtens 
cine partielle Entwaffnung berbeiführen werden, und daß dann wieder ber 
rubige Zuftand früherer Jahre eintritt. Wenden wir uns zum Drient. 
Sch fürchte, daß jeder, ber feinen Blick nad, jenem Theile dev Welt richtet, 
dafelbft deutlich bie Zeichen Fornmender Wirren erblidt. Sie werden wahr: 
ſcheinlich losbrechen, vielleicht bald, vielleicht erft nach Sahren. Wir unferer: 
jeit8 dürfen unfere Augen bagegen nidyt verfchließen. Als wir vor 15 Jahren 
nicht bei Zeiten erkennen wollten, was offenbar bevorftand, trieben wir zur 
allgemeinen Unzufriedenheit in ben Krimfrieg hinein. Die der Türfei heute 
drohenden Gefahren entipringen, meiner Meinung nad, andern Quellen als 
dazumal, nämlih mehr von Innen als von Außen. Keine Allianz, 
feine europäifche Garantie kann einen Staat gegen das Zuſammenbrechen feiner 
Finanzen oder gegen eine Empörung in feinen eigenen Provinzen jchüßen. 
Sn diefen Punften muß es jedem Land überlaffen werben, ſich zu feiner Bes 
jlimmung durchzuarbeiten. Doc ift e8 darum nicht weniger wahr, daß bie 
Schwäche eines großen Staats ein Unglüd für bie ganze Welt ift, und, 
meiner Meinung nad, felbft für diejenigen Racen, bie mit feinen eigenen 
feine warmen Sympathien haben und haben können. ine mittelmäßige 
Regierung ift beffer als gar Feine, und wenn ich hoffen dürfte, daB das, was 
ich bier oder anderwärts fpreche, jenen chriftlihen Stämmen bes Oſtens, mit 
denen ich aufrichtig Iympathifire, zu Ohren fomme, würde ich ihnen zurufen: 
„Eure Befrebungen mögen natürlich fein, aber Anarchie ift fein Fortſchritt, 
und es heißt nicht weile handeln, nicderzureißen, bevor man für einen Neu⸗ 
bau geforgt bat.“ Griechenland insbefondere — biefem kleinen Staate, für 
ben unfere Großpäter fi) fo fehr begeifterten, und den wir beutzutag, ich 
glaube etwas umbillig, herabzufegen geneigt find — möchte ich folgendes jagen: 
„Ihr Fönntet der Deufterftaat des Orients fein und auf die hriftlichen Racen 
bafelbit einen ganz unberechenbaren Einfluß ausüben, wenn ihr, ftatt unklaren 
Vergrößerungsträumen nachzuhängen, eure innere Verwaltung würbiger 
machen wolltet eines civilifirten Landes und der von euch geahnten Zukunft. 
Wenn eure Politif in ber Förderung von auswärtigen Unruben beftebt, fo 
werft ihr das greifbare für einen Schatten hinweg, gebt ihr das aus ber 
Da worüber ihr gebieten Fönntet, und erreicht doch jchwerlih, was ihr 
erſtrebt. ...“ 

16.—17. Nov. Parlamentswahlen der Städte und Flecken, in den nicht 
ftreitigen Wahlbezirfen burdy Hanbaufheben am 16., durch Abjtim- 
mung am 17. Das Rejultat ift ein fehr großes, beinahe uner- 
wartetes Uebergewicht der liberalen Partei. (ſ.. 1. Dec.) 

20. Nov. Beginn der Parlamentswahlen der Graffchaften. Disraeli wird 
in Budinghamfhire unbeftritten wieder gewählt. Seine Dankjagung 
beweist, baß er felber ſeit dem 9. d. M. an dem Siege feiner 


Partei zu verzweifeln begonnen Bat; nad einigen ſtolzen Anläuten 
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enbet er mit einer Apologie feiner politiſchen Laufbahn, deren faft 
rührende Befcheidenheit mit bem gewöhnlihden Ton jeiner Bered⸗ 
famteit einen ſcharfen Eontraft bildet: 

„Niemand weiß befjer ale ich felbfi, bag im Lanfe einer beiwegten und, 
ich bedanre, fagen zu müflen, einer langen politiichen Thätigfeit, ich manches 
gethan, was ich bereme, und manches gejagt babe, was ich beflage; aber bie 
Laufbahn eines Mannes muß nad ihrem ganzen Inhalt und Charakter ke 
urtbeilt werden. So viel fanı ich wit vollkommener Aufridhtigleit von mir 
ſelbſt jagen: daß ich nach nichts anderem geftrebt, als die Größe meines 
Baterlandes zu befördern, baß ich nie einen Gedanken gehegt habe, ber nie= 
brig ober felbftfüchtig geweien, unb daß es feinen Lohn gibt, nach dem ich 
mich aufrichtiger fehne, ale nad ber guten Meinung meiner Landsleute, 
welcher Partei fie auch angehören mögen.” 


23. Nov. Unterzeichnung des ſchon am 9. d. M. angekündigten Vertrags 


24, 


25. 


zwiſchen Lord Stanley und dem amerikaniſchen Geſandten Johnſon 
behufs Ausgleihung der Alabamafrage. 

Eine gemiichte Eommilfiou fol die gegenfeitigen Forberungen prüfen und 
darüber entiheiden. Tiefe Commiſſion tritt in Waſhington zujammen. Bei 
Stimmengleichheit in derfelben foll die Entſcheidung der Verbindlichkeitsfrage 
bez. Entihädigung einem unbetbeiligten Eouverän übertragen werben. 

[Sewarb ift bamit noch nicht zufrieden. Der Bertrag erhält durch Etan- 
ley's Nachfolger Lord Glarenbon im Januar 1869 noch weitere für bie 
Aniprüde ber Berein. Staaten günfligere Zuſätze und wirb fchlieklih im 
Ih o vom Senat ber Union doch mit allen gegen 1 Stimme ver: 
worfen. 

„ Parlamentswahlen der Grafſchaften. Gladſtone fallt in Süd⸗ 
MWeft:Lancafhire nad) einem überaus beitigen Wahlkampfe durch, in- 
bem ihn die Whig-Ariſtokratie theils nur ſehr lau, theils gar nicht 
unterftußt. Doch ift berfelbe bereits in Greenwich gewählt. Das 
Gejammtrefultat der Graffhaftswahlen ift den Conjervativen günftig 
und gleicht das Uebergewicht, das die Liberalen in ben Fleckenwahlen 
errungen haben, wieder einigermaßen aus. Indeß ift es bereits 
unzweifelhaft, daß die Tories im Ganzen unterlegen find und bie 
liberale Partei eine Mehrheit von ca. 100 Stimmen davon getragen 
bat. (ſ. 1. Dec.) 
„ Bei den Wahlen ift von den Liberalen durchweg Gladſtone als 
Führer ber Partei anerkannt worden; nicht ebenſo Disraeli von den 
Conſervativen, da viele ſolche der Anſicht find, daß die Partei nur 
durch eine Verſchmelzung ihrer gemäßigten Elemente mit den ge: 
mäßigten (altliberalen) der Whigs jemals Ausfiht haben werde, 
wieder an's Ruder zu gelangen, und daß Disraeli einer jolden 
Verſchmelzung im Wege ſtehe. Bei einem Bankett, durch das bie 
Gonfervativen in Nortbamptonfhire die Wiederwahl ihrer alten Der: 
treter feiern, gibt einer der Gewählten, Eir R. Knightley, der bie: 
ber ohne Wanken der Führung Disraeli’s gefolgt war, biejer Ueber: 
zeugung unummwundenen Ausbrud: 

„Wir haben große und unerwartete Erfolge in ben Srafichaften errungen, 


aber in den bemofratifirten Etäbdten eine überwältigende und erbrüdende 


Pieberlage erlitten. Beim ein feindliches Amendement gegen bie Adreſſe ges 
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ſtellt ift, fo wirb fich eine Mebrheit von mehr als 100 gegen die Regierung 
beransitellen. Dann gebt es mit gleicher Mehrheit gegen die irifche Kirche, 
benn in biefem Punkt flimmen alle Sectionen ber liberalen Partei überein. 
Erft dann beginnt Hrn. Eladftone’s Schwierigkeit. Seine Stärke ift feine 
Schwäche Er bat mehr Schweine ale Ställe. Gegenwärtig gibt es 35 
liberale Gentlemen, von benen jeber ſich berufen fühlt Cabinetsminifter zu 
werben. Die Zurüdgefeßten werden frondiren, die eingejchüchterten gemäßigten 
Whigs ſich ermuthigen. Dann tritt der Zeitpunft ein, um uns mit biefen 
zu einer neuen Partei zu vereinigen. Allein haben wir Feine Hoffnung mehr, 
je aus der Minorität berduszufommen. Es gebt bas Gerücht, daß Herr 
Disraeli in Begriff fei, fi) in bie reinere und erhabnere Atmoſphäre bes 
Dberhaufes zurückzuziehen; ich Hoffe, daß es wahr ift, denn er ift immer das 
Hinberniß und der Stein bes Anftoßes gewefen, ber bie gemäßigten Männer 
beider Parteien an ber nothwendigen Vereinigung gehindert hat. Wenn Hr. 
Disraeli zur Zeit ber abullamitiihen Seceffion im Oberhaus oder im Himmel 
oder fonftwo geweſen wäre, jo wiürbe damals fchon dieſe Vereinigung zu 
Stande gefommen fein.” 


27. Nov. Disraeli wil noch nicht auf die Führerfchaft der confervativen 
Partei und feine große Stellung im entſcheidenden Unterhauje ver: 
zihten und lehnt daher die ihm von ber Königin angebotene Er- 
hebung in's Dberhaus ab. Dagegen wird Mrs. Disraeli perjönlich 
(in her own right) zur Viscountess of Beaconsfield ernannt. 


1. Dec, Das Ergebniß der Parlamentswahlen Liegt endlich vollſtändig vor. 

Das Zahlenverhältniß der Parteien zeigt auf 658 Mitglieder, 387 Liberale 
gegen 271 Gonfervative, alfo eine liberale Majorität von 116 Stimmen. 

Unter den Gewählten find nicht weniger als 227, alfo mehr als ber 
britte Theil, homines novi und zwar unter ben LXiberalen 136, unter ben 
Conſervativen 91. | 

Sm Ganzen haben 2,235,256 Wähler ihre Stinnmen abgegeben. Im 
Einzelnen haben in England und Wales 1,208,857 Wähler Tiberal ges 
ftimmt, 799,175 confervativ. Wenn troßdem nur 268 Liberale und 226 
Tories gewählt wurden, fo ift bie Urſache davon in ber ganz regellojen Vers 
tbeilung der Parlamentsfige zu ſuchen. In Schottland famen auf bie 
liberale Partei 121,926 Stimmen unb nur 22,580 auf die confervative und 
wurben 54 Liberale und nur 7 Tories gewählt. Edhottland entjchieb bie 
Niederlage ber Confervativen, ba dort die Stimmen ber Liberalen gegen bie 
Gonfervativen wie 5 zu 1, bie Erfolge jener zu benen faſt wie 8 zu 1 ſtehen. 
Sn Irland ftanden 48,740 Wähler auf liberaler Seite, 33,988 auf ber 
confervativen. Die liberale Mehrheit ift alfo bier viel geringer, auch bie Zahl 
ber Wähler eine verhältnißmäßig Fleine, wen man bebenft, daß Schottland 
nur 3 Mil, Irland aber 6 Mill. Einwohner bat. Es liegt wohl daran, 
daß jelbft der jekige geringere Wahlcenfus für viele ftäbtifche Einwohner von 
Irland noch zu body iſt; mit andern Morten, baß die Armuth in Srland 
größer ift als in Schottland, ebenfo daß Srland weniger ſtädtiſche Bevölke⸗ 
rung bat als bie beiden andern Reichstheile. Irland wählte 65 Liberale 
und 38 Tories. 

Die Wirkungen der neuen Sitvertheilungsbill ergaben folgendes 
Reſultat. Zunähft wurden durch jene Acte 13 neue Fledenmahlbezirfe ge= 
Ihaffen, die mit zwei einzigen Ausnahmen, alle liberale Vertreter wählten. 
Ferner erhielten 7 große Wahlfleden je einen neuen Sit zu ben bisher be⸗ 
jeffenen und von biefen 7 Stimmen find 5 ben Liberalen zu Gute gekommen. 
Es ſtellt fih demnad ber Gewinn ber Liberalen in neuen Fledenwahlplägen 
auf 16 Stimmen, während ihre Gegner fih nur um 4 verflärkten. Gegen 
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! die auf biefe Weife um 28 Stimmen vermehrte fäbtifche Vertretung erhielten 


bie Graffchaften einen Zuwachs von 23 Mitgliedern, der mit einer einzigen 
Ausnahme den Tories ganz anheimfiel. Die Minoritäten:Claujel verichaffte 
ben Tories mehrfache Bortheile, überall, wo bie Liberalen ihre Stimmen auf 
eine zu große Anzahl von Candidaten zeriplitterten. So fiegten bie Tories 
mit Hilfe jener Claufel in der City von London, in Cheiter und in Leeds. 
Nur in Birmingham und Glasgow, wo bie Liberalen gute Tisciplin hielten, 
gelang es, troß ber Minoritäts-Claufel alle brei Site für bie Liberalen zu 
erobern. 

Die ſtädtiſchen und bagegen bie Srafihaftswahlen zeigen in 
England und Wales ben größten Eontraft. Bon jenen gehören von ben 
Gewählten mehr als zwei Drittbeile der liberalen, von bdiefen dagegen ber 
confervativen Partei an. Lancafbire bat acht Confervative und feinen Libe- 
ralen gewählt, Chejhire, Kent, Norfolt, Somerfet haben je ſechs Eonfervative 
und feinen Liberalen gewählt, andere Grafichaften haben vier, drei oder zwei 
Gonfervative gewählt, und es ift nur eine einzige Graſſchaft, Cornwall, 
welche gar feinen Confervativen in’s Parlament ſchickt. Von ben vierzig 
engliihen Staffchaften ſenden vierzehn nur Eonfervative, fünfzehn eine Mehr: 
zahl von Eonjervativen und neun gleihe Zahl von Gonfervativen und Libe⸗ 
ralen; nur in Hertfordfhire find bie Liberalen in ber Majorität und Corn: 
wall haben fie ganz. Es ift alſo nicht zu verfennen, daß, wenn auch eine 
Mehrzahl jämmtlicher mwahlberedtigter Engländer für Gladſtone's Politik, 
eine fehr große Anzahl, und gerade aus einer ſehr bedeutenden Klaſſe des 
Volkes, gegen biefe Politit geftinmt und fi in confervativem Einne für 
das Befleben ber alten Verhältniffe von Kirche und Staat ausgeſprochen hat. 
Sn Schottland ſteht die Sache anders; nicht eine einzige fädtifche Wahl ift 
conſervativ ausgefallen und von ben gewählten Vertretern ber Srafichaften 
find 25 Liberale gegen 7 Gonfervative. Dort haben ſich die Pächter von 
ihren Grundherren nicht beeinfluffen Tafjen. 

Die Ariftofratie kann nicht Flagen, daß die neue Reformbill ihre Ver: 
tretung im Unterhaufe gekürzt habe. Während fie im Oberhaufe unbeſchränkt 
Herrin ift, zählt fie nämlid im neuen Unterbaufe durch ihre Söhne und 
Verwandten nicht weniger denn 45 Mitglieder, die nach ber Natur ber Dinge 
fpäter felber in bie Pairie eintreten werben (faft von jeder der bedeutendften 
Abelsfamilien Hat der präfumtive Erbe einen Sig erobert: Carl Percy für 
das herzoglihe Haus Northumberland, ber Marquis of Lorn fiir bie Araylis, 
Haſtings Ruſſell für die Bedfords, der Marquis of Hamilton für die Aber: 
corns, Earl Grosvenor für die von Weltminfter 2.) Rechnet man bazu 
65 jüngere Söhne und 94 Vettern, Neffen und fonftige Anverwandte von 
Peers nebit den irischen Peers und beren Söhnen, bie einen Sit haben, fo 
ergibt fih, baß ein gutes Vrittheil des Unterhaufes noch immer ber hoben 
Ariftofratie angehört, von einer Hintanfebung der letzteren fomit nicht bie 
Rede ift. Außerdem finden ſich im Unterhaufe 57 Baronets und wohl an 
hundert Grundbefiger, die mit der Ariftofratie verſchwägert find. 

Auch die Geldariftofratie Tann über Mangel an Vertretung feine 
Klage führen. Es finden fi nämlich unter den neugewählten Unterhaus 
Mitgliedern 12 Banquiers, 5 Unternehmer von Eifenbahnbauten, 7 Beſitzer 
großer Vierbrauereien, 4 ber reichften Rheder, 42 Fabrikanten eriten Ranges 
und 47 Kaufleute, deren Name und Credit von jchwerem Klange find. 
Zuſammen fomit 117 Mitglieder, die fi) als Vertreter des Kapitals be: 
zeichnen laflen, zum Unterfchiede von ben oben aufgezählten, die ben Adel 
und Grundbefik vertreten. Wir erwähnen noch, daß im neuen Haufe nicht 
weniger benn 121 Eifenbahn-Directoren figen. 

Die äußere Phyfiognomie des neuen Parlaments it demnach von 
bem letten Feine ſehr verfchiedene. Wefentlich neue Elemente haben in dem: 
ſelben feinen Plab gefunden, Alle „Arbeiter Canbidaten" ohne Ausnahme 
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find durchgefallen, felbft in denjenigen Wahlbezirken, in benen bie Klafje ber 
Arbeiter unzweifelhaft die Mehrheit der Wähler ausmadıte, und zwar nicht 
nur jene eigentlichen Arbeiter, welche als Candidaten auftraten, fondern 3. 3. 
auch Hr. Beales, ber Präfident der Reform:Liga, ohne bejjen energifche Agi⸗ 
tation bie Parlamentsreform faum zu Stande gekommen wäre. Der leijefte 
Verdacht eines Zuſammenhangs mit den Tendenzen des fog. „internationalen 
Arbeiterbundes”, mit den Beftrebungen des continentalen Socialismus war 
hinreichend, die Arbeiter felbft gegen einen folhen Gandidaten zur Stimm: 
urne zu rufen. Der englifche Arbeiter will davon nichts wiffen; durch den 
Ausgang ber Städtewahlen troß ber hier wenigitens bemofratifchen Ausdeh⸗ 
nung des Wahlrechts ift das zur unlengbaren Thatfache geworden. 


Troß ber vielen homines novi befteht das neue Unterhaus doch zu zwei 
Drittheilen aus Mitgliedern, bie auch ſchon im früheren ſaßen. Von ber 
confervativen Seite wurde auch Fein wirklich hervorragender Mann bei 
ben Wahlen befeitigt. Auf der Liberalen ift das dagegen keineswegs ber 
Tall: eine ganze Reihe ihrer Führer blieb auf dem Wahlplate, Mill in Welt: 
minfter, Labouchere in Middlefer, Rothſchild in ber City, Milner Gibſon, 
Bernal Osborne, Horsman ꝛc., welche Gladſtone und die Partei vielfady 
ſchwer vermifjen werden. Ueberhaupt ift ber Sieg der liberalen Partei nicht 
ohne ftarfen Schatten. Die „confervative Reaction”, bie Disraeli vergebens 
unter den ſtädtiſchen Arbeitermafjen fuchte, fcheint auf bem Lande, wo bie 
breite Grundlage der Bevölkerung nod außerhalb des Wahlrechts ficht, eine 
harte Thatfahe zu fein. Der in ben bevölferten induftriellen Grafſchaften 
von dem Fanatifer Murphy und feinen No-Popery-Genojjen angefachte 
und in den ibyllifcheren Lanbdfreifen von ben proteftantiichen Geiftlichen ge⸗ 
hegte und gepflegte Geift bat für die confervative Sache vielfah Wunder 
gewirkt. So fiel Sladftone felbft in Süd: Meft-Lancafhire, feiner engern 
Helmat, durch und, was nody auffallender, in Middlefer, der einzigen Graf: 
ihaft, deren Wahlkörper durd die Neformbill einen bedeutenden Zuwachs 
erhalten bat, das feit 70 Jahren keinen Konfervativen in’s Unterhaus gewählt 
batte, unterlag der liberale Hr. Labouchere gegen einen 22jährigen Herzogs⸗ 
john, den fein confervativer Vater hingeſchickt Hatte, ben Niemand Tannte 
und Anfangs jebermann verladhte. 


Dennod ift bie innere Phyſiognomie des Haufes eine fehr wefentlich 
andere als bisher. Die Entwidelnng ift eben nicht ftille geftanden und bie 
Anſchanungen find auch innerhalb der herrſchenden Klafjen vielfach entſchieden 
andere geworden. Der Unterfchieb zwifchen bem letzten und dem neuen Par⸗ 
lament ift jo ziemlich derfelbe wie zwiſchen Balmerfton, dem Ausbrud 
bes legten, und Glabftone- Bright, ben Spiten ber neuen Majorität. 
Selbſt der Uebergang von einem Minifterium Ruſſel-Gladſtone zu einem 
ſolchen Gladftone : Bright bezeichnet einen für bie englifchen Zuſtände groß: 
artigen Fortfchritt. Die Coalition Bright's mit Gladſtone bat bem liberalen 
Parteiprogramme einen ganz neuen Inhalt gegeben. Jeder der 387 Libe⸗ 
ralen, bie in Sladftone ihren Führer erfennen, bat fich vor feinen Wählern 
mit einem ſehr beftimmten, klaren, über bie Freijinnigfeit eines Altliberalen 
weit hinausgehenden Programm verpflichtet, das die Times freilich einftweilen 
nur in der irischen Kirchenfrage unterfchreibt. Die alten Whigs find als 
ſolche doch verſchwunden und mit ihnen auch die Abullamiten. Auf der ans 
bern Seite ift aber auch nicht zu verfennen, daß Disraeli der Majorität 
im neuen Unterhaufe an ber Spite einer zahlreichen und compacten Dino: 
rität gegenüberfteht mit dem berechtigten Anspruch, fich ihren Antheil an Ein: 
fluß auf die Geſchicke des Landes nicht ohne weiters aus den Händen winden 
zu laffen und mit der Hoffnung, daß die ſehr verfchiedenen Elemente, aus 
benen jene zujammengefeßt find, ſich vielleicht ſchneller, als man denke, lockern 
und auseinander fallen würden. 
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1. Dec. Der neue Gerichtshof zur Unterfuhung beanftanbeter Wahlen, 
namentlih in Folge von Wahlbeftehung, eröffnet feine Wirkfamfeit, 
indem er ein Reglement über feinen Geſchäftsgang veröffentlicht. 

Das lange Schriftſtück Tegt überall das Beſtreben zu Tage, bem Publikum 
einmal bie Klage wegen Wahlbeeinfluffung möglihft zu erleichtern, dann aber 
zu verhüten, daß nicht muthmwilliger oder böswilliger Weile, ober auch aus 
Parteirüdfichten, eine Wahl ohne Grund angefochten werde. Zu biefem Enbe 
ift vorgejeben, daß bie betreffenden Kläger auch verantwortliche und erreiche 
bare Perfönlichkeiten fein müffen, die vor Eröffnung ber Sache eine hinläng: 
Tihe Caution in ber Bank zu beponiren haben. Hat ber Prozeß einmal bes 
gonnen, fo kann ber Kläger nicht mehr zurüd, es fei benn, daß er dem 
Gericht ftihhaltige Gründe vorlege. — Inzwiſchen ift es eine alljeitig aner⸗ 
Tannte Thatfache, daß die Wahlen eine geradezu ungeheure Summe, mehr 
als je zuvor, gefoftet haben; berem größerer Theil als eigentliche Wahlbeſtechung 
bezeichnet werden muß. Die Idee ber geheimen Abftimmung bat daher aud) 
in der öffentliden Meinung unverfeunbare Fortichritte gemacht. 

2, „ Disraeli überreicht der Königin feines und des Cabinets Ent: 
laſſung. Die Königin beruft Lord NRuffel und Gladſtone behufs 
Bildung eines neuen Cabinets, In einem Rundſchreiben an jeine 
Parteigenoſſen in beiden Häufern des Parlaments erflärt Disraeli 
die Gründe feines unerwarteten Schrittes: 

„eo... Als J. Maj. Regierung im Frühlinge biefes Jahres in dem 
— der Gemeinen über die Frage wegen der Abſtellung der Kirche in 
rland in die Minorität gebracht wurde, hatte fie zu bedenken, daß die vor: 
geſchlagene Politif niemals dem Lande vorgelegt worden jei, unb glaubte, 
daß das Land biefelbe niemals gut beißen würde. Sie hielt e8 deßhalb für 
ihre Pflicht, Ihrer Maj. zu rathen, das Parlament aufzulöfen ; jedoch einen 
Aufruf an bie alte Wählerfchaft zu erlaffen, würbe eine Thorheit geweſen 
fein, und die aufrichtige Meinung des Landes flimmte mit der bes Parla⸗ 
mentes bahin überein, daß fein Verfahren genügen könne, wenn nicht bie 
Stimmen ber vergrößerten Wählerfchaft erkundet würden. Das Minifterium 
nahm deßhalb alle Maßregeln, um folden Aufruf zu befchleunigen, und ein 
befonderes Statut wurde zu dem Zwecke erlaffen. Obgleich bie allgemeine 
Wahl in ber Enticheibung von zahlreihen und großen Wahlbezirken ben 
Ausdrud von Gefinnungen bervorgerufen Hat, welche in bemerfenswertber 
Meife ihre Vorausfeßungen beftätigten, und welche in Bezug auf die jtreitige 
Frage fein verfländiger Staatsmann überfehen wird, fo iſt es boch Far, daß 
die gegenwärtige Regierung nicht erwarten barf, über das Zutrauen des 
neuerwählten Haufes ber Gemeinen zu verfügen. Unter biefen Umſtänden haben 
J. Maj. Minifter e8 als ihrer Ehre und ber Politif, welche fie vertreten, 
Ichuldig erkannt, ihr Amt nicht einen einzigen Tag unnöthiger Weiſe zu be= 
halten. Sie halten es für mehr in Webereinflimmung mit ber Stellung, 
welche fie eingenommen haben, und mit den Erforbernifjen der öffentlichen 
Gefchäfte im gegenwärtigen Augenblide, wie auch fürberlicher für den berech— 
tigten Ginfluß der confervativen Partei, ihre Entlafjung vom Amte lieber 
ſofort J. Maj. einzureichen, :al8 bie Berfammlung des Parlaments abzu= 
warten, in welchem fie bei der gegenwärtigen Lage ber Dinge fi in ber 
Minvrität erkennen müffen. So bandelnd, Haben J. Maj. Minifter feinen 
Grund gefunden, bie Meinungen zu ändern, auf welde fie ihre Rathſchläge 
für den Souverän in ber Frage liber Abftellung und Enteignung der irijchen 
Kirche begründen zu müffen für Pflicht Hielten. Sie bleiben überzeugt, daß 
ber Vorſchlag bes Hrn. Gladftone im Principe unrichtig ift, wahrſcheinlich 
unpraktiſch in der Ausführung und, wenn ausführbar, in feinen Wirfungen 
verberblich fein wird, Während fie zu allen Zeiten bereit find, jedem ‘Plane 
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zur Verbefferung ber Kirche in Irland billige Erwägung und bereitwilligft 
Unterflügung zu gewähren, werben fie fortfahren, ber Politik, welche fie in 
ber legten Seſſion opponirten, und welche fie für vol von Calamitäten für 
die Geſellſchaft und für den Staat halten, in jeder Stellung, bie fie ein- 
nehmen mögen, einen unbeugfamen Widerſtand entgegenzuſetzen.“ 

Der Rüdtritt des Eabinets vor dem AZufammentritt des neuen Parlaments 
ift gegen das conftitutionelle Herfommen in England. Der einzige Präcedenz⸗ 
fall wurde von Lord Ripon, dem Nachfolger Cannings, geliefert. Die öffent: 
lihe Meinung muß indeß anerfennen, daß ber Schritt eine ftrategifche Bes 
wegung von entjchiebenem Vortheil für Disraeli und bie confervative Oppo⸗ 
fition ift, da er allem. inneren Zwift im Gabinet und in ber Partei über bie 
nächſte Frage ein Ende macht und die Yeßtere in eine jür ben parlamentari- 
ihen Kampf günftigere Stellung verfeßt. 

9, Dec. Das neue Cabinet Gladſtone ift endlich nach Ueberwindung aller 
Schwierigkeiten gebildet; die bisherigen Minifter geben in einer 
Seheimrathefigung ihre Amtsfiegel ab, bie neuen nehmen fie in 
Empfang: 

Premier Hr. Gladſtone, Lordfanzler Lord Hatherley, Lord⸗Conſeils⸗ 
Präfident Earl de Grey and Ripon, Lord: Geheimfiegelbewahrer Earl of 
Kimberley, Staatefecretär des Innern Hr. U. H. Bruce, Staatsfecretär 
des Aeußern Carl of Elarendon, Stuatsfecretär für bie Colonien Carl 
Granville, Staatsfecretär für Krieg Hr. Cardwell, Staatsfecrerär für In⸗ 
dien Herzog von Argyll, Schaklanzler Hr. Lowe, Marineminifter Hr. Chils 
ders, Präfident des Hanbdeldamtes Hr. Bright, General:PBoftdirector Lord 
Hartington, Präfident des Armenamtes Hr. Göſchen, Secretär für Irland 
Hr. Chichefter Fortescue. Dazu kommt nod eine Zahl von Ernennungen in 
minder wichtigen NRegierungsfiellen und oberften Hofchargen, welche auch bei 
dem jebesmaligen Miniſterwechſel von ber herrſchenden Partei neu beſetzt 
werden, darunter: Deffentlihe Bauten Hr. Layard, Attorney:General Gir 
Robert Collier, Solicitor:&eneral Hr. Coleridge und Lorbfanzler für Irland 
Richter D’Hagan, ber erfte Katholik, der dieſes Amt begleitet und ber einzige 
im Gabinet. Die vorgelchrittenen Liberalen find im Cabinet nur durch Bright 
vertreten, ber ein verhältnißmäßig höchſt geringfügiges Amt verſieht; das alt 
Whig-Element und bie erbliche Arifiofratie iſt Überwiegend. 

Die Bildung” des GabinetS verurfachte Gladſtone befondere Schwierig: 
feiten, jobalb Lord Ruſſel einen Eig darin ablehnte und Bright fi 
nicht dazu verfiehen wollte, das Staatsfecretariat für Indien anzunehmen, 
wenigftens nicht unter den ihm geflellten Bedingungen, die wohl mit bem 
Intereſſe der herrſchenden Geſellſchaftsklaſſen übereinftimmten, aber nicht mit 
ben Grundfägen Bright’s. Gladftone bedurfte fogar feines ganzen perſön⸗ 
lichen Einfluffes und der Drohung, daß er im entgegengefekten Fall feinen 
Auftrag der Königin zurüdftelen und ihr rathen würde, den Lorb Granville 
mit der Bildung einer Verwaltung zu betrauen, um Hrn, Bright zu vers 
mögen, wenigftens als Präfident bes Handelsamts, beffen Routinearbeit einen 
Conflict mit feinen Grundfägen nicht in Ausſicht fielt, dem Minifterium 
jeine Ropularität und fein Gewicht im Unterhaus zu Teihen. Hätte ferner 
Lord Ruſſel einen Sit im Cabinet angenommen, fo würde feine Autorität 
hinreichend gewefen fein, um bie halb mißvergnügten Whig-Lords an das 
Gladſtone'ſche Kabinet zu felfeln. So aber war es nöthig, eine große Ans 
zahl diefer ebeln Herren als fehweren Ballaft anzuhängen. Mit jeder neuen 
Ernennung flieg das Webergewicht ber Whigs, bis fie zuletzt das unabhängige 
liberale Element fait ganz verdrängt hatten. Alle find mehr oder minder 
freifinnige Whigs, aber Whigs ber alten Schule. Ahnen gegenüber wird ber 
unabhängige Liberalismus vertreten von ben HH. Glabftone und Cardwell 
(Krieg), zwei Peeliten, Ehilders (Marine), einem Schüler Gladſtone's, Lore 
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(Schatzkanzler), einem Abullamiten, ber nenerbings die Nachbildung ber 
amerikaniſchen Staatsverhältniffe und bie Reform des Oberhauſes auf fein 
Programm geichrieben hat, Göſchen (Armenpflege), einem City» Fürften, und 
Sohn Bright. Es läßt fih nicht leugnen, daß Gladſtone, Cardwell, Lowe 
und Bright im Unterhaus eine Phalanz in ber Debatte bilden, gegen welche 
bie Oppofition nur Hrn. Disraeli als cbenbürtigen Kämpfer in's Feld führen 
fann. Dagegen wird behauptet, daß diefelben alle in ihrer gegenwärtigen 
Stellung eigentlih nicht ganz am Plate feien, und daß daher das Gabinet 
fünftlich zufammengefegt und in Wahrheit ziemlich ſchwach fei. Der ſchwächſte 
Punkt iſt jedenfalls der Lordfanzler im Oberhaufe. Der aus Mangel einer 
ganz geeigneten Perfönlichfeit dazu ernannte Richter Paye Wood gilt zwar 
jür einen guten Suriften, aber jehr mäßigen Redner und ift jedenfalls dem 
abtretenden Kordfanzler Lord Cairns, dem jchärffien und geführlichiten Tory: 
Redner, nicht gewachſen. 


10. Dec. Das neue Parlament — das achte unter ber Regierung der 


15. 


23. 


Königin Victoria — tritt behufs feiner Conftituirung zufammen. 

„ Das Parlament wird durch eine Fgl. Commiſſion bis nad Neu: 
jahr vertagt. Die Rede theilt nur mit, daß, da durch die Annahme 
verfchiedener Regierungsämter von Seiten gewählter Mitglieder des 
Unterhaujes mehrere Barlamentsfige erledigt jeien, die Königin wünſche, 
daß Neuwahlen geſchehen möchten, und daß dann zur geeigneten 
Zeit das Parlament zur Berathung ber ihm vorzulegenden Fragen 
zufammentrete. 


„ Das rihterlihe Comité des Geheimenraths entjcheibet gegen bie 
jog. Ritualiften der Hochkirche. 

Es fragte fih, ob die von den fog. Ritualiften in den Kirchendienft ein: 
geführten Geremonien, bie wie bie Anwendung von Weihrauch, Kerzen, die 
Erhebung des Kelches bei der Confecration, Kniebeugungen und bergl. der 
kath. Kirche entlehnt find, nach den Geſetzen ber englifchen Staatsfirche zus 
Yäffig feien oder nidht. Zum Austrage ift die Sache gefommen durch bie 
gegen ben Geiftlihen einer Londoner Kirche, St. Albans in Holborn, ben 
Rev. Madonichie, gerichtete Klage, der in feiner Kirche bie ritualiftiichen 
Geremonien bejonders auffallend pflegte. Vom geiftlihen Geriht ward an 
den Geheimenratb appellirt und ber hat nunmehr mit ber größten Klarheit 
und Beftimmtheit gegen bie Ritualiften entjchieden. Die Entſcheidung geht 
von dem Grundfaß aus, daß das Parlament in Zufammenwirfung mit der 
Geiftfichfeit die höchſte Autorität für die Form des Gottesdienftes bilde, und 
daß alle Formen verboten feien, welche das Parlament nicht ausdrücklich gut 
geheißen habe. Zugleih wird dadurch das durchaus proteftantiiche Princip 
neuerdings feftgehalten, daß in ber engliichen Kirche die höchſte Gewalt nicht 
ber Priefterfchaft, fondern den Laien zuftehe. 
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4. Frankreich. 


an. Neujahrsempfang in den Xuilerien. Dem Präfidenten des 
gefeßgeb. Körpers Hrn. Schneider antwortet der Kaifer wörtlid: 

„Du vote de la loi de l’arm6e depend le salut de l’Empire et de 
la France,“ 

„ Der Moniteur veröffentliht eine neue Tabelle der Wahlkreiſe 
und ein faif. Decret vom 50. Dec. v. J., welches die Zahl der in 
der Periode bis 1872 zu wählenden Deputirten auf 292 feftitellt. 

Die Vermehrung beträgt nur 9 Mitglieder mehr als in ber abgelaufenen 
Periode. Es conftatirt dieß neuerdings die Thatfache, in wie geringem Maße 
fih im Bergleih zu anberen Ländern die Bevölferung Franfreihs in den 
legten 5 Jahren vermehrt bat, ba verfaffungsmäßig auf je 35,000 Seelen 
ein Deputirter entfällt. Freilich ift auch diefe Maßregel der Regierung viel: 
fach eine entichieden willfürlihe. So verbleiben dem Departement ber Seine, 
deſſen Bevölkerung fich fo jehr vermehrt bat, feine bisherigen 9 Deputirten. 
Die Veränderungen in ber bisherigen Eintheilung ber Wahlfreife betreffen 
lauter folche, in denen die Regierung bei den Abgeorbnetenwahlen unter: 
legen ift. 

„  Befeßgeb. Körper: Fortſetzung der Debatte über die Armeereform. 
Das Amendement Javal, welches die Stellvertretung in ber mobilen 
Nationalgarde (Landwehr) ausſchließt, wird mit 140 gegen 103 
Stimmen angenommen. Der Artikel geht an die Commiſſion zurüd, 
„ Die Regierung leitet auf einmal gegen 17 ber angefehenften 
Kournale einen Prozeß wegen Veröffentlihung unerlaubter Kammer: 
berichte ein. Der Prozeß wird jchließlih gegen 7 dieſer Blätter 
wieder fallen gelaffen, gegen 10 dagegen aufrecht erhalten. 

„ Der Moniteur veröffentliht den von Hrn. Devind abgefaßten 
Beriht der Municipal: Commiffion über die finanzielle Lage der 
Stadt Paris. 

Die Einnahmen wie bie Ausgaben für das Jahr 1868 werben auf 
245,196,059 Fr. 98 ©. angeihhlagen. Hr. Devind weist barauf bin, wie 
ſchon von früher ber die Municipal:Commiffion der Anficht gehulbigt babe: 
bie Ueberfchüffe der Einnahmen, welche von der gegenwärtigen Generation 
aufgewendet werben müßten, nicht ausjchlieglich auf Arbeiten zu verwenden, 
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deren Genuß zum größeren Theil erſt den nadiolgenden Geſchlechtern zu 
Theil werde. Aus diefem Grund babe au bie Municipal-Commiffion beim 
neuerdings mit bem Gred. Foncier abgeichloffenen Vertrage, bem zufolge bie 
innerhalb einer kurzen Reihe von Jahren dieſer Anftalt zu Leiftenden Zahs 
Tungen gegen einen, Intereſſen und Amortifation in ſich begreifenden Zins 
von 54, Proc. auf 60 Jahre hinaus vertheilt werben follen, ihre Zuflim- 
mung ertbeift, und es fei jetzi dieſer Vertrag ber Genehmigung bes geſetz⸗ 
gebenben Körpers zu unterbreiten. Dabei babe fi aber die Stadt bas 
Recht vorbehalten, zu jeber Zeit biefe Operation ganz ober theilweije rüd- 
gängig zu maden und bei einem niebrigen Zinsftande bie Rüdzahlungen zu 
anticipiren. Zwei Dinge find es, melde der Municipal:Commiljion naments 
lich jegt befonders am Herzen Tiegen: einmal fol den Steuerpflichtigen, un: 
geachtet aller Zunahme der —A feine neue ſtädtiſche Laft auferlegt 
werben, und dann foll fogar möglichft eine Verminderung ber jehigen — 
laſten eintreten. Dieſe Verminderung ſoll felöftverftändlich im Hinblid auf 
bie Intereſſen ber großen Mafje flattfinden.. — Mittlerweile nehmen bie 
Angrifie, denen die Finanzwietgihaft bes Seinepräjecten in ber Preffe aus: 
gefegt if, mit jedem Tag an Heftigfeit zu. 





5. Jan. Wahlfiege der Oppofition in Tours unb Amiens. Die Gewählten 


6. 


10, 
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hatten auf ihre Fahne geihrieben: Ablehnung ber Militärvorlage, 

m Gelegeb. Körper: Ein Interpeflationsantrag Pelletan's bez. der 
neuen Eintheilung der Wahlkreiſe wird von ben Bureaur faft ein: 
flimmig nicht zugelaſſen. 

„Geſetzgeb. Körper: Die Debatte über die Armeereform führt 
nochmals auf die Frage der Stellvertretung in ber mobilen National⸗ 
garde zurüd: 

Anlaß dazu gibt ein Amendement bes Hrn. Paulmier, nach welchen 
bie jungen Leute, bie ſich in ber activen Armee haben vertreten Taffen, auch 
von dem Dienft in ber mobilen Nationalgarbe befreit fein follen. Herr 
Segris verteidigt dieſen Antrag in einer Rebe, in welcher ſich bie Furcht 
gewilfer Deputirter, nach den lepten Abſtimmungen wieber vor ihren Wäh— 
lern zu erfceinen, nur allzır- deutlich verräth. Gtaatsminifter Rouher und 

ir. Ollivier begegnem ſich dießmal in derſelben Anfiht: baß nämlich das 
—e Amendement unbedingt aufrecht zu halten und bie Stellvertretung 
in ber Nationalgarbe nicht zuzulafjen fei, Rad. Hrn, Rouher's Meinung 
Habe fih in dem. darauf bezüglichen Botum ber Kammer ein patriotifcher 
Auffhwung kundgegeben, welder jenfeits ber Grenze viele Aufmerkſamkeit 
gefunden. „Die energiiche Beftätigung Ihrer Gefinnungen“, fügt er hinzu, 
wird nöthigenfalls. eine Kraft für die Nrmce werben, weldje der Mobilgarde 
auf das Schlachtfeld vorauszumarfgiren hat; man muß biefe Kraft nicht 
wegen einer vorübergehenden Reaction verloren gehen laſſen. Wer fi in 
ber Arnıee durch einen Stellvertreter erſe hen läßt, muß in ber Mobilgarde 
bienen.“ Art. 4, welder die in ber actigen Armee vertretenen jungen Leute 
zum Dienft in ber Nationafgarbe verpflichtet, wird, ſchließlich mit 170 gegen 
71 Stimmen angenommen, 

Der Beihmont'ide Interpeßationsantrag in Sagen ber raifonni- 
renden Kammerberichte ift von den Bureaur, wie vorauszuſehen war, 
verworfen worben, und zwar mit allen 9 Stimmen. 

„Geſetzgeb. Körper: Debatte über die Armeereform. Neue Diffe- 
venzen über die Frage ber Stellvertretung in ber mobilen National: 
garde, 
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Am 2. Sanuar nahm ber geſetzgebende Körper das Amendement Javal, 
welches die Stellvertretung ausjhließt, mit 140 gegen 103 Stimmen an. 
Die Commiſſion, an welche in Folge befjen ber betreffende Artikel zurüdging, 
fuchte den principielen Beſchluß der Kammer zu umgehen, indem fie eine 
Anzahl von Fällen aufftellte, in welden der Revifionsrath ermächtigt fein 
follte, die Stellvertretung zuzulaſſen. Der alſo amendirte Artilel 7 wird 
nun nad) einer langen und verworrenen Debatte, in welcher bie Regierung 
felbft zum dritten Mal ihren Standpunkt verändert, mit 184 gegen 65 
Stimmen verworfen. Die Eonfufion ift vollftändig. Geftern erflärte Rouber 
noch, daß die Regierung von jeher gegen bie Stellvertretung in ber mobilen 
Nationalgarbe geweſen jei, jeßt dagegen ftellt fi) Buitry, ebenfalls im Namen 
ber Regierung, vollftändig auf Seite der Commilfion, welche das Berbot der 
Stellvertretung im Brincip ſelbſt befänpft. „Ahr Gefeß ift voller Wider: 
ſprüche!“ ruft daher Thiers mit Recht dem Miniftertiiche zu und es ift vors 
erft fchwer abzufehen, wie bie Commilfion ben Weg aus diefem Labyrinthe 
finden wird. 

Senat: Ueber eine Petition gegen Baron Haußmann wird nur 
mit 50 gegen 38 Stimmen zur Tagesordnung übergegangen, Auch 
der Senat kann fi der allgemeinen Strömung gegen die willfür: 


liche Wirthſchaft des Seinepräfeeten nicht entziehen. 


13. San. Gefebgeb. Körper: Debatte über die Armeereform. Die Frage 


14. 


25. 


27. 


der Stellvertretung in der mobilen Nationalgarde kommt zum vierten 
Mal zur Verhandlung und wird endlich definitiv entſchieden, 

und zwar zu Gunſten derjenigen, welche für die mobile Nationalgarde 
das Princip ber Stellvertretung als unzuläſſig erklären. Immerhin bat je⸗ 
doch die letzte Faſſung bes Artikels durch die Commiſſion eine Art Trans⸗ 
action zwiſchen den ſich ſo hartnäckig bekämpfenden Anſichten herbeigeführt, 
indem eine Stellvertretung ausnahmsweiſe in ſeltenen Fällen zugelaſſen wird, 
die aber durch beſtimmte geſetzliche Kategorien, und nicht durch das eigen⸗ 
mächtige Ermeſſen der Rekrutirungs-Commiſſionen, feſtgeſtellt werden. Ein 
Stellvertretungsrecht beſitzen nur bie, welche einen fie vom Dienſt in ber 
activen Armee enthebenden Grund geltend machen können. Der Kampf ift 
auch in diefer letzten Discufjion fehr lebhaft. Gegen bie Stellvertretung 
ſpricht namenilich wiederum Rouher ſelbſt. Das Amendement Paulmier, 
welches die Stellvertretung in ihrer anfänglihen ausgebehnten Form aufrecht 
erhalten wollte, wird mit 167 gegen 76 Stimmen, alfo mit einer inzwijchen 
noch verftärkten Majorität, abgelehnt. Auch bie übrigen mehr ober weniger 
eine Vermittlung bezwedendben Amenbements fallen durch. 


„ Gefebgeb. Körper: Schluß der Debatte über die Armeereform. 
Der Gefeßesentwurf als Ganzes wird mit 199 gegen 60 Stimmen 
angenommen. 


„ Die Oeranten ber zehn wegen Beröffentlihung unerlaubter 
(raifonnirender) Kammerberichte angellagter Blätter werben zu je 
1000 Fr. Buße, 6 Monat Gefängniß und in die Koften verurtheilt. 


» Der Moniteur veröffentlicht den Jahresbericht des Yinanzminifters 
Magne an den Kaifer über bie finanzielle Tage des Reichs: 


Die ſchwebende Schuld beträgt 936% Millionen. Die Lage bis zum 
Jahr 1867 Hat fi nicht merfbar verändert; aber die Ereigniffe haben mit 
zwingender Gewalt die urjprüngli für das Budget von 1867 aufgeftellten 
Kombinationen umgeworfen. Die Verbraudsfteuern haben 26 Mill. weniger 
eingebracht als vorgefehen war. Die auswärtigen Greigniffe zu Anfang des 
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Jahres 1867 haben die Negierung des Kaifers genöthigt gewiſſe Vorfichts- 
maßregeln zu ergreifen und bie Umgeftaltung bes Heeres und ber Flotte 
aufs thätigite zu betreiben. Die römiſche Erpedition und bie Theuerung 
ber Nahrungsmittel haben die Forderung eines neuen Credits von 16 Mill, 
nöthig gemadt. Im Ganzen find 189 Mill. erforderlih, um die Poften 
von 1867 zu liquidiren, Das ordentliche Budget für 1868, welches 
einen Ueberfhuß von 124 Mill. gewährt, wird in Folge mehrerer neuen 
Ausgaben nur 102 Mill. liefern. Die wahrſcheinlichen Einnahmen des 
Bubgets für 1869 werden 1 Milliarde 696 Mill. betragen, bie ordentlichen 
Ausgaben 1 Milliarde 628 Mill. Die außerorbentlihen Budgets für 1868 
unb 1869 find demnach wenig begünftigt, weil für 1868 nur 103 Mill, 
für 1869 nur 69 Mill. übrig bleiben. Da die verminderten Einnahmen 
nicht mehr ben Laſten entiprechen, bie unter andern in 82 Mill. für öffent: 
liche Arbeiten für 1868 und 1869 und in 187 Mill. für die Umwandlung 
ber Waffen und Berbejjerung ber Feitungsbauten und ber Flotte beftehen, 
und in den Jahren 1868, 1869 und 1870 zu verausgaben find, fo erheifchen 
diefe Bebürfniffe und die Confolidation ber 1867 für das Heer und bie 
Flotte verlangten 158 Mil. eine Summe von 440 Mill, die auf bem Wege 
ber Anleihe aufzubringen find. Für den Fall, daß die Anleihe genehmigt 
werben follte, ſchlägt der Finanzminiſter die öffentliche Unterzeichnung mit 
monatlichen Einzahlungen in 20 Terminen vor. Hr. Magne glaubt, baß ber 
Ueberfluß an Kapitalien den günftigen Erfolg dieſer Berufung an den Erebit 
bes Landes verbürge. Weber bie militärifhen Ausgaben von 187 Mill. fagt 
der Bericht wörtlih: „Die Umwandlung bes Materials ber Armee 
unb ber Marine ift ein patriotiiches Merl. Ew. Maj. war ber Anficht, 
baß das Intereſſe der Vertheibigung des Landes und der nationalen Ehre 
nicht geftatte, diefes Werf auf halbem Weg liegen zu laſſen. In der That 
ift die Stärke etwas relatives. Wenn alle Nationen fi auf eine neue und 
ftärfere Heeresorganijation einrichten, jo würde diejenige, welche nicht mit 
fortichritte, zurüdichreiten, das Gleichgewicht wäre zu ihrem Nachtheile ge: 
brochen. Wir ftehen alſo unter einer läftigen, aber gebieteriſchen Nothwen⸗ 
bigfeit. Es brächte feinen Vortheil, ſich die Dringlichkeit und die finanzielle 
Tragweite berfelben zu verhehlen. Die von ben Miniftern des Kriegs und 
ber Marine gemachten Anfchläge ergeben, daß eine Summe von 187 Mill. 
auf bie Ummanblung der Bewaffnung, auf die Verbefjerung der Fellungen, 
auf Marinebauten, auf die Artillerie und die tragbaren Waffen ber Marine 
in ben Sahren 1868, 1869 und 1870 verwendet werden muß, und zwar 


erfordern blung der Ausrüft 94,000,000 F 
Umwandlung ber Ausrüftung .. vw, r. 
Landheer 36600000, 


Verbeſſerung der Feſtungen ... 
... 0... 37500,000 , 


Flotte.. 
Marine) Miller 2... .__19,600,000 , 
187,100,000 St. 


Man würbe fih ohne Zweifel Illuſionen machen, wenn man hoffte, daß mit 
diefer Summe alles zu Ende wäre. Ein großes Land wie Frankreich ver: 
zichtet niemals grundfäglich auf Verbefferungen, welche feinen Wohlftand und 
feine Stärfe vermehren können. Aber was die Rültungen betrifft, jo wirb 
bamit das Wefentliche gethban fein. Notwendige Vervollftändigungen von 
minder dringender Natur werben fih nah Maßgabe der jährlichen Hilfe: 
quellen vertheilen laſſen“ Der Schluß lautet: „Sirel Ich Habe die Lage 
ber Finanzen forgfältig ſtudirt; ich habe fie fo jorgfältig, fo genau als ich 
fonnte, dargelegt, ohne fie im Guten oder Uebeln zu übertreiben; ich babe 
ohne Zaudern Maßregeln vorgeichlagen, welche mir bie Umftände zu erheis 
ſchen jcheinen; ich Tebe ber Hoffnung, daß biejelben zum Ergebniß haben 
werben, die Gegenwart zu Tiquidiren und eine befjere Zufunft vorzubereiten. 
Der Batriotismus bes Landes wird ſich große Opfer auferlegen, aber er wird 
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bie beite Bürgfchaft bes Friedens gewinnen, biejenige, welche auf ber Krait 
beruht — nicht jenes unruhigen, mißtrauiichen Friedens, während befjen jede 
Nation aus Furt vor einem Conflict unaufhörlic ihrem Wohlftand, ihrem 
Credit ben Krieg macht, fondern des ruhigen, feiner feldft fiheren, fruchtbaren 
Friedens, welder auf dem allfeitigen Einverftändniß und der gegenfeitigen 
Achtung beruht, des Friedens, welden Ew. Maj. in Ihrer bellblidenden 
Meisheit mit Ihren Wünfchen und Anftrengungen verfolgt.“ 

Der Finanzminifter hatte urſprünglich beabfichtigt, feinen Bericht erft 
nad Votirung bes Heeresgejeßes durch den Senat zu veröffentlihen. Daß 
es ſchon jeßt geſchieht, erflärt fich theils aus ber feiten Ueberzeugung, daß 
bas Gejek vom Senat jebenfalls angenommen werbe, theils aus dem Wuniche, 
der Aufregung ber Gejchältswelt und ben maflenhaft umlaufenden Gerüchten 
über bie bevorftehende Anleihe ein Ziel zu feßen. 

Meder bie unabhängige Preffe noch die Regierungspartei ift von dem 
Bericht fonderlich befriedigt. Sene findet die Finanzlage des Staats ſehr 
bedenklih und ebenfo, daß ſich der Minifter dafür und für das neue Aus 
leben ausjchließlih auf dem fortjchreitenden Wetteifer ber Völfer um eine 
mächtige Militärorganifation beruft. Hr. Magne geſteht, daß bie ungebedten 
Deficits am Ende bes nächſten Jahre nicht weniger als 1185 Mill. France 
betragen werben. Dabei ift aber das Deficit für 1866 noch nicht zugerechnet, 
und NRechnungsfehler werben wohl no hinzukommen. Auch find nicht bie 
150 Mill. eingerechnet, welche als Annuitäten auf öffentlihde Bauten und 
Bahnen zu verwenden find. Endlich erfinnt Hr. Magne cine Combination 
der ſchwebenden Schuld, um mit 200 Mill. bei ben Tamofen Bicinalwegen 
mitzubelfen, mit welchen fo viel Lärm aus bem Lager von Chälons gemacht 
wurde. Die Urſache der Finanzzerrüttung find: Merico und die Rüftungen. 
Es ift Merico zu verdanken, daß bie ungebedten Deficits 727 Mill. Thon 
vor 1866 erreihtem Das vorige Jahr fügte 189 Mill. Hinzu, wovon 152 
Mil. einzig auf den Luremburger Handel entfallen. Unter ben Deficits von 
269 Mil. bis 1870 befinden fi 187 Mill. ebenfalls für Rüftungen, und 
Hr. Magne verfichert: e8 fei bamit bei weiten noch nicht abgethan, ein Ende 
ber Rüftungen noch nicht abzufehen. Für alle dieſe frübern, Iaufenden und 
bevorjiehenden Deficits verlangt Hr. Magne ein Anlehen von 440 Mill. 
Aber auch das regelmäßige Yubget für 1868 wirb bereits militäriſch erhöht: 
um 16 Mill. für den Actiofland des Heers von 400,000 Mann, und um 
5 Mill. für bie Mobilgarbe. Mit dem 440 MIN. Fr.-Anlehen werbe er 
aber allerdings feinen Krieg anfangen. Er wird mit bem Anlehen bie 
Nüdftände und die laufenden Auslagen in einer Weife beitreiten, daß bie 
Ichwebende Schuld von faft 1 Milliarde nebenbei nody unverändert bleiben, 
und zum Zwed der Bicinalwege fpecififh noch erhöht werben wird. Herr 
Magne, wird bemerkt, jpreche nit mehr von ber Unerichöpflichfeit ber Hilfe: 
quellen. Schon wolle er für das laufende Jahr feine Erhöhung der Steuer: 
erträgniffe ernfthaft in Rechnung ftelen. Das Anlehen fei vorerfi ein unab: 
weisliches Kafjenbedürfnig und zunächſt ein Rüftungsanlehen. Da Herr 
Magne den ausdrücklichen Vorbehalt made, mit den 440 Mill. die Kriege: 
bereitichaft nicht auf bie Höhe ber Givilifation und des Zeitgeiftes bringen 
zu fünnen, fo müfje beim erften Alarm eben auch ein Kriegsanleben ein: 
treten, und fogar ein Friedbensanlehen werde bald wieber unvermeidlich fein, 
wenn bie Steuererträgniffe mit der nicht fo bald endenden NArbeitsfrifis ab- 
nehmen, hingegen die ſchwebende Echuld bei der Milliarde und darüber bleibe. 
Das Schuldenmachen erſcheine bereits in dem Bericht als eine regelmäßige 
Hilfsquele und Einnahme, während man gleichzeitig an die Stelle bes 
Bautenlurus den Militärlurus ſetze. Die Regierungspartei ihrerfeits bemgrft 
ungern, daß Hr. Magne in dem Bericht augenfcheinlich nicht große Luft habe, 
fih zum Sünbenbod für die unerfreuliche Lage des Staatshaushalts machen 
zu lafien, jondern überall das Beftreben Fund gebe, auf bie eigenen Schultern 
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fo wenig Verantwortlichkeit ale möglich zu nehmen, diefelbe vielmehr überall 
bem Staatsrath zuzuſchieben. 
an. Geſetzgeb. Körper: Ueber eine Interpellation Lanjuinais’ bez. 
ber Griebhöfe gegen Kaufmann wird nur mit 103 gegen 100 
Stimmen zur Tagesorbnung übergegangen. Die Stimmung ift in 
beiden Kammern eine bem Baron Haußmann offenbar jehr ungünftige. 

Der Senat nimmt bas neue Heeresgefeh einftimmig an. 
„Geſetzgeb. Körper: Beginn ber Debatte über das Preßgeſetz. 
„ Sefeßgeb. Körper: Der (chauviniſtiſche) Club de la Rue de 
l’Arcade bejchließt, das Preßgejeb zu verwerfen. Ä 
„  Unterhandlungen ber franz. Oftbahngefellfhaft mit den Luxem⸗ 
burgifchen Eifenbahnen, zunächſt mit der fog. Wilhelmsbahn über 
Erwerb oder Pacht derfelben. | 

Die öffentliche Meinung urtheilt fofort, daß Luremburg dadurch faktiſch 
für Frankreich annectirt würde, indem bie dortigen vier Eifenbahnen das 
größte Antereffe und das Hauptobjekt bes Ländchens feien, feitbem basfelbe 
feine Garnifon mehr babe und bie Feitung verlieren folle. 
»„ Die Hanbelsfammern von Roubais und Lille verlangen durch 
Denkſchriften die Nichterneuerung des engliſchen Handelsvertrags von 
1860 und bes dadurch anerkannten Principe der Handelsfreiheit. 


1 Febr. Der Kaifer fanctionirt da8 von beiden Kammern votirte neue 


Mehrgejeb. 

Rüdblid auf bie Webreinrigtungen Frankreichs feit der 
Sulirevolution. Die Grunblage bildet das Refrutirungsgefeb vom 31. 
März 1832, weldes mit einziger Beibehaltung bes von Napoleon I. ein: 
geführten Conſcriptionsſyſtems das Heerweien ber Reſtauration reformirte, die 
Conſcription nebft Stellvertretung und freiwilligem Eintritt neu ordnete, bie 
Militärpfiiht auf fieben Jahre normirte und das SJahreseontingent durch 
Geſetz auf 80,000 Mann feftfiellte, welche in zwei gleiche Hälften zerfielen. 
Die erſte wurde zum unmittelbaren Dienft in die Armee eingeftellt; bie 
zweite bildete eine Referve auf bem Papier, denn fie wurbe niemals 
zum activen Dienft berufen, und zwar hatte bie Legislative bie Eintheilung 
des SZahrescontingents in jene zwei Hälften bis 1840 fich felbft vorbehalten, 
von 1841 an aber ber Erecutive überlaffen. In dieſem Stabium blieb bie 
Gefeßgebung aud in ben eriten Negierungsjahren Napoleons EII.; erit vom 
Krimfriege batiren bie wefentlichften Modificationen bes Rekrutirungs⸗ 
geſetzes nad) breierlei Richtungen. 

Zuvörderſt ftellte fi heraus, baB das Jahbrescontingent von 80,000 
Mann zur Bollzähligmahung ber Armee im Kriege nicht genügte; durch 
Geſetz vom 15. April 1854 wurbe deßhalb bie Quote für 1853, 1854 und 
1855 je auf 140,000 erhöht; es wurde in biefen brei Jahren ber volle 
Betrag unter die Waffen gerufen, und auch das, was von der Reſerve der 
Altersflaffen 1849 bis 1852 disponibel war, in die Armee eingeftellt. Nach 
Beendigung bes Kriegs wurben zahlreiche Beurlaubungen vorgenommen; um 
aber die hiedurch wie durch die Kriegsverlufte entftandenen Lüden auszufüllen, 
verlangte bie Regierung 1856 ein Jahrescontingent von 100,000, und biejes 
wurbe feitdem in ber gleihen Höhe alljährlich von ber Legislative verwilligt. 

Sodann wurde das Gele vom 26. März 1855 die Dotationskaſſe ges 
ſchaffen, und das Einſteherweſen von Grund aus new geordnet. Unter 
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Ludwig Philipp war bie Stelivertretung vein bem Privatübereinfommen über: 
laffen; wer bei ber Gonjcription durch das Loos unter bie zunächſt militär= 
pflihtige Hälfte gerathen war, Tonnte fi von ber Dienitleiltung in ber ac⸗ 
tiven Armee losfaufen — bieß ift bie exoneration — indem er entweber 
einen Freigeloobten als Neugeworbenen (remplacant), ober einen gebienten 
Soldaten nah Ablauf feiner fiebenjährigen Dienftzeit — bieß nennt man 
lib6ration — als Wiebergeworbenen (rengage) für eine beliebige Geldſumme 
erfauftee Um bie Höhe biefer Summe befümmerte ſich bie Regierung gar 
nit. Die Folge war Weberfluß an Einftehern Bel niedrigen Preiſen in 
Friedensjahren, Mangel an tüchtigen Kräften auch bei hoben Preilen in 
Kriegsjahren, durchweg geringe Qualification dev alfo beichafften Stellvertreter. 
Der Kaijer wollte eine gründliche Verbefferung. Er fchuf bie Dotationskaſſe, 
in welche jeder ber um exondration nachſuchte bie Loskaufſumme (2300 Fr. 
in Friedens, 2800 Fr. in Kriegsjahren) binterlegen mußte. Die Stellung 
bes Erſatzmannes übernahm fortan bie Regierung, unb batte e8 nunmehr 
in der Hand, nur ganz tüchtige Unteroffiziere und ſolche Soldaten, deren 
MWeiterdienen aus dienſtlichen Rückſichten wünſchenswerth war, zum Einſtehen 
zuzulaffen. Die Vortbeile, welde fie dem Eiufteher bot — hübſches Hand: 
geld, Solberhöhung während feiner Präfenz, ſchöne Benfion nad feiner Ver: 
abſchiedung — waren berart, daß ihr Schaaren von Bewerbern fortwährend 
zu Gebot fanden, und daß man ſeitdem bie Zahl ber rengages, bie alſo 
minbdeftens eine Dienftizeit von mehr ale 7, häufig bis zu 27 und mehr 
Jahren haben, auf 125,000, die ber remplacants auf 38,000, ber volon- 
taires (meift Unteroffiziers:Candidaten) auf 20,000 berechnete, was mit Ein: 
rechnung von 58,000 Mann an Stäben, Offizieren, Genbarmen, Veteranen, 
Freimdtruppen eine Summe von 240,000 reinen Berufsfolbaten bar: 
ftelt. Erwägt man, daß ber Friedensftand ber franzöfiihen Armee durch⸗ 
ſchnittlich 400,000 Mann beträgt, jo fieht man leicht, daß ber Charakter 
biefer Armee durch ſolche Ausbeutung biefer Neuerung gänzlich umgeftaltet, 
und baß bie franzöfifche Armee, abgeſehen von allen Snttigen igenichaften, 
Ihon durch das Weberwiegen meift abgehärteter Ianggebienter Berufsjolbaten 
jenes Gepräge erhalten mußte, das fie anerfannter Maßen zum erften und 
vorzüglichiten aller Eonfcriptionsheere machte. 

Enblih jhritt man im Sabre 1861 auch zur Schaffung einer Reſerve. 
Sn dem Geſetz vom Sabre 1832 kommt der Ausdrud „Reſerve“ gar nicht 
vor; bie zweite — bie befreite — Hälfte des Yahrescontingents Heißt bort 
nur „bie Beurlaubten ober im Urlaub Belaffenen.” Gleihwohl räumt ſchon 
jenes Geſetz dem Kriegsminifter das Recht ein, jene zweite Klafje zu Revuen 
und periodiſchen Erercitien zu verfammeln — ein Recht, welches bis 1861 
niemals ausgeübt warb, durch Kriegsminifterialerlaß vom 10. Januar jenes 
Sahres aber dahin regulirt wurde, baß bie Reſerve bepartementsweile in 
Inſtructionsdepots verfammelt und im eriten Jahr 3 Monate, im zweiten 
Jahr 2 Monate, im dritten Jahr 1 Monat Tang einerercirt werben follte. 
Im Jahre 1866 wurde ber Stand biefer Referve offiziell angegeben zu 
205,559 Mann, worunter 203,907 junge Rekruten und 1652 gebiente Mi⸗ 
Titärs in unbeſtimmtem ober vorzeitigem Urlaub. Die active Armee wurbe 
gleichzeitig in ber Stärke von 394,130 Mann aufgezähft, was eine Geſammt⸗ 
zahl von 599,689 Mann barfiellt.e Im Sabre 1867 ging Niel noch einen 
Schritt weiter, indem Faiferliche Decrete die zu beurlaubenden Soldaten ber 
Altersklaffen 1860/62, weldhe in ben Jahren 1867—69 ausdienen, ber Referve 
überwiefen, die, feither meift aus jungen Rekruten beſtehend, nunnehr einen 
fefteren Kern gebienter Militärs in ihren Reihen zählen follte. Die Zahl 
ber Reſerve Batte ſich nad) offizieller Angabe feit 1866 auf 226,446 Mann, 
bie active Armee auf 424,032 Mann, bie Geſammtheit der Streitkräfte aljo 
von 599,689 auf 650,498 Dann gehoben. 

Suzwiihen war ber Tag von Sabowa mit feinen Folgen herein⸗ 
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gebrochen und eine viel eingreifendere Reform in Ausficht genommen. Auf 
einen Rapport bes Kriegsminifters vom 26. Oct. 1866 berief ber Kaifer eine 
Commiſſion von fünf Miniftern, der Marſchälle von Frankreich, der Ge— 
nerale und hoher Intenbanturbeamten, welche unter feinem Vorſitze bie Frage 
zu berathen hatte, wie man am beften die nationalen Kräfte in bie Lage 
verſetzen könne, bie VBertheidigung des Landes und bie Anfrechtbaltung feines 
politifchen Einfluſſes zu fihern? Der „Moniteur” vom 12. Dec. vor. 38. 
machte befannt, daß die Commillion ihr Project zur Reorganiſation der 
Armee dem Stantsrath übergeben babe und verfündigte bie Hauptgrund: 
lagen dieſer Reorganifation. In erfter Linie war bie Frage berathen 
worden: ob amngefichts ber preußiichen Erfolge und ber überlegenen preußi— 
ſchen Wehrfraft die allgemeine Wehrpflicht auch von Franfreih zu 
aboptiren ſei, und die Generale in ihrer Mehrheit Hatten diefe Frage ver: 
neint, weil fie die befannten Borzüge ihrer feitherigen Berufsarmee ben ihnen 
unbefannten Eigenfchaften eines Volksheers nicht geopfert willen wollten. 
Den Ausichlag hatte aber etwas anderes gegeben: ber Widerwille der Nation 
hatte in jo unverkennbarer Weife gegen diefen Gedanfen reagirt, baß ber 
Kaifer auch beim beiten Willen ihn nicht feftzubalten vermochte. 

Die Reorganifations:Commilfion ftellte nunmehr als erftes Poftulat eine 
Teldarmee von 800,000 Mann zur Berwendung gegen Außen und eine ge= 
nügende Streitmacdht zur Sicherung im Innern, zur Bewachung ber Feſtungen 
und zur Küftenvertheidigung. Sie Tlafificirte biefe Kriegsmacht nach den 
brei Kategorien: 1) Active Armee mit fehsjähriger Dienftzeit, alfo jechs 
Sahrescontingente, Ausgehobener, Freiwilliger und Einiteher; 2) Rejerve, 
gleihfals mit ſechsjähriger Dienftzeit, bie Freigeloosten umfaffend und je 
nad ihren Loosnummern zerfallend in erftes Aufgebot, auch im Frieden 
zur Verfügung bes Kriegsminiflers, und zweites Aufgebot, nur in Kriegs: 
zeiten durch faiferliches Decret berufbar, beide mit der Erlaubniß zum Hei— 
raten nach ben erften vier Dienſtjahren; 3) Landwehr (mobile National: 
garbe) mit dreijähriger Dienftzeit, aus den Soldaten, welche ſechs Jahre in 
Heer oder in ber Referve gedient, wie aus den Kosgefauften zufammengejeßt, 
und nur im Kriegsfalle durch Specialgefeß verfügbar. Zur Erleichterung 
der Laſten, welche diefes neue Project dem Land auferlegte, und gegen welche 
bie öffentlihe Meinung fehr lebhaft ſich fträubte, glaubte der Staatsrath ver- 
ſchiedene Mobdificationen anbringen zu müfjen, und jo gelangte das von ihm 
rebigirte Gefeßproject über die Armee und bie Nationalgarbe 
unterm 7. März 1867 vor ben gefeßgebenden Körper. Der Moniteur vom 
9, März brachte ein Reſumé diefes Projects, wonach mit Fefthaltung neun: 
jähriger Dienftzeit bie Gefammtzahl bes Sahrescontingents fir die Armee 
verwendet werben follte in der Art, daß die erſte Klafje fünf Jahre in ber 
. Armee, vier in ber Reſerve, bie zweite vier in der Reſerve und fünf in ber 
mobilen Nationalgarbe dienen, Ichterer überdieß ſämmtliche Losgefaufte an: 
gehören follten; Linie und Reſerve ftanden auch im Frieden zur Dispofition 
des Kriegsminifters, die Nationalgarbe blieb nur durch Specialgefeß verfügbar 
- oder — war ber gefeßgebende Körper nicht verfammelt — durch Decret, das 
aber binnen zwanzig Tagen durch bie Legislative mit Geſetzkraſt verſehen 
werden mußte; die Nationalgarde hatte fih während ihrer fünfjährigen 
Dienftzeit militärifchen Webungen zu unterwerfen, welche bie Zeit von dritt- 
bald Monaten im: Ganzen, von zwanzig Tagen in einem Jahre nicht über: 
fteigen durften und während deren bie Angehörigen der militärijchen Disciplin 
und den Kriegsgefeßen fich zu unterwerfen hatten. 

Diefer Entwurf erfuhr in der Kammercommiffion vielfache Anfech- 
tungen und Mobdificationen, fo baß ber Berichterftatter Greffier in ber Sigung 
vom 8. Juni einen im Cinverftändniß mit dem Staatsrath ganz neu re= 
digirten Entwurf einreichte, welcher nicht mehr das volle Jahrescontin⸗ 
gent verwenden, basjelbe vielmehr alljährlich durch Specialgefeß jo feititellen 
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wollte, baß die Ziffer von 800,000 Mann für bie Feldarmee erreicht würde; 
die Reſerve follte nur durch Faiferliches Decret und klaſſenweiſe (bie jüngfte 
zuerfi) aufgerufen werben, unb in ben leßten zwei Jahren ohne weitere Er- 
mächtigung fich verbeiratben bürfen. Für die Nationalgarde, welche ben 
Deputirten gar nicht hinunter wollte, war diefer Entwurf beſonders ſchonungs⸗ 
voll; ‘er erlaubte die Stellvertretung auch in ber Nationalgarde und befreite 
unbedingt fämmtliche Losgefaufte; ja er wollte fogar die Nebungszeit auf nur 
einen Tag beſchränken, womit er jedoch bucchfiel. Beſonders bemerfenswerth 
ift biefer Entwurf aber dadurch, daß in ihm ber Wibderwille des franzöfifchen 
Volks gegen die Dotationsfaffe erfimals laut wurbe. So viel hatten 
die wiſſenſchaftlichen Darftellungen ihrer beſten Journale und Revuen in ber 
öffentlihen Meinung Franfreichs doch fchon gewirkt, daß man allgemein bie 
tiefen Schäben erfannte, welche neben ber abfeluten Abnahme der Bevölke⸗ 
rung überhaupt, der relativen in der Landbevölferung durch Ueberſiedlung ber 
Arbeiter in die Städte den nationalsöfonomifchen Zuftänden bes Landes auch 
noch daraus erwuchfen, daß nahezu 200,000 Männer von dem activen Heer 
als Einfteher confumirt wurden und nach Ablauf ihrer langen Dienftzeit für 
Feldbau oder Induftrie meift unverwendbar blieben. Der Entwurf beantragte 
alfo geradezu Abfchaffung des Geſetzes vom 26. April 1855 und Wiederher⸗ 
ſtellung der Stellvertretung nach dem Gefete vom 21. März 1832. Auch fo 
gelangte ber Entwurf während ber Seffion 1867 nicht mehr zur Berathung. 

Als die Seffion für 1868 am 18. Nov. 1867 eröfinet wurbe, Tündigte 
der Kaifer in feiner Thronrede an, daß bie Regierung flatt bes frühern Or⸗ 
ganifationsentwurfs, welcher als zu abfolut erfchienen fei, neue Dispofitionen 
beantragen werde, nämlich einfache Modificationen des Geſetzes von 1832, 
mit dem leitenden Gedanken entworfen, das Heerwefen während bes Friedens 
zu rebuciren, für den Krieg aber zu vermehren. Diefe Mobdificationen wur⸗ 
den am 20. Nov. an ben gefeggebenden Körper gebracht und von ihm jeiner 
Commiſſion zugewiefen. In der Sitzung vom 12. Dec. erftattete Greffier 
feinen erften Bericht mit dem neuen Nebactiongentwurf, und dieſer Geſetz⸗ 
entwurfüber bie Refrutirung ber Armee und bie Organijation 
der mobilen Nationalgardbe wurde fofort ben Berathungen der Legis⸗ 
lative zu Grunde gelegt. Ter erſte Abfchnitt, über die Nekrutirung ber 
Armee, enthielt nur zwei Artikel: Nr. 1, welder die Art. 13, 30, 33 und 
36 des Geſetzes vom 21. März 1832 dahin abänberte, daß die Dienftzeit 
von fieben auf neun Jahre verlängert wurbe, nämlich fünf in der activen 
Armee, vier in der Reſerve (die Heirathserlaubniß für die letztere hatte leb⸗ 
bafte Discuffionen veranlaßt; die Regierung, welche anfängli nur bie zwei 
legten Jahre zugeftehen wollte, hatte ſich ſchließlich zu dreißig Monaten ver- 
ftanden, wurde jedoch mit brei Jahren überſtimmt, aber die Verheirathung 
entbinbet keinen Neferviften von feiner Mililärpfliht); Nr. 2, welder bie 
Stelivertretung nad) dem Syſtem von 1832 wieder berftellte (hierin hatte der 
Staatsrath aus dem rein militärifhen Grunde nachgegeben, daß bas Avan⸗ 
cement in ber Armee durch eine Ueberzahl alter Soldaten und Unteroffiziere 
beeinträchtigt und hiedurch eine Maffe junger beförderungsfuftiger Leute von 
der Armee fern gehalten werde). Der zweite Abfchnitt, über die mobile 
Nationalgarde, war mit dem im ber vorjährigen Seifion eingereichten Ent⸗ 
wurf nahezu übereinflimmenb. 

Diefer Gefeßentwurf wurde in ber Zeit vom 19. Dec. bis 14. San. in 
ſechszehn zum Theil ſehr ſtürmiſchen Situngen durchberathen und mit ges 
ringen Mobdificationen im Weſentlichen auch angenommen. 

Populär kann das neue Geſetz allerdings nicht fein; denn bie einzige Ers 
leihterung, welche ber franzöfifhe Militärpflichtige in Betreff’fpäterer Etabli« 
rung darin findet, baß er fortan ein halbes Jahr früher, nämlich mit dem 
27. Lebensjahr, heirathen barf, erfauft ex durch Verlängerung ber Dienjtzeit 
um volle zwei Jahre — erkauft er durch bie erſchwerenden Beſtimmungen, 
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daß das Freilooſen überhaupt unmöglich geworden, daß von den früheru 
50,000 Freigeloosten nur noch 13,574 in die Reſerve, bie übrigen in die 
Linie getragen, und baß bie Militärpflichtigfeit für alle, alſo aud für die 
Rosgefauften, bie feither gaflz frei waren, nunmehr aber ber Rationalgarbe 
angehören, volle 9 Sabre beträgt. 


— Febr. Furchtbare Hungersnoth in Algier, namentlih unter ber ara= 
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» Sieg der Regierung bei einer Abgeorbnetenwahl in Lille mit 
20,500 gegen 8800 Stimmen. 


„ Geſetzgeb. Körper: Nach längerem Schwanken und peinlicher Un: 
gewißheit während der letzten Tage entſchließt ſich der Kaiſer, das 
Preßgeſetz durch die ergebene Majorität votiren zu laſſen. Rouher 
tritt entſchieden für die Annahme des Art. 1 desſelben, des wichtig⸗ 
ſten des ganzen Geſetzes, ein und derſelbe wird nunmehr mit 215 
gegen 7 Stimmen angenommen: 

„Jeder großjährige Franzoſe, der im Vollgenuß ſeiner bürgerlichen und 
politiſchen Rechte iſt, kann, ohne vorhergängige Ermächtigung, ein Journal 
oder eine Zeitſchrift, ſei es, daß fie regelmäßig und an einem beftimmten 
Tage, fei es, daß fie in Lieferungen und unregelmäßig erſcheinen, veröffent: 
lihen, Art. 2. Kein Journal oder feine Zeitfchrift kann veröffentlicht wer: 
den, wenn nicht zu Paris auf ber Polizeipräfeetur und in ben Depar⸗ 
tement3 auf ber Präfectur zum minbeften 14 Tage vor ber Beröffentlihung 
Nachſtehendes erklärt worden iſt: 1) Ter Titel des Journals oder ber Zeit: 
ſchrift und der Zeitpunkt ihres Erſcheinens. 2) Der Name, die Wohnung 
und die Rechte ber Eigenthümer, infofern fie feine Gommanditäre find. 3) Der 
Name und die Wohnung bes Geranten. 4) Die Angabe ber Druderei, wo 
das Journal ober bie Zeitſchrift gebrudt werben fol. Jede Aenderung in 
biefen vorverzeichneten Bedingungen muß binnen 14 Tagen, nachdem fie ftatt: 
gefunden, angemelbet werben. Jede Zuwiderhandlung gegen bie Beſtimmun⸗ 
gen bes gegenwärtigen Artifels wird mit ben im Art. 5 des Geſetzes vom 
17. Febr. 1852 ansgefprochenen Strafen belegt.“ 


„ Der Kaifer macht wie gewöhnlih nad einer großen Entſchei⸗ 
dung einen Spazierritt durch die volfreichiten Stadtviertel von Paris. 


„Geſetzgeb. Körper: Preßgeſetz. Der Antrag auf Einführung ber 
Sury für Preß-Vergehen und Verbrechen wird mit 199 gegen 
15 Stimmen abgelehnt. 

„ Gefeßgeb. Körper: Preßgeſetz. Der Antrag Berryer’s, ben Ge: 
richtshof zur Aburtheilung von Preßvergehen durch das Loos zu be: 
fegen (Enthüllungen über die fechste Kammer des Parijer Polizei: 
gerichts) wird mit 175 gegen 48 Stimmen verworfen. 
„Geſetzgeb. Körper: Preßgefeb. Der Antrag Janzé, bie Analyfe 
und Beurtheilung ber Verhandlungen des geſetzgeb. Körpers durch 
die Journale nicht den unterfagten Berichten gleichzuftellen, wird mit 
155 gegen 67 Stimmen verworfen, ber Antrag Darimon, die Be: 
ſprechung ber Verhandlungen wenigſtens dann zu geftatten, wenn 
biefelbe gleichzeitig vom amtlichen Situngsbericht begleitet fei, mit 
129 gegen 62 Stimmen. — Scanbale mit Caſſagnac. 
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24. Febr. Jahrestag ber Februarrevolution. Eine Reihe von Blättern er: 


28. 


halt dadurch Gelegenheit, fi mehr ober Weniger offen für bie 
Republit auszufprechen. . 
„ Prinz Napoleon tritt eine Reiſe nah Berlin an, um fi per: 
fönlih von den Zuftänden Norddeutſchlands zu unterrichten. 


2. März. Geſetzgeb. Körper: Neuer Scandal zwiſchen Olivier und Caf- 


fagnac. 

Die Commiffion Tegt die neue Yaflung des Preßgejebes vor, wie 
fie aus ben berfelben überwiefenen Amendements hervorgegangen: ift. 

Die Commilfion hat aus benfjelben alles ausgewählt, was bie Lage ber 
Prefje verfchlimmern muß, und alles zurüdgewielen, was biefelbe hätte be- 
günjtigen können. Die weſentlichſten Beftimmungen find: Art. 3 behält, troß 
bes Amenbdements, ben Zeitungsftenpel von 5 Cent. für bie Departements 
ber Seine und ber Dife bei; in allen übrigen Departements beträgt er 2 
Gent. Die Maueranfchläge für Wahlen, fowie bie Circulare und Stimm: 
zettel der Wahlcandidaten find flempelfrei. Die Flugſchriften von nicht über 
6 Bogen zahlen einen Stempel von 4 Gent. per Bogen. Als flempelpflichtig 
werden nad Art. 4 bie zu Annoncen bienenden Umſchläge oder Beiblätter 
eines Journals angefehen, bas eben durch bdielen Umſtand jelber ftempels 
pflichiig wird, wenn es aud an und für fich feinen Stempel zu zahlen hatte. 
Die Beilagen von Zournalen und Zeitfchriften bezahlen feinen Stempel, wenn 
fie feine Annoncen enthalten und zur Hälfte wenigftens mit offiziellen Docu⸗ 
menten angefüllt find. Art. 6 beftimmt, daß in feinem Fall die Geldftrafe 
über ein Drittel ber geleifteten oder für politifche Journale vorgejchriebenen 
Caution hinausgehen bürfe. Artikel 11 Iautet wörtlih: Jede auf eine 
Handlung bes Privatlebens bezüglihe VBeröffentlihung einer 
periobifch erfheinendben Schrift bildet eine mit einer Geld» 
buße von 500 Fr. zu beftrafende Zuwiderhandlung. Die Ber: 
folgung kann nur auf Klage der betbeiligten Partei eingeleitet werben. Ars 
tifel 12 beftimmt, baß das wiederholt wegen Preßvergehens befirafte Indi⸗ 
viduum burch richterliches Erkenntniß auf höchſtens 5 Jahre feiner Wähler⸗ 
rete beraubt werben kann. Nach Art. 14 kann burd, eine bejonbere Be: 
fiimmung bie völlige oder zeitweilige Unterbrüdung eines Journals jofort 
nad) Fällung des Urtheils erfier Inſtanz, ohne Rüdficht auf bie Berufung 
an eine höhere Inſtanz, angeordnet werden, infofern biefe Berufung nicht 24 
Stunden nach der amtlihen Eröffnung des Urtheilg erfolgt ift. In letzterem 
Fall wird innerhalb dreier Tage in zweiter Inſtanz entfchieden. Ein Caſſa⸗ 
tionsgefuch vermag bie proviforiihe Vollſtreckung der Unterbrüdung oder 
Suspenfion nit aufzuhalten. Die Geranten eines Journals haben das 
Recht, ausſchließlich zum Drud besjelben, eine Druderei zu errichten. 


„  Sefebgeb. Körper: Preßgeſetz. Der von ber Commilfion vorge: 
ſchlagene Artikel zum Schutze des Privatlebens wird mit 135 gegen 
105 Stimmen angenommen. 

„Geſetzgeb. Körper: Preßgeſetz. Die Aburtheilung bes Wahlrechts 
wegen Preßvergehen wird mit 134 gegen 72 Stimmen verworfen, 
dagegen werben bie Beitimmungen wegen Suspenfion und Unter: 
drüdung eines Blattes mit 182 gegen 56 Etimmen bewilligt. 


„Geſetzgeb. Körper: Preßgeſetz. Ein Antrag von Jules Simon, 
wenigftens das Gewerbe der Buchhändler Fünftig freizugeben, wird 
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mit 170 gegen 71 Stimmen abgelehnt und das Geſetz als Ganzes 
mit 240 gegen 1 Stimme (Berryer) angenommen. 

Vergleicht man das neue Geſetz mit den Beflimmungen, bie feither das 
Preßweſen regelten, fo ergibt fi, baß die vorgenommenen Veränderungen 
zum Beſſern wie zum Schlimmern fi fo ziemlich ausgleihen. Jene beftehen 
in ber Aufhebung ber minifteriellen Erlaubniß zur Begründung von Zeitun: 
gen und des Syftems ber Verwarnungen, dieſe in ber Verſchärfung der ges 
tichtlihen Strafen bis zu einem wahrhaft ablurden Maße, in ber Erhöhung 
ber Caution, in der Ausſchließung der politifch verbammten Perſonen, in der 
neumobijhen Ummauerung bes Privatlebens u. f. w. Und ſpeciell paralyfirt 
wird noch bie Freigebung der Zeitungspreffe durch bie Beibehaltung ber Con: 
cejfionen für die Buchdruder und Buchhändler. 

Die Regierung legt die Ergänzungsereditforderungen für 1867, 
das berichtigende Budget für 1868, das ordentliche und außerordent— 
Tiche Budget für 1869 und das Geſetz für ein Anlehen im Betrage 
von 440 Mil. Fr. vor. 


9— 11, März Unruhen in Zouloufe gegen das neue Militärgefeb. 
12. März. General Failly, der Sieger von Mentana, wird zum Senator 


ernannt. 
„ Geſetzgeb. Körper: Beginn der Debatte über das Verfammlungs: 
geſetz. 

Die Vorlage zerfällt in drei Titel. Der erſte handelt von ben öffent: 
lichen nicht politiſchen Verſammlungen, und beflimmt, baß alle öffentlichen 
VBerfammlungen, welche Feine politifchen oder religiöfen Angelegenheiten zum 
Gegenftand haben, ohne vorherige Erlaubniß gehalten werden dürfen; die, 
welche politifche oder religiöfe Angelegenheiten betreffen, bedürfen ber vorläu— 
figen Erlaubniß. Jede Verfammlung muß zuvor angemeldet werben, in Paris 
bei dem Polizeipräfecten, in den Departements bei dem PBrüfecten oder Unter: 
präfecten. Die Anmeldung muß von fieben PBerfonen unterzeichnet fein, bie 
in ber Gemeinde bomicilirt find, wo die VBerfammlung ftatıfinden fol; fie 
muß Ort und Zeit unb den fpecielen und beftimmten Zweck der Verſamm⸗ 
lung angeben. Bon biefer Anmeldung wird ein Empfangsichein gegeben, 
ber auf Verlangen der Auffichtsbeamten vorgezeigt werden muß. Alle Ver: 
fammlungen müfjen in einem gefchloffenen Raum gehalten werden. Jede 
Berfammlung muß einen Präfidenten und wenigflens zwei Beifiter haben, 
welche die Ordnung aufrecht zu erhalten verpflichtet find; dieſe dürfen feine 
bem angegebenen Gegenftand der VBerfammlung fremde Frage zur Verhand— 
fung kommen laffen. Ein Gerichts- oder Verwaltungsheamter kann von der 
Behörde beftimmt werden, welcher der Verſammlung beizuwohnen hat, und 
diefer Beamte kann bie Verſammlung fofort auflöfen, wenn die VBorfikenden 
dem Gegenftand fremde Fragen verhandeln laffen, oder wenn die Berfamm: 
lung tumultuarifch wird. Der Auffichtsbeamte nimmt dann ein Protokoll 
auf und übergibt e8 der zuftändigen Behörde; übrigens find durch dieſe Be— 
fimmungen die Rechte, welche die beftehenden Gefeße den Maires verleihen, 
nicht aufgehoben. Der zweite Titel handelt von den Wahlverfammlungen. 
Diefe können vom Augenblid der Ausfchreibung der Wahl bis fünf Tage 
vor Eröffnung des Scrutiniums gehalten werben; e8 dürfen bdenfelben nur 
die Wähler bes Wahlbezirks beimohnen und bie Ganbidaten, welche die Vor: 
ichriften des Senatsbeichluffes vom 17. Febr. 1858 erfüllt haben. Um zus 
gelaffen zu werben, muß man Namen, Stand und Wohnung angeben. Tie 
Berfammlung darf nur einen Tag nad der Anmeldung gehalten werben, 
Der dritte Titel enthält allgemeine Beſtimmungen, und jüngt gleich mit 
EStrafdrohungen an, Beſtraft werben, wenn fie ben Beſtimmungen bes 
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Geſetzes zuwibergehandelt, diejenigen, welche eine Verſammlung organifirt, 
geleitet oder ihr vorgefeffen haben, diejenigen, welche das Lokal dazu herge- 
lieben oder vermiethet haben, biejenigen, welche bas Bureau ber Verſamm⸗ 
lung bildeten, biejenigen, welche fremde Fragen zur Verhandlung gebracht 
haben, diejenigen, welche einer Wahlverfammiung beimoßnten, ohne bie vor⸗ 
gefchriebenen Bedingungen zu erfüllen. Alle diefe unterliegen einer Geldftrafe 
von 200—5000 Fr. und einer Gefängnißftrafe von 6 Tagen bis zu 6 Mo⸗ 
naten, ohne Präjubiz für etwaige Verfolgung wegen fonftiger in ber Ver: 
ſammlung begangenen Verbrechen ober Vergehen und jonftiger Strafbeftimm: 
ungen bezüglich unerlaubter Verfammlungen oder Vereine. Jedes Mitglied 
des Bureau’s einer Verſammlung, welches nicht der Auflöfung ber Verſamm⸗ 
fung durch den Vertreter ber öffentlichen Behörde fofort Folge Teiftet, verfällt 
in eine Geldfirafe von 300-6000 Fr. und eine Gefängnißftrafe von 14 
Tagen bis zu 1 Jahr, ohne Präjudiz für die fonftigen im Strafcoder be= 
ftimmten Strafen für Wibderfeglichfeit, Ungehorfam oder andere Vergehen 
gegen die öffentliche Obrigkeit. Wer mit offenbaren oder verborgenen Waffen 
erjcheint, wird mit Gelbftrafe von 300—10,000 Fr. belegt. In allen diefen 
Fällen können die Gerichte den Verurtheilten feiner Wahlrechte für wenigftens 
1 und für höchftens 5 Jahre verluftig erflären. Der Bolizeipräfect von Paris 
und bie Präfecten in den Provinzen Fönnen jede Verfammlung vertagen, 
weldhe ihnen für die Ordnung oder Öffentlihe Sicherheit gefährlich fcheint; 
verboten kann die Verfammlung nur duch Entfcheibung des Minifters bes ' 
Innern werben. 


14. März. Prinz Napoleon verläßt Berlin wieber, um über Dresden nad 


17. 


18. 
19. 


Paris zurüdzufehren, Die Aufnahme am preußifchen Hof war eine 
überaus entgegenfommende. Von den zu Ehren bes Prinzen ver: 
anftalteten Feftlichfeiten hat ſich der ruſſiſche Geſandte überall aus: 
gefchlofien. 

„  ©ejeßgeb. Körper: Verſammlungsgeſetz. Die Gewährung des 
Derfammlungsredts auch für die Wahlen der General: und Be: 
zirfsräthe wird mit 160 gegen 65 Stimmen abgelehnt. 

„ SKaijerl. Broſchüre: Les ‚titres de la Dynastie Napoleonienne. 


»  ©efeßgeb. Körper: Berfammlungsgefet. Der Artikel 14, ber 
den Behörden das unbedingte Recht zum Verbot jeder Berfammlung 
vor behält, wird mit 191 gegen bloß 31 Stimmen angenommen. 


22—23. März. Unruhen in Borbeaur bei Gelegenheit ber Reviſion für 


bie mobile Nationalgarbe. 


24, März. Der Senat genehmigt 2 Mil. Fr. für Linderung des Noth: 


25. 


28. 


ftandes in Algier. Rede Mac Mahon’s über die Zuftände. 


„Geſetzgeb. Körper: Das Verfammlungsgefeb wird als Ganzes 
mit 209 gegen 22 Stimmen angenommen. 


„ Der Kaifer genehmigt den Bericht und Antrag bes Kriegsmini- 
ers Marſchall Niel über die Drganifation ber mobilen National: 
garde: 

Die wefentlichen Beflimmungen des Organifationsplans find folgende: 
I. Grundlagen ber Organifation. Der wahricheinliche Gffectivbeftand ber 
mobilen Nationalgarbe wird fih auf 550,000 Mann belaufen, die in Batnil- 
Ione, Compagnien und Batterien fich vertheilen. Das Marimum des Ba⸗ 
taillonsbeſtandes iſt auf 2000 Mann feftgefeßt, und zwar auf biefe Höhe, 
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um nicht zu viele Bataillone und zu große Koſten zu bekommen, dann um 


auch in Kriegszeit nach Abzug bes vorausfichtlihen Ausfalls dem Bataillon 
unb ber Compagnie noch die erforderliche Stärke zu erhalten. Jedes Bataillon 
fol 8 Compagnien, jebe Compagnie 250 Dann zählen. Bataillone und Com: 
pagnien werben aus ben jeweilig in einer gewiflen Zahl von Gemeinden zu⸗ 
fammenwobnenden Gruppen gebildet. Je nach ber Bevölferungsftärfe ftellt 
ein Departement mehr oder weniger Bataillone und Compagnien. Für bie 
Erercitien und Zufammenfünfte, bie nad dem Gejek nie mehr als 
eine eintägige Entfernung von bem Wohnſitz der betreffenden Garbiften ver: 
urſachen bürfen, wird für jeben Umkreis von 12 Kilometern ein Mittelpunft 
beftimmt, jo daß ber Hin: und Hermarfh im höchſten Fall nit mehr als 
24 Kilometer zufammen ausmachen kann. Die Artillerie wirb nur in den⸗ 
jenigen Departements, in welchen ſich das geeignete Ausbildungsimaterial be= 
findet, organifirt werden, und zwar in einem Umfreis von 12 Kilometern 
um jeben betreffenden Waffenplag. Das Minimum ber Körperlänge wird, 
bamit es in biefen Umfreifen nicht an ben erforderlichen Leuten fehle, auf 
1 Met. 62 ©. herabgeiegt. Die Cadres werden folgendermaßen zuſammen⸗ 
gelegt: Snfanteriebataillon: für bie Compagnie 1 Hauptmann, 1 Lieutenant, 
1 Unterlieutenant, 1 Feldwebel, 4 Sergeanten, 8 Corporale, 1 Trommler. 
Artillerie: 1 Oberoffizier für je 2 Batterien, Zür 1 Batterie: 1 Hauptmann, 
1 Oberlieutenant, 1 Seconbelieutenant, 1 Oberwachtmeifter, 4 Wachtmeijter, 
8 Brigadiers, 1 Trompeter. Außerdem wird noch für jebes Departement ein 
Depothauptmann (capitaine-major) und ein mit der Schreiberei und ber 
Beauffihtigung bes Magazins beauftragter Unteroffizier ernannt werden. Die 
Dffiziere jeden Grads, Unteroffiziere, Corporale und Brigabiers werben aus 
ben Reiben ber penfionirten oder ber über 30 Jahre noch activen Offiziere 
ber ausgedienten Soldaten und ber über 25 Sabre bienenden Unteroffiziere, 
fowie endlich aus ben einberufenen und freiwilligen Nationalgarbiften genom= 
men werben. Höhere Offiziere können bis zu ihrem 62., Hauptleute, Lieute⸗ 
nants und Unterlieutenants bis zu Ihrem 60., Unteroffiziere, Corporale ꝛc., 
Trommler und Trompeter bis zu ihrem 55. Lebensjahre in der mobilen Nas 
tionalgarbe dienen. Das Minimum ihrer Tienftverpflichtung ift fünf Sabre, 
Als Entfhädigung werben ben betrefienden Offizieren und fonftigen Char: 
gen. unbefchadet der ihnen zufländigen Penfionen bewilligt: für ben Depot: 
bauptmann 1600 Fr., für Bureaufoften 800, für ben Depotunteroffizier 
500 Fr. Infanterie: Bataillonschef 1800, Hauptmann 1000, Bureaufoiten 
120, Feldwebel 600, Snftructionsfergeant 450, Trommler 300 Fr. Artil: 
lerie: Oberoffizier 2000, Hauptmann 1200, Bureaufoften 120, Oberwadt: 
meifter 650, Inſtructionswachtmeiſter 500, Trompeter 320 Fr. Die Offiziere 
werben von dem Kaiſer, die übrigen Chargen von ber Wtilitärbehörbe ers 
nannt. Ein Avancement kann ftattfinden. IL. Die mobile Nationalgarbe flieht 
ausjchließlich unter der Militärbehörde, und zwar bie bes Departements unter 
bem die betreffende Unterbivifion commanbirenden General, und bie ber zu 
einer Militärdivifion gehörigen Departements unter dem commandirenden 
Divifionsgeneral. III. Bon ben Grercitien find entbunben biejenigen, welde 
fi über ihre hinlängliche Kenntniß mit der Handhabung ber Wafſe und 
bem Grereitium ausweifen. IV. Der Staat ift principiell verpflichtet, allen 
Nationalgardiften, vom Unteroffizier an abwärts, Qefleidung und Ausrüflung 
u ftellen. Ausgenommen find die, welche fich in ber Armee durch einen zum 

ationalgarbendienft Verpflichteten vertreten laſſen. V. Jede Compagnie und 
Batterie wird von dem betreffenden Hauptmann verwaltet. Der Depothaupt⸗ 
mann centralifirt die Verwaltung aller dem Departement angebörigen Battes 
rien und Gompagnien. VI. Während der Dauer ber Erercitien und Uebungen 
ftebt der mobile Nationalgardift unter ben für bie feßhafte Nationalgarde ges 
gebenen Tisciplinargefegen. Für gewiſſe Vergehen, wie Verlauf, Entwendung, 
Beichäbigung ober Zerſtörung von Waffen, Munition ꝛc., ruft bie Militärs 


\ 
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behörbe das Zuchtpolizeigericht an, ober berichtet beim Nichtanhängigmachen 
ber Klage an ben Kriegsminifter. Die Offiziere können, wie die Offiziere 
ber activen Armee, ihre Entlafjung einreichen, treten jedoch erft, nachdem dieſe 
Entlaffung angenommen ift, befinitio zurüd. VII. In allen Fällen, in denen 
mobile Nationalgarbe mit ben Truppen ber activen Armee vereinigt ift, neh⸗ 
men biefe bie Rechte ein, während bie alte Nationalgardbe ben Bortritt vor 
ben Truppen bat. Bei gemeinfchaftlichern Operiren hat ber an Rang böher 
ftehende Nationalgarbenoffizier ben Oberbefehl über ben Armecoffizier, bei 
gleihem ange befehligt letterer. VIII. Es können aud Freiwillige in bie 
mobile Nationalgarbe eintreten. Sie müfjen nicht unter 17 und nicht über 
40 Sabre alt fein, für die Infanterie wenigfiens 1 M. 55 C., für die Ars 
tillerie 1 M. 62 C. groß und gut beleumunbdet, wie von dem zuflänbdigen 
Tamilienhaupte zum Eintritt ermächtigt fein. Die Verpflichtung muß auf 
minbeftens zwei Jahre eingegangen werben, und Tann fich nicht über fünf 
Sabre erfireden. Auch Tann unter benfelben Bedingungen ein Wiebereintritt 
ftattfinden. In einem Anhang befinden ſich Beftimmungen über bie Bilbung 
von freiwilligen Shütencompagnien und freiwilligen Batte- 
rien. „An einer noch nahe liegenden Zeit”, fagt ber Kriegsminifter, „als 
bie auswärtigen Ereigniſſe das Nationalgefühl fo mächtig aufregten, vereinig: 
ten fich verfhiebene von dem lebendigſten PBatriotismus befeelte Bürger, um 
fih mit Ermädtigung der Negierung zu bewaffnen, um Schügengejellichaften 
zu bilden und in mehreren unferer Grenz= Departements zur Lanbesvertheis 
bigung beizutragen.“ Nun Tann durch das neue Geſetz einem ſolchen Wuniche 
jehr Teicht entfprochen werben. Die Mitglieder folder Freiwilligencorps müſſen 
ih auf ein Jahr verpflichten. Sie bilden freiwillige Schüßencompagnien 
mit einer von dem Kriegsminifterium zu genehmigenden Uniform. Ihre 
Cadres, ihre Organifation und ihre Stellung zu der Armee find diefelben, 
wie bie ber mobilen Nationalgarde. Sie Tönnen ſich ihre eigenen Schieß⸗ 
fände einrichten und find nicht gehalten, bie Grercitien ber mobilen National: 
garde mitzumahen. Sie werden, falls bie mobile Nationalgarbe zur Actis 
bität einberufen wird, vornehmlich zur Vertheidigung ihrer eigenen Heimat 
verwendet. Aehnlich können auch, nach bem Vorbild einiger bereits vorhan⸗ 
benen freiwilligen Artilleriften, wie bie befannten Canoniers be Lille, freis 
willige Batterien in feften Pläben gebildet werben.“ 


3. April. Senat: Maupas wird zum Berichterftatter über bas Verfamm: 


15. 


Yungsgefeg ernannt — ber Senat hat Luft, das Geſetz gänzlich zu 
beriverfen. 

„ Senat: Die Regierung ift nicht geneigt, das Verſammlungsgeſetz 
berwerfen zu lafjen. Präſident Troplong muß felber den Vorfit in ber 
bafür ernannten Commiſſion übernehmen, um Maupas zu bejeitigen. 
„ Das Oeneralconfulat in Warſchau wirb beibehalten und zwar 
offiziell unter bem Titel „für das Königreih Polen“. 

„ Der Kriegsminifter geht mit den freiwilligen Freifhübenvereinen 
ber öftliden Departements jehr barſch um: bie einen löſen fi in 
Folge davon wieber auf, bie andern fügen ſich der Unterorbnung 
unter bie Disciplin ber mobilen Nationalgarbe. 

„» Sn ber Sprade ber officiöfen Blätter mirb eine entichiebene 
Aenderung bemerkbar: keine Refignation und Feine ſophiſtiſche Ver: 
ſchönerung ber Lage mehr, fonbern Hinweis auf die Schlagfertigkeit 
Trantreihe, 
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20. April. Mißlungene Reife des kaiſ. Prinzen nach Cherbourg und Breft. 


26. 


» Differenz mit dem Bey von Tunis: der franz. Conful droht 
bemjelben mit erniten Maßregeln. 


Schon vor einiger Zeit haben bie Confuln von England und Stalien 
zur Wahrung pecuniärer Intereſſen ihrer Staatsangehörigen mit bem Bey 
von Tunis eine Webereinfunft abgeichloffen zu dem Zwecke, einen Theil ber 
Einkünfte der Regentſchaft ber Tilgung ber engliſch-italieniſchen Schuldfor: 
derungen zuzuwenden. Damals madten bie genannten Conjular: Agenten 
jenem von Franfreih ben Antrag, dem zwifchen ihnen und dem Bey abge: 
ſchloſſenen Vertrage beizutreten, was biefer jedoch verweigerte, Als fpäter der 
Bey von Tunis ein neues Anlehen in Frankreich aufnahm und bald darauf 
bie Bezahlung der Coupons einftellte, legte die franzöfiiche Regierung fich 
in's Mittel. Nach der Behauptung der Iekteren bat der Bey fich erboten, 
eine franzöfiihe Finanz: Gommiffion einzufegen, welche die Einkünfte des 
Staates, insbejondere die Zolleinnahmen überwachen und deren Verwendung 
im Intereſſe feiner franzöfiichen Gläubiger bemerfftelligen ſollte. Nach einer 
andern Angabe war es ber Marquis de Mouſtier, welcher auf der Einfekung 
einer jolden Commiſſion beftand. Als die Conſuln von England und Stalien 
Kenntniß von dem Bevorftehen diefer Maßregel erhielten, verhinderten fie den 
Bey durch ihre Beſchwerde, das betreffende Decret zu unterzeichnen, ba es 
früher ermworbenem Rechte zumiderlaufe. Der franzöfifhe Conſul aber erklärt, 
er werde feine Beziehungen zum Bardo einftellen, wenn das Decret, durch 
welches bie in Paris bereits ernannte Commiſſion eingefegt fei, nicht unter⸗ 
zeichnet werbe. 


5. Mai. Das Parifer Hanbelstribunal verurtheilt auf die Klage einer 
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Anzahl Actionärs des Credit mobilier die HH. Pereiere u. Gen., 
ben Gubjeribenten auf Die zweite Serie von Actien, woburd Das 
Sefelihaftsfapital von 60 Mil. Fr. auf 120 Mill. gebracht wurbe, 
die eingezahlten Beträge zurüczuerftatten, und bafür perſönlich zu 
aften. | 

’ FW Urtbeil ift auch ein empfindlicher Schlag für die Regierung und den 
Staatsrath. Als der Credit mobilier feine Actien verboppelte, war er bereits 


‘banferott. Der Minifter und der Staatsrath, welche die Genehmigung zu 


ertbeilen Hatten, hatten alle Mittel zur Verfügung, um fidy die Einficht in 
die wahre Sachlage zu verfchaffen. Indem fie die Genehmigung dennoch er: 


theilten, haben fie fich gröblich geirrt, und das Publikum, welches an eine 


ernfthafte Prüfung glaubte, in einen ruinirenden Irrthum geführt. [„Die 


Pereire haben den Schlag vorausgefehen und find in ber Lage, bie zurüdzu: 


erftattenden Beträge aus ihrem ungeheuern Privatreihthum zu bezahlen. 
Aber das Urtheil ift eine fittliche Vergeltung und ber Anfang einer Nieder: 
ausprefjung überfättigter Schwämme.“ ] 


» Der Senat nimmt das Prefgefeg mit 96 gegen 24 Stimmen an. 
„Beſuch des Kaiferpaars in Orleans... Anſprache des Biſchofs 


Dupanloup und Antwort des Kaiſers. 


„  Gefeßgeb. Körper: Beginn der Debatte über bie nterpellation 
von PouyersQuertier gegen ben Hanbelövertrag mit England und 
bas Freihanbelsprincip. | 


13/14. Mai. Gefeßgeb. Körper: Debatte über bie Handelsfreiheit. Rebe 


Thiers gegen, des Minifters Forcade de la Roquette für dieſelbe. 
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15. Mai. Frankreich muß auf die Neclamationen Englands. und. Staliens 
in der tuneſiſchen Frage auf eine ausjchließliche Begünſtigung ber 
franz. Gläubiger verzichten; ftatt einer bloß franzöfifchen wird eine 
gemiſchte Commiſſion einzuſetzen beſchloſſen. 

18—23. Mai. Senat: Debatten über die Lehrfreiheit an ben höheren 
Unterricätsanftalten, 

Veranlaffung bazu gibt eine Petition, welche vom Staate eine forgfälti- 
gere Ueberwahung bes höheren Unterrichtswejens verlangt. Die Petition 
enthält eine Reihe von Denunciationen angeblich materialiftiicher Neußerungen 
einzelner Profefjoren und bie Verhandlung war verfchoben worden, ausbrüd: 
lich um ben Kirchenfürften Gelegenheit zu geben, an berjelben Theil.zu neh⸗ 
men, Die Senatscommiffion trägt darauf an, über bie Betition zur Tages⸗ 
ordnung üÜberzugehen. Die ganze Angelegenheit ift gegen den Unterrichts: 
minifler Duruy gerichtet. Die Verfammlung geftaltet fi unter Führung 
der Kirhenfürften zu einem förmlichen Snquifitionstribunal, vor dem ſich 
ber Dtinifter und fein Generalfecretär nur ſehr ſchwächlich vertbeidigen, in= 
bem fie verfihern, daß bie materialiftifche Richtung an ber Univerfität nicht 
beftehe und die Regierung beforgt fei, fie nicht auffommen zu laflen. Sainte: 
Beuve ift ber einzige, der ben Muth bat, vor ben widerwilligen Senatoren 
für die Freiheit der Wiſſenſchaft einzuftehen. Selbſt Leverrier gibt fie ben 
Anmaßungen ber Kirche gegenüber ganz, jelbft Michel Chevalier wenigitens 
halb Preis. Doc wagt e8 bie Majorität des Senates nicht, ben Biſchöfen 
ganz zu Willen zu fein. Es fommt zu einem boppelten Votum. Zuerſt 
jpricht fi der Senat mit 84 gegen 31 Stimmen gegen die von den Petitio⸗ 
nären verlangte Freiheit des höheren Unterrichts (wie bie Glericalen ſie ver- 
ftehen und verlangen), und bann mit 80 gegen 43 Stimmen gegen bie auf 
beftimmte materialiftifhe Kundgebungen gerichteten Ausführungen der Peti— 
tion, mithin für die einfache Zagesorbnung aus. Michel Chevalier und 
Leverrier ſtimmten für jene Freiheit bes Unterrichts, aber gegen bie Denun⸗ 
ciationen. 


20. Mai. Gejeßgeb. Körper: Debatte über ben Handelsvertrag mit England 
und das Princip der KHandelsfreiheit. Rede Rouher's und Favre's. 
Zugeſtändniß desſelben für bie Zukunft. 


Rouher häuft cine Maffe (vielfach übrigens jehr wenig zuverläffiger) ftatifti= 
her Angaben zufammen, um zu beweifen, baß ber Handelevertrag mit England 
für Franfreih durchaus befriedigende Refultate gehabt habe. England, fchließt 
er, verforgt die Märkte Europa’s mit Producten im Werthe von 1600 Mill., - 
während Frankreich nach denſelben Märkten für 2300 Mill, verſende. Frank⸗ 
reich jei nur im Orient noch hinter England zurüd, aber auch da werde bas 
Freihandelsſyſtem nachhelfen. Der Redner geht hierauf auf bie augenblicklich Herr: 
ſchende allgemeine Krifis über, unb verfünbet dann, baß feit 14. Tagen biefelbe 
abzunehmen anfange. Verlange man jet von ber Negierung, den Handels⸗ 
vertrag zu kündigen, fo antworte fie mit einem entſchiedenen Nein. (Sehr 
gut! ſehr gut! Wieberholte Bravo’s.) Man frage: was bie Regierung thun 
wolle? Aufmerffam und maßvoll weiter fchreiten. Er geſteht aber im fol: 
genden zu, baß weitere Tarifveränderungen von nun an unter Mitwirfung 
des gejeßgebenden Körpers vor fich gehen follen. Er wird gegen den Schluß 
bin etwas bombaftiih, und behauptet endlich ſchwungvoll, daß Vergeſſen— 
beit das Loos bes Schutzzolls und feiner Befenner fein werde. Pouyer: 
Quertier hält feine Behauptungen aufredt. Thiers proteftirt gegen das 
conftitutionelle Recht ber Regierung, Handelsvertrage abzufchließen. Bicard 
ruft dazwiſchen: Die Nation ift Souverän. Präſibdent: Die Nation hat 
das Staatsoberhaupt mit feiner Vollmacht betraut. Rouher: Am conftitus 
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tionellen Rechte des Sonveräns feſthaltend, Haudelsverträge abzuſchließen, 
wiederhole ich, daß es in der Tendenz der Regierung liegt, ſich hiefür der 
Unterſuchungscommiſſion, der Publiciſtik und der Kammern zu bedienen. 
Jules Favre: Keine Tendenz, ſondern eine Pflicht. Garnier-Pagé«s: 
Das Wort Tendenz bedeutet nichts. Nouher: Achten Sie wenigſtens bie 
Conſtitution bed Landes. Thiers: Zeber Zoll iſt eine Abgabe, und ich ver⸗ 
Biete jeber Gewalt, dem Lande Abgaben aufzuerlegen ohne bie Kammer. 
Rouher: Artikel 3 ber Verfaffung gibt dem Souverän das ausichließliche 
Net, Hanbelsverträge abzufchließen. Der Präſident läßt über bie einfache 
Tagesorbnung abflimmen, welche mit großer Mehrheit angenoinmen wirb. 


28. Mai. Geſetzgeb. Körper: Bericht der Commiffion über das von ber 


29. 


Regierung verlangte Anlehen von 440 Mil. Die Anträge ber Com: 
miflion find ein Compromiß mit der Regierung. Doc beharrt die 
eritere gegen bie Regierung barauf, das Anlehen auf 411 Mil. 
herabzuſetzen unb proteftirt in ihrem Bericht aufs eifrigfte, daß das 
Anleben nicht den Krieg bedeute. 

Bon ben Amendements ber Commiſſion wurben jeitend ber Regierung 
genehmigt: eine Herabfeßung ber außerorbentlichen Ausgaben für Krieg und 
Marine von 187 auf 169 Mil. und bes Deficits des VBerwaltungsjahres 
1867 von 188 auf 183 Mill.; ferner eine Vermehrung der Ausgaben für 
öffentliche Arbeiten von beantragten 82 auf 87 Mil. Bon dem Staatsrath 
fowohl als von ber Regierung wurden bagegen zurüdgewiejen folgende Amen- 
bements, welde nun ber Ausjchuß der Kammer zur Annahme empfehlen 
wird: Herabjegung der ganzen Anlehensziffer von 440 auf 411 Mill., der 
Ausgaben für den Unterhalt ber feſten Plätze von 36 auf 24 Mill., Ver: 
minderung ber Marineloften um 3 Mill. Weber die Kriegs: oder Friedens: 
frage fagt der Bericht: „. . . Weber in Frankreich noch auswärts Tann biefe 
Ausgabe (für die neue Bewaffnung) fo ausgelegt werben, als babe fie eine 
aggreſſive Bedeutung. Sie bat nur ben Zwed, das Lanb auf bie Höhe ber 
Sadlage zu bringen und ben Frieden dadurch zu fihern, daß man gleich: 
zeitig die Würde ber Nation und bie Sicherheit des Bodens gewährleiftet. 
Der britte Theil des Anlehens enthält bie für bie Öffentlichen Arbeiten für 
1868 und 1869 vorgefehenen Summen, und geftattet die Bollendung jener 
nüßlichen Verfehrsabern, welche jo mächtig zu dem Umſatz der Erzeugnifje 
ber Gewerbe, bes Handels und bes Aderbaues beitragen. Es wird dieß von 
Seite ber Regierung und ber Kammern eine Kundgebung bes Vertrauens in 
die Aufrechterhaltung ber Rube fein. Unzweifelhaft würbe es, wenn bas An- 
lehen irgendeine Kriegsbeforgniß zur Urſache gehabt hätte, nicht Hug geweſen 
fein, gleichzeitig militärifche Ausgaben zu machen und Arbeiten in Angriff zu 
nehmen, bie nur ben Selen ber Ruhe aufbehalten find. Allein ba, was wir 
nicht oft genug wiederholen koͤnnen, die für das Kriegs: und Marineminiftes 
rium erforderlihen Ausgaben Teinen anderen Zwed haben, als das militä: 
riſche Werkzeug Frankreichs auf bie Höhe des Foriſchrittes zu bringen, jo 
wäre e8 in ben Augen Ihrer Commiffion ein Fehler, ein N pwerer Fehler 

ewejen, ben Aufſchwung ber öffentlichen Arbeiten zu hemmen. Damit bas 
Pertrauen wieber erfiehbe, muß das Land an eine dauernde Ruhe glauben 
fönnen. Ihre Commiſſion ſchätzt ſich glüdlih, es bier Taut auszujprechen, 
daß alle, während ihrer zweimonatlichen Arbeit, bei ber Negierung eingezo: 
genen Erkundigungen ihr zu behaupten geftatten, baß, wie ganz Frankreich, 
die Regierung ben Frieden will, und daß fie ihn auch unter den für bie 
Würde und die Ehre eines großen Landes nothiwendigen Bedingungen zu cr: 
halten wiſſen wird... * 

» Der Senat nimmt au das Verſammlungsgeſetz mit 86 gegen 


24 Stimmen an. 
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30. Mai. Der Bey von Tunis unterzeichnet den Vergleich mit Frankreich; 


31. 


der franzöſiſche Conſul nimmt ſeine Beziehungen zu demſelben wie⸗ 
der auf. 


„Geſetzgeb. Körper: Debatte über den von ber Regierung vorge⸗ 
legten Geſetzesentwurf behufs Gründung einer Arbeiterverficherungs: 
fafje unter Garantie und mit einer nambaften Subvention bes 
Staates: 


Das Geſetz iſt ber eigenfien Initiative des Kaiſers entiprungen. Vie 
Hauptartitel besfelben Yauten: „Art. 1. Es wirb unter ber Garantie bes 
Staates errichtet: eine Verfiherungsfaffe, um bei bem Sterbfall cines Vers 
fiherten deſſen Erben und Erbberechtigten eine nach ben im Art. 2 feitgelebten 
Grundlagen zu beflimmenbe Summe auszubezablen; 2) eine Verfiherungss 
Tafie gegen Unglüdefälle, um ben verficherten Perſonen, welche durch eine 
bei ihren ländlichen ober gewerblichen Beichäftigungen erhaltene Beſchädigung 
bauernd arbeitsunfähig werben, eine lebenslängliche Penfion, und den Wittwen 
und minderjährigen Kindern ber Verſicherten, welche bei ben gebachten Ar: 
beiten ums Leben kommen, Unterflügungen zu geben. Art. 2. Die Betheiligung 
an ber Verfiherung gnefchieht durch Zahlung einmaliger ober jährlicher Präs 
mien. Art. 3. Jede Verſicherung, bie innerhalb zweier Jahre vor dem Tode 
bes Berfiherten erfolgt if, bleibt wirkungslos. In biefem Falle werben bie 
geleifteten Zahlungen nebſt 4 Proc. Zinfen den Erbberedhtigten zurüderftattet. 
Das Gleiche findet flatt, wenn ber Tob bes Verficherten, gleichviel zu welcher 
Zeit, durch gewiffe, in den Verfiherungspolicen aufgeftellten Ausnahmurfachen 
erfolgt ift. Art. 4. Die auf ben Kopf verfiherte Summe barf nicht über 
3000 Fr. betragen. Sie find unangreifbar und unübertragbar bis zum Bes 
trag ber Hälfte, ohne daß jebod der unangreifbare und unübertragbare Theil 
unter 600 Zr. beruntergehen barf.” Die Garantie des Staates erfiredt ſich 
aber nicht bloß auf die Sicherung ber Rente für den DVerficherten und auf 
bie Drganifation, Leitung und Aufficht, fie fipulirt auch einen Zuſchuß aus 
Staatsmitteln, ber für das erfte Jahr über 14 Mil. betragen jol. Die Ars 
beiter erringen bamit wenigftens theilweife bereit8 Staatshilfe. Gegen biejen 
gefährlihen Grundjag erheben ſich in ber übrigens kurzen Debatte energiſch 
Louvet und Ollivier. Allein das Geſetz wird mit geringer Modification doch 
faſt einſtimmig angenommen. 


„Unruhen im. Departement ber Charente gegen bie Pfarrer. Die: 
felben legen neuerbings die Unwiſſenheit und ben craffen Aberglaus 
ben des franz. Landvolks an den Tag. 

„Horn's Broſchüre: Le bilan de l’Empire. Die Beichäftigung 
mit ber Finanzfrage ift nachgeradbe in größeren SKreifen eine ſehr 
lebhafte geworden. 


1. Juni. Prinz Napoleon geht wie früher nad Berlin und Norddeutſch⸗ 


Iand fo nun zu längerem Aufenthalte nad Süddeutſchland, Wien 
und Conſtantinopel ab. 
„Geſetzgeb. Körper: Beginn der Debatte über die von ber Regie: 
rung vorgelegten ſechs Verträge mit ben beſtehenden Eifenbahncom- 
pagnien bez. Herſtellung bes fog. dritten Eifenbahnnebes, das 8119 
Kilometer umfaffen fol. 


„Erſcheinen ber „Lanterne" Rochefort's, ber bie Negierung unb 
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bie Zuſtände Frankreichs unter dem zweiten Empire mit einer bisher 
ganz unerhörten Kühnheit angreift. . 

7. uni. Gefeßgeb. Körper: Eifenbabnfrage. Der erfte ber Verträge mit 
den großen Compagnien, mit ber der Weftbahn, wirb mit 200 gegen 
12 Stimmen genehmigt. 

» v» Der Hof gebt nad) Fontainebleau. Der Kaiſer ift bort leidend, 
lebt zurückgezogen und es erfolgen Teinerlei Einladungen dahin. 


9—14. uni. Geſetzgeb. Körper: Debatte über die Regierungsvorlage 
wegen Vollendung der PVicinalwege und Gründung einer Tpeciellen 
Kaffe für diefen Zwed. Diefelbe wird mit großer Mehrheit ange: 
nommen. 


Nah der Vorlage follen bie Bicinalwege in der Art ausgeführt werben, 
daß ber Etaat fucceffive 100, die Departements 100 und die Gemeinden 200 
Mill. beifteuern, und daß für die armen Gemeinden eine Kaffe errichtet wird, 
* ahnen das nöthige Geld zu 4 Proc. gegen Rüdzahlung in 20 Jahren 
vorfircdt. 


„ Juni. Senat: Eine Petition gibt Gelegenheit zu einer Debatte über 
die Volksbibliotheken. Ä Ä 


Die Petition von 15 Einwohnern von Dullins befchwert fich über ge: 
wiffe „gefährliche Bücher in ber dort von Privatfeuten geftifteten Volksbib— 
liothek. Nifard als Berichterftatter trägt auf Verweifung der Petition an 
das Unterrichtsminifterium an, der Negierungscommilfär auf Tages: 
ordnung, indem er mit Nachdruck anführt, daß der Volkgunterricht nothwen— 
big feine Ergänzung durch das Lefen von Büchern finden müſſe, zugleich aber 
erflärt, baß die Regierung bereits bie Werke von George Sand und Eugene 
Sue aus jener Bibliothef habe entfernen laſſen, ber Volfsbibliothef von 
Oullins nahrühmt, daß fie gar Feine Werfe über die Revolution enthalte 
und baranf hinweist, daß ja überall der Präfect feine Disciplinargewalt in 
den Bolfsbibliothefen ausüben könne. Der Senat befhließt denn auch bei: 
nahe einftimmig Tagesordnung. . 

15. „ Eröffnung der Eifenbahn Fell über den Mont-Cenis. [Die 
daran gefnüpften großen Hoffnungen ‚bewähren fi während des 
Winters 186%, nicht oder doch nur jehr theilweife.] 

27. „ Geſetzgeb. Körper: Debatte über die Compagnie transatlantiqne, 
eine ber Unternehmungen ber. Pereire. Rouber ſucht diefe Anfangs 
zu ſchützen, muß fie aber gegen bie heftigen Angriffe Pouyer-Quer- 
tier’8 und die Mipftimmung der Kammer fallen laſſen. Schließlich 
wird aber bie Kammer body wieber gefügig und nimmt ben Gele: 
entwurf unter Verwerfung ſämmtlicher Zufatanträge mit 172 gegen 
26 Stimmen an. 0 

Es handelt fih darum, der Zahlungsfähigkeit ber fraglichen Compagnie 
mittelft neuer Staatsfubventionen unter dem Vorwand einer neuen Linie 
Banam&:Balparaifo abzuhelfen: Die Compagnie gerieth in ein Deficit von 
etwa 17 Mil. Fr; und in eine ſyſtematiſche Fälfhung ihrer Finanzzuftände, 
Wenn das Gefeß über die neuen Staatsfubventionen bis zur nächſten Seſſion 
verſchoben wird, fo geräth die Compagnie in die größte Verlegenheit, dring= 
lichen und unauffchiebbaren Zahlungsverbindlichfeiten im Betrage von mehr 
als 11 Mill. Fr. nachzukommen. Die:allgemeine: Meinung ift, daß die jeit 
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mehreren Jahren veröffentlichten Bilanzen der Geſellſchaft bloß dazu dienten, 
die wahre Sachlage zu vertufchen. Der Staatsrat mußte fich jeboch herbei⸗ 
laſſen, die Bücher und Rechnungen ber Gefelichaft richtig zu befinden; ber 
Kammerausfhuß mußte nah einem zweiftündigen Augenſchein zur felben 
Ueberzeugung gelangen. Tas. Gejeß ſollte mittelſt Weberrumpelung votirt 
werben. So. weit mißlang ber Plan. 


18. Juni. Bericht des Seine-Präfecten, Baron Haußmann, an den Kaifer 
über bie finanzielle Lage der Stadt Paris, 


Der Bericht if, wie im Eingange von dem Seine-Bräfecten felbft erklärt 
wird, buch den Wunſch des Kaiſers hervorgerufen worden, ber wiffen wollte, 
welches Angefichts der mit dem Erebit Foncier abzufchließenden Uebereinkunft 
die wirkliche finanzielle Lage der Stadt Paris jei. Es ſoll alsdanı davon ab: 
hängen, ob und in welchem Mapflabe bie beabjichtigten Verbeflerungen weiters 
geführt werden jollen, und inwiefern Erleichterungen der Octroilajten eintreten 
Tonnen. Während ber 15 Jahre ber Haußmann'ſchen Verwaltung bat, nad) 
dem Berichte, die Stabt Paris für eine „enorme” Summe große, Öffentliche 
Arbeiten ausführen laſſen. Die Nettoausgabe für bie Ende 1869 beenbig- 
ten Arbeiten beläuft fi auf 884,400,224 Fr., wovon auf das alte Paris 
799,053,448 Fr., auf bie annectirten Stabttheile 85,366,796 Fr. kommen. 
Die auperordentlihen Ausgaben jeder Art während biejer Zeit betragen 
981,369,862 Fr.; davon wurden 273,539,301 Sr. von den Ueberfchüffen bes 
ftädtifchen Einfommens für die Verzinfung und die Tilgung ber Schulden 
verwandt, Lie übrigbleibenden 707,830,560 Fr. fanden nachftehende Verwen⸗ 
dung: für Firchliche Gebäulichkeiten 61,420,167 Fr., Spitäler 55,741,164 Fr., 
ſtädtiſche Gebäude (Mairien, Kafernen, Schulen 2c.) 129,366,503 Fr., Markt: 
ballen, Schlachthäuſer 38,533,041 Fr., Straßen, Gartenanlagen, Beleuch⸗ 
tung 2c. 195,513,802 Fr., Wafferleitungen und Abzugsfanäle 157,422,137 Fr., 
Zuſchüſſe zum Bau von Brüden und Quais 17,214,831 Fr., Beitrag zu ben 
Koften ber Weltausftellung 6,000,000 Fr., nemeinichaftlide Unternehmungen 
mit ber Civillifte, dem Seine:Departement, den Spitäler ꝛc. 17,940,948 Fr., 
verfchiedene Operationen 28,677,944 Fr.; Geſammtſumme 707,830,560 Fr., 
wovon auf das alte Paris 438,044,527 Fr., auf die annectirten Stabttheile 
224,786,033 Sr. kommen. „Wenn“, fügt hier der Bericht bei, „bie Höhe biejer 
beiden Zahlen beweist, wie lebhaft und fruchtbringend auf beiden Seiten ber 
den localen Verbefjerungen jeder Art gegebene Anftoß war, jo wäre e8 uns 
Hug, die Aufgabe als vollendet anzufehen und durch übertriebene oder ver⸗ 
frühte Einfchränfungen die Stabt in bie Nothwenbigfeit zu verfegen, jebes ges 
rechtfertigte Verlangen nach neuen Verbefferungen abſolut zurückzuweiſen.“ Die 
oben verzeichneten Gefammtausgaben belaufen fich alfo auf 1,865,770,086 Fr., 
von denen bezahlt find 1,399,994,890 Fr., es bleiben mithin als Rückſtand 
465,775,195 Tr., von benen 453,033,005 Fr. in Form von Annuitäten inner⸗ 
halb der Jahre 1868 bis 1877 zurüdzuzahlen wären, während, nad dent 
jett zu genehmigenden Vertrag, die Hauptjumme von 389,440,040 Fr. nit 
innerhalb 10, fondern innerhalb 60 Jahren zurüdzuzahlen wäre In einem 
befondern Abfchnitte befchäftigt fih nun Hr. Haußmann mit den Einnahmen 
der Stadt Baris. Diefelben betrugen ein Jahr vor feinem Amtsantritt, allo 
im Jahre 1852: 52,576,631 Fr., ftiegen bis 1859 auf 79,327,925 Fr., allo 
im Durchſchnitt jährlih un 3,821,613 Zr. Nach ber Annerion betrugen bie 
Einnahmen im Jahre 1860 106,353,616 Fr. im Jahre 1867 151,643,293 Fr., 
fliegen alfo im Durchſchnitt jährlich um 6,496,953 Fr. Die ordentlichen Aus» 
gaben find von 29,785,888 Fr. im Jahre 1852 auf 43,082,973 Fr. im J. 
1859 (im Durchſchnitt um 1,889,583 Fr.), und von 66,038,729 Fr. im J. 
1860 auf 81,907,323 Fr. im J. 1867 (im Durchſchnitt um 2,655,265 Fr.), 
geftiegen. Der neue Vertrag mit dem Credit Foncier verwandelt bie oben 
erwähnte Summe von 389,440,040 Fr. in eine während 60 Jahren zu lei: 
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ſtende Annuität von 21,574,387 Fr. Außerdem müſſen bis zum Jahre 1877 
noch anderweitige Verpflichtungen von 67,335,155 Fr. im Ganzen getilgt 
werben; macht im Jahre 8,416,894 Ir. Am Ganzen hat aljo die Stadt 
Paris aus den nach Abzug ihrer ordentlichen Ausgaben und der Zinſen ihrer 
confolidirten Schuld fich ergebenben Ueberſchüſſen etwa 30 Mill. fir. zu be= 
zahlen. Allein ſchon für das Jahr 1870 ſchlägt der Bericht dielen Ueber: 
ſchuß auf 60 Mill. an, fo daß, wie es Hr. Haußmann zu fagen beliebt, fo 
verfügt werben Tann, „wie es dem Kaiſer am nützlichſten erſcheint“. „So 
zwedmäßig es alsdann erſcheinen bürfte, eine Herabſetzung ber localen Steuern 
eintreten zu laffen, fo muß doch der Vorficht halber immer noch ein Theil 
biejes Weberichufjes für die Fortſetzung großer Arbeiten und für Beltreitung 
außerorbentlicher, bis jet noch nicht vorgejehener Ausgaben vorbehalten blei= 
ben.“ Nachden auf eine weſentliche Herabjegung des Octroi's auf einen großen 
Gonfumartifel (es iſt darunter ber Wein verftanden, ber vom Sabre 1870 
an nur 10 Proc. des Letailpreifes als Steuer entrichten ſoll) hingewieſen 
worden, fett der Bericht bie Nothwendigkeit auseinander, gewiſſe Arbeiten 
nicht mehr in bem bisherigen großartigen Maßftabe weiter zu betreiben, ohne 
barum doch auf gewiffe, noch nicht begonnene, das fog. dritte Neb ergänzende 
- Aufgaben zu verzichten. Dabin gehört u. 9. die Avenue Napoleon zwi: 
fhen bem Theatre francais und der neuen großen Oper. Der letzte Theil 
bes Berichtes kehrt fich gegen bie vielfachen Angriffe und Kritiken, beren Ge— 
genftand „das große Werf ber Umzgeftaltung von Paris“ feit Anbeginn ge: 
weien if. Hr. Haußmann appellirt an bie Nachwelt, welche einft den Kaifer 
für das, was er vollbradjt, fegnen werde. „Niemals”, ruft er aus, „niemals 
bat man in ber ganzen weiten Welt irgend etwas verfucht, was mit biefer 
großartigen Gefammtheit ber in verhältnißmäßig Furzer Zeit hier ausgeführ: 
ten Arbeiten fi vergleichen ließe.” Mit VBefcheidenheit fommt Hr. Haußs- 
mann auf feine eigene Thätigfeit zurüd. „Diele ausgedehnte Verwaltung”, 
fagt er, „fürchtet feine Controle. Weit davon entfernt, bedauert fie, daß troß 
allen gleihfam in verfchwenberifcher Weife von ihr veranftalteten Veröffent⸗ 
lihungen ihr Thun nicht beſſer befannt ift, weil fie nur babei gewinnen 
könnte. Deßhalb babe ih fchon mehrmals mir erlaubt, den Kaiſer darum 
anzugehen, baß das bisher durch ein einfaches Decret geregelte Budget ber 
Stadt Paris durch ein Gejet genehmigt werde.“ Der Bericht ſchließt damit, daß 
Hr. Haußmann fih bem Willen bes Kaifers zur Verfügung ftellt, der allein 
die Bande Iöfen könne, durch welche er (Haußmann) dem Kaijer angehöre. 


20. uni. Gefeßgeb. Körper: Eifenbahndebatte. Der Vertrag mit der 
Oſtbahn wird einſchließlich des Vertrags berfelben mit ber luxem⸗ 
burgifchen Wilhelmsbahn genehmigt. 

24. „ Geſetzgeb. Körper: Eifenbahndebatte. Auch der Vertrag mit ber 
Südbahn (Pereire) wird troß aller Oppofition Bouyer »Quertier’s 
mit 194 gegen 7 Stimmen genehmigt. 

„ — 27. Juni, Der Kaifer befuht von Fontainebleau aus das Lager 
von Chalons. 

— uni. Obgleich eine Auflöfung bes geſetzgeb. Körpers noch im Laufe 
biefes Jahres fehr unmahrfcheinlich ift, fo hat duch bereits eine Art 
Mahlagitation begonnen. In Folge bes neuen Preßgejekes find 
zahlreiche neue Blätter erjchienen, alle gegen das Syſtem und alle 
vorzugsweiſe für bie bevorſtehenden Wahlen berechnet. 

29. Juni — 5. Juli. Gefebgeb. Körper: Allgemeine Debatte über bag 
Budget. 
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Die Redner der Oppoſition und die ber Majorität find darüber einig, 
daß die Finanzlage des Landes keine befriedigende ſei, daß in Wahrheit das 
Budget jahrlich ein Deficit aueweiſe, das, bei der Unmöglichkeit, an Erhöhung 
der Abgaben auch nur zu denken, eben nur durch periodiſche Anlehen, wie 
das jetzt wieder vorgeſchlagene, gedeckt werden könne, daB man aber auf die⸗ 
ſem Wege unausweichlich einer Kataſtrophe entgegen gehe. Als Heilmittel 
wird von der Oppoſition vor allem nur auf eine Beſchränkung der Militär⸗ 
ausgaben und zu dieſem Ende hin auf eine entſchiedene und aufrichtige Frie⸗ 
denspolitik gedrungen, als Bedingung daſür aber die Beſchränkung der kai⸗ 
ſerlichen Allmacht und bie Einſetzung eines verantwortlichen Miniſteriums 
gefordert. Dadurch wird die Debatte allmälig von den trockenen Zahlen auf 
das Gebiet der inneren und äußeren Politik und namentlich auf das Ver⸗ 
hältniß zu Deutſchland übergeführt, zunächſt durch Thiers, dem J. Favre folgt 
und ber dem Staats miniſter Rouher gewonnenes Spiel in feiner Art gibt. 

Debatte über die auswärtige Politik. Hr. Thiers: „Wiffen Sie, 
was eigentlich diefe Ausgaben zur Nothwendigfeit macht? Die Lage Europa’s. 
Und wiffen Sie, wer diefe Lage geichaffen hat? Das heutige Gejchlecht leider, 
das in feinem Irrwahn fi) von der fländigen Politif Europa’s trennen 
wollte. Man bat die Geifter durch ben Reiz ber Neuheit verführt und ihnen 
jene traurigen politiichen Theorien, jene Nationalitäts: Theorien vorgeführt, 
welche die Oberfläche Europa’s verändert haben, welche ben Orient umzuge⸗ 
ftalten und bie heutige Menjchheit in unfäglihe Verwirrungen und graufige 
Blutftröme zu ftürzen broben. Sie haben redht, den Krieg zu verabfcheuen. 
Allein es ift wahr, daß unfer Geſchlecht vor der Geſchichte den Irrthum zu 
verantworten haben wird, ben es dadurch beging, daß es bie wahrhaft frans 
zöfifche Politif aufgab. Die von Frankreich feit Jahrhunderten befolgte große 
Politik, durch die e8 in den Mittelpunft Europa’s geftellt ward, und bie 
zwiſchen ben Völkern ausgleichende Wage in Händen bielt, jene Politif ward 
aufgegeben, um gewiljen thörichten Tagesideen zu ſchmeicheln. Man bat bie 
Einheit Staliens geichaffen und dadurch die Einheit Deutſchlands unabweisbar 
gemadt. Sa, nıan bat fie fogar felbft gefchaffen, worüber ih für meinen 
Theil unteöftlih bin. Es ſchmerzt mich dieß tief für mein Land, denn bie 
Lage Europa’s, nody mehr aber die Frankreichs, ift Dadurch tief geſtört wor- 
ben. Darum auch müfjen Sie fo viel Geld ausgeben. Nicht die neue Be: 
waffnung, nicht ber Fortichritt der Wiffenjchaften, nein, bie Politik gebeut es. 
Ich beeile mich beizufügen, daß ich meines Theils alle dieſe Ausgaben als 
nothwendig anerfenne, welche durch bie nationale VBorficht geboten find. Allein 
ich bewillige diefe Ausgaben nicht mit dem geheimen Wunſch nach einem Krieg. 
Willen Sie, m. H., welde Ausfiht uns bleibt, daß das wahrhafte lic. 
gewicht Europa’s wieberbergeftellt werbe? Es bleibt uns bie Ausficht, baß 
ber Föberativfinn (sentiment föderal), ber ftets in Deutſchland vorhanden 
war, wieder erfiehe. Er ift beftrebt, wieber zu eritehen, und willen Sie, feit 
wann? Geitbem man man in Deutichland angefangen bat, ſich zu übers 
zeugen, daß Frankreich nicht geneigt if, gegenwärtig im dem beutichen Ange: 
legenbeiten zu interveniren. (Zahlreiche Zeichen der Zuſtimmung.) Eeitbem 
Deutjchland fich beruhigt (se rassure), fehrt e8 zu bem ihm innewohnenden 
tiefen Trieb nad einer Föderation, und keineswegs nach einem militärifchen 
Einheitsftaat zurüd. Man würde dieſen werthvollen Proceß in den Geiftern 
(ce precieux travail dans les esprits) flören, wenn man heute intervenis 
ren wollte. Es wäre ein großer Fehler, ich wiederhole es, jebt Krieg zu 
wollen, und ich fage darum zu den beiden glorreihen Miniftern: Sa, ich 
flimme dafür, die Summen, welde Sie fordern, zu bewilligen, aber nicht 
für ben Krieg. (Unterbredung.) Sch werde mich hierüber erflären. Wiſſen 
Sie, m. H., warum ich biefe Rüftungen billige, ohne daß ich ben Krieg 
will? Darum, weil diefe Rüftungen Franfreich in größere Achtung ſetzen 
werben (rendront plus respectable), Man fol zwei Dinge willen: eins 
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mal, daß wir ben in Deuiſchland vor ſich gehenden Proceß nicht ſtören 
wollen, dann, baß wir mächtig genug find, Feine neuen eigenmächtigen Ans 
maßungen (usurpations) in Europa mehr zu geflatten. (Sehr gut! auf 
vielen Bänken; verfchiedenartige —— Und wann einmal, in Verbin⸗ 
bung mit unjern Rüftungen, unfer Entihluß, den Frieden erhalten zu 
wollen, feftftebt, jo wird bieß eine große Kriebensbürgichaft fein. Dieß find, 
meiner Anfiht nach, die Gründe, um ben beiden ſehr tüchtigen Miniftern 
bie Forderungen, bie fie an uns ftellen, nicht ftreitig zu machen. Aber ich 
fühle wohl, man darf immerhin die Beforgniß begen, daß diefe aus reiner 
Vorfiht von Ihnen bewilligten Fonds doch zum Kriege dienen. GErlauben 
Sie mir, Ihnen zu fagen, baß, wenn Sie auch alle Ausgaben verweigerten, 
Sie bamit nch feine ausreichenden Vorſichtsmaßregeln getroffen hätten, 
um ben Krieg zu verhindern, fo wie einmal bie Regierung ihn im Schilde 
führen follte, (Bewegung.) Und bieß it — mag es mir der Hr. Präfident 
verzeihen — denn die Wahrheit entihlüpft mir, ohne daß ich es verhindern 
kann — bieß ift die Schuld unferer Verfaſſung. (Verichiedenartige Bewegung; 
fehr gut! linke.) Mann Sie einmal wiffen, wo ber leitende Wille fich befin- 
bet, wo, in welchem Minifterium, in welchem Theil ber Regierung — wann 
biejer leitende Gebanfe mit Ihnen abredyinen muß, und zwar durch das ein: 
zige Mittel, welches die modernen Verfaſſungen ausfindig gemacht haben, 
durch verantwortliche Minifter, dann. werden Sie eine Bürgſchaft haben. 
Allein ECredite für befondere Ausgaben zu verweigern, dieß ift, glauben Sie 
es mir, bei unſern gegenwärtigen Berfaffungszuftänden fein Mittel, das 
Shnen eine Garantie verleiht. Sowie Sie einmal diefen Saal verlaffen 
baben, wird man fi durch Supplementarcrebite alle Summen verichaffen, 
beren man bedarf, und, ohne fih an Sie wenden zu müſſen, wird man alles 
thbun, was man thun wollte. Wohlen, ich fage es, das Land Hört mich und 
Sie hören mich auch: unfere Verfaffung muß burchgreifend verändert werden 
(il faut que notre constitution soit profond&ment modifi&e), (Sehr 
gut! links; Unruhe auf einigen Bänfen.) Präſident Schneider: Es ift 
dieß ein auf Unterftellung beruhendes Raifonnement, folglich babe ich nichts 
darüber zu jagen. (Bewegung; zuftimmendes Gelächter.) €. Picard: An 
der Conftitution ift es, bieß zu beberzigen. Thiers kehrt hierauf, als wäre 
weiters nichts beſonderes vorgefallen, zur Discuffion einzelner Budgetfragen 
zurüd. Zum Schluffe fommt er nochmals auf den Einfluß zurück, welchen 
die Rolitif auf das Budget ausübt. „... Warum“, fragt er, „it das Budget 
in fo traurigem Zuftande? Darum, weil e8 Ihre ganze Politik in fich ſchließt. 
Es enthält Ihre aanze Politik, ja; es enthält Stalien, es enthält Deutjch: 
land, es enthält Merico, Paris, e8 enthält, id wage e8 faum zu fagen, um 
Sie nicht aufzubringen, e8 enthält auch — bie Wahlen! (Lärm; fehr gut! 
links.) Es wäre mir leicht, Ihnen zu jagen, für wie viel Stalien, für wie 
viel Deutfchland in unferm Budget ſteht. Ich könnte Ihnen auch jagen, 
welches der Antheil Merico’s iſt. Nächftens werden wir Ihnen jagen, was 
auf Paris kommt. Was uns aber bie Wahlen Toften, werde ich mid) wohl 
hüten, Ihnen zu fagen.” (Gelächter; verfchiebenartige Bewegung.) . . . Die 
Vetten Worte der Rede lauten: „Man wirb mir bemerflich machen, baß ges 
wiffe Wahrheiten die Regierung erfhüttern; ich gebe zu, daß bem jo fein 
Tann; allein wiffen Sie, was biefe Wahrheiten thun, wenn man fie nicht 
fagt? „„Sie vernichten die Regierungen.“ Jules Favre: Preußen wird 
wohl nicht unbefonnen genug fein, um franfreich zu bedrohen. „Nur ein 
Mittel könnte e8 fo weit bringen, und dieſes ebenjo unfinnige wie gefährliche 
Mittel beftände darin, daß Frankreich ihm das Schwert vorhielte, das Schwert, 
das nicht fowohl Preußen als das Herz Deutichlands bedrohen würde.“ Den 
Satz, daß eine Abrüftung nur in Folge einer allgemeinen Uebereinſtimmung 
ber Mächte vor ſich gehen Tönne, befämpft 3. Favre mit großer Lebhaftigkeit. 
Dieß annehmen und darauf hin handeln zu wollen, hieße ganz Europa zum 
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langſamen Hungertod verurtheilen. Es muß eine Macht den Muth haben, 
ſich zuerſt dafür zu erklären, und dieſe Macht ſoll die größte, die ſtärkſte, die 
glorreichſte, kurz ſoll Frankreich ſin. Darum aber darf man nicht in der 
ſeitherigen Politik ſich feftrennen. „Es iſt Zeit, einen beſſeren Weg wieder 
einzuſchlagen. Es gibt nur einen einzigen Mann, welcher die Lage von dem 
unbekannten Etwas, das fie belaſtet und aufreibt, befreien, der Production 
ihre Thätigfeit, ben Gemüthern das Vertrauen, Europa bie Ruhe zurüdgeben 
kann. Er fol fagen, er kann e8 durch feinen Senat — baß er fortan ohne 
Ihre Zuftimmung feinen Krieg mehr führen werde, und Ihre Budgets wer⸗ 
den gewiß fein Deficit mehr darbieten, und Frankreich wird ben ihn gebüh⸗ 
renden Rang in ber Melt wieber einnehmen und nicht mehr zu unfrucht 
baren Opfern verdammt fein. Dieß ift das lebte Wort ber Frage, die Noth⸗ 
wenbigfeit des Augenblids. Wir haben es früher im Namen ber Freiheit 
verlangt: wir verlangen es heute im Namen der Rettung unferer Finanzen. 
Sie wiederholen unaufhörlih — und dieß ift auch ber Sinn ber meiften 
Minifterreden, die einen fo gerechten Anſpruch auf Ihre Beifallebezeugungen 
haben — daß, wenn bedeutende Ausgaben geichahen, auch prachtvolle Ergeb: 
niffe erzielt worden find. Ich will bier feine Kritik zum Lobe milchen; id) 
nehme es als Vorausſetzung an. Nur fage ich, daß, wenn Sie Wohlthäter 
find, Sie jedenfalls jehr Toftipielige Wohlthäter find. Wenn Frankreich 
veih genug if, um feinen Rubm zu bezahlen, fo ift es doch 
nicht reich genug, um das Kaiferreih unter folden Bedingun⸗ 
gen bezahlen zu fünnen. Es ift Zeit, daß es mit fih zu Rathe gebe! 
(Il est temps qu’elle avise!) (Heftiger Wiberfprud, Murten: Beifall Tinte; 
zur Ordnung!) Präfident Schneider: Jh bin genöthige, Hrn. 3. Favre 
zur Ordnung zu rufen wegen des Teßten Gedankens, den er ausgeſprochen 
hat. Wir geben bier Beweife genug von Unabhängigkeit und Autorität; bie 
Freiheit unferer Discuffignen tft, glaube ich, offenkundig genug, baß es wohl 
weder als gerecht noch als geziemend gelten darf, unfer Verfaffungswelen in 
ber Art anzufhwärzen. Hr. Rouber betritt hierauf fehr aufgebracht bie 
Tribüne, einzig, wie er fagt, um auf die letzten Worte des ehrenwertben J. 
Favre zu antworten, deſſen Verfuche, die Berfaffung zu ſchmähen (tentatives 
d’injures) unmädtig find, und bie nur mit Wegwerfung behandelt zu werden 
verdienen. (Bravo!) 3%. Favre: Gerade wie Ihre Budgets. Hr. Rouber 
verfihert, daß das Lapd.iberartige Worte desavouiren werbe. . . . . Ich bes 
tradhte, jagt er, die Füflungen. die wir begehren, als nothwendig; allein 
mein innigfier Wunſch ift ber, daß fie vollfommen unnöthig fein mögen. 
Ja ich würde e8 als die böchfle, bie unbeilbarfte Unklugheit anfehen, wollten 
wir bie Verantwortlichkeit, die Hr. Favre und anempfiehlt, auf uns nehmen. 
Wir müfjen bereit und organifirt fein, wir müffen bie Ereignifje mit Feſtig⸗ 
feit, Aufrichtigkeit und Mannhaftigkeit in's Auge fallen und einjchen, 
daß eine große Nation fich im gegebenen Augenblicke nicht mit ihrer Nach⸗ 
läffigfeit oder ihrer Schwäche entjchuldigen darf. Müffen wir aber darum 
ben Krieg berbeiwünfhen? Ich bin mit Hrn. Favre in dem einen Punkte 
völlig einverstanden, daß wir fein Intereſſe haben, ben Frieden, befjen Europa 
fich erfreut, zu verlegen. Diefe Politik haben wir fortwährend allen Mächten 
gegenüber befolgt, in Griechenland, in Kreta und wo es nur zu gäbren bes 
gann. Welches war Deutſchland gegenüber unfere Haltung? Befanden wir 
uns in einem fo gereizten Zuftande, wie Hr. J. Favre fagt, baß es ſchien, 
als feien wir und Preußen bereit, uns gegenfeitig anzugreifen? Nein! Wir 
haben angefichts Deutfchland die Achtung vor feiner Wefenheit (entitE) bes 
kundet; wir haben in den Fragen, bie in den unferer Grenze nahegelegenen 
Lanbestheilen verhandelt werden, das Princip der Achtung ber Nationalitäten 
aufgeltellt, und indem wir verfündigten, daß wir ung enthalten würden, vers 
langten wir, daB auch anbere ſich enthalten, und fo haben wir den einzelnen 
Autonomien ihre Freiheit und folglich auch ihre Kraft wiebergegeben. Liegt in 
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allem dem irgend ein Kriegsgedanke? Und wenn man nun gar eine der 
großen durch die Verfaſſung angeordneten öffentlichen Gewalten abſondern 
und von ihr ſagen will, ſie halte Sturm und Sonnenſchein in Händen, ſo 
ſucht man ganz einfach, m. H., deren Verantwortlichkeit über die Wahrheit 
und über den allgemeinen Willen hinaus zu übertreiben. (Sehr wahr!) Der 
Wille des Staatsoberhauptes, der Wille des geſetzgebenden Körpers, der Wille 
bes Landes iſt die Erhaltung bes Friedens in ber Welt. (Sehr gut!) Hier: 
über befteht weder Meinungsverfchiedenheit, noch Aufregung, noch Hinter- 
gebanfe. Der Friebe ift die große Bedingung der Givilifation, und bie Ver— 
wirflihung biefer Bedingung fuchen wir in unausgeſetztem Fortſchritt. Wir 
halten den Krieg für eines ber großen Mißgefchide, für die wir nie die un— 
mittelbare und perjünliche Verantwortung übernehmen. Wir begreiien den 
Krieg nie anders, benn als einen Krieg ber Vertheidigung, nidt al: 
lein aber unfjeres Gebietes, fondern auch unjerer Würde, uu— 
ferer Ehre und unferes Einflufjes.“ 


6. Juli. Geſetzgeb. Körper: Budgetdebatte. Die Nachtragseredite für 


8. 


10. 


, 1867 und bie Supplementarcrebite für 1868 werben genehmigt. 


„Geſetzgeb. Körper: Budgetdebatte. Beginn der CSpecialdebatte 
bes Budgets für 1869. Jules Favre kommt nochmals auf die Po— 
Vitit gegenüber Deutſchland zurüd, worauf der Minifter des Aus: 
wärtigen, Marquis de Mouftier, wiederum die Friebenspolitif ber 
Negierung betheuert. 

„  ©efetgeb. Körper: Budgetdebatte. Dllivier regt gelegentlich bes 
vom Papſte einberufenen Concil8 die Frage ber Trennung zwiſchen 
Kirche und Staat an. 

Dllivier: Unter ber früheren Monarchie konnte fein Concil ohne Er: 
Taubniß ber Regierung in Franfreih angeſagt werden, und fein franzöfiicher 
Biſchof ohne diefe Erlaubniß nah Nom reifen. Außerdem Tieß der König 
durch Gonferenzen ber Biſchöfe bie Haltung feitftellen, welche die Landeskirche 
auf dem Concil einzunehmen batte, und ernannte Gefandte, welde Frank: 
reih barin vertraten. Nach dem Concil wurben befjen Beſchlüſſe discutirt, 
um feftzuftellen, ob und welde in Franfreiih-gur Durchführung zu gelangen 
hätten. Alle biefe alten Rechte beſtehen heute noch, allein bie gegenfcitige 
Stellung der Laienmelt und des Clerus ift wejentlich verändert. Der Papſt 
gilt als unfehlbar, bie alten Freiheiten der gallicanifchen Kirche find auf: 
gegeben. Der Papft erläßt Feine Einladung an den Souverän mehr; er ent: 
ſcheidet ſelbſt, und läßt, ohne jemanden zu befragen ober zu benachrichtigen, 
feine Bifchöfe zum Beſuche des Concils auffordern. Olivier meint nun: 
ber Staat möge bem Eoncil fein Hinbernig in den Weg legen unb die Bi: 
fhöfe nad) Rom zieben Iafjen, allein jelber fi) jeder Betheiligung enthalten, 
und dadurch offen die Trennung zwilchen Kirche und Staat befunden. Ber 
Staat bat fih alsdann des niebern Elerus anzunehmen, ihm feine Unabjeß- 
barkeit aufs neue zu gewährleiften, und ihm eine gewiſſe Betheiligung an 
ben Bijchofswahlen zuaugeliehen. Außerdem follen die Geſetze, welche bie 
vollflommene Trennung zwiſchen Kirche und Staat beftimmen, jowie die über 
bie geiftlihen Orden und das Recht, Grundbefiß zu erwerben, vorbereitet 


‚werben. In Folge diefer Trennung fol, wenn ber Elerus darauf eingeht, 


das Cultusbudget abgefchafft, bis dahin aber die Beſoldung besfelben als 
eine heilige Schuld angefehen werben. Juſtizminiſter Baroche kann in 
feiner Stellung als Minifter cine directe Beantwortung ber von Olivier 
aufgeworfenen Fragen nicht ertheilen, ſondern behält fid, im Namen der Re: 
gierung, dem Goncil gegenüber, jede weitere Entjchließung vor. „sch beeile 


mich“, fagt er, „um Mißverfländniffe zu vermeiden, zu erklären, ‘daß, da es 
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fi) um eine beginnende Unterhandlung, um ein an Schwierigkeiten ober gar, 
was Gott verhüten wolle, an Gefahren reiches Unternehmen handelt, bie 
Regierung fih freie Hand vorbehalten muß. Die Kammer muß bie Ber: 
fiherung der Regierung hinnehmen, daß fie mit ber größten Sorgfalt alle 
aufgeltellten Säge ſtudiren und nichts thun wird, was ben Intereſſen ber 
Kirche, noch was ben Intereſſen und ber Würde bes Etaats zumiberläuft. 
(Sehr gut!) .... Zn allen Fällen barf ich die Erflärung aber nicht hin⸗ 
ausihieben, daß, in Bezug auf einen von Hrn. Olivier angeregten Punkt, 
wir bewußt find immer noch fo bewaffnet zu fein, wie e8 das alte Regime 
und wie es bie Regierung feit dem Concorbat geweien. Offenbar wird fi 
nach dem Concil eine große Frage für bie Regierung und ihre Räthe auf: 
werfen: Sollen bie Beſchlüſſe des Concils ganz oder zum Theil in Frankreich 
zugelaffen werden? Dieß ift aber, wie Sie begreifen werben, eine Frage, 
die noch mehr als die andere vorbehalten bleiben muß.” (Zuftimmung.) 
Ueber‘ die von Dllivier angeregte Trennung zwiſchen Kirche und Staat kann 
ſich Hr. Baroche ebenfo wenig auslafjen. . ... „Laffen wir”, fagt er am 
Schluſſe feiner jebe pofitive Zuſicherung conjequent ausfchließenden Rede, 
„die Zeit ihr Werk zu Ende bringen. Sie bat in gewiffen ragen fchon 
vieles gethan, fie wird für dieſe Frage das thun, was fie für bie andern 
getban hat.“ 


— Juli. Neuerdings taucht das Gerücht auf, daß bie franz. Regierung 


16. 


17. 


a2. 


23. 


2). 


bamit umgehe, zunächſt Belgien, im weiteren aber aud Holland und 
die Schweiz als Gegengewicht gegen Deutfchland dur Zoll: und 
Militärverträge in eine engere Verbindung mit Frankreich zu bringen. 
„Geſetzgeb. Körper: Budgetdebatte. Die Majorität einigt ſich mit 
der Regierung über eine Anzahl (Kleinerer) Anſtände bezüglid) bes 
Militäretats, 

„  ©efeßgeb. Körper: Bubgetbebattee Die Poſition für einen Lehr: 
ftuhl der ſlaviſchen „Sprache“ wirb in „ber ſlaviſchen Spraden“ 
umgewanbelt. 

„ Der Senat überweist eine Petition gegen Haußmann ber Re: 
gierung; feiner der Minifter tritt für ben angegriffenen Geine: 
präfecten ein. 

„  Gefebgeb. Körper: Budgetbebatte, Frage ber Entſchädigung ber 
mexicaniſchen Gläubiger. Der urfprüngliche Vorſchlag der Regierung, 
biefen bloß 3 Mil. zu bewilligen, wird mit 143 gegen 80 Stim⸗ 
men abgelehnt und es werben benjelben mit 174 gegen 34 Gtim: 
men (35 Mitglieder enthalten fi der Abſtimmung) 4 Mill, zu: 
geitanden. 

„ Die Oerüdhte von einer Allianz Franfreihs mit Spanien, das 
für den Tal eines Kriegs die Aufgabe hätte, Rom mit 40,000 
Mann zu bejegen, treten mit immer größerer Sicherheit auf. 
„Geſetzgeb. Körper: Das ordentliche Budget für 1869 wirb mit 
211 gegen 15, das rectificirende Budget für 1868 mit 203 gegen 
14 Stimmen genehmigt. 

„Geſetzgeb. Körper: Die Budgetcommiſſion, die bezüglich des 
Anlehens bisher auf 411 (ſtatt 440) Mil, beharrt hatte, will ber 
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Regierung nunmehr doch 429 Mill. zugeftehen und in dieſem Be- 
trage wird basjelbe denn auch mit 213 gegen 16 Stimmen gench- 
migt. Schluß der Seſſion ber Kammern. . 

29. Juli. Die Regierung läßt eine private Wählerverfammlung in Nimes 
durch Waffengewalt auflöfen. Die gefammte unabhängige Preſſe 
erklärt fich energifch dagegen. 


30. „ Die fehste Kammer bes LZuchtpolizeigerichtes verurtheilt Die 


Kibellanten Marchal und Stamir wegen Bejhimpfung eines liberalen 
Journaliſten nur je zu einem Franken Strafe, einem Franken 
Schadenerſatz und in die Koften, dagegen die neuen liberalen Blätter 
„Slecteur” und „Reveil“ wegen Angriffen auf die Regierung zu 
ben erorbitanten trafen von 12,000 und 5000 Frants, 


3. Aug. Wahlſieg der Regierung in Nimes. 


T „Ernennung von 19 Bataillonscommandbanten für bie mobile 
Nationalgarde im Departenient der Seine, meiſt penfionirte Haupt: 
leute und Majore der Armee. 


8. „ Der Moniteur veröffentlicht den Beriht der Commilfion des 
gefeßgeb. Körpers über bie zwiſchen der Stabt Parie und dem 
Credit foncier abgefchloffenen Vertrag. 

Es verſteht fi, daß die Commiljion mit ber Verwaltung bes Herrn 
v. Haufmann im Großen und Ganzen völlig einverftanden iſt; fie bedauert 
nur zweierlei: einmal, baß all bie Herrlichfeit von Paris und bie hoben 
Löhne bie Arbeiterbevölferung der Departements nad der Hauptftabt locken 
und dem Aderbau die nöthigen Kräfte entziehen könnte, und zweitens, baß 
bei ben Neubauten nicht genug für Cultus-, Schul: und Wohlthätigkeits- 
zwede geichehen fei. Die Commiffion will ferner, daß die Stadt Paris ihre 
Schuld von 458 Mil. an ben Erebit foncier in 40- und nidt, wie bie 
Stabt will, in 60 Jahresraten abtrage. Die Commiffion hat ferner Die 
Frage in's Auge gefaßt, ob nicht und welche Grenzen „der adminiſtrativen 
Allmacht des Herrn Präfecten” zu fleden wären? Sie dachte anfänglid) 
daran, für ben gefeßgebenden Körper die ganze Controle des Budgets der 
Stadt Paris in Anſpruch zu nehmen. Da die Regierung fich biefem Antrag 
widerfegte, fo wollte die Gommiffion wenigftens dag außerorbentliche 
Budget ber Stadt in die Kompetenz ber Kammer bezogen haben. Allein ber 
Staatsrath wies auch dieſen Anſpruch unter dem Vorwande zurüd, daß eine 
folde Prüfung die Grunbprincipien der ftädtifchen Verwaltung umftoßen 
würde. Alles, was die Regierung zugeftehen will, ift ein Art. 2, nad) 
welchem die Ausgaben für neue Straßenanlagen, wofern fie in jedem Jahr 
ben zehnten Theil ber orbentlihen Einnahmen der Stabt überfteigen, ober 
biefes Zehntel auf mehr als brei Jahre belaften, durd ein Geſetz autorifirt 
werben müffen. Die Commilfion hat Feine Mühe, das „illuforifche” einer 
folhen Beſtimmung nachzuweiſen, welche der Stadt die freie Verfügung über 
48 Mil. jährlid für nichts als Straßenbauten läßt. Auf diefem Bunft 
ftanden bie Unterhandlungen zwifchen der Regierung und ber Commilfion, 
als diefelben durch den Schluß der Eeffion abgebrochen wurden. 


9, „ Die „Lanterne” wird endlich mit Befchlag belegt. Rochefort hält 
ed für gerathen, nad Brüffel zu entweihen und wird zu 10,000 
Br. Buße und einem Jahr Gefängniß verurtbeilt. 


— — — un 
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10. Aug. Friedensrede des Katjers in Troyes, 

13. u Schluß ber am 6. d. M. eröffneten Subfeription auf das neue 
Anlehen. 

Der Emilfionspreis war durch Decret vom 2. d. M. auf 69 Fr. 25 Cent. 
Zproc. Nente feitgefegt worben. Zu biefem Preife ftellte ſich das zu unter: 
zeichnende Kapital mit bem Supplement auf 450 Mill. oder 19,516,245 Fr. 
Nente. Es wurden aber nicht weniger als 660,184,270 Fr. Rente unters 
zeichnet, db. 1. ein Kapital von 15 Milliarden oder beinahe 34 Mal bie ver: 
langte Summe. Gin Bericht des Finanzıninifters an den Kaifer feiert ben 

„Staatscredit, ber auf bie Gewiſſenhaftigkeit und Die unvergleichliche Solibität 
des Schuldners gegründet iſt“ und meint: „Der hohe Betrag, ber mit einer 
ſolchen Leichtigfeit in acht Tagen erlegten "Summen ift das Zeichen einer 
ungeheuern Kraft und gibt ben höchſten Begriff von unferen aufgehäuften 
Reichthümern. Und endlich darf man das Ganze diefer Thatfachen als ben 
leuchtenditen Beweis ber Größe unferes Landes und feines Vertrauens auf 
fi jelbft, in unfere Snftitutionen und in die Weisheit des Souveräns at: 
jeden.” Die unabhängige Preffe verfennt ihrerfeits den Erfolg des Anlehens 
nit, macht aber doch auf das Illuſoriſche ber Ueberzeichnung aufmerkſam. 

15. „ Der Napoleonstag verläuft ganz befriedigend für die Regierung. 
Die Revue der Nationalgarde findet ohne bie erwartete Friedens⸗ 
demonftratien ftatt. Unter ben Decorirten bes Tages ift auch Gra⸗ 
nier de Caſſagnac Sohn, der hauviniftifhe Nedacteur bes „Pays.“ 

18. „ Wahlniederlage der Regierung im Jura-Departement, wo Grey 
gewählt wird. 

19. „ Der bisherige Oefandte in Rom, Graf Cartiges, wird unter 
Ernennung zum Senator abberufen und durch den clerical gefinnten 
Marquis de Banneville erfeßt, der Eenator Hr. de la Guedronniere 
zum Geſandten in Brüffel ernannt. 


24.—26. Aug. Berfammlungen der Generalräthe. 


25. Aug. Beginn der Bildung der mobilen Nationalgarbe zunähft im 
Departement der Seine und in den öftlihen Departements, 

23. „ Rochefort (die „Lanterne”) wird neuerdings zu 10,000 Fr. Buße 
und 13 Monaten Gefängniß verurtheilt. 

29. „ Der Kaifer empfängt in Yontainebleau ben (neapolitanifchen) 
Grafen Girgenti und feine Gemahlin, die ältefte Tochter der Königin 
Siabella, in ziemlich demonftrativer Weiſe. Das Gerücht von einem 
näheren Berhältniß mit Spanien tritt mit erneuerter Zuverfiht auf. 


3.—11. Sept. Neuer Beſuch des Kaijers mit dem Faiferl. Prinzen im 
Lager von Chälons von Yontainebleau aus. Der Kaifer jagt ben 
Dffizieren beim Abſchied: 

„Ich fühle mich glücklich über bie acht Tage, welche ih unter Ihnen zus 
gebracht habe. Ich ſage Ihnen nichts, weil die Zeitungen nicht ermangeln 
würden aus meinen Worten, wie gemäßigt diejelben auch fein mödıen, 
kriegeriſche Anzeichen abzuleiten. Ich beſchränke mich daher darauf, Ihnen 
meine Zufriedenheit mit Ihrem Eifer und Ihrer Ergebenheit auszubrüden.“ 

13. Sept. Wahlfieg der Regierung und Niederlage Dufaure’s im Var: 
Departement. 
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14. Eept. Die kaiſ. Familie trifft in Biarri ein. 
15. „ Der Kaifer empfängt den fpaniihen Grafen Cspeleta, ber ihn 
im Namen der Königin Iſabella begrüßt. Unterhandlungen über 
- eine Zuſammenkunft zwifchen dem Kaifer und der Königin. 


16. „ Panik an der Parijer Börfe wegen ber Rebe bes Könige von 
Preußen in Kiel. Die Minifter juden zu beruhigen. 

”» „ Die Zufammenktunft zwiſchen dem Kaifer und ber Königin fa: 
bella wird von Madrid als beichloflen gemeldet: die Königin gebe 
am 18. nad) Biarris, der Kaijer komme am 19. nad ©. Sebaitian. 

18. „ Die Abreije des Kaiſers nah ©. Sebaftian wird von Paris 
telegraphifh voreilig als erfolgt gemeldet, die Königin werde am 
folgenden Tag ben Beſuch in Biarrik erwiedern. Ausbrud der 
Revolution in Spanien. 

19. „ General Caftelnau begrüßt die Königin Iſabella im Auftrage 
des Kaiſers in ©. Sebaftian. „Der Zufammenfunft find durch bie 
Greigniffe in Spanien Hinderniſſe in den Weg gelegt.“ 

21. „ Gewaltige Wahlfiege der Regierung im Nièore⸗ und Mofel- 
Departement. 

24 -„ Ganz Frantreih mit Ausnahme ber imperaliftiihden und ultra- 
montanen Kreife jympathifirt mit ber ſpaniſchen Revolution. 

30. „ Die Königin Iſabella tritt auf franz. Gebiet über. Der Kaijer 
räumt ihr vorläufig das Schloß von Pau zum Aufenthalt ein und 
begrüßt fie auf dem Wege babin an ber Eijenbahnftation von 
Biarritz mit ber Kaiferin und bem laiferl. Prinzen. Die Parijer 
Börfe begrüßt das Ereigniß mit einer Hauffe. 


10. Dct. Der Cffectivftand der Armee wirb durch Beurlaubungen im 
Süden, von Lyon angefangen, und in Algier um ca. 40,000 Dann 
vermindert. In Paris und ben öftlihen ‘Departements wird ber 
Effectivftand dagegen nit verändert. 

17. „ Rückkehr des Kaijers von Biarrik nad St. Cloud. 


25. „ Ein kaif. Decret regelt bie Civilverſorgung ber ausgedienten 
Unteroffiziere, indem ca. 7800 Eivilämter ihnen theils ausſchließlich, 
theils vorzugsweile vorbehalten werben. | 

27. „ Ernennung von 42 Bataillons- und 6 Schwabrons: Chefs ber 
neuen mobilen Nationalgarde in den öftlichen Departements. 

28. „ Der Kailer veröffentlicht drei von ihm felber gezeichnete oder doch 
iluminirte Karten, welche beweifen follen, daß die Veränderungen, 
welche feit einem halben Jahrhundert in Europa eingetreten find, 
das Gleichgewicht der Mächte nicht auf Koſten Frankreichs verſchoben 

aben. 
’ Die Karten find jehr jummarifch gezeichnet; es find bloß die politiſchen 
Grenzen, die Zlüffe und die Zeitungen angegeben; nur Belgien und Holland 
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find mit einer gewifjen Vorliebe behandelt. Wer ſich nach biefer Karte eine 
Borftelung von Mittels Europa machen wollte, müßte auf ben Gebanfen 
fommen, daß bie Niederlande die einzige bewohnte und civilifirte Gegend 
feien, während alles Uebrige wie eine große Wüſte, geſpickt mit einer Anzahl 
Feftungen, oder wie ein großes Schlachtfeld erfcheint. Ten Karten ift folgende 
Erläuterung beigegeben: 

„Diefe drei Karten zeigen dem Publifum bie Stellung alone 
Europa gegenüber in drei verfchiedenen Epochen: 1) Unter der Reftauration: 
Tie Verträge von 1815 Haben nur Ein Ziel gehabt, nämlich Frankreich 
mit Mächten zu umgeben, welche es durch ihre Feſtungen und ihre ſtra⸗ 
tegifhe Stellung in die Unmöglichleit verfegen follten, zu Handeln. Sm 
Norden richtet fih Holland, welches Belgien befibt, gegen Zranfreich wieder 
auf oder unterhält die Feftungen Maeftricht, Lüttih, Huy, Namur, Dinant, 
Marienburg, Philippeville, Zouillon, Charleroi, Mons, Ath, Menin, Hpern, 
Nienmwpoort, Dftende, Antwerpen, Tournay, Termonde, Dudenarde und Gent. 
Von Lüttich) bis Trieft bildet der beutfche Bund ein Ganzes, welches immer 
bereit iit, fich gegen jeden Angriff Frankreichs zu vereinigen. Diefer Bund 
fügt fi auf die Bundesfeftungen Mainz, Landau und Luremburg. Im 
Sübdoften bedfen die Alpen unfere Grenzen nicht mehr. Piemont ift auf diefer 
Eeite die Vorhut Oeſterreichs, welches über bie italienifche Halbinfel herricht 
und bie Feftungswerfe von Leffeillon fchließen uns den Weg bes Mont:Cenis. 
2) Unter ber Auli:Regierung: Die belgiihe Revolution hat unfere Stellung 
verbefjert. Die gegen uns errichteten Feſtungen Menin, Ath, Mons, Phi: 
lippeville und Marienburg find gejchleift (Vertrag vom 14. December 1831). 
Die franzöfiihde Negierung bat Paris und Lyon befchtigt, bie verfchangten 
Lager von Langres und Beiort und ben Plab des Roufjes geichaffen und alle 
Vertheidigungswerke der öftlihen Plätze, beſonders von Soiſſons, Séͤdan und 
Bitſch verbeſſert. Der Bund der heiligen Allianz iſt erſchüttert. Piemont 
zieht ſich von Oeſterreich zurück, aber der deutſche Bund bildet, von dieſer 
letzteren Macht und von Preußen geſtützt, im Jahr 1847 eine Agglomeration 
von 70 Mill. Seelen. Die Bundesfeſtungen, welche eine aus Oeſterreichern 
und Preußen gemiſchte Beſatzung haben, haben ſich um Raſtatt vermehrt, 
welches am 16. März 1842 für eine Bundesfeſtung erklärt wird. Um die⸗ 
ſelbe Zeit wird Ulm befeftigt und unter bie Hnth Württembergs und Bay⸗ 
erns geftellt; die ſchon 1836 errichteten Werke von Germersheim werben ben 
bayeriichen Truppen anvertraut. Der beutihe Bund zerfällt in zehn Armee⸗ 
corps mit einer Reſerve-Diviſion, welche in Kriegszeiten ungefähr 460,000 
Mann zählen Finnen. Die preußiſchen und öfterreichifchen Truppen ber bem 
Bunde nicht angehörigen Länder können diefe Zahl noch vermehren; benn 
man bat in dem jchleswig’schen Feldzuge ungarifche, croatifche und italienische 
Bataillone an der Seite der Preußen im Namen ber beutfchen Nationalität 
Krieg führen jchen. 3) Unter dem zweiten Kaiferreih bat Frankreich auf 
ber Alpenfeite ſeine natürlihen Grenzen wiedergefunden; bie Werke von 
£effeilon fperren ihm nicht mehr bie Straße des Mont=Genis, Stalien ift 
von bem üfterreichifchen Joche befreit. Im Norden hat Holland die Bande 
jerriffen, welche es burch Limburg und Zuremburg an den beutfchen Vund 
fnüpften. Der deutſche Bund ift aufgelöst worden, die Bunbesfeftungen haben 
aufgehört, zu exiftiren. Mainz ift von Preußen allein befegt, Landau und 
Germersheim gehören Bayern und ftehen unter deſſen Huth, Raftatt ift von 
badiihen Truppen beiegt und Ulm von Bayern und Württembergern. 
Preußen ift merklich vergrößert, aber im Ganzen iſt das europäifche Gleich: 
gewicht nicht “zum Nachtheile Frankreichs vernichtet worden. Bor den legten 
Greigniffen konnten Preußen und Deflerreih zufammen als Herren Deutich- 
lands uns eine Bevölferung von 80 Mil. Menſchen entgegenftellen, welche 
durch Verträge und durch eine furchtbare militärifche Organifation mit ein 
ander vereinigt waren. Heute find bie Mächte, welde Frankreich umgeben, 
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unabhängig. Wir haben an unſeren Grenzen Belgien und die Schweiz, 
welche neutral ſind. Preußen mit dem Nordbunde zählt 30 Mill. Seelen; 
bie an Preußen militäriſch gebundenen deutſchen Südſtaaten 8 Mill., Oeſter⸗ 
reich 35 Mill., Italien 23 Mill. Frankreich mit ſeiner Einheit und ſeinen 
40 Mill. Seelen, Algier eingerechnet, hat von Niemand etwas zu fürchten.“ 
Offenbar ſollen die Karten die Anſchauung illuſtriren, daß der mächtige 
deutſche Bund durch die Ereigniſſe von 1803 in drei Stumpen (tronçons) 
auseinander gefallen ſei — zum Vortheil Frankreichs. „Der Kaiſer bat 
glücklich herausgefunden, daß eigentlich er es war, der bei Sadowa geſiegt hat.“ 
30. Det. Der Redacteur Vales wird vom Zuchtpolizeigericht wegen eines 
Artikels über den 2. Dec. verurtheilt. Aus den Erwägungen geht 
übrigens hervor, daß die Discuffion über den 2. Dec. geftattet iſt 
und der Staatsſtreich nicht zu jenen Orundlagen der Berfaflung 
gerechnet wird, über welche ben Journalen jebe Erörterung ver: 
boten ift. 


2, Nov. Der „Moniteur” warnt: „Mehrere Journale bringen feit 
einiger Zeit Discujfionen über den umfaflenden Charakter der con: 
ftitutionellen Befugnifje bes Staatsoberhauptes. Die Regierung cr: 
innert die Prefje daran, daß derartige Discuffionen durch das Senats: 
confult vom 18. Juli 1866 formell unterfagt wurden.” 


un Auf dem Kirhhofe des Montmatre finden an diefem Tage als 
am Allerfeelentage Kundgebungen am Grabe Cavagnac's und anderer 
Republifaner, namentlich des am 3. Dec. 1851 auf den Barrifaben 
gefallenen Volksrepräſentanten Baudin ftatt, gegen welche bie Polizei 
einfchreitet. 

3. „ Das „Avenir national” eröffnet eine Subfeription, um dem 
gegen den Staatsſtreich pflichtgetreu auf den Barrifaden gefallenen 
Bolksvertreter Baubin ein Denkmal zu errichten. Andere Blätter 
folgen. 

5. u Der Kaifer geht von St. Cloud nad Compiegne, wohin bier 

| Serien Einlabungen, darunter aud an je zwei Studenten ergeben. 

6. „ Die Ex-Königin Iſabella fiebelt von Pau nah Paris über. 

7.—11. Nov. Die Baudin-Subſcription wird von einer Reihe von 
Blättern aufgenommen unb geftaltet ſich zu einer förmlichen Demon= 
ftration gegen den 2. Dec., die fih aud in bie Provinzen fortfeßt. 
Der Minifter des Innern Pinard jebt es durch, daß gegen einige 
biefer Blätter (Avenir und Neveil) ein Prozeß eingeleitet und bie 
Blätter mit Beſchlag belegt werden. Der Erfolg ift, ſtatt einzu: 
fhüchtern, der gerade entgegengefehte. Zahlreiche Abvocaten ver: 
öffentlichen ein Gutachten für bie Geſetzlichkeit der Subſcription. 
Berryer nimmt vom Kranfenlager aus an ber Subſcription Antheil. 
Die Beiträge find faft alle mit dem Namen unterzeichnet. Die 
Öffentliche Meinung ift ziemlich einftimmig darüber, dab das Vor: 
gehen ber Negierung ein arger Mißgriff gewvejen jei. 
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Die Verfolgung iſt auf Grund des $ 2 bes Sicherheitsgefeßes von 
1858 eingeleitet. Dasjelbe lautet: „Mit einer Gefängnifftrafe von einem 
Monat bis zu zwei Jahren und mit einer Geldftrafe von 100 bis 2000 Fr. 
wird jedes Andivibuum beftraft, welches in der Abſicht, den öffentlichen 
Zrieden zu ſtören oder zum Haß und zur Beratung ber kaiſerl. Regierung 
aufzureizen, Umtriebe angeftiftet (pratiqu6 des manoeuvres) oder ein Eins 
verftändniß fei es mit dem In- oder mit dem Auslande unterhalten bat.” 


15. Nov. Die fechste Kammer bes Pariſer Zuchtpolizeigerichtes verurtheilt 
bie wegen der Demonjtration vom 2. Nov. auf dem Kirchhof Mont: 
matre und wegen ber Baudin-Subſcription Angellagten bis auf 6 
Monat Gefängnig und 2000 Fr. Buße. Die Gerichtsverhandlungen 
geben ben vertheidigenden Advocaten Gelegenheit, ben 2. Dec. auf's 
ſchneidendſte zu brandmarken. 


16. „ Die Regierung ſtellt nunmehr auch alle anderen Blätter, bie 
Baudin:Subjeriptionen eröffnet haben, ohne bisher deßhalb verfolgt 
worden zu fein und bie bdiefelben auch jet noch nicht einftellen, 
unter Anklage, in Paris und in ber Provinz. Die ganze un: 
abhängige Prefje befchäftigt fi inzwilhen mit dem 2. Dec, um 
ihn zu verurtheilen und die Mafßregeln der Regierung haben bie 
verfchiedenen bem SKaiferreich feindlichen Parteien momentan voll: 
ftändig geeinigt. 

20, „ Das Geriht von Clermond Ferrand erläßt in der Baudin⸗ 
Affaire ein freiprechendes Urtheil. [„Die Gerichte fangen an, fi 
ihrer Unabhängigkeit zu erinnern.” ] 

27. u Das Tribunal von Eaftres fchließt ſich demjenigen von Clermond 
Terrand an und wagt es, in ber Baudin-Affaire gleihfalls eine 
Freiſprechung zu erlaflen. 

„—30. Nov. Weitere Verurtbeilungen in der Baudin-Affaire in Paris 
und in der Provinz. Die Gerichtsverhandlungen geben inbeß überall 
zu ſcharfen Urtheilen über den 2. Dec. und zu feindfeligen Demon: 
ftrationen gegen die Regierung Anlaß. Bertheibigungsreden des 
Advocaten Gambetta und des Redacteurs Weiß. 

30, Nov. Berryer +. 


2. Dec. Unruhen auf ber Infel Reunion. Diefelben illuſtriren neuer: 
dings bie clenden Zuſtände und bie ſchlechte Verwaltung ber franz. 
Golonien. 

3, u Todestag Baudins. Die Regierung erwartet eine neue, noch 
größere Demonftration auf dem Kirchhof Montmatre und trifft ba- 
gegen ganz außerorbentliche, geradezu monftröfe Vorfihtsmaßregeln. 
Die ganze Armee von Paris ift Ichlagfertig, wie wenn ein Aufitand 
zu gewärtigen wäre. Es findet aber gar Feine Demonftration ftatt. 
[„Ungeheure Kundgebung der Polizei, die vom Volke nicht unter: 
brüdt wird. Hr. Pinard, der Minifter des Innern, hat ſich geradezu 
lächerlich und dadurch unmöglich gemacht.“ ] 
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7. Dee. Feierliches Leichenbegängniß Berryer's in Augerville. Alle Bars 


18. 


23. 


28.— 


30, 


tcien find bei bemjelben vertreten, nur die kaiſerliche nicht. 


„ Mopdification des Minifteriums. Mouftier und Pinard erhalten 
ihre Entlafjung und werden durch Lavalette (Ausw.) und Forcade 
be Ta Roquette (Inneres) erſetzt, welcher lebtere in dem Abgeorb- 
neten Greſſier feinen Nachfolger (als Handelsminifter) erhält. Diefer 
tft der erfte Deputirte, der zum Minifter ernannt wird. 

„ Der Kaifer empfängt Dldzaga als Vertreter Spaniens in Privat: 
aubienz und nimmt feine Crebitive entgegen. 

30. Dee. Die Regierung, die dem bisherigen Verleger des Moni: 
teur denſelben entzogen hat, geräth mit ihm über bie Frage bes 
Eigentbums an dem Titel „Moniteur” in Prozeß, wird vom Handels: 
gericht verurtheilt und muß fih im letzten Augenblid entichließen, 
das neue Amtsblatt unter dem Xitel Journal officiel de l’Empire 
erfcheinen zu laffen, während der „Moniteur” als Privatunter: 
nehmung daneben fortbeiteht. | 


Dec. Der Staatsanwalt am Gerichtshof von Touloufe, Baron F. 


Seguier gibt feine Entlaffung ein, indem er an ben Oeneralitaats- 
anwalt folgendes öffentliche Schreiben richtet: 


„sch bechre mich hiermit Ihnen dafür zu danken, daß Sie mich von ben 
wiederholten Vorwürfen in Kenntniß geſetzt haben, bie mir durch den Hrn. 
Großſiegelbemahrer gemacht worden find, und ich bitte Sie, bie neuen Belä— 
ftigungen zu entichuldigen, die ich Ihnen in diefem Augenblick verurfache. 
Aus dem vom 29. Dec. datirten Brief des Hın. Großfiegelbewahrers gebt 
hervor: 1) daß ich in meinem am 24. Dec. v. J. gegen das Blatt „UCnan: 
cipation” gehaltenen Reguifitorium „Sie durch die von mir eingegangene 
feltfame Berpflihtung die Nachficht des Gerichts anzunehmen babe binden 
wollen.” Ich Habe von dieſen Dingen Fein Wort gejagt, was mir beweist 
— wovon ich überdieß feit geraumer Zeit überzeugt war — daß die Leute, 
welche den Auftrag haben, mich im Sigungefaale zu überwachen und meine 


Worte zu binterbringen, fehleht gewählt worben find. 2) Daß der Herr 


Großjiegelbewahrer meine Requifitorien, als in Prepangelegenbeiten zu nach⸗ 
fichtig, nicht Länger dulden zu dürfen glaubt. Im Gerichtsſaal unter 
ber Uchberwahung einer geheimen Polizei zu fpreden und 
Strafanträge zu ftellen, die ſchon im voraus vom Großfiegel- 
bewahrer aufgezwungen werden, find beibes Dinge, die ich nicht an⸗ 
nehmen Tann, und id) bitte Sie, Hr. Generalftaatsanwalt, bem Hrn. Groß: 
fiegelbewahrer meine Entlaffjung als Staatsanwalt in Toulouſe gefälligſt 
übermitteln zu wollen. Diejes Entlafjungsgefuch reiche ich nicht aus freiem 
Antrieb ein; es wird mir auferlegt durch die ungeredhten und beleidigenden 
Vorwürfe, mit benen ich feit einiger Zeit bezüglich meiner Haltung in den 
Preßprozeſſen überhäuft werde; es ift eine wirkliche Ungnabe, im die ich ge- 
fallen bin, weil ich bem Kaiſer mit jener Mäfigung und Würbe babe dienen 
wollen, die uns ber Hr. Großfiegelbewahrer in feinem Rundſchreiben vom 
4. Suni 1868 anempfohlen bat.” Das in biefem Schreiben erwähnte ir: 
cular Baroche’8 hatte in feiner Hauptitelle gelautet: „Die Regierung wird 
von ben Richtern, wie früher, nur begründete, logiſche und unparteiifche Ur: 
theile verlangen. Die Gerichte, unbeeinflußt von Tofalen Strömungen, werden 
die Wahrheit feftftellen und fie in bündigen und flaren Entfheidungsgründen 
bervortreten laſſen, in denen bie Feitigfeit mit ber Mäßigung Hand in Hand 
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gehen fol. Der Einfluß der Kournaliften, der Zuſtand bes öffentlichen 
Geiſtes, feine berechtigten Empfindlichkeiten und feine Vorurtheife felbft müfjen 
von Ihnen in Erwägung gezogen werden. Sch verlange von Ihnen, daß 
Sie ſich nicht paffiv auf meine Leitung verlaffen, fondern bay Sie der Meinung 
den Vorzug geben, die Ihren Ihr Gewiſſen vorgefchrieben Haben wird. Die 
fritifche Erörterung ber politiichen Maßregeln darf nicht in Feſſeln geichlagen 
werben. Die Keftigfeit, bie Würbe, die Mäßigung find überall bie Ehre der 
Richter; namentlich in Preßangelegenheiten find dieſe Eigenichaften bei benen 
unerläßlih, welche die Ehre haben im Namen ber Regierung zu fprechen.“ 


5. Stalien. 


6. Yan. Tas Cabinet reconftruirt fih: Menabrea bleibt Minifterpräfi- 


11, 


14. 


dent und Minijter bes Auswärtigen, Cambray-Digny Finanzminifter, 
Cadorno übernimmt das Junere, de Filippo die Juſtiz, Nibotty die 
Marine, Bertoleviale den Krieg, Cantelli die öffentlichen Arbeiten, 
Broglio das Unterrichtsweſen und interimiflifh auch Aderbau und 
Handel. 


»  Wiederzufammentritt der Kammern. Menabrea hält eine An 


ſprache als Programm der Regierung: 

„Wir appelliren an die Eintracht, bamit wir die Hoffnung auf ben Frie— 

ben nicht dahin ſchwinden fehen. Die Wünfche der Nation werden uns er= 
mutbigen, der innern Berwaltung Genüge zu leiften. Wir werben Ihnen 
einige Geſetze vorlegen, welche bie Armee, bie Finanzen und bie Rechnungs: 
ablage betreffen. Wir müffen darauf finnen, die Staatseinfünfte zu vers 
mehren. Der FZinanzminifter wird den Parlament die Maßregeln vorlegen, 
welche wir zu diefem Zweck zu ergreifen gelonnen find. Es ift nothwendig, 
die Gefahren zu befeitigen, welche die Finanzen unjeres Landes bedrohen. 
Tie Regierung kann nicht ftarf fein, wenn nicht gute Geſetze eine gute Ver— 
waltung fihern. Der Weg des Berfahrens, weldhen wir in den Verwaltungs: 
angelegenbeiten zu befolgen gejonnen find, läßt uns hoffen, daß Ihre Unter: 
ſtützung uns nicht fehlen wird, und daß wir ben Wünjchen des Landes als 
Ausdruck dienen. Die Eintradht ift nothwendig für Bilbung einer ſtarken 
Regierung. Wir müffen die Gefahren, welche uns bedrohen, befeitigen, bie 
Finanzlage verbefjern — das ift bie äußerſte Nothwendigkeit. Wir jeher, 
wie die Reaction kühn ihr Haupt erhebt; ſtark in unſerer Einigfeit müſſen 
wir alle Angriffe auf bie Einheit und Unabhängigkeit Staliens, auf welche 
man finnen Fünnte, zurüdichlagen.“ 
„ IH. Kammer: Ratazzi beſchwert fich über die nad) dem Beſchluß 
der Kammer von ber Regierung veröffentlichte Sammlung von Akten⸗ 
ftüden über die römifchen Ereigniſſe vom Herbft 1867 und ver: 
langt die Vervollſtändigung berfelben. 

Während er früher behauptet hat, daß er fich ber Garibaldiſchen Invaſion 
in ben Kirchenflaat bis zum lebten Augenblick wibderjegt babe, gibt er jet 
zu, daß dieß nur bis zum 15. October der Fall gewefen und die Regierung 
von jenem Tage an entjchloffen gewejen, wider Franfreihs Willen und zu 
Gunjten der Invaſion zu interveniren. 
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17. San. II. Kammer: Schluß der Generaldebatte über das Bubget für 


20, 


1868. Crispi (Linke) will überhaupt nur ein proviforifches Bubget 
bewilligt wiffen, Menabrea cerflärt, das hieße das Land in ein 
Chaos flürzen, 


„ I. Kammer: Der Finanzminifter legt berfelben ein umfaſſendes 
Erpofe über die Finanzlage bes Landes und bie Maßregeln vor, 
welche die Regierung zu Tilgung der Deficits von 1866 —1868 
und Herftelung bes Gleichgewichts in den Einnahmen und Auss 
gaben für die Zukunft dem Parlament vorzufchlagen beabfichtigt : 


Tiefe Mapregeln find dreifacher Art: neue Steuern, Reform ſchon bes 
ftehender Steuern, Reform einiger Hauptzweige ber Staatsverwaltung. Die 
Nothwendigkeit neuer Steuern ift von allen bisherigen Yinanzminiltern er: 
kannt worden, und wie feine Vorgänger bat fih CambraysDigny für bie 
Einführung der Mahlſteuer entſchieden, welche, auf alle mahlbaren, eßbaren 
oder der Anduftrie dienenden Stoffe ausgedehnt, bei einem Steuerfag von 
24 Fr. per Centner einen Brutto-Ertrag von 130, netto 90 Mill. jährlich er⸗ 
geben würde. Da jedoh von diefer Summe 14 Mill, abzuziehen wären 
durch bie notbwendig werdende Abſchaffung des heute beftehenden Staatsoctroi 
auf bie betreffenden Materien, jo würde bie Mahlfteuer, über deren praftifche 
Ausführung ber Minifter fih in lange Details einläßt, bie Staatseinnahmen 
um 76 Mill, fleigern. Weitere 4 Mill. follen durch Einführung einer ebens 
falls fhon durch frühere Minifter vorgeichlagenen einbeitlihen Steuer auf 
die von der Regierung ertbeilten Conceffionen und gewifje abminiftrative 
Akte beichafft werden. Anderweitige neue Steuern hält ber Minifler nicht 
für zuläjfig; dagegen beabfichtigt er eine Reihe beſtehender Steuern in einer 
für die Staatskaſſe fruchtbaren Weiſe zu reformiren. Hieher gehören von 
ben inbdirecten Steuern erſtens die Stempele und Megiiterfieuer und bie 
Steuer auf bie todte Hand; fie follen fünftig 19 Mil. mehr ertragen. Bes 
jondere Aufmerkſamkeit hat der Diinifter der Frage ber Tabafregie zugewandt. 
Das in Stalien betehende Fabricationsſyſtem, wornah 14 Fabrifen 15 Mill. 
Kilogramm Tabak verarbeiten, während nur 13 Mil. confumirt werben, 
kann fo nicht weiter beſtehen; die Yabrifen find heute zum Theil Wohlthä⸗ 
tigfeitsanftalten, weil man fich nicht entjchließen kann, etwa 3000 überflüffige 
Arbeiter zu entlaffen. Wenn der Staat einige Yabriten aufhebt und auch 
bie brodlofen Arbeiter unterftüßt, fo wird immer noch eine Erſparniß von 
6 MIN. erzielt. Verbefferungen der Fabrication werben eine Vermehrung ber 
Einnahme um 2 Mil. zur folge haben. Bon ben directen Steuern be= 
dürfen zwei, die Steuer auf den ländlichen Grunbbefig und diejenige auf das 
bewegliche Vermögen, einer neuen Ordnung. Der Miniſter ſchlägt bie Ab⸗ 
Ihaffung der Zuſchläge auf die Grundfteuer vor, und Verwandlung ber 
Steuer auf das beweglihe Vermögen in eine allgemeine Einfommenfleuer. 
Diefe und einige damit in Verbindung ftehende untergeorbnete Vorkehrungen 
werden ber Staatskafje ein Mehr von 41 Mit. jährlich verfchaffen. Von 
der Ordnung ber Finanzen ift bie Reform der Staatsverwaltung untrennbar. 
Der Minifter verſpricht, in Gemeinjhaft mit dem Minifter bes Innern, einen 
Gefegentwurf über bie Reorganifation ber Central: und Provinzialverwaltung 
vorzulegen, wodurch diefelbe einerfeits vereinfacht und bdecentralifirt, anderer: 
jeit8 ihre Autorität und Kraft erhöht werben fol. Diefes doppelte Ziel will 
man erreichen, indem eritens die Verantwortlichkeit der Minifter von bers 
jenigen ber Vorſteher der Verwaltungsbehörben gefchieden und eine wahre 
Verantwortlichfeit in der ganzen Verwaltungshierarchie eingeführt, indem 
ferner die Competenz ber Präfecten erhöht und ihnen zumal die Oberaufficht 
über ſämmiliche in der Provinz von ben verſchiedenen Minifterien abhängigen 
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Behörden, mit Ausnahme ber militäriſchen und der gerichtlichen, anvertraut, 
indem endlich die gelammte Verwaltung auf übereinftimmenden und einfachen 
Grundlagen geordnet wird. Mit diefer Vereinfachung der gefammten Vers 
waltung geben einige fpeciell in die Yinanzverwaltung einfchlägige Neuerun: 
gen Hand in Hand: die Meberlafjung des Kafjendienftes an bie Nationalbank, 
unb die Betrauung der Gemeinden mit ber Erhebung ber birecten Steuern 
(Tombarbifhes Syſtem). Außerdem ſtellt ber Minifter Gefege in Ausficht 
über bie Verwaltung bed Staatsvermögens und über das Rechnungsweſen. 
Die finanziellen Ergebnifje bdiefes gefammten Plans refumirt ber Minifter in 
folgenden Ziffern: die beiden neuen Steuern follen ergeben 80 Mill., bie 
Neform ber beftebenden Steuern 68 Mill., durch bie Verwaltungsreformen 
follen erfpart werben 14 Mill., zujammen 162 Min., welde, von bem vor⸗ 
ausgefehenen Deftcit von 240 Mill. abgezogen, noch ein Reſtdeficit von 78 
Mil. ungededt laſſen, was jedoch weiter Feine Beforgniffe einflößen Tann, in⸗ 
bem basfelbe durch bie natürliche Zunahme ber Einkünfte in Folge des wach⸗ 
fenden Nationalwohlftanbs bis fpäteftens zum Jahre 1880, vorauefichtlich 
aber noch viel früher, verfchwinben wird. Der lebte Theil bes Vortrags des 
Minifters beſchäftigt fih mit ber Frage: wie für das bis zum Schlufje dieſes 
Jahres auf 630 Mill. anwachlende Deftcit der Sabre 1866, 1867 und 1868 
Dedung beichafft werben joll. Bisher bat bazu gedient unb wird noch ferner 
dienen: bie ſchwebende Schuld im Betrage von 658 Mil. Aber um ben 
regelmäßigen Dienft der Staatsfaffen zu fichern, find noch weitere 162 Mil. 
erforberlih, da die Eintreibung der Steuerrüdftände erft im Jahre 1869 
vorausgefehen werben darf. Der Minifter läßt fih ausführlich über die Er 
gebniffe der Operation mit ben Kirchengütern aus und gelangt zu dem 
Schluſſe, daß aus dieſem Geſchäft nicht mehr ale 50 Mill. jährlich fich 
erzielen lafjen. Um mehr zu erzielen, müßte man bie betreffenden Obli- 
gationen unter dem feftgefebten Preis abgeben. Näheres über die Mittel, 
wodurch das Deficit von 630 Mill. gededt werben fol, theilt der Minifter 


Ä nit mit. | 
24. Jan. Auf die Einladung des Tuileriencabinets, daß troß ber Rebe 


_ Be 


7. 


Rouher's vom 5. Dec, 1867 („jamais“) das Florentiner Cabinet 
feinen Anftand nehmen werde, wenigftens die Grundzüge vorzuſchla⸗ 
gen, wodurch ein modus vivendi zwiſchen Rom und Italien ber: 
geftellt werben könnte, präcifirt Menabrea in einer Depeſche nad) 
Paris die Punkte, welche, vor allem aus eine Zolleinigung, Stalien 
als Baſen dafür betrachten würde, 

„ Die IL Kammer genehmigt das Einnahmebubget für 1868 mit 
201 gegen 87 Stimmen, 


br. Unter dem Vorgange Padua's werben in Mailand, Venedig, 
Genua, Modena, Bologna und anderen oberitalienifhen Städten 
Abreffen mit zahlreichen Unterſchriften an das Parlament gerichtet, 
um bie Opferwilligfeit bes Volks zu bezeugen und bie Volksvertre⸗ 
tung an bie Pflicht zu erinnern, das Land vor bem Unglüd und 
ber Schmach des Banferotts zu bewahren. 

» II Kammer: Die Budgetcommiſſion beſchließt, auf die Mahl: 
fteuervorlage der Regierung einzugehen. 

„ I. Kammer: Die Neuwahl der Bureaur fällt entſchieden zu 
Gunjten der Rechten aus. Das Minifterium befejtigt ſich. 
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14. Febr. Marchefe Rubini, der feine Tüchtigleit in Palermo bewiefen 


15. 


19. 


22. 


hat, wird zum Präfecten von Neapel ernannt. 


„ Der Staatörath entſcheidet ſich doch für Zahlung ber päpftlichen 
Schuld. | 

„ Der König begnabigt die Offiziere bes Heeres, welche wegen 
Theilnabme an der Bewegung im Kirchenſtaat Disciplinarftrafen 
zu erleiden hatten und bewilligt allen jenen Offizieren, weldhe aus 
diefem Anlaß ihre Entlafjung genommen, ben Wiedereintritt in ben 
Heerverband, wenn fie darum nachſuchen. 


„ Die II. Kammer genehmigt auch das Bubget der Ausgaben für 
1868 mit 176 gegen 38 Stimmen. Der Finanzminifter kündigt 
die Vorlegung des Budgets für 1869 im März an. 


1. März. HD. Kammer: Bericht der Commilfion über die Mahlfteuer: 


10, 


11. 


14, 


Derfelbe fchlägt vor, für den Centner Weizenmehl und Reis 2 Fr. und 
für die anderem Cerealien 1 Fr. per Centner zu erheben; wenn aber bieje 
Producte vom Ausland eingeführt werden, follen fie außer der Mablfteuer 
noch Eingangszoll entrichten: bei ber Ausfuhr diefer Producte über die Landes⸗ 
grenze wirb die Mablfleuer mit Abzug von 10 Proc, zurüdvergüte. Der 
Art. 28 des Geſetzes beftimmt, daß dasjelbe mit bem 1. Januar 1869 in 
Kraft treten fol. Mit bemfelben Tage follen auch bie Beflimmungen bes 
Art. 5 des DecretS vom 28. Zuni 1866 auf das aus bem Belik von 
Staatsrenten refultirende Einfommen Wirkjamfeit erlangen, und zwar ber 
Art, daß die Erhebung ber Steuer auf das Mobiliarvermögen bei ber Aus: 
zahlung der Zinfen der Staatsihuld durch einen entjprechenden Abzug bes 
wirft wird. 

„ II. Kammer: Beginn ber Debatte über bie Aufhebung bes 
Zwangscurfes der Banknoten. 

„ Ein töniglies Decret ftiftet einen neuen Orden „ber Krone 
Italiens“. 

„Der judex Monarchiae bei der ſiciliſchen Legation, Cirino Rinaldi, 
leiſtet der päpſtlichen Aufhebungsbulle keine Unterwerfung und das 
Miniſterium beſchließt, ihn in dieſem Streit mit der Curie kräftig 
zu unterſtützen. 

„II. Kammer: Schluß der neuntägigen Debatte über die Auf— 
hebung bes Zwangscurfes. Der Antrag Depretis, eine Commiffion 
mit der Ausarbeitung eines dießfälligen Geſetzentwurfes zu betrauen, 
wird mit 211 gegen 38 Stimmen abgelehnt. Die Mehrheit will 
dieß ber Initiative der Regierung überlafen. Der Finanzminifter 
erklärt im Verlauf der Debatte, daß der Bankerott unausweichlich 
fei, wenn die Steuervorlagen ber Regierung nicht vor dem 1. Juli 
botirt würden. 


„ I. Kammer: Beginn der Debatte über die Mahlfteuer. Crispi 

(Linke) ftellt die präjudicielle Frage. 

„ DH. Kammer: Mahlfteuerbebatte. Die Kammer verwirft den ⸗ 
27° 
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trag Erispi’s (Linke), die Berathung bis nach den organiſchen Re⸗ 
formen zu vertagen, d. b. abzulehnen, mit 213 gegen 103 Stim— 
men (die Rechte, die Mittelpartei und 3 Permanente gegen bie 
Linke, die Ratazzianer und bie Mehrheit ber Permanenten) unb 
beichließt, das Mahlfteuergefeß zu berathen, die definitive Abſtim— 
mung aber bis nad) Berathung der anderen Tinanzmaßregeln zu 
verichieben, um alle zufammen möglicher Weife- in einem einzigen 
Geſetze zufammen zu faffen. 


15. März. Die Neuwahl des Gemeinderaths von Neapel ergibt eine ftarfe 


19, 


21. 


Majorität der Gemäßigten, während bisher die Radicalen die große 
Mehrheit gebildet haben. 

„ Eine Depefhe Mouftier’s nad Florenz theilt dem italienischen 
Cabinet mit, daß die römische Regierung gegen ben am 24. Januar 
vorgejchlagenen modus vivendi, namentlidy eine Zolleinigung, zahl: 
reihe Einwendungen zu machen babe und verlangt nähere Erläu- 
terungen. 

„ IH. Sammer: Der Finanzminifter legt das Budget für 1869 
vor und knüpft daran neuerdings eine fehr einläßliche Schilderung 
der Finanzlage. 

Cambray:Digny bält es für nothiwendig, nochmals alle bie Gründe auf: 
zuzäblen, welche die Genehmigung ber Mahlfteuer der Kammer zur unab⸗ 
weisbaren Pfliht machen. Da die Nothwendigkeit einer neuen einen mög— 
hf großen Theil ber Bevölkerung treffenden Steuer nachgerade von allen 
zugeftanden wird, fo betonte ber Minifter namentlich, warum er gleich feinen 
Vorgängern die Mahlfteuer jeder andern vorziehen müſſe. Für eine indirecte 
Steuer ſpreche der Umftand, daß in Stalien bie indirecten zu ben bdirecten 
Steuern im Berhältniß von 3 zu 2 ftünden, während biefelben ſich in Eng- 
land wie 9 zu 2, in Franfreih wie 7 zu 2 verhielten. Daraus erhelle, daß 
bie vielfach empfohlene Kopffteuer ſchon als directe Steuer nicht räthlich fei, 
ganz abgefehen davon, daß fie höchſtens 50 Mill. abwerfen könnte. Eine 
Steuer auf die Production fei in Stalien völlig unanmwendbar. Eine Steuer 
auf die Getränke werde ohnehin eingeführt werden müffen, wenn man zur 
Herftelung des Gleichgewichts zwilcen Einnahmen und Ausgaben gelangen 
wolle. Das von dem Minifter vorgelegte Budget für 1869 veranichlagt die 
gewöhnlichen Einnahmen auf 775,531,835 Fr., bie aubergemöpntiigen auf 
28,984,908 Fr., bie gewöhnliche Ausgabe auf 947,611,031, die außer: 
gewöhnliche auf 62,651,221 Fr., das Geſammtdeficit auf 199,745,509 Fr. 
(18,331,918 Fr. weniger als das Deficit von 1868). Allein ber Minijter 
bofit, daß dasſelbe fih durch Annahme feiner Vorſchläge und zumal ber 
Mahlfteuer, welche 76 Mill. ertragen ſoll, auf etwa 60 Mill. ermäßigen laſſe. 
Die Frage, ob bie Zuftände bes Landes berart feien, baß fie die neue Be— 
laſtung geflatieten, könne natürlich nit mit mathematischer Sicherheit bes 
antwortet werden. Aber es fei eine Thatfahe, daß Stalien in ben lebten 
Sahren 3—400 Mil. in öffentlihen Obligationen angelegt habe, was auf 
bedeutende Erſparniſſe hindeute. Ferner werde duch bie ftatiftifchen Auf: 
ftelungen das Wachsſthum bes Handels dargethan. Schließlich fei es weder 
wahr, daß viele Fabrifen hätten geichloflen werben müſſen, noch daß die 
Auswanderung in beunruhigendem Maßftabe zugenommen habe. Immerhin 
gab der Minifter zu, daß die Auswanderung die vegelmäßige Zunahme ber 
Bevölkerung liberfleige. 
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24. März. II. Kammer: Foriſetzung der Mahlſteuerdebatte. Erklärung 


30. 


‘ 


14. 
20. 


ber Mittelpartei. 

Correnti, einer ihrer Führer, fucht die Eriftenz biefer Partei zu rechtfer⸗ 
tigen durch bie Unterftüßung, welche fie dem Deinifterium unter gewiſſen 
Bedingungen zu leiften geſonnen ſei. Erfülle das Minifterium bie Beding⸗ 
ungen, jo bilde bie dritte Partei im Verein mit ber Rechten eine anjehnliche 
Mehrheit. Erfülle es die Bedingungen nicht, fo werbe es von ber britten 
Partei im Verein mit ber Linken befämpft werden. Die Bedingungen laufen 
darauf hinaus, daß die neuen Eteuern zugleich mit den nothwendigen Ers 
Iparniffen eingeführt, daß die Heilung der Finanzen ganz und völlig unters 
nommen werde. Zu diefem Zwede find ber Redner und feine Freunde be⸗ 
reit, die Mahlſteuer zu bewilligen, vorausgefekt, daß mit diefer auch bie üb: 
rigen Steuern votirt werden, und daß man zugleidd Hand anlege an bie 
Reformen der organifchen Geſetze und die damit verfnüpften Eriparniffe. 


„ I. Kammer: Fortſetzung der Mahlſteuerdebatte. Menabrea er- 
klärt fich gelegentlic) gegen eine Ausdehnung der Couponfteuer auch 
auf die ausländiihen Befiter italieniiher Staatspapiere. — Der 
inanzminifter legt nunmehr auch den Gefetentwurf bez. Einfüh: 
rung einer allgemeinen Einfommenjteuer vor. 

„ II. Kammer: Mahlfteuerbebatte. Der Finanzminifter erflärt bie 
Botirung der Steuer für eine Gabinetsfrage. Die Generaldebatte 
wird .gejchloffen und das Eintreten in die Specialdebatte mit 282 
gegen 164 Stimmen bejclofjen. 


April. II. Kammer: Mahliteuerbebatte. Die Berathung bes Ent: 


wurfs wird zu Ende geführt, die ſchließliche Abftimmung über das 
Ganze aber nad) dem früheren Beihluffe der Kammer noch ver: 
Ihoben, bis auch die anderen Finanzvorlagen der Regierung burdh: 
berathen fein werden. | 
„ Erxeefje in Bologna. Die Rädelsführer, vier Profefloren von 
joctaliftiihen Tendenzen, werben verhaftet. 
„ II. Kammer: Der Finanzminifter legt berfelben eine Ueberficht 
ber von ber Regierung beabfichtigten Geſetze und Steuern vor, durch 
melde für das Budget von 1869 im Vergleich mit demjenigen von 
1868 an Erjparniffen und Einnahmefteigerungen, abgejehen vom 
Ertrage der Mahliteuer, ein Gewinn von 104 Mill. erzielt wer: 
den fol. 

Die Steuer auf die Coupons ber öffentlichen Rente figurirt darunter mit 
24 Mill. (vorausgeſetzt, daß, wie wahricheinlich, fie auch auf die fremden Bes 
figer fich erfiredt). Andere neue oder modificirte Steuern follen 25 Mill., ferner 
bie veränderte Erhebung ber birecten Steuern eine Erfparniß von 9 Mill. 
ergeben. Von der Reorganifation der Gentral- und Provinzialverwaltung 
und von ber des Secunbärunterrichts werden Erfparniffe für je 3 Mill. er⸗ 
hofft. Der Kriegeminifter bat das Budget der Militärausgaben gegen 1868 
um 20, ber Marineminifter das ber Marine um 5 Mill. rebucirt. Der 
Suflizminifter bat einen Gefeßentwurf über Verminderung ber Gerichte vor: 
gelegt, wovon er ſich eine Erſparniß von 10 Mill. veriprigt. Dazu kommen 
noch andere in ben Yudgetentwurf von 1869 bereits aufgenommene Erſpar⸗ 
niffe im Betrag von 5 Mil. Zufammen 104 Mill., von weldhen 25 durch 
Erjparnifje im Krieges und Marinebudgel gewonnen werben. 
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26. April. Der Kronprinz Humbert vermählt fi unter großen Feftlich- 


feiten in ber alten Hauptitabt Turin mit ber Prinzeſſin Margbarita, 
ber Tochter der Herzogin von Genua. Zu ber Tseftlichfeit find auch 
der Kronprinz von Preußen und ber Prinz Napoleon, der Schwager 
bes Kronprinzgen Humbert, eingetroffen. Der erftere ift auf dem 
ganzen Wege von Verona an überall von der Bevölkerung freiwillig 
gefeiert worden und aud in Zurin der Löwe bes Tags, der lebtere 
wird bei ber gegenwärtigen Stimmung Italiens feit Mentana bez. 
Frankreichs kaum beachtet. 


14. Mai. II. Kammer: Die langen Berathungen über das Stempel: 


21. 


und Regiftrirungsgefeß gelangen endlich, nicht ohne weſentliche Mo— 
bificationen bes Regierungsentwurfs, zum Abſchluß und der Finanz- 
minifter verlangt, daß die Kammer nunmehr das Mahliteuer: und 
dieſe Gefete zufammen votire, indem er beifügt: wenn dieſe Geſetze 
zur Herftelung des finanziellen Gleichgewichts nicht hinreichen, fo 
werde er einen Gefebentwurf über eine Getränffteuer vorlegen. Die 
Kammer befäließt, bie. Debatte darüber fchon auf den folgenden 
Tag anzuſetzen. 

„ II. Kammer: Abftimmung über bie bis jet berathenen Steuer: 
vorlagen. Die Conceffionsfteuer wird mit 240 gegen 136, bie 
Stempel: und Regiftrirungsfteuer mit 232 gegen 143, die Mahl: 
fteuer mit 219 gegen 152 Stimmen genehmigt. 


— uni. Die Regierung muß energiſche außerorbentlihe Maßregeln er: 


greifen, um bie öffentlihe Si'herheit in der Romagna gegen geheime 
Geſellſchaften, die ihren Hauptſitz in Ravenna zu haben feinen, zu 
ihüten. Gleichzeitig wird in Bologna eine Geſellſchaft von Bank: 
notenfälfchern entdedft, die bis in bie Beamten: und in bie höheren 
Stände hinaufreidt. 
„ I. Kammer: Ein Antrag Rattazzi's und ber Linken, dem ſich 
jelbft einige Mitglieder des Centrums und der Rechten anſchließen: 
„Die Unterzeichneten, in Anwenbung des Rechtes ber parlamentarilchen 
Snitiative, fchlagen ben folgenden Gefeßentwurf vor, welcher jhon in anderen 
vorhergehenden Legislaturen mit Ginftimmigfeit in Erwägung gezogen mwurbe. 
Einziger Artikel: Alle Staliener aus ben Provinzen, welche noch nicht zum 
Königreich Stalien gehören, werben in ber Ausübung ber bürgerlichen und 
politifchen Rechte gleichgeftelt, falls fie, unter Vorlegung bes Geburtsaftes 


und unter Erfüllung ber übrigen durch das Geſetz vorgefchriebenen Förm⸗ 


—*5 ſich in die Liſten einer von ihnen zu wählenden Gemeinde ein⸗ 
reiben” 

—* von der Kammer beinahe einſtimmig in Erwägung zu ziehen 
beſchloſſen. Der Miniſter des Innern erklärt ſich im Allgemeinen 
damit einverſtanden, doch unter dem Vorbehalt, bei der Berathung 
des Entwurfs die ihm nöthig ſcheinenden Modificationen in Vor: 
Schlag zu bringen (namentlih flatt bes unbeſtimmten Ausdruckes 
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„Staliener aus den nicht zum Stönigreich gehörigen Provinzen“ zu 
ſetzen „Staliener aus den zur Zeit noch bem Papſt unterworfene 
Provinzen"). . 


4. Suni. Die II. Kammer nimmt bie Berathung der Winanzvorlagen 


der Kegierung wieder auf. Der Finanzminifter beharrt auf ber 
von ibm beantragten allgemeinen Einfommenfteuer, bie Commilfion 
will dagegen bloß eine Erhöhung der beftehenden Steuern zugeftehen. 
Schließlich gibt der Finanzminifter zu, daß lebteres zur Grundlage 
ber Berathung gemacht werde. 


„ Die IL Kammer nimmt die Steuererhöhungen nad) den Vor: 
ihlägen ber Commiffion an und beginnt bie Debatte über den An 
trag des Finanzminifters, die Titel der im Beſitze von Ausländern 
befindlichen auf den Inhaber lautenden Staatspapiere von der Eon: 
ponfteuer auszunehmen. 

„ Die II. Kammer lehnt das Begehren bes Finanzminifters bez. 
ber ausländifhen Gläubiger ab. 


Graf Cambray:Digny meint: daß es weder im Intereſſe Italiens 
liege — infofern es auch fernerhin noch den auswärtigen Erebit in Anſpruch 
zu nehmen haben werde — noch bem Geift ber Anlehensverträge entipreche, 
den ausländifchen Staatsgläubigern ben Genuß ihrer vertragsmäßigen Zinfen 
zu verfürzen. Nur die Inländer könnten von Rechtswegen aus Anlaß ber 
wachfenden Bebürfniffe des Staates mit einer Steuer belegt werben. Auf 
Ausländer ausgedehnt, verwanble fi die Steuer in eine Verkürzung bes 
ihnen garantirten Guthabens. Um bie Erhebung der Steuer bezüglid, ber 
inländiſchen Nentenbefiger zu fihern, jei es nöthig, fie von den Zinfen ber 
Titel auf den Inhaber in Abzug zu bringen. Aber den Ausländern müſſe 
man eine Möglichkeit geben, fi von der Zahlung ber Steuer zu befreien, 
und dieß geſchehe, indem man ihnen geftatte, ihre Titel auf ben “Inhaber in 
benannte Titel zu verwandeln, unb indem man ben Steuerabzug auf bie bes 
nannten Titel ausländifcher Befiker nit in Anwendung bringe. Ein Miß- 
brauch fei nicht zu befürchten, Inländer würden gewiß nicht ihre Titel auf 
ausländiſche Namen eintragen laſſen, ba ja biefe Eintragung ben einzigen 
Beweis bes Eigenthums bilde. Die Immobiliſirung eines Theild ber öffent: 
lichen Rente Sei ein Vortheil, indem fo die allzu häufigen YBörfenoperationen, 
bie denjelben bis heute genug geſchadet hätten, gemindert würden, Der Mi⸗ 
nifter gibt auch eine Meberficht der in Paris feit 1865 für bie Coupons ber 
italienischen Rente bezahlten Summen, woraus hervorgeht, daß jedenfalls zwei 
Drittel der confolidirten Staatsſchuld fih in italienijchen Händen befinden. 
Die Bemühungen bes Minifters zu Gunften der fremden Gläubiger helfen 
jedoch nichts; fjelbft ein von ihm gebilligte6 Amendement, welches ben Aus⸗ 
ländern bloß bis zum November Frift gibt, ihre Titel auf ihre Namen eins 
jchreiben zu lafjen, wird mit ungeheurer Mehrheit verworfen. 

Die Behandlung ber auswärtigen Gläubiger von Seite Staliens ift indeß 
immerhin noch eine viel glimpflichere al8 von Seite Defterreihe. Die auf 
italienifche Rente gelegte Steuer beträgt 8 oder, mit dem wenige Tage vorher 
genehmigten Zufchlagszehntel 8,8 Proc. Ferner ift die italienifche Steuer 
nicht, wie die öÖfterreichifche, eine fpecielle Steuer, fondern bie allgemeine 
Steuer auf das beweglihe Vermögen, welche eben nur fortan auch von ben 
Zinscoupons ber Öffentlichen Rente in Form eines Abzugs erhoben wird, 
Tas ift Feine müßige Verfhiebenheit bes Namens. Die italienifchen Renten: 
befiger find gegen eine Tünftige Erhöhung bes Abzugs infofern geſchützt, als 
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die Steuer auf das bewegliche Vermögen bereits auf das höchſte erträgliche 
Maß hinaufgeſchraubt iſt. 


13. Juni. General Medici wird zum commandirenden General auf Ei: 


15. 


cilien und zugleih zum Präfecten von Palermo ernannt. 


„ Eine Depeche Menabrea's gibt die von Franfreih am 19. März 
verlangten näheren Erläuterungen bez. eines modus vivendi mit 
Rom in einem einläßlihen Memorandum. 


Das Memorandum erörtert einen nad) bem andern bie verſchiedenen 
Zuntie über weldye'in bem modus. vivendi cin Abfommen zu treffen wäre. 
iefe Punkte find: das Zoll: und Monopolweien, bie Roft, die Telegraphen, 
bie Befämpfung bes Räuberweſens, ber Turchgang der Föniglichen Truppen 
durch das päpftliche Gebiet, das Paßweſen, die Befreiung ber aus ben italie= 
nischen Provinzen gebürtigen politifchen Gefangenen. Der wictigfte Theil 
des Memorandums ift berjenige, welcher bie vorgeichlagene Zolleinigung 
betrifft. Die allgemeine Grundlage jeder Uebereinfunft in diefer Beziehung 
müßte, fo fagt dag Memorandum, die völlige Freiheit des Ein: und Aus⸗ 
gangs der Erzeugnifje ber beiden Gebiete fein. Die Anwendung diefes Frin- 
cips bräcdte offenbar eine Zolleinigung mit fi, welche in zweierlei Weife 
ausgeführt werben könnte: erjtens, man könnte bie innere Zolllinie länge 
ber Grenze ber beiden Etaaten aufheben, fo daß bie päpftliche Verwaltung 
eine Zolllinie nur noch längs bes Meeres beſäße; in diefem Falle würden 
bie Tarife der beiden Staaten aſſimilirt werben; ber heilige Stuhl träte ben 
gegenwärtigen und Fünftigen Hanbelsverträgen Staliens bei; die völligſte 
ee würde ben Angehörigen der beiden Länder gegenfeitig zuge: 
anden; eine einzige Verwaltung würbe für bie ber Regie unterworfenen 
Monopole fungiren; die Vertheilung der Einfünfte ber Zolleinigung würde 
auf einer näher zu beitimmenden Grundlage erfolgen, und es Fönnte der 
päpftlichen Regierung eine Prämie bewilligt werben; ber heilige Etuhl, ob: 
gleich er ſowohl Hinfichtlih der Verwaltung als der Erhebung der Zölle fich 
feine Autonomie bewahrte, wiirde einwilligen, baß bie italieniihe Regierung 
Gontroleure bei den päpftlihen Zolämtern unterhielte; endlich würde in 
Florenz eine gemifchte Commiſſion die allgemeinen Sntereffen der Zolleinig: 
ung und die Rechnungen zwifchen den beiden Staaten zu regeln haben. Ein 
zweites einfacheres Syflem, welchem bie italieniiche Regierung ben Vorzug 
gäbe, würde barin beftchen, das Zollweſen im ganzen Gebiete ber Zolleinig: 
ung ber italienifchen Verwaltung zu überlafjen, vorbehaltlih der Feſtſetzung 
eines an bie päpftliche Negierung abzuliefernden beftimmten Betrags. Sollte 
weder das eine noch das andere ber vorgeichlagenen Syſteme einer Zolleinigs 
ung fih ſchon jegt ausführen laffen, fo würde wenigftens eine Reihe von 
Mafregeln zur Erleichterung bes Verkehrs getroffen werben Fünnen. Das 
Memorandum zählt diefe Maßregeln auf. Bezüglich der andern im Memo: 
randum befprochenen Punkte genügt e8 bervorzubeben, daß über das Poſt⸗ 
und Telegraphenweſen Uebereinfünfte beftehben, welche im Ganzen genügen. 
Dagegen begehrt die italienische Regierung den Abfchluß eines Auslieferungs= 
vertrags, ferner die Abfchaffung der Päſſe; auch wünſcht fie, baß bie italie: 
niſchen Truppen auf ber Eifenbahn durch das päpftliche Gebiet befördert wer⸗ 
ben könnten. Enbli fol ausdrücklich feftgefeßt werden, daß die beiberjeitigen 
Unterthanen in beiden Etaaten biefelben Rechte wie bie Einheimiſchen ge: 
nießen in allem, was den Handel, die Schifffahrt, die freie Niederlaffung, 
den Gerichtsftand und die öffentlichen Laften angeht. „Die Uebereinfünfte, 
von benen in biefem Memorandum die Rebe ift, müßten zwilchen ben Vor⸗ 
ftänden ber betreffenden Verwaltungen getroffen werden, welche außerdem ers 
mädtigt wären, fi) unmittelbar untereinander zu verfländigen, um die Aus: 
führung biefer Webereinfünfte zu erleichtern und deren Anwendung auszu⸗ 
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dehnen.“ Das Memorandum fließt, indem es bie Vortheile bervorbebt, 
welche ber modus vivendi nicht nur für die öfonomijche Lage, fondern auch 
für die Sicherheit des heiligen Stuhles mit fich brädhte. 

Stalien erhält auf biefe Auseinanberfegung von Frankreich gar 
feine Antwort, weil eben Rom überall nicht geneigt ift, auf bie 


Idee irgendiwie einzugehen. 


17. Suni. Die II. Kammer bewilligt in der Schlußabftimmung einen 


20, 


23. 


Zufhlag von 10 Proc. zu den birccten Steuern. Damit ift das 


lebte der vom Minifterium vorgelegten Steuergeſetze erledigt. 

Die Kammer hat im Ganzen 140—TbO Mil. neuer Steuern und Steuer: 

erhöhungen votirt und fo ihren ernftlichen Willen befihidet, die Herftellung 
bes Gleichgewichts der Einnahmen und Ausgaben herbeizuführen, ſoweit bieß 
durch Mehrbelaftung der Steuerzahler überhaupt möglich if. Dagegen bleibt 
jest die, im Grunde jchwierigere, Aufgabe noch übrig, die Staatsverwaltung 
in mehreren ihrer Hauptzweige beffer zu organifiren. 
„Zwiſchen der italieniihen Negierung und dem Repräfentanten 
bes Erzberzogs Franz V. von Modena wird auf Orund bes Frie⸗ 
densvertrags mit Defterreidh vom 3. Oct. 1866 eine Vereinbarung 
(convenzione di pace e d’amicizia) geſchloſſen. 

In Folge derjelben hebt Stalien die Beichlagnahme ber eftenfiichen und 
berzoglichen PFrivatgüter auf, während das Haus Modena bie als Nationals 
eigenthum erfannten Gegenftände, welche im Jahre 1859 weggeſchafft wurden, 
zurüdgibt. 

„ Der FTinanzminifter fohließt mit einer Reihe italienifcher Credit: 
inftitute und mehreren auslänbifchen Handelshäufern einen Vertrag 
wegen Uebernahme ber Ausnußung des Tabafmonopols ab. 

Die legtern verpflichten fich, eine Actiengefellfchaft zu gründen, welde für 
einen beſtimmten jährlichen Canon, und unter Theilnahme des Staats am 
Gewinne, die Ausübung de8 Tabafmonopols in den diefem Monopol unter: 
worfenen Theilen des Königreichs Stalien (auf Sicilien ift die Tabafcultur 
frei) für die Dauer von zwanzig Jahren von 1. Jan. 1869 an in Pacht 
nimmt. Die Pächter verpflichten fich ferner, der italivnifchen Regierung eine 
Vorauszahlung von 180 Mill. in Gold zu machen, mittelft Ausgabe von Ob: 
ligationen ber genannten Geſellſchaft, welche vom Staat garantirt und inner: 
halb zwanzig Jahren amortifirt werden. Die Obligationen werden mit 6 
Proc. des Nennwerths verzinst, fünnen mit Feiner Specialfteuer belaftet wers 
den und werden ben Titeln ber öffentlihen Schuld gleichgefiellt (fie haben 
alfo die Couponsfteuer zu tragen). Die Gefellfhaft wird mit einem, nöthi⸗ 
genfalls zu erhöhenden, einftweilen auf 50 Mid. feftgefeßten Kapital gegrün: 
bet und vom Staat durch einen Delegirten beauffichtigt. Das Statut ber 
Geſellſchaft ift mit ben Minifter zu vereinbaren. Während der Zeit von zwanzig 
Jahren gehört ber Geſellſchaft ausſchließlich das Privilegium der Fabrication 
und bes Kaufe und Verkaufs aller Arten von Tabaf. Dafür zahlt die ‘Ges 
jelfchaft während ber erfien vier Jahre einen jährlichen Canon in der Höhe 
bes Netto-Erirags des Tabalmonopols während des Laufenden Sahres 1868. 
Für bie zweiten vier Sahre wird der Canon feftgeftelt auf den durchfchnitts 
lichen Netto:Ertrag der erften vier Jahre, und fo wird fortgefahren von vier 
zu vier Jahren. Außerdem nimmt die Negierung an den nach Abzug des 
Canons und ber -Zinfen der Actien zu 6 Proc. verbleibenden Gewinne der 
Geſellſchaft derart Theil, daß während der erften vier Jahre die Regierung 
30, die Geſellſchaft 70, während ber zweiten vier Jahre jene 40, diefe 60 
und in ber Folgezeit .'jede bey - beiden 50 Procent erhält. Die zur Ber: 
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jinfung und Amortifirung ber 180 Millionen in Obligationen erforderlichen 
Summen werben von bem an bie Regierung zu zahlenden Canon vorwegge⸗ 
nommen. Die Gefellichaft übernimmt für bie Zeit ihres Pachts bie gegen= 
wärtig ber Tabaffabrication 2c. dienenden Gebäude, Maſchinen ꝛc. zu ihrem 
Gebrauch, und ohne Entſchädigung bafür zu zahlen. Sie überninmt bie 
Tabakvorräthe bes Staats zu einem durch Sachverſtändige feftzuftellenden 
Preis. Die Geſellſchaft verpflichtet fi, zwei Drittel ber heute bei ber Ver⸗ 
waltung bes Tabafmonopols verwendeten Beamten und Arbeiter zu behalten. 


26. Juni. U. Kammer: Der Finanzminifter legt ihr den Vertrag über 


27. 


30, 


17. 
18, 


21. 


die Verpachtung der Tabafregie vor und begleitet die Vorlage mit 
einem neuen Yinanzerpofe. 


Terfelbe weicht mehrfach von' den früher gegebenen ab, infofern ber Mi- 
nifter ba bis zu Ende 1868 erwachſende Deficit um 58 Millionen ges 
ringer als bamals anſchlägt. Zunächſt fol das Deficit der Jahre 1868 und 
1869 gededt werben im Umfang von 230 Mill., und zwar eben mittelft ber 
Operation, welche die Tabafregie auf zwanzig Jahre verpadhtet; die Pächter 
haben ſich verpflichtet, von ber Pachtſumme 180 Mill. innerhalb 6 Monaten 
voraus zu zahlen, und ferner 50 Mid. für die in den Magazinen des Staats 
befindlihen Vorräthe u. ſ. w. zu entrihten. Was das aus ben früheren 
Jahren herrührende, einftmeilen aus dem Guthaben ber Bank gedeckte Deficit 
von 450 Mil. anlangt, fo follen diefe 450 Mill. zurüdgezahlt werden, wenn 
bie befjern Erebitverhäftniffe eine Finanzoperation mit ben noch dem Staat 
zur Verfügung gebliebenen, zum Geſammtwerth von 624 Mill. zu veran⸗ 
ſchlagenden Kirchengütern geftatten. Einftweilen handelt es fi aljo um ein, 
wenn auch verfleibetes, Anlehen, welches die in biefem und dem nächften 
Jahre zur Leiftung ber regelmäßigen Zahlungen erforberlihe Summe von 
230 Mil. liefern fol. Allerdings empfiehlt der Minifter die Verpachtung 
ber Zabafregie nicht fowohl als finanzielle Maßregel, ſondern als eine über: 
haupt im Intereſſe des Staats gelegene Uebertragung einer bisher flaat= 
lihen Induſtrie an Privatperfonen. Doch über ben eigentlihen Charakter 
ber Operation kann barum fein Zweifel bleiben, weil eben ber Staat bie 
genannten 230 Mill. dringend bedarf, und, wie ber Finanzminifter ausdrück⸗ 
lich erflärt bat, in anderer Weife fie nicht befchaffen Fann. Die Vorlage 
findet daher von Seite eines Theils der Kammer und zwar fpeciell ber bis— 
ber minifteriellen Partei eine nichts weniger als geneigte Aufnahme. 


„ Die Regierung beponirt 10 Mil. 8. in Paris für Bezahlung 
ber Intereſſen der päpftl. Schuld. 

„ I. Kammer: Die Bureaur der Kammer haben fi für einige 
Mopificationen bes Tabaksvertrags als unerläßlich ausgeſprochen. 
Die Regierung knüpft deßhalb mit ihren Paciscenten neue Unter: 
hanblungen an. 


Juli. Die II. Kammer bewilligt das Milttärcontingent für 1869 


mit 40,000 Mann. 

„ I. Kammer: Eine Interpellation über das von Rom beabſich⸗ 
tigte Concil wirb von ber Minifterbant kurz abgefertigt. 

„ Il Kammer: Lamarmora interpellirt die Regierung wegen ber 
in dem Bericht des preußifchen Generalftabs über den Krieg von 
1866 enthaltenen Weußerungen über Stalien und verliest eine bisher 
nicht befannt geworbene Note bes preußiſchen Gejandten Uſedom 
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vom 19. Juni 1866, in welchem die damalige italieniſche Regie⸗ 
rung aufgefordert wird, ſich nicht durch das Feſtungsviereck aufhalten 
zu laſſen, ſondern 

„ſich einen Weg nach der Donau zu bahnen und Preußen im Mittelpunkt 
der kaiſerlichen Monarchie ſelbſt die Hand zu reichen, mit einem Wort, auf 
Wien loszumarſchiren. Um ſich des dauernden Beſitzes von Venetien zu 
verſichern, muß es zunächſt die öſterreichiſche Macht ins Herz getroffen haben. 
Was wären die Folgen, wenn Italien ſeine kriegeriſche Action auf Udine 
oder Belluno beſchränken wollte, um ſich ſodann mit der Belagerung der 
feſten Plätze zu beſchäftigen? Es würde unfehlbar den ganzen Krieg hem⸗ 
men; denn es würde der öſterreichiſchen Armee den ruhigen Rückzug gegen 
Norden geſtatten, um die kaiſerlichen Waffen gegen Preußen zu verſtärken. 
Vielleicht von Bayern unterſtützt, könnten die vereinigten Kräfte der preußi⸗ 
ſchen Offenſive Halt gebieten und fie in eine nothgedrungene Defenſive ver⸗ 
wanbeln. Auf folhe Weife um die Zrüchte feiner früheren Erfolge betrogen, 
wird man vielleicht einen Frieden fchließen, welcher, ſowohl für Preußen ale 
für Stalien, keineswegs ben urfprünglicdhen Gedanken, noch auch ben unges 
heuren Opfern, die man ſich aufgelegt, entipräde. Um bieje traurige Mög: 
lichfeit zu vermeiden, welche früher oder fpäter die Verbündeten zur Wicbers 
aufnahme ihres Werks nöthigen würbe, glaubt Preußen nicht lebhaft genug 
auf der Nothwendigkeit beitehen zu fünnen, bie Offenfive auf beiden Seiten 
Pd zum äußerflen zu verfolgen, d. 5. bis unter die Mauern ber Haupt⸗ 

adt. .. .* 


Die Note macht in Wien großes Auffehen und wird vielfach aufs 
feindfeligfte gegen Preußen ausgebeutet, was auch Lamarmora's Ab: 
fiht bei ihrer Veröffentlihung gewefen zu fein ſcheint. 


3. Juli. Der ZTabafövertrag wird nah den Wünſchen ber Regierung 
von ihren Mitpaciscenten modificirt. | 


0. „Frankreich und Stalien unterzeichnen in Florenz eine Zufabacte 
zu dem Dertrag vom 7. Dec, 1866 betr. Italiens Antheil an ber 
päpftlihen Schuld. 

Dadurch ift jeßt dieſe Angelegenheit vollfommen geregelt. Der Papſt 
wird auch ferner feinen Gläubigern bie Intereſſen ber gefammten Staats⸗ 
ſchuld mit ca. 39 Mill. zahlen. Stalien erjegt ihm davon für bie annecs 
tirten Provinzen durch die Hand Frankreichs jährlih 17 Millionen, nämlich 
7,333,000 Fr. an der ftändigen unb 10,689,000 Fr. an ber ablöslichen 
Schuld. Da Franfreih die päpftliche Negierung nicht dazu zu beivegen ver: 
mochte, fih an ben bezüglichen Unterhandlungen uud an dem Acte ber Ueber⸗ 
einkunft zu betheiligen, fo bat Frankreich Italien zu betreiben, wenn dieſes 
in ber Zahlung fäumig if, und ber Papſt gibt Frankreich Quittung für die 
von Stalien geleifteten Zahlungen. 


1. „ Die IL Kammer genehmigt mit 128 gegen 77 Stimmen bie 
Vorlage der Regierung bez. Verbeflerung des Syſtems ber Steuer: 
erhebung. 

— u Sn Neapel fallen auch die Ergänzungswahlen zum Gemeinde: 
und zum Provinzialrath überwiegend zu Gunſten der Gemäßigten 
aus. 


— . Broſchurenſtreit zwiſchen Cialdini und Lamarmora über bie Kriegs 
führung von 1866. | 


228 Italien. 


3. Aug. Die IL Kammer befchließt die Rebuction bes mit Zwangscurs 
umlaufenden Banknotenbetrags auf 750 Mil. 


4—8. Aug. II Kammer: Debatte über den Tabaksvertrag. Die hef— 
tigften Gegner findet die Regierung in den Reihen der fog. Con: 
forterie und bei der Abſtimmung flegt fie nur mit 201 gegen 182 
Stimmen. Bon 45 Piemontejen jtimmen 40 gegen die Genehmigung 
des Vertrags. Lanza legt aus Verdruß fofort das Präfibium ber 
Kammer, Sella das Präfidbium der Budgetcommiſſion nieder. 


22. Aug. Geftüßt auf die nunmehr definitiv geregelte Uebernahme eines 
Theil® der römiſchen Staatsfhuld durch das Königreich Italien regt 
Menabrea in Paris wieder die Zurüdziehung der franz. Truppen 
aus Rom an, 


31. „ Bertagung beider Kammern. 


— Sept. Die Wbgeorbneten der Linken beabfichtigen eine PBarteiverfamm: 
lung in Neapel. Erispi erläßt für diejelbe eine Art Programm. 
4. „Frankreich lehnt die angeregte Zurüdziehung ber franz. Truppen 
aus Rom ab. Monftier erklärt dem italienifhen Oefandten Nigra: 
. Nicht Frankreich rief biefe Lage ber Dinge hervor. Es bat alfo 
einiges Red, fih feine Würdigung des reiten Augenblids für die Beendig— 
ung eines nicht von ihm gefchaffenen Zuſtandes vorzubehalten. Uebrigens ift 
die Rüdberufung der franzöfiihen Truppen, bei der gegenwärtigen Lage ber 
Dinge in Stalien und Europa, ein ernfthaftes Ereigniß, deffen mögliche Fol: 
gen berechnet werben müſſen. Es iſt von Wichtigkeit, hierüber reiflich nach⸗ 
zudenken. Die franzöfiihe Regierung hat den Marquis Banneville zu ihrem 
neuen Gefandten in Rom ernannt. Berfelbe wird fih in Bälde auf feinen 
Poſten begeben. Er ift beauftragt, Unterhandlungen anzufnüpfen über Die 
Grundlagen bes von Stalien vorgefchlagenen modus vivendi und bie Auf: 
mertfamfeit des heil. Stuhls nach ber Reihe auf jeden der vorgefchlagenen 
Punkte zu lenken. Die franzöfiihe Regierung Tann bem beiligen Stuhl ben 
Entwurf bes modus vivendi nit als ein Ultimatum vorlegen, mit der 
Drohung, im Falle der Ablehnung die Truppen zurüdzuziehen.“ 
411. Eine Depefhe Menabren’s nach Paris befteht nochmals und drin: 
gend auf der Zurüdziehung der frangöfifchen Truppen aus bem Rö- 
mifchen. 


14. „ Die Tinte gibt ihren Plan wieder auf, „um Frankreich feinen 

| Borwand zu geben, ben Wünſchen Italiens bez. Rom noch länger 
zu wiberftehen”. 

nn General Escoffier wird zum Militärcommanbanten von Ravenna 

erriannt mit ben Functionen eines Präfecten und der Vollmacht, bie 
militärifchen Maßregeln auch noch auf andere Theile der Romagna 

auszudehnen, wo die Sicherheit gefährbet erfcheine. , 

— „Ganz Ftalien ſympathiſirt mit der ſpaniſchen Revolution gegen 
die Bourbonen und den Papft. Eine Reihe Lleiner Lofalblätter er: 
greift die Gelegenheit, ſich ſehr unumwunden für die Republik aus: 


| azuſprechen. 


Italien. 429 


28. Sept. Verminderung des Heeresftandes durch Beurlaubung von 17,000 


Mann. 


»„ Prozeß gegen die politifche Bande von Peſaro vor den Aſſiſen 


von Bologna, nachdem die Unterfuchung drei Jahre gebauert hat. 


8. Oct. Die Subfeription auf die Tabakspacht-Anleihe ergibt eine Ueber: 


31. 


zeihnung um 20 Proc. 

»„ Die Angeklagten der Bande von Peſaro werben von ben Affifen 
von Bologna, die e8 nicht wagen, fie zu verurtheilen, freigeſprochen. 
»„ Die franz. Regierung lehnt die Zumuthung, ihre Truppen aus 
bem Römifchen zurüdzuziehen, nohmals als „nicht zeitgemäß” ab, 


23. Nov. Menabrea bricht die Verhandlungen über eine Räumung bes 


25. 


Römiſchen Seitens ber franz. Truppen ab, da e8 „unnüß zu fein 
heine, in biefem Moment die Discuffion darüber fortzufegen”. 


»  Wieberzufammentritt des Parlaments: II. Kammer: Mari, ber 
Candidat der Regierung, wird mit 185 gegen 93 Stimmen, bie 
auf Erispi fallen, zum Präfidenten gewählt. Das Minifterium wirb 
fofort über die Hinrihtung Monti's und Tognetti's in Rom inter: 
pellirtt. Antwort Menabrea's. Es wird darauf angetragen, zu be: 
ſchließen: „die Kammer, indem fie fi der vom Minifterpräfidenten 
ausgedrückten Mißbilligung anfchließt, geht zur Tagesordnung über“ 
und in getrennter Abjtimmung die Mißbilligung mit allen gegen 6, 
die Tagesordnung mit 147 gegen 119 Stimmen angenommen. 


1. Dec. Die U. Kammer nimmt aus eigener Snitiative den Geſetzes⸗ 


16. 


20. 


21. 


entwurf, der allen Stalienern, auch benen außerhalb des Königreichs 
und zwar ohne Beſchränkung auf das päpftliche Gebiet, das Bürger: 
recht ertheilt, mit 168 gegen 84 Stimmen an. 

„ U. Kammer: Beginn der Verhandlungen über das fog. Geſetz 
Bargoni (Reform ber politifhen Verwaltung). 

„ ID. Kammer: Menabrea erklärt, daß Schritte in Rom gefchehen 
würden zu Gunften ber gleichfalls zum Tode verurtheilten Ajani 
und Luffi. 

„ Der General Morozzo della Rocca wird vom König nah Rom 
gefandt, um wo möglich weitere Hinrichtungen und zunächſt diejenige 
von Ajani und Luffi, die bereits in zweiter Inſtanz zum Tobe ver: 
urtheilt find, zu verhüten. Der Papſt empfängt den ital, Abge: 
jandten, ohne ihm jedoch eine Antwort auf fein Begehren zu er⸗ 
theilen. 

„ Die II Sammer votirt ein proviſoriſches Budget für die Mo⸗ 
nate Jan. und Febr. 1869. Dem Antrage, die päpftlihe Schuld— 
zahlung zu fuspendiren, febt das Minifterium die Cabinetsfrage ent: 
gegen, worauf der Antrag mit 211 gegen 111 Stimmen abgelehnt wird, 


Kom. 


8. Jan. Ein Theil der bisher auf Civitavecchia beichräntten franzöfiichen 
Zruppen breitet fih, angebli wegen Quartierſchwierigkeiten, wieder 
über einen Theil bes römiſchen Gebietes aus und beſetzt PViterbo. 


3. Febr. In Folge des Todes des Minifters des Innern de Witten 
übernimmt ber Cardinal-Staatsſecretär Antonelli proviforiih das 
Portefeuille und hebt fofort die Beichlagnahme ber Güter ber am 
Aufftand vom 22. Oct. v. J. Betheiligten auf. 

5. u General Dumont trifft in Civitavecchia ein und übernimmt ben 
Befehl über die im Römifchen verbleibende franzöfiihe Divifion 
(4 Regimenter Infanterie, 3 Batterien, 1 Compagnie Genie und 
2 Schwadronen berittener Jäger); dagegen Tehrt, was über bie 
reglementarifhen Cadres einer Diviflon bisher noch fih im Römi- 
hen befand, nad Frankreich zurüd. General Zailly ehrt ebenfalls 
dahin zurück. 


43. März, Allocution des Papftes und Ernennung von Garbinälen. Der 
hervorragendfte derſelben ift 2. Bonaparte als Glied ber Laiferlichen 
Familie von Frankreich. 

25. ,„ Weitere Verminderung der franz. Occupationstruppen: es bleibt 
nur nod eine Brigabe zurüd, 


27, April. Rom tritt der lebte ber europ. Staaten dem internationalen 
Eoncordat über die Pflege der auf den Schlachtfeldern vertwundeten 


Militärs bei, mit der Erklärung: 

„Daß, wenn auch der heilige Stuhl vermöge feines friedlichen Charakters 
gegen Niemanden Krieg zu führen im Fall ift, und wenn er, wie jüngft, 
als er zu einem ſolchen gezwungen war, auch alle Mittel beſitzt für die Pflege 
ber Verwundeten, jelbft die bes Gegners, zu forgen, fi) bie Regierung Sr. 
Heiligkeit mit Nüdfiht auf die bezüglichen Einladungen ber franzöfifchen 
Regierung und des ſchweiz. Bundesraths nichts deſto weniger entichloffen 
babe der Genfer Uebereinkunft vom 22. Augujt 1864, betrefiend das Sani- 
tätswejen während Kriegszeiten, beizutreten.” 


Kom. 484 


25. Mai, Der Kaifer von Defterreich fanctionirt die von beiden Häufern 


des Reichsraths votirten drei confejfionellen Gefete. Das Concorbat 
ift damit mefentlih durchbrochen. Die Curie proteftirt durch den 
apoft. Nuntius gegen biefe Verlegung jenes „Bertrags”. 


— uni. Der Bapft verweigert dem Erzbiſchof von Paris wiederholt den 


15. 


22. 


Earbinalshut. 
„ Die päpft. Truppen beziehen bei Rocca bi Papa ein Uebungs: 
lager, deſſen Koften auf 5 Mil, Zr. angefchlagen werben. 


„ Allocution bes Papftes gegen Defterreich: 

„Ehrwürdige Brüder! Niemals hätten Wir geglaubt, ehrwürdige Brü⸗ 
ber, daß Wir nach ber Konvention, bie Wir zur Freude aller Guten mit 
bem Kaiſer von Defterreih und apoftolifchen König vor etwa breischn Jahren 
abgefchloffen, gezwungen werben fönnten am beutigen Tage bie überaus 
ſchweren Kräntungen und Bedrängnifjfe zu beflagen, mit welchen nun bie 
Kirche im Kaiſerthum Defterreih durch feindfelige Menſchen auf traurige Art 
beimgefucht und verfolgt wird. Am 21. Dec. bes vorigen Jahre wurbe 
nämlid von der öfterreichifchen Regierung ein wahrhaft unfeliges (in- 
fanda sane) Geſetz als Staatsgrundgefet gegeben, das in allen 
Theilen des Reihe, auch ben rein katholiſchen, volle Siltigfeit haben ſoll. 
Durch biefes Geſetz wird eine unbedingte Freiheit aller Meinungen und Preßs 
erzeugniffe, des Glaubens, des Gewiſſens unb ber Lehre feftgeftellt, wird ben 


. Bürgern jedes Eultus die Crlaubniß ertheilt, Unterrihtss und Erziehungs: 


anftalten zu errichten, werben alle wie immer gearteten Reliyionsgenoffens 
ſchaften einander gleichgeftelt und von Staat anerfannt. Sobald Wir bas 
von zu Unſerm Schmerz Kunde erbielten, hätten Wir gern glei Unfere 
Stimme erhoben; doch zogen Wir, ber Langmuth folgend, das Schweigen vor, 
befonbers in ber Sellnung‘ bie öfterreichifche Regierung werde den gerechteften 
Vorftellungen Unierer ehrwürdigen Brüder, der Biſchöfe Defterreiche, ein ges 
Iehriges Ohr Ichenfen, gejünderen Rath annehmen und befferen Sinnes werben. 
Bergeblih waren aber Unfere Hoffnungen. Am 25. Mai d. 3. erließ die⸗ 
felbe Regierung ein Geſetz, das alle Völfer jenes Reichs, auch bie Fatholifchen, 
verpflichtet und befieblt: die Kinder aus gemifchten Ehen folgen ber Religion 
des Vaters, wenn fie männlich, ber der Mutter, wenn fie weiblich find; 
Kinder unter fieben Jahren müflen am Abfall der Eltern vom rechten Glauben 
tbeilncehmen. Durch dasjelbe Geſetz wird außerdem alle verbindliche Kraft 
jenen Berfprechungen genommen, welche die katholiſche Kirche mit Grund unb 
vollftem Recht begehrt und vorfchreibt, bevor eine Milchehe eingegangen wirb; 
bie Apoftafie von ber katholiſchen wie von ber chriſtlichen Religion wird zum 
bürgerlihen Recht erhoben, alle Autorität ber Kirche über bie Friedhöfe bes 
feitigt und ben Katholiken auferlegt, auf ihren Gottesädern bie Leichen ber 
Ketzer zu beerbigen, wenn Tebtere eigene Friedhöfe nicht haben, Am felben 
Tage bes 25. Mai d. J. fcheute fich diefelbe Regierung nicht auch ein Ehe⸗ 
geſetz zu veröffentlichen, das die auf Grund Unjerer obenerwähnten Convention 
erlaffenen Geſetze vollſtändig aufhebt und die alten öfterreichifchen Gejeke, bie 
mit dem Kirchengefeß im ſchroffſten Gegenſatze jteben, wieber einführt; deß⸗ 
gleichen wird die höchſt verwerfliche fogenannte Givilehe eingeführt und für 
ben Fall angeordnet, daß bie Kirchenbehörde die Ehefchließung verweigert aus 
einem Grunde, ber von der bürgerlichen Gewalt nicht als giltig und geſetzlich 
anerkannt wird. Mit eben biefem Gefete bat auch jene Regierung alle 
Autorität und Gerichtsbarkeit der Kirche in Eheſachen, fowie die Ehegerichte 
berfelben aufgehoben. Ebenſo bat fie ein Geſetz über bie Schulen veröffent« 
licht, durch welches aller Einfluß der Kirche befeitigt und verfügt wird, baß 


Am. 


bie oberſte Leitung bes Unterrichts⸗ und Erziehungsweſens, ſowie die Aufficht 
und Ueberwahung der Schulen allein dem Staat zuflehbe, und nur ber 
Religionsunterriht in ben Bolfsfchulen den verfchiedenen Cultusbehörden 
überlaffen fei, daß weiter jeve Religionsgeiellihaft ohne Unterfchied eigene 
Schulen für die Kinder ihres Slaubensbefenntnifjes errichten könne, unter 
der Bedingung, daß auch diefe Schulen der oberſten Staatsaufjiht unter: 
liegen und die Lehrbücher von ben Givilbehörden geprüft werden, mit Aus 
nahme jener Bücher, welche dem Religionsunterricht dienen und von ber 
Kirchenbebörbe zu prüfen find. Ihr febt mithin, ebrwürbige Brüder, wie 
verwerjlih und verdammenswerth jene von der öfterreichifchen Regierung ers 
lafienen Abſcheulichen (abominabiles) Geſetze find, welche die Lehre ber 
katholiſchen Kirche, ihre ehrmürbigen Rechte, ihre Autorität und göttliche 
Gonftitution, fowie Unſere und dieſes Apoftoliihden Stuhles Gewalt, Un: 
fere erwähnte Convention, ja das Naturrecht ſelbſt auf’s höchſte verlegen. 
Bon der Sorge für alle Kirchen, die Ehriftus ber Herr Uns übertrug, ge= 
leitet, erheben Wir benn die apoftoliihe Stimme in biefer eurer erlauchten 
Berfammlung, und kraft Unferer apoſtoliſchen Autorität verwerfen und 
verdbammen Bir die angeführten Gejeße im allgemeinen und im befon= 
deren Alled, was in diefen wie in andern Dingen gegen die Rechte der Kirche 
von ber öfterreihifchen Regierung oder von untergeorbneten Behörden ver 
orbnet, gethan oder wie immer verfügt worden iſt; Traft berfelben Autorität 
ertlären Wir diefe Geſetze jammt ihren Folgerungen als durchaus nichtig 
und immerbar ungiltig (nulliusque roboris fuisse ac fore). Die 
Urheber derjelben, befonders die ſich Katholifen zu fein rühnen, und alle, 
bie befagte Gejeße vorzuſchlagen, zu beichließen, zu approbiren und auszu= 
führen fi unterfingen, ermahnen und bejchwören Wir der Genjuren und 
gerichtlichen Strafen zu gebenfen, welche, nad) ben apoſtoliſchen Eonftitutionen 
und ben Decreten der ökumeniſchen Concilien, diejenigen, welde die Rechte 
der Kirche verleken ipso facto auf fi laden. Inzwiſchen aber wünſchen 
Wir von ganzem Herzen Glück im Herrn und jpenden Wir verdientes Lob 
Unjeren ehrwürdigen Brüdern, ben Erzbiihöfen und Biſchöfen Defterreiche, 
welche mit bifchöfliher Kraft nicht abgelaffen haben in Wort und Schrift 
bie Sadye der Kirhe und Unfere vorerwähnte Uebereinkunft unerihroden zu 
wahren und zu vertheidigen, und bie Heerde an ihre Pflicht zu mahnen. 
Und gar fehr wünfhen Wir, daß Unſere ehrwürdigen Brüder, bie Erzbijchöfe 
und Biſchöfe von Ungarn, das herrliche Beijpiel ihrer Amtsbrüder nachahmen, 
und mit dem gleichen lebendigen Eifer auf bie Wahrung ber Rechte der 
Kirche und auf die Vertheidigung diefer Uebereinfunft alle Mühe verwenden 
mögen. An fo großen Bedrängnifjen aber, von welchen die Kirche in dielen 
höchſt betrübten Zeiten überall heimgefucht wird, wollen Wir nicht aufhören, 
ehrwürdige Brüder, mit immer glühenberem Eifer in ber Demuth Unjeres 
Herzens Gott zu bitten, daß er mit feiner allmächtigen Kraft alle die ruch— 
lofen Anfchläge feiner und ber heiligen Kirche Feinde zu nichte machen, ihre 
gottlofen Beitrebungen unterdrüden, ihren Sturm abfchlagen und fie in feiner 
Barmherzigkeit auf bie Pfade ber Gerechtigkeit und bes Heils zurüdführen 
möge. 


27. uni. Schluß der Acten in der Unterfuhung wegen bes Aufitandes 


29. 


bom 22. Oct. 1867. Diefelben werden gedrudt und außer ben 
Richtern der Sagra Conjulta auch einer Anzahl anderer Perjonen 
mitgeteilt, nachher aber wieder zurüdgezogen. 

„ Der Papft beruft durch eine Bulle Aeterni Patris auf den 


8. Dec. 1869 ein allgemeines Concil nah Rom ein: 
„Pius Biſchof, Knechte der Knechte Gottes. Zum Tünftigen Gedächtniß. 
Des ewigen Vaters Eingeborner Sohn (Aeterni Patris Unigenitus Filius) ift, 
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wegen ſeiner überaus großen Liebe, mit der er uns geliebt, von ſeinem himm⸗ 
liſchen Thron herabgeſtiegen, um das ganze Menſchengeſchlecht vom Joch der 
Sünde und aus der Gefangenſchaft des Satans und aus der Nacht des Irr⸗ 
thums, worin es durch des Stammvaters Schuld ſchon lange elendiglich 
ſchmachtete, in der Fülle der Zeit zu befreien, und hat, ohne die Glorie des 
Vaters aufzugeben, ſich aus der unbefleckten und heiligſten Jungfrau Maria 
mit einer ſterblichen Hülle bekleidet, und die vom Himmel herabgebrachte 
Lehre und Zucht des Lebens geoffenbart, und ſie mit ſo vielen wunderbaren 
Werken bezeugt und ſich ſelbſt als Geſchenk und Sühnopfer Gott für uns 
hingegeben zum lieblichen Geruch. Ehe er aber nach Beſiegung des Todes 
triumphirend zum Himmel auffuhr, um zur Rechten des Vaters zu ſitzen, 
ſandte er ſeine Apoſtel in die ganze Welt aus, damit ſie das Evangelium 
predigten aller Creatur, und gab ihnen die Gewalt, die mit ſeinem Blut 
erkaufte und gegründete Kirche zu regieren, welche eine Säule und Grund⸗ 
veſte der Wahrheit iſt, und mit himmliſchen Schätzen bereichert, den ſichern 
Weg des Heils und das Licht der wahren Lehre allen Völkern zeigt, und wie 
ein Schiff auf ber hohen See biefer Welt dahinfährt, fo daß fie, wenn bie 
Welt untergeht, alle, welche fie aufnimmt, unverfehrt bewahrt, Damit aber 
die Regierung biefer Kirche inımer vecht und in ber Orbnung vor fidh ginge, 
und das ganze chriftliche Volk allezeit in einem Glauben, in einer Lehre, 
Liebe und Gemeinschaft verharre, bat er ſowohl verheißen, baß er felbit bie 
an's Ende der Zeiten beftändig bei ihr fein werde, als auch aus allen ben 
einen Petrus auserwählt, weldhen er zum Fürften der Apoftel, zu feinem 
Statthalter bier auf Erben, zum Haupt, Fundament und Mittelpunkt feiner 
Kirche gefeßt hat, damit er fowohl mit dem Rang ber Ordnung und der 
Ehre als mit ber Fülle der vorzüglichiten und vollften Autorität, Gewalt 
und Aurisdiction die Lämmer und die Schafe weide, die Brüder ftärfe und 
bie ganze Kirche regiere, und fei der Pförtner des Himmels, ber Richter über 
das, was zu binden und zu löſen ift, fo daß aud im Himmel bie Entjcheis 
dung feiner Urtheilsiprüche giltig bleibe. Und weil die Einheit und Unver: 
jehrtgeit ber Kirche und ihre von bemfelben Ehriftus eingejeßte Regierung 
beftändig feft bleiben muß, darum verharrt und lebt in ganzer Fülle in ben 
römiſchen Päpften, ben Nachfolgern Petri, welche auf diefen römiſchen 
Stuhl Petri gelegt find, Petri eigene oberfte Gewalt über die ganze Kirche, 
feine Jurisdiction und fein Primat. 

„Darun haben die römifhen Bäpfte, bie von Chriftus dem Herrn feldft 
in der Perfon des Heiligen Petrus auf göttliche Weile ihnen verliehene Ge⸗ 
walt und Sorge, bie ganze Heerbe des Herrn zu weiden, gebraudhend, nie⸗ 
mals unterlaffen, alle Anftrengungen zu machen, alle Maßregeln zu treffen, 
damit vom Aufgang ber Sonne bis zum Niedergang alle Völker, Gefchlechter 
und Nationen bie evangeliiche Lehre erfennen und, auf ben Wegen ber Wahr: 
beit und ber G&erechtigfeit wandelnd, das ewige Leben erlangen möchten. 
Alle aber wiflen, mit welcher unermüdlichen Sorge die römiſchen Päpfte die 
Hinterlage des Glaubens, die Zucht des Clerus und feine heilige und ges 
lehrte Untermweifung, fowie bie Heiligleit und Würde der Ehe zu ſchützen, 
bie chriftliche Erziehung der Jugend beiderlei Gefchlechts täglich mehr zu bes 
fördern, und bie Religion, Frömmigkeit und Ehrbarkeit ber Sitten ber Völfer 
zu pflegen, die Gerechtigkeit zu vertheidigen und für bie Ruhe, bie Ordnung, 
die Wohlfahrt und die Intereſſen auch der bürgerlichen Geſellſchaft zu forgen 
befirebt waren. 

„Auch haben die Päpfte, wo fie e8 für paffend hielten, nicht unterlaffen, 
zumal in höchſt ſchweren Zeitwirren und Bedrängniffen unferer heiligften 
Religion und ber bürgerlichen Gefellfhaft, allgemeine Concilien zu berufen, 
um mit den Bilchöfen ber ganzen Fatholifchen Welt, welche der heilige Geift 
geießt hat, die Kirche Gottes zu regieren, fich zu berathen und mit vereinten 
Kräften alles das vorſorglich und weiſe feftzuftellen, was namentlich zur 
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Definirung ber Dogmen, zur Befiegung ber graffirenden Irrthümer, zur 
Bertheidigung, Aufklärung und Gntwidlung der Fatholifchen Lehre, zum 
Schuß und zur Wiederherſtellung der Kirchenzucht und zur Beſſerung ber 
verderbten Sitten ber Völker führen könnte. 

„Nun iſt e8 aber allen befannt und ofjenfundig, von welchen ſchrecklichen 
Sturm bie Kirdhe jeßt gerüttelt, und von wie vielen und großen Uebeln 
auch die bürgerliche Gejellfchaft heimgefucht wird. Denn von den erbittertiten 
Feinden Gottes und ber Menſchen wirb bie Fatholiihe Kirche und ihre heil- 
fame Lehre und ehrwürdige Gewalt und die höchſte Autorität dieſes Apoſto— 
liſchen Stuhls befämpit, niebergetreten, alles Heilige wird verachtet, bie 
Kirhengüter werden geraubt, bie Biſchöfe und die angefehenften dem Dienfte 
Gottes geweihten Männer und Perfonen, bie fi) durch ihre Fatholilche Ge= 
finnung auszeichnen, werden auf jede Weile gequält, bie Ordensfamilien 
werden ausgerottet, gottlofe Bücher aller Art und verderblide Zeitungen und 
vielgeftaltige hoͤchſt verderbliche Secten allenthalben verbreitet und die Erziehung 
der unglüdlichen Jugend faft überall dem Elerus genommen und, was noch 
ſchlechter iſt, an nicht wenigen Orten ben Lehrmeiftern ber Gottlofigfeit 
und bes Irrthums übertragen. Daher ift zu unferm und aler Guten 
höchſtem Kummer und nie genug zu beflagendem Schaden ber Seelen bie 
Gottlofigfeit, Sittenverderbniß und zügellofe Ungebundenheit, die Seuche 
ihlehter Meinungen aller Art, aller Lafter und Verbrechen, bie Verletzung 
göttliher und menſchlicher Geſetze überall jo verbreitet, daß nicht nur unfere 
beiligfte Religion, jondern auch bie menfchliche Gefellichaft auf bejammerns- 
werthe Weiſe in Verwirrung geflürzt und gequält wird. 

„In biefer Wucht von Bedrängniffen alfo, von ben Unfer Herz zu Boden 
gebrüct wird, verlangt e8 Unfer oberfles, von Gott Uns übertragenes Hirten 
amt, daß Wir immer mehr alle Unfere Kräfte anwenden, um bie Schäden 
ber Kirche auszubelfern, um für das Heil ber ganzen Heerde des Herrn zu 
forgen, um bie verderblichen Anläufe und Beftrebungen derjenigen zu unter: 
brüden, welde, wenn e8 je geſchehen könnte, die Kirche und die bürgerliche 
Gefelfchaft von Grund aus umzuftürzen fireben. Wir aber haben mit Gottes 
Hilfe ſchon feit bem Beginn Unferes oberften Pontificats niemals abgelaffen 
nad ber Pflicht Unferes Hochwichtigen Amts in Unferen vielen Gonfiftorial: 
Allocutionen und apoftolifhen Schreiben Unfere Stimme zu erheben und bie 
Sache Gottes und feiner von Chriftus dem Herrn Uns anvertrauten heiligen 
Kirhe mit allem Eifer fiandhaft zu vertheidigen, bie Rechte dieſes apoftolifchen 
Stuhls, der Gerechtigkeit und der Wahrheit zu verfechten, die Nachſtellungen 
feindlicher Menſchen aufzudeden, die Irrthümer und falfchen Lehren zu ver= 
bammen, bie Secten ber Gottlofigfeit in die Acht zu erklären und für bag 
Wohl der ganzen Heerde bes Herrn zu wachen und zu forgen. 

„Aber in die Fußftapfen Unferer erlauchten Vorfahren tretend, haben Wir 
e8 deßhalb für pafjend erachtet alle ehrwürbigen Brüber, bie Biſchöfe ber 
ganzen Tatholifchen Welt, welche zur Theilnahme Unferer Sorgen berufen 
find, zu einem allgemeinen Concil zu vereinigen, weldyes ſchon lang 
- Unfer Wunfh war. Diefen ehrwürdigen Brüdern aber, welde von aus: 
gezeichneter Liebe zur katholiſchen Kirche entflanımt, buch die ausnehmende 
Treue und Ergebenheit gegen Uns und biejen apoftoliihen Stuhl bewährt, 
über das Heil der Seelen befümmert, durch Weicheit, Lehre und Gelehrſam— 
feit ausgezeichnet find und mit Uns die höchſt traurige Lage jowohl ber 
Kirche als des Staats beflagen, liegt nichts mehr am Herzen, ald mit Uns 
in Gemeinſchaft zu berathen und die heilſamen Gegenmittel gegen fo viele 
Bebrängniffe anzuwenden. In biefem ökumeniſchen Concilium ift nämlich 
alles das in gerechter Prüfung zu erwägen und feftzuftellen, was zumal 
in biefen höchſt fchwierigen Zeiten auf bie größere Ehre Gottes, die Unverſehrt⸗ 
beit bes Glaubens, die Zierbe bes Gottesdienftes, das ewige Heil bes Men- 
ſchen, die Zucht bes Welts und Ordensclerus und feine heilſame und folide 
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Bildung, bie Beobachtung ber Kirchengefeße, die Befferung ber Sitten, bie 
hriftlihe Erziehung der Jugend und auf den gemeinfamen Frieden und bie 
Eintracht aller zuvörderfi Bezug bat. Und mit angefirengteftem Gifer ift 
auch dafür zu forgen, daß mit Gottes Hilfe alle Uebel von ber Kirche unb 
von der bürgerlichen Geſellſchaft entfernt, daß die unglüdlichen Irrenden auf 
ben rechten Weg ber Wahrheit zurüdgeführt werden, daß nach Ausmerzung 
ber Lafter und Irrthümer Unfere erhabene Religion und ihre beilfame Lehre 
auf der ganzen Erde wieder auflebe und täglich mehr ſich ausbreite und 
berrfche, und fo Frömmigkeit, Ehrbarfeit, Gerechtigkeit, Liebe und alle chrifts 
lihen Tugenden zum höchſten Nutzen ber menſchlichen Geſellſchaft Früftig ge⸗ 
beihen und aufblühen. Denn Niemand wird jemals leugnen können, daß die 
Kraft der Fatholifhen Kirche und ihrer Lehre nicht bloß das ewige Wohl der 
Menihen im Auge babe, ſondern auch dem zeitlihen Wohl der Völker 
nüße, und ihrer wahren Moblfahrt, Ordnung und Ruhe, fowie auch dem 
Fortſchritt und der Solidität der menſchlichen Wiſſenſchaft, wie bie Jahr: 
bücher ber heiligen und der Profangeichichte es durch die glänzendſten That⸗ 
ſachen Far und offen zeigen und beftändig und augenſcheinlich beweifen. 
Und fo, weil Ehriftus der Herr uns mit den Worten: „Wo zwei oder brei 
in meinem Namen verfammelt find, da bin ich mitten unter ihnen“ wunder⸗ 
bar erquickt, ſtärkt und tröftet, darum können wir nicht, zweifeln, daß Er 
felbft in diefem Concil uns in ber Fülle feiner göttlihen Gnabe gegenwärtig 
fein will, damit wir das feftftellen Fönnen, was auf irgend eine Weiſe zum 
Nuten feiner heiligen Kirche gereicht. Nachdem Wir alfo vor Gott, dem 
Vater des Fichte, in ber Demuth Unferes Herzens Tag und Nacht die brüns 
ftigften Gebete ausgegoffen, Haben Wir diefes Concil durchaus zu verfammeln 
erachtet. 

„Geſtützt auf die Autorität des allmächtigen Gottes, des Vaters, bes 
Sohnes und des heiligen Geiftes, jowie feiner heiligen Apoftel Betrus und 
Paulus, welche (Autorität) auch Wir auf Erden inne haben, fowie auf Ans 
rathen und Zuflimmung Unferer ebriwürdigen Brüder, ber Cardinäle ber 
heiligen römiſchen Kirche, fagen und kündigen wir daher qn, berufen und 
beitellen Wir mit biefem Schreiben in Unfere theure Stadt Rom ein all: 
gemeines öfumenifhes Concil, das nächſtes Jahr 1869 in der vaticas 
niſchen Bafılica gehalten, am 8. December, ale am Feſte der unbefledten 
Gottesmutter und Jungfrau Maria begonnen, fortgejett und mit Gottes 
Hilfe zu feiner Ehre und zum Heile bes gefanımten chriftlichen Volks beendet 
werden fol. Wir wollen und befeblen, daß von überall ber fowohl Unfere 
ehrwürbdigen Brüber, die Batriarchen, Erzbiſchöfe und Biſchöfe, als 
Unjere geliebten Söhne, die Aebte, und alle anderen, bie nach Recht ober 
Vorrecht an den allgemeinen Eoncilien theilzunehmen und in benjefben ihre 
Stimme abzugeben berufen find, zu biefem von Uns angefagten öfumenijchen 
Goncil herbeifommen mögen, indem Wir fie ermahnen und aneifern, bei 
jenem Eide, den fie Uns und biefem heiligen Stuhl geleiftet, bei dem heiligen 
Gehorfam und bei jenen Strafen, bie nad Recht oder Gewohnheit bei der 
Feier der Goncilien gegen die Säumigen beantragt und verhängt werben, 
fie auffordern und fcharf beauftragen, mwofern fie nicht burch ein begründetes 
Hinderniß, das fie jedoch burch rechtmäßige Beauftragte der Synode beweifen 
müflen, abgehalten werben bent heiligen Concil felbft bei- unb anzumohnen. 

„Wir hegen auch bie Hefinung, daß Gott, in beifen Hand die Herzen ber 
Menichen find, Unfer Fleben gnädig erhören und mit feiner unausſprechlichen 
Gnade und Barmherzigkeit bewirken werbe, baß die Fürften aller Völker, 
und beſonders die Fatholifchen Machthaber, in ber täglich fteigenden Erfenntniß, 
daß die Fatholifche Kirche der menſchlichen Gejelligaft den größten Gewinn 
bringe und die fefteite Grundlage ber Reiche und der Staaten fei, nicht nur 
Unfere ehrwürdigen Brüber, die Biſchöfe, und alle anderen Obenerwähnten 
am Befuche bes Goncils nicht hindern, fonbern vielmehr fie biebei unterftügen 
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und fördern, und mit allem Eifer, wie es katholiſchen Fürften geziemt, alles 
begünftigen werden, was zur größeren Ehre Gottes und zum Nuten bes 
Concils gereihen Tann. 

„Damit aber biefes Unfer Schreiben und deffen Anhalt zur Kenntniß 
aller, die e8 angeht, gelange, und Niemand fich mit Unwijjenheit entjchuldigen 
Tonne, da doch vielleicht nicht zu allen, denen es namentlich zugeben follte, 
der Zutritt möglich ijt, jo wollen und befehlen Wir, daß dieſes Schreiben in 
der lateranenſiſchen, vaticaniihen und liberianiſchen Patriarchal-Baſilica, 
während dort das Volf zum Gottesdienfte verfammelt iſt, durch die Eurjoren 
Unjerer Curie oder einige Öffentlihe Notare mit lauter Stimme verlefen, 
danach an den Piorten der genannten Kirchen, ſowie an ben Thüren ber 
Apoftoliihen Kanzlei, an gewohnter Stelle be8 Campo Fiori und anderen 
üblichen Orten angefchlagen werde, wo e8 einige Zeit zur allgemeinen Lefung 
aufgehängt bleiben und, fals es entfernt würde, in anderen Eremplaren 
wieder erneuert werben fol. Durch dieſe Lefung, Veröffentligung und Au— 
ſchlagung wollen Wir alle, die Unſer Schreiben betrifft, nah Verlauf von 
zwei Monaten nady Beröffentlihung und Anjchlag fo verpflichtet Haben, als 
ob das Schreiben ihnen felbit vorgelefen und übergeben worden wäre, wobei 
Wir Abſchriften, die durch öffentliche Notare gemacht und mit ber Unter- 
ſchrift und dem Petfchaft eines geiftlihen Würbenträgers- verfehen werden, 
volle und unzweifelhafte Glaubwürdigkeit zuerfennen. 

„Niemandem ift es aljo geftattet, dieſes Blatt Unferer Anfündigung, Bes 
rufung, Vorſchrift, Einfhärfung und Bitte zu zerreißen oder ihm frech zu 
begegnen. Sollte Jemand dieß dennoch wagen, jo wiſſe er, daß er den Zorn 
I mäßigen Gottes und der heiligen Apoftel Petrus und Paulus auf 
ich lade. 

„Segeben zu Rom beim heiligen Petrus, im Jahre ber Menſchwerdung 
1868, am 29. Zuni. Im 23. Jahr Unferes Bontificats. F Ih Pius, 
Biſchof der Fatholiichen Kirche. L. T S. (folgen die Unterſchriften der an 
weſenden Cardinäle.)* 


2. Suli. Der Papſt befuht das Lager feiner Truppen bei Rocca bi 
Papa. | 

31. „ Stalien unterzeichnet mit Frankreich ein Schlußprotofoll bezüglich 

Theilung der päpftlihen Schuld (ſ. Stalien), nah welchem jenes 
von ben jährlichen Intereſſen derſelben 17 Mil. 2%. übernimmt. 

Nach dem Budget für 1868 entziffern fib die Einnahmen bes Kirchen: 

flaats auf 28,845,359 Fr. (wovon 14,384,867 Fr. aus ben Zolleinnahmen 

und 3,332,923 Ir. aus dem Lotto). Tie Gefammtfumme der Ausgaben 

beträgt 73,949,803 Fr., und fomit ergibt ſich ein Deflcit von 45,104,444 Fr. 

Die Einnahmen find darin im Vergleih mit 1867 um 7,865,554 Fr. ge⸗ 

vinger geworden, dagegen find die Ausgaben im Kriegsminifterium allein 

um 1,000,453 $r. gefliegen. Die Verzinfung ber öffentlichen Schuld Foftet 

39,184,423 Jr. Wenn nun aud Stalien bievon ca. 17 Mill. übernimmt, 

jo ift der Ausfall mit ca. 28 Mil. Fr. immer noch jo groß, daß die Lage 

ber päpftl, Finanzen fritifcher Bleibt, als daß fie auf die Dauer auch durch 
einen außerordentlihen Opferfinn der Katholifen bewältigt werden Fann. 


10. Aug. Der Papſt befucht nochmals feine Truppen im Lager von Rocca 
bi Papa. 


8. Sept. Der Papft Tadet durch ein apoftolifhes Schreiben an alle 
Biſchöfe der Kirchen orientaliſchen Ritus, welche nicht in Gemein: 
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(haft mit dem heil. Stuhle ftehen, auch diefe zum Befuche des an- 
geordneten Concils ein: 

..... Da Wir auf die Beförderung des Heiles Aller, welche Jeſum 
Chriſtum erkennen und verehren, all Unſere eifrigen Bemühungen und alle 
Unſere Gedanken unabläſſig richten müſſen, wenden Wir Unſere Augen und 
Unſer väterliches Herz zu jenen Kirchen, welche, einſt durch das Band der 
Einheit mit dieſem heiligen apoſtoliſchen Stuhle verknüpft, in ſo großem 
Ruhme der Heiligkeit und der himmliſchen Lehre blühten und reichliche Früchte 
des göttlichen Ruhmes und des Seelenheiles brachten, jetzt aber durch die 
ruchloſe Liſt und Umtriebe deſſen, der das erſte Schisma im Himmel erregte, 
von der Gemeinſchaft mit der heiligen römiſchen Kirche, die über die ganze 
Welt ausgebreitet iſt, zu Unſerem größten Kummer abgelöst und getrennt 
ſind. Aus dieſem Grunde haben Wir ſchon im Beginne Unſeres oberſten 
Pontificats Worte des Friedens und der Liebe mit aller Liebe des Herzens 
zu euch geredet. Aber obwohl dieſe Unſere Worte keineswegs den gewuͤnſchten 
Erfolg hatten, ſo hat Uns doch niemals die Hoffnung verlaſſen, der höchſt 
gnädige und gütige Urheber des Friedens, der mitten auf Erden das Heil 
gewirkt hat und als Aufgang aus der Höhe den ihm angenehmen und von 
Allen anzunehmenden Frieden augenſcheinlich gezeigt und bei ſeiner Geburt 
durch das Amt der Engel den Menſchen guten Willens verkündet und, unter 
den Menſchen weilend, durch ſein Wort gelehrt, durch ſein Beiſpiel gezeigt 
bat, werde Unſere ebenſo demüthigen als brünſtigen Gebete gnädig zu er⸗ 
hören ſich würdigen. 

„Run aber, da Wir kürzlich nach dem Rathe Unſerer ehrwürdigen Brü⸗ 
der, der Cardinäle der heiligen römiſchen Kirche, im künftigen Jahre eine 
ökumeniſche Synode in Rom zu feiern und am 8. December, dem Feſte der 
unbefleckten Empfängniß und jungfräulichen Gottesgebärerin Maria, zu er⸗ 
öffnen angeſagt und berufen haben, richten Wir Unſere Stimme wieder an 
euch und bitten, ermahnen und beſchwören euch aus ganzem Herzen, daß ihr 
auf dieje allgemeine Eynode fommen möget, wie eure Borfahren auf das 
1. Eoncil von Lyon gefommen find, welches Unfer Vorgänger, der felige 
Gregor X. ehrwürbigen Andenfens, gehalten, und auf das Concil von Flo: 
venz, welches von Unſerem Vorgänger, Eugen IV. glüdlihen Andenkens, 
gefeiert worden ift, damit nach Erneuerung der Geſetze der alten Liebe und 
nah Wiederherftelung bes Friedens der Väter, jenes himmliſchen und heil⸗ 
famen Geſchenkes Chrifli, das im Verlaufe der Zeit verfiegt ift, zur lebendigen 
Kraft nad) langem Nebel bes Kummers und nad ber fhwarzen und undank⸗ 
baren Nacht langen Zwiſtes Allen das heitere Licht ber erwünfchten Einigung 
leuchte. Und das fei die angenehmfte Frucht des Segens, mit welchem 
Chriftus Zefus, unfer Aller Herr und Erlöfer, feine unbefledte und geliebtefte 
Braut, bie Fatholifhe Kirche, tröften und ihre Thränen in biefen berben 
Zeiten Hillen und trodnen möge... . J 

13. Sept. Der Papſt ladet gelegentlich des einberufenen Concils alle 
Proteſtanten und Nichtkatholiken zur Rückkehr in den einen Schafſtall 
der kath. Kirche ein: 

„Pius PP. IX. Ihr Alle wiſſet bereits, daß Wir, obwohl ohne Unſer 
Verdienſt auf dieſen Stuhl Petri erhoben, und daher betraut mit der oberſten 
Leitung der ganzen katholiſchen Kirche und als höchſter Vorſteher mit der 
Sorge für ſie von Gott und unſerm Herrn Jeſus Chriſtus eingeſetzt, Unſere 
ehrwürdigen Brüder, die Biſchöfe bes ganzen Erdkreiſes, zu Uns zu rufen 
und cin ökumeniſches Goncil im nächſten Zahr einzuberufen für zweckdienlich 
erachtet haben, um mit eben diefen Unſern ehrwürdigen Brüdern, welche be: 
rufen find an Unferer Hirtenforgfalt theilzunehmen, diejenigen Ratbichläge 
zu faffen, weldhe geeignet und nothwendig find jowohl um bie Zinfternifje fo 
vieler verberbenbringenden Irrthümer zu verjcheuchen, welche, zum größ 
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Schaden ber Seelen, allenthalben von Tag zu Tag mehr zur Herrfchaft 
gelangen und zügellos fich verbreiten, al8 au um von Tag zu Tag weiter 
bei den Unjerer Sorgfalt anvertrauten chriftlihen Völkern das Reich des 
wahren Glaubens, der Gerechtigkeit und des wahren Friedens Gottes zu er⸗ 
bauen und zu erweitern. Und indem wir feſt auf das fo fefte und von ber 
Liebe geihlungene Band der Einigung vertrauen, durch welches Unſere ehr 
würdigen Brüder mit Uns und diefem Unjern apojtolifhen Stuhl auf eine 
wunderbare Weije verbunden find, da biefelben in all ber Zeit Unferer oberſten 
Kirchenleitung es nie unterliegen gegen Uns und biefen apoftolifchen Stuhl 
die glänzendften Beweiſe der Treue und Liebe und Anbänglichfeit abzulegen, 
jo dürfen wir wohl auch feſt darauf hoffen, baß, wie andere allgemeine Con⸗ 
cilien in früheren Jahrhunderten, fo auch bas fir das gegenwärtige Jahr⸗ 
hundert von Uns angelagte öfumenifche Concil mit Hilfe der göttlichen Gnade 
die reichften und erjrenlichften Früchte zur größern Ehre Gottes und bes 
erwigen Heil der Menjchen bringen werde. 

„Aufgerichtet durch diefe Hoffnung und angefeuert und getrieben von ber 
Liebe Unfers Herrn Jeſu Chrifti, der für das Heil des ganzen menſchlichen 
Geſchlechts fein Leben hingegeben, können Wir gar nicht anders, als daß Wir 
bei Gelegenheit des Fünftigen Concils auch an Alle jene Unfere väterlichen 
und apoftoliihen Worte richten, welche, obwohl fie denfelben Herrn Jeſum 
Ehriftum als ihren Heiland anerkennen und fich des chriftlihen Namens 
rühmen, doc den wahren hriftlichen Glauben nicht befennen und nad, feiner 
Einigung mit der Fatholifchen Kirche ftreben. Wir beabfihtigen fie mit allem 
Eifer und mit aller Liebe zu ermahnen und aufzumuntern, und fie zu be— 
ſchwören, dody recht ernftlic darüber nachzudenken und darauf zu achten, ob 
fie auch wirflid auf dem von Jeſu Chrifto vorgezeichneten Wege, der zum 
ewigen Heile jührt, fi befinden. 

„Denn dieß kann Niemand antaften oder bezweifeln, daB Jeſus Chriftus 
felbft, um allen menſchlichen Generationen bie Früchte feiner Erlöfung zuzu— 
wenden, auf Erden eine einzige Kirche auf Petrus gegründet bat, welche iſt 
bie einige, heilige, katholiſche und apoftoliihe Kirche, und daß Er ihr alle 
nothwendige Gewalt gegeben, um die Hinterlage des Glaubens unverfehrt 
und unverleßt zu bewahren, und fie allen Völkern, Gefchlechtern und Nationen 
zu überliefern, damit durch die Taufe alle in feinen myſtiſchen Leib eingefügt 
würden, und in ihnen immerbar erhalten und gemehrt würbe jenes neue 
Leben der Gnade, ohne welches Niemand ein Verdienft für die Emigfeit und 
das ewige Leben felbft erwerben fann, und damit eben bieje Kirche, welche 
feinen myftiichen Leib ansmacht, in ihrem Weſen unerjchüttert und unberührt 
bis an’s Ende ber Zeiten bleibe und Tebe, und al ihren Söhnen alle Mittel 
bes Heils zu bieten vermöge. Wer aber nun genau darauf Acht gibt und 
nachdenkt, in weldyer Lage fich bie verichiedenen, unter fi) fogar uneinigen, 
religiöfen Geſellſchaften befinden, welche von der Fatholifhen Kirche getrennt 
find, die feit Chriftus dem Herrn und ben Zeiten feiner Apoftel durch ihre 
rechtmäßigen heiligen Hirten ftets jene ihr von Gott übertragene Gewalt 
ausgeübt hat und in ber Gegenwart ausübt, ber muß fih von felbft leicht 
überzeugen, baß feine einzelne von jenen Geſellſchaften insbefondere, noch alle 
niiteinander, die eime und katholiſche Kirche ausmadyen und fein Fönnen, 
weiche ber Herr ſelbſt gegründet und erbaut und von ihr gewollt hat, daß 
fie bieß fei; noch baß man bas ein Glied oder felbit nur einen Theil eben 
biefer Kirche irgendivie nennen könne, was fich fichtbar von der Tatholifchen 
Einheit getrennt bat. Denn ba diefe Geſellſchaften jener Tebendigen nnd von 
Bott eingeſetzten Autorität entbehren, welche bie Menjchen die Glaubensjachen 
und die Disciplin ber Sitten lehrt, fie leitet und in all ben Dingen, welde 
das ewige Heil betreffen, für fie maßgebend ift, fo find dieſe Gefellichaiten 
unter fi in ihrer Lehre ftetS von einander abgewichen, und bieje Beweglich: 
keit und Veränderlichfeit hört bei ihnen auch gar nie auf. Jedermann fieht 
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alfo Teicht ein und erflärt es Kar und beutlih, daß gerabe bieß ber von 
Chriſtus dem Herrn eingefeßten Kirche am meiften widerflreite, ba in ihr bie 
Wahrheit immer unbeweglih und feinen Schwanfungen auogeſetzt fein barf, 
weil ihr diefelbe als ein auf's unverfehrtefte zu bewahrendes Vermächtniß 
übergeben wurbe, für beffen Bewahrung ihr die Gegenwart bes heil. Geiftes 
und die ftetige Beihilfe verheißen worden iſt. Niemandem ift e8 auch uns 
befannt, daß aus biefen Awiftigfeiten der Lehren und Meinungen aud) 
gefelihaftlihe Spallungen hervorgehen, und baraus gleichfalls als ihrem 
Urſprung jene unzähligen Eecten und Bünde entfliehen, welde zum größten 
Schaden der Chriftenheit und bes weltlichen Staatsweſens täglich mehr fich 
verbreiten. 

„Wer daher bie Religion als das Fundament der menſchlichen Gefellichaft 
erkennt, der wirb auch nicht umbin können anzuerfennen und einzugeftehen, 
wel’ große Macht auf bie bürgerliche Gefelihaft bie Epaltung und Zwie⸗ 
tracht ber fich gegenfeitig befämpfenden veligiöfen Gemeinſchaften ausgeübt 
bat, und wie heftig bie Leugnung ber von Gott zur Lenfung ber Uebers 
zeugungen ber menſchlichen Erfenntniß und ber Handlungen der Menſchen, 
jowohl in Beziehung auf das private als ba8 bürgerliche Leben, eingejegten 
Autorität jene fo höchſt unfeligen Zeitbewegungen und Erſcheinungen in’s 
Leben gerufen, gefördert und genährt habe, durch welche faft alle Völker auf 
die erbarmenswerthefte Weile gehegt und gepeinigt werben. 

„Möchten daher alle Jene, melde nicht zur Einheit und Wahrheit ber 
Tatbolifchen Kirche halten (S. Aug. ep. 61, al. 223), die Gelegenheit biefes 
Concils benüßen, in welhem ihnen die Fatholifche Kirche, ber ja ihre eignen 
Boreltern früher angehört hatten, einen neuen Beweis ihrer innigiten Liebe 
und ihrer unüberwindlichen Lebenskraft ablegt, und dem Drangeihres eigenen 

erzend entiprechend, fi) aus jenem Auftande herausreißen, in welchem fie 
über ihr eigenes Heil doch nicht ruhig fein Fünnen. Möchten fie nicht auf: 
hören dem Gott ber Erbarmungen das heißefte Flehen dbarzubringen, daß er 
bie Mauer ber Trennung niederwerfe, bie Finſterniß ber Irrthümer zerftreue 
und fie in ben Schooß ber heiligen Mutterkirche zurüdführe, in welcher 
ihre Vorfahren bie heilfame Weide des Lebens gehabt, in weldyer allein bie 
unverfälfchte Lehre Jeſu Chriſti bewahrt und überliefert wird, und bie Ges 
beimniffe der himmlischen Gnade ausgefpendet werben. 

„Wir nun, indem es Uns gemäß Unferes oberften Apoftelamts obliegt, 
ale Pflichten eines guten Hirten auf das forgfältigfte zu erfüllen und alle 
Menſchen des ganzen Erbfreifes mit väterlicher Liebe zu umfaſſen, jchreiben 
diefen Unfern Brief an alle von Uns getrennten Chriften, worin Wir ins 
ftändigft ermahnen und befchwören zu der einen Schafhürbde Chrifti zurüd- 
zueilen; denn nichts wünſchen Wir mehr und von ganzem Herzen als ihr 
Hal in Chriſto Zefu, und Wir müßten fürdten, von eben diefem Unferem 
Richter einft zur Rechenſchaft gezogen zu werden, wenn Wir nicht auch ihnen, 
was an Uns liegt, den Weg zur Erlangung bes ewigen Heils zeigten und 
offen hielten. Nie, wahrlich, werben Wir aufhören mit allem Bitten und 
Flehen und Dankfagung, Tag und Naht, für fie die Fülle binmlifchen 
Lichtes und ber Gnaben von dem ewigen Hirten ber Seelen bemüthig und 
inftändigft zu erflehen. Und dba Wir ohne Unfer Verdienſt in ftellvertretenber 
Weiſe fein Hirtenamt bier auf Erden führen, barum erwarten Wir mit 
glühendfter Liebe und mit offenen Armen die Rückkehr ber verirrten Kinder 
zur fatholifchen Kirche, um fie auf's Tiebevollfte in das Haus des himmliſchen 
Baters aufzunehmen unb fie mit den unerichöpflichen Schätzen desſelben be: 
reihern zu können. Denn von biefer fo heiß erfehnten Rüdfehr zur Wahr⸗ 
beit und Gemeinfchaft der Fatholifchen Kirche hängt nicht bloß das Heil ber 
Einzelnen, fondern vorzüglich auch das der ganzen chriftlichen Geſellſchaft ab, 
und bie ganze Welt kann fo lange nicht des wahren Friedens fich erfreuen, 
als nit ein Schafftall und ein Hirte wird.” 
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27. Sept. Das Tribunal der Sagra Consulta verurtheilt die erfte Serie 


30. 


ber wegen des Aufftandes vom 22. Det. 1867 Angeklagten und 
zwar zwei davon Monti und ZTognetti zum Zobe: 

„Im Namen Sr. Heiligkeit u. f. w. hat die Sagra Consulta erkannt 
und erfennt, es fei in Allgemeinen bie Inſurrection gegen ben Landesherrn 
und die päpftfiche Regierung in Rom am Abend bes 22. Oct. 1867 ermwiefen, 
welche von Brand und Verwüſtung ber Kaferne Serriftori wie vom Verluſte 
vieler Leben päpftliher Eoldaten und anderer Perfonen in der Nähe jenes 
Gebäudes begleitet war. Es erhellt, daß die Häupter und vorzüglichften 
Werkzeuge diefer nad überlegten Plan ausgeführten Verbrechen Giufeppe 
Monti und Gaetano Tognetti waren; daß G. Morefi und Fr. Zuaffetti dabei 
mitſchuldig find, wen auch in Bezug auf das Verbrechen um einen Grab 
minder ftrafbar; daß G. Boſſi, N. Semprebene, B. Rafjo, ©. Palanca, 
P. Santarelli gleichfalls mitihuldig find, dod, um zwei Grade weniger ftrafe 
bar, T. Sernicoli und R. bi Maggio aber um drei Grabe. Laut Art. 84, 
260, 275 bes Etrafgeleßbuches bat der Gerichtshof verurtheilt und veruriheilt 
G. Monti und ©. Tognetti zum Tode (morte di esemplaritä), jenen ein: 
ftimmig, diefen nad) Stimmenmehrheit; Fraft der angezogenen und des 13. 
Artifele G. Morefi und Fr. Zaffetti zu Tebenslänglicher Galeerenſtrafe, 
G. Boffi, A. Semprebene, B. Raffo, C. Palanca und PB. Santarelli zu 
zwanzigjähriger Galeere, T. Sernicoli und R. di Maggio zu zchnjähriger 
Saleere. Tie Derurtheilten follen auch die Prozeffoften bezahlen und den 
angerichteten Schaden erfeken. Die gefangenen C. Marcheſi, M. de Mattiag, 
B. Claudini, V. Patrizi, A. Zamperini find, weil ihr Antheil an dem Ver—⸗ 


brechen nicht völlig ermwiefen werben Tonnte, vorläufig in Freiheit geſetzt. 


Zugleich ift der Verhaftsbefehl aller in contumaciam Verurtheilten erlaffen.” 
» Ummwälzung in Spanien und Bertreibung der Königin Iſabella. 
Die Curie verliert damit ihre letzte zuverläffige politiihe Stütze in 
Europa. Wenigftens ein Theil ber ftarfen Summe, die ihr bisher 
aus Epanien zugefloffen, bleibt nun auch aus. 


17. Oct. Der griehiihe Patriarch von Konftantinopel weigert fi bie 


päpftlide Cinladung zum Concil, bie ihm von Gtellvertreter bes 
päpftlihen Legaten in Konftantinopel Dom Tefta übergeben werben 
will, entgegen zu nehmen. 

Nach dem über die Audienz aufgenommenen Protokoll richtet ber Patriarch 
an die Eendboten ber römischen Curie „in böchft ernftem, aber von väter: 
licher Milde durchdrungenem Tone” cine Anrede, in welcher er von vorn: 
berein erflärte, daß, wenn das Giornale bi Roma und andere Blätter bie 


Einladung nit zum voraus in bie Deffentlichfeit geſchickt hätten, er, ber 


Patriarch von Konftantinopel, jehr gern ein Sendſchreiben des Patriarchen 
bes alten Rom entgegengenommen bätte, wäre ed auch nur in der Hoflnung 
gewefen, etwas Neues zu vernehmen. Allein da ihm burch die vorgängige 
Veröffentlichung die Lehren Sr. Heiligfeit des römischen Patriarchen bekannt 


‚geworden feien, Lehren, bie keineswegs mit den Principien ber orthodoren 


Kirche bes Drients übereinftimmen, fo könne er, fo leid es ihm thue, weder 
die Einladung felbft, noch das Einladungsichreiten Er. Heiligkeit entgegen 
nchmen, die fi) immer noch zu Lehren befenne, welche offenbar den Lehren 
bes Evangeliums, der ökumeniſchen Concilien und der heiligen Kirchenväter 
wiberjtreiten. Zu was, da Se. Heiligkeit in Rom eben fo wenig wie er 
felber je von ihren Lehren abließ, unnöthigerweife gegenfeitige Befümmerniß 
erzeugen, alte Wunden öffnen und ben erlofchenen Haß neu anſchüren, wäh: 
rend doch beide Theile, gegenüber ben unzähligen Gefahren und Bebrängnifjen, 
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welche bie Kirche Chrifti bedräuen, mehr als je ber evangelifchen Liebe bes 
bürftig feien? Nur eine glüdliche, gerechte Löſung könne es geben, und bie 
beftehe darin, daß man in bie Zeit vor 1000 Jahren zurüdteige, wo es eine 
Kirche gab, die im Orient und im Occident, im neuen und im alten Ron 
fih zu denfelben Dogmen bekannte. Bon biefem Standpunfte aus möge man 
unterjuchen, was feitbem der reinen Lehre beigefügt oder entzogen worben fei. 
Und dann, wenn biefes Läuterungswerk vollbracht, müge man fich allfeitig 
in ber univerfellen Orthobdorie einigen, von ber fih Nom im Laufe ber Jahr: 
hunderte immer mehr entfernt, indem es ſich bemühte, durch ſtets neue 
Lehren und Dogmen bie Kluft zu erweitern und von ber heiligen Trabition 
abzuirren, Auf bie Frage Dom Tefta’s, welches dann bie abweichenden 
Lehren feien, erflärte der Patriarch zunächft, daß, To lange die Kirche bes 
Erlöfers auf Erben beftehe und beftehen werde, Fein einzelner Bilchof, ſondern 
nur ber Heiland felber Herr und Meifter der Kirche jein könne. Es gäbe 
feinen unfehlbaren Patriarchen, ber, wenn er ex cathedra fpredye, fich über 
das ökumeniſche Goncil zu verjegen vermöge, das allein unfehlbar fei. Die 
Aa Abbaten verfuchten verfchiedene Einwendungen; unter Anderem machten 
ie auf das Concil von Florenz aufmerffam, das ja ehedem die beiden Kirchen 
geeinigt babe. Nur wenige feien außerhalb diefer Einigung geblieben, und 
jie folten auf dem nächften Goncil eines Befjern belehrt und für die Eini« 
gung gewonnen werben. Der Patriarch verwarf in ziemlich fcharfen Aug: 
drüden das Goncil von Florenz, das durch bie Gewalt zufammengebracht 
und durch ausſchließlich politiiche Intereſſen beberricht worden fei. Nur bie 
fieben Concilien der eriten acht Jahrhunderte, die der heilige Geiſt erleuchtet, 
fönnten als wirffih öfumenifche Concilien gelten; in ihnen allein Tiege das 
böchite Kriterium der chriſtlichen Wahrheit. Schlieklich erklärte der Patriarch, 
daß immerhin Biſchöſe des Decibents fich zur Aufflärung von Zweifeln ꝛc. 
verſammeln fünnten, fo oft und wann es ihnen gefalle. Allein die Bifchöfe 
bed Orients ſeien ſich über die von den heiligen Vätern überlieferten uns 
wandelbaren Dogmen Far. Aber auch an der Form ber Einladung nimmt 
er hinlänglichen Anftoß, um ben Charakter eines öfumenifchen Concils ber 
im December 1869 in Rom zujammentretenden Verfammlung vollfommen 
abzufprehen. „Wenn ber fehr Heilige Vater in Rom“, alſo lauteten bie 
Worte des Patriarchen, „die apoftoliiche Gleichheit und Brüderlichfeit aner: 
fennte, fo bätte er als cin Ebenbürtiger, frait bes Dogmas, unb als der 
Erfte, als Inhaber feines Sitzes, kraft des heiligen Canon, ein perfönliches 
Schreiben an jeden Patriarchen und an jede Synode bes Orients richten 
müffen, nit um ihnen feinen Willen durch Encyelica und öffentlidye Blätter, 
gleichſam als Herr und Gebieter Aller, aufzuerlegen, fondern um fie, wie ein 
Bruder feine Erüber und die ihm an Rang und Würben Ebenbürtigen, um 
ihren Rath über den Zufammentritt, den Ort und bie Art und. Weife biefer 
Verſammlung zu befragen.“ Allein unter den gegebenen Umftänden muß 
der Patriarch zu feinem Leidweſen die Einladung und das Schreiben als 
vollkommen unnüß anfehen. 


26. Oct. Der Papft befugt Givitavechia, befichtigt Die neuen Vertheibi- 
gungswerfe und ertheilt den franz. Dccupationstruppen feinen Segen. 


31. „ Der Marquis von Banneville tritt als Botfchafter Frankreichs 
an bie Stelle des Grafen Eartiges. (ſ. Stalien 4. Eept.) 


9. Nov. Ein päpftliches Edict feßt die bisherigen Zölle fehr weſentlich 
herab. 

In dieſem Edict macht der Carbinal Antonelli bekannt, daß Se. Heilig: 

keit, in der Abſicht, den Wünſchen der Handelswelt zu entſprechen, die Ver: 

öffentlichung eines neuen Zolltarifs angeordnet babe, der fofort in Kraft 
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treten und bie Einfuhr: und Verzehrungszölle erheblich herabſetzen fol. Die 
päpftlihe Regierung hatte nämli einen Handelsvertrag mit Frankreich ab⸗ 
geihloffen, ber für dieſes bie Zölle weſentlich ermäßigte unb andere Regie: 
rungen, wie namentlich ber beutjche Zollverein und die Schweiz hatten bie: 
jelben Begünftigungen nachgeſucht und erhalten. Wenn die Florentiner Re: 
gierung das gleiche Verlangen geäußert hätte, jo hätte man ihr ohne Zweifel 
geringihägig erwibdert, bag man mit Revolutionären und Räubern feine 
Verträge ſchließe. Durch diefen neuen, für Waaren jeden Urfprungs giltigen 
Zarif fiebt fih nun Stalien mit ben meiftbegünftigten Nationen auf gleichen 
Fuß geftellt. Allerdings Hatte bie italienifche Induſtrie dieſe Maßnahme un: 
erläßlich zu machen gewußt; denn fie verfehlte nicht, ſich in Frankreich oder 
anderwärts Gefälligfeits: Certificate zu verſchaffen, mittelft deren fie ihre 
Erzeugnifje gegen bie herabgeſetzten Zölle in den Kirchenftaat einführte Die 
Zollreform muß aber faft nothwendig einen großen Ausfall in den römijchen 
Staatseinfünften nach fich ziehen. 


21, Nov. Der Papſt beitätigt nad langem Zögern endlich das gegen 


Monti und Tognetti von der Sagra Consulta ausgefprochene Todes: 
urtheil. 

„ Monti und Tognetti werben in Rom hingerichtet. 

„ Die Barricaden find bei den meilten Thoren befeitigt, obgleich 
ber Belagerungszuftand noch nicht aufgehoben iſt. Der Esquilin, 
ber Datican und das Janiculum find befeſtigt. Aus Frankreich find 
im Laufe des Monats drei ftarfe Transporte von Kriegemunition 
angelangt, bie in Givitavechta aufgehäuft werden und jedenfalld den 
Bebarf der gegenwärtigen franz. Occupationstruppen weit überfteigen. 


15. Dec. Die Sagra Consulta verurtheilt in zweiter Inftanz eine weitere 


21. 


Anzahl Angellagter wegen des Aufitandes vom 22. Oct. 2 (Njani 
und Luffi) zum Tode, 5 zu Tebenslänglicher und 16 zu 3 bis 20 
Jahren Galeere. Das Urtheil der Sagra Consulta in dritter In— 
ftanz ftebt indeß noch aus [und ſpricht fpäter Fein Tobesurtheil aus, 
um dem Papft jede Verlegenheit zu erjparen.] 

„ Allocution des Papftes gegen Spanien. Die Publication ber- 
felben wirb gegen das Herkommen verfhoben und unterbleibt fpäter 
ganz. 


6. Schweiz. 


— Kan. (Zürich). Die vom Gr. Rathe zur Prüfung der Rechtspflege, 


20. 


insbefondere des fo Hart angegriffenen Obergerichts, niebergejeßte 
Commiffion urtheilt faft einftimmig, daß die den Gerichten im all: 
gemeinen gemachten Vorwürfe der Corruption und Parteilichfeit un⸗ 
begründet fein. Die Stimmung im Publiftum bleibt inzwijchen und 
nit ohne Grund eine gegen den Obergerichtspräfidenten Ulmer, 
den Hauptangeklagten, äußerft gereizte. 

„ (Genf). 8 zeigen ſich Anfänge einer neuen Parteibildung, 
indem fi die bish. radicale Partei Fazy's zu fpalten jcheint: auf 
ber einen Eeite ſcheiden fi die ſog. Freibenfer von ihr aus und 
treten jelbjtändig auf, während auf der andern die Ultramontanen 
fi) von ihren bisherigen Verbündeten Yoszulöfen beginnen. Gleich: 
zeitig tritt die Arbeiterfrage immer mehr in ben Vorbergrundb: gegen« 
über dem internationalen Arbeiterbunde treten auch die Arbeitgeber 
in einen Derein zufammen. 


„ (Zürid) Die Nctionspartei erläßt mit Rückſicht auf bie be: 
vorjtehende Volksabſtimmung ein Manifeft, um dem Volke bie de: 
mofratijche Bedeutung der Revifion durch einen Berfaffungsrath klar 
zu machen: 

„An der Spige unferer Forderungen fleht der Ausbau ber Volksherrſchaft, 
bie Beiziehung des Volks zur gefeßgeberifchen Thätigfeit, das Referendum 
und die Initiative. Das Referendum ift die wahre Verwirklihung befien, 
was ſchon den Volfsmännern von 1830 vorſchwebte: eine Berichterftattung 
an das Voll. Es ift die verfaffungsmäßige Verpflichtung ber Gefebgeber, 
bie Geſetze und alle tief in das Volfsleben eingreifenden Beſchlüſſe zu Handen 
des Volks zu beleuchten, und fie einer Volfsabftimmung mit Ja und Nein, 
fei 8 in ben Gemeinden, fei es im größeren Kreifen, zu unterbreiten. Es 
iit das verfaffungsmäßige Recht des Volks, diefe Vorlagen in freiefler Weife 
zu prüfen, zu beiprechen und darüber zu entjcheiden. Die Smitiative ift bie 
jelbftthätige Einleitung neuer gefeßgeberifcher Acte und öffentlicher Schöpf: 
ungen duch Antragftelung von Volkswegen. Sie ift das Recht einer ver⸗ 
fafjungsmäßig zu befliimmenden Zahl von Activbürgern, bie Prüfung und 
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Anhandnahme ſolcher Vorſchläge zu fordern, und die Pflicht der Räthe, darauf 
einzutreten. Um nichts geringeres alſo Handelt es ſich, als eure bisherige 
Scheinfouveränetät zu einer wirflihen und wahrhaften Volksſouveränetät zu 
entwideln, bie maßgebende Macht und Gewalt aus den Händen Einzelner 
auf bie ftarfen Schultern ber Gefammtheit zu verlegen. Hier liegt die Ent: 
fheidung — ba haltet feſt!“ 


26. San. (Züri). Allgemeine Volksabſtimmung über die Frage einer 


Revifion der Verfaſſung durd einen Berfaflungsrath oder durch ben 
Gr. Rath. Mit überwältigender Mehrheit wird die Nevifion und 
zwar durch einen DVerfaflungsrath beichlofjen. 

Bon 65,534 Stimmbercdtigten nehmen 59,027 an ber Abjtimmung 
Theil. Für die Revifion erflären fi) 50,687, dagegen nur 7376 Stimmen 
und für eine folche burch einen Verfaffungsrath 47,776, durd den Gr. Rath 
10,057 Stimmen. 


— Febr. (Züri). Der Obergerichtspräſident Ullmer zieht ſeine Klage 


10. 


27. 


gegen den Pamphletiſten Locher zurück und gibt ſeine Sache damit 
für verloren. Die überwiegende öffentliche Meinung geht dahin, 
daß Ullmer's Sturz durchaus Fein unverbienter ſei. 


(Thurgau und Aargau). Auh Hier werden Berfaffungs: 
revifionen im Sinne ber bemofratifhen Bewegung von Züri an- 
geregt. 

(Freiburg). Der Gr. Rath beſchließt mit 51 gegen 34 

Stimmen die Wiedereinführung der von dem früheren radicalen 
Regimente abgeſchafften Todesſtrafe. 
„ Bürid). Der Gr. Rath genehmigt die Anträge feiner Com: 
milfion bez. der Juſtizverwaltung bes Kantons und nimmt das Ent: 
laſſungsgeſuch des Obergerichtspräfidenten Ulmer als Mitglied des 
Gr. Rathes, als Mitglied und als Präfident des Obergerihts an. 
„ (MReuenburg). Der Gr. Rath beſchließt mit 56 gegen 12 
Stimmen, die Frage einer Revifion der Verfaſſung der Abjtimmung 
bes Volks vorzulegen. 


1. März Der Bunbesrath weist einen Recurs ber juraffiihen Groß⸗ 


räthe des Kantons Bern gegen ben Beſchluß des dortigen Gr. Rathes 
bez. Verminderung der Fatholifchen Feiertage als unbegründet ab. 

„ &ern). Ber Gr. Rath bejtätigt in zweiter WBerathung mit 
134 gegen 50 Stimmen feinen Beihluß vom 22. Nov. 1867, der 


die Mitglieder religiöfer Orden (namentlich die fog. Lehrſchweſtern) 


bom öffentlichen Unterricht ausſchließt, was im katholiſchen Jura zu 
einiger Aufregung, in Pruntrut zu aufrührerifhen Placaten führt. 


Die juraſſiſchen Großräthe und der Nuntius protefliren gegen ben 


Beſchluß und die erfteren recurriren auch dagegen an ben Bunbesrath. 
„ Der Bunbesrath bejchließt definitiv die Einführung bes Betterli- 
Repetirgewehrs (verbefjertes Wincheſter⸗ Gewehr) als Ordonnanz in 
der ſchweiz. Armee. 


Schweiz. 45 


8—22. März (Zürich). Allgem. Volkswahlen für den Verfaſſungs⸗ 


rath. Diefelben ergeben ungefähr zwei Drittheile Anhänger und ein 
Drittheil Gegner der demokratiſchen Beftrebungen der Agitationspartei, 


13. März (Genf). Aufregung in dem katholiſchen Städtchen Carouge 


15. 


23. 


gegen die freres ignorantins, 

„ DReuenburg) Das Volk lehnt in allgemeiner Abjtimmung 
die ihm vom Gr. Rath vorgeſchlagene Verfaſſungsreviſion mit 4400 
gegen 1700 Stimmen ab. 

„— 8. April. (Genf). Großer Strife der Bauarbeiter unter 
Leitung des internationalen Arbeiterbundes. Derſelbe wird fchließ- 
lih durch den Staatsrathspräfidenten Camperio vermittelnd beigelegt. 


19. April. (Thurgau). Das Dolf beſchließt in allgemeiner Abftim- 


26. 


mung mit 11,637 gegen 2229 Stimmen die Revifion der Berfal-. 
fung durch einen Verfaflungsrath in demjelben Sinne wie in Zürich. 
„ @Ülppenzell a Rh.). Die Landgemeinde befhliekt auf ben 
Rath des Landammanns Rechſteiner eine Reviſion der Verfaſſung 
und wählt zu dieſem Behufe einen Verfaſſungsrath. 


— Mai. Unterbandlungen in Berlin über den Abfchluß eines Hanbels- 


29. 


vertrag mit dem deutſchen Zollverein jcheitern an der Frage bes 


fogen. Ohmgeldes, da Frankreich nad feinem KHandelsvertrage Anz 
ſprüche erheben zu können fcheint, welche die Schweiz dem Zoll: 
bereine nicht zugeftehen will, dieſer aber in feinem Fall ſchlechtern 
Rechtes fein will als Frankreich. , 

” (Zürich). Zufammentritt des Verfaffungsrathes. Derjelbe fett 
eine Commiffion nieder, um bie durch Proclamation einzuholenden 
Volkswünſche zu fichten. 

»„ (Thurgau). Zufammentritt des Verfaflungsrathes. Die Wah— 
len haben zwei Drittheile entichiedener Freunde einer Reviſion ber 
Berfaflung auf demokratiſcher Grundlage wie in Zürich ergeben. 

„ (Zürid). Der Verfaflungsrath befchließt, die Commiffion mit 
ber Ausarbeitung eines Verfafjungsentwurfes nach dem Princip di⸗ 
recter Volksgeſetzgebung zu beauftragen. 


8. Juni. (Graubünden) Der Gr. Rath beſchließt mit 40 gegen 


17. 


19. 


23 Stimmen eine Revifion der DVerfafjung. 


„ (Schwyz). Der Kantonsrath verweigert die Erneuerung ber 
Conceſſion für die bisherige Kantons - Lotterie mit einer Mehrheit 
bon 32 Stimmen. 

»„ (Bern). Reg.Rath Weber Iegt feinen Collegen einen Gefeb- 
entwurf zur Berathung und Vorlage im Gr. Rathe vor, durch mel: 


hen auch hier wie in Zürich das (obligatoriſche) Referendum ein⸗ 
geführt werden ſoll. 
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„I) Alle Geſetze find dem Volke zur Annahme oder Verwerfung zu unters 
fielen. In jedem Geſetz find die Beſtimmungen fpeciell zu bezeichnen, deren 
Vollziehung durch ein Decret bes großen Raths ober burch eine Verordnung 
bes Regierungsraths zu ordnen ift. 2) Die Finanzverwaltung ift durch ein 
bejonderes Geſetz zu regeln. Auf einen Finanzplan gegründet, welcher cine 
Periode von wenigftens 10 Jahren umfaßt, ſoll das Geſetz enthalten: a) einen 
jummarijchen Voranfchlag der jährlihen Bedürfniffe des Staatshaushaltes; 
b) einen vollfiändigen Amortifationsplan ber Staatsſchulden; c) einen fums 
mariſchen Voranſchlag der orbentlidhen AJahreseinnahmen; d) bie Steuer: 
quoten. Diefes Gefeß ift jeweilen im erften Jahr einer neuen Verwaltungs: 
periode einer Revilion zu unterftellen. Außerorbentlih kann eine Nevifion 
durch ben großen Rath befchloffen werden. 3) Die Abftimmung über die im 
Laufe bes Jahrs erlafjenen Gejete findet ordentlicher Weile in den Monaten 
April oder Mai ftatt, außerordentlih, wann es ber große Rath beftimmt. 
4) Dieſes Geſetz wird dem Volke zur Annahme ober Verwerfung vorgelegt.“ 


uli. (Luzern). Die in der Minderheit befindliche kathol. Partei 
regt auch hier eine Revifion der Verfaſſung an. 


„ Eröffnung der Bundesverfammlung in Bern. Botichaft des 
Bundesrathes über die Verwendung ber Zmölfmillionen:Anleihe für 
bie Bewaffnung der eidgendffifhen Armec mit Hinterlabern. 


Der von ber Bındesverfanmlung bewilligte Credit betrug 12,215,830 Fr. 
Davon waren beftlinmt: a) für bie Artillerie (Herftelung, refp. Umänderung 
ber ſchweren Feld und Rofitionsgeijhiige und beren Munition) 1,474,480 Tr. ; 
b) für Umänberung reſp. Neubefhaffung von Hinterlabungs = Gewehren 
10,741,350 Fr.; zufammen obige 12,215,830 Tr. Der für die Artillerie 
ausgefette Credit war Mitte Zuli l. $. bis auf die Summe von 195,881 Fr. 
05 Gent. zur Verwendung gefommen, und von biefer reflirenden Summe 
wird im laufenden Jahr, da die Geſchützumwandlung nun wollendet ift, noch 
ein Theil für die Herftelung von Munition ausgegeben werben. In feinen 
Fall ift eine Weberjchreitung des bezüglichen Credits zu gewärtigen. Was 
die Ausgaben für ben Gewehrcredit betrifjt, jo betrugen fie auf 1. Januar 
:1868 3,298,674 Sr. 12 Gent., bis Mitte Juni 1868 kamen ferner hinzu 
1,076,866 Fr. 72 Gent., Totalausgaben bis Mitte Juni 4,375,540 Fr. 
84 Gent. Angefihts des Umflands, daß mit dem umgeänberten Gewehren 
und mit bem Peadoby-Gewehren auf Ende bed Jahres etwa 142,000 Hinter- 
ladungsgemehre, wovon 90,000 des Fleinen einheitlichen Kalibers vorhanden 
fein werben, bat der Bundesrath einftweilen die Beichaffung von nur 80,000 
Mepetirgewehren in Ausfiht genommen, ba bieje Zahl Hinreichen würde, 
bie Bewaffnung ber ſchweizeriſchen Armee fo zu ergänzen, daß aud) bie 
Landwehr mit dem Gewehr bes einheitlichen Fleinen Kalibers verfehen wer: 
ben könnte. 


„ Kin Handelsvertrag mit Defterreih wird in Wien unterzeichnet. 
Die Differenz, welche die Unterhandlungen mit dem Zollverein ſchei— 
tern machte, wird von Defterreih nicht erhoben. 

47. Suli. Der Nationalrath weist den Recurs ber jurafliihen 
Großräthe von Bern gegen ben Beſchluß des Gr. Rathes bez. der 
Lehrſchweſtern mit 88 gegen 19 und denjenigen bez. ber katholiſchen 
Feiertage mit 87 gegen 9 Stimmen ab. 


49. Juli. Die europäifche ZTelegraphenconferenz in Wien beſchließt, bas 


internationale Telegraphenbureau der Schweiz anzuvertrauen. 


23. 


25. 


ep) 


10. 


12, 
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Juli. Der Ständerath weist die Recurſe der kathol. Juraſſier auch 


ſeinerſeiss mit 27 gegen 10 und mit 26 gegen 9 Stimmen ab. 
„ Schluß der Bundesverſammlung. 


Aug. Oberſt Hammer (Solothurn) wird zum Geſandten in Berlin 


und an den ſüddeutſchen Höfen ernannt. 


„ Der Congreß der deutſchen Arbeiter-Bildungsvereine in ber 
Schweiz beſchließt in Neuenburg faft einftimmig ben Anſchluß biejer 
Vereine an ben internationalen Arbeiterbund. 


„ Der Bundesrath ladet durch Circularnote an die Mächte bie- 
felben neuerdings zu einer Konferenz nad Genf ein behufs Erwei- 
terung der ebendort am 23. Auguft 1864 abgeſchloſſenen Ueberein- 
kunft zur Verbefjerung des Loofes verwundeter Militärs im Kriege, 


Der Bundesrath erwähnt in jeiner Note zuerft, baß jene Convention gegen 
wärtig von fämmtlichen europ. Staaten angenommen unb dadurch zu einem 
Beftandtheile des allgemeinen europäifchen Völferrechts geworben ift. Die Fries 
gerifchen Ereignijfe des Jahres 1866 Hätten insbejondere bie Wohlthat ihrer 
Beſtimmungen ins bellfte Licht gefeßt, bie damals gemachten Erfahrungen 
aber anbererfeits auch ben Hunt nad einer Ergänzung und Erweiterung 
ber Grundſätze biefer Vereinbarung erzeugt. Schon im Augufl 1867 babe 
fi die italienische Regierung an ben Bundesrath mit der Bemerkung gewen: 
det, daß fie insbefondere eine Ausdehnung ber ftipulitten Grundjäge auch 
auf ben Seekrieg für nothwendig erachte. Von verichiedenen Seiten fei eben 
jo eine weitere Ausdehnung ber Neutralifation auf das fanitarifche Perſonal 
und Material befürwortet, von anderer Seite hinwieder auch eine befjere 
Bearenzung einzelner Beflimmungen der Convention, wie namentlich ber 
Dispenfation von Truppen-Einquartirungen und ber Neutralijation von 
Verwundeten (Art. 5 und 6) angeregt worden. Cine Vereinigung von Res 
präjentanten der verfchiebenen Hilfsvereine in Paris babe eine noch weiters 
gehende Revifion ber Convention mit den befannten Zielpunfkten in Ausficht 
genommen. Durch vorläufige Erfundigungen babe fidy der Bundesrath übers 
zeugt, daß bei den Vertragsflaaten mindeſtens Geneigtheit zur Ausdehnung 
der für ben Landfrieg feftgefeßten Grundſätze auch auf den Seefrieg unter 
fihernden Beſtimmungen vorhanden fei, und cine Disculjion der übrigen 
Punfte möglicher Weife auch noch zu weiteren Verfländigungen führen bürlte 
So ſcheine ſchon die Wichtigkeit des erfteren Punktes den Zufammentritt einer 
Gonferenz von Repräfentanten der Vertragsſtaaten zu rechtfertigen, ſei es nun 
zu einer förmlichen Revifion der beftehenden Convention oder für Zuſätze in 
der Form von Abbitional-Artifeln. Der Bundesrath halte fich daher zur Ers 
greifung einer erneuerten Snitiative verpflichtet und labe mithin zur Bethei⸗ 
ligung an einer folden Conferenz ein, für welche er, als hiftorifch gegebenen 
Bereinigungspunft, bie Stadt Genf und als Zeitpunft des AZufammentrittes 
ben 5. Oct. I. 3. vorfchlage. 


„ Enthüllung eines Polendentmals in Rappersiwyl. Der amerik. 
Conſul nimmt an der Feierlichfeit als foldher Theil und vertheibigt 
fi deßhalb in einer Zufchrift an bie „Times“ mit dem Beifügen: 
„Wo es fi um eine Wahl zwiſchen Rußland und faft allen übrigen Nas 
tionen banbelte, würbe Amerifa auf Rußlands Seite ftehen, dagegen in dem 
Streite zwiſchen Rußland und ben unterbrüdten Polen ergreifen 40,000,000 
Amerifaner für Polen Partei. Wenn Polen und bie Union auf demfelben 
Eontinent lägen, fo würbe in wenigen Monaten Polen wieber aufſtehen.“ 
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26. Aug. (Genf) Der Gr. Rath beichliegt nad einläßlichen Verband: 


31. 


lungen mit 43 gegen bloß 4 Stimmen, der Volfsabftimmung, die 
einen gleichen Antrag im J. 1866 verworfen, einen Geſetzvorſchlag 
zu unterjtellen, ber alle Unterjchiebe zwiſchen Alt: und Neugenfern 
aufhebt und auf dem Gebiete ber Armenpflege und ber öffentlichen 
Unterftübungsfonds völlige Gleichberechtigung herſtellt. 

Sn der Debatte werden bie Beitrebungen ber Katholiken und die Ans 
firengungen bes „Biſchofs“ (in partibus) Mermillod, den der Staat nur 
als kath. Stadtpfarrer von Genf und Delegirten bes Biſchofs von Freiburg 
anerkennt, vielfach einer ſcharfen Kritif unterworfen. 

„(Zürich). Wieberzufammentritt des DVerfaffungsrathes. Der: 
felbe bejchließt ohne Gegenantrag, auf ben ihm von feiner Commif: 
fion vorgelegten Derfaffungsentwurf einzutreten und erflärt fofort 
mit 196 gegen 6 Stimmen die Todes- und bie Kettenftrafe für 


abgeſchafft. 


7. Sept. (Zürich). Der Verfaſſungsrath lehnt die Einführung der 


11. 


15. 


obligatoriſchen Civilehe mit 132 gegen 57 Stimmen ab und be— 
gnügt fi} mit der facultativen. 
„ (Senf). Gr. Rath: Der gefammte kath. Clerus des Kantons 
protejtirt gegen bie wider ben Biſchof Mermillob gefallenen Neußer- 
ungen und ber Proteft gibt einigen kath. Großräthen zu fehr pro- 
pocirenden Aeußerungen Anlaß: 

Der kath. Teputirte Nallet ruft feinen proteftantifchen und feinen anders 
benfenden Fath. Collegen zu: „Wir fürchten euch nicht, der Fath. Clerus iſt 
durch fich felbit garantirt. Ihr werdet uns und den Glerus nie dahin brin⸗ 
gen, ben Naden zu beugen. Wir werben euch zum Trotz dabei beharreit, 
Migr. Mermillod unfern Biſchof zu nennen, und bald werben wir fagen: 
unfer Bilhof von Genf! Meberlegt es wohl: wir werben uns zeigen, laßt 
nur bie Wahlen berbeifomnıen !* 


Der Gr. Rath befchließt auf den Antrag feiner Commiffion mit 
großer Majorität, Hrn. Mermillod auch ferner nit als „Biſchof“, 
fondern lediglich als kath. Stabtpfarrer und Delegirten des Biſchofs 


- von Freiburg anzuerkennen. 


„ (Zürid). Verfaſſungsrath; Der Artikel des Entwurfs: „Das 
Bolt übt die gejeßgebende Gewalt unter Mitwirfung des Kantons: 
rathes jelbft aus” wird mit 115 gegen 60 Stimmen angenommen. 
„ (Zürid). Verfaflungsrath: Die Einführung des reinen Refe— 
rendums wird mit 139 gegen 45 Stimmen beichloffen. 
„(Zürich). Verfaſſungsrath: Die Einführung ber Bolfsinitiative 
in die neue DBerfaffung wird mit 125 gegen 62 Stimmen be: 
ſchloſſen. 

„CGZürich). Der Verfaſſungsrath verwirft bie Ausſetzung von 
Diäten für die Mitglieder des Kantonsraths und ſetzt für dieſelben 
bloß (ſehr geringe) Reiſeentſchädigungen aus. 
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26. Sept. Zweiter Congreß der internationalen Friedens- und Frei⸗ 
heits-Liga in Bern. | 

Programm bes Gentralcomite: „Die internationale Friedens: und 
Treiheits:Liga geht von ber Anſicht aus: daß, wie es in ben Beſchlüſſen des 
Genfer Congreſſes ausgejprochen ift, ein dauerhafter Frieden unter ben gegen: 
wärtigen ökonomiſchen und politifhen Zuftänden Europa’s nicht bergeftellt 
werben fann; daß die Liga fi zum Ziele ſetzen muß, eine thätige Propa⸗ 
ganda zu üben, um bie Freiheit auf bie Organifation der Gerechtigfeit in 
ber modernen Geſellſchaft zn ſtützen; — demgemäß anerkennt bie Liga bie 
unbedingte Nothwendigkeit, die brei Seiten des focialen Problems — bie 
religiöfe, politiihe und ökonomiſche nicht von einander zu trennen, und in 
Folge deſſen erklärt fie: 1) daß die Religion, als Sache der individuellen 
Veberzeugung ben politiihen Einrichtungen fremd bleiben und ebenfo aus 
ben Öffentlihen Unterrichtswefen befeitigt werden muß, bamit die Kirchen 
nicht mehr bie freie Entwidlung ber Geſellſchaften aufhalten fünnen; 2) daß 
ben Vereinigten Staaten von Europa eine Organifation zu Grunde gelegt 
werden muß, welche auf volfsthümlichen und demokratiſchen Snftitutionen 
beruht und zu ihrer Grundlage die Gleichheit der Nechte bes Individuums 
fowie die Autonomie ber Gemeinden und Provinzen in Beziehung auf Orb 
nung ihrer eigenen Angelegenheiten bat; 3) baß das gegenwärtige ökono⸗ 
milde Syftem von Grund aus geändert werden muß, jofern man zu einer 
gerechten Vertheilung ber Güter, der Arbeit, der Muße, des Unterrichts und 
dadurch zu einer vollfommenen Befreiung der arbeitenden Klaſſen und zur 
Befeitigung bes Proletariats gelangen will; die Liga verwahrt fich gegen 
jeden Verſuch einer Socialreform, der von irgend einer bespotifchen Gewalt 
ausgeben follte. Ausgehend von biefen Grundſätzen fchlägt das permanente 
Gentralcomit& vor, bem zweiten Friebens= und Freiheits-Congreß folgenbe 
Fragen zur Behandlung vorzulegen: I. Welches find, mit Rückſicht auf Fries 
den und Freiheit, die Vorzüge ber Abſchaffung ber ftehenden Heere und ber 
Einführung von Nationalmilizen, ober ſogar einer allgemeinen Entwafinung? 
II. In welden Beziehungen fteht die öfonomilche oder fociale Trage zu der⸗ 
jenigen bes Friedens durch bie Freiheit? III. Welches find in Beziehung 
auf Frieden und Freiheit die Vorzüge einer Trennung ber Kirche vom Staate? 
IV. Wie kann das füderative Princip. in den verfchiedenen Ländern ausgeführt, 
und auf welche Art kann ber Verband der Vereinigten Staaten von Europa 
bergeftellt werben? Dem Reglement zufolge werden Frauen unter ben nänı- 
lichen Bedingungen und in gleichen Rechten wie bie Männer zum Congrefie 
aufgenommen; fie find eingeladen, fih an den Berathungen zu betheiligen 
und bie ragen vorzufchlagen, an welchen fie befonders Intereſſe nehmen.“ 

Ein Aufruf an die Bewohner Berns fcizzirt den Zweck bes Gons 
greifes in Kürze nochmals alfo: „Gleich bem Tektjährigen Congreß in Genf 
jegt fih auch der in Bern bie Aufgabe, aus dem Munde von Vertretern 
aller europäifchen Völker Verwahrung einzulegen gegen bie Ueberfpaunung 
der Kriegsrüftungen, gegen das Unmelen ber ſtehenden Heere, gegen bie vers 
berbliche Politif der großen Militärftaaten, welche ben Frieden und alle unter 
feinem Schuß gebeihenden Snterefjen bedroht. Er faßt die Friedensfrage als 
Treibeitsfrage auf. Nicht die Völker find es, welche ben Krieg fordern. Führe 
man die Völfer zur en zum Selbfibeflimmungsredt, ſchaffe man ihnen 
befriedigende fociale Zuftände, jo werben bie Urfachen des Kriegs befeitigt, 
und wird die Erhaltung des Friedens gefichert fein. Der Militarismus be= 
droht den Trieben, er bedroht bie freiheit, er bedroht nicht minder auch bie 
Unabhängigkeit und die Rechte ber freien Tleineren Staaten. Kleinen Lande 
liegt e8 fo nahe wie ber Schweiz, die Freiheitsbeftrebungen ber Völker, durch 
welche die Politik der Gewalt, die Uebermacht, die beftändige Kriegsbercitichaft 
an der Wurzel angegriffen wird, mit ihren Sympathien zu unterflügen.“ 
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26. Aug. (Genf.) Der Gr. Rath beſchließt nach einläßlichen Verhand- 


31. 


lungen mit 43 gegen bloß 4 Stimmen, der VBollsabftimmung, bie 
einen gleihen Antrag im J. 1866 verworfen, einen Geſetzvorſchlag 
zu unterftellen, der alle Unterſchiede zwiſchen Alt und Neugenfern 
aufhebt und auf bem Gebiete der Armenpflege und der öffentlichen 
Unterftüßungsfonds völlige Gleichberechtigung berftellt. 

Sn ber Debatte werden bie Beſtrebungen der Katholiken und bie Ans 
fitengungen bes „Bilchofs“ (in partibus) Mermillod, den der Staat nur 
als kath. Stabtpfarrer von Genf und Delegirtien des Biſchofs von Freiburg 
anerkennt, vielfach einer ſcharfen Kritik unterworfen. 

» (Zürid). MWiederzufammentritt des DVerfaffungsrathes. Der: 
felbe befchließt ohne Gegenantrag, auf den ihm von feiner Commif: 
fion vorgelegten DBerfaffungsentwurf einzutreten und erflärt fofort 
mit 196 gegen 6 Stimmen bie Tobes- und die Klettenftrafe für 


abgeichafft. 


7. Sept. (Zürid). Der BVerfaflungsrath lehnt die Einführung ber 


11. 


15. 


obligatorifchen Eivilehe mit 132 gegen 57 Stimmen ab und be- 
gnügt fih mit ber facultativen. 
„ (Senf) Gr. Rath: Der gefammte kath. Clerus des Kantons 
proteftirt gegen die wider den Viſchof Mermillob gefallenen Aeußer— 
ungen und ber Broteft gibt einigen fath. Großräthen zu fehr pro: 
pocirenden Veußerungen Anlaß: 

Ter kath. Teputirte Nallet ruft feinen proteftantifchen und feinen anders 
benfenden Fath. Eollegen zu: „Wir fürchten euch nicht, ber Fath. Clerus ijt 
durch fich felbit garantirt. Ihr werdet uns und den Clerus nie dahin brin= 
gen, ben Naden zu beugen. Wir werben euch zum Troß dabei beharren, 
Migr. Mermillob unſern Biſchof zu nennen, und bald werben wir fagen: 
unjer Biſchof von Genf! Meberlegt es wohl: wir werben uns zeigen, laßt 
nur bie Wahlen herbeikommen!“ 

Der Gr. Rath bejchließt auf den Antrag feiner Commiffion mit 
großer Majorität, Hrn. Mermillod auch ferner nit als „Biſchof“, 
fondern lediglich als kath. Stabtpfarrer und Delegirten des Biſchofs 


- von Freiburg anzueriennen. 


„ (gürid). Verfaſſungsrath; Der Artikel des Entwurfs: „Das 
Bolt übt die gejeßgebende Gewalt unter Mitwirfung bes Kantons: 
rathes jelbft aus” wird mit 115 gegen 60 Stimmen angenommen. 
„ GBürid). Verfaſſungsrath: Die Einführung des reinen Refe— 
rendums wird mit 139 gegen 45 Stimmen beidloflen. 

„ Bürid) Berfaffungsrath: Die Einführung der Volksinitiative 
in die neue DVerfafjung wird mit 125 gegen 62 Stimmen be: 
ſchloſſen. 

„(Zürich). Der Verfaſſungsrath verwirft die Ausſetzung von 
Diäten für die Mitglieder des Kantonsraths und ſetzt für dieſelben 
bloß (ſehr geringe) Reiſeentſchädigungen aus. 
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26. Sept. Zweiter Congreß der internationalen Friedens- und Frei: 


heits-⸗Liga in Bern, | 

Programm des Sentralcomite: „Die internationale Friedens: und 
Treibeits:Liga geht von ber Anſicht aus: daß, wie es in ben Beichlüffen bes 
Genfer Congrefjes ausgeſprochen ift, ein dauerhafter Frieden unter ben gegen: 
wärtigen ökonomiſchen und politiihen Zuſtänden Europa’s nicht bergeftellt 
werben kann; baß bie Liga fih zum Ziele ſetzen muß, eine thätige ‘Propa= 
ganda zu üben, um die Freiheit auf die Organifation der Gerechtigkeit in 
ber modernen Gefellihaft zn flügen; — demgemäß anerkennt bie Liga die 
unbedingte Nothwendigkeit, bie drei Seiten bes focialen Problems — bie 
religiöfe, politifhe und ökonomiſche nicht von einander zu trennen, und in 
Folge deſſen erffärt fie: 1) daß die Religion, als Sache der individuellen 
Veberzeugung ben politiihen Einrichtungen fremd bleiben und ebenfo aus 
den öffentlichen Unterrichtswefen befeitigt werden muß, damit bie Kirchen 
nicht mehr die freie Entwicklung ber Geſellſchaften aufhalten Fünnen; 2) daß 
den Vereinigten Staaten von Europa eine Organifation zu Grunde gelegt 
werben muß, welche auf volfsthümlichen und bemofratiihen Snftitutionen 
beruht und zu ihrer Grundlage die Gleichheit der Nechte bes Individuums 
ſowie die Autonomie ber Gemeinden und Provinzen in Beziehung auf Orb: 
nung ihrer eigenen Angelegenheiten baf; 3) baß das gegenwärtige ökono⸗ 
milde Syftem von Grund aus geändert werben muß, fofern man zu einer 
gerechten Vertheilung der Güter, der Arbeit, der Muße, des Unterrichts und 
dadurch zu einer vollfommenen Befreiung ber arbeitenden Klaſſen und zur 
Befeitigung bes Proletariats gelangen will; bie Liga verwahrt fich gegen 
jeden Verſuch einer Socialveform, der von irgend einer bespotifchen Gewalt 
ausgehen follte. Ausgehend von biefen Grunbjägen fchlägt das permanente 
Gentralcomite vor, dem zweiten Friedens: und Freiheits-Congreß folgende 
Tragen zur Behandlung vorzulegen: I. Welches find, mit Rückſicht auf Fries 
ben und Freiheit, die Vorzüge der Abjchaffung der ftehenden Heere und der 
Einführung von Nationalmilizen, oder fogar einer allgemeinen Entwafinung? 
II. In weldyen Beziehungen fteht bie dkonomilche ober fociale Frage zu ders 
jenigen bes Friedens durch die Freiheit? III. Welches find in Beziehung 
auf Frieden und Freiheit die Vorzüge einer Trennung ber Kirche vom Staate? 
IV. Wie fann das füderative Princip in den verſchiedenen Ländern ausgeführt, 
und auf welde Art kann der Verband der Vereinigten Staaten von Europa 
bergefiellt werden? Dem Reglement zufolge werden Frauen unter ben näm⸗ 
lihen Bedingungen und in gleihen Rechten wie bie Männer zum Congreſſe 
aufgenommen; fie find eingeladen, fih an ben Berathungen zu betheiligen 
und bie Fragen vorzufchlagen, an welchen fie befonders Intereſſe nehmen.“ 

Ein Aufrufoan bie Bewohner Berns fcizzirt ben Zweck des Con⸗ 
greffes in Kürze nochmals aljo: „Gleich dem letztjährigen Congreß in Genf 
jet fih auch der in Bern die Aufgabe, aus dem Munde von Vertretern 
aller europäifchen Völker Verwahrung einzulegen gegen die Ueberſpannung 
ber Kriegsrüftungen, gegen das Unmelen ber ſtehenden Heere, gegen bie vers 
berbliche Politik der großen Militärftaaten, welche den Frieden und alle unter 
feinem Schuß gebeihenden Intereſſen bedroht. Er faßt bie Friedensfrage als 
Treiheitsfrage auf. Nicht die Völker find es, welche den Krieg fordern. Führe 
man bie Völfer zur Freiheit, zum Selbfibeflimmungsredht, jchaffe man ihnen 
befriedigende jociale Zuftände, jo werben bie Urſachen bes Kriegs befeitigt, 
und wirb die Erhaltung bes Friedens gefichert fein. Der Militarismus be- 
droht den Frieden, er bebroht die Freiheit, er bedroht nicht minder auch bie 
Unabhängigkeit und die Nechte der freien Fleineren Staaten. Seinem Lande 
liegt e8 fo nahe wie der Schweiz, bie Freiheitsbeftrebungen ber Völker, durch 
welde bie Politif ber Gewalt, die Uebermacht, bie beitändige Kriegsbereitichaft 
an der Wurzel angegriffen wird, mit ihren Sympathien zu unterſtützen.“ 
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Die Sitzungen werden von dem gegenwärtigen Präſidenten Prof. Guſt. 
Vogt eröffnet und geleitet. Die Verhandlungen find viel ruhiger und ges 
mäßigter als bie vorjährigen in Genf. Die Verſammlung zählt übrigens 
auch nur ca. 150 Mitglieder, Franzoſen, Deutiche, Schweizer, Italiener, einen 
Vertreter ber engtilgen Reformliga und Bakunin mit einem Gefolge junger 
Nuffen. Die Anträge des Ausichufles werden mit geringen Abänderungen 
fämmtlih angenommen, dagegen Bakunin's communiftifhe Vorſchläge abge: 
lehnt, worauf derfelbe mit den anderen Ruſſen aus ber Liga auszutreten er= 
flärt. Das neue Neglement für bie Liga lautet: I. Die Liga wird 
aus einzelnen Mitgliedern, Sectionen und beitretenden Vereinen befteben, 
und beren Repräfentation im Gentrafausfhuß fol fih im Verhältniß zur 
Zahl der Mitglieder diefer Sectionen oder Vereine gemäß bem Entjcheibe 
des Gentrafausigufes jelbjt verhalten. Die Abftimmung nah Nationalitäten 
it von nun an im Schooße bes Ausſchuſſes aufgehoben, da fie im Wider: 
fpruh mit dem Princip ber Liga felbft if. II. Jedes Eingelmitglied oder 
Mitglied einer Section ift gehalten, einen Beitrag von 10 Gent. per Monat 
zu bezahlen. Die beitretenden Vereine werden jelbit ihren Beitrag und bie 
Zahl ihrer Abonnements auf das Blatt „Die Vereinigten Staaten von Eu: 
ropa“ beflimmen. Die Friedens: und Treiheit-figa wird immer mit Sym- 
pathie die Entfcheidungen, felbit einfache Freundfchaftsbezeugungen aller Grup: 
pen von Bürgern und beionders der Arbeiter -Gefellfchaften entgegennehmen. 
III. Die Mitglieder des Centralausjchuffes werben jedes Jahr vom Congreß 
ernannt. Sie ernennen ihr Bureau. IV, Mit Beziehung auf Franfreich 


„und Preußen, welche bei dem gegenwärtigen Zuftand der Geſetzgebung diejer 


Länder nicht durch Vereins-Delegirte vertreten werben können, wird ſich der 
Ausſchuß Franzöfifche und preußiiche correjpondirende Mitglieder beigefellen, 
weldye mit den Mitgliedern des Ausschuffes zu flimmen befugt fein werden, 
wann fie feinen Sigungen beiwohnen. V. Der Präfident ift befugt, fo vft 
er es fir nothwendig erachtet, alle Sectionen oder Affociationen von Bei— 
getretenen, forwie die correfpondirenden franzöfifchen und preußifchen Mitglie: 
der beizuziehen. VI. Jeder Beigetretene ift befugt, im Gongreß zu ſtimmen, 
und Fann überdieß für eine Stimme eine beitretende Geſellſchaft oder Section 
vertreten. VII. Niemandem wird geltattet, an ben Berathungen bes Con— 
reſſes theilzunehmen, als nach Vorweis einer perfönlichen Karte, welche ihm, 
” es von ben Rofalcomite’s, fei es von dem Gentralausfhuß, auf Grund 
einer Beitrittserflärung zu bem ald Bafis ber Verhandlungen bes zweiten 
Friedenscongrefjes veröffentlichten Programm ausgeftellt wird. — Eine von 
dem ehemaligen Nationalrath und Waadtländer Staatsrath Eytel beantragte 
Adreſſe an die Bewohner ber Rheinprovinzen, in welder bie 
Bölfer Deutfchlands und Franfreihs zu einer Proteftation gegen ben zwilchen 
beiden Ländern drohenden Krieg aufgeforbert werben follen, wird den Sectio- 
nen bdeutjcher und franzöfiiher Nationalität, als diefelben zunächſt angebend, 
zur Redaction überwieſen unb in folgender Faffung beichloffen: „Die deutſche 
und franzöfiihe Nation ift von ben betreffenden Regierungen mit Krieg be: 
droht. Dieler Krieg würde ein Bürger: und Bruberfrieg fein. Beide Völfer 
weilen baber diefen Krieg mit Abfchen zurück. Meder die beutfche noch bie 
franzöfifhe Demofratie will eine Veränderung ber Länbergrenzen. Nur ein 
Mettftreit kann zwiſchen ber beutfchen und franzöfilhen Nation ftattfinben: 
nämlih ber Wettfampf in Förderung ber Freiheit, der Bildung und der 
Völkerwohlfahrt. Der Bund ber deutſchen und der frangdiiichen Demofratie 
bietet Garantie für den Frieden und bie Freiheit Europa's.“ 


27, Sept. (Senf). Das fog. Hofpitalgefeß, das noch im Jahr 1866 


von ber Generalverfammlung verworfen worden war, wird dießmal 
mit großer Majorität gegen die Beftrebungen einer Anzahl Alt: 
Salvinijten angenommen. 


28. 


11. 


13. 


20. 


21. 


22. 


oO 


15. 


18. 
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Sept. Große Ueberſchwemmungen in einer Reihe von Kantonen: ber 


mittleren und ber öftlihen Schweiz ſowie in Teſſin, deren Schaden 
ipäter vom Bundesrath auf mehr als 14 Mil. Fr. ohne den durch 
die Eiſenbahngeſellſchaften erlittenen conjtatirt wird. | 

Zur Linderung besfelben zeigt fih im In⸗ und Auslande große Opfer: 
willigfeit. Ter König von Preußen ſendet einen Beitrag von 20,000 Fr., 
worauf ihm ber Kaifer der Franzoſen alsbald mit demſelben Betrage folgt. 
Im Ganzen werben 34 Mill. freiwillige Beiſteuern zuſammengebracht, wo⸗ 
von faſt der dritte Theil aus dem Auslande. 


. Oct. Zufammentritt der europäifchen Conferenz für bie Pflege ver: 


wunbeter Militärs im Kriege in Genf. Die Verhandlungen ber: 
felben find geheim. 
„ (Genf). Eine demokratiige Volksverſammlung legt bie Spal⸗ 
tung zwiſchen den Alt-Radicalen und den jocialiftiihen Jung-Radi⸗ 
calen, Fazy und Catalan, fharf zu Tage. Die legteren weijen jede 
Vermittlung zurüd, 


„ Die europäifche Conferenz für die Pflege verwunbeter Militärs 
im Kriege in Genf verſchiebt die Unterzeichnung. der gefaßten Be: 
Ihlüffe auf die Einſprache Frankreichs. 

„ Die europäifche Conferenz in Genf für die Pflege vertvundeter 
Militärs im Kriege unterzeichnet endlich die befchloffenen Zuſatzartikel 
zu der Convention vom 22, Aug. 1864, bie namentlich eine Aus: 
dehnung berfelben audy auf den Seekrieg bezweden. Weitere Mo: 
dificationen und Zuſätze find namentli an dem Wiberfprude Frank⸗ 
reich8 gejcheitert. 

„ Bern und Solothurn) proteftiren gegen bie vom Bilchof 
von Bafel angeordneten Prieftererereitien. 

„ (Bern) Die Commiffion des Gr. Rathes erflärt fih mit 
allen gegen bloß eine Stimme für die Einführung des obligatgri- 
ſchen Referendums. 

„ (Zürid). Der Verfaſſungsrath beſchließt die Progreſſivſteuer 
mit 123 gegen 67 Stimmen. 


. Nov. (Züri). Der DVerfaffungsrath befchließt mit 124 gegen 34 


Stimmen den Artikel: „Der Staat fhüst und fördert auf dem 
Wege der Geſetzgebung das leiblihe und geiftige Wohl ber arbei= 
tenden Kaffe, jowie die Entwidlung des Genoſſenſchaftsweſens.“ 

„ (Genf). Großrathswahlen: Die Independenten fliegen in den⸗ 
jelben über bie Radicalen, indem fie 74 Wahlen bapontragen gegen 
30. Die Katholifen und die Socialiften jeben feinen einzigen ihrer 
Vertreter durd). 

„ (Züri) Der Verfaffungsrath beſchließt die directe Wahl der 
Regierungs= und ber Stänberäthe buch das Volk ftatt wie bisher 
durch ben Gr. Rath. 
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25. Nov. Der Bundesrath genehmigt den Entwurf einer neuen Organi: 
fation des Militärwejens, bie, wenn angenommen, einen gewaltigen 
Fortſchritt in der Entwidlung der fehweizeriihen Wehrkraft bezeich- 
nen würde. | 

Der Entwurf ift eine Arbeit des Bundes: Vicepräfidbenten Welti (Nargau), 
bes gegenwärtigen Chefs bes eibgenöffiihen Militärdbepartements, und ver: 
langt vor allem vollſtändige Durchführung ber allgemeinen Wehrpflicht und 
Aufhebung des Scalaſyſtems, ferner Einverleibung ber (bisher bloß Tantona- 
Ien) Landwehr in das Bundesheer, Uebernahme auch des Infanterieunterrichte 
durch den Bund und endlich obligatoriihen Militärunterricht in der Volks⸗ 
ſchule. Die tiefpreitendfte Aenderung in dieſem Vorſchlage ift bie, daß das 
bisherige Scalafyftem verlaffen werden und jeder Kanton fo viel Militär 
ſtellen le als er wafjenfähige Männer im Alter von 20—45 Jahren be⸗ 
fitt. Ohne Aenderung ber Bunbesverfaffung ſelbſt kann freilich dieſer Vor⸗ 
Idlag nicht angenommen werden; benn fie feßt ausbrüdlich feſt, daß jeber 
Kanton drei Mann auf je 100 Seelen ber fhweizerbürgerlichen Bevölkerung 
in den Auszug (Elite) und 1% Proc. in bie Reſerve zu ftellen habe. Un— 
läugbar enthält diefe Verfalfungsbefimmung bie Unbilligfeit, daß biejenigen 
Kautone, in welchen bie männlidye Bevölkerung überwiegt, wie Waadt, Bern 
u. f. w., günftiger gejtellt find, als diejenigen, in welchen ein Weberfchuß ber 
weiblichen Bevölkerung vorhanden ift, wie namentlih in Teffin und Grau= 
bündten. Neben ben bisherigen Corps werben noch Feldtelegraphencorps, 
Eifenbabncompagnien und Arbeitercorps gebildet. Im Kriegsfalle würde die 
Leitung des Betriebes ſämmtlicher jchweizerifcher Bahnen an einen vom Ober⸗ 
befehlshaber zu ernennenben Betriebschef übergehen. Der militäriiche Unter 
richt wird, dem Milizigftem entiprechend, mit dem bürgerlichen möglichft ver: 
bunden, daher die Vorfchrift, die ſchulpflichtige, männliche Jugend turnerifch 
zu erziehen, die Lehrer militärifch auszubilden, die aus der Volksſchule ent⸗ 
Tafjene Jugend zu militärifchen Uebungen heranzuziehen, und bie freiwilligen 
Schießvereine, die ſich militäriich organifiren, durch Geldbeiträge zu unters 
fügen. Bier Jahre nah Erlaß bes Geſetzes dürfen nur folde Volksſchul⸗ 
lehrer neu angeftellt werben, welche die militärifche Bildung befiten, die für 
einen Infanterieoffizier vorgefchrieben ift. Die befonderen Offiziersadfpiranten- 
curfe werden abgefchafft; jeder Offizier fol von ber Pide auf bienen. 


— „ Von Zürich geht die bee einer unter bem Namen „Union 
Winkelried“ zu gründenden Lebensverfiherungsanftalt ſpeciell für die 


ſchweiz. Armee aus. | 

Die Idee bezwedt vermöge ber Einführung bes Elements ber gegenfeiti- 
gen Lebensverfiherung bie Fürforge für Wittwen und Waifen ber im Kriege 
Gefallenen befier und genügender zu regeln, als das Penfionswefen es thut 
und vermag. Gie will eine „obligatoriiche Verſicherung“ in der Art, daR 
jeder Militär jährli einen Tagesjold einlegt, und dafür auf ben Fall bes 
Ablebens im Militärdienft das Anrecht auf die Summe von 1000 Fr. bat; 
fie will mit dieſer obligatorifchen eine facultative Verficherung verbinden, an 
der Militär- und Civilperfonen fi für den Zal des Ablebens in Trieben 
oder Krieg verfichern können, obne daß fie gehalten find, bei Ausbruch bes 
leßteren entweder eine fog. Kriegeprämie zu bezahlen, ober, wie bei verfchies 
benen Lebensverficherungsgefellfchaften der Fall ift, auf den Bortheil der Ver— 
fiherung Verzicht zu leiften. Der Bund würbe die Ueberwachung bed In—⸗ 
ftituts und die Garantie der Ausbezahlung der dießfälligen Verfiherungen in 
bem Sinn übernehmen, daß er bei der obligatorischen Verjicherung bie tiber 
bie Kriegsreferve hinaus noch benöthigten Summen von fih aus, obne Aus⸗ 
fit anf Rüderftattung, bei der facultativen aber unter Vorausjegung ber 


— 


22. 


23. 
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letzteren zu übernehmen hätte. Die Idee wird in einer Reihe von Kan⸗ 
tonen von den Betheiligten vielfältig debattirt und ſcheitert aber wenigſtens 
vorerſt an zahlreichen Einwänden und Vedenken, die dagegen erhoben werden. 


Dee. (Züri). Berfaffungsrath: Schluß ber erften Berathung bes 


Derfafjungsentwurfs. 


„ Eröffnung der Bundesverfammlung in Bern. Yür das Fünftige 
Jahr wird Welti (Aargau) zun Bundespräfidenten, Rufiy (Waadt) 
zum QBunbesvicepräfidenten gemwählt. 


» (Bafel). Strike der Seidenweber und GSeidenfärber unter Lei— 
tung des internationalen Arbeiterbundes wie in Genf. 

Allgemeine Unruhe. Die Regierung findet fi) bewogen, einen Aufruf 

zu erlafien, welcher „alle Freunde der Ordnung in Baſel auffordert, fich 
beim erjten Alarmzeihen in Eivil an beftimmten Orten ber Stadt zu ſam⸗ 
meln*. „Bürger und Einwohner von Baſel!“ — fchlieit der Aufruf — „laßt 
uns alle dahin wirken, daß foldhe außerordentliche Verfammlungen zur Aufs 
rechthaltung ber Ordnung nicht nöthig werden, und bag nicht am Ende eid⸗ 
genöffifche Hilie in Anfpruh genommen werden muß." Die Differenz wirb 
indeß ohne allzu große Schwierigkeit bis zu Ende bes Jahre beigelegt durch 
theilweiles Nachgeben beider Theile. 
»  Ter Nationalrath beſchließt mit großer Mehrheit auf eine Peti: 
tion bes ſchweiz. Jurijtenvereins für Revifion der Bundesverfaflung 
im Sinne einer einheitlichen ivilgefeßgebung für die ganze Schweiz 
und für Erridtung einer eidg. Rechtsſchule, nach dem einftimmigen 
Antrag ber Commilfion, den Bundesrath zur Berichterftattung und 
Antragftelung in ber nächſten AJulifeffion einzuladen. 

Der Etänderath beſchließt, von dieſem Beichluffe des National: 
raths nur einfache Vormerfung im Protokoll zu nehmen. 


„ Schluß der Bundesverfammlung. 


7. Belgien. 


2. San. Die Minifterfrifis ift beendigt, das neue Minifterium unter 


18. 


dem Präfidium bes Hrn. Frere-Orban gebildet. 

Die bisherigen Minifter Rogier, Yandenpeereboom und General Goethals 
treten aus. Hr. Vanderſtichelen, bisher Minifter ber öffentlichen Arbeiten, 
übernimmt das Portefeuille der auswärtigen Angelegenheiten, Hr. Eudore 
Pirmez, Teputirter für Charleroi, wirb Minifter des Innern, der General 
Nenard FKriegsminifter; das Minifterium ber öffentlichen Arbeiten über: 
ninmt Hr. Samar, bieher Deputirter für Brüffel; es bleiben vom frühern 
Gabinet nur die Herren Froͤre für die Finanzen und Bara für die AQuftiz. 
Die Modification bes Minifteriums ift eine leije Verftärfung bes liberalen 
Glements, da bie Auflöfung bes bisherigen Gabinets Rogier nicht bloß durch 
den Wunich des Ießteren, fich in’s Privatleben zurüdzuziehen, veranlagt wurde, 


Sondern zugleich auch durch Differenzen über die Aufrechthaltung des Geſetzes 


von 1842 auch bez. des religiöfen Unterrichts an den fog. Erwachſenenſchulen. 


-„ II. Kammer: Froͤre-Orban erklärt, daß die Negierung in Folge 


ber Beſchwerden Antwerpens eine Aenderung in dem Befeltigunge- 
ſyſtem werde eintreten laflen. 

Der Kriegeminifier General Renard erflärt gegenüber den Modifications- 
anträgen der fog. Gentralcommiffion in der Kanınıer, daß die Regierung ges 
neigt fei, ihr gefordertes Kahrescontingent von 13,000 auf 12,000 Mann zu 
ermäßigen, auf das Syſtem ber fog. Groneration vor ber Ziehung zu ver: 
zichten und bie active Dienftzeit von 30 auf 29 Monate zu ermäßigen. Das 
Gerücht, als ob bie Regierung beabfichtige, eine Kriegsmarine herzuftellen, 
erflärt der Kriegsminifter für ungegründet. 


13, März. II. Kammer: Debatte über das Militärgefeb. Die Kammer 


14, 


bewilligt die Erhöhung des Militärcontingents von 10,000 auf 
12,000 Dann mit 68 (davon 6 von ber Rechten) gegen 45 (bar: 
unter 4 von ber Linken) Stimmen. Die Regierung hatte erklärt, 
daraus eine Cabinetsfrage zu maden. 


„ II. Kammer: Debatte über das Militärgefet. Die Kammer 
nimmt aud bie von ber Regierung geforderte Dauer der Präfenz 
unter der Fahne mit 87 gegen 21 Stimmen und das ganze Geſetz 
mit 69 (darunter 9 von ber Rechten) gegen 39 Stimmen (worunter 
3 Liberale) an. 
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17. März. Die II. Kammer genehmigt den Militäretat für 1869 im 


Betrage von 36,842,000 Fr. mit 58 gegen 12 Stimmen. 


2. April. Der Senat genehmigt auch feinerfeits das neue Militärgefe | 


= 


21. 


15. 


25. 


und zwar bie Erhöhung bes SJahrescontingents mit 35 gegen 14 
Stimmen, die Präfenzdauer unter der Fahne mit 46 gegen 2 Stimmen 
und das ganze Geſetz mit AO gegen 10° Stimmen. 

„  MWiederholte Unruhen unter den Kohlenarbeitern im Hennegau. 


„ JI Kammer: Debatte über das Budget. Beim Budget des 
Innern kommt bie ftreitige Frage des Primarfchulgejebes von 1842 
lebhaft zur Sprade, vorerft jedoch noch zu feinem Abſchluß. 

„ II Kammer: Neue Debatte über die Zweckmäßigkeit, das Primar: 
Schulgeje von 1842 einer mehr oder weniger rabicalen Revifion zu 
unterziehen. 

Minifter Frère-Orban erflärt fich entſchieden für eine gänzliche Sonbe- 
rung des profanen und religiöjen Unterrichts; die Neligion könne babei nur 
gewinnen; bie bisherige Geſetzgebung babe ben ſchwerſten Uebelftand, daß ber 
noch fo begabte Nicht: Katholif vom öfjentlihen Lehramt ausgelchloffen fei. 
Menn er dem Bebenfen feiner Gollegen, weldye die Revifion des fraglichen 
Geſetzes für noch nicht reif genug halten, vor der Hand nachgebe, ſo geſchehe 
es in der Hofinung, daß dieſelbe einſt von der Fortſchrittspartei der Rechten 
felbft, in ihrem Trange bie Trennung von Staat und Kirche vollſtändiger 
burchzufeßen, auf bie Tagesordnung werbe gelegt werben. Dumortier ents 
gegnet: Tas Brivatiyflem des Minijters ziele einfach dahin, mit bem Gelbe 
ber Katholifen Atheiften-Schulen zu gründen. 


Mai. Die O. Kammer beſchließt mit 75 gegen 15 Stimmen, das 


jog. Fremdengejeß auf weitere drei Jahre in Kraft zu laſſen. 
„ Die Ergebniffe der Provinzialmahlen find überwiegend zu Gunften 
der clericalen Oppoſition ausgefallen. 


9, Juni. Die verfaffungsmäßige Neumahl der Hälfte der zweiten Kammer 


ergibt die Wahl von 29 Elericalen und 26 Liberalen. Das Mini: 
fterium bat dabei in der Kammer immerhin 1 Stimme gewonnen. 


2. Aug. Feierliche Enthüllung der Statue bes Königs Leopold I in 


Antwerpen. Diejelbe erfolgt ohne Störung, obgleich der Gemeinde: 
rath der Stadt befchloffen Hatte, fi) an ihr nicht zu betheiligen. 

„ Der Zuftand des feit drei Monaten erkrankten Kronprinzen wird 
nachgerade im höchſten Grab bedenklich. 

„ Das GCivilgeriht von Brüſſel verurtheilt die literariſchen Buſch⸗ 
klepper (ober Polizeiagenten) Stamir und Mardal, die das Rarifer 
Zuchtpoligeigericht nur mit je 1 Fr. Buße geitraft hatte, ſeinerſeits 
zu 10,000 Fr. 


— Gept. Die erneuerten Gerüchte von Abfichten Frankreichs auf 


Holland und bie Schweiz (Zolleinigung und militärijcher 
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erregen in Belgien Tebhafte Unruhe und geben mehrfah Anlaß zu 
antifranzöfifhen Demonftrationen. 


6.—13. Sept. Internationaler Arbeiter: Congreß in Brüffel. 


Derjelbe wird durch ben Präfibenten Jung, einen Uhrmacher aus London, 
erdfinet. Er erzählt in franzöfifher Epradhe ben Urfprung und ben Ent: 
widlungsgang ber Aſſociation. Vor vier Jahren, fo berichtete er, kamen vier 
franzöfifche Arbeiter nad) London und legten bas Fundament ber gegenwärtigen 
Affociation mit einigen englifchen Arbeitern. Der Zweck berjelben ift, bie 
Einigung der Arbeiter der verfchiedenen Länder. Ahr Intereſſe ift überall 
basfelbe, infoferne als fie überall das Kapital zum Gegner haben. Zwiſchen 
bem Arbeitgeber, der von dem Nußen lebt, ben er von ber Arbeit vorab 
nimmt, und ben Arbeiter berrfcht ein beftändiger Krieg, gerade fo, wie ber 
Freihandel gewifjermaßen einen Kriegszuftand der Kapitaliften unter einander 
geichaffen. Ein folder Zuſtand iſt abnorm. Der Zweck ber internationalen 
Afjociation beftehe darin, Die erforderliche Harmonie der Intereſſen Aller zu 
begründen. Der Arbeiter ſoll fein eigener Herr werden. Um dahin zu ges 
langen, genügt e8 nicht, die Arbeitgeber zu bekämpfen, fordern auch bie po= 
litiſchen Parteien, welche fi) der Arbeiter bedienen wollen. Die Nffociation 
bezwedt feine allgemeinen Strifes herbeizuführen: fie will feine Erhöhung 
der Löhnung, fondern die Abfchaffung der Löhne, d. 5. bes Löhnungsiyftemes 
felbft erreichen. Der Lohnarbeiter ift bedauernswerther, als früher der Neger 
in Amerifa und ber Leibeigene in Rußland e8 waren; bie Herren ber letz⸗ 
teren mußten fie wenigftens bis zu ihrem Ende ernähren; der zum Invaliden 
gewordene Arbeiter dagegen hat weder Brob noch Obdach. Die internationale 
Arbeiter:Affociation bat ſich raſch entwidelt. Das Nähere werden bie ein— 
zelnen Delegirten über die Page ihrer reipeftiven Länder ergänzen. Herr 
Sung fchließt mit ber Echilderung der günftigen Page der Affociation; fie 
jei bandgreiflih, man bürfe nicht vergeffen, baß fie erft von geftern datire. 
Der gegenwärtige Congreß babe die Mittel zu unterſuchen und feitzuftellen, 
vermittelft welcher bie theoretilch auf ben früheren Congreſſen gefaßten Reſo⸗ 
Iutionen praftifh zu verwerthen und auszuführen feien. Nach dem Präfi- 
benten ſprechen bie verjchiedenen Delegirten und erfiatten mehr oder minder 
gut Beriht — jeder in feiner Mutterfpradhe — über die Lage ber Arbeiter 
ihrer refpeftiven Länder. Alle Reben merben fucceffive von Arbeitern, die 
mehrere Sprachen verftehen, im Englifchen, Vlämiſchen und Deutjchen verdol⸗ 


metſcht, und das mit einer wirflih erflaunlichen Treue und Leichtigkeit. 
- Sung fpricht ebenfalls fehr gut deutſch. Herr Tolain, einer ber Pariſer 


Delegirten, bat eine faft parlamentariihe Beredſamkeit. Er conflatirt, daß 
die gegenwärtige Gefebgebung Frankreichs jede Arbeiter: Affociation unmöglich 
macht; es bleibt daher den Arbeitern fein anderes Mittel, als fich einzeln 
den auswärtigen Arbeiter-Gefelfchaften anzufchließen, was denn auch gefchieht. 
Zucraft aus London, ein Stahlarbeiter, gleichzeitig eines ber thätigften Mit 
glieder der Reform⸗Liga, meint, eine Idee des Präjidenten näher ausführend, 
jo lange bie Arbeiter Taufenden von Leuten den Müßiggang geftatten, würs 
ben auch Armuth und Elend fortdauern. Die Armeen müßten fofort ab= 
geichafft werden, und die Arbeiter könnten nur dann ihre Lage befjern und 
Menfchen werben, wenn fie ſich zu der Herrichaft, nicht durch die Gewalt, 
ſondern durch ben legalen Weg in ben gefeßgebenden Kammern Bahn brechen. 
England fei auf gutem Wege. Am 7. Sept. beginnt die eigentliche Dis- 
dt der dem Congreß vorliegenden Fragen und werden folgende Beſchlüſſe 
efaßt: 

Ueber die Frage der Arbeitseinſtellungen: „1) Der Congreß erklärt, 
daß ein Strike nicht das Mittel ſei, die Arbeiter vollſtändig frei zu machen, 
daß er aber bei dem gegenwärtigen Stande der Arbeit und des Kapitals 
häufig eine Nothwendigkeit ſei; 2) es ſei erforderlich, bie Strikes gewiſſen 
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Negeln, nad ben Bebingungen ber Organifation, ber Opportunität unb ber 
Gefegmäßigfeit zu unterwerfen; 3) im Hinblid auf die Organijation ber 
Strikes fei e8 erforderlich, bei jenen Gewerkfchaften, bie nod) feine Verbände 
zu gemeinfamem Wiberftand, zu gegenfeitiger Unterftügung und feine Vers 
ficherungsfaffen für bie Zeit einer Arbeitseinftellung befiten, derartige Eins 
richtungen zu gründen, ferner bie Verbrüderung aller Gewerke und aller 
Länder unter einander zu folidarifiren, indem in jebem Lofalverbande gemein 
jamer giberflanbegefeläjaften eine Kaffe zur Unterftügung ber Strifes er: 
richtet werde; 4) e8 fol mit einem Worte das von ber internationalen Gefells 
ſellſchaft unternommene Werk fortgefeßt und Alles aufgeboten werben, um 
das Proletariat zum Maffeneintritt in die Gefellfchaft zu veranlaffen; 5) hin⸗ 
fichtlich der Opportunität und ber Gefebmäßigfeit fei von bem Berbande 
gemeinfamer Widerſtandsgeſellſchaften in jedem Ort eine Commiſſion, gebildet 
aus Telegirten der einzelnen Gefellichaften, zu ernennen, welche als Schieds⸗ 
gericht über die Opportunität und Gefeßmäßigfeit eventueller Strikes zu 
entfcheiden bat; überbieß fei erforderlich, daß für den Modus ber Bildung 
biefer Schiebsgerichte den verfchiedenen Sectionen je nach den eigentbümlichen 
Sitten, Gewohnheiten und Gefeggebungen ein hinlängliher Spielraum ges 
ftattet werde.” Weber die Mafchinenfrage: „In Erwägung, daß einers 
feits die Mafchinen eines der mächtigften Werkzeuge des Despotismus unb 
ber Auflaugung in ben Händen der Kapitaliften wären; daß anderſeits bie 
Entwidelung der Mafchinerie die nothwenbige Bedingung zur Subftituirung 
eines wahrhaft focialen Cooperativ:Syftems an bie Stelle des Lohnarbeits 
Syſtems ift; daß die Mafchinen nur dann wahre Dienfte dem Arbeiter feiften 
werben, wenn fie im Beſitze bes Arbeiters find; erklärt der Congreß, daß bie 
Maſchinen, wie alle andern Arbeitöwerkzeuge, den Arbeitern felbit gehören 
und zu ihrem Vortheil in Thätigfeit fein müfjen: daß jedoch ſchon im heu⸗ 
tigen Zuftande bie in Gefelljchaften des Widerftandes (societes de resistance) 
conftituirten Arbeiter bei Einführung neuer Maſchinen interveniren follen, 
bamit biefe Einführung in die Werfftätten nur unter gewilfen Garantien 
ober Kompenfationen für ben Arbeiter ftattfinde,” Die lange und ziemlich 
beitine Debatte über bie Eigenthumsfrage fällt dahin aus, daß bie Mehr: 
beit fih für das Syſtem des gemeinfchaftlichen Befites (Communismus) 
entſcheidet. Ein Antrag ber Minorität, welche für Einzelbefig ift, die Frage 
bis zum nächſten Congreß zu vertagen, wird mit 28 gegen 23 Stimmen 
abgelehnt. Vierzehn Mitglieder erflären darauf, fie müßten jede Verant⸗ 
wortlichfeit für den gefaßten Beſchluß von ſich abiweilen, da bie Frage nit 
genügend berathen und aufgeklärt worden fei. Schließlich wird bezüglich ber 
Kriegs: und Friedensfrage noch in aller Form erklärt, ber Congreß 
„proteftire mit ber größten Energie gegen den Krieg und forbere alle Arbeiters 
vereine in allen Ländern hiemit auf, mit ber größten Thätigfeit dahin zu 
wirfen, baß ein Krieg zwifhen Volk und Volk verhindert werbe, da ein 
folder Heute nur als ein Bürgerkrieg zu betrachten wäre, ber zwifchen Pro: 
bucenten geführt, nur ein Kanıpf zwiſchen Brüdern und Staatsbürgern fein 
würde.” Zu dem Zmede empfiehlt ber Congreß „vor Allem ben Arbeitern, 
in bem Falle, daß ein Krieg in ihren reſp. Ländern auszubredhen broht, fo: 
fort jede Arbeit einzuftellen, zählt dabei auf den Gcemeinfamfeitsgeift ber 
Arbeiter aller Länder und hofft, daß biefe gegen den Krieg gerichtete Arbeits⸗ 
einftellung allgemeine Unterſtützung finden werde.“ 


18. Sept. Eine gl. Entſchließung erflärt den Religionsunterriht an den 


29. 


Erwachſenenſchulen für facultativ und damit auch die Einmiſchung ber 
geiftlihen Behörde. Die Entiheidung bleibt den Gemeindebehörben 
überlafien. 

„ Der neue franzöfifche Geſandte Hr. de la Gudronniere wird 
vom König empfangen. 
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— Det. Der Zuftand des Kronprinzen ift bereits ein hoffnungslojer. 


10. Nov. Eröffnung der Kammerjelfion, wegen des Zuftandes des Kron- 
prinzen ohne Thronrede. 


— Dee. Unterbandlungen ber Iuremburgifch-belgiihen Eifenbahngefellichaf: 
ten mit der ber franz. Oftbahn über einen Verkauf, wobei die franz. 
Negierung die ber Tebteren gewährte Zinjengarantie auch auf jene 
Bahnen ausdehnen würde. Die belgifche Regierung erklärt beiden 
Theilen, daß fie einen Verkauf niemals zugeftehen könnte. 


8. Holland. 


2. San. Kol. Erlaſſe Stellen die feit 1861 aufgehobenen minifteriellem 


22. 


Departements für die Fatholifhen und evangelifchen Kirchenangelegen: 
heiten wieder her, um die Ultramontanen und proteftantifhen Ortho: 
boren für die Wahlen zu gewinnen. Die für diefe beiden Departes 
mens fowie für das ber Juſtiz neu ernannten Chefs gehören ber 
äußerften Rechten an. | 

„ Eine fgl. Verordnung löst die Kammer neuerdings auf und Jet 
die Neuwahlen auf den 22. Sanıtar, den Zufammentritt der neuen 
Kammer auf den 25. Februar an. 

» Neuwahl der II. Kammer. Diefelbe ergibt für die liberale Partei 
eine Meine Majorität. Die Minifter und die Yührer ber Conſerva⸗ 
tiven find durchgefallen. 


25. Febr. Eröffnung ber neuen Kammer durch eine Rebe des Minifters 


bes Innern. 


2—7. März. II. Kammer: Debatte über eine Sinterpellation Thorbede’s 


14. 


bez. der Auflöfung der früheren Kanımer. Diefelbe führt vorerſt zu 
feinem Reſultate. Nach fechstägiger Debatte wird eine Art Waffen: 
ftillftand gefchloffen, indem 

ein Beſchluß über die motivirte Tagesordnung des Hrn. Bluſſé „bie 
Kammer nah Anhörung ber Erläuterungen der Minifter ift der Meinung, 
daß, fein Staatsinterefje die leßte Kammerauflöfung erfordert babe und gebt 
zur Tagesordnung über“ mit 63 gegen 5 Stimmen ausgefegt wird, um dem 
Minifterium Gelegenheit zu geben, neue Beweisftüde über feine auswärtige 
Politik beizubringen, jebod in ber Meinung, daß die Entſcheidung nicht bie 
zu : Behandlung des Budgets der auswärtigen Angelegenheiten zu warten 
braude. 
„ II. Kammer: Die Regierung deponirt ihre Documente bez. ihrer 
Politik betr. Limburg und Luremburg. Diefelben enthalten weder 


viel Neues noch viel Wichtiges zu Gunſten bes Minifteriums, 
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23. März, Die IL Kammer nimmt nunmehr bie am 7. März vericho: 
bene Tagesordnung Blufie mit 39 gegen 34 Stimmen an. Der 
Minifter des Innern erflärt vor ber Abftimmung, daß die Annahme 
bes Antrags keine Sabinetsfrage mehr bedinge. Der Hauptwortführer 
ber Bermittlungsbeftrebungen in der Kammer, de Boſch Kemper, trägt 
nad ber Abftimmung darauf an, eine Adreſſe bezüglich ber gegen: 
feitigen politiihen Haltung ber Regierung und der Kammermehrheit 
an ben König zu richten. 

24. „ IH. Kammer; Der Antrag auf eine Adreſſe an ben König wird 
von allen Seiten befämpft und fchließlih mit 69 gegen 3 Stimmen 
abgelehnt. 

31. „ Die IL Kammer bejchliegt mit 36 gegen 34 Stimmen, unmittel: 
bar nach dem olonialbubget basjenige ber auswärtigen Angelegen: 
heiten in Angriff zu nehmen, um die Krifis zu befchleunigen. 


21. April. Wieberzufammentritt der Kammer, ohne daß das Diinifterium 
inzwijchen mobificirt worden wäre. 
28. „ Die I. Kammer verwirft bas Budget des Auswärtigen als 
Mißtrauensvotum gegen das Minifterium mit 37 gegen 35 Gtim: 
men. Tas Minifterium gibt nunmehr feine Entlafjung ein. 


7. Mai. Die I Kammer beſchließt mit 26 gegen 11 Stimmen, ben 
Antrag auf eine Abrefle an den König (gegen eine neue Auflöfung 
ber zweiten Kammer) in Erwägung zu ziehen. 

45, „ I Kammer: Der Antrag auf eine Adreſſe an ben König wirb 
mit 18 gegen 16 Stimmen abgelehnt, doch ift die Stimmung der 
Kammer überwiegend entjchieden gegen eine neue Auflöjung ber 
Kammer. 

23. „ Nah wiederholten unb mißlungenen Verſuchen, ein abinet 
außerhalb ber liberalen Partei zu bilden, entſchließt fi) ber König 
endlich doch dazu, Thorbede rufen zu laſſen. 


2. uni, Bildung eines neuen liberalen Minijteriums, in das jeboch Thor: 
bede ſelbſt nicht eintritt: Hr. Fok, ber Bürgermeifter von Amſterdam, 
übernimmt das Departement des Innern, Hr. Röft van Limburg 
das bes Auswärtigen. - 

13. „ I. Kammer: Sämmiliche Etats des Bubgets find bereits geneh- 
migt. Das Minifterium fpricht fi entſchieden für Aufrechthaltung 
des (confeffionsiofen) Schulgefeßes von 1857 aus, 


45. Aug. Ein tgl. Decret bebt die beiden rejtaurirten Minifterien für 
evangelifchen und Fatholifhen Cultus und Unterricht wieberum auf. 


— Sept. Die gefammten Tatholiichen Biſchöfe des Landes veröffentlichen 
einen Erlaß gegen das (confeſſionsloſe) Schulgejeß von 1857: 
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Da diefes Schulgeſetz fortwährend ein fehr weſentliches Element in ben 
Barteibeftrebungen Hollands ausmacht, jo diene Folgendes zur Erläuterung: 
Das 1848er Grundgeſetz gewährte u. a. bie freiheit zur Errichtung beſon⸗ 
berer und confeffioneller Schulen, da andererfeits die öffentlihe Schule Fraft 
des Princips der Gleichheit aller Confeſſionen jedes confelfionellen Charakters 
entkleidet werben follte. Das Geſetz Hinfichtlih des Volksunterrichts vom 
13. Aug. 1857 verwirfficäte bie neuen Principien, und überließ daher aus: 
ſchließlich der Kirche den Unterricht der Religion. Als Zwed bes Volksunter⸗ 
richts bezeichnete das neue Geſetz „bie Entwicklung ber geifligen Gaben der 
Kinder und ihre Erziehung in allen riftlihen und gejellfchaftlichen Tugen⸗ 
ben”. Es war beutlih, daß das Wort „hriftlih“ nur gewählt worben war, 
um endlich die Löſung ber Unterrichtsirage herbeizuführen, auf welche man 
feit neun Jahren vergebens geharrt hatte. So kam das jetzige Volfsunter: 
richtögefeß zu Stande. Die Katholifen hatten fih zu den Liberalen gejellt 
und fo die orthobor = proteftantifhen Gegner desjelben befiegt. Seitdem aber 
bat in ber orthoborsFatholifchen Partei ein förmlicher Umſchwung dem Gefeße 
gegenüber ftattgefunden. Während fie früher in der confeffionelofen Schule 
die befte Bürgichaft für bie Nichtverleßung der religiöfen Begriffe ihrer Kinder 
in den gemifchten Öffentlichen Schulen erbfidte, bat fie fich fpäter nach und 
nad den ortbobor:proteftantifchen Gegnern bes Geſetzes genähert, namentlich 
nachdem bdiefe Unterſtützung ber befonderen Schulen ſeitens ber Staatsbehörde 
in-ihr Programm aufgenommen. Kurz, bie Orthoboren, fowohl ber Tathos 
lifchen ale ber proteftantifhen Partei, machten feit einiger Zeit gemeinfame 
Sade, um bie Revifion des 1857er Geſetzes in biefem Sinn zu erwirfen. 
Das vorige Minifterium erflärte zwar wiederholt, das Unterrichtsgefeß nicht 
repidiren zu wollen, aber die Verwirklichung bes Verlangens, fein Dafein 
durch alle Mittel zu friften, bedingte zu ſehr die Unterſtützung ber orthodoxen 
Katholiken des Landes, als daß diefen Erklärungen unbedingt Glauben beis 
gemeffen werden fonnte. Die Erflärungen bezüglich biefer Angelegenheit, 
welche burch das neue liberale Minifterisum gleich nach feinem Auftreten abs 
gegeben wurden, enthielten zwar nichts anderes, doch bie politiſche Vergangen⸗ 

. beit der gegenwärtigen Minifter gab ihren Zuſagen einen weit zuverlälfigeren 
Charakter. Diefem Umſtande verdanft das bifchöflihe Nundfchreiben fein 
Entftehen. Es verdammt förmlich das 1857er Schulgefeh und bie jeitens 
des Minifteriums aufgeftellten Lehrjäße, indem es zugleich bie Katholiken 
aufforbert, ihren Kindern und Zöglingen licher den Unterricht vorzuenthalten 
als fie, da wo bie Mittel ber Katholiken denfelben bie Errichtung katholiſcher 
Schulen nit erlauben, bie öffentliche, confellionslofe Schule befuchen zu 
lafjen. Dieſe legte Aufforderung verletzt jeboch nicht allein bie gemäßigteren 
Katholiken, fondern felbft bie orthoboren Proteftanten, während bie letzteren 
au den Ton des erwähnten Scriftftüdes fehr ſcharf rügen, indem fie fin⸗ 
ben, daß basjelbe beutlich durchblicken laſſe, daß ſelbſt Hier, wo bie Katholiken 
nur eine Minderbeit bilden, bie Spitzen ihrer Kicche dieſer die Oberherrſchaft 
über die geiftigen Intereſſen der Nation zu verfchaffen fuchen. 


— Sept. Das erneuerte Gerücht, daß TFranfrei darauf ausgehe, zu⸗ 
nächſt Belgien, aber im weiteren auch Holland und bie Schweiz 
handelspolitiſch und militäriſch näher an fi heranzuziehen, erregt 
auch in Holland Unruhe und findet in der öffentlihen Meinung 
ehr wenig Anklang. 

19—21. Sept. Schluß der Generalftanten und Eröffnung der neuen 
Seſſion derfelben durch eine Thronrede des Könige. 


2. Dd. Die II. Kammer nimmt die Antwortsabreffe mit 56 gegen 13 
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Stimmen an, die beantragten Amendements gegen das Schulgefek 
von 1857 werben nad) viertägiger Debatte abgelehnt. 


19. Oct. II Kammer: Das Minifterium macht derjelben eine Vorlage 
bez. Abichaffung des überaus drüdenden Zeitungsjtempeld und die 
Erjegung des dadurch entftehenden Ausfalls dur die Erhöhung an- 
derer Steuern. 

— „Die frühere Differenz mit Belgien wegen der Schelbefrage mird 
als völlig befeitigt betrachtet, da die Beforgniffe Belgiens fih als 
durchaus ungegründet erwielen haben. 

28. „ I. Kammer: Die Budgetcommijfion hält es für angemeffen, fi 
in ihrem Gutachten über das Budget des Minifteriums bes Aus: 
wärtigen bez. der Gelüfte Frankreichs einſtimmig dahin auszufprechen, 

fie lege einen großen Werth auf die VBerfiherung in der Thronrede bes 
Königs, daß bie Beziehungen zu dem auswärtigen Mächten nichts zu wün— 
ſchen übrig laſſen. Das beſte und allein wirkſame Mittel, die Niederlande 
in einer fo wünfchenswerthen Lage zu erhalten, fei eine Kolitik, bie, bie ans 
erfannten Rechte des Landes aufrechthaltend und die Verpflichtungen gegen 
das Ausland erfüllend, die firengfle Neutralität in ben Beziehungen zu allen 
Mächten bewahre. Die Kommilfion fei überzeugt, daß bie Regierung dieſe 
Meinung theile und in der Leitung ber Angelegenheiten mit dem Auslanbe 
den Weg einer ſolchen Politik zu befolgen wiſſen werde. 


T. Nov. IL Kammer: Der Minifter des Auswärtigen erklärt in feiner 
Erwiderung auf das Gutachten der Bubgetcommiffion aufs be: 
ftimmtejfte, 

daß bie Regierung ber Niederlande gegen feine auswärtige Macht Ver: 

pflihtungen übernommen habe, wozu ihr übrigens auch fein Antrag gemacht 

worben fei; bie Regierung werde, wie bisher, alle legitimen Rechte achten 

und im übrigen in ber ſtrengſten und abſoluteſten Neutralität verharren, 

welche ſowohl die Verträge als bie bedeutendſten Intereſſen des Landes ihr 

vorſchreiben. 

236. „ IL Kammer: Budgetdebatte. Der Miniſter des Auswärtigen 

wiederholt auf eine heftige Interpellation die Erklärung, daß alle 

Gerüchte über Negoziationen oder Vorverhandlungen wegen eines 
Allianzvertrages (mit Frankreich) abſolut erfunden ſeien. 


3. Dec. Die II. Kammer erklärt ſich mit 53 gegen 8 Stimmen für 
Beibehaltung der Todesſtrafe. 

23. „ Die U. Kammer erledigt das Big für 1869 ohne irgend 
bebeutende Anftände. 


9. Dänemark. 


4. Yan. Miebereröffnung beider Thinge bes Reichstags. Der Juſtiz⸗ 


31. 


minifter legt denſelben das neue MWehrpflichtgefeb vor, das auf die 
allgemeine Wehrpflicht gegründet ift und nur bie orbinirten Geiſt⸗ 
lihen von berfelben befreit. 


» Beide Thinge des Reichstags haben ben Verkauf der beiden weit: 
indifhen Snfeln ©. Thomas und S. Juan an die Bereinigten 
Etaaten genehmigt, der König unterzeichnet daher den Vertrag und 
fofort geht ein Courier mit demfelben nad Washington ab, 

Die Angelegenheit ift im Reichstag mit Äußerfter Eile befchleunigt wor: 
ben und die beiden Inſeln haben auch bereits in allgemeiner Abftimmung 
ihre Einwilligung ausgeiproden, S. Thomas am 9. Jan. mit 1039 Stims 
men gegen 22, ©. Juan am 10. einftimmig mit 205 Stimmen. Die Vers 
einigten Staaten beeilen fich inzwifchen mit der Ratification nicht ebenjo; 
obgleich der dänische Kriegsminifter Naslöff, früherer Gejandter Dänemarks 
in Washington und baber bort befannt, ſich ſelbſt dahin verfügte, um bie 
Ratification zu betreiben, ift biefelbe bis zum Mai 1869 vom Senat no 
nicht ausgelprodhen worden. 


9. März. Dänemark lehnt das Anerbieten Preußens, ihm in Ausfüh: 


rung ber Beltimmung des Prager Friedens Nordſchleswig bis zur 
Giennerbucht abzutreten, ab und zieht feine früheren Zugeſtändniſſe 
zurüd. (j. Preußen.) 

Officiss wird der Gang ber Unterbandblungen und bie nunmehrige 
Lage Dänemarks etwas fpäter folgendermaßen geſchildert: „In Folge ber 
Erllärung, welhe Graf Bismard am 18. März 1867 im Reichstag abs 
gab, erhielt ber preußifche Gefandte Anfangs Mai den Auftrag, dem Grafen 
Frijs in allgemeiner Weife die Eröffnung zu maden, baß Preußen dbemnädft 
eine vertrauliche Verhandlung bezüglich der Ausführung bes Artifels V bes 
Prager Vertrags anregen werde. Am 23. ergriff das preußifche Gabinet in 
der That biefe Initiative: ber preußifhe Gefandte in Kopenhagen hatte dei 
Wunſch feiner Regierung auszubrüden, „fih mit dem königlich dänischen 
Gabinet in freundſchaftlicher Weife über gewiffe Vorfragen zu verftändigen, 
welche die nothwenbige Vorausſetzung der Abtretung eines Theiles des Hers 
zogthums Schleswig zu bilden haben“, und er bezeichnete als diefe Vorfragen 
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„bie nöthigen Garantien für ben Schuß ber in jenem Territorium wohnen⸗ 
den Teeutfhen und die Uebernahme eines verhältnißmäßigen Antheils an ber 
Schulbenlaft der Herzogthümer“. Graf Frijs erflärte fofort mündlich feine 
Bereitwilligfeit, auf eine folche vertrauliche Verhandlung zu Zweien einzu: 
gehen, und richtete am 4. Juni an ben däniſchen Gefandten in Berlin eine 
vertraulich mitzutheilende Depeiche, in welcher die finanzielle Bebingung als 
felbjtverftändlich bezeichnet, in Betreff der Garantien aber erflärt wurde, daß 
bas dänische Cabinet vorläufig und ohne nähere Kenntniß ber Forderungen, 
welche in diefer Beziehung Preußen aufftellen follte, ber Meinung fei, die 
beftehenden Gejege und Verträge würden genügen, bie Rechte ber Deutfchen 
in beim abzutretenden Landestheile zu ſchützen. Gleichwohl verlangte die hier⸗ 
auf am 18. Juni erfolgende Depeſche an ben bänifchen Gefandten in Kopen: 
bagen, indem biejelbe das Anerbieten von vertraulichen Verhandlungen In 
förmlicher Weile wiederholte, ohne ſelbſt die betreffende Forderung Preußens 
zu präcijiren, beflimmte Erflärungen über bie zu gewährende Garantie mit 
denn Bebeuten: „Es bedarf nicht erſt der Bemerfung, daß von der Beant: 
wortung bdiefer Tragen der Umfang. der beabjihtigten Abftimmung, vefp. Ab— 
tretung,, abhängig iſt.“ Nun bezeichnete bie dänische Megierung als ihren 
Special: Bevollmädtigten für die Verhandlung, bie fie in Berlin zu führen 
anbot, den Gefandten v. Quaade, die preußifche Regierung aber beftellte einen 


untergeordneten Beamten des auswärtigen Anıtes, den Legationsratb Bucher, - 


beffen Vollmachten und Gompetenzen jelbitverftändlih nur für vertrauliche 
Borbefprehungen ausreichen Fonnten. Dieſe Beiprechungen zogen ſich bis in 
das Jahr 1868 hinüber, und nur ganz beiläufig war babei auch von ber 
Grenzlinie die Rebe, wobei unter Anderm Graf Bismard gegen ben Herin 
v. Quaade- äußerte, eigentlich follte Ace, was däniſch fei, an Dänemark fallen, 
aber bei bem Könige werde das fchwerlich burdhzufegen fein. Im Februar 
1868 plaßte endlidy die Bombe; da erlangte nänlih Herr v. Quaade von 
Herrn Bucher die ſchon längſt erbetene Präcifion ber Garantie-Forderungen. 
Es find dieß zwölf Punfte, von denen einige geradezu erorbitant waren, jo 
daß Deutſche im abgetretenen Bezirf, die ſich in ihrer Nationalität gefränft 
fühlen, berechtigt fein follen, fi an bie preußifche Regierung um Abhilfe zu 
wenden; daß in ben Stäbten dieſes Bezirkes das Deutiche alleinige Schuls 
ſprache und die Hauptfirchenipracdhe fein müfje u. f. w. In Betreff des erſt⸗ 
erwähnten PBunftes wollte ſich die däniſche Regierung verpflichten, von ſolchen 
Klagen in jeden vorfommenben Falle ber preußiſchen Regierung Mittheilung 
zu geben, in Betreff des anderen Punktes bot fie die vollfommene Gleichſtellung 
an. Preußen wies diefe Vorſchläge zurüd, erfannte aber an, baß in anderen 
Beziehungen bie däniſche Gefeggebung (Vereins: und Verſammlungsrecht 2c.) 


ausreichend fei. Einen Theil der Forderungen nahm Dänemark an, dagegen 


fonnte bie bänifche Regierung, wie es feine Regierung gefonnt hätte, mit 
ben Attributen und ber Würbe eines felbftändigen Staates es nicht verein 
barlich halten, Preußen in Betreff jener ermähnten zwei Punkte nachzugeben. 
Un fo weniger wohl, ba Preußen mit feinen Abfichten in Hinficht ber Terri⸗ 
torial-Frage noch immer zurüdhielt, Herr Bucher in biefem Betreff ftets 
„ohne Snftruction” war, und nur einmal beiläufig von ber Linie der Gjenner 
Bucht, nörblich von Apenrade, bie Rebe war. Unter biefen Umftänden richtete 
Graf Frijs am 9. März eine zur vertraulichen Mittheilung beflimmte Dez 
peſche an Herrn v. Quaade, deren Tragweite und Tendenz fih aus folgender 
Stelle ergibt: „Von unferem Wunſche geleitet, Preußen bie Aufgabe zu er= 
leichtern, die Frage von ber Grenzziehung in einer billigen Weife zu Iöfen, 
haben wir uns geneigt erklärt, eventuell die in den Pourparlers mit Herrn 
Bucher erwähnten Verpflichtungen zuzufihern; aber unſere Zugeftändnifie 
fünnen nur foweit geben in ber VBorausfegung, daß deren Uebernahme ung 
minder fchwer gemacht würde durch die Feſtſtellung einer Frage, bie ben 
Wünfchen der Bevölkerung entjpräce, . . . Sobalb aber dieſe Borausjegung 
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fih nicht als zutreffend erweifen würbe, würben wir uns in ber Unmöglichs 
feit befinden, unfere früheren Anerbietungen aufrecht zu erhalten, ober zu 
Gunſten ber beutichen Bewohner bes abzutretenben Territoriums andere Gas 
rantien zuzuficdern als diejenigen, welche Preußen felbit, al8 es ben Wiener 
Trieben ſchloß, für ausreichend eradhtete, um das Schickſal der beutjchen Ele⸗ 
mente ficher zu fiellen, welche doch in dem in feinen Händen verbleibenden 
Theil von Schleswig weit zahlreicher find.” Auf diefe Depefche ift Feine 
Antwort erfolgt. Hieraus ergibt fi klar der Stand ber Sache. Die vors 
läufig nur vertrauliche und einleitende Verhandlung ift von Preußen in ber 
Schwebe gelafjen; über bie Territorial-Frage bat fich biefelbe noch gar nicht 
erfiredt und von däniſcher Seite ift in Betreff biefer Frage nur bie Vorauss 
ſetzung ausgeiprochen worben, daß bie zu ziehende Grenzlinie auf bie Wünfche 
ber Bevölkerung Rüdficht nehmen, aljo auf Grund der vom Klaren Worts 
laute bes Artikels V vorgefchriebenen Abftimmung erfolgen werde. Damit 
ift dargethan, bag Preußen nicht berechtigt ift, Die Dänen übertriebener For⸗ 
berungen anzuflagen.“ 


— Mai. Die Verlobung des Kronprinzen mit der ſchwediſchen Prinzeffin 
Loviſa, der einzigen Tochter bes Könige, ift nach Tängerem Bemühen 
endlich vereinbart. 


2%. „ Schluß ber Seffion des Reichstags. 


15. Juli. Die Verlobung bes Kronprinzen mit ber Prinzeffin Lovifa von 
Schweden wird bdeclarirt. 


5. Oct. Eröffnung des Reichstags. Thronrede des Könige: 


„... Die vertraulichen Verhandlungen, welche die k. preußifche Regie⸗ 
rung ſchon vor längerer Zeit mit Uns über eine Ausführung der im Art. 5 
des Friedens zu Prag verheißenen freien Abflimmung ber Bewohner Norb: 
ſchleswigs eröffnet Hatte, haben bis jeßt nicht zu einem Nefultat geführt. 
Unfere Auffafjung von bem, was Gerechtigkeit und beider Staaten wohlver: 
ftandenes Intereſſe in diefer Sache fordert, ift unverändert geblieben, unb 
Mir mußten es al8 Unfere erſte Pflicht betrachten, nicht zu einer Erledigung 
mitzuwirken, welche, ohne den Bedürfniffen ber Bevölkerung zu genügen, ba= 
nad angetdan wäre, bem Reich einem Staat gegenüber, mit welchem es Unfer 
Wunf if, ein aufrichtig freundſchaftliches Verhältniß zu bewahren, Fünftige 
Schwierigkeiten zu bereiten, Wir halten Uns davon überzeugt, daß bie kgl. 
preußiiche Regierung nicht wirb umbin Tönnen, dieſe Rüdlichten zu billigen, 
und Wir hoffen, baß es wirb gelingen können, die jo lange erwartete Webers 
einfunft auf diefe gemeinfame Erfenntniß zu gründen. Der Tractat mit ben 
Vereinigten amerifanijchen Staaten, betr. die Abtretung von St. Thomas 
und St. Juan, wozu ber Reichstag in feiner vorigen Seſſion feine Einwils 
ligung gegeben Bat, ift von Uns ratificirt worden; da jeboch politifche innere 
Verhältnifje die Negierung ber Vereinigten Staaten bis jetzt verhindert haben, 
ihre definitive Beſtätigung bes Tractats zu geben, fo haben Wir, in Folge 
Aufforderung biefer Regierung, Unfern Repräfentanten in Washington er- 
mächtigt, eine Uebereinkunft, betreffend eine Verlängerung der Ratificationds 
frift auf ein Jahr, abzufchließen. Der innere Zuftand des Landes ift in 
jeder Beziehung befriedigend. Da bie finanzielle Abrechnung mit Preußen - 
nad dem Artitel 8 des Wiener Friedens beenbigt ift, jo Fönnen Wir bem 
Reichstag Vorfchläge zu einer Verminderung ber Staatsihuld mit 10 Mill. 
vorlegen laſſen, während die Staatskaſſe fich gleichzeitig im Stande fieht, bie 
Ausgaben ber großen Arbeiten zu beftreiten, welche zur materiellen Entwids 
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lung bes Landes nöthig erachtet find. Vor kurzem iſt eine wichtige Abthei- 
tung ber ditlichen Eifenbahn der Hafbinfel dem Verkehr übergeben worden, 
und anbere Arbeiten nähern fih mit ftarfen Schritten ihrer Vollendung. Mit 
bem Beiſtand des Staats entwidelt private Thätigfeit die reichen Hilisquellen 
bes Landes. Die indirecten Abgaben fließen in ftets fteigender Größe in die 
Etaatskaffe, und wie dieſe Thatfache ben Beweis Tiefert, daß diefe Abgaben 
nicht zu hoch find, fo zeugt fie auch im erfreulicher Weile von dem allge: 
meinen Wohlftand, welcher im Lande herrſcht. Ohne Furcht, Unferem treuen 
Bolt zu große Laſten aufzuerlegen, lafjen Wir daher bem Reichstag einen 
Vorſchlag unterbreiten, ber Staatskaſſe etwas vermehrte Laften aufzuerlegen, 
welhe zunächſt beſtimmt find, bie bedeutenden Ausgaben zur Ordnung bes 
Vertheidigungsweſens, welche auch ferner nöthig find, zu decken. Wir halten 
e8 für’s richtigfte, daß diefe Ausgaben von ber Gegenwart getragen werben, 
anflatt fie von ben vorhandenen Kaffenbehalten oder durch Anlehen zu bes 
ftreiten, und Wir halten Uns überzeugt, daß ber Reichstag mit Bereitwillig- 
feit auf dieſen Vorfchlag eingehen wird. . . .„* 
Damit bat Dänemark augenfcheinlich den entgegenfommenden Standpunft 
der vorjährigen Thronrebe bezüglich Nordſchleswigs volftändig verlaffen. 
- Damals ſtellte der König von Dänemark noch eine Erfüllung der von Preußen 
geforderten Bürgſchaften für bie deutiche Nationalität in Ausficht, um ba= 
durch die Wiebererlangung fchleswigiichen Gebietes zu ermöglichen. Heute 
verweigert er die Erfüllung biefer unerläßlichen Vorbedingung, weil eine dar: 
auf berubende Erledigung ber Frage ben Bebürfniffen der Bevölkerung nicht 
genügen und dem bänifchen Reich gegenüber Preußen Fünftige Schwierig— 
feiten bereiten würde. Diefe Schwierigfeiten konnte man jedoch fchon im 
vorigen Jahr vorausjehen, und wenn Dänemark bennoch geneigt war, fie 
mit in den Kauf zu nehmen, fo erflärt fid) das durch die damals noch fehr 
hoch geipannten Erwartungen ber Kopenhagener Regierung in Bezug auf die 
preußifche Freigebigkeit. Was nach dänifher Auffafjung „Gerechtigkeit und 
beider Staaten wohlverſtandenes Intereſſe in dieſer Sache fordert,” ift nichts 
weniger als die Preisgebung des ganzen fchleswigifchen Gebietsftrichs bis 
füdlih von Flensburg mit Einſchluß von Alfen und Sundewitt. Das aber 
ift eben, was man in Deutfhland bie „übertriebenen Forderungen” Dänes 
marks nennt und von beren Gewährung in Deutfchland Niemand etwas 
wiffen will, weber bie preußifche Regierung noch irgend weldye Partei. In 
Preußen namentlich wird von der öffentlihen Meinung einmüthig erflärt, 
daß von einer Abtretung Alfens und Sundewitts niemals auch nur die Rede 
fein könne. 2 
19. Oct. II Kammer: Adreßdebatte. Der vorgelegte Entwurf wird an- 
genommen und ein Amenbement der Partei der Bauernfreunde, das 
‚eine Mobificirung der im fcandinaviihen Sinne gefaßten Stelle über 
die Verlobung des Kronprinzen fordert, abgelehnt. 
Die Adreſſe bedauert die Erfolglofigfeit ber däniſch-preußiſchen Verband: 
Jungen, und hebt bie zwiſchen dem König und dem Volk in biefer die Wahl- 
. fahrt Dänemarks betreffenden Trage beftehende Webereinftimmung hervor. 
Schließlich drüdt fie indeß bie Hoffnung aus: e8 werde eine Verftändbigung 
. mit Preußen ohne Schwierigkeit herbeizuführen fein, mit welchem bie Er— 
haltung einer aufrichtigen Freundichaft wünſchenswerth fei. 


— Nov. Beide Thinge des Reichsraths genehmigen das fog. Freigemeindes 
geſetz, das innerhalb der Landeskirche dem Triebe zur Bildung neuer 
felbftändiger Gemeinden um freigewählte Prediger herum Befriedig- 
ung zu verichaffen fucht. 
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2. Dec. Differenz zwifchen dem Folkething und dem Landsthing, indem 
bas eritere die Geiftlihen von der allgemeinen Wehrpflicht nicht 
ausnehmen will und darauf gegenüber dem Landesthinge beharrt, bas 
hierin den Standpunkt der Regierung theilt. Diefelbe wird bie 
Ende des Jahres nicht ausgeglichen und die Votirung des Geſetzes 
dadurch längere Zeit verzögert. 


10. Schweden und Norwegen. 


17. San. Eröffnung des Reichstags. Die Thronrede 

fündigt bie Abfiht der Regierung an, benfelben einen neuen Landesver⸗ 
theidigungsplan vorzulegen, befjen Grundlage bie allgemeine Wehrpflicht und 
Beibehaltung ber burch bie Inſtitution ber „eingetheilten Armee” nothwen⸗ 
digen Permanenz der Cadres fei. Die Anfertigung verbefierter Gewehre 
werde zukünftig der einheimiſchen Induſtrie ausfchließlih übertragen werben, 
ba diefe vorausfichtlich dazu ausreiche, 


— Gebr. Die J. und II Kammer. haben ſich gegen die Nufhebung ber 
Tobesitrafe erklärt. 


26. März. Eine kgl. Botſchaft theilt dem Reichſtage mit, daß die neue 
Armee-Reorganifation in diefer Seſſion nicht mehr vorgelegt wer- 
ben folle. 


9, April. Die Dinifter des Aeußern (Graf Manberftröm), des Innern, 
der Finanzen und bes Kriegs geben, unzufrieden über einzelne 
Beſchlüſſe des Reichstags bei ber Berathung des Budgets, ihre Ent: 
laſſung ein. 

25. ,„ Große Vollsverfammlung in Stodholm, 

um zu beratben, was in Schweden für Religionsfreiheit und Toleranz 
noch geichehen Tönne, und ob man, wie bieß Siljefirom beim Reichstage be= 
antragt bat, das norwegifhe Gefek vom 16. Juli 1845 auch für Schweden 
maßgebend machen wolle. Die Mehrheit ber VBerfammlung ift der Mei: 
nung, baß ber Art. 16 ber ſchwediſchen Verfaffung, wenn er nur folgerichtig 
durchgeführt werbe, allen Anforderungen genüge. Es wirb alfo beichloffen, 
der Nationalvertretung die Durdführung des Princips jenes Art. 16 in allen 
feinen Confequenzen anzuempfehlen und gegen jede Unduldfamfeit und Auss 
fperrung Proteft einzulegen. 


16. Mai. Schluß des Reichstags. In der Thronrebe des Königs wird 
bie Ueberzeugung ausgeſprochen, daß bei ber nächſten DVerfammlung 
des Reichstags Feine Unterbilanz in der Staatsrechnung vorhanden 
jein werde. 


BSqweden und Norwegen. 469 


4. Juni. Das Minifterium reconftruirt fi endlich: Wachtmeifter (ſchwe⸗ 


bifcher Sejandter in Kopenhagen), Auswärtiges; Staatsrath Thuls- 
trup, Marine; Hofgerichtspräfident Adlerkreutz, Inneres; der Finanz: 
minifter und ber Kriegsminifter haben ihr Entlaſſungsgeſuch zurück⸗ 
gezogen und bleiben. 


15. Juli. Verlobung der einzigen Tochter des Königs, Prinzeffin Lovifa, 


mit dem Kronprinzen von Dänemark, 


4, Aug. Eine ſchwediſche Sournaliftenverfammlung befchließt, Norwegen, 


Dänemark und Finnland Fünftig als „Inland“ zu behandeln. 


— Sept. Einführung der Freizügigkeit und Gewerbefreiheit zwiſchen 


3. 


Schweden und Norivegen. 


„ Eröffnung der neuen Landesſynode mit demfelben militärischen 
Gepränge wie bei Eröffnung des Reichstags. 

Nach der früheren Verfaffung bildete bie Geiftlichkeit einen ber vier Stände. 
Als die ftändifchen Nechte berjelden mit ber neuen Berfaffung aufbhörten, 
beftimmte Art. 88 ber letztern, baß ber Reichstag und ber König zwar bes 
rechtigt feien in Tirdlichen Dingen bie Gefeßgebung auszuüben, daß aber zur 
Giltigfeit der in diefer Beziehung gefaßten Beichlüffe die Zuftimmung ber 
Generalſynode erforderlich ſei. Der König follte Übrigens fo lange das inter: 
pretationsrecht der Kirchengejche ausüben, bis von der Reichsſynode eine ans 
dere Auslegung des betreffenden Geſetzes beichloffen fei. Die Verordnung 
über bie Bildung ber allgemeinen Kirchenſynode batirt vom 16. Nov. 1863. 
Diefe folte gebildet werden: aus bem Erzbifchof von Upfala, ben 11 Landes 
bilhöfen, 4 Profefloren der theologifhen Facultät, dem Paſtor Printarius 
von Stodholn, aus 30 Geiltlichen, derem je einer in jebem ber 30 Kirchen⸗ 
bezirfe aus der Mitte der Geiftlihen zu wählen fei, und aus 30 Laien, bie 
in befonberen Wahlbezirfen gewählt werden. Die Synode foltte alle fünf 
Sabre zufammentreten, um die Vorlagen ber Negierung oder diejenigen Ans 
träge in Berathung zu ziehen, welche aus der Initiative der Reichoſynode 
bervorgehen jolten. Obgleih eine dringende Veranlafjung zum Zuſammen⸗ 
tritte ber Synode in biefem Jahre nicht vorhanden war, jo entichied fich doch 
bie Regierung für bie Berufung berfelben, um dadurch ben Beftimmungen 
der Berfafjung zu genügen. 


I. Oct. Eröffnung des norwegiſchen Storthings. Thronrede des Königs: 


„+... Die veränderte Organifation ber Hauptwaffe ber Armee, welche ich, 
durch die Bewilligung des vorigen Storthings veranlaßt, beichloffen hatte, 
ift durchgeführt worden. Das bringendfte Bedürfniß für die Armee ift augen 
blidlih eine neue zeitgemäße Schießwaffe. Tie Anichaffung berfelben erfor- 
bert indeß eine bedeutende Summe neben berjenigen des gewöhnlichen Armees 
bubgets, weßhalb bem Storthing ein befonderer Vorſchlag hierüber vorgelegt 
werben wird. . . . Das Comits von norwegischen und fchwedilchen Männern, 
das niebergefeßt wurde, um zu unterfuchen, welche Verbefferungen mit den 
zwiſchen ben Reichen beftebenden unionellen Befimmungen vorzunehmen feien, 
bat fi über einen Vorfchlag zu einem neuen Unionsact geeinigt, welcher ſich 
auf bie Grundfäge für die Behandlung biefes Gegenftandes, fo wie ich bies 
jelben in meinem Dictamen vom 18. Febr. 1862 im zufammengefegten Staats: 
rath vorgefchrieben hatte, ſtützt. Ich beabfichtige diefen Vorſchlag den Nepräs 
fentanten beider Reiche gleichzeitig zur Behandlung in grundgeieumäbiger 
Drbnung vorzulegen und hoffe, daß biefelben diefe Sache fügen werben. . . ." 
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Sweden uud Usrwegen. 


Die Antwortsadreffe des Stortbings vermeidet es, an ben Glück⸗ 
wunſch zur Verlobung der Prinzelfin Loviſa mit dem bänifchen 
Kronprinzen au nur entfernt Hoffnungen ober Wünfche in fcan: 
binapifhem Sinne zu Tnüpfen. 


15. Oct. In der Landesſynode ftelt Victor Rydberg den Antrag, im 


27. 


Paftoraleide die ſymboliſchen Bücher der Bibel unterzuorbnen, nicht 
wie bisher gleichzufeben. Der Antrag wird ohne lange Debatte 
verworfen. Dem Antragfteller wirb aber dafür von Profefloren und 
Studenten der Univerfität Upfala ein Feſtmahl gegeben, bei bem er 
als Haupt der freifinnigen Kirchenpartei förmlich anerkannt wird. 


Dec. Eine Bollsverfammlung zu Nerike unter dem Vorſitze des 


Landtagmanns Dlof Larfion beſchließt eine Petition an den König, 
dahin zielenb: 

41) Vollkommene NReligionsfreigeit und gleihes Stimmrecht bei allen 
öffentlihen Wahlen; 2) Einziehung der ganzen eingetheilten Armee und Ein- 
führung ber allgemeinen Wehrpflicht; 3) Verkauf des jämmtlichen ber Krone 
gehörenden Bauernguts und Verwendung des auf bieje Weife erzielten Geldes 
zur Tilgung ber Staatsfhuld; 4) gleihmäßige Befteuerung aller Ländereien; 
5) Einihränfung der Verwaltungsämter, und 6) Verbeflerung bes Volfe- 
ſchulunterrichts, namentlich Errichtung einer Volfshochfchule in jedem Kirchſpiel. 


11. Rußland. 


— San. (Polen). Die „Nordifhe Bolt”, das Organ des Minifteriums 


bes Innern, Tegt bie Politik ber Regierung gegenüber ber Tath. 
Kirche Polens folgendermaßen dar: 

„Die Erledigung der polnischen Frage iſt unmöglich ohne die Trennung 
bes Katholiciemus vom Polonismus durch bie Einführung ber rulfiichen 
Sprache an Stelle ber polniihen beim Fatholifhen Sottesbienfte. Die Ans 
wendung ber lateiniſchen Sprache bei ber Liturgie ift gefahrlos und bildet 
gleihjam ein bogmatifches Zubehör der Tateinifchen Kirche. Nur mächtige 
Etanten baben National: nflitutionen und eine Rationalfirhe; bier jeboch 
feben wir bie Nationalkirche eines nicht eriftirenden Polenreiches. Inmitten 
einer ruffiihen Bevölferung und eines rulfiihen &ouvernements unterhält 
bie Regierung eine polnische Nationalfirche.“ 

„ (DBeftl. Gpuvernements). Der Zmangsverfauf der Güter 
ber polniihen Edelleute, die von benjelben nicht verfauft werben 
konnten und bie bemgemäß am 22. (10.) Dec. 1867 von ber 
Kronverwaltung übernommen wurben, wirb vorerft größtentheils ver: 
ihoben, da fih nur wenige Kaufluftige finden. Die Vorſchüſſe für 
Käufer folder Güter werben vom Reichsrath von einem auf zwei 
Drittel des Schätungspreifes erhöht. 
„ (Bolen). Eine allerh. Verordnung beftätigt das Gutachten des 
Minifterrathes, durch welches bie Amneftie vom 29. Mai v. J. 
wieberum jehr wejentlich eingefchränft und fat illuſoriſch gemacht wird, 
indem jene Amneftie nur auf diejenigen Anwendung finde, bie fich ledig⸗ 
lih heimliche Entfernung aus dem Lande haben zu Schulden kommen fafjen, 
baß aber auf denjenigen, welde dieß getban, nachdem fie vorher zum legten 
polnifhen Aufſtande thätig mitgewirft, ein befonderes Verbrechen Tafte, für 
welches fie auf Begnadigung, jo weit fie fi auf jenes Amneſtiedecret ftüßt, 
feinen Anſpruch haben. 
„ (Weftl. Oouvernements). Durch kaiſ. Ukas bi 
vom 26. Mai v. J. wieder aufgehoben. Derfelbe ! 
promittirten und erilirt gewefenen Bewohnern 
Halle aus dieſen Gouvernements erlaubt, nad | 
überzufiebeln, 
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12. San. (Baltifde Provinzen). Der livländiſche Civilgouverneur 
v. Dettingen wirb entlaffen und durch den Staatsrath v. Lyſander 
(aus Kurland, aber griechiſcher Religion) erſetzt. 

„CWeſtl. Gouvernements). Ein kaiſ. Ukas Tegt den polnifchen 
und Fatholifchen Gutsbefigern in ben litthauiſchen und weißreußifchen 
Gouvernements au für das Jahr 1868 eine außerorbentlihe Eon: 
tribution in der Höhe von 10 pCt. des Brutto-Ertrages ihrer Güter 
auf, deren eine Hälfte 6 Tage nah Publicirung des Ufafes, bie 
andere am 1. April zu entrichten ift. 

Es ift bieß bereits die fünfte außerorbentliche Contribution, welche bie 
polniſchen und katholiſchen Qutsbefiter ber genannten Gouvernements feit 
bem Aufitande von 1863 zu zahlen haben; ihr Betrag ift dießmal auf 20 
Mil. polniihe ZI. feitgefegt worden. Die meiften Gutsbefiter find bei ber 
ſchlechten vorjährigen Ernte und bei ben fonftigen hoben Mbgaben gänzlich 
außer Stande, eine fo hohe außerordentliche Steuer zu zahlen, und ſehen 
baber mit Schreden ihrer Ausplünderung und in Folge defjen ihrem gänz- 
lichen finanziellen Ruine entgegen. Beſonders Hart ift bie in dem Ukas ent⸗ 
baltene. Beftimmung, baß auch diejenigen Gutsbefiker, deren dem Zwangs⸗ 
verfaufe unterliegenden Güter vom Staate einflweilen in Verwaltung ge: 
nommen find, bie außerordentliche Gontribution zu zahlen haben, und bag 
dieſelbe, falls diefe Güter im Laufe bes Jahres verfauft werben, vom Kauf⸗ 
preife abzuziehen ift. 


— Febr. (Polen). Die Einführung der ruffiihen Sprade in ben 
Kirchen und Schulen und im amtlichen Verkehr in der über 250,000 
Geelen zählenden griechiſch-unirten Didcefe Chelm wird nunmehr als 
vollendete Thatjache angeſehen. 


22. „ (Polen) Ein kaiſ. Befehl verorbnet, daß mit Beginn bes 
. Schuljahres 1868—69 in allen höheren Unterrichts: Anftalten des 
Warſchauer Lehrbezirks (d. h. des Königreichs Polen), in denen bie 
allgemeine Unterrichtsipracdhe die polniſche ift, für Phnfit, Mathematik 
und Geſchichte, auch in der evangelifchen beutichen Hauptichule zu 
Warſchau und im deutſchen Realgymnafium zu Lodz für allgemeine 
Weltgeſchichte und Geographie bie ruſſiſche Sprache als Unterrichts: 
ſprache eingeführt werde. 


29. „ Bolen). Ein an den birigirenden Senat gerichteter taiſerl. 

Ukas löst auch bie bisherige Regierungscommiſſion bes Innern in 

Warſchau auf und vertheilt bie ihr bisher überwiefenen Verwaltungs: 

zweige unter bie verjchiedenen Minifterien ber Gentralregierung in 

St. Petersburg. Das Königreih Polen wird dadurch thatſächlich 

aus der Reihe ber mehr oder Weniger jelbftänbigen Staaten ge: 
ftriden und definitiv in Rußland einverleibt: 

„Sn unferem Ukas vom 26. März 1867 haben wir unferen Willen kund⸗ 

.getban, Maßregeln zu treffen zur vollfländigen Verfchmelzung der Gouverne: 

ments des Königreihs Polen mit ben anderen Theilen unjeres Reihe. Wir 

befehlen bemgemäß hiermit, die Regierungscommilfion ber inneren Angelegens 

- beiten aufzuheben und die ihr zuftehenden Verwaltungszweige ben betreffenden 

Behörben bes Kaiſerreichs unterzuorbnen., Die Gubernials Regierung ber 
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Gouvernements Warſchau, Kaliſch, Kielce, Lomza, Lublin, Pietrofow, Plod, 
Radom, Sumalf und Siedlce find gleich ben übrigen Gouvernements bes 
Kaiſerreichs dem regierenden Senat unterzuorbnnen. Die finanziellen Angelegen= 
beiten find mit dem Finanzminiſterium, alle übrigen mit dem Minifterium 
bes Innern in Petersburg zu vereinen. Dem Statthalter als dem General: 
chef des Landes bie nähere Aufficht über ben Lauf ber Angelegenheiten über: 
laſſend, ift fein Verhältniß feflzuftellen zu den Minifterien (in Petersburg), 
beren Macht über bie erwähnten Gouvernements (Königreich Polen) auf bers 
felben Bafis wie in allen anderen Gouvernements hiermit ausgedehnt wird. 
Tie Angelegenheiten ber ortboboren Kirche (welche im Königreiche gleich den 
anderen Kirchen und Confeflionen einer Controle der weltlihen Macht unters 
ftellt war) find ausſchließlich dem Gonfiftorium -diefer Kirche zurüdzugeben, 
welches Gonfiftorium direct vom allerheiligftien Synod (in Petersburg) reſ⸗ 
fortirt. Die Sorgfalt um Hebung ber Landwirthichaft in ben zehn Gouvers 
nements wird bem Minifterium ber kaiſerlichen Güter (in Petersburg) unters 
geordnet. Der beftehende Induſtrierath (aus Bürgern beſtehend) wird fofort 
befeitigt. Die Landespolizei, die dem Minifterium unterftellt wird, bleibt nur 
in infpectiver und bdisciplinarer Beziehung vom Generaldef (Statthalter) 
abhängig. Die Mohlihätigfeite- Inftitutionen in ben zehn Gouvernements 
werden bis zu beren Reorganifation vorläufig dem Regulirungs⸗Comité 
untergeordnet, Die Oberleitung der Theater wirb unter Aufficht des Minis 
ſteriums des Innern dem Statthalter gelaffen. Tie Beamten ber Commil: 
fion ber inneren Angelegenheiten find als etatslos zu betrachten.“ 

Nur um Europa nicht direct zu provociren, wirb bie bezüglich Polens 
völferrechtlich feftgefekte Nomenclatur nit ausdrücklich befeitigt, auch der 
bisherige Statthalter, freilich mit fehr beſchränkter Competenz, auf feinem 
Plage belaffen und die Stellung ber politifhen Agenten in Warſchau nicht 
verändert. 


1. März. Der Minifter des Innern Walujeff wird entlaffen und durch 


25. 


ben bisherigen Minifter der Poften und Telegraphen Timatſchew 
erfegt. Die Entlafjung Walujeffs wird als ein Sieg ber nationalen 
Partei Katiroff in Moskau angefehen. 


„ (Rordweftl. Gouvernements). Der bisherige Civilgouver: 
neur Baranow wird abberufen und durch ben früheren Koſaken⸗ 


hetman Potapow erſetzt. 

Mit Unterdrückung des letzten polniſchen Aufſtandes wurde für Litthauen 
und die übrigen ehemals polniſchen Gouvernements des ruſſiſchen Reiches 
eine neue geographiſche Terminologie colportirt, zunächſt angeregt von ben 
Mosfauer Nachrichten, dann populariſirt vom Golos und endlich adoptirt 
vom Gouvernement. So entſtanden denn „das nordweſtliche Land“ (ſechs 
Gouvernements) und „das ſüdweſtliche Land“ (brei Gouvernements: Pobos 
lien, Volhynien und die Ukraine). Auch ſpricht man von den neun „weſt⸗ 


lichen Gouvernements“ als ein gewiſſes Ganzes. 


16. April. (Polen). Der Jahrestag des St. Petersburger Mordanfalls 


auf den Kaiſer wird in Warſchau amtlich gefeiert. 

Su dem amtlihen Programm ber Tagesfeier heißt e6: „Die auslänbifchen 
Confeffionen“, b. 5. alle andern außer ber griechiſch-orthodoxen, verrichten den 
Gottesdienſt in ihren emtiprechenden Kirchen. Hienach fol alfo nur die letz⸗ 
tere Kirche, obwohl fie faum einige taufend Bekenner in Polen zählt, bie 
„inländiſche Confeffion* fein, während alle andern Gonfeffionen, einfchliehlich 
ber katholiſchen, zu welcher vier Fünjtel ber Bevölkerung ſich bekennen, „aus: 
ländifch” find. 
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1. Mai. Wiederausbruch der Feindfeligfeiten mit dem Emir von Bochara. 


n (pPolen). Das Warfhauer Organifations-Comite erläßt durch 

eine DBerorbnung ergänzende Beitiinmungen zum kaiſerl. Ukas vom 

29, Febr.: die Functionen aller Verwaltungszweige der bisherigen 

Regierungscommiffion des Innern hören mit dem 13. Juli d. X. auf. 

Die Verordnung beſtimmt au, baß bis zur befinitiven Feſtſtellung ber 

neuen Wappen für die Gouvernements und Kreife bes Königreichs Polen in 

ben amtlichen Siegen ber Guberniale und Kreisbehörben, fowie derjenigen 

Perſonen, welde zur Führung eines amtlichen Siegels berechtigt find, das 

ruſſiſche Staatswappen mit der ausfchlieglih ruſſiſchen Benennung ber be: 

treffenden Behörde oder amtlichen Perfon geführt werben fol. Bisher trugen 

jämmtlihe amtliche Siegel im Königreid Polen das polnifhe Wappen mit 

dem weißen Adler, das aljo jetzt nach Aufhebung ber politifhen Sonder⸗ 

ftelung bes Königreihs Polen caffirt worden ift. — Zahlreiche polnijche 

Beamte werden durch bie nene Organifation theils überflüffig, theils durch 

Ruſſen erfebt. Die Zahl derſelben wird bereits auf mehrere Taufend ans 
gegeben. | | 

9, „ General Kaufınann fchlägt die Bocharen und beſetzt Samarkand. 


21. „ Eine Depefhe Gortſchakoffs regt eine internationale Convention 
gegen Sprenggefhofle im Kriege an. 

— „ (Beftl. Oouvernements). Auflöfung der kirchlichen Brüder— 

| Thaften und Schließung vieler kath. Kirchen. 


1. Suni. Ein kaiſerl. Ukas febt die militärifhe Dienftzeit um 2 Jahre 
(auf noch 10 Sahre) herunter. | 
— „ (Weftl. Souvernements). Die Pfarrländereien der kath. 
Kirche werben eingezogen und ber Clerus wird wie in Polen auf 
feften Gehalt gejebt. | | 
13.—20. Juni. Samarfand, von den Bocharen angegriffen und von ben 
MRuſſen mit Tapferkeit vertheidigt, wird von General Kaufmann entfebt. 


— uni. (Finnland). Landtag: Der aus Bertretern aller Stände 
zufammengefeßte Grundgeſetz-Ausſchuß entſcheidet fi im Gegenſatz 
gegen bie Regierungsvorlagen für vollftändige Befeitigung des Stände: 
ſyſtems, Einführung einer wirklich conftitutionellen Verfaſſung und 
für jährliche Einberufung des Landtags flatt bes vorgejchlagenen 
dreijährigen Turnus. | 


— Juli. (Polen). Befchleunigung der Ruffifizirung des Landes: 

Sämmtlihen Lehrern nichtruſſiſcher Nationalität im ehemaligen König: 
“reich Polen gebt ber Befehl zu, bis fpäteftens 4. Januar 1869 bei ber 
Prüfungscommiffton für ruffiige Sprade in Warſchau ihre Prüfung abzu⸗ 
legen, dba mit bem genannten Tag in allen Schulen des bisherigen Künig- 
reihs Polen ohne Ausnahme bie ruffifche Sprache alleinige Unterrichtsiprache 

- fein wird. Aber nicht allein an ben öffentlichen Schulen jeder Kategorie, 
fondern auch an Privatinftituten, ſowohl für Knaben ale Mädchen, wirb 
allein in ruffiiher Sprache unterrichtet werben, und es können vom 1. Jan. 
1869. an in biefen Schulen nur ſolche Lehrer unb Lehrerinnen beſchäftigt 
werben, welche eine Prüfung im Ruſſiſchen beſtanden haben, Der frühere 
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Erlaß, wonach Lehrer an öffentlihen Schulanftalten, denen bei ihrer frühern 
Anftelung bie Erlernung ber ruſſiſchen Sprache nicht zur Bedingung gemacht 
worben, von ber Verpflichtung zur Prüfung im Ruſſiſchen ausgeichloffen 
bleiben follen, wird durch den neuen Ukas aufgehoben, und e8 wirb fomit 
feinem Lehrer die Prüfung erlaffen. Wer die angeorbnete Prüfung nicht 
beitcht, erhält bis zum 1. Juli 1869 eine Frift zur Mieberbolung der Prüs 
fung; wer bis bahin fi nicht meldet oder in der Nachprüfung nicht beiteht, 
ift mit diefem Tag entlafjfen. Eine vorgängige Kündigung findet nicht ftatt. 
— Am Königreiche Polen erjcheinen bereits 12 öffentliche Blätter mit auss 
fhliegfich oder überwiegend ruſſiſchem Texte. Ganz ruffifch find das politische 
Tagesblatt „Dniewnik Warsz.“ und das Lubliner Gubernialblatt, übers 
wiegend ruffifh die sibrigen 9 Gubernialblätter, ruſſiſch mit polnifcher Ueber: 
fegung die Warfchaner Polizei: Zeitung. Auch bie Theaterzettel werben in 
Warſchau fchon feit längerer Zeit ruffifh und polnifch gedrudt. 


10. Juli. (Finnland). Landtag: Das von der Regierung vorgejchlagene 


20. 


26, 
28. 
30. 


Preßgeſetz wird in der Adelscurie nur mit liberalen Mobdificationen 
von 61 gegen 20 Stimmen angenommen. 


„Mordweſtl. Gouvernements). Der Generalgouverneur 
Potapow erläßt an die unter ihm ftehenden ſechs Civilgouverneurs 
ein Circular, durch welches der Gebrauch der polnifchen Sprade, 
ber bisherigen Landesſprache, verboten wird. 


Das Polnische darf demgemäß nur noch im engſten Familienkreiſe ges 
fprochen werden. Sn ben öffentlichen Kaufläden, ben Reftaurationen, Wein 
und Bierlofalen, den Theatern, Clubs u f. w. ift die ruffifche Sprade fortan - 
die ausſchließliche Verkehrsſprache; wer dort polnifch fpricht, wird zur Strafe 
gezogen. Der Kaufmann, ber Gaftwirth darf auf eine polnische Anrede nicht 
antworten, und felbit auf den Straßen fol feine hörbare polniſche Conver⸗ 
lation ftatthaben. Ein beflimmtes Strafmaß wird nicht feftgeftellt, ſondern 
jeder Zuwiderhandelnde wird nad feinen Vermögeneverhältniſſen in Anſpruch 
genommen und zwar fo, daß die Strafe für ihn empfindlich ift. 


„ Kin faif. Ukas regelt die bäuerlichen Verhältniffe in Beflarabien. 
» Der Kaijer trifft in Kijfingen ein. 


„  Briebensvertrag mit dem Emir von Bochara. Die Rufen ftehen 
nur no 12 Meilen von der Stadt. 


In dem Friedensſchluſſe tritt ber Emir das Gebiet bes Zerafſchan (bie 
Ruſſen jhreiden Sarjamfhan) ab, alfo die Städte Samarkand, Katty:Kurgan 
nebit den zu ihnen gehörigen Landſchaften; er verpflichtet fi zur Zahlung 
einer Gontribution und zur Unantaftbarfeit ber Perfon und des Vermögens 
ruſſiſcher Kaufleute, jowie zum Schutze bes ruffiihen Handels innerhalb ber 
Grenzen feines Chanats: 1) Allen ruffiihen Unterthanen ohne Unterfchieb bes 
Glaubens wirb das Net bes freien Handelsverkehrs in ber ganzen Bucharei 
gewährt. Der Emir übernimmt die Verpflichtung, innerhalb der Grenzen 
feines Gebietes für die Eicherheit ber ruffiihen Kaufleute, ihrer Karamanen 
und ihres Vermögens zu forgen. 2) Die ruffiihen Kaufleute haben das 
Recht, in allen Städten bes Landes Handelsagenten zu halten. 3) Bon ben 
nah Bochara eingeführten ruſſiſchen Waaren wird ein Zoll von höchſtens 
2, pCt. ihres Werthes erhoben. A) Den ruffifcyen Kaufleuten ift die freie 
Durcreife durch Bochara nah ben benachbarten Ländern geftattet. 


1. Aug. (Bolen). Ein kaiſ. Ukas regelt unter Aufhebung des bez. 


Geſetzes vom 8. Juni 1836 die Anfledelung von Einwohnern bes 
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ruffiihen Kaiſerreichs im Königreih Polen und bon Einwohnern 
des Königreichs Polen im ruſſiſchen Kaiſerreich. 


Nah ben neuen Beſtimmungen ift es ben Einwohnern bes ruffiichen 
Kaiſerreichs, welchem Stande oder Belenntniffe fie auch angehören, geftattet, 
fih auf Grund eines Entlafjungsatteftes ihrer bisherigen Heimatsbehörbe 
überall im Königreich Polen dauernd niederzulaffen, obne baß fie, wie bich 
bisher verlangt wurde, nöthig haben, vor Erlangung des Entlaffungsatteftes 
in dem von ihnen gewählten künftigen Wohnorte Grunbbefiß zu erwerben 
und ein Annabmeatteft der neuen Ortsbehörde beizubringen. Die Ueberfiebe: 
lung aus dem Kaiferreih Rußland nah dem Königreid Polen fol Fünftig 
nad benjelben Beflimmungen erfolgen, wie bie Weberfiedelung aus cinem 
Souvernement des Kaiferreichs nach einem andern. Zur Ueberfiedelung aus 
bem Königreih Polen nad) bein Kaiferreih Rußland ift zwar auch nur ein 
Entlafjungsattet aus dem bisherigen Gemeinbeverbande erforderlich, doch fol 
das Atteft nicht von ber Ortsbehörde, fondern von ben Gouvernenren bezieh- 
ungsweile vom Oberpolizeimeifter in Warſchau und nad ben im Königreich 
Polen darüber geltenden Beſtimmungen ausgeftellt werden, fo daß es einer 
förmlichen Auswanderungs-Erlaubniß gleihfommt, bie unter Umftänden auch 
verfagt werben kann. Ferner ift denjenigen Einwohnern bes Königreichs, 
welche ohne Erwerbung von Grundbeſitz im Kaiferreich ſich anfiedeln wollen, 
bie bauernde Anfiedelung nur in folden Städten geftattet, welche nit Haupt: 
ober privilegirte Städte find. Ten Polen ift ferner bis auf Weiteres bie 
dauernde Niederlaffung in Littbauen, Reußen und ben angrenzenden ruſſiſchen 
Gouvernements, jowie in Beflarabien verboten und ben Juden aus Polen 
diefelbe nur im denjenigen ruſſiſchen Gouvernements geftattet, in denen Juden 
fi überhaupt anfiedeln dürfen. Will ein Jude fih in einem andern rulfi= 
jhen Gouvernement dauernd nieberlaffen, fo muß er dazu fpecielle Genehmi: 
gung haben. 


— Aug. Erlaß eines neuen Zolltarifs. Die Herabfeßungen find nicht 


burchgreifend; Nußland bleibt beim Syſtem der Schußzölle. 


„ (Südweftl. Gouvernements). Das Verbot ber polniſchen 
Sprache wird in berfelben Ausdehnung wie in ben fog. norbweit: 
lihen auch auf diefe Gouvernements ausgedehnt. 


„ (Polen). Der Bilhof Bopiel von Plod weigert fih das 
römijchefatholifche Collegium in St. Petersburg durch einen Delegaten 
zu befehiden und wird deßhalb von der Regierung zeitweilig feiner 
Functionen enthoben und außerhalb feiner Diöceſe internirt. 


Seit ber Regierung ber Kaiferin Katharina II., alfo feit nahezu hundert 
Jahren, befteht in der Mefidenz bes Kaiferreichs ein römiſch katholiſches Colle⸗ 
gium, deſſen Mitglieder von fämmtlichen Biſchöfen biefes Befenntnifjes in 
Rußland delegirte Geiftliche find. Alleiniger Zwed biefes Collegiums ift 
feineswegs eine unbefugte Einmiſchung in bie bogmatifhen Angelegenheiten 
der katholiſchen Kirche, fondern die Erledigung derjenigen abminiftrativen 
Gefchäfte, welche in dem großen Stantsorganismus zu dieſer Kirche in irgend 
einer Zeziehung flehen und in folge deſſen dem genannten Collegium zur 
Begutachtung oder Entſcheidung überwiefen werden. Die römiſche Curie bat 
allerdings die Einſetzung diefer Behörde nicht anerkannt; ba fie ſich jedoch 


überzeugte, baß bad Collegium zu feinen Uebergriffen weber felbft geneigt 


war, noch von höherer Stelle angeregt wurbe, jo Tieß man die Sache auf 
fi berußen, und im Laufe der Zeit find auch nicht wieder Einſprüche da⸗ 
gegen erhoben worden. et, ba im Königreihe Polen das Warſchauer Erz⸗ 
biethum factifch nicht mehr befeßt, auch bie Autonomie bes Landes zum 
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geöten Theile eingegangen if, ſollten (Geſch.⸗Kal. für 1867, |. Ulas vom 
2. Mai) auch von den polnifchen Biſchöfen Delegaten in das Petersburger 
römiſch⸗kat holiſche Collegium einberufen werben. Diejer an ihn ergangenen 
Aufforderung nun widerſetzte ſich Biſchof Popiel entfchieben. Durd feine 
Abführung ift nun von ben fünf Bilchofsfiben im Königreich Polen auch ber 
vierte erledigt, und nur noch ber von Auguftowo hat jeinen Kirchenfürften. 
Das Erzbistum und bie erlebigten Bisthümer werben einftweilen von Ad⸗ 
miniftratoren verwaltet. 


— Sept. (Polen). In Warſchau wird in allen Schulen bas ruſſiſche 


a7. 


Schulgebet eingeführt, 

bas in ber altruffifchen Kirchenipradde (cerkewny), bie nicht einmal bie 
Nuffen, viel weniger bie Polen verftehen, abgefaßt iſt, und vorzugsweiſe 
barin befteht, daß der heilige Geift angerufen wird: er möge ben Unterricht 
zum Ruhm bes Czars und ber Kirche gebeihen Yaffen. Durch diefen Inhalt 
finden fi die Eltern ber bie Schulen befuchenden jübifchen Kinder beunruhigt 
und wagen es, dagegen Einwendungen zu erheben, erhalten aber ben Beſcheid: 
das Gebet, wie die Schule, fei confeffionslos, und ihre Kinder feien in ber 
Schule nicht Juden, fonbern Schüler. 

„ MRordweftl. Gouvernements). Lebter, entſcheidender Schritt 
gegen bie, polnijche Sprache: * | 

Die Tatholifchen Gebetbüher follen in Zukunft ruſſiſch fein, fei es num, 
baß fie von Polen und Litthauern, fei es, daß fie von Ruſſen gebraucht 
werben. Ebenſo follen Trauungen, Zaufen und Begräbnißgebete ruſſiſch ges 
halten werben und bie katholiſchen Religionslehrer einem bejonderen, Eramen 
in ber ruffiihen Sprade unterworfen fein. Sobald bie nöthige Anzahl 
Geberbüher und Katehismen in rufjiiher Sprache gedrudt find, wird mit 
ber Ausführung vorgegangen werden, So fagt ber „Wilnaer Weſtnik“, das 
amtliche Organ bes Generalgouverneurs. Dieſelben Mafregeln werden auch 
auf den evangelifch=reformirten Cultus ausgebehnt. Auf Veranlafjung der 
Behörde ift das evangelifch:reformirte Gefang: und Gebetbuch zum Gebraud) 
für die Gemeinden in's Ruſſiſche überfegt und dieſe amtliche Ueberſetzung 
bem General:Superintendenten v. Lipinsfi in Stud zur Beltätigung vors 
gelegt worden. Ebenfo ift angeordnet, baß der evangelifchreformirte Religions: 
Unterriht in allen böhern und niedern Schulen ausjhließlih in ruffifcher 
Sprache ertheilt werde, zu welchem Zweck auch ber evangelijch «reformirte 
Katehismus in’s Ruffifhe überjegt worden if. Der General:Superintendent 
v. Lipinsfi wagt es nicht, dieſen Anorbnungen Widerſtand entgegenzufeßen. 
„ (Sinnland) Eine Deputation aus Finnland trifft in St. 
Petersburg ein und will die Ankunft des Kailers abwarten, um ihr 
Anliegen direct an höchſter Stelle anzubringen. 

Es handelt fih nämlih um eine Reform bes Juſti Tens für Finnland 
und Einführung einer Hypothekenordnung, wie fie in < eeht und 
vor der Occupation bes Landes bereits üblih war. au — An 
ruffiihen Normen geregelt worben if. Auch fol ı bie 
Geihwornengerihten, bie bem Wefen ber Bewohner „ 
meffen ift als bie ruffiihen Rechtsformen, petitionirt r- 
für das Auftizwefen ift von vornherein gegen: | 
als ruffiiden Rechtsformen im Reihe und I 
Sinnländer, wie auch gegen bie Beftrebungen 
ihrem beutfchen Rechtsweſen verbleiben zu bü 


» (Polen). Mehrere ruffiide Mint 
bie Rückkehr des Kaiſers aus Demi 
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die Berichte der Beamten über ben Erfolg der Ruffifizirungsmaß- 
regel entgegen. Der Minifter des Unterrichts, Graf Tolſtoy, hält 
dabei an bie Profefforen und Studenten der Univerfität eine Rebe 
im ausgefprodenften Sinne bes Panflavisınus. 


Das Warſchauer Tagblatt, das amtlihe Organ bes ruffiihen Gouverne: 
ments an der Weichjel, theilt die Rede ausführlich mit. Der Minifter be: 
ginnt damit, feine Berwunderung darüber auszufprechen, daß es in Polen fo 
viele Schulen, namentlich Gymnaſien gibt: 15 Progymnafien, 22 Gymnafien 
und 14 höhere weibliche Unterrichts-Auſtalten für eine Bevölkerung ‚von bloß- 
einigen Millionen Köpfen — das fei in Rußland unerhört, „wo auf einem 
vier Mal fo großen Raum faum die gleiche Anzahl won Stätten ber Bildung 
anzutreffen iſt. Tür die polnischen Unterrichts = Anftalten werde Seitens 
ber rufjishen Regierung „beinahe drei Mal fo viel Geld ausgegeben, wie 
für die betreffenden ruſſiſchen Anftalten“, die meift aus Gommunalmitteln 
erhalten werden müßten. Ihm, dem Minifter, fei Fein europäifcher Staat 
befannt, in welchem ein ähnliches Verhältniß zwilchen dem Schulbudget ber 
ursprünglichen und bem ber neuerworbenen Provinzen beſtehe. „Es ift aber 
nicht meine Abficht, Hieraus zu folgern, daß die Zahl der Unterrichts: Anftalten 
diefes Gebietes verringert werben müſſe, nein, es ift im Gegentheil eine 
Vergrößerung ber Zahl ber Schulen in ben inneren Gouvernements wünfchens: 
werth. Ach mußte diejes Punktes aber Erwähnung thun, weil bie Organe 
der ausländifchen Prefje fortwährend behaupten, bie ruffifche Regierung ver: 
folge den Zwed, den biefigen Bewohnern die Mittel zur Ausbildung zu ent: 
ziehen — Behauptungen, die, weil fie nicht widerlegt werden, in ber öffent: 
lihen Meinung Europas immer feiteren Fuß faſſen. Die Leichtgläubigkeit 
bes Auslandes wird nicht wenig geiördert duch die Unbefanntichaft mit 
Rußland, den Neid auf dejjen friedliche, Niemandes Intereſſen zu nahe tre: 
tende Madhtentwidlung und das baraus hervorgehende Gefühl 
ber eigenen Ohnmacht. .... Wer bas flavilhe Wefen und Sein er: 
fennen will, muß feinen Bli zuvor an bie freie und unbegrenzte Anſchauung 
gewaltiger Erfiheinungen gewöhnt haben — erit bann Tann er in bie Ge: 
Ihichte all ber vielen Slavenflämme tiefer eindringen, bie alle in bebender 
Erwartung daſtehen und dem großen Augenblide entgegen= 
ſehen, wo ihre Zufunft buch den Koloß unter ihnen, das 
Biel: Millionen: Bolk ber Ruffen entjhiedben werben wird.“ 
Dann geht der ruffiihe Unterrichtsminifter zu dem Nachweiſe der Nothwenz 
bigfeit über, aus welcher bie Polen ſich gefallen Iaffen müßten, daß ber 
Unterricht bei ihnen hinfort in ruſſiſcher Sprache ertheilt werde („zu ihrem 
eigenen Beften“), um fchließlich zu verfihern, baß die Ruſſen den Polen 
durchaus nicht feindlich geſinnt feien. „Ich weiß, daß man Ahnen einzus 
reden fucht, die Rufen haßten das polniſche Volt, glauben Sie baran aber 
nicht, es ift nicht wahr. Es gibt kaum ein zweites Volk, das fremde Na⸗ 
tionalitäten fo leidenſchaftslos beurtbeilt,_wie das ruffifhe. Wahr ift es, bie 
legten traurigen Creignifje und namentlih die unberufene Einmiſchung bee 
Auslandes in unjere inneren Angelegenheiten baben in uns Ruſſen einen 
begreiflihen und gerechten Unwillen hervorgerufen — aber das alles iſt längſt 
vorüber, die Leibenfchaften find verraucht und gerade wie früher ift der Ruſſe 
auch jett jeder ſyſtematiſchen Feindſchaft fremd.” 


Sept. Der Kaifer trifft aus Deutichland wieder in Warſchau ein. 


13. Oct. Die deutſche St. Petersb. Zig. erhält eine Verwarnung, weil 


2 


ſie ſich der Oſtſeeprovinzen gegen die nationalen Bedränger derſelben 


in Moskau angenommen hatte. 
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Die Preſſe der Oſtſeeprovinzen kann ſie nicht ſelber vertheidigen, weil 
dieſelbe unter Cenſur ſteht und dieſe cine directe Abwehr nicht zuläßt, wäh: 
rend die Preffe in Moskau (und St. Petersburg) frei ift und lediglich durch 
das Verwarnungssſyſtem geregelt wird. 


1, Oct. Die Rufjen interveniren in Bochara auf die Bitte des Emirg 


23. 


30. 


12. 


16. 


gegen deſſen aufſtändiſchen älteften Sohn Katty-Zurja, den General 
Abramow bei Karſchi jchlägt. 

„ Die Ruſſen unter General Abramow nehmen Karſchi und geben 
es dem Emir von Bochara zurück, der dadurch noch mehr in Abs 
hängigkeit von ihnen fällt. 

„ Die Ruſſen beziehen, um Oſchuma concentrirt, Winterquartiere. 
„Der kaiſerl. Prinz Eugen von Leuchtenberg verlobt ſich mit dem 
Hoffräulein Apatſchinin. 


Nov. (Baltiſche Provinzen). In Eſthland wird zum erſten Mal. 


ein Ruſſe zum Civilgouverneur ernannt; die Civilgouverneurs 
v. Lyſander in Livland und v. Lilienfeldt in Kurland gehören bereits 
wenigſtens ber griechiſchen Kirche an. 

„ (Polen). Die Regierung verlangt, daß die Kalender ſchon für 
das künftige Jahr in polnifher und ruſſiſcher Sprache gebruct 
werben follen. — Ein kaiſ. Ukas ftellt die griechiſch-unirten Kirchen: 
angelegenheiten in Polen unter bie unmittelbare Aufficht bes ruffiichen 
Minifters für Volksaufklärung. Kin Hirtenbrief bes griechiſch— 
unirten Bifchofs von: Chelm wird bereits ausſchließlich in ruſſiſcher 
Sprade erlafien. 

„ Der Kaifer orbnet eine allgemeine Refrutirung von 4 pro Mille 
vom 15. San. bis 15. Febr. 1869 an. 

„ Die von Rußland angeregte internationale Conferenz unterzeichnet 
zu St. Petersburg eine Convention behufs Befhränfung der Spreng: 
geſchoſſe im Kriege. 

„ (Bolen). In der bisherigen Eingangsformel in allen Polen be: 
treffenden Regierungserlaffen, wie 3. B. Päſſen u. dgl. „Alexander, 
Kaifer aller Reußen, König von Polen“, wird bie letztere Bezeich⸗ 
nung weggelaflen, jo baß ber Name Bolen offiziell allmälig ganz 
verſchwindet. 


— Dec. (Baltiſche Provinzen). ine große Anzahl Adeliger richtet 


eine Loyalitätsadreſſe in ruffiiher Sprade an den Kaifer. 


„GWeſtl. Gouvernements). Die Regierung bemüht fi ben 
meift gänzlich ruinirten polniſchen Kleinabel zur Auswanderung nad) 
der Krim zu bewegen, 


12. Türkei. 


— San. (Serbien). Defterreih, Frankreich und England richten freund: 


15. 


Ihaftlide, aber ernfte Mahnungen an bie Regierung des Fürften 
Michael, mit ihren Rüftungen einzuhalten. 
„» (Rumänien) Fürſt Karl eröffnet die ordentlihe Seſſion der 


Kammer. | 
Die in rumänifher Sprache gehaltene Thronrede hebt hervor: daß bie 
Uneinigfeit der früheren Kammer und Regierung ben Fürſten genöthigt babe, 
an das Land Berufung einzulegen, ftellt Derträge mit den europäilden Mäch⸗ 
ten binfichtlih der Eonfulargerichtsbarkeit, des Poftwefens, der Patentfteuer 
in Ausficht, fichert die Aufrehihaltung der Principien ber Humanität und 
Toleranz in Betreff der Israeliten zu, conftatirt bie Verbefferung ber Ver: 
waltung, ber Finanzen, ber Juſtiz und ber Bobenprodbuction, und veripricht 
fchließlich Gefegesvorlagen über Ruralpolizei, adminiftrative Decentralifation, 
Eifenbahnbauten, Straßenbauten und Reorganiſation bes Heers. 


9, Febr. (Rumänien). Franzoſiſche Blätter ſchlagen Lärm wegen brei 


11, 


14. : 


Banden von je 450 Mann, welde in Rumänien organifirt werben, 
um in Bulgarien einzufallen. DBratiano läßt die Angaben offiziell 
für Tendenzlügen erklären. Frankreich, Defterreih und England er: 
Mären ſich energijch gegen derartige Beunruhigungen der Pforte, 

„ (Gandia). Der Großvezier Aali Paſcha wird von feiner außer: 
orbentlihen Milfion zur Pacification der Inſel abberufen. “Diefelbe 
Tann nur als halb gelungen angefehen werben. Die Sphakia be- 
harrt im Aufftande und Sava Paſcha ift troß mieberholter Verſuche 
nicht im Stande geweſen, feinen Poften als Gouverneur berfelben 
einzunehmen. Die ſyſtematiſche Errichtung von Blodhäujern macht 
inzwifchen Fortſchritte. | 
„ (Rumänien). H. Kammer: Die Regierung wirb wegen Or- 
ganifirung bulgariſcher Banden interpellirt. Bratiano leugnet (bie 
Banden haben fih in Folge der Proteftationen der Mächte mwicber 
aufgelöst) und die Kammer ertheilt ihm mit allen gegen 10 Stim- 
men ein Vertrauensvotum. 
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19. Fehr. Geftügt auf eine Bittſchrift von angeblih 500 canbiotifchen 


24. 


26. 


Familienhäuptern, die ihre nad Griechenland gebradhten Angehörigen 
zurüdfordern, verlangt die Pforte von Griechenland, der Rückkehr 
berjelben feine Hinderniffe entgegenzufegen, und bittet Die Mächte, durch 
Circulardepeſche dieſes Begehren in Athen zu unterftüßen. 

„ (Rumänien) Senat: Debatten über ein vom Suftizminifter 
dem Gafjationshof ertheiltes Tadelsvotum. Der Senat beichließt mit 
28 gegen 25 Stimmen, baß der Juftizminifter dazu nicht das Recht 
gehabt habe, worauf Bratiano erklärt, das Minifterium ziehe ſich 
in Folge dieſes Votums aus dem Senat zurüd, ſich die weiteren 
Schritte vorbehaltend. 


„ (Rumänien). Die I. Kammer ertheilt dem Minifterium mit 
84 gegen 34 Stimmen ein Vertrauensvotum. 


3. März Die Pforte veröffentlicht ein diplomatiſches Graubuch über bie 


canbiotilhe Frage. Die Blolade der Inſel ift nit wirkſam und 
die Inſurgenten beziehen fortwährend regelmäßig Munition, Lebens: 
mittel und ſelbſt einzelne Freiwillige aus Griechenland, wo indeß 
das Elend unter ben übergeführten candiotiſchen Yamilien zunimmt. 
Die Pforte hartert zwei Lloyddampfer, um ſolche in bie Heimath 
zurüdzuführen. 

„ Ein Ferman des Sultans hebt den bisherigen Staatsrath auf 
und jest einen oberften Verwaltungs- und einen oberften Yuftizrath 
ein. Agathon Effendi, ein Chrift, wird zum Miniſter ber öffent: 
lichen Arbeiten, Mithad Paſcha zum Präfidenten des neuen oberiten 
Verwaltungsrathes ernannt. 


Sn feiner allgemeinen Organifation gleicht ba8 SchuraisDewlet eher 
dem ruſſiſchen Reichsrath, als dem franzöfiihen Conſeil d'Etat; es Hat fi 
lediglich mit der Adminiſtration zu beſchäftigen. Richterliche Gewalt beſitzt 


der Staatsrath nur in Fällen von Amtsmißbrauch oder anderen Vergehen 


Öffentlicher Beamten; außerbem entfcheidet er Competenzconflicte zwiſchen Ge⸗ 
richten und Berwaltungsbehörben. Er hat ſich über alle von Seiten ber Re: 
gierung ihn vorgelegten Gegenflände auszufprechen; feine Beichlüffe werben 
burh Abflimmung gefaßt, auf Verlangen der Mehrheit durch Ballotiren. 
Der Präfident ift ber einzige Staatsbeamte, welcher im Staatorath Sik hat, 
obwohl in ber That alle Mitglieder als Beamte angefehen werben können; 
bie Mitglieder werben nicht auf Lebenszeit ernannt, wodurd die Unabhängig: 
feit des Staatsrathes nicht hinreichend garantirt ift; wie im gejammten öf⸗ 
fentlihen Leben ift dadurch ber Willfür in ber Ernennung und Abjekung 
Thür und Thor offen gelaffen. Auch die Abſtimmung durch Ballotiren ift 
eben von ber Zuflimmung ber Mehrheit abhängig. Die Berathungen find 
nur über Gegenflände zuläffig, welche bie Regierung vorlegt; von einer 
felbfländigen Snitiative ift Feine Rede, doch ſcheint bie Tegislative Section 
das Mecht zu haben, Amendenents zu ben vorgelegten Gefeßentt 

maden. Die widtigften Functionen find: bie Prüfung des Bu 

Revifion ber Acten ber Provinzialbehörden und ber Vilajetnerfa 

fowie bie oben bezeichneten richterlichen Attribute, wrherd " 

fall ber eigenen Snttiative ber Einfluß ber neuen 

fammten Angelegenheiten bes Reichs ein fehr g 
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Cüchel. 


Befebung, fehr Heilfamer werben kann. Die Controle der PBrovinzialverwals 
tung war biäher einer ber faulften Alede ber Türkei, und factiſch oft nur 
durch die Correipondenzen des in Konitantinopel erſcheinenden „Courrier 
b’Orient“ ausgeübt. Mas die Eontrole fiber die Finanzen anlangt, fo ſcheint 
bie Regierung genöthigt zw fein, fortan regelmäßig ein Vudget vorzulegen; 
aber angeſichte der fo oft feierlich wiederholten Verſprechungen über biejen 
Punkt bleibt diefe Reform bloß auf dem Papier, ſolange nicht wirklich ein 
Anfang damit gemadt if. Tie Erinnerung an das ſeinerzeit von Muſtapha 
Fazyl Paſcha geleitete kurzlebige Schatzconſeil iſt noch zu lebhaft. 


14. März. (Rumänien). II. Kammer: Der Kammerpräſident und 30 


17. 


20. 


andere Mitglieder beantragen ein Geſetz gegen die Juden, das alles 
bisherige an Unduldſamkeit und Härte weit hinter ſich läßt: 


Art. 1. Die Juden werden ſich in keiner ſtädtiſchen Gemeinde ohne Au⸗ 
toriſation des Gemeinderaths niederlaſſen. Sn den ländlichen Gemeinden 
dürfen ſich Juden unter keinem Vorwand, und nicht einmal zeitweilig, nie⸗ 
derlaſſen. Art. 2. Die Juden, welche dem vorſtehenden Artikel zuwiderhan⸗ 
deln, werden als Vagabunden betrachtet. Der Gemeinderath läßt bie nöthigen 
Maßregeln zur Transportiruug ſolcher Juden ergreiſen. Art. 3. Die Juden 
bürfen fein unbewegliches Eigenthum weder in Städten noch auf deut Lande 
befiten. Der Kauf und Berfauf unbeweglicher Güter zu Gnnflen ber Juden 
wird für null und nidtig erflärt. Zwei Drittel bes Werthes berielben 
fällt woplthätigen Anftalten anheim, ein Drittel dem Denumcianten. Art. 4. 
Diejenigen, welche bie Webertretung obiger Verordnungen erleichtern, werben 
zum Verluſt ihrer politiichen Rechte auf 3—10 Sabre und zu einer Strafe 
von 20 Proc. des Werthes vom verfauften Object verurtbeilt. Art. 5. Die 
Juden bürfen feine Güter pachien, auch feine Wirthshäufer, Mühlen, Brenne: 
reien, Brücen, Weinberge, Schafs oder Schweinftälle. Sie dürfen feine Einfehr- 
bäufer an ben Landftraßen halten und dürfen Feine Lieferungen an ben Staat, 
die Gemeinden oder Bffentlidhe Anſtalten übernehmen. Art. 6. Die Behörden 
bürfen feine Geſuche von Seiten ber Den behufe Regelung ber Compagnie⸗ 
Rechnungen und fonftigen Angelegenheiten, bie dem Art. 5 zuwiberlaufen, 
annehmen. Art. 7. Um Handel treiben zu bürfen, find bie Juden verpflichtet, 
fih einen fpeciellen Erlaubnißfchein von dem betreffenden Communalrath zu 
entnehmen. Die bagegen Handelnden werben zu einer Strafe von 50—300 Fr. 
verurtheilt. Die Behörden bürfen Feine gerichtliche Beichwerbe oder Klage von 
einem Quben, dem biejfer Erlaubnißſchein fehlt, annehmen. Art. 8. Der 
Handel mit Nahrungsmitteln und Getränken für Chriſten ift den Juden 
unterfagt. Sie dürfen jeboch diefe Dinge ihren Glaubensgenoffen verkaufen. 
Für jede Abweichung von biefer Vorſchrift wird der Betroffene mit einer 
Strafe von 400—600 Fr. belegt. Bei einem Rüdfall wird ihm der Erlaub: 
nißfchein zum Handel entzogen. Att. 9. Alle jübifhen Gemeinden und Ber: 
eine, welche bis jet in ben verfchiedenen Stäbten gebulbet oder autorifirt 
waren, find und bleiben, von ber Veröffentlihung dieſes Gefetzes an, auf: 
gehoben. Art. 10. Alle Geſetze, Verordnungen, Decrete, Neglements, welche 
mit bem gegenmärtigen Gejeg im Widerfpruch fleben, werben aufgehoben. 


Der Entwurf geht an die Sectionen. Die Regierung hält es 
indeß doc für geboten, die Berathung im Plenum bis zum Schluß 
der Sejfion zu verhindern. 

„ (Hegypten). Eröffnung bes fog. Parlaments durch eine Thron: 
tebe des Vicekönigs. | 

„ (Rumänien). Die Regierung Bratiano richtet eine Denkſchrift 
an Frankreich und andere. Mächte, in. ber fie verfichert, daß fie nie 
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auch nur daran gedacht habe, den Frieben im Orient zu flören; fie 
jei einzig und allein beftrebt, ihr Land im Innern zu organifiren, 
wobei fie auf die Zuftimmung der Volkskammer und bie der öffent: 
lihen Meinung als einen noch viel wejentliheren Stützpunkt pocht. 


23. März (Montenegro). Eine montenegrinifche Deputation, die nad 
Konftantinopel gelommen war, um von ber Pforte weitere Concef: 
fionen zu erzielen, verläßt bie Hauptſtadt unverrichteter Dinge wieber. 


41. April. Die Pforte veröffentliht den Bericht des Großveziers Aali 
Paſcha über feine Mijfion nad Candia. 


Obwohl in ber Form eines Berihis an den Großherrn ift das Actenftüd 
in ber That ein an bie öffentliche Dleinung von Europa gerichtetes Manifeft. 
Nah einer kurzen Einleitung gibt ber Großvezier zu, daß bie Inſurrection 
noch nicht erloichen ift; dennoch glaubt er auf das entfchiebenfte verfichern zu 
fönnen, daB feine Milfion nicht gefcheitert fei, wie von den Gönnern bes 
Aufitands verficdert werde. Lie getroffenen Maßregeln werben zweifelsohne ben 
ſchnellſten und vollitänbigften Srlolg baben, jobald ber Transport ber Familien 
definitiv aufhöre; wenn biefe bedauernswerthe frembe Einmiſchung fortbaure, 
jo würden fie nicht weniger ficher, wenn auch langfamer triumphiren. Vier 
Urfachen, fährt der Bericht fort, haben vorzugsweife den Aufſtand bewirkt 
und unterhalten; bie erfte, welche eigentlih nur einen anfcheinenden Vor⸗ 
wand abgab, ift die ber Inſelbevölkerung zugefchrichene Unzufriedenheit — 
bie zweite ift die großgriechiſche Idee (la grande idee panbellenique), fie 
ift nur eine Abzweigung der unterirdifchen Arbeit, welche die meiften Staaten 
Europa's mit Hilfe eines neuen Werkzeuge unterwübhlt, nänılidy des Nationalis 
tätenprincips, eines gefährlichen Principe, welches bie Türkei niemals aners 
kennen wird, und das in Greta nur dazu bient, einen Neligionsfrieg zu 
mastiren. Sn ber That, bie Bewohner von Creta reben alle ein und biejelbe 
Sprache, nur das religidſe Bekenntniß trennt fie, da bie Mohammebaner 
ebenfowohl Autochthonen find wie bie Ehriften. Die dritte Urſache Befteht in 
bem moraliihen Trud der buch ein unerhörtes Syfiem von Lügen irre⸗ 
geleiteten öffentlichen Meinung auf die ber QTürfei befreundeten Regierungen, 
durch welchen eine ganz neue Art von Intervention gefchaffen fei, fortan 
unter dem Namen „sauvetage des familles“ befannt; bierburdy erhielten 
bie Inſurgenten volle freiheit in ihren Bewegungen, Indem fie von ber Eorge 
um ihre Familien befreit wurden. „Eine vierte Urjache, welche eher eriflirte 
als alle anderen, und ale Tinge im Orient in ihren Bereich zieht, iſt zu 
befannt, unb bedarf vor Ew. Maj. nur erwähnt zu werben, um völlige Wür⸗ 
bigung zu finden.” Damit ift ber Antheil ber ruſſiſchen Diplomatie, welcher 
feit langen Jahren überall bervortritt, gemeint. Die erfle der vier Urfachen 
ift Aali Paicha zufolge hervorgerufen durch die abfolute Freiheit bes Unter: 
richis und Gultus in der Türkei, welche, anflatt die Achtung vor ber Regie⸗ 
rung zu erhöhen, nur bazu gebtent babe, bie Krankheit bes Panhellenismus 
nicht bloß auf Ereta, fonbern auch in dem europäifchen Provinzen weithin 
zu verbreiten. Ein Grunb zur Unzufriebenbeit könne auf Greta nie eriftirt 
haben, ba bie Steuern bebeutend niebriger als in ben übrigen Provinzen 
ſeien; in Creta kämen auf ben Kopf nur 40 Piaſter (etwa 24 Thir.) Ab: 
gaben, in den übrigen Provinzen 60 Plafler (etwa 4 Thlr.) und mehr; bie 
Unterzeichner ber Petition vom 14. Mai 1866 bätten am 15. Mai, ohne 
ben Erfolg ihres Schritts abzumarten, bereits eine Eingabe an bie Groß⸗ 
mächte unterzeichnet, in der fie die Annerion an Griedhenland verle nm. 
woraus hervorgehe, daß bie Petition vom 14. Mai aar nicht 
meint geweſen Eine begänfligende Urſache für I 


Hy 
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Fürkel, 


verfchiedenen materiellen Verhältniſſen zu ſuchen. „Bor dem Auffland erhob 
fih die Summe der Privatforberungen auf etwa 150 Mill. Piafter, und von 
diefer Summe war bie türfilche Bevölkerung von Greta Eläubiger für mehr 
als zwei Drittel. Viele hatten außerdem ein großes Intereſſe, das „Auch“ 
ber Regierung abzufchütteln, da fie bem kaiſerlichen Schaß als Zehntpädhter 
bedeutende Summen ſchuldeten. Mehrere Hauptleiter der Bewegung befinden 
fich in diefer Lage. So entftand bei einigen der Plan, fi fo von ihrer Schuld 
zu befreien, bei ber großen Mafje der Ehriften aber ber Wunſch, fih auf 
Koften der Türkei zu bereichern, welche bei einer eventuellen Annerion an 
Griehenland natürlich die Inſel verlaffen müßten.“ So fünne man fidh 
auch die Zerftörung des gefammten Eigentums der cretijchen Türfen erklären, 
denen man bie Rückkehr auf das verwüftete Beſitzthum verleiden wollte. Die 
angebliche Vernichtung der Delpflanzungen burch die Türken fei eine Ver⸗ 
leumbung, da letztere ja auf dieſe Weiſe die Unterpfänder für ihre Forderun—⸗ 
gen vernichtet haben würben. Im weiteren Verlauf ſucht Aali Paſcha bie 
Pforte gegen ben Vorwurf ber Schwäche zu vertheibigen: baß fie Griechenland 
nicht den Krieg erklärt bat, ift eher dem hemmenden Einfluß ber europäifchen 
Politik zuzufchreiben, als ber mangelnden Willensfraft. In Wirklichkeit fei 
die Inſel nod immer im Beſitz ber Türkei; troß aller Anftrengungen Grie⸗ 
chenlands, trog einer Coalition, welde die Actiou des Faiferlihen Heers und 
ber Flotte Tähmte, fei ber Aufftand erfolglos geblieben. Mit ſcharfen Worten 
wird bie Thätigfeit der fremden Kriegsiffe beurteilt, welche nicht allein 
von ber Pforte als eine masfirte Intervention aufgefaßt wurde, ſondern auch 
den griechischen Premierminifter am 3. Dec. 1867 veranlaßte, in der Kammer 
auszurufen: „Darf man ben Transport ber cretifchen Familien nur als phi⸗ 
Iantropifche Bemühungen anjehen ?* 


6—10. April. (Rumänien). Neue Jubenverfolgungen im Diftrikte Bakeu; 


10, 


am 


o 


91 Familien, worunter zahlreihe Angehörige Defterreichs, werden 
vertrieben. Der Präfect Lekka erklärt troßdem der Regierung und 
bem öſterreichiſchen Generalconſul, es „herrſche in dem Diftrikt un- 
getrübte Ruhe“. Die öfterreichifche Preſſe zieht die Lüge unter Bei- 
bringung aller Documente an ben Tag. 

„ (Rumänien). Die II. Kammer genehmigt das neue Heeres: 
geſetz on bloc und für 1868 das Budget von 1867 mit einem 
Zufhlag von 5% Mil. zum früheren Militäretat. Ä 

„ Montenegro) Der Zürjt beruft eine große Berfammlung 
aller Senatoren fowie der übrigen Häupter bes Volks, um eine be- 
ftimmte adminiftrative Einrichtung und eine präcifere Stellung bes 
Regenten dem Lande gegenüber zu ſchaffen. 


Nach einer Anrebe des Zürften Nikola I. conftituirt fi bie Verſamm⸗ 
ung unter freiem Himmel und beſchließt fofort, daß die Staatsfafje von 
nun an einem befondern Ausichuffe des Senats von 3 Mitgliedern zu über- 
geben und bem Fürften eine ben Verhältniffen bes Landes angemefjene Civil- 
liſte auszufeben fei, während bisher zwilchen fürftlicheprivater und Landeskaſſe 
fein Unterjchieb gemacht worden war. In Zukunft darf Feine Ausgabe ohne 
vorgängige Beichlußfaffung bes Senats gemacht werden. Die Civillifte des 
Sürften wird auf 6000 Ducaten (ca. 33,000 fl. ſüdd. W.) feſtgeſetzt; da= 
gegen foll die auswärtige Unterftüßung, welde Montenegro von Rußland, 
Defterreih und Frankreich erhält (im Betrag von ungefähr 25,000 Ducaten 
jährlich) .in die Lanbesfaffe fließen. 


» (Rumänien). Bratiano Täugnet dem öflerreichifhen General— 
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conſul v. Eder die Audenverfolgungen in Bakeu Ted ab. Fürft 
Karl geht felber nad der Moldau, um fich über die Vorgänge in 
Bakeu zu vergewiffern. Bratiano geht mit. 


22— 24. April. (Rumänien) Der Minifter des Auswärtigen Teugnet 


in einer @ircularsDepefche noch immer die Yubenverfolgungen in 
Bakeu oder fucht fie auf ein Minimum herabzubrüden. Der öfterr. 
Generalconful läßt ſich jedoch nicht länger anlügen und forbert 
Entihädigung für feine Angehörigen. 


25. April. (Rumänien). Fürft Karl conftatirt die Yubenverfolgungen 


in Bakeu an Ort und Stelle und brüdt den Inden fein Bebauern 
barüber aus. Die Nationalgarde von Bakeu wird entwaffnet und 
e8 werben Truppen bahin verlegt. 


4. Mai. Der Sultan ernennt 41 Mitglieder des neuen Staatsraths, 


8. 


10. 


theils Mohammedaner, theils Chriſten. 

„Ueber bie einzelnen Mitglieder ſelbſt lauten die Urtheile ſehr verſchieden; 
die Türken ſind durchgängig zufrieden, während bei den Chriſten je nach dem 
verlegten perſönlichen Ehrgeiz oder ihrer Confeſſion bie Ürtheile mehr ober 
minder ungünftig find; die gregorianifchen Armenier finden, baß zu viel ka⸗ 
tholifche Armenier gewählt worden; die Lateiner beklagen fi, daß fie gar 
nicht beachtet find, was indeß nur natürlich ift, ba fie in ber Regel Unter: 
thanen irgendeiner fremden Geſandtſchaft find. Die Griechen ärgern ſich, 
baß fo viele Armenier ernannt worden find; alle aber finden es fehr uns 
echt, daß fie mit zwei Juden zufammen tagen follen. In Betreff ber Griechen 
muß bemerft werben, daß fie wegen ihrer zweideutigen Haltung während 
des cretiſchen Aufftandes — indeß fie ben Gretern Pulver und Kanonen 
ſchikten, machten fie mit der Pforte allerlei vortheilhafte Anleihegefhäfte — 
das Bertrauen ber Megierung verfcherzt haben, Daß das hriftliche Element 
im Ganzen weniger berüdfichtigt worden, als theoretifhe Chriftenfreunbe ers 
warteten, bat vorzüglich feinen Grund in der Unfähigkeit besfelben; da, wo 
es fih um feine eigenen pecuniären Intereffen handelt, kann man ihm allers 
bings einiges Talent nicht abipredhen.” 

„ (Rumänien). Die II. Kammer ertheilt dem Minifterium troß 
dem Borgefallenen ein Vertrauensvotum mit 47 Stimmen; bie üb- 
rigen 44 Stimmen enthalten ſich. 

„ Der Sultan eröffnet ven neuen Staatsrath durch eine Art Thron: 
rede, offenbar in der Abficgt, der neuen Echöpfung ben feierlichen 
Charakter einer erften conftitutionellen Körperfchaft in der Geſchichte 
bed Reichs zu verleihen: 

„Die Pfliht des Staates befieht darin: unter allen Umftänden bas 
recht eines jeden auf feine individuelle Freiheit zu wahren; feine Thä 
darf fi nicht durch gewaltthätige Willfür offenbaren. Eine am 
willfürlide Verwaltung ift in der That nur von Unbeil, eine 
beren Ausübung die Nechte des Staates überjchreitet. Es | 
ebenjo wie hierin eine Ungerechtigfeit liegt, man den Völke— 

Eonceifionen machen darf, als die ihnen gebührende Freih 
verfieht unter Freiheit nicht das Recht eines jeden Cinze 
wie ihm beliebt, ohne daß bie Autorität einfchreite; wenn » 
würden die Menſchen, ba das Intereſſe eines jeden mit d 
Reis im Conflict ift, einander verzehren wie bie wilden X 
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um das Intereſſe bes einen zu befriedigen, müßte das Intereſſe eines andern 
geopfert werben. Da nun ein untergeorbnetes Intereſſe nothwenbigerweife 
nur zum Schaden eines andern befriedigt werben Tann, fo ift es billig, daß 
ein jeber feinem perfönlichen ntereffe nur in ben Grenzen ber gemeinfamen 
Snterefien Genüge zu leiften ſuche. Schließlih, je mehr bie Gelege, auf 
benen die Verwaltung berußt, in ihrem Ganzen und in ben Detail vom 
Geiſte der Gerechtigkeit und Billigkeit durchdrungen find, um fo beffer wird 
bie Verwaltung ihre Aufgabe erfüllen ; benn die Zuflucht und ber Schutz 
aller Unglüdlihen und Unterdrückten iſt die Gerechtigkeit, und nicht bloß bie 
Behörde. Eine der wejentlichiten VBebingungen des Staats ift auch: die Krait 
zu befiten, welche ihm geftattet, vollftändig die Rechte aller feiner Unterthanen 
zu f[hügen, und welche auf ben Reichthum feiner Bevölferung und der Wohl: 
fahrt des Lanbes beruht. Dieſer Reichthum und diefe Wohlfahrt Fünnen aber 
nur bewirkt werben buch den Schuß ber perfünlihen Rechte und durch bie 
Achtung vor jeglichem beweglichen und unbeweglichen Eigenthum, mittelft einer 
regelmäßigen und reblihen Verwaltung, welche frei it von Mißbräuchen und 
Ungerechtigkeit. Jedes Geſetz und jedes Neglement, welche ſich auf die Ver: 
waltung beziehen, verleihen bem äffentlichen Wohl den Charakter ber Geſetz⸗ 
mäßigfeit. Dieſes beilfame Princip bat zu allen Zeiten die Gefekgebung be: 
herrſcht, und es wäre durchaus nicht gerecht, cinen Vorgang für legal zu 
erflären, beflen Wirkungen im Wiberfpruch ſtehen mit ben Nechten, welche 
ein jeder in Bezug anf feine Perfon und feinen Befig genießt, und jo dem 
Eigenthum und ber Wohlfahrt des Volks Nachtheile zu bringen. In der 
Zeit, in melder wir gegenwärtig leben, können wir allerdings nicht mehr 
alles das verwerthen, was in früheren Zeiten zum Wohle des Landes gethan 
worden. In ber That, wenn bie Grundſätze und die Geſetze, welche in jenen 
Epochen aufgeltelt wurben, den Beblirfniffen unſeres Landes und unjerer 
Voͤlker entiprochen hätten, fo müßten wir uns heute auf derjelben Höhe be= 
finden, welche die gebilbetiten und am beften verwalteten Staaten Europa's 
einnehmen. Eine der wirkſamſten Urſachen, welche ben Untergang eines 
Staates herbeiführen und feine Bewohner in Elend bringen, ift die Uneinig⸗ 
feit und find die Gegenfähe, welche bie Geifter theilen, und der Mangel an 
Vertrauen und Sicherheit. Es ift nicht mögli, daß unter der fortbanernden 
Einwirfung diefer Urſachen der Handel und ber öffentliche Reichthum ſich in 
erwünichter Meile entiwideln Können. Mit ber Abfiht, in dieſer Hinficht 
bie Lage bes Reichs zu verbeffern und bie genannten Schwierigfeiten zu be= 
jeitigen — und um ben Rechten Meiner Unterthanen neue Bürgſchaften zu 
verleihen, ift eine neue Snftitution gefchaffen worden, mit ber Bezeichnung 
„Staatsrath", defjen Mitglieder allen Klaſſen Meiner Untertbanen ohne Aus: 
nahıne entnommen worden find. — Eine andere Körperichaft, ber oberite 
Gerichtshof, Hat die Aufgabe, Unferen Unterthanen Gerechtigkeit zu gewähren 
in allen Fragen, welde bie Sicherheit ihrer Perſon, ihrer Ehre und ihres 
Eigenthums betreffen. Dieſe letztere Inſtitution verbürgt das Princip ber 
Trennung der Executivgewalt von der richterlichen, religiöſen und bürger: 
lihen Autorität. Es ift nothwendig, daß die Mitglieder diefer Conſeils in 
Unſerm Reiche nur einen einzigen Körper fehen, gebildet. durch die Einheit 
aller Unferer Unterihanen; fie müfjen mit Ernſt und gemeinfanter Ueberein: 
fimmung unter glüdlichen und unglüdlichen Verhältnifſen zufammenarbeiten, 
um das Ziel Unferer Wünfhe, das Glück Unferer Unterthanen, die Mobls 
fahrt Unferes Reihe und ben Kortichritt der allgemeinen Bildung vollſtändig 
zu erreihen. In Bezug auf Religion folge jeder feiner Ucberzengung; ſo 
wird in biefer Hinficht fein Anlaß zu Hader vorfommen. Nur darf niemand, 
weiches auch ber Cultus fei, dem Unſere Unterthanen angehören, ba alle, 
wenn auch von verſchiedenem Bekenntniß, Kinder eines einzigen Vaterlands 
find, in Bezug auf andere Gefühle des Hafjes unb ber Beratung nähren 


im Namen religiöfer been, weldye aus ihren befonberen Meberzeugungen und 
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ber Berichiebenheit ber Culte entiprinsen Mit einem Wort, es iſt burdaus 
nothwendig, baß bie Mobdification ber beflehenben Geſetze ebenſo ihrem wirf: 
lihen Zweck, wie auch den Anforberungen ber Zeit entſpreche. Die bobe 
Machtſtufe und die Fortſchritte der Eultur, zu benen die Völker Europa’s 
gelangt find, beweiſen ummiderleglich die Wahrheit dieſes Sakes. Ich erfülle 
nur eine heilige Pflicht, wenn Ich, wie es eben geſchieht, durch bie obigen 
Betrachtungen bie Rechte eines jeden, und bie Grundſätze, welche Mich bei 
diefen neuen Inflitutionen Teiteten, näher entwickle. Möge ber Allerhöchfte 
Unfere Bemühungen mit Erfolg krönen!“ 


Ter Eultan ſpricht bie Rede aus dem Gedächtniß, ohne fie abzuleſen 
und fcheint fie auch perjönlich abgefaßt zu haben. . Wenigfiens wirb. bemerkt, 
baß fie offenbar nicht von Fuad oder Aali berrühre, weil im kürkiſchen Tert 
mehrfache ſtyliſtiſche Fehler vorfämen, weiche bei jenen beiden als Styliften 
ſehr geſchätzten Staatsmännern nicht vorauszuſetzen fein. Die franzöfiiche 
Redaction, in ber ‚Turquie“ pom 12. März veröffentlicht, ſcheine vorher— 
zur Correctur nach Paris geſchict worden zu ſein, da ſie in manchen Stücken 
nicht unweſentlich vom türkiſchen Tert abweiche. Die einfache Redeweiſe, 
welche jeden ſtyliſtiſchen Schmuck nach türkiſchem Geſchmack und alle poetiſchen 
Floskeln verſchmäht, erregt allgemeines Aufſehen, noch mehr, daß das Wort 
Jelam nicht ein einzigesmal gebraucht wird, daß ber Chalif und Emir aller 
Gläubigen, das fichtbare Oberhaupt des gefammten Islam, felbit jo weit 
gebt, ben gebeiligten Satzungen bes Korans einen bemmenben Einfluß auf 
bie Entwidlung der öffentlichen Wohlfahrt zuguichreiben, und bie Nothwen⸗ 
bigfeit der Säcularifirung bes Staats auszuiprehen. Der Sultan foll wäh- 
rend vier Wochen fi damit beſchäftigt Haben, die einzelnen Abichnitte ber 
Rebe einem Schreiber in bie Feber zu bdictiren und wieder umzuarbeiten. 

Die Pforte eröffnet nunmehr auch ben Bericht Aali’s zu den organis 
fen Geleßen über ben nenen Stautsrath, in welchem bie leitenden been 
in gedrängter Kürze recapitulirt werden. Das Hauptgewicht wird gelegt auf 
die Trennung ber Juſtiz von ber Verwaltung, weldye, in ber Bilajet= Ber: 
faffung ber Provinzen ſchon eingeführt, jetzt auch auf die Central-Regierung 
angewendet werden fol; buch Einführung einer befjeren Geſetzgebung fol 
der Staat vom Einfluß religidier Meinungen völlig emancipirt werben. 


11. Mai. (Serbien). Rußland verzichtet fortan auf feine bisherige 


42. 


Conſular⸗Juris diction. 

„ (Rumänien). In Folge der Bakeuer Angelegenheit erleidet 
das Minifterium eine Modification. Der durch DBratiano compro: 
mittirte Minifterpräfident und Minifter des Auswärtigen, Etephan 
Golesco, ſcheidet „aus Geſundheitsrückſichten“ aus und wirb durch 
feinen jüngern Bruder, Nikolaus Golesco, erjebt, Bratiano jelbft 
verzichtet auf das Miinifterium bes Innern, behält aber das baneben 
verwaltete Portefeuille der Finanzen. 

Der Eenat votirt ein Geſetz zur Einführung ber Geſchwornen⸗ 
gerichte. 

Die II. Kammer erlebigt ein Rural: Polizeigefeb und verwirft 
babei ein Amendement Georg Pratiang’8 gegen Bagabunden (d. h. 
Die Juden) mit 59 gegen 47 Stimmen, genehmigt dagegen mit 56 
gegen 48 Stimmen ein anderes, wonach jeder Fremde, ber fich in 
einer Landgemeinde nieberlafien will, Erwerb oder Verm 


weiſen muß. 
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12, Moi. (Serbien). Die Regierung orbnet Lagerübungen ber Volks⸗ 
miliz in ziemlich großem Maßſtabe an. 


16. „ (Rumänien). Der Senat verlangt die Vorlegung der biplo- 
matifchen Correfponbenz in ber Judenfrage. Das Minifterium ent: 
ſpricht, läßt aber feinen Zweifel über feinen Entfhluß, den Senat 
aufzuldien, wenn er daraus Anlaß zu einem Tadelsvotum nähme. 
Der Senat verzichtet darauf. 


22. „ (Rumänien). Fürft Karl Tchafft die Prügelitrafe in der Ir: 
mee ab. 


23. „ Der Sultan empfängt die Vertreter der nicht- mohammedaniſchen 
Belenntniffe, den griechiſchen, den gregorianifchzarmenifchen, ben ka— 
tholiſch- armeniſchen Patriarch und den israelitifchen Großrabbiner, 
die von den kirchlichen Würdenträgern begleitet find. 


Der Zweck dieles Beſuchs ift, dem Sultan für die Rede zu danken, welche 
er bei Gelegenheit der Eröffnung bes neuen Staatsraibs gehalten und in der 
er die Gleichheit der bürgerlichen und politiihen Rechte feiner Unterthanen 
proclamirte. Der Sultan empfängt die Deputation ftehend, indem er fie durch 
eine freundliche Bewegung einlabet, näher zu treten, dann jelbft einen Schritt 
vorwärts thut, unb fo in ihrer Mitte flieht. - Der griechiiche Patriarch ver: 
liest eine Danfadreffe, welche fein Dragoman in’s Zürfifche überfeßt. Der 
Sultan antwortet mit feller Stimme: „Ih danke Ihnen für die Glüd: 
wünfjche, welde Sie mir darbringen; das Glück meiner Untertbanen, bie ich 
im Sinn einer vollfommenen Gleichheit betrachte, ift auch das meinige. In 
meinen Augen befteht fein Unterjchiedb zwiichen Mufelmanen und Ehriften. 
Die Religion und bie Rechte der Chriften wurden fchon bisher unverletzt er- 
halten, aber die Ehriften wurben noch nicht zu ben großen Staatsämtern bes 
rufen. Das war das alte Syſtem; jetzt ift die Thüre zu allen Aemtern, auch 
zu bem bes Großveziers, ben Chriften geöffnet. Das Verdienſt allein wird 

. bie Ernennung zu ben öffentliden Aemtern beftimmen. Rechnen Sie auf 
meine Gefinnungen, id will das Glüd meiner Unterthanen, ohne Unterſchied 
be8 Glaubens und ber Abftammung.” Auf diefe Worte bemädhtigt fich der 
Hörer eine unausſprechliche Freude, ein jeder drückt, fo gut er Farin, feinen 
Danf aus, und der Sultan, ſelbſt gerührt durch biefe fürmliche Erplofion 
ber Dankbarkeit, fährt fort: "Indem ih ben Staatsrath und den oberften 
Gerichtshof errichtete, verfügte ich, daß man in diefelben hervorragende Männer 
aus jeder Gemeinde berufe, welche diefen großen Staatsförpern ihre Kennt⸗ 
niffe und Erfahrungen mittheilen werben. Sie werden bort die Geſchäfte 
mit dem Beiftand ber Gerechtigkeit führen, welche die Grundlage aller Re: 
gierungen iſt; das Vertrauen wirb wachfen in einer jeden Gemeinde. So 
wird, da alle meine Unterthanen bie Kinder desſelben Vaterlands find, ihre 
Eintracht die Zufunft und das allgemeine Wohlergehen ſichern.“ Der Sultan 
nimmt bierauf die Abrefjen ber verichiedenen Gemeinden entgegen und ent⸗ 
läßt die Deputation unter neuen Bezeugungen feines Wohlwollens. 


2. Juni. (Wegpten). Der Verwaltungsrath der Suezkanal-Geſellſchaft 
glaubt der Generalverfammlung der Actionäre in Paris die beftimmte 
Zuficherung geben zu können, baß das große Werk im Oct. 1869 
vollendet jein werde und in Betrieb gejebt werben fünne. 

„: » Serbien). Rußland ernennt feinen bisherigen Generalconjul 
zum politiihen Agenten und biefer überreiht dem. Fürſten feine 
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Creditive. Nur der nordd. Bund und Italien haben in Serbien 
noch bloße Generalconſuln. 


3. Juni. Der Sultan empfängt den zum Gouverneur des Libanon er⸗ 


10. 


11. 


13. 


nannten Franco Effendi, einen Katholiken, und ſagt zu ihm: 

Ich will, daß diejenigen, denen ich die amtliche Macht verleihe, ſich alle 
Mühe geben, den Gang bes Fortſchritts zu beſchleunigen. Sch made keinen 
Unterfchied zwiſchen meinen chriftlichen und meinen mohammedaniſchen Unters 
thanen. Wir müſſen in der Welt diefelbe Stellung einnehmen wie bie Groß» 
mädhte, und in zehn Jahren mehr Bahn durchſchritten haben, als fie in 
einem halben Jahrhundert.“ 

» (Rumänien). Der Senat nimmt ba8 Heeresgefeb auch je- 
nerjeitS mit einigen Mobdificationen mit 27 gegen 26 Stimmen an, 


„ (Rumänien). Die OH. Kammer votirt nad) langen Verband: 
lungen das Eifenbahbngefeb und nimmt die in diefelbe Vorlage zu: 
fammengefaßten &oncejfionsbegehren von Strußberg und Offenheim 
mit 79 gegen 23 Etimmen an. | 
Die an Offenheim ertheilte Sonceffion umfaßt bie Linie von Suczewa über 
Roman und Jaſſy mit einer Flügelbahn nach Botoſchan. Die an Strußberg 
ertheilte Gonceffion ift bebeutendb ausgebehnter, denn fie umfaßt bie Linien 
vou Roman nah Galatz, Braila, Buzeo, Plojefht und Buchareſt. Kerner 
von Buchareſt über Pitefht und Erajova nah Turnu: Severin. Außerdem 
eine Flügelbahn von Buezo nah Fokſchani. Die Eifenbahnen find für Rus 
mänien ein großes Bedürfniß; doch läßt fich nicht längnen, daß die votirten 
Conceſſionen mit einer Garantie bes Staats pen 7% Proc. bei einem Treife 
von 280,000 Fr. per Kilometer dem Land eine ungeheure Laft aufbürden. 


„ Die Pforte ſchließt mit Frankreich eine befondere Convention 
über ben Erwerb von Grundeigenthum in ber Türkei durch Aus: 
länder ab. | 


» (Serbien). Fürft Michael wird im Park von Topfchider bei 
Belgrad ermordet. Die Verſchworenen feheinen im Einverſtändniß 
mit dem ehemaligen Fürften Alerander Karageorgiewic gehandelt zu 
haben, Eine beabfidhtigte Schilderhebung in Belgrab wird vereitelt 
und die Thäter werben feltgenommen. 

„ (Serbien) Es bildet ſich eine Regentſchaft, die eine Procla⸗ 
mation erläßt, bie ganze Armee auf ben Kriegsfuß feßt und ben 
Kriegszuftand verfündet. 


„ (Rumänien) Der Senat ertheilt ber Regierung, weil fie 
den Antrag Rußlands, die 20 Mil. Piafter zu zahlen, welche es 
dem Lande für Verpflegung feiner Truppen aus dem Sabre 1853 
ſchulde, wenn bie rumänifchen Fürftenthümer ihrerfeits die 2 Mill. 
zahlen wollen, welche Rußland für das Baumaterial der bei bem 
Abzuge der ruffiihen Truppen gejprengten, von Rußland erh, 
Feltungen email und Chilia verlange, angenommen, ein Te’ 
botum mit 32 gegen 8 Stimmen (14 enthalten fid). 
Die II. Kammer ſetzt dem Senat mit 69 gep 


ein Vertrauengvotum für. das Minifterium entgei 


40 Cärkei. 


Das Minifterium gibt feine Entlaflung, zieht fie aber wieder 
zurüd unb löst den Senat auf. 


18. Juni. (Serbien). Die Semeinbevertretung von Belgrad. proclamirt 
einftimmig den jungen Milan, der zur Zeit in Paris erzogen wird, 
als den letzten Sprößling der Familie Obrenowic zum Nachfolger 
bes ermordeten Fürften Michael. Der Kriegsminifter erklärt fich in 
einem Tagsbefehl au die Armee in bemfelden Sinne. Die Regent: 
Schaft ordnet die Wahlen zur Skupſchtina auf den 21. d. M., den 
Zufammentritt derfelben auf den 2. Juli an. 

16. „ (Rumänien) Die II. Kammer bewilligt für 1868 mit 63 
gegen 5 Stimmen 10,060 jtatt ber bisherigen 4000 Rekruten und 
votirt jährlihe 25000 Zr. für Unterftübung rumänifher Schulen 
in Eiebenbürgen. 

22. „ (Rumänien) Schluß der Kammerſeſſion. Botſchaft bes Fürſten. 

”» m" (Serbien). Allgemeine Wahlen zur Skupſchtina. Die Ge: 
meinden und Miligen erlären fih überall für ben jungen Milan 
als Nachfolger Michaels, 

23. „ (Serbien) Der junge Milan Obrenovic trifft von Paris in 
Belgrad ein. 

26. „ (Serbien). Beginn ber Schlußverhandlungen in Belgrad über 
den Morbprozeß gegen bie zunähft als Thäter und Theilnehmer 
am Morde des Fürſten Michael Ergriffenen. 


2.—4. Juli. (Serbien) Die Skupſchtina procamirt einftimmig den 
jungen Milan zum Yürften und beftätigt die ihr vorgefchlagene 
Regentſchaft. Salbung des neuen Fürften. Die Skupſchtina erklärt 
fih für Einführung der Preßfreiheit, von Geſchwornengerichten und 
eines conftitutionellen Regiments. 

43. Juli. (Serbien). Fürft Aller. Karageorgiewic wird als Mitfhuldiger 
an der Ermordung des Fürften Michael vor Gericht geladen, weigert 

fi) aber zu erſcheinen. 

17. „ (Serbien). Die Pforte anerkennt die Wahl des Fürſten Milan. 

18 „ (Bulgarien). Bewaffnete Banden brechen nun doch aus Ru⸗ 

mäãnien in Bulgarien ein und ſuchen den Balkan zu gewinnen. 

22 „ (Rumänien). Neuwahl des Cenats; Sieg Bratiano's; drei 

Viertheile der Gewählten find Anhänger ber gegenwärtigen Regierung. 

Doch find au bie Führer ber Oppofition wieder gewählt. 

24. „ HfBulgarien). Die aus Rumänien eingebrodenen Banden 
werben geſchlagen und zerſtreut. Mithad Paſcha, der von ber Pforte 
in fein altes Vilajet gejchidt warb, läßt die Gefangenen ohne wei— 

- teres aufknüpfen. 

27. „ (Serbien). Das Urtheil in bem Mordprozeſſe lautet auf 14 


— 
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Tobesuriheile. Furſt Aler. Karageorgiewic wirb in oontumaciam 
zu 20 Jahren Zuchthaus verurtheilt. Das Urtheil wird ſofort voll⸗ 
zogen. 


— Aug. (Rumänien). Große preußifche Waffentransporte langen mit 


a7. 


14. 


26. 


29. 


19. 


Umgebung Defterreihs auf dem Umwege über Rußland und unter 
falfcher Declaration an. 

„ (Rumänien). Lebhafte militärifche Thätigkeit. Ein fürftliches 
Decret ordnet die Errichtung eines achten Sinfanterieregiments und 
bie Organifation von 30 Milizbataillonen an. Der Kriegsminifter 
wird entlafjen und fein Protefeuille proviſoriſch Bratiano übertragen, 
ber für bie Vermehrung der Armee eine energiſche Thätigkeit ent- 
wickelt. 


Sept. (Rumänien) Eröffnung einer außerordentlichen Kammer: 


feffion. Die Botfhaft des Fürften fordert den Senat auf, vor allem 
aus das Fifenbahngefeß, die zweite Kammer, das Budget für 1869 
zu votiren. 

„» (Bulgarien). Neue Bandeneinfälle aus Rumänien. Die Pforte 
erwennt Sabri Paſcha zum Gouverneur des Donau⸗-Vilajets und 
richtet an die rumänifhe Regierung eine fehr energiſche Note. 

„ (Paläftina). Der Gouverneur und bie Generalconſuln von 
Frankreich und Rußland unterzeichnen bas Protokoll, wmeldyes bie 
Vollendung ber großen Kuppel bes heil. Grabes zu Serufalem, ber 
Vereinbarung vom 5. Sept. 1862 gemäß, betätigt. 

„Fuad Paſcha erkrankt und zieht ſich beurlaubt aus bem Staats: 
bienft zurück. 


. De (Rumänien) Der Senat genehmigt nunmehr aud feiner: 


feits das Eifenbahngefeb mit 42 gegen 3 Stimmen und das Re: 
Iruiencontingent von 10,000 Mann mit 41 gegen 2 Stimmen. 

„» (Rumänien) Neue Erceffe gegen die Juden in Galacz; bie 
Regierung entfpricht dießmal fofort den Neclamationen Oeſterreichs. 


.—12. Od. (Serbien). Fürſt Aler. Karageorgiewic, auf das Bes 
ehren Serbiens von ber ungariſchen Regierung verhaftet, wirb in 


Semlin mit feinen angebliden Mordgenoſſen confrentirt. 


. Dt. (Rumänien). Antivort der rumäniſchen Regierung an bie 


Pforte wegen angeblicher Begünftigung der bulgarifchen Banden, bie 
fie durchaus läugnet. Der nöllig unabhängige Ton ber Depefche 
erregt in Konftantinopel großes Mißfallen. 

„ — 10. Nov. (Serbien). Cchlußverbandlungen in dem Mord: 
prozeſſe gegen bie Gomplicen bes Fürften Alexander. Einer derfell 
wird zum Zobe, brei zu fünfjäheigem Gefängniß verurtheilt, | 
werben freigefpuedgen., 
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22. Oct. (Rumänien). Eonvention mit Rußland wegen. Beſchrãnkung 
ber Conſular⸗Jurisdiction. 


— „CCandiay). Der Aufſtand iſt am Erlöſchen und wird lediglich 
noch durch den griechiſchen Dampfer Enoſis unterhalten. 


— Nov. (Rumänien) Fieberhafte Rüſtungen. Private und ſelbſt 
Gemeinden machen ſehr auffallende Waffenankäufe. Spannung mit 
der ungariſchen Regierung. Die Partei Bratiano macht kein Hehl 
aus ihrem Haß gegen die ungariſchen Regierungsmänner. Ungarn 
beklagt ſich ſeinerſeits über Umtriebe Rumäniens unter den Rumänen 
Siebenbürgens. 


5. u Auch Oefterreih unterzeichnet ein Protofol mit der Pforte über 
den Erwerb von Grundeigenthum in ber Türkei durch Ausländer. 

11,.. „ (Bulgarien) Die hl. Eynode in Konftantinopel lehnt alle 
Vorſchläge der Pforte, um den Beſchwerden der Bulgaren zu ent: 
ſprechen, ab. 

n„ » (Serbien) Die Regentihaft empfängt zum erften Mal einen 
Bertreter Griechenlands. 


42. .„ (Serbien). Die Regentſchaft hebt ben Belagerungszuſtand 
wieder auf und verheißt Reformen. 


25. „ (Rumänien). Preußen läßt der wachſenden Unzufriedenheit 
Ungarns gegenüber Rumänien und das Regiment Bratiano mit ſeinen 
Plänen auf's entſchiedenſte und unzweideutigſte fallen. (ſ. Preußen.) 


27. „ (Rumänien). Eröffnung der Kammern. Thronrede bes Fürſten: 
. Die Lage unferer Finanzen ift eine höchſt erfreuliche. Rumäniſche 
Rural: Obligationen, welde zu Anfang biefes Jahrs 78 ftanden, find Heut 
auf 96 geftiegen, Anleihe Oppenheim auf 84; und dieß Ffonnte au gar 
nicht anders fein, da unfer Budget nicht nur fein Deficit, fondern einen 
Ueberihuß ausweist. Das Verwaltungsjahe 1867 ſchloß mit einem Ueber: 
ſchuß von mehr als 20 Mil. alter Piafter, womit das Deficit von 1866 
gedeckt werben konnte. Wenn das heurige Verwaltungsjahr feinen Ueberſchuß 
zeigt, fo dürfen wir die enormen Aufbeſſerungen nicht vergeſſen, bie in allen 
Zweigen ber Verwaltung durdgeführt worden find. Das Budget für das 
- Fommende Jahr wirb Sie überzeugen, daß bie Aera der Anlehen vorüber iſ 

und daß auch den Steuerpflichtigen keine neuen Opfern auferlegt werden.. 
28° „ (Rumänien). Bratiano, von Preußen (und Rußland) im 
Stich gelafjen, gibt feine Entlafjung; Fürft Karl beauftragt Cogol- 
nitſcheano, ein neues conferbatives Cabinet zu bilden. Demeter Ghika 

übernimmt das Präſidium besfelben. 


30. „ (Megpypten). Die franz. Kriegsgoelette Levrette paſſirt ben 
Suezcanal. “ 


1. Dec. Die Regierung befehließt energifche Maßregeln gegen Griechen: 
land, ohne fih erft mit den Vertretern ber Mächte darüber zu be: 
nehmen, um nicht von ihnen behindert zu werben: 
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Die Beſchlüſſe gehen dahin: den Gefandten in Athen und bie türfifchen 
Conjuln in Griechenland abzurufen, dem griehiihen Gejandten und den 
griechiſchen Conſuln in ber Türkei ihre Päſſe zuguftellen, fümmtliche türfifche 
Häfen dem griedhifchen Handel zu ſchließen und bie Angehörigen Griechen: 
lands binnen 14 Tagen aus ber Türkei auszuweifen. 


2. Dec. (Rumänien). Da die Majorität beider Kammern ber Partei 


Bratiano angehört, jo ernennt die II. Kammer ihn ſelbſt mit 66 
gegen 18 Stimmen, der Senat den lebten Minifterpräfidenten Niko⸗ 
laus Golesco zum Präfidenten. 


»„ Der Sultan beftätigt die Pfortenbefchlüffe vom 1. Dec. Die: 
jelben follen telegraphiich dem Gefandten in Athen übermittelt werben. 
Die Vertreter der Mächte interveniren und Aali Paſcha gefteht einen 
Auffhub zu, um den Mächten Zeit zu laſſen, in Athen darauf zu 
bringen, daß 

4) die griechifchen Behörden denjenigen cretifchen Flüchtlingen, welche heim⸗ 
zukehren wünjchten, ihren wirffamen Schuß angedeihen laſſen; 

2) die Fahrten ber Enofis nad) Candia eingeftellt werben;' 

3) neue Freiſchaaren aufgelöst werben; 

4) Griechenland überhaupt ſich verpflichte, in Zufunft die Verträge und 
das Völkerrecht zu reipectiren. 

. Ein türkifches Geſchwader unter bem Befehl des (Engländers) 

Pice Admirals Hobart Paſcha geht in die griechiſchen Gewäſſer ab 
mit ſehr umfafjenden Vollmachten bezüglich der Enofis oder anderer 
derartiger griechiſcher Schiffe. 
„ Der Minijterrath befchließt unter dem Vorſitz des Sultans, bie 
vier Forderungen vom 3. d. M.- Griechenland in ber Form eines 
Ultimatums zu notificiren und ihm eine Frift von fünf Tagen zu 
lofien, nah deren Ablauf ohne entſprechende Antwort die am 1. 
d. M. bejchloffenen Maßregeln zur Ausführung kommen jollten. 


„—10. Dec. (Candia). 600 griechiſche Freiwillige Tanden unter Leo: 


nidas Betropulafi auf ber Enofis im Norden, 300 andere unter dem 
alten Oberſten Petropulafi im Süben ber Inſel. 


11. Dec. Der türfifhe Geſandte in Athen überreicht der griechiſchen Re⸗ 


12. 


gierung das am 6. d. M. beſchloſſene Ultimatum unter ber bezeich: 
neten Androhung. Die Forderungen bes Ultimatums find: 

4) fofort die neulich erft organifirten Freifhaarenbanden zu zerfireuen und 
bie Bildung neuer zu verhindern; 

2) die Corſarenſchiffe Enofis, Greta und Panhellenion zu entwaffnen oder 
ihnen wenigftens ben Zutritt zu ben griechiichen Häfen zu verwehren; 

3) ben cretifchen Flüchtlingen nicht bloß die Erlaubniß zur Rückkehr zu 
geſtatten, ſondern ſie dabei zu unterſtützen und zu ſchützen; 

4) diejenigen nach den Geſetzen zu beſtrafen, welche ſich Angriffe gegen 
türkiſche Militärs und Unterthanen haben zu Schulden kommen laſſen und 
bie Opfer zu entſchädigen; 

5) in Zufunft bie Verträge und bas Völkerrecht zu beobachten. 


" Dmer Paſcha wird zum Oberbefehlshaber der gegen Griechen 
in Theſſalien zuſammenzuziehenden Truppen ernannt. 
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14. Dec. Die Enoſis, nachdem bie Freiwilligen ber beiden Petropulafis 
auf Ereta gelandet, ftößt auf der Rückkehr nad Syra auf Hobart 
Paſcha, ber fie erwartet, und antwortet auf ſeinen Ruf mit einer 
Kanonenkugel. Hobart verfolgt fie bis in ben Hafen von Syra, 
blofirt jie in bemjelben und verlangt von dem Nomardyen, daß fie 
ihm als Piratenſchiff ausgeliefert werde. Der Nomarch Tehnt bie 
Forderung ab. Hobart Treuzt vor ber Inſel. 


415. „ Griechenland lehnt das Ultimatum ber Pforte vom 11. d. M. ab. 
Der türkiſche Geſandte verläßt fofort Athen. 

17. „ In Folge ber ablehnenden Antwort Griechenlands treten bie 
don am 4. d. M. beſchloſſenen Zwangsmaßregeln in Kraft: bie 
türkiſchen Häfen werden den griechiſchen Schiffen geihloffen und ben 
Unterthanen und Angehörigen Griechenlands wird notificirt, das Land 
binnen 14 Tagen zu räumen. 

20. „ (Serbien). Die Regentihaft beruft eine Notabelnverfammlung 
von 75 Mitgliedern für Erweiterung der Verfaſſung. 

Die Rebe, init welcher dieſer Verfaſſungsansſchuß von der Regentichaft 
eröffnet wirb, enthält das Programm ihrer inneren Politik. Demnach will 
bie Negentfchaft eigentlich nichts Neues einführen, Teine fremde Inftitution 

nach Serbien verpflanzen, wo für bdiefelben alle Bedingungen einer gebeihlichen 
Entwicklung fehlen würden. Die Regierung wünjdt nur, daß ber Theil: 
nahme des Volks an den öffentlihen Geidäiten ein größerer Raum gegeben 
werben ſoll. Demgemäß fol die von altersher beftehende Skupſchtina (Na⸗ 
tional:Berfammmlung) mit legislativen Attribute verfeben fein; neben ihr als 
Oberhaus hätte ber erweiterte Scnat zu fungiren. Senat, Sfupihtina und 
Fürſt follen bie Legislative gemeinfchaftlich ausüben. Die Minifter ſollen ber 
Nation verantwortlid fein, während der Herricher Feine Berantwortlichfeit 
haben ſolle. „So wird der Herricher außerhalb ber Kämpfe geftclt und der 

Thron fabilifirt werden." Die freie Preſſe müſſe die Minifierverantwortlich- 
feit wirffam machen. 

21. „ Preußen fchlägt Frankreich vor, die türkiſch-griechiſche Differenz 
auf einer europätfchen Conferenz ad hoc in Paris oder London zu 
behandeln. Der ruſſiſche Gefandte in Paris unterftügt den Vorſchlag. 
Frankreich geht fofort darauf ein. 

»  » Dmer Palda übernimmt in Lariſſa den Oberbefehl über bie 
theſſaliſche Armee gegen Griechenland. 

„ : Die Pforte ermäßigt ihre Maßregeln ſowohl bez. ver Ausweiſung 

der Griechen als bez. des Ausichluffes aller griechiſchen Schiffe. 

24. „ Sämmtlide Mächte haben ſich bereits „im Princip* für An 

nahme des preuß. Conferenzvorſchlages ausgeſprochen und Frankreich 
iſt nunmehr bemüht, eine Verſtändigung über ein hiefür aufzuſtellen⸗ 
bes Programm zu erzielen. 

27, „ Die Pforte ſtimmt dem Conferenzvorſchlage nur unter der Be: 
bingung zu, daß das Programm der Conferenz auf bie Forderungen 
ihres Ultimatums vom 11. d. M. als Bafis begrenzt werde. 

rn C(Candia). Der alte PBetropulatis ergibt fi, von Lebensmittel 
noth gezivungen und durch ben franz. Conſul in Banea beivogen, unter 


|. 
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günſtigen Bedingungen den Türken und wird mit ſeinen Freiwilligen 
auf türkiſchen Schiffen nach Syra gebracht, wo er auf freien Fuß 
geſetzt wrd. Der junge Petropulakis trennt ſich von feinem Vater 
und ſchlägt ſich vorerſt noch durch. Die Candioten ſelbſt ſind bis 
auf wenige jedes weiteren Widerſtandes müde. 


O. Dec. Eine Circulardepeſche der Pforte erörtert die Sachlage und ſetzt 
die Mäßigung der Pforte in der ganzen Frage auseinander. 

Die Depeſche läßt kaum einen Zweifel darüber, daß die Pforte nicht bes 
abſichtigte, Omer Paſcha von Lariſſa aus in Athen einrücken zu laſſen, was 
vielleicht nicht ſo ſchwer gehalten hätte, ſondern vielmehr Griechenland gewiſſer⸗ 
maßen auszuhungern und bamit. zum Nachgeben zu zwingen: „.... Die 
Ueberlegenbeit unjerer Sands. und Seimacht ficherie uns einen fchnellen unb 
vollftändigen Erfolg. Wir dachten aber, daß bei dem gegenwärtigen Zuftande 
Europas jeber Funke, ber irgendwo nieberfiele, eine Mine entzünden könnte. 
Da wir für foldes Unheil Feine Berantivortung übernehmen wollten, zogen 
wir das lehtere Mittel vor, das ohne Bluwergießen ung gleichfalls zu der 
beabſichtigten Pacification zu führen vermag, In ber That zieht Griechens 
land feine bebeutenditen Hiljsquellen aus dem Handel mit unferen Häfen, 
und nur in ber Türkei finden bie Bee ein hinreichend großes Feld ber 
Ausbeutung. Wir glauben alfo, daß biefer ans maßloſem, ımerjättlichem 
Ehrgeize hervorgegangene Starrfinn, ber tweber der Vernunft, der Gerechtig: 
feit und ber Achtung der internationalen Rechte und Berträge Gehör, noch 
ben Rathſchlägen der Großmächte bie bem griechiſchen Staate zufommenbe 
Beachtung ſchenkte, daB biefer Starrfinn der Rüdficht auf die materiellen 
Sntereffen weichen mwirb.. . .“ 


„»  n (Serbien). Schluß der Verhandlungen des Verfaffungscomitg, 
nachdem basjelbe ſämmtliche Vorjchläge ber Regentſchaft faft ein: 
ftimmig angenommen hat. | u 


13. Griechenland. 


— Son. Auf allerh. Befehl des ruffiihen Kaiſers wird, wie ein von 
ber Nord. Poſt veröffentlichtes Reichsrathsgutachten beftimmt, ber Kö— 
nigin von Griechenland ein Secretär zugetheilt, der feinen Gehalt 
aus dem tat des ruffiichen Minifteriums bes Auswärtigen bezieht. 

2. „ Der König vertagt die Kammer auf 40 Tage. England und 
Frankreich fordern Griechenland gemeinſchaftlich auf, ſich nicht mehr 
in bie cretiſchen Angelegenheiten zu mifchen. Ruſſiſche Schiffe brin- 
gen dagegen noch immer allwöchentlich 5 — 800 Flüdtlinge aus 
Creta nach dem Piräus. Die Zahl berfelben in Athen beträgt be- 
reits ca. 17,000, bie Geſammtzahl derfelben in Griechenland wird 

auf 6070, 000 angegeben. 

3.» Da Bulgaris fein Minifterium zuſammengebracht hat, ſo bildet 
ſich ein Miniſterium Moraitini, das indeß nur als ein Nothbehelf 
und Uebergangsminiſterium angeſehen wird. 


7. Febr. Das Miniſterium Moraitini wird bereits wieder entlaſſen und 
neuerdings Bulgaris mit ber Bildung eines neuen betraut. Der: 
jelbe verlangt vor allem die Auflöſung der Kammer, der König ge: 
fteht die Forderung zu. Bulgaris bildet fein Minifterium und ein 
fol. Decret fpricht die Auflöſung ber Kammer aus. 


3. April. Neuwahl der Kammer. Bulgaris bringt durch Anwendung 
aller nur denkbaren Mittel eine Kammer zu Stande, die ihm die 
Majorität ſichert. 


7. Mai. Eröffnung der neuen Kammer. Die Thronrede des Königs 
betont, daß er ſich eine orthodoxe Gemahlin gewählt habe. 

9. „ Die aufftändifhen Creter, welche bie Inſel ihrerfeits bereits 
als einen Theil Griechenlands betrachten, haben 16 Deputirte zur 
Kammer gewählt. Drei davon treffen in Athen ein. Der türkifche 
Geſandte erflärt, daß er fofort feine Päſſe verlangen werde, wenn 
fie zugelafjen würden 

15. „ Kammer: Die erfte bezeihnende Abftimmung ergibt ca. 100 mi⸗ 

nifterielle und ca. 50 oppofitionelle Abgeordnete. 


.. - - — — — — — — — — 
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30. Juni. Es langen zwei weitere Candioten als gewählte Abgeordnete zur 
Kammer an. Die Regierung verweigert ihnen indeß die Ausſchiffung 
im Piräus, 

4. Juli. Kammer: Alle Häupter ber Oppofition werben vom Wahl: 
prüfungsausihuß aus der Kammer ausgejchloffen. 

6. „ Die Kammer conftituirt fi endlich und beſebt ihr Bureau im 

Sinne des Miniſteriums Bulgaris. 

15. „ Die Kammer nimmt die vorgeſchlagene Antwortsadreſſe auf die 
Thronrede an, nachdem die Majorität die Oppoſition gar nicht zum 
Wort hat kommen laſſen. 


2. Aug. Geburt eines Kronprinzen, der den Namen Konſtantin erhält, 


— Sept. Bulgaris verhindert die Wahl bes gew. Dinifterpräfibenten 
Komunduros durch alle Mittel, die ber Regierung nur immer zu 
Gebote ſtehen. 


8. Oct. Die Kammer beftätigt die ſchwer angefochtene Wahl in Syra, 
wodurch der gew. Miniſter Chriſtides aus der Kammer ausgeſchloſſen 
wird, mit 69 gegen 62 Stimmen (während das Parteiverhältniß 
ſonſt ca. 90 gegen ca. 40 Stimmen beträgt). 

— „ Ein Theil der Candioten hat begonnen in die Heimat zurüdzulehren 
in Folge der großen Notb, die fie erleiden und bie fie ſchnell beci- 
mirt. Die Zahl derjelben wird nur noch auf 39,000 geſchätzt, von 
den übrigen haben indeß kaum 5000 fich wieder eingejchifft, bie 
anderen .find font zu Grunde gegangen. 

— „Sammer: Debatten über das Budget für 1868 und die Finanz⸗ 
lage. Das Miniſterium ſiegt nur mit einer Mehrheit von 6 Stim⸗ 
men, nachdem es viele Verſprechungen und viele Stellen an die 
Deputirten ſeiner Partei und ihre Verwandten und Freunde ver⸗ 
ſchwendet hat. 


5. Nov. Schluß der Kammerſeſſion, nachdem das Budget für 1868 end⸗ 
lich angenommen und den Erben bes Königs Dito eine Entſchä⸗ 
bigung zugeftanben worben ift. 

20. „ Eine neue Freilhaar für Ereta unter dem alten Oberften Be: 
tropulalt zieht ganz offen durch Athen, um fih im Peloponnes zu 
ſammeln und von dort nad) Creta abzugehen. 


21. „ Eröffnung einer außerorbentlihen Seſſion der Kammer behufs 
DVotirung des Budgets für 1869. Troſtloſe Zuftände, Auf eine 
Interpellation erwidert der Minifter des Auswärtigen: 


„baß bie Regierung die Annerion Creta's als das Ziel ihrer Beftrebuns 
gen ftet6 vor Augen gehabt habe und haben werde.” 


1. Dec. Der türkifhe Geſandte erneuert bie zahlreihen Beſchwe 
ber Pforte über die Haltung Griechenlands der cretiihen Yı 
32 
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‚gegenüber. Sn Lonſtantinopel ı werben inzwiſchen bereite ſchärfere 
Schritte beratben. 


9. Dec. Kammer: Das Minifterium erllärt gegenüber ben angefündigten 


11 


19. 


said. 


Schritten ber Pforte bie Vorberungen berjelben für unbegründet 
und ift gleichzeitig bemüht, hieß auch in einer Circular-Depeſche an 


die Schutzmächte auseinanderzuſetzen. 


„Der türkiſche Geſandte überreicht ein Ultimatum und verlangt 
darauf eine Antwort binnen 5 Tagen. Die neuen zahlreichen Frei⸗ 
ſchaaren unter den beiden Petropulakis, Vater und Sohn, ſind in⸗ 
zwiſchen bereits auf Creta gelandet. (ſ. Türkei.) 

Die Enoſis, welche die neuen Freiſchaaren nach Creta über: 
geführt, wird von Hobart Paſcha im Hafen von Syra blokirt. Die 
Pforte erhält dadurch freie Hand auf Creta. 

» Das Ultimatum ber Pforte wird abgelehnt. Der tige Ge: 
fanbte verläßt in Folge davon Athen. 

„ Die von der Pforte angebrohten Gewaltmaßregeln treten in 
Kraft: bie. ſämmtlichen türkiſchen Häfen werben den griechiſchen 


. Schiffen geſchloſſen und alle grieifhen Untertanen und Angehö: 
rigen aus bem Gebiet ber Pforte binnen 14 Tagen ausgewieſen. 


Zugleich fammelt bie Pforte ein Heer in Thefjalien unter dem Ober: 
befehl des Serdars Omer Paſcha. 

„ Kammer: Die Regierung verlangt einen außerordentlichen Credit 
von 100 Mill. Drachmen, um der bedrohten Lage bes Landes ge⸗ 
recht zu werben. 

„ Die Kammer bewilligt ben verlangten Grebit von 100 Mil. 
Dramen in zweiter Beratbung mit 82 gegen: 56 Stimmen. Die 


‘ ‚Nationalbank hat ber Regierung inzwiſchen eine halbe Mill, Drach⸗ 
men vorgeſchoſſen. 
2a, . 


Preußen Tchlägt Frankreich eine Conferenz der Großmächte in 
Barie oder London vor, um bie türkifch-griehifhe Differenz bei: 
zulegen. 

Schluß der Kammer, nachdem biefelbe vorher noch in einer 


Sitzung das Budget für 1869 bewilligt und. ſich ſelber für die 
‚ außerordentliche Seſſion eine Entſchädigung von je 1500 Drachmen 
votirt hat. 

„Proclamation der Regierung an das Volk, Rundſchreiben an 


die Präfecten. Sämmtliche Großmãchte haben inzioifehen ben Bor: 


ſchlag einer Eonferenz „im Rrineip“ ‚angenommen und unterhandeln 
über das berjelben zu Grunde zu legende Programm. - 


„ Nah Abſchlag eines erklecklichen Anlehens von Seite ber griechi⸗ 


....jden Bank wirb ein ſolches von ber jonijhen gefordert. Unter: 


deſſen ſammeln Comités freiwillige Beiträge in allen Provinzen. 


Die Regierung beſchließt aus dem flüjfig zu ", machenben Gelde bie 


J Errichtung einer kgl. Leibgarde. 9 


IV. 
Außerentopäifde Staaten, 


ni — 


Vereinigte Staaten von Mordamerika. 
1867. 


29. Rov. Vie Unionsregierung lehnt bie von England nur Timitirt zugeftandene 


ſchiedorichterliche Erledigung ber ‚og. Alabamafrage ab: . 

Dep. Sewards an ben Gejandten in London, Hrn. Adams: „... Wir 
werden jetzt Mar und deutlich durch Lord Stanley's Brief dahin berichtet: daß 
bie limitirte Hindeutung auf die fog. Alabama-Anfprüche, welche Ford Stanley 
vorfplägt, auf der Vorausjegung beruht, daß vor ber ſchiedsrichterlichen Beis! 
legung bie Vereinigten Staaten ihre von Anbeginn eingenommene Pofition, 
daß nämlich die Fönigliche Proclamation von 1861, welche ben Inſurgenten 
negen die Vereinigten Staaten riegführende Rechte einräumte, in feiner 
Weile, weder aus Gründen der Nothwendigkeit noch ber Moral, berechtigt, 
und mithin ein Act unrechtmäßiger Sutervention, eine Abweichung von ben: 
Berpfliätungen beftebender Verträge, und nicht durch das Völkerrecht fanctio: 
nirt war, aufgeben follen. Da dieſe Bedingungen unannehmbar find, fo wird 
bie vorgeſchlagene Timitirte Ueberweifung der Angelegenheit an ein Schieds⸗ 
gericht abgelehnt.“ 1. 


4. Dec. Der Gefandte der Union in London, Hr. Abams, zeigt feiner Regierung 


26. 


an, er werde auf Grund ber Haltung Ford Stanley’s und im Einklang mit 
früheren Snftructionen Sewarbs die Berhanblungen mit England bez. der 
Mlabamafrage nunmehr als abgebrochen betrachten. 

„ Das Nepräfentantenhaus befchließt mit 102 gegen 37 Etimmen, baß in 
Abweihung von bem Congreßbeſchluß bez. Zuſatz zur Reconſtructionobill für 
bie ehemaligen Nebellenflaaten vom 20. März 1867, welder für die neuen 
Verfaſſungen biefer Staaten bie Mehrheit der eingefchriebenen Wähler vers 
Iangte, bie bloße Mehrheit ber wirklich abgegebenen Stimmen genügen folle. 


1868. 


6. Ian. Das Repräfentantenhaus beſchließt ein Dankvotum für General 


Sheridan und ein Tadelsvotum gegen ven Präfidenten Johnſon wegen 
ber Abſetzung bes Generals als Militärcommanbant von Louiſiana 
und Texas und verlangt, daß bie Commilfion für das Auswärtige 
fofort intervenire, falls amerikaniſche Bürger durch bie englifchen 
Behörden in Irland mißhandelt werben follten. Ä 


Neben der Alabamafrage bildet bie Raturalifationsfrage mehr und 
einen Gegenftand ber Differenz zwiſchen beiben Staaten. Die c 


Ps 
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fenifchen Gefangenen Englands in Irland nehmen faft alle das amerifa- 
niſche Staatsbürgerrecht in Anſpruch, während fie von den engl. Gerichten 
als englifhe Unterthanen behandelt werden. Alle ihre Schritte, den Unions: 
gefandten Adams zur Intervention für fie zu bewegen, waren jebod, bisher 
jruchtlos, wie hinwieber auch in England von ber öffenttichen Meinung über: 
wiegendb zugegeben wird, daß bei der Ausdehnung, welche die Auswanderung 
von ben brittifchen Infeln erreicht hat, bie engliſche Gefeßgebung bez. Unter: 
thanenverhältniß und Naturalifation einer Reform dringend bedürftig fei. 


7. San. Der Senat beſchließt, die Baummollernte für 1868 für fteuer: 


14, 


16. 


18, 


21. 


frei zu erflären und ben Zoll auf importirte Baumwolle bi8 Ende 
April 1869 abzufchaffen. 

Beide Häufer genehmigen ben Verkauf von 54 entbehrlich gewor⸗ 
benen Panzerfregatten. 
„ Der Senat beſchließt bie Wiebereinfegung bes vom Präfidenten 
Johnſon edgefehten: Klegamittifters' Aandon. General Srant an- 
erkennt ben Beſchluß ohne Wiberftreben und übergibt Stanton fo: 
fort wieder bas Kriegsbepartement. 

Das Repräfentantenhaus lehnt die vom Senat beſchloſſene Auf⸗ 


hebung der Baumwollſteuer ſeinerſeits ab und beſchließt, daß zwei 
Drittel der Stimmen bes Oberbundesgerichts erforderlich feien, um 


einen. Congreßbeſchluß für verfaffungswibtig zu erklären. 


Der Senat genehmigt eine Bil, welche bie bisherige Ermächtig- 
ung bes Schatzſecrelãrs zu Einziehung non Papiergeld aufhebt und 
verwirft ein Amendement, welches bie fernere Ausgabe von Papier: 
- geld filtiren will. 


„ Das Pepräfentantenhaus will bie Vollmacht zu Einziehung von 
Papiergeld. ſeinerſeits nicht. gerabezu aufgeben, londern vorerſt nur 


ſuspendiren. 


Das Repräſentantenhans nimmt mit 123 gegen 45 Stimmen 
eine Bi an, welche bie bisherigen: Civilregierungen ber Gübftaaten 


für ungiltig erflärt und bie Ernennung ber Beamten während 


ber Ausführung ber. Reconſtructionsacte von Johnſon auf Grant 
überträgt, 


4 ‚Sehr, Die Abſtimmung im chemaligen Rebellenſtaatr Alabama über 


bie neue Verfaſſung ergibt von 170,000 eingetragenen Urwählern 
nur 70,000 Annehmende, 2000 Ablehnende, während 98,000 ſich 
der Abftimmung enthalten haben. Dieſelbe iſt aljo nicht von der 


. Hälfte der eingejchriebenen Wähler angenommen, - 


» Der bish.: Unionsgefandte in London, Hr. Adams, gibt in Folge 


wvon Differenzen mit. bem Präfidenten Sohnfon feine Entlaffung ein. 


Ze Stastsftreichgelüfte bes Präftdenten Johnſon: er will zu biefem 
Behufe ein neues Militärbepartement In Washington gegen Grant 


aufftellen und bietet basfelbe nach einander den Generalen Sherman 


„und ©, Thyomat am; bie indeß heide ahlehnen. . 
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21. Febr. Stantsftreih bes Präſidenten Johnſon: er decretirt bie Ab⸗ 


ſetzung des Kriegsminiſters Stanton, ernennt an ſeine Stelle den 
fiebzigjährigen General Lorenzo Thomas (nicht zu verwechſeln mit 
General George Thomas, dem Eieger in ber zweitägigen Schlacht 
von NRajhuille im Dec. 1864) und bietet damit. der Majorität des 
Congreſſes bie lang erjehnte Handhabe, um ihm beizufommen, indem 
er einen Schritt thut, der unter eine fcharfe, vollfommen unzwei- 
deutige Definition des Strafgeſetzes fällt. 


Berfaffung und Gefeß beflimmen nämlich, bag, während ber Senat bei⸗ 
fammen ift, der Präfident zıvar Beamte ernennen ober, richtiger, vorfchlagen 
Tann; daß aber ihre Anftelung (appointment) erſt durch die Zuſtimmung 
bes Senats in Kraft tritt. Ferner beflimmt das Geſetz von 1867, welches 
zu dem ausdrüdlichen Zweck erlaffen wurbe, um Stanton bis zum 4 März 
1869 im Amte zu erhalten, daß der Präfident Teine Ablekung ber darin bes 
zeichneten Beamten ohne vorherige Zuſtimmung des Senats vornehmen barf, 
und es fünt die Strafbeftiimmung hinzu: „Jede Abjekung oder Anftellung, 
welde im Wiberfpruche mit dem vorliegenden Geſetz (tenure of office-Befeg) 
fattfindet, infonderbeit die Nusfertigung, Unterzeichnung und Beltellung einer 
Urkunde in Betreff ſolcher Anftellung wird Hiemit für cin ſchweres Eriminal- 
vergehen (high misdemeanor) erflärtt. Wer desſelben überführt wird, ver 
fällt in eine Geldfitafe bis zu 10,000 Toll. oder in Gefängnißitrafe bis zu 
fünf Jahren, oder in beide Strafen nach dem Ermeſſen des Gerichts.“ In 

leicher Weiſe wird der Verſuch eines im Wiberfpruche mit dem Geſetz vom 

Shräfidenten eigenmädhtig angeftellten Beamten, bie bezüglichen Amtsfunctionen 
auszuüben, als ein fchweres Griminalvergeben bezeichnet und mit der gleichen 
Strafe bedroht. 


. Repräfentantenhaus: Das Reconftructionscomite tritt fofort zu— 
fammen und beichließt einftimmig — alle Meinungsverjchieben- 
heiten find verſchwunden — auf die Anklage gegen Johnſon anzu⸗ 
tragen. 


21—24, Febr. General Thomas verlangt von Stanton bie Uebergabe 


bes Kriegsbepartements, Stanton verweigert fie und verſchanzt fidh 
förmli in feinen Bureaur gegen mögliche Gewaltanwendung. Un⸗ 
geheure Aufregung in Washington. 


22. Febr. Das Repräfentantenhaus beichließt troß bem Geburtstage Was: 


24. 


25. 


bingtons, an weldem fonft Feine Sitzung ftattfindet, mit 126 gegen 
47 Stimmen (46 Demokraten und 1 Republifaner), Johnſon vor 
dem Genate ale Stäatsgerihtshof in Anklagezuftand zu verjeßen. 
Die beftigften Demokraten drohen mit „Volkserhebungen“. 

„ Das Repräfentantenhaus ernennt eine Abordnung von 2 Mit: 
gliedern, um die Anflage gegen den Präfidenten dem Senat, förmlich 
anzumelden und beftellt eine Commilfion von 7 Mitgliedern (6 Me- 
publifaner und 1 Demokrat), um die Anklage zu formuliren. 


„ Senat: Eine Botfchaft des Präfidenten ſucht bie Gel 
ber Abſetzung des Kriegsminifters zu beitreiten. @ 
des Mepräjentantenhaufes, Stevens und Bingham 
Barre bes Haufes. die ſormliche Anklage. nes P 
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5. März. Der Senat conflituirt ſich in ber Anklagefache bes Repräſen⸗ 
tantenhaufes gegen den Präfibenten Johnſon als Staatsgerichtshof 
unter dem Vorfitze des Oberrichters Chafe und beſchließt, ben Präſi⸗ 
benten auf den 13. d. M. vor feine Schranken zu laden. 

Keine Hand erhebt fi mweber in Washington noch auf irgend 
einem Punkte des weiten Staatsgebietes für den angellagten Präfi- 
benten und bie bieffälligen Drohungen der Demokraten ermweijen ſich 
als durchaus eitel, 

Tie Anklagepunkte find folgende: 1) Erlaß der Ordre, betreffend. die 
Abfekung Stanton’e. 2) Erlaß der Ordre, betreffend die Einfegung bes Ge: 
neral8 Thomas als interimiftiicher Kriegaminifter. 3) Ernennung Thomas’ 
als interimiftifcher SKriegsminifter. 4) Complot, Stanton durch Einſchüch⸗ 
terung und Bedrohung an ber Ausübung feiner Amtsbefugnifje zu verbin- 
bern. 5) Eomplot, die Ausführung ber Amtsdauerbill durch Gewalt zu ver⸗ 
hindern. 6) Eomplot, um fih dur Gewalt in den Befiß von Eigenthum, 
ber Union zugehörig und im Kriegsbepartement befindlich, zu ſetzen. 7) Com: 
plot, die Ausführung der Amtsbauerbill zu verhindern. 8) Complot, um ſich 
in den Beſitz oben unter 6 beſchriebenen Eigenthums zu fegen. 9) Begehung 
ber oben unter 1, 2 u. 3 angegebenen Handlungen, um über die Verwendung 
“der für's Kriegsbepartement beftimmten Gelber die Verfügung zu erlangen. 
10) PVerleitung des Generals Emory zum Ungehorfam. XThatjählih fällt 
Punft 3 mit Punkt 2 zufammen, das Eomit6 faßt mur die Ernennung bes 
Generals Thomas ſowohl als. eine Verlegung der Amtsdauerbil (Punkt 2), 
wie auch als eine folche der Eonftitution felbft (Punkt 3) auf. Punkt 7 ift 
thatfächlich derfelbe wie Punkt 5 und Punkt 8 derielbe wie Punkt 6, nur je 
in dem ſpäter aufgeführten Punkte mit der Auslaſſung der Qualification der 
„Gewalt“. 

Im Senat find z. 3. 27 Staaten repräſentirt. Von ben 54 Senatoren 
berfelben haben 53 ihre Site inne. Eine Zweibrittelmebrheit gegen Johnſon 
erfordert fomit bie Stimmen von 86 Senatoren. Die Partei bes PBräfidenten 
zählt für ihn auf die Stimmen ber 8 demofratifchen Senatoren, ber 2 con= 
jeryativ = republifanifchen (Diron und Boolittle), auf 4 anberer, die ihre 

" Stimmen gegen eine Verurtheilung ‚abgeben müßten, wofern fie nicht alle 
noch jüngft von ihnen ausgelprochenen Anſichten und Ueberzeugungen gänz= 
li) verleugnen wollten, und bofit, daß noch 7 bis 8, vielleicht jogar noch 
mehr, fich diefen 14 Stimmen anreihen würden, 

9. „ Sieg der Demokraten in den Wahlen von New-Hampſhire. Die 

Demokraten faffen Hoffnung, bei ber Präfldentenwahl zu fiegen. 

Sn ben Sahren der Präfidentenwahl werden die Märzwabhlen in New: 
Hampfhire und die Aprilwahlen in Connecticut als vorläufige, die October⸗ 

wahlen in Pennſylvanien aber als definitive Entſcheidung für jene betrachtet. 

12. „ Der Senat bat dem Zuſatz zur Reconſtructionsacte (ſ. oben 
26. Dec.) beigeftimmt und da ber Präſident binnen ber gejeblichen 
Friſt kein Veto gegen benfelben eingelegt hat, jo erlangt er Geſetzes⸗ 

kraft. 

13, „ Senat als Staatsgerichtshof: Die Anklage verlangt ſofortige Ver: 
handlung. Das Begehren wird mit 26 gegen 25 Stimmen abge- 
lehnt und bejäloffen, ber Präftdent babe bis zum 23. d. M. die 
Beantwortung der Klageartifel einzureihen, Der Attorney general 
(Suftizminifter) Stanberry gibt feine. Entlaffung, um ſich ganz der 
Vertheidigung Johnſon's mwibmen. zu Finnen. 
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23. März. Senat als Staatsgerichtshof: Johnſon verlangt eine 30tägige 


30. 


Frift zur Vorbereitung für feine Vertheibigung. Das Begehren wird 
mit 41 gegen 12 Stimmen abgelehnt und nur eine Frift bis zum 
30. März bemilligt. 

„ Senat als Staatsgerichtshof: Beginn ber förmlichen Prozeßver⸗ 
handlungen gegen Johnſon. 


15. April. Das Repräſentantenhaus beſchließt bez. des reconſtruirten ehe⸗ 


20. 


25. 


maligen Rebellenſtaats Alabama, daß die neue Verfaſſung als pro⸗ 
viſoriſche gelten und die gewählten Beamten als proviſoriſche Regie⸗ 
rung des Staats fungiren ſollen (anſtatt ber durch Johnſon's eigen⸗ 
mächtiges Vorgehen geſchaffenen und vom Congreß auch nur als 
proviſoriſche anerkannten), bis in einer abermaligen Abſtimmung die 
neue Verfaſſung ohne oder mit Modificationen durch eine Majorität 
der an dieſer zweiten Abſtimmung theilnehmenden Wähler angenom⸗ 
men ſein wird. 

„Das Repräſentantenhaus nimmt den Bank'ſchen Geſetzesentwurf 
über Beſchützung naturaliſirter Bürger im Ausland mit 99 gegen 
bloß 5 Stimmen an. 

Der Beſchluß iſt trotz der großen Majorität, mit der er gefaßt wird, ein 
legistatoriſches Monſtrum, indem es den Praſidenten ermächtigt, für etwaige 
ungerechte Behandlung naturalifirter Amerikaner in einen fremden Staat 
L Irland] Retorfion an beliebigen Angehörigen biejes Staats zu üben, bie fi 
zufällig in Amerika aufhalten, ſpeciell ſolche beliebige Fremde (als Geißeln) 
einzuferfern. 

„  BPräfident Johnſon ernennt ben General Shofielb zum Kriegs⸗ 
minifter und legt die Ernennung nad dem Gefeb dem Senate zur 
Beftätigung vor. 

v» Außer Alabama haben von den ehemaligen Rebellenjtaaten auch 
Arkanfas, Nord: und Südcarolina, Georgien und Rouiflana ihre Re: 
conjtruction nach ben Forderungen des Congrefjes vollzogen und ver: 
langen nunmehr die Wieberzulaffung zu bemfelben. PVirginien, lo: 
rida, Mifftffippt und Teras find dagegen noch im Rückſtand. 


7. Mai. Senat als Staatsgerichtshof: Ende der Plädoyers für und 


9. 


14. 


gegen Johnſon. 

„ Das Repräfentantenhaus befchließt mit 110 gegen 32 Stimmen, 
Arkanfas auf Grund der erfolgten Neconftruction wieber zum Con: 
greß zuzulaſſen. 

„ Das Repräöfentantenhaus läßt auch die Vertretung von Nord⸗ 
und Südcarolina, Georgien, Alabama und Louiflana im Congrek 
unter der Bebingung wieder zu, daß die genannten Staaten | 
conftitutionelle Ergänzungsacte ratificiren und biejenigen ihrer 
wohner nie bes Stimmrechts berauben, welchen dasſelbe num 
verliehen iſt. . 
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17. Mai. Der Senat als Staatsgerichtshof verwirft ben. erften Punkt ber 
Anflage gegen den Präfidenten Johnſon mit 35 gegen 19 Stimmen, 
inbem zur Zweibrittelmajorität von 36 Stimmen eine fehlt. 


19—30. Mai. Beide Häufer befchließen bie Einfeitung einer Unterfuchung 
wegen angeblider Beftehung einzelner Senatoren im Präſidenten⸗ 
prozeſſe. Diefelbe führt indeß zu feinem fihern Refultate. 

21. Mai. Republikaniſche Convention in Chicago. Diefelbe wählt Grant 
zum Präfidentichafts:, ben Sprecher bes Repräſentantenhauſes, Schuler 
Eolfar zum Vicepräſidentſchafts-Candidaten und erflärt ſich unzwei— 
beutig für ehrliche Bezahlung ber Stantsfhuld in Gold, nit in 
Papier. 

Die Convention (Central:Barteiverfammlung) befleht aus 650 Delegirten 

und ebenfovielen Steivertretern, die bei den Berathungen Sig, doch Feine 
Stimme haben. Alle 37 Staaten, alle Territorien, mit Ausnahme von Utah, 
Washington (nördl. von Oregon) und Alaska haben ihre Delegirten geichidt. 
Anßerdem haben fit 20—30,000 Mitglieder ber Partei aus allen Theilen 
ber Republik eingefunden. Tie Platforın (Parteiprogranım) fagt im Grunde 
genommen nicht viel mehr, als daß bie im vorigen Jahr vom Gongreß au: 
geordnete Reorganifation ein Befinitivum fein muß. Zu bem Enbe verbeißt 
fie volfle Bundesgarantie für die jekt in der Bildung begriffenen Staats: 
organifationen im Süden, einſchließlich des Negerwahlrechts. Bon ben letz⸗ 
teren erklärt fie frank und frei, baß es ad hoc als Mittel zur Wiebereinfüh: 
- rung des Südene in ben Bund angenommen worben fei, daß aber mit dem 
Wahlrecht in denjenigen Staaten, deren Beziehungen zum Bunde nie unter: 
brochen gewefen feien, ber Bund nichts zu Schaffen habe. Indem das Pros 
gramm dieß fagt, conftatirt es eher eine Thatfache, als daß es ein Princip 
aufftellt. Sechs oder fieben nördliche Staaten (tepublifanifche obenein) haben 
während der letzten Jahre die Ertheilung bes Wahlrechts an die in ihnen 
wohnenden Neger ausbrüdtich abgelehnt, während fie doch das Negerwahlrecht 
als Mittel, um die Stlöftaaten wieder in den Bund einzuführen, acceptiren. 
Um eine folche harte Thatſache läßt fich nicht herumfommen; fie will aners 
kannt oder verworfen fein; das neue Nationalprogramm ber .republifanifchen 
Partei erfennt fie an. Ueber bas Impeachment ſpricht fih das Programm 
in einer fehr ruhigen Weife aus: „Er ift mit zug und Recht vom Repräjen: 
tantenhaus in Anflageftand verfegt und von 35 Senatoren ſchuldig befunden 
worden.“ Weniger als das Tonnte die Gonvention nicht jagen, ohne das 
Repräfentantenhaus zu desavouiren, mehr wollte fie nicht. jagen, um. fih nicht 
als Kebergericht zu kennzeichnen. Die Wabe’ihe Fraction hatte ihr ange: 
fonnen, bie republifanifchen Senatoren, welche für a Freiſprechung 
geftimmt haben, ausdrücklich zu verdammen, doch dieſes Anſinnen wird mit 
Entſchiedenheit zurückgewieſen. In dieſem wie in dem Punkt ber Finanzfrage 
iſt das Programm weſentlich durch das einzige deutſche Mitglied des „Aus⸗ 
ſchuſſes für Beichlüffe", Hermann Raſter von Illinois, formulirt worden, 
und zrear nicht ohne Tange und heftige Kämpfe. Befonders gilt bas von der 
Finanzirage. Alle vorgeichlagenen zweibentigen Gemeinpläße befämpite er 
auf’s entichiebenfte und ruhte nicht, bis er bie andern Ausihußmitglieder 
zu einer Mortfaffung gezwungen hatte, welche jebe, auch die pfiffigſte und 
‘Scheinbar flatthaftefte, Uebervorteilung der Bundesglänbiger ausſchließt: „Wir 
weifen alle Arten von Repubiationen als ein nationales Verbrechen zurüd. 
Die Ehre ber Nation fordert die Zahlung ber Staatejhulden mit ber äußer⸗ 
‚ Ren Gewiffenhaftigfeit an alle Gläubiger im In: und Ausland, nicht allein 
nach dem Buchftaben, fonbern auch mach dem Geift ber Geſetze, kraſt welcher 
fie contrahirt find. Die nationale Schuld, contrahirt zur Erhaltung ber 


Amerika. Sof: 


Union für alle Zeiten, muß über eine angemefjene Zrift bezüglich der Rück⸗ 
zahlung ausgebehnt werden, und es ift Pflicht bes Congreſſes, den Zinsfuß 
berabzufegen, fobalb dieß ehrlicher Weile gefchehen kann. Die befte Politik 
zur Verminderung unſerer Schuldenlaſt ift die, unferen Gredit fo zu Geben, 
baß die Kapitaliften uns Geld zu niebrigeren Zinfen leihen, als. wir jeßt 
zahlen umd weiter zahlen müffen, fo lange Repudiation, partielle ober -totalg, 
offene oder verbedte, gebroht ober geargmohnt wird." .. J 


26. Mai. Der Senat als Staatsgerichtshof ſpricht Johnſon auch mit 


27. 


Bezug auf Punkt 2 und 3 der Anklage frei. Der Prozeß wird 
bamit als entſchieden, aber Johnſon als ein gebrodener Mann be: 
trachtet, der weiter nicht mehr fchaden kann. 

„ Der Kriegsminifter Stanton gibt in Folge ber Freifpredhung des 
Präfidenten feine Entlaffung ein und General Thomas übernimmt 
proviforifch die Functionen eines Kriegsminifters. 


.# Der Senat beftätigt nunmehr die Ernennung des General Sho⸗ 


field zum Kriegsminifter ohne Widerſtand. 
v Grant nimmt die ihm von ber republifaniihen Partei angetra: 
gene Präfidentihafts-Canbidatur an: 


„Ich flimme mit den Beichlüffen ber NationalsConverition überein, und 
wenn ich zum Präfidenten der Vereinigten Staaten erwählt werben jollte, 
wird es mein Bemühen fein, alle Geſetze treulich zu volifireden, Sparſamkeit 
zu fiben, die Segnungen bes Friedens, ber Ruhe und bes Rechtsſchutzes all: 
gemein zu machen. In Zeiten, wie bie. gegenwärtigen, iſt e8 unmöglich ober 
wenigſtens durchaus unangemefjen, im voraus eine Politif vorzuzeichnen, 
an welcher man während einer vierjährigen Verwaltung durch Ti und Dünn 
fefthalten müßte, während body fortwährend neue, unvorhergeſehene Fragen 
anitaudyen. Selbft in Bezug auf die älteren befinden fih die Gefinnungen 
bes Volks in fortwährendem Fluß. Ginem bloßen Verwaltungsbcamten aber 
liegt es ſtets ob, den Willen bes Volks zur Geltung zu Bringen. Tiefen 
Willen babe ich jtets befolgt und werbe ihn immerbar befolgen. Friede und 
burch ihn berbeigeführter allgemeiner Wohlitand, ſowie Sparfamfeit in ber 
öffentlichen Verwaltung, werden bie Steuerlaft erleichtern und zugleich bie 
Nationaljchulb ftetig verringern. Friede vor Allem!” 


2. Juni. Der Senat läßt Arkanfas auch feinerfeits wieber zur Vertre⸗ 


3. 


11. 


12. 


16. 


tung im Gongreß zu. | 

„ Der Senat bejhließt mit 37 gegen 11. Stimmen ein Danf: 
votum an den abgetretenen Kriegsminiſter Stanton, lehnt ein ſolches 
an ſeinen Präſidenten Chaſe im Staatsprozeß gegen Johnſon ab 
und verwirft die Wiederanſtellung Stanberry's als Juſtizminiſter. 

„ Der Senat läßt auch Nord: und Süd-Carolina, Gen -: x 
bama und Rouifiana feinerjeit8 mit 31 gegen 5 Stim 

zur Vertretung im Congreſſe zu. 

»  Präfident Johnſon ernennt den bemofvatii 

Sohnfon zum Gefandten in London an bie a". 

Senat beftätigt die Wahl einftinmig. 


Der Oberrichter Chaſe wirb von ciı 


508. 


Amerike,. 


Partei als Präfidenticgaftscanbidat aufgeftelt — Verſuch, bie Partei 
auf eine neue Grundlage, bie ber vollendeten Thatſachen, zu ftellen. 


17. Juni. Das Repräfentantenhaus verwirft bie vorgejhlagene 2% Coupon: 


18. 


20, 


25. 


fteuer auf die Staatsbonds. 


„Abſchluß eines Staatsvertrags mit China. | 

Die Hauptpunfte desfelben laſſen fich in ben Worten „volftändige Reci⸗ 
procität, NReligionsfreiheit und Nicht= Intervention“ zufammenfaffen. Am 4. 
Juli werden demjelben noch neun Zufagartifel hinzugefügt: Art. 1 verbietet 
den Vereinigten Staaten, wenn fie mit einer anberen Macht in Krieg ver: 
widelt find, die in China wohnenden Unterthanen biejer fremden Macht an: 
zugreifen. Art. 3 beftimmt, baß die von China für die Vereinigten Staaten 
angeftellten Gonfuln den von Großbritannien und Rußland in Amerifa an: 
geftellten völlig gleichgeftellt werden follen. Art. 4 und 5 verfügen volls 
fommene Freizügigfeit und freies Recht ber Ueberfiedelung und verbieten ben 
Bürgern der Vereinigten Staaten, chinefiihe Unterthanen gegen beren Willen 
nach Amerika ober irgend einem anberen Lande zu entführen. Art. 7 ſtipu⸗ 
lirt, daß im Falle bes Zuflandefommens einer internationalen Einigung über 
Münze, Maß: und Gewichtsſyſtem die chinefildhe Regierung das ihrige thun 
werbe, fih ihr anzufchließen. In Art. 8 tft den Amerikanern das Recht ver: 
lieben, an allen Plägen Chinas, wo Fremden überhaupt vertragsmäßig das 
Anfiedlungsrecht geftattet ift, freie Schulen mit vollkommener Religionsfreiheit 


zu erridten. Sn rt. 9 verpflichtet ſich bie Regierung ber Vereinigten 
Staaten, falls China Eifenbahnen oder Telegraphenlinien anlegen will, ihm 


nad gejchehener Anfrage geeignete Ingenieure auszuwählen, wogegen bie 
chineſiſche Regierung verjpricht, bdiefe Ingenieure in Perſon und Eigenthum 
zu. ſchützen und ihnen entfprechende Vergütungen für ihre Arbeiten zu ge: 
währen. | 
„ Der Präfivent legt fein Veto gegen bie Wieberzulaffung von 
Arkanfas zum Congreß unter ben ihm geftellten: Bebingungen ein. 
Der. Senat befeitigt das Veto jofort mit 30 gegen 7, das Reprä- 
fentantenhaus mit 11 gegen 31 Stimmen. 
„ Der Präfident legt auch gegen die Wieberzulaffung von Nord: 
und Süd-Carolina, Georgia, Alabama und Rouifiana fein Beto ein. 
Der Senat ftürzt es mit 30 gegen 8, das Repräjentantenhaus mit 
105 gegen 30 Stimmen. 

Der Senat genehmigt bie ſog. 8-Stundenbill für bie Staats: 


werkſtätten. 


Der Congreß Bat die meiften ber während bes Bürgerkriegs 


eingeführten Steuern wieder abgefchafft. Das Budget für 1868/69 
iſſt dadurch im feiner Sefammteinnahme gegen bisher ſehr gemindert, 


PR 


body wird angenommen, daß biefe für die Zahlung ber Intereſſen 


ber Staatsſchuld und für bie Koften der Verwaltung noch vollauf 
ausreiche. | | 


Juli. Präfident Johnſon erläßt wiederum eine Amneſtie-Proclamation. 


Sie Spricht die, welde an ber Rebellion Theil genonmen, mit Ausnahme 


derer, über welche gerichtliche Klagen ſchweben, von allen Folgen ihres Vers 


brechens frei, fett fie in ihre Eigenthumsrechte, mit Ausuahme derjenigen, 


welche unwiberruflich hinfällig geworden, wieber ein und erlöst fie von allen 
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Beſchränkungen, welche ihnen bis jebt oblagen. Jefferſon Davis ift ber eins 
zige, welcher vom Präfidenten ausgeichloffen wirb, denn nur gegen ihn liegt 
eine gerichtliche Klage vor. Bedeutungslos ift bie Proclamation, weil der 
Präfident nit im Stande ift, einzelnen Individuen Befugniffe wieder zu 
verleihen, welche ihnen vom Congreſſe oder von anderen competenten Autoris 
täten abgeiprochen worden find. Nur nod wenige Tage und das vierzehnte 
Amendement wird ein integrivender Beſtandtheil der Conftitution geworden 
fein. Eine Beflimmung besielben macht eine gewille Klaffe von Perjonen 
politifh unmündig und beflimmt ausdrücklich, daB dieſe Beihränfung nur 
durch ein Zweidrittelsvotum beider Häufer bes Congreſſes von ihnen ges 
nommen werben kann. 


6. — 11. Juli. Tünftägige Convention der demokratiſchen Partei 
(Sentral: Barteiverfjammlung) in New-NYork. Diefelbe ftellt ben 
früheren Gouverneur von New ort Horatio Seymour dem General 
Grant als Präfidentfhaftscandibat gegenüber und verlangt in ihrer 
Platform (Partei:PBrogramm) bie unbedingte Reftauration der Süd: 
ftanten in derjenigen Verfaſſung, in welcher fie fi 1865 unter ber 
eigenmädhtig durch Präfident Johnſon vorgenommenen Reorganijation 
befanden, ſowie daß die Nationalſchuld in Papierwährung abbezahlt 
werde. 


Das Parteiprogramm (Platform) ftelt unter Berufung an bie Eins 
fiht und den Patriotismus bed Volks zur Aufrechterhaltuug ber Conſtitution 
als der Grundlage und bem Mapftab des Umfangs der Befugniſſe der Res 
gierung und der Bürgfchaft der Freiheiten der Bürger, ſowie unter Aners 
fenmung, daß bie Fragen der Sklaverei und ber Seceffion für immer durch 
ben Krieg ober den freien Willen der Sübdftaaten in gefegmäßiger Verſamm⸗ 
lung befeitigt find und nicht wieber erneuert werben follen, die nachlolgenden 
Punkte auf: 1) Unmittelbare WMiebereinfegung aller Staaten in ihre Rechte 
in ber linion unter ber Verfafjung und ber Givilregierung bes amerifaniichen 
Bolls. 2) Amneftie für alle begangenen politiiden Vergeben. und Verbrechen 
und Regulirung des Wahlrechts in den einzelnen Staaten durch deren Bürger. 
3) Zahlung der öffentlichen Schuld ber Vereinigten Staaten, fo raſch dieß 
nur möglih, indem die Erträge aller Steuern, mit Ausnahme bes Bedarfs 
einer jparfam eingerichteten Regierung, dazu verwenbet werben; wo bie 
Staatsobligationen nicht ausdrücklich die Beſtimmung enthalten ober bas 
Anleihegeſetz nicht ausipricht, daß die Rückzahlung in Gold geicheben folle, 
find dieſelben mit Recht und Gerechtigkeit in gefeglicher Währung der Vers 
einigten Staaten [Papier] zu bezahlen. 4) Gleihmäßige Beſteuerung jegs 
liher Art von Eigenthum nad feinem wirklichen Werthe, mit Einihluß von 
Staatöpapieren unb anderen öffentlihen Sicherheiten. 5) Einerlei Gelds 
währung für bie Regierung und das Bolf, ben Arbeitern und ben Anges 
ftellten, ben Penfionär und den Soldaten, den Producenten und den Bonb8s 
befiger. 6) Sparſamkeit in ber Verwaltung ber Regierung, Reduction ber 
flehbenden Armee und Flotte, Aufhebung bes Freedmens Bureau und aller 

olitiſchen Einrichtungen (instrumentalities), welche auf Begünftigung einer 
eger«Suprematie abzielen; DVereinfahung bes Syſtems und ” Teitiaung 
inquifitorifcher Verfahrungsarten für Feſtſtellung und Erhebn en 
Eteuern, fo daß die Steuerlaft gleich und erleichtert, ber | 
und das Papiergeld gehoben werbe. Widerruf aller Verfü 
Staaten-Miliz in RR bem Nationalheere 
ber fremben Einfuhr im Verbältniß ber inneren &' 
einbeimifchen Induſtrie, jo weit dieß ohne Schal 
‚Fünfte thunlich iß. 7) Befeitigung ber 9 
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Entfernung beftechlider PVerfonen vom Amte, Wiederaufbau einer gerechten 
Autorität und der Unabhängigkeit der erecutiven und gefeßgebenben Regierungs: 
behörden, Unterordnung bes Militärs unter die Civilgewalt, zu bem Zwecke, 
daß bie Ujurpationen des Gongrefjes und ber Säbeldespotismus aufhören. 
8) Gleiche Rechte und Schuß für naturalifirte und eingeborene Bürger da⸗ 
beim unb im Ausland, Erklärung zu Gunften der amerikaniſchen Nationa- 
lität, welche fremden Mächten Achtung einflößt und als Beilpiel und Ermun: 
terung für Völker baflebt, bie nah nationaler Einheit, conflitutioneller 
Freiheit und inbuftrielem Rechte fireben, und bie Aufredhterhaltung ber 
Rechte naturalifirter Bürger gegen bie abjolutiftifche Doctrin von unwanbel: 
barer Angebörigfeit und gegen den Anfpruch irember Mächte, für angebliche 
Verbrechen, bie außer ihrer Jurisdiction begangen, Strafe zu verbängen. 
Das Ergebniß der National: Convention ift alfo der gänzlihe Fehlſchlag 
aller Bemühungen, bie bemofratifche Partei auf eine neue, aus den voll: 
endeten Thatjachen gebildete Grundlage zu ftellen, namentlich fie zur Annahme 
bes Negerwahlrehts im Süben als ciner unwiderruflichen Thatfache zu be⸗ 
fimmen. Diefe Bemühungen gipfelten in dem Verſuch, ben Oberrichter 
Chafe zum Candidaten der dbemofratifchen Partei zu maden — ein Verſuch, 
an welchem Hr. Seymour felbR einen namhaften Antheil hatte, und zwar fo 
fehr, daß im Grunde genommen bie Erwählung Seymours eine Niederlage 
für ihn ſelbſt if. Denn bis zum legten Augenblid hatte er feine Karten jo 
geipielt, daß, nachdem alle übrigen Bewerber einer nach dem andern aus bem 
Wege geräumt wären, als Ichter, nun noch möglicher Chaſe vorgebradht wer: 
ben jollte. Dod in dem Augenblid, als diefer Plan fich feiner Erfüllung 
näherte, ſprang die Delegation bes Staats Ohio wie aus einem Hinterhalt 
hervor, flimmte für Seymour felbft, und obſchon diefer in erregtem Ton er: 
Härte, daß er nach allem, was gejchehen, die Ganbibatur nicht annehmen 
tönne, obne ſich zu entehren, warb fie ihm unter einem Jubelſturm, dem 
nichts zu widerſtehen vermochte, aufgebrängt. Die Wahl hat nicht weniger 
als brei Tage in Anfprud genommen und 22 Abflimmungen gefordert. Es 
waren von Anfang as zwölf Bewerber nambaft gemacht; von ben abgegebenen 
317 Stimmen erhielt Pendleton im erfien Wahlgange die meiften, nämlich 
105, Andrew Zohnfon 65, die übrigen vertheilten ſich auf Hancod, Church, 
Bader, Englify, Doolittle, Parker, Reverdy Johnſon, Blair und Hendricks. 
Chaſe und Seymour wurden gar nicht erwähnt; bes legteren Name wurde 
erſt beim vierten Wahlgange eingeführt. Am fünften Gange fiel Andrew 
Sohnfon ans und Adams kam Hinzu; Pendleton hatte 122, Hancod 47 
Stimmen. Allmählich aber ging e8 abwärts mit Penbleton; im neunzehnten 
Wahlgange wurde fein Name zurüdgezogen, im einunbzwanzigften ftanb 
Hancock mit 135 gegen Seymour mit 132; darauf ging Obio zu Seymour 
über, und nun, ba ber Er-Öouverneur von New York offenbar bie Mehrheit 
hatte, vereinigten fi, um ben üblichen einſtimmigen Beihluß zu erzielen, 
alle 317 Stimmen auf ihn. Zum BVicepräfibentfchafts » Candibaten wird 


Mongomery Blair gewählt, einer ber beftigften und leidenſchaftlichſten Demo⸗ 


traten alten Schlags und entichiebenem Profflavereimann, eine Wahl, bie auf 
die öffentliche Meinung im Norden namentlich einen ber demokratiſchen Partei 
höchſt ungünſtigen Eindrud macht. u 


Juli. Der Senat fließt mit 28 gegen 5 Stimmen bie noch nicht 


reconftruirten Südftaaten (Virginien, Florida, Miſſiſſippi und Texas) 
von der Berechtigung zur Theilnahme an ber bießjährigen Präfibenten: 
wahl aus. Das Repräfentantenhaus flimmt dem Beſchluſſe bei, der 
Präfident Tegt dagegen fein Veto ein, das aber (am 21. Juli) von 


‚beiden Häufern umgejtoßen wird. 


45.  „: Das Repräfentantenhaus beſchließt, daß bie Freedmen v-Bureaur 
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in ben Südſtaaten mit Neujahr aufzuhören haben und ertheilt mit 
114 gegen 32 Etimmen die Bewilligung zur Nuszahlung der Kauf: 
fumme an Rußland für Ruſſiſch-Amerika. 


18. Juli. Der Senat erflärt Alaska (das ehemalige Ruſſiſch-Amerika) zum 


20. 


25. 


26. 


Territorium. 


„ Eine Proclamation bes Santsfecretärg Seward erklärt, daß das 
14. Amendement zur Conſtitution als von 29 Staaten angenommen 
in Kraft getreten ſei. 


Dasſelbe enthält folgende Beſtimmungen: I) Alle in den Vereinigten 
Staaten geborenen oder naturalifirten Perfonen find Bürger derfelben und 
ber Staaten, in welden fie ihren Wohnſitz haben, und Fein Staat fol folchen 
Bürgern weber ben ihnen zuftehenden geieglichen und gleichmäßigen Schutz 
verweigern, noch dieſelben ihres Lebens, ihrer Freiheit und ihres Eigenthums 
ohne vorhergehenden gejetlihen Prozeß berauben. 2) Tie Repräfentation 
im Congreß fol unter die verjchiedenen Staaten im Gemäßheit der ge= 
fammten Cinwohnerfchaft berfelben verhältnißmäßig vertheilt werden; wenn 
aber das Wahlrecht irgenb Jemanden von ber männlichen Einwohnerſchaft 
in irgend einem Staate — mit Ausnahme wegen Theilnahme an Rebellion 
oder anderem Verbrechen — abgelproden werben follte, ſoll die Repräjentas 
tionsbafis im Verhältniß ber ihres Wahlrechts verluftig gegangenen männ⸗ 
lihen Einwohner rebuchrt werben. 3) Keine Perſon, weldye au einer Res 
bellion gegen die Vereinigten Staaten theilgenommen bat, fol für das Amt 
des Präfidenten, Vicepräfidenten, eines Senators, Mitgliedes des Congreſſes 
ober einer StantensLegislatur oder für irgend einen Civil: oder Militärpeften 
wählbar fein. Ber Congreß Tann jeboch durch eine Zweidrittel⸗Abſtimmung 
biefe Unfähigkeit befeitigen. Das Amendement erkennt ferner bie Giltigfeit 
ber föberirien öffentlichen Schuld an und verwirft alle Schulden, melde be= 
bufs Unterflüßung der Rebellion contrahirt worden find. 


„ Der Senat entfernt aus dem vom Repräfentantenhaus am 20, 
April angenommenen Näaturalifationsgefeß die geradezu monſtröſen 
Repreflalien und feht den Beſtand ber regulären Armee ftatt auf 
25,000 Mann, wie das Repräfentantenhaus wollte, auf 30,000 
Mann an. | 


„ Beide Häufer genehmigen eine von einem Conferenzcomitd vers 
einbarte fog. Fundirungsbill: | 

Das Geſetz ift für jeht kaum ausführbar, höchſt mangelhaft, aber ziemlich 
barnılos und fein indirecter Nachtheil beſchränkt ſich darauf, die Vollmacht 
bes Finanzminifters zur Emilfion einer langen Öprocent. Anleihe ftillichweis 
gend zu widerrufen. $ 1 ber Bill lautet: „Der Finanzminiſter ift hiedurch 
ermächtigt, Coupons oder regiftrirte Obligationen ber Vereinigten Staaten in 
folder Form zu emittiren, als er vorfchreiben mag, .unb in Appoints von 







Doll. 100 ober einer burd 100 theilbaren Summe, el ngender 
Münze nah Belieben ber Vereinigten Staaten r Hahren, 
A 


welche folgende, ..halbjährlih in Elingender Münze! 
foßen, nämlich die Emilfton von —— * 
Procent Zinſen tragen, und Obligationen 
cent Zinſen tragen. Dieſe Obligatione 

fein von Zahlung aller Steuern ode - 

mit Ausnahme folder Einkommenſten 

werben mögen, ebenjo wie von Beſtene 


Staats⸗, Municipals ober Lokalbehb⸗ 
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ſchließlich zur Einlöfung ober zum Austauſch gegen einen gleichen Betrag 
jest ausflehender Bunbes:OÖbligationen, befannt ale Fünf Zwanziger: Obliga⸗ 
tionen, zu verwenden und ſind zu emittiren in einem Betrage, der im Ge⸗ 
ſammt hinreicht, um das Kapital aller folder Fünf-Zwanziger aufzunehmen 
und nicht mehr.“ Durch F 2 werben 135 Mill. Dollars jährlich von ben 
Einfuhrzölen angewieſen zur Verzinfung und zur Reduction des Kapitals 
ber Bunbdesichulb in folder Weife, al8 der Finanzminifter vorfchreiben oder 
ber Congreß ſpäter beflimmen mag; biefe Reduction fol an Stelle bes 
emortifatlondjonbe treten, vorgejchrieben in $ 5 des Geſetzes vom 25. Te: 
ruar 1862, 


27. Juli. Das Repräjentantenhaus ertheilt dem Präfidenten Johnſon ein 


Mißtrauenspotum wegen vorfchneller (und böswilliger) Zurüdziehung 
bes Militärs aus den Südftaaten und vertagt fi) darauf bis zum 
21. Sept. und weiter bis zum 16, Oct. 10. Nov. und 7. Dec. 


6. Aug. Die „Fundirungsbill“ ift vom Präfidenten innerhalb der gefeb: 


lihen Frift von 10 Tagen nicht gezeichnet worden, jomit dahin: 
gefallen, und ber Zinanzminifter bleibt im ungejchmälerten Beſitz der 
früheren Vollmachten zur Emiſſion einer langen Öprocent. Anleihe 
behufs Converfion ber ausftchenden Fünf-Zmwanziger. 

„ Agitation für bie Präfidentenwahl in den Südſtaaten. Die ehe 
maligen Sklavenhalter und Rebellen treten dabei vielfach mit ber 
alten Leidenfhaft gegen den Norden auf und find bemüht, einen 
förmlihen Terrorismus gegen die Congreßmehrheit in's Merk zu 


ſetzen. Rückſchlag auf die Nordſtaaten: felbft Butler erklärt fig 


nunmehr für Grant und ſogar für Zahlung ber Staatsſchuld in 
Gold. 


— Sept. Die Legislative bes reconftruirten. © Staats Georgia | beſchließt, 


.:die Neger wieder aus ihrem Schooße auszuſchließen und ebenſo aus 


ben Geſchwornengerichten. Die Rückwirkung auf ben Norden ift 
wieberum zu Gunſten der Canbibatur Granit, 

„ Die Septemberwahlen (in Maine und Vermont) follen entſchieden 
zu Gunſten ber republikaniſchen Partei und ber. Präſidentſchafts⸗ 
Candidatur Grants aus; die Ausſichten der demokratiſchen Partei 
werden dadurch ſehr gemindert. 


Die moraliſche Wirkung ſolcher Vorſpiele ber Präfidentenwahl iſt erfah⸗ 
rungsgemäß außerordentlich groß. Das Ergebniß der Wahlen in Maine 


namentlich macht den Sieg Grants in Pennſylvanien fo gut als gewiß, bie 


im Staat New-York wenigitens ſehr wahrſcheinlich. 
„ und Dct. Der Geſandte in London, Herr Reverdy Johnſon, 
nimmt an zahlreichen Banketten in verſchiedenen großen Städten 


Englands Theil, um ſich lebhaft für eine Verſtändigung zwiſchen 


der Union und England auszuſprechen, namentlich auch bez. der 
Alabamafrage. 


13. Oct. Die Octoberwahlen in Pennſylvanien, Ohio, Indiana, Nebraska, 


Jowa und Weſtvirginien fallen ſämmtlich zu Gunſten der republi⸗ 


— — — — — — 
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kaniſchen Partei aus. Der Eieg Grants in ber Präftdentenwahl 
wird bereits für unzweifelhaft erachtet. 


— Oct. Dänemark gefteht die Verlängerung der (vom Senat beanftan- 


Io 
10 


— 


23. 


deten und darum verzögerten) Ratification des Verkaufs der Inſeln 
S. Thomas und S. Juan um ein volles Jahr zu. 


„ Seymour tritt trotz der Ausſichtsloſigkeit ſeiner Candidatur doch 


nunmehr activ für dieſelbe auf; Präſident Johnſon erklärt ſich für 
ihn, Seward dagegen für Grant. 


. Nov. Präſidentenwahl: Grant und Schuyler-Colfax gehen aus ber: 


jelben mit großer Mehrheit als Sieger hervor. 

Beide werben in 25 Staaten (worunter auch bie ehemaligen Rebellen: 
fiaaten Arkanſas und Sübd:Carolina) mit 206, Seymour und Blair bagegen 
nur in 9 Staaten mit 88 Stimmen gewählt. Dagegen bat bie republifa= 
nifhe Partei ihre bisherige Zweibrittel- Majorität im Nepräjentantenhaufe 
verloren, indem bie bemofratijche Partei in den Herbitwablen 27 Stimmen 
gewonnen bat. 

„ Der Brozeß Jefferſon Davis wird neuerdings bis zum Mai 
vertagt. 


„ Die republifanifche Partei erlangt in der Legislatur des Staates 
New-York die Majorität. 

„»  Zufammentritt de8 Congreſſes. Botſchaft des Präfidenten und 
Bericht des Finanzminifterd. Die erftere macht gar feinen Eindrud 
mehr, der Senat hört fie nicht einmal bis zu Ende an. 

„ Der Oefandte in London, Reverdy Johnſon, unterzeichnet mit 
Lord Stanley eine Convention bez. fchiebsrichterlichen Austrag ber 
gegenfeitigen aus der Zeit des Bürgerkriegs berrührenden Anſprüche 
der Union und Englands (f. diefes). Die Thätigkeit des Gefandten 


findet indeß in der Union nur fehr geringen Anklang und vielfad 
entſchiedene Anfechtung. 


9. Dec. Das Repräfentantenhaus weigert fi, dem Präfidenten Johnſon 


14. 


16. 


25. 


feine Prozeßkoſten zu bezahlen. 
» Das Repräfentantenhaus erklärt fi mit 154 gegen 6 Stimmen 
nunmehr unumwunben gegen jede illoyale Beeinträchtigung der Staate- 
gläubiger, 

indem jebe Form einer Mepubiation ber Nationalſchuld des amerifanijchen 


Bolfes unwürdig fei, beffen Nepräfentanten ben Släubigern feinen geringeren 
Betrag anbieten würben, als bie Regierung contrahirt babe. 


„ Der Senat genehmigt die Reorganifation ber Miliz in ben wieber 
zum Congreß zugelaffenen Südſtaaten. 


„ Der Bräfident Johnſon erläßt neuerbings eine Amneſtie-Procla⸗ 
mation. 
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Der Friede Fonnte in Europa auch während des Jahres 1868 
erhalten werden, aber nur berfelbe bewaffnete Friede, wie er aus 
ben Ereigniffen des Jahres 1866 hervorgegangen war. Das Ge: 
fühl der Unficherheit blieb fortwährend ein fehr allgemeines und 
Handel und Verkehr vermochten fih unter dem Drude deſſelben 
noch lange nicht wieber auf ben früheren Stand emporzufchtwingen, 
zumal bie theilweife ungenügenbe Ernte des Jahres 1867 in einem 
beträchtlichen Theil von Europa, ber fih vom mittleren und norb- 
weitlihen Rußland über Oftpreußen bis nah Spanien und Algier 
erjtredte, eine hie und ba bis zur Hungersnoth fleigernde Theurung 
erzeugt hatte, von der faſt nur Defterreich neuerdings wie im Vor: 
jahre eine glüdliche Ausnahme machte. Umſonſt ergriffen die Herrfcher 
von Franfreih und Preußen wiederholt. bie Gelegenheit, um ihr 
volles Vertrauen in die Dauer bes Friedens auszufprechen, das Ge: 
fühl der Unficherheit ließ fi nicht bannen und bie öffentliche Mei: 
nung beruhigte fih nur fo weit, daß fie den Trieben für einige 
Monate und dann wieder für die nächftfolgenden als gefichert oder 
wenigjtens nicht als geradezu gefährdet zu betrachten fich herbeiließ. 
Auch am Schluffe des Jahres fchien ein Ende dieſes mehr als bloß 
unbehaglichen Zuftandes noch in feiner Weife abzufehen. 

Ta : Die Spannung zwilhen Frankreich und Breußen beherrſcht 
Drag noch i immer in erſter Linie die geſammte europäiſche Lage und erzeugt 
zumeiſt jenes Gefühl der Unſicherheit. Freilich iſt auch ſonſt des Zünd⸗ 
ſtoffs und find der ungelösten Fragen überall in Europa genug auf: 
gehäuft. Doch gerade die Thatfache, dag dies der Fall war und ift, 
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und daß darum ein Krieg, der auf irgend einem Punkte Europa’s Srant- 
ausbräche, ſich kaum auf die Dauer würde localifiren laſſen, ſondern een 
faft unausweihlih nur zu ſchnell fo ziemlich ganz Europa erfaffen 

und in feine Flammen hineinziehen müßte, war es, welche überall 

das Schwert in ber Scheide zurüdhielt. Zudem mußte fidy bie df- 
fentliche Meinung jagen, daß die Spannung zwiſchen Frankreich und 
Preußen doch nicht nothwendig ji in einem kriegeriſchen Zufammen: 
ftoße zwifchen beiden entladen müfje, ja daß dies, wenn aud fo zu 
fagen jeden Augenblick möglich, doch bei Erwägung aller VBerhältniffe 

in Wahrheit faum wahrjcheinlich ſei; und fie fand auch wirklich in 

der Anſchauung einige Beruhigung, daß die Gefahr glücklich vorüber: 
gehen könne, wenn es nur gelinge, einen joldhen Zufammenftoß we⸗ 
nigftens für die nächſten Jahre zu vermeiden. 

Frankreichs Haltung war von Anfang an und blieb auch eine 
zweideutige und drohende, biejenige einer Macht, die in den alten 
ihrer Toga Krieg oder Frieden trägt und die Wahl zwilchen beiden 
Preußen überläßt, indem es zwar nicht gerabezu erklärte, aber doch 
bei jeder Gelegenheit verftändlich genug anbeutete, daß es jede Ueber: 
fhreitung der Mainlinie durh Preußen ſeinerſeits als Kriegsfall 
betrachten würbe, während Preußen hinwieder nicht nur nichts that, 
um dieſe Eventualität bervorzurufen, vielmehr faſt ängſtlich bemüht 
war, fie zu vermeiden, aber ohne darum bie Mainlinie als definitiv 
anzuerkennen und ohne irgendiwie auf Die dereinſtige Wiebervereinigung 
bes gefammten außerzöfterreihiichen Deutſchlands und zwar unter ſei⸗ 
ner Führung zu verzichten. Diefer Gegenſatz ift allerdings ein an fi 
gerabezu unlösbarer und feine Löſung kann nur in anderen Mo— 
menten gefucht und gefunden werben. Solche Momente traten während 
des Jahres 1868 noch nicht, ober wenigſtens noch nicht mit ber 
erforderliden Stärke ein, um der gefammten Lage eine neue Wen⸗ 
dung zu geben und fo blieb fie am Schluffe deſſelben wefentlich 
diefelbe wie zu Anfang. 

In einer fehr wefentlihen Beziehung Hat fie fi ſogar vers 
Ihlimmert. Als im J. 1866 bie große Entſcheidung in Deutfchland 
fiel, war Frankreich eingeftandener Maßen nicht bereit und gerüftet, 
um Preußen, deſſen unerwartete Machtentfaltung alle Berechnungen 
bes Kaifers ber Franzoſen über den Haufen warf, fofort entgegen 
zu treten, und mußte fi begnügen, bloß diplomatiſch einzugreifen 
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ran und fo viel zu retten, als noch zu retten war. Mit einem Schlage 
wi Hatte fih Frankreich überzeugt, daß ihm Preußen, jowohl was die 


Drganijation feiner Streitkräfte als die Bewaffnung berjelben be: 
traf, verhältnißmäßig überlegen war und ber Entihluß Napoleons 
ftand denn auch fofort feit, das Verſäumte mit aller Energie nach— 
zubolen. Kaum war ber Friede allfeitig wieder hergeftellt, jo er- 
nannte der Kaijer (26. Oct. 1866) eine zahlreiche Commiffion von 
Miniftern, Marſchällen und Generalen, um eine Reform der Heeres: 
organijation vorzubereiten und wurde Marſchall Niel an die Spike 
bes Kriegsdepartements gejtellt, um, ohne Rüdficht auf die Koftenfrage, 
bie durch das mericanifche Unternehmen ſehr gelichteten Kriegsporräthe 
aller Art in Fürzefter Zeit wieder zu vervollftändigen, ja jelbft bie 
Teftungen für alle Fälle in brauchbaren Zuftand zu ftellen. Niel 
entledigte fi diefer Aufgabe mit einem Eifer ohne Gleichen und 
fteht feither unzweifelhaft an der Spitze ber Kriegspartei in Frank: 
reich, die nicht nur zu einer Entſcheidung gegen Preußen und Deutfch: 
land bereit fein will, ſondern dieſe Entſcheidung troß aller gelegent- 
lichen Friedensverſicherungen, welche bie Politik des Cabinets ver- 
langt, herbeiwünſcht und geradezu anftrebt. Noch im Jahre 1867 


wurden die Kriegsvorräthe aller Art in großartigem Maßftabe be 


ſchafft und auch die Umwandlung ber Infanteriebewaffnung in Hinter: 
Vader nach preußifhem Vorgange in bemfelben Jahre größtentheils 
durchgeführt: bei Mentana (Det. 1867) Eonnten die Chaflepots bez 
reits ihre erfte befriebigende Probe beſtehen. AU das war mwejentlich 
nur eine Frage bes Geldes und das wurde nicht gefpart, um Frank: 
reich feinen alten Anſpruch, die erfte Militärmacht Europa’s zu fein, 
zu erhalten. Bei dem nichts weniger als befriebigenden Zuftand ber 
franzöfiihen Finanzen unter dem zweiten SKaiferreihe mußte dazu 
fpäter freilich ein nicht unbeträchtliches YUnlehen contrahirt werben, 
zu dem indeß ber gefeßgebende Körper nad) einigem Sperren doch 
ohne allzu große Schwierigkeit am 29. Juli 1868 feine Zuftimmung 
mit 213 gegen 16 Stimmen ertheilte. Der größte Theil deſſelben 


war eben für Kriegsrüftungen längſt ausgegeben. Nicht fo jchnell 


ging es dagegen mit der durch die Heeresreform beabfichtigten Ver: 
mehrung ber Streitkräfte des Landes, bie nicht, auch nicht vorläufig, 
durch kaiſerl. Decrete bewerfjtelligt werben konnte, fondern mit dem 
gefeßgeb. Körper vereinbart werben mußte. Und das war fhwierig: 


nen —— 
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fo Yriegerifch der Franzoſe im euer ift, fo wenig liebt er im All⸗ Frank⸗ 
gemeinen den Militärdient im Frieden. Es koſtete den Kaijer und reich. 
ſeine Regierung nicht geringe Anſtrengung, bevor er die öffentliche 
Meinung und den geſetzgeb. Körper dahin brachte, ſeinem Begehren 
im Intereſſe der Machtſtellung des Reichs zu entſprechen. Der erſte 
Gedanke Napoleons war dahin gegangen, auch in Frankreich die 
allgemeine Wehrpflicht wie in Preußen oder doch ähnlich wie in 
Preußen einzuführen. Allein er mußte bald darauf verzichten und 
im Weſentlichen wenigſtens bei der Grundlage der Conſcription ver⸗ 
bleiben. Die allgemeine Wehrpflicht beſtand ſchon vor 1866 außer 
Preußen in der republifanifchen und überwiegend deutſchen Schweiz 
und ift feither ohne alle Schwierigkeit in den ſüddeutſchen Staaten, 
in Defterreih und Dänemark burcdhgeführt worben, fie wird e8 ohne 
Zweifel aud) in Schweden werben, db. 5. in allen germaniſchen ober 
doch überwiegend germanifhen Ländern, wenn wir von England 
und Holland, den beiden Handelsftaaten und ihren ganz befonderen 
militärifchen Inſtitutionen abfehen. Dagegen bat fich bis jetzt Tein 
einziger romanifcher oder aud nur überwiegend romaniſcher Staat, 
weder Franfreih, noch Italien, noch Spanien dazu entichließen 
fönnen, felbft nicht das überwiegend franzöſiſche ober doch franzöſi— 
firte Belgien. Stalien und Spanien find mit einer Reform ihrer 
Heeresorganifation überhaupt noch im Rüdftande und in Frankreich 
mußte die urjprüngliche Vorlage der Regierung wieberholt mobificirt 
werden, bevor es endlich gelang, fih mit ber Volfsvertretung zu 
vereinbaren. Die Verhandlungen, refp. Unterhandlungen zwiſchen 
der Regierung, den einflußreidhften Militärs, dem Staatsrath und 
ber Commiſſion der Volfsvertretung dauerten vom Herbit 1866 bie 
zum Serbft 1867 und die fürmlihe Behandlung der endlich feit- 
geitellten Vorlage konnte von letzterer erſt am 19. Dec. 1867 in 
Angriff genommen werben, wurbe erft am 14. San, 1868 erledigt. 
Auch ohne Einführung der allgemeinen Wehrpflicht ift die Verände⸗ 
rung für Frankreich immerhin eine gewaltige und nähert ſich ihr 
wenigftens bezüglich der mobilen Nationalgarde, bie mehr ober ie: 
niger ber deutſchen Landwehr entipreden fol. Bisher hatte bie 
active Armee, von den FKriegsjahren abgefehen, unter dem zweiten 
Kaiferreiche im Durchſchnitt und in den letzten Jahren vor 1866 bie 
Zahl.von 400,000 Dann nicht wefentlich überftiegen, wozu benn 
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drant⸗ noch, indeß erft feit 1861, eine Reſerve kam, bie zulekt auf eiwas 
rd. mehr als 200,000 Mann angegeben warb, aber wohl größeren 
Theils nur auf dem Papiere fand und jedenfalls nur während we: 
niger Monate einerercirt worben war. Nun hatte der Kaijer, fo: 
bald er auf die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht verzichten 
mußte, bie Zahl von 800,000 Mann für bie active Armee und 
Neferve und ungefähr die Hälfte biefer Zahl für die mobile Na: 
tionalgarde oder Landwehr gefordert, und zwar in dem Sinne, baf 
bie letztere im Stande fei, für ben Fall eines Krieges das Land 
und die Feftungen zu hüten, die erftere aber ganz zur Offenſive 
verivendet werben könne. Auf biefe Art war Frankreich neuerdings 
Preußen und dem nordd. Bunde militärifch nicht bloß gewachfen, 
fondern wenigſtens an Zahl auch wieder überlegen. Und bazu gab 
ber gefeßgebende Körper Tchließli feine Einwilligung Aber mit 
ber Durchführung der neuen Organifation Tonnte e8 unmöglich fo 
ſchnell gehen troß aller Energie und alles Eifers bes Marſchalls Niel. 
Preußen hatte einen gewaltigen Vorfprung, ber nothwendig ſchwer 
ins Gewicht fallen mußte. In feinen alten Provinzen ift die all: 
gemeine Wehrpflicht feit einem halben Jahrhundert in Fleiſch und 
Blut des Volkes übergangen; biefelbe wurbe als eine ber allereriten 
Maßregeln noch im Herbit des Jahres 1866 auch auf die neu er⸗ 
worbenen Landestheile ausgedehnt, und nachdem die Verfaſſung des 
nordd. Bundes mit feiner militärifhen Grundlage und feinem für 
wenigftens fünf Jahre eifernen Kriegsbudget Schon im April 1867, 
alfo drei volle Vierteljahre vor Frankreich feine militäriihen Ver: 
hältniffe geſetzlich feftgeftellt Hatte, wurde fie e8 mit allen anderen 
Militäreinrihtungen Preußens ohne Verzug auch auf den gefammten 
norbbeutihen Bund und in Folge befonderer Militärconvention fos 
gar auf einen ber vier fübdeutfchen Staaten, das Großherzogthum 
Heſſen. Die ganze neue Organifation konnte ſich in Norddeutſchland 
an bie alte Schule und den längſt erzogenen Geift ber preußiſchen 
Armee anlehnen und ohne große Schwierigkeit in den beftehenben 
Rahmen derfelben einfügen. Und der Eifer und bie Energie, mit 
der die preußiichen Generale v. Roon und v. Moltke diefe Um: 
wandlung und Einfügung bewerfftelligten, war nicht geringer als 
berjenige bes franzöſiſchen Marſchalls Niel, wenn fie au bavon 
abfichtlih weniger Lärm machten als ber letztere, ber jebe Gelegen⸗ 
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heit ergriff, bem gefeßgebenden Körper, dem Lande und vor allem Frank 
aus bem Rivalen jenfeits des Rheins zu verfihern, daß Frankreich "* 


nunmehr jebem Gegner gewachſen und jeden Augenblick bereit fei, 
mit feiner Armee ins Yeld zu rüden. Wofern babei der neuen mo⸗ 
bilen Nationalgarbe oder Landwehr eine weſentliche Rolle zugebacht 
wird, war das bis Ende bes Jahres 1868 doch nicht fo ganz ber 
Tall: ihre DOrganifation war bis dahin erft auf dem Papiere voll: 
enbet und bie Heritellung der Cabres ſowie die Einübung ber Mann: 
ſchaft verzog fi bis gegen die Mitte des Jahres 1869 und be- 
ſchränkte fi auch dannzumal noch erſt auf Paris und die öſtlichen 
Departements und ift für ben Welten und den Süden Frankreichs 
noch weit zurüd und überdies dort ganz und gar nicht populär, 


| No weiter zurüd war und ijt Oeſterreich, bie andere große Defter- 
Militärmacht, die ihre Streitkräfte im Jahre 1868 nach preußiſchem "9 


Mufter organifirt bat, Die frühere felbftgenügiame Weberhebung, 
mit der man in Wien auf die preußifchen Militäreinrichtungen und 
namentlih auf das Zünbnabelgewehr herabgefehen, war mit dem 
Sahre 1866 gefallen und zwar glüdlicher Weile für immer gefallen. 
Auch dort ftand fofort die Einführung des Hinterladungsſyſtems feft, 
aber nicht nur diefes, ſondern au bie Einführung ber allgemeinen 
Wehrpflicht. Die Negierung fuchte bie lebtere noch vor Ende 1866 
fogar proviſoriſch thatfähhli einzuführen, fcheiterte indeß damit vor: 
erft an dem conititutionellen Widerftande Ungarns. Gegen das 
Prineip an fi) hatten dagegen die Magyaren nichts einzuwenden 
und ebendazu ließen fi die Deutſchen willig herbei. Aber da das 
gemeinfame Reichsminifterium genöthigt war, über feine Vorlage 
einerjeit8 mit bem ungarifchen Landtage und anderſeits mit dem 
Öfterreichifchen Reichsrathe zu unterbandeln, fo verzögerte fich die 
Erledigung der ganzen Angelegenheit bis gegen Ende des Jahres 
1868. Auch in Oeſterreich verlangte die Regierung von den Volles 
bertretungen für die active Armee und bie Nejerve die Stärke von 
800,000 Mann, und dazu außer der Militärgrenze eine Landwehr 
von ca. 200,000 Mann, die fih diefjeits der Leitha einfach an bie 
active Armee anfchließt, in Ungarn bagegen als eigene Honvebarmee 
auf nationaler Grundlage organifirt werden fol. In dem F. M.L. 
Kuhn ſcheint Defterreih einen Kriegsminifter gefunden zu haben, 
ber an Intelligenz wie an Energie benjenigen Frankreichs und 
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Deſter⸗ Preußens nicht nachſteht und dem ber Kaifer freie Hand läßt, in: 
wis dem er fih wie in andern fo aud in biefen militärifchen Dingen 


in anerfennenswertber Weife entihloß, auf eine Neihe veralteter 
oder mit einem conftitutionellen Regimente unverträglicher Einrich⸗ 
tungen, wie bie Adjutantur, das Generalinfpectorat, das Regiments: 
inbaberunmefen u. dgl. zu verzichten und ben SKriegsminifter wirflid 
verantwortlich zu maden. Aber ſo ſchnell ging und geht es mit 
der Reorganifation ber Armee auch in Defterreih nicht und in 
Defterreih noch weniger, da auch im Militär eine Reihe tiefgewur: 
zelter Uebelſtände zu heben ift, bie fi nur mit Zeit und Gebulb 
heben Yaflen, die Finanzen bes Reichs bie größte Schonung verlan- 
gen und bie Delegationen mit ihren Bewilligungen nothgebrungen 
fparfam fein müffen. So viel daher feit 1866 ſchon gefchehen: ift, 
um bie öſterreichiſche Militärkraft den Anforderungen ber modernen 
Zeit entiprecdhend umzugeftalten und fo adtunggebietend fie auch 
immerbin baftebt, fo ſteht fie doch ohne Zweifel noch bebeutend 
hinter derjenigen Frankreichs und noch Weiter hinter berjenigen 
Preußens und bes nordbeutihen Bundes zurüd. 

Neben den Rüftungen diefer drei großen Mächte inmitten bes 
Eontinents fallen natürlicher Weiſe die Anftrengungen der übrigen 
Staaten zweiten und dritten Ranges nur wenig ind Gewicht, wäh—⸗ 
rend Stalien, Spanien und Rußland ihrerfeits nur langlam nad): 
folgen. Die Gefahr eines Zufammenftoßes ift aber immerhin im Taufe 
des J. 1868 infoferne nicht vermindert, ſondern eher erhöht worden 
und es ift nur begreiflich, wenn das Gefühl der Unficherheit während 
des ganzen Verlaufs defjelben nicht weichen wollte und, wofern nicht 
ftärfer, doch jedenfalls nicht ſchwächer geworben iſt, während bie 
Völker unter einer furdtbaren, bis dahin in folhem Grabe fat 
unbefannten, ungeheuren Militärlaft feufzten, die fie nur ſchwer er: 
tragen und auf die Dauer unmöglich ertragen können, ohne ſchwere 
Schädigung anderer nicht minder wichtiger, in Wahrheit entjchieben 
wichtigerer Aufgaben bes modernen Staatslebens. Die Machtver⸗ 
hältnifje der verfchiedenen europäiſchen Etaaten find durd bie Er- 
eigniffe des Jahres 1866 gründlich verfchoben worden. Dicfel: 
ben haben jeither ihr Gleichgewicht noch nicht wieder gefunden und 
es ift 3. 3. allerdings noch nicht abzufehen, wie fie basjelbe 
ohne einen neuen Zufammenftoß wieder finden jollen. Allein, wenn 
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man von Frankreich abjteht, To fteht es doch nad allgemeinem Zu⸗ Oeſter⸗ 
geftändniffe ziemlich feit, daß nicht bloß Preußen, fondern auch Teine reich. 
andere Macht einen ſolchen Zuſammenſtoß ſucht, während auch in 
Frankreich den kriegeriſchen Gelüſten andere nicht minder ſchwer⸗ 
wiegende Momente gegenüberſtehen, wenn es auch im Augenblicke 

noch ungewiß iſt, ob ſchließlich dieſe oder jene das Uebergewicht be⸗ 
haupten werde. 

Wenn man auf Napoleon III. Laufbahn zurückblickt und da⸗ Frank⸗ 
gegen die Stellung erwägt, bie er heute in Frankreich und Europa reich. 
gegenüber einnimmt, ſo wird man kaum umhin können, darin eine 
Art tragiſchen Geſchickes zu erkeunen, in dem diejenigen, welche in 
dem 2. December eine ſchwere Miſſethat erblicken, jene Sühne finden 
mögen, wie ſie allein der Geſchichte würdig iſt. Die Wiederherſtel⸗ 
lung des Kaiſerreichs war eine Neutraliſation der ſich in Folge der 
Umwälzung von 1848 bekämpfenden Parteien, die in ben Einge⸗ 
weiben Frankreichs herummwühlten, ohne baß irgend eine berfelben 
ftar? genug gewefen wäre und gegründete Ausficht geboten hätte, bie 
Dberhand zu gewinnen. Louis Napoleon gab dein Lande ben Frie- 
ben, ber e8 binnen zwanzig Jahren materiell zu einer nie geahnten 
Blüte gebeihen Tief. Der Krimkrieg aber zerftörte die durch nichts 
gerechtfertigte Präponberanz Rußlands und hob Frankreich und feinen 
felbft gewählten Kaifer an die Epite der europäifchen Politik. Der 
Ausgang des öſterreichiſch⸗italieniſchen Kriegs befeftigte dieſe Stellung 
und fidherte ihr die allgemeine Anerkennung, während fie zugleich zu 
einer näheren Verbindung ber romanifhen Staaten mit ihrem natür: 
lihen Haupte und Vorkämpfer Franfreih ben Grund zu legen 
fhien, was hinwieder mit ber Beſchützung bes Papftes und bes 
Papſtthums in Rom in engem Zufammenhange ſtand und in ber 
Aufrihtung des mericanifhhen Kaifertärons gegen das Vorbringen 
bes angelfähliihen Stammes bereits bis nad Amerika hinübergriff. 
Napoleon und das franzöfifhe Kaiferreich fanden im Zenithe ihrer 
Macht, als der Kaifer am 4. Nov. 1863 die ſämmtlichen Souveräne 
Europa's zu einem allgemeinen Congreß nad) Paris einlud und am 
folgenden Tage in feiner Thronrebe bei Eröffnung ber großen Staats: 
Törper rundweg erflärte: bie Verträge von 1815, bie troß vielfach 
barin geriffener Lücken doch noch immer die Grundlage des gefammten 
europãäiſchen Rechtszuſtandes bildeten, hätten „aufgehört zu exiſtiren“. 
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Brant- Wäre der Congreß zu Stande gekommen, fo würde Frankreich barin 
reich· unzweifelhaft die Rolle einer Art Präſidialmacht der Vereinigten 


Staaten von Europa geſpielt haben. Allein der Verſuch ſcheiterte 
und binnen der drei nächſten Jahre folgten ſich Schlag auf Schlag 
die Wiederherſtellung der nordamerikaniſchen Union, das vollſtändige 
Scheitern des mexicaniſchen Unternehmens und die Erhebung Preußens, 
die dem bisherigen Dualismus und damit der Schwäche des nur 
durch einen lockeren Staatenbund geeinigten Deutſchlands ein Ende 
machte. Frankreich war plötzlich nicht mehr unbeſtritten die erſte 
Macht des Continentes und momentan außer Stande, die ſeinen 
Händen entfallenen Zügel alsbald wieder zu ergreifen; bie kaiſer— 
liche Politik hatte durch ben faft gleichzeitigen Ausgang bes merica- 


niſchen Drama’s ihr Präftige weſentlich verloren; die Rüdwirkung 


all dieſer auswärtigen Ereigniffe auf die inneren Zuflände des Landes 
machten ſich augenblidlich fühlbar. Die Stellung des Kaifers nad 
innen und außen war plößlich eine andere geworden und das zweite 
Kaiferreih trat in eine Krifis ein, die noch nicht abgeſchloſſen ift. 

Merkwürbiger Weile war das erfte Gefühl ber franzöfifchen 
Nation nach den Ereigniffen von 1866 nicht dasjenige, das Refultat 
berfelben fofort und um jeden Preis wieder rüdgängig machen zu 
wollen, fondern vielmehr das, durch Erſchließung feiner brach ge- 
laſſenen reichen Kräfte, durch Entfeflelung berfelben auf allen Ge: 
bieten ftaatlicher und focialer Thätigkeit im Frieden mit Deutichland 
um bie Palme zu ringen. Und aud der Weg bazu ſchien ſchon 
gefunden. Deutſchland und Frankreich Titten an geradezu entgegen- 
gefesten Gebrechen: Deutſchland an einer allzu großen Decentrali: 
fation, Frankreich an übertriebener Centralifation. Jene wie biefe 
haben ihre unläugbaren gewaltigen Vortheile, wenn aud Vortheile 
ganz entgegengefehter Art; die Richtung mehr nach bem einen ober 
bem andern entfpricht bem innerften Volksgeiſte ber beiben Nationen, 
wenn auch kaum geläugnet werben Tann, baß beide barin zu weit 
und zwar viel zu meit gegangen find. In Deutſchland mar bies in 
fteigendem Grade eingefehen worden und bie rüdläufige Bewegung 
ſchon feit längerer Zeit eingetreten: die Erfolge Preußens im Jahre 
4866 berubten eben darauf, daß es ſich biefer Bewegung zu be: 
mächtigen wußte. In Frankreich fehlte e8 noch vielfah an der Ein- 
fit im die eigenen Gebrechen und für bie Hebung berfelben war 
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noch fo viel wie gar nichts geſchehen. Da mwurbe fie faſt um bies Srant- 
felbe Zeit von Rancy aus wenigſtens energiich angeregt und es ei 
ſchien einen Augenblid, als ob die Anregung auf einen fehr frucht⸗ 
baren Boden gefallen wäre Die öffentlihe Meinung nahm fie fehr 
günftig auf; aber ven Tendenzen ber Regierung entſprach fie durdh- 
aus nit. Wie bie größere Einheit in Deutſchland nur gegen den 
Widerſtand der fouveränen Regierungen erftritten werben Tonnte, jo 
wird die entgegengejehte Bewegung in Frankreich nur im MWiberftreit 
gegen die Regierung biefer abgerungen werben können. War jenes 
in Deutfchland ſchwer und iſt auch Deutfchland noch Lange nit am 
Ziele, jo wird es Frankreich wohl noch viel ſchwerere Kämpfe Toten, 
bis e8 in biefer Richtung irgend etwas MWefentliches erreicht haben 
bürfte. Die Frage ber Decentralifation, jo befcheiden fie auch ges 
fordert worben war, verlief ſich zunächft wieder ſcheinbar völlig im 
Sande und hatte ſchließlich nur dazu gedient, die Nation neuerbinge 
darauf aufmerkſam zu maden, in wel unverſöhnlichem Gegenjabe 
das Princip felbft des Kaiferreihs mit allen ſolchen Beitrebungen 
fteht und ihr neuerdings recht Tebhaft vor die Augen gu führen, 
wie fehr fie feit bald zwanzig Jahren aller und jeder Treiheit auf 
allen und jeben Gebieten ftaatliher und ſelbſt bloß focialer Thätig- 
feit entbehrte, eine Einficht, auf bie fie durch die auswärtigen Dinge 
und ihre für das Land fo wenig erfreuliche Geftaltung gleihmäßig 
fo zu fagen bingeftoßen wurde. Die Geifter waren dazu vorbereitet. 
Erichrocden über die Erfcheinungen, bie aus ber Ummälzung von 
1848 hervorgegangen waren, unb unfähig, aus ſich einen Ausweg 
aus bem Labyrinthe zu finden, das fie vor fih zu fehen glaubte, 
hatte bie Mittelflaffe ſich faſt willenlos ber Faiferlihen Führung hin⸗ 
gegeben, zumal biefe ihren materiellen Gelüften fo trefflich zu ſchmei⸗ 
cheln wußte, während fie biefelbe mit einem Schlag alles und jeden 
politifhen Einfluſſes beraubt hatte. Maieriell theils gefättigt, theils 
enttäufcht war fie aber allgemach wieder erwacht und begann wieder 
ihren berechtigten Antheil an der Leitung der Staatsgefchäfte zu 
verlangen, mußte jedoch fofort erkennen, daß ihr alle und jede Mittel 
fehlten, um ihren Forderungen irgend welchen Nachdruck zu geben. 
Das Erwachen war in ber That ein bitteres: nicht mehr die erfte 
ber Nationen nah außen, war das franzäfiihe Vol an inner 
greiheiten nicht nur nicht das erfte, jondern unläugbar vielmehr einet 
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Srant- der allerlebten unter ben ſämmtlichen Völkern Europa’s. Der Kaifer 
id. ſelbſt fah ein, daß wenigſtens etwas gefchehen müſſe und fo er 


England. - 


folgten die Eonceffionen vom 19. Jan. 1867 bezüglih Preßfreiheit 
und Verſammlungsrecht, bie inbirecte ebenſo gut eine Folge der 
Ereigniffe von 1866 waren, als ber zu berjelben Zeit in Oeſter⸗ 
reich erfolgte Ausgleich mit Ungarn. 

Die Behandlung ber biesfälligen Vorlagen der Regierung von 
Seite bes gejeßgebenden Körpers erfolgte indeß erft ein volles Jahr 
fpäter in ber folgenden Seſſion, und auch bann erft, nachdem bie 
Negierung das Geſetz bezüglich der Heeresreform glücklich unter Dad 
gebracht hatte, Der Kaifer machte die Conceffionen ſichtlich nur 
mit Widerftreben und die Geſetze, mie fie jchließlih aus den Be: 
rathungen bes gejeßgebenden Körpers hervorgingen, entſprachen nur 
wenig den Anforderungen, welde bie Gegenwart an Gefebe über 
diefe Materien zu jtellen pflegt. Und doch fcheint der Kaifer noch 
im lesten Augenblide geſchwankt zu haben, ob er bie Vorlage nicht 
durch die allezeit ergebene Majorität verwerfen laſſen wolle und nur 
bie Erwägung, daß diefer Echritt zwar für den Moment Teinerlei 
ernite Schwierigkeit barbieten, aber im Verfolge nur geeignet fein 
möchte, die Oppofition zu flärfen und den fog. Tierd-Parti, ber 
fi) allmälig aus ber Majorität entwidelt hatte, mehr und mehr in 
eine entjchiedenere Stellung zu drängen, bürfte ihn davon zurüd: 
gehalten haben. Freilich kamen beide Geſetze auch fo faft ausſchließ— 
lih der Oppofition zu gute, die fih zumal mit Rüdfiht auf bie 
für 1869 bevorftehenden Wahlen beeilte, eine ganze Reihe neuer 
Blätter fowohl in Paris als in der Provinz zu gründen, während 
bie bonapartiftifche Partei davon faſt gar feinen Gebraud zu machen 
im Sale war. Es war immerhin eine wertbuolle Errungenschaft, 
weldye die Oppofition aller Farben durch die Neuwahlen wejentlich 
zu vermehren gedachte. Die Vorbereitungen zur Wahlagitation wur: 
ben von ihr ſchon um die Mitte des %. 1868 auf allen Punkten 
mit großer Lebhaftigkeit getroffen. 
Solche Dinge hat England längſt Hinter hä und war zu 
berfelben Zeit mit einer Frage von ganz anderer Tragweite beſchäf⸗ 
tigt. Nur ungern hatte es hier bie liberale Partei, die fi) bewußt 
war, fowohl die Majorität der Nation als ihrer Vertreter im Unter: 
hauſe auf ihrer Seite zu haben, ertragen, daß ihr bie Toryregierung 
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Derby: Disraeli die Frage ber Parlamentsreform aus der Hand ge- England. 
wunden und mit großer Gewandtheit benüßt hatte, um fi am 
Ruder zu erhalten. Nur bie weiteftgehenden Conceffionen der Tories 
auf der einen Seite, nur die Zerflüftung ber verichiedenen liberalen 
Fractionen auf der andern hatten dies ermöglicht. Sobald baher 
Gladſtone, der Führer der Liberalen, die Möglichkeit erfpähte, bie 
Ießteren zu einem gemeinfamen Sturme zufammenzufaffen, febte er 
auch den Hebel an und biefen Hebel bot ihm Irland, Die fenijche 
Verſchwörung, die durch Gewaltmaßregeln wohl im Zaume zu halten 
war, aber nimmermehr unterbrüdt werben konnte, öffnete den Englän: 
bern endlich die Augen über den Werth ber feit Jahrhunderten gegen: 
über Irland befolgten Politik und verſchaffte, zumal mit Rüdficht auf 
das Verhältniß zu den Verein. Staaten Nordamerikas, der Anfiht das 
Vebergewicht, es einmal mit einer der bisherigen ganz entgegengefeßten 
Politik, der der Gerechtigkeit gegen Irland, zu verfuhen. Kaum 
war zu Anfang März Disraeli als Premier an die Stelle Derby’s 
getreten, fo ftellte Gladſtone am 23. d. M. im Unterhaufe den Anz 
trag auf Aufhebung ber protejtantifhen Staatskirche Irlands, und 
Damit eine Frage, die an politiihem Gewicht nicht hinter denjenigen 
der Katholiken-Emancipation, der Parlamentsreform und der Aners 
kennung bes Freihandelsprincips, bie in ben letzten vierzig Jahren 
entſchieden worben find, zurüdfteht, fie vielleicht alle an Tragweite 
überragt und es iſt wohl kaum wahrſcheinlich, daß die Oppoſition 
ſich dazu entſchloſſen hätte, gerade zur Löſung dieſer ſchwierigen 
Frage die Hand zu bieten, wenn ſie nicht darin den Weg und zwar 
den einzigen Weg erkannt hätte, um die Toryregierung aus dem 
Sattel zu heben und neuerdings wieder zur Gewalt zu kommen. 
Der Antrag Gladſtone's wurde am 3. April mit 328 gegen 272 
Stimmen angenommen, ein Amendement Lord Stanley's auf Res 
form ftatt Aufhebung ber iriſchen Staatskirche, das dem Oppoſitions⸗ 
antrage die Spige abbrechen und die ganze Angelegenheit auf die 
lange Bank ſchieben follte, mit 330 gegen 270 Stimmen verworfen. 
Eine folde Majorität von 56 und 60 Stimmen hatte fi im Unter: 
baufe feit Jahren nicht mehr zufammengefunden und entbehrte ihres 
Eindruds zumal bei Gelegenheit einer fo tief eingreifenden Frage 
nicht. Die ganze Oppofition hatte fi) wieber vereinigt und ges 
ſchloſſen. Bei der Committeeberathung ber erften der Gladſtone'ſchen 
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Refolutionen ergab fih am 30. April fogar eine Mehrheit von 68 
Stimmen für ben Antrag. Nah conititutionelem Gebrauch jdhien 
bem Gabinet nichts anderes übrig zu bleiben, als entiweber zurüd: 
zutreten oder das Unterhaus aufzulöjen. Disraeli hatte indeß weder 
zum einen nod zum andern Luft und fanb barin einen Ausweg, 
daß er bie Abficht des Cabinets ankündigte, bis nah Vollendung 
ber Vorbereitungen für die Neuwahlen nad) der neuen Parlaments: 
reform zu bleiben, doch mit der Drohung, das Parlament auch vor: 
ber aufzulöfen und noch einmal nad dem alten Geſetz wählen zu 
laſſen, wofern ihn die Oppofition dazu zwinge. Dieſer diente bas 
mit Rüdfiht auf die Wahlkoften fo wenig als ber minifteriellen 
Partei und fie ſah fih durch Disraeli's Erklärung bes einzigen 
Mittels, das Kabinet durch ein directes Miftrauensuotum zum Nüd: 
tritt förmlich zu zwingen, abgeſchnitten. Es blieb ihr daher nichts 
anberes übrig, als bie Rejolutionen gegen die iriſche Staatskirche 
im Unterhaufe durchzuführen und im Uebrigen den Entſcheid ber 
Neuwahlen abzuwarten. Das erjtere hatte Feine Schwierigkeit: 
die Refolutionen fowie eine Bill, durch welche die Königin gebeten 
wurde, ibrerjeit8 vorerit Feine weitere Ernennung mehr für bie iriſche 
Staatsfirhe vorzunehmen, wurden angenommen. Die Königm ent: 


ſprach jener Bitte jofort; aber das Oberhaus verwarf feinerjeits am 


29. Juni die ganze Maßregel mit 192 gegen 97 Stimmen. Für 
einmal war alſo das Unternehmen gefcheitert und konnte erſt nad 
ben Neuwahlen wieder aufgenommen werden. Diefe zu beichleunigen, 
jo daß fie no im November vorgenommen und bas neue Parla: 
ment felber noch im December zufammentreten Könnte, war nunmehr 
das Augenmerk der Oppofition. Das Cabinet bot dazu die Hand, 
die irijche und die fchottifche Neformbill, die noch ausftanden, wur: 
ben ziemlich raſch erledigt und bie Seſſion am 34. Juli geihleflen, 
worauf fofort bie Wahlagitation im ganzen Lande begann. 

Mitten in die Seffion war das glüdlihe Ende des abyifini- 
ſchen Kriegs gegen den Negus Theobor gefallen. England hatte 
bie Züchtigung befjelben für die Aufrechthaltung feines Anfehens in 
Indien als nöthig erachtet und fofern das wirkli der Zweck ber 
Expebition war, wurde er vollſtändig erreicht. Nach Ueberwindung 
unendlicher Schwierigkeiten, bie allein das Terrain bot, drangen bie 
englifhen und inbilhen Truppen bon bem erjten Tage bes Jahrs 
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bis Anfangs April bis zu der Höhe von Magbala vor und erftürmten England. 
die Zeitung, worauf Theobor fi) felber den Tod gab. Die gefan: 
genen Miffionäre waren befreit, die Engländer zerftörten Magdala, 
traten fofort den Rüdmarfh an und räumten das Land bis zum 
uni wieder vollftändig Ob ber Zug für das Anfehen Englands 
in Indien wirklich nothwendig und bie Befreiung einiger Mifftonäre, 
bie ihr Schickſal wefentlich ſelbſt verichuldet hatten, ber Kriegskoſten, 
die fih auf mehr als acht Millionen Pf. St. beliefen, werth war, 
bleibt billig dahin geftelt. Einen anderen Erfolg hatte der Krieg 
nicht; auf die heimifchen Verhältniffe war er ohne allen Einfluß. 
Militäriſch und politifch mochte Dagegen das Unternehmen und feine 
glüdlihe Durdyführung dem Selbftgefühl der Engländer Befriebig- 
ung gewähren, wenn fie basjelbe mit demjenigen der Franzofen in 
Merico verglichen, was ziemlich nahe Tag. 

Mas die continentalen Verhältniffe betrifft, fo beharrte England Deutſch⸗ 
bei feiner bisherigen Politik, fi von denſelben grundſätzlich fo viel land. 
wie möglich fern zu halten. Doch war e8 die einzige Macht, die dem 
norbbeutijchen Bunde und ber Neugeftaltung Deutfchlands überhaupt 
wenigftens eine freundliche Aufmerkſamkeit und Theilnahme widmete, 
Im Uebrigen blieb es diefem befchieden, fich felbft feine Bahn zu 
brechen und bie Klippen, an benen es ſcheitern Tonnte, zu ver: 
meiden. Das durch die Annerion vergrößerte Preußen und der neue 
norbd. Bund waren zwar allfeitig von den Mächten anerfannt und 
wurden es neuerdings, als bie bisherigen preußifchen Gefandten zu 
Anfang des Jahrs auch als Vertreter des nordd. Bundes beglaubigt 
wurden. Aber mit freunbliden Augen fah eigentlih, England wie 
gejagt allein ausgenommen, gar Feine Macht bie neue Schöpfung an 
und noch weniger war dies ber Fall, jo weit Preußen bie Ausdeh⸗ 
nung befjelben auf das gefammte außer-öfterreichifche Deutfchland 
beabfichtigen mochte. Auch, für Rußland galt und gift dies ohne allen 
Zweifel troß bes freundlichen DBerhältniffes, das feit 1866 zwifı n 
ihm und Preußen fortvauert. In Wahrheit gilt es für Ruklm 
vieleicht noch mehr als für irgend eine andere Macht; ein chl 
Preußen und ein geeinigtes, Telbftändiges Deutſchland 
und nimmer ben Intereſſen Rußlands entfprechen. Seh 
im Jahre 1866 zu wehren, war Rußland freilich 
ber Lage, auch jeither bient es ihm, zum ſchlimmen 
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Deutih- eine gute Miene zu machen, wie e8 umgekehrt Preußen convenirt, 


land. 


Nordd. 
Bund. 


an Rußland vorerſt einen gewiſſen Rückhalt zu beſitzen. Zwar wenn 
Frankreich gegen Preußen zum Kriege zu greifen ſich entſchlöſſe, 
ſo würde dieſes auf eine materielle Hilfe Rußlands kaum rechnen 
können, wenigſtens auf keine, die auch nur irgendwie ins Gewicht 
fiele. Gegen Frankreich müßten Preußen und Deutſchland ſich allein 
wehren; dazu glauben ſie aber allerdings auch ſtark genug zu ſein. 
Gefährlich würde die Haltung Frankreichs erſt, wenn es ſich der 
Mitwirkung Oeſterreichs verſichert hätte und das iſt Frankreich aller⸗ 
dings bis jetzt nicht gelungen. Oeſterreich bedarf der Ruhe und 
ſeine deutſche Bevölkerung, die immerhin noch das Schwergewicht 
des Reiches bildet, iſt wenigſtens in ihrer Mehrheit nicht geneigt, 
Preußen mit Hilfe Frankreichs zu demüthigen, um nicht bloß Preußen, 
ſondern Deutſchland ſelbſt ſchließlich zum Vortheil Frankreichs zu 
ſchädigen. Oeſterreich und ſein Reichskanzler betheuern auch wieder 
und wieder ihre Friedensliebe und daß ſie an Rache für Sadowa 
nicht denken. Aber Preußen traut dieſen Verſicherungen zum minde⸗ 
ſten nur halb, zumal der Reichskanzler Graf Beuſt ſeinen geheimen 
Groll und fein tiefes Mißtrauen gegen Preußen in feinen Depe: 
ſchen nicht verbergen kann und ein Umſchwung in Defterreidh, der 
augenblicklich allerdings nicht wahrſcheinlich, aber nach bisheriger Er: 
fahrung in Defterreih doch nicht unmöglich ift, könnte leicht fo: 
fort zu einer Verſtändigung mit Frankreich führen. Dagegen dient 
Preußen das Einverftändniß mit Rußland: gegen Frankreich wäre 
feine Hilfe jenem nur von fehr geringem Werthe, aber indem Ruß: 


land bie Gelegenheit fofort benügen würde, um bie orientalifche 


Frage wieder in Angriff zu nehmen, hält es Defterreihg Schwert 
in der Scheide und gewährt daher Preußen nad biefer Seite Hin 
eine Sicherheit, deren es ohne das Verhältniß zu Rußland aller: 
dings entbehren dürfte. 

Wenn Preußen und der norddeutſche Bund in ihrem gegenwärs 
tigen Beſitzſtand nicht in Frage geftellt find und nicht gefährdet erfchei- 
nen, aud nicht von Seite Frankreichs, fo verdanken fie dies wejentlich 
wo nicht ausſchließlich der gewaltigen Militärmacht, über die fie ge- 
bieten, die allerdings ſelbſt Yranfreich, wenn es allein den Waffen: 
gang mit Deutfchland verfuhen wollte, gewachien fein möchte. Noch 
piel mehr aber ift dieß der Zall, wenn Preußen zwar auf eine ge- 
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waltſame UWeberjhreitung der Mainlinie verzichtet, aber ſich dieſe Norte. 
Grenze allerdings nicht von Frankreich und feinen ntereffen, die Bund, 
nicht bloß felbftverftändlicher fondern geradezu ausgeſprochener Maßen 
ein zertheiltes und darum ſchwaches Deutichland fordern, vorſchreiben 
läßt, vielmehr eine Ueberjchreitung der Mainlinie ſich ausdrücklich 
vorbehält, ſobald e8 mit dem freien Willen und der Zuftimmung 
der ſüdd. Etaaten gejchehen kann. Dieſe Möglichkeit aber muß fi 
Preußen ſchon vorbehalten, wenn es nicht auf ben beten Theil feiner 
gegenwärtigen Stellung in Deutſchland verzichten will, fo wenig auch 
augenblicklich noch eine ſolche freie Berftändigung in Ausficht fteht. 
Das erfte und vornehmfte Augenmerk der preußifchen Regierung ging 
daher im Jahre 1868 dahin, die Militärfräfte des nordd. Bundes 
tweiter zu organifiren und bie Bunbesarmee immer einheitlicher zu 
gejtalten. Es gelang ihr dies auch fehr mwefentlich durch ben Ab: 
ſchluß von weitern Militärconventionen, deren nun mit allen Bundes: 
gliedern, Sachſen allein ausgenommen, abgeſchloſſen find, freilich von 
ziemlich verfchiebener Tragweite. Mit dem Schluſſe des Jahres wur: 
den die militärischen DVerhältnifie des Bundes als definitiv geordnet 
angejehen. Nach einem ſchon zu Anfang des Jahres erlaffenen Mobil: 
madhungsplan muß die Mobilmadhung der Bundesarmee binnen elf 
Tagen nad erlafjenem Befehl vollendet fein und in Berlin ift jeber- 
zeit alles für augenblidlihe Mobilifirung vorbereitet. Es bedarf 
in Berlin wie in Paris nur eines kurzen Telegramms, um biefjeits 
wie jenfeit8 des Rheins eine Million Streiter in der allerfürzeften 
Zeit unter die Waffen zu rufen. Darin liegt unläugbar eine große 
Gefahr; aber von Ueberraſchung ift wenigſtens feine Rebe und von 
biefen beiden Gegnern weiß wenigitens jeber, daß ber andere genau 
jo gut gerüftet und genau ebenfo auf den erjten Wink bereit ift, 
wie er jelber. Beide, Preußen zumal, wiffen ferner, baß ein Kampf 
ziifchen ihnen ein Kampf um bie Exiſtenz wäre: würbe Preußen be: 
fiegt, jo würde es zerftüdelt und aus der Reihe der Großmächte 
ausgeftrihen; würde es Frankreich, ſo würden Eljaß und Lothringen, 
an die man jebt in Deutichland nicht denkt, zweifellos von dem: 
felben getrennt und das alte Frankreich vermöchte ſich nie wieder 
zu feiner jegigen Stellung emporzufchwingen, jeine Träume von einer 
Hegemonie in Europa wären jedenfalls definitiv und für immer 
zeritört. Preußen denkt nicht daran, Frankreich anzugreifen ober in 
34 
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ſeinem gegenwärtigen Beſitzſtand zu bedrohen und Frankreich wird es 
ſicher zweimal überlegen, bevor es ſeinerſeits über den Rhein geht. Wenn 
man in Paris die zuverſichtliche Hoffnung nährt, im Falle eines 
Krieges ſiegreich in Berlin einzuziehen, ſo meint man in Berlin, 
daß die Chancen ſo ziemlich gleich ſeien und daß es für Preußen 
gerade ebenſo möglich ſei, bis nach Paris vorzudringen So hält ein 
Schwert das andere in der Scheide und das iſt immerhin einige 
Beruhigung, mit der man ſich vorerſt begnügen muß. 

Die Franzoſen würden ohne Zweifel auch nicht daran denken, 
Preußen und Deutſchland anzugreifen, wenn ganz Deutſchland, Süden 
und Norden, einig wäre und ihm als ein feſtgegliedertes Ganzes 


gegenüberſtände und wenn das Verhältniß Deutſchlands zu Defter: 


reich ein weniger precäres wäre, als es ſeit 1866 in ber That iſt. 
Daß das erſtere nicht der Fall iſt, haben die Franzoſen durch ihre 
diplomatiſche Intervention nach der Schlacht von Königgrätz aller⸗ 
dings erzielt und ebendadurch Oeſterreich bis auf einen gewiſſen 
Grad an ſich gebunden, weil dieſes in der Mainlinie auch feiner: 
feit8 eine Art Schutzwall gegen bie Uebergriffe Preußens und ber 
beutfchen Nationalitätsidee zu erkennen glaubt. In Folge dieſer 
Sachlage befinden fih bie ſüddeutſchen Staaten auch nad 1866 
einigermaßen in berfelben Stellung wie vor diefem Jahre, indem an 
die Stelle des früheren Dualismus zwifchen Preußen und Defter: 
reich derjenige zwijchen Preußen ober dem norbd. Bunde und Fran: 
reich getreten ift. Aber dieſer Dualismus ift für Deutichlanb immer: 
hin unendlich weniger gefährlich, als es der frühere war. Er dient 
ben ſüddeutſchen Staaten dazu, für einmal den Eintritt in ben 
norbd. Bund zu verweigern. So weit fie nun wirklich Urfade 
haben, von Preußen und dem nordd. Bunde, wie er ift, wenn fie 
demſelben beiträten, für ihre beredtigten igenthümlichfeiten zu 
fürdten, läßt fich nicht allzuviel dagegen einwenben, wenn fie von 
einem DBerhältniffe Vortheil ziehen, das fie nicht gefchaffen haben 


und auf das fi offen zu berufen, fie fi wohl Hüten. So weit 


dagegen jene Weigerung nur ein Vorwand ift, um nicht bloß ihre 
berechtigten Eigenthümlicjfeiten gegen jede Gefahr zu wahren, fondern 
vielmehr ben ganzen alten in biefer Ausbehnung völlig unberechtigten 
Barticularismus aufrecht zu erhalten, wirb der neue Dualismus 
ihnen doch nichts helfen und wird eine fchlieliche Verftändigung mit 
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Norddeutſchland und eine allmälige, aber immer engere und engere Die 
Anſchließung an basjelbe von ihnen doch nicht vermieden werben Fr 
können. Die ganze Entwidelung der europäiſchen Dinge ift der 
Art und der Zug nationaler Einigung in Deutſchland fo ftarf und 
jo zwingend, daß die Aufrechthaltung ber abjoluten, internationalen 
Sopuveränetät rein unmöglich ijt für brei ober vier verhältnigmäßig 
Kleinere Staaten, die zudem unter ſich durch kein engeres Band ver: 
einigt find und bie nad) einem foldyen Bande nicht einmal fuchen, weil 
ihm noch viel größere Schwierigfeiten entgegenftänden, als einer Ver: 
jtändigung mit Preußen und bem nordd. Bunde, Eine offene An: 
lehnung an Frankreih ift für bie ſüddeutſchen Staaten geradezu 
unmöglich unb wird von ihnen aud entſchieden zurüdgemwiejen; zu 
einem näheren Anſchluß an Defterreih aber, wie dies im Laufe des 
Sahres 1868 von ber öfterreichifchen Prefle angeregt wurde, in bem 
Sinne, daß Oeſterreich ihnen gegenüber ungefähr dieſelbe Stellung 
einnehmen würbe, wie fie Preußen gegenüber Sachſen und den üb: 
rigen Staaten des nordd. Bundes einnimmt, fcheint in Süddeutſch⸗ 
land aus mwirthfchaftlihen und politiihen Gründen nirgends aud) 
nur bie mindefte Luft obzumwalten. Die Lage ber ſüddeutſchen Staaten 
ift daher kaum eine andere, als die, bie Gunft ber Umftände für 
bie Erhaltung ihrer ungeſchmälerten Selbftänbigfeit zu benüßen, fo 
lange es gebt, wobei es freilich bahbingeftellt bleibt, wie lange es 
geht und überbieß, was wichtiger ift, fehr die Frage ift, ob die 
Politit des ſtrammen Zuwartens, wie fie jeither wenigftensg von den 
Regierungen von Bayern und Württemberg geübt wurde, eine kluge 
ift, ob die Umftände fi fpäter zu einer Verftändigung mit bem 
nordd, Bunde günjtiger ober ungünftiger geftalten werben, und ob es 
nicht vorfichtiger gewefen wäre, auf den inneren Ausbau bes nordd. 
Bundes jetzt ſchon, da noch alles im Fluſſe ift, Einfluß zu nehmen, 
ftatt zu warten, bis es dafür zu fpät fein möchte. Sie fürchten 
ben vollen Einheitsftaat und wollen ihm nad unferer Ueberzeugung 
mit vollem Recht widerftchen, ohne, wie es fcheint, hinreichend zu 
überlegen, ob fie ihm durch ihre mißtrauifche Zurüdhaltung nicht 
geradezu in bie Hänbe arbeiten. 

Doch das find Iebiglih Combinationen. Zu einem gewiffen: Die 
haften und gegründeten Urtheil fehlt weiteren Kreifen vorerft noch en 
bie nähere Einſicht in bie Beziehungen zwiſchen Regierung und Re— 
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gierung. Für einmal und wohl noch für eine verhältnigmäßig län⸗ 
gere Zeit ſcheint an eine Verſchmelzung des Südens und des Nor: 
dens unter welchen Bedingungen immer nicht gedacht werben zu 
bürfen. Durch die Schuß: und Trußbündniffe von 1866 und die 
neuen Zollvereinsverträge von 1867 ift menigftens für eine gewiſſe 
militäriihe Einheit nah außen und für ben wirthſchaftlichen Zu— 
ſammenhang im Innern leidlich geforgt und bamit wird fih Deutſch- 
land für einmal zufrieden geben müſſen. 

Die ſüddeutſchen Regierungen fcheinen entſchloſſen, die Schub: 
und Trußbündnifje gegebenen Fals loyal zu halten und das ift ein 
weiterer Grund, Frankreich von einem Kriege gegen Preußen abzu: 
halten, ber fi) alsbald zu einem Kriege gegen Deutſchland geftalten 
würde, was er in Wahrheit von allem Anfang an wäre. Das kö— 
niglihe Haus ber Welfen ober ber gewefene Kurfürft von Heffen 
find an fi den’ Franzoſen fehr gleichgiltig und fehr wenig geeignet, 
irgend jemanden für fie in Begeifterung zu feben unb wenn bie 
Franzoſen ſich der Freiheit biefes oder jenes beutfhen Staates füb- 
lich oder nörbli des Maind annehmen, jo geſchieht es nur, weil 
bie deutſche „Xibertät” heute noch für fie gleichbedeutend ift mit ber 
Schwäche Deutſchlands. Man darf zu ben ſüddeutſchen Regierungen 
das Zutrauen hegen, daß fie darüber vollfommen im Klaren find. 


So weit e8 überhaupt möglich ift, fo wünfchen fie auf eigenen Füßen 


zu ftehen und eine ihrer erften Aufgaben erkannten ſie daher barin, 
ihre Militärorganifationen, die fi im Kriege von 1866 fchlecht be: 
währt hatten und den gefteigerten Anforderungen der Gegenwart 
und der Lage nicht mehr entjpradhen, einer Reform zu unterziehen. 
Die Ausführung durch Vereinbarung mit ihren Landtagen verzögerte 
fih indeß bis zu Anfang bes Jahres 1868. Ohne Zweifel wäre 
es das Befte gewefen, wenn fie mit Ausnahme einiger Punkte im 
Mefentlihen ganz einfach bie 'preuß. Einrichtungen adoptirt hätten, 
bie fih nun einmal bewährt Hatten. Der wirklichen Selbſtändig— 
feit diefer Staaten, fo weit fie auf berechtigten Eigenthümlichkeiten 
beruht, wäre dadurch kaum irgend ein Eintrag gefchehen. Nur Baden 
— Heſſen, ber vierte ſüddeutſche Staat ift fhon im Jahre 1867 
buch die damals abgefchloffene Convention militärifh von Preußen 
abforbirt worden — entſchloß ſich dazu und copirte fogar bie preußi- 
hen Militärinftitutionen nur allzu ängftlic. Bayern und Württem: 


— 


Yeberfiht der Ereignife des Iahres 1868. 583 


berg konnten ſich nicht dazu entfchließen und bewahrten ober ſchufen Die 
allerlei Eigenthümlichkeiten, die einem Zuſammenwirken mit bem aan. 
norbd. Bundesheere und überhaupt mit anderen beutihen Truppen 
unmöglich förderlich ſein können, für dieſe Staaten aber in Wahr: 
beit Doch nur einen gingebildeten Werth haben. Bayern ging barin 
nody weiter als Württemberg, bas wenigſtens das preuß. Zünbnabel: 
gewehr und die preuß. Erercierreglements annahm, während Bayern 
groß genug zu fein glaubte, um aud darin etwas Beſonderes zu 
haben; denn praftiih, d. h. im Kriege wird zwiſchen al ben neuen 
Hinterlabungsiyitemen kaum ein großer Unterſchied fein, wenn auch 
jede ber großen Mächte ein anderes adoptirt bat und jebe barin 
das relativ befte gewählt zu haben meint. Wenn aber die fübdeut: 
ihen Staaten bie preußiſchen Cinriehtungen und zwar nicht aus 
militärifchen, fondern aus politiihen Gründen nit zu den ihrigen 
machen wollten, jo wäre e8 body gerade aus den obwaltenden poli: 
tifchen Gründen angezeigt gewejen, baß biefelben wenigftens über 
eine und biefelbe Organifation ſich unter einander verjtänbigt hätten, 
Bayern hatte zu Anfang 1867 die Anregung dazu gegeben und in 
einer Conferenz zu Stuttgart fogar eine Convention zu dieſem Zwecke 
zu Stande gebracht. Allein biejelbe wurde fchließlich nicht ober doch 
nur in ihren allgemeinften Beftimmungen, die fi) mehr oder weniger 
von ſelbſt verjtanden, eingehalten. Die Militärorganifationen, wie 
fie in ben erjten Monaten bes Jahres 1868 zu Stande Tamen, 
weifen wejentliche Abweichungen ſowohl unter ſich als mit derjenigen 
Preußens und des norbd. Bundes auf, Vollkommen gerechtfertigt ift 
davon nur biejenige, baß wenigſtens in Bayern und Württemberg 
bie Dienftzeit in der Linie zwar geſetzlich auf drei Jahre firirt, aber 
factifh auf zwei oder fogar nur auf anderthalb Jahre befchränft 
wurde. Nur Baden nahm aud) darin bie preußifhen Marimen an; 
in ben beiden andern wäre biefe Dauer in den Landtagen nie und 
nimmer durchzuführen gewejen und wirb audy in Preußen auf bie 
Dauer nit aufrecht erhalten werben können, wie fie denn jet ſchon 
thatfächlic auf zwei und ein halbes Jahr Hat herabgeſetzt werben 
müffen. Im allgemeinen find in den fübbeutihen Staaten auf Grund 
der Organifationen von 1868 unläugbar militärijche Fortſchritte gemacht 
worden und verdient ber Geift, der bie Truppen biejer Staaten und 
ihre oberfte Leitung feit 1866 hefeelt, alle Anerkennung. Die Aus: 
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Die ftellungen, bie deßfalls von nordd. Seite gemacht wurben, find kaum 
Fe billig. Den militärifhen Leiftungen bes norbb. Bundes kommen fie 
allerdings nicht glei; aber bie ſüddeutſchen Regierungen thun in 
biefer Beziehung, was fie nur können und wenn es nicht mehr ift, 
fo war es ihnen eben gerabezu unmöglich, gegenüber ihren Lanb: 
tagen mehr zu erzielen. Und hinter den Landtagen ftanden eben 

die Bevölkerungen felbft. 

Es zeigte fi das bei Gelegenheit der Wahlen zum erften 
deutſchen Zollparlament, die in den erften Monaten bes Jahres in 
ben ſüddeutſchen Staaten und zwar zum eriten Mal mit allgemei: 
nem Stimmrechte vorgenommen wurben. Sie fielen in Württemberg 
ausſchließlich, in Bayern überwiegend in antipreußifchem Sinne aus, 
während ſich in Baden wenigſtens eine Minderheit in bemfelben 
Sinne herausjtellte, die weit flärfer war, als das DVerhältniß ber 
Parteien bisher in der babifchen zweiten Kammer ausgewieſen bat. 
Die nationale Partei ift eben in Bayern und Württemberg 3. 2. 
noch in ber Minderheit, und befißt nur in Baden die entſchiedene 
Majorität, die ihr dort auch nicht leicht wird entriffen werben können. 
In Baden wären auch die Regierung ſowohl als die Majorität beider 

_ Kammern jeberzeit zum Eintritt in den norbbeutfhen Bund bereit 
und Heflen ift ſeinerſeits durch Oberheffen und die Militärconvention 
von 1867 bereits jo an Preußen und ben norbd. Bund gefettet, daß 
es genöthigt ift, alle wichtigeren Geſetze, die ſich der letztere gibt, 
jofort zu aboptiren, fo daß feine Selbftändigfeit eine bloße Illuſion 
iſt. Wenigftens militärifh verlangt Preußen auch unbedingte Will- 
fährigfeit: ein diesfälliger Zuſammenſtoß zwiſchen beiden bez. ftrieter 
Ausführung der einmal abgefchloffenen Militärconvention endigte 
denn aud im April 1868 damit, daß fi Heflen den Forderungen 
Preußens volljtändig fügen mußte und der Großherzog. fein bisheri- 
ges Kriegsminifterium auflöste, um es ganz nah den Wünfchen 
Preußens umzugeftalten., In Preußen, obwohl man bis auf einen 
gewiffen Grad ſchon Tängft daran gewöhnt ift, fühlt man troßbem 
bie jetzige Militärlaſt als eine furchtbare Laſt; in Süddeutſchland, 
wo man no gar nicht daran gewöhnt iſt, findet man fie natür⸗ 
licher Weile noch viel drückender. 

Nordd. In Norddeutſchland liegen die Sachen eben doch etwas anders. 
vun In Preußen iſt zwar die bei Gründung bes nordd. Bandes in 
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Ausficht geftellte Verminderung der Militärlaft nicht eingetreten, aber Rorbr. 
die weit überwiegende öffentliche Meinung benft nicht baran, bie neue Fr" 
Machtitelung ber Monardiie oder den nationalen Beruf Preußens 
wieber gefährden zu laflen und trägt daher, wenn auch nidht ohne 
GSeufzen, jene Laft, jo lange es unumgänglich nöthig fein wird, um 
bas Schwert ber Feinde und Neider in ber Scheibe zu halten. In 
den SKleinftaaten find die Lanbesfinanzen dur die Anforderungen 
des Bunbes und zwar jo ziemlid ausjhlieflih für die Militär: 
erforberniffe überall arg ins Gedränge gefommen und haben faſt 
überall Steuern und Abgaben erheblich erhöht werben müfjen; aber 
biefe Mehrlaft wird wenigitend einigermaßen dadurch aufgewogen, 
baß ſich ebendamit bie unausweichliche Nothwendigkeit herausftellte, 
bie veraltete und namentlich) allzu complicirte Verwaltungsmaſchinerie 
zu vereinfachen und zu verbeffern. Alle Glieder des Bundes aber 
finden eine Entſchädigung nicht bloß in der größeren Sicherheit, die 
ihnen die Macht des Bundes jebt Thon gewährt und in ber Zu: 
funft noch mehr gewähren wird, ſondern namentlih aud in bem, 
was ihnen ber Bund auf wirthſchaftlichem und den bamit verwandten 
Gebieten unläugbar bietet. Nachdem ſchon im Jahre zuvor die Frei: 
zügigfeit innerhalb bes Bundesgebiets beichloffen worden war, wurde 
biefer überaus wohlthätige Fortſchritt in ber Seſſion bes Neichstages 
von 1868 am 8. April dur bie Aufhebung aller bisherigen Che: 
beihränfungen, am 28. Mai durch die Aufhebung der Schulbhaft, 
am 13. Juni burdy ein Geſetz bez. gemeinfames Maß und Gewicht, 
am 48. Juni durch ein Nothgewerbegefeh (das 1869 durch ein voll: 
ftändiges Gewerbegeſetz auf fehr liberaler Grundlage erfeßt warb), 
am 20. Juni dur ein Gefeß über das Genoffenfchaftswefen nad 
ben Ideen von Schulze: Delikfch vervollſtändigt. Schon vorher am 
3. Januar hatte fi die vom Bundesrat beſchloſſene Commilfion 
für Ausarbeitung eines Civilprogeßorbnungs: Entwurfs conftituirt und 
am 5. Juni bejchloß der Bundesrath, auch den Entwurf eines ge: 
meinfamen Strafgefeßes und Strafprozeſſes ausarbeiten zu laſſen. 
Alles das find nicht Fortfchritte hochpolitiſcher Natur, aber entfchieden 
wejentliche Fortfchritte für die freie Thätigkeit der gejammten Bevöl- 
ferung bes Bundes, Die Erfolge der Seffion auf eigentli poli: 
tiichem Gebiete waren allerdings weniger erheblih, Die noch fehr 
unfertige Verfaflung des Bundes, namentlih was das Verhältniß 
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der preußiſchen Regierung zum Bundesrathe und des Bundesraths 
zum Reichstage betrifft, kam zwar in der Sitzung vom 9. und 10. 
Juni zur Sprache, ohne indeß ſchon zu irgend einem Reſultate zu 
führen. Den erneuerten Antrag auf Gewährung von Diäten warf 
die Derfammlung am 2. April mit 97 gegen 92 Stimmen felbft 
ab. Ein Untrag Lasker's auf Erlaß eines Bundesgefehes zum 
Schub der Rebefreiheit jämmtlicher Kammern und Lanbtage ber 
Bundesſtaaten war fpeciel auf Preußen gemünzt, um ben Wiber- 
ftand des bortigen Herrenhaufes, der nicht zu bredjen war, zu um: 
gehen. Er wurde vom Bundeskanzler Tebhaft befämpft, am 3. April 
indeß bo und zwar mit 119 gegen 65 Stimmen angenommen, 
aber vom Bunbesrathe ſchließlich abgelehnt. Derjelbe hatte aber 
doch den Erfolg, daß Graf Bismard fi) zu ber Erklärung herbei- 
ließ, er werde fi innerhalb der preußiihen Sphäre bemühen, bie 
Dinge auf den Punkt zu bringen, daß die Wünſche ber Antrag- 
fteller zu ihrer Befriedigung gelangen. Soweit dies vom preußiichen 
Herrenhaufe abhängt, fcheiterte freilich die übrigens ziemlich laue Be: 
mühung bes preußiihen Minijterpräfidenten feither neuerdings an 
dem bisherigen zähen Widerftand. Aber fo viel war bod erreicht, 
daß die preußiiche Regierung ihrerfeits Prozeſſe wie gegen den Abg. 
Tweften, bie ihr gar nichts nügen unb nur geeignet find, bic öffent: 
liche Meinung und mit vollem Recht zu erbittern, fernerhin unmöglich 
mehr anheben kann. Einen heftigeren Kampf zwiſchen bem Bundes: 
fanzler und der Majorität des Reichstags führte die Frage des 
Bundesfhuldenwefens herbei. Ein diesfälliges Gefeb war ſchon im 
Sabre vorher an der Frage ber Verantwortlichfeit ber mit bem 
Bundesſchuldenweſen zu betrauenden Beamten gejcheitert. In ber 
Seſſion von 1868 brachte die preuß. Regierung das Geſetz neuerdings 
ein und die Majorität (131 gegen 114 Stimmen) fügte am 21. 
April die DVerantwortlichkeit wieder in das Geſetz ein, worauf es 
Graf Bismarck alsbald zurüdzog. Er begnügte fi jeboh damit 
nicht, ſondern fiftirte fofort ale außerordentlichen Marinearbeiten, 
um bie Majorität zu ftrafen, ba er wohl wußte, wie empfindlich fie 
gerade durch dieſe Maßregel berührt werde. Er erreichte auch feinen 
Zweck: am 15. Mai ließ fi die Majorität mit 151 gegen bloß 
41 Etimmen zu einem Compromiß herbei, ber die Verwaltung ber 
Marines Anleihe vorerſt ber preußiſchen Staatsfchuldenverwaltung 
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übertrug. Die nationalliberale Partei ift deßhalb heftig getabelt Re. 
worben und vom Standpunkt ber conftitutionellen Theorie aus nicht rt 
ohne Grund. Praktiſch ift die ganze Frage indeß von nicht gar 
großer Bedeutung. Die ganze Angelegenheit machte im Grunde bloß 
darum auf die öffentliche Meinung einen ſehr unangenehmen Ein: 
druck, weil fie nur allzu Tebhaft an die Conflictszeit erinnerte. Die 
Haltung und die Stellung bes Bundeskanzlers ift inzwiſchen doch 
eine merklich andere geworben. Schon vor Mitte bes Jahre war 
in der Bundeskaſſe ein erhebliches Deficit eingetreten, das nicht bloß 
von einer Mindereinnahme im Boftwefen, fondern namentlih aud 
von einer Mebrausgabe der Militärverwaltung in Folge ber ge: 
ftefgerten Lebensmittelpreife herrührte. An eine Nachbewilligung von 
Seite des Reichstags für Militärzwede war nicht zu benfen. Der 
Bogen ift in diefer Beziehung aufs äußerfte gefpannt und läßt ſich 
unmöglih noch mehr anjpannen. Der Bundesfanzler muthete daher 
dem Bunbesrath nah dem Echluffe der Reichstagsjefflon einfach zu, 
eine Anticipation ber Matricularumlagen für 1869 ohne vorherige 
Bewilligung der Volfsvertretung zuzugeftehen. Der Bundesrath ging 
indeß nit darauf ein und die preußilche Regierung ſah fich ge: 
nöthigt, auf der einen Seite ftarfe Beurlaubungen in ber Bundes: 
armee eintreten zu Taffen unb auf der andern bie Refruten um volle 
brei Monate fpäter als gewöhnlich einzuberufen. 

Mitten in bie Eeffion des norbb. Reichstags fiel bie erfte Zoupar⸗ 
Seſſion des deutſchen Zollparlaments. Berlin fah zum erften Mate nt. 
bie Vertreter Süd- und Norddeutſchlands vereinigt in feinen Mauern. 
Der König von Preußen eröffnete das Zollparlament perfönlich mit 
einer. Rebe von entichieben nationaler Färbung und eine Anzahl 
ſüddeutſcher Abgeordneter der nationalen Partei wünjchten darauf 
mit einer Abrefje von bemjelbem Gepräge zu antworten, nachbem 
Ihon vorher in ber Preffe die Wünſchbarkeit einer Ausdehnung ber 
Gompetenz bes Parlaments auf ſämmtliche in Art. A ber norbb, 
Bundesverfaſſung aufgezählten materiellen Intereſſen lebhaft erörtert 
worden war. Ahnen trat jedoch bie Majorität der ſüddeutſchen Ab- 
geordneten, die fih, ber ultramontanen, demokratiſchen und ftreng- 
particulariftiihen Richtung angehörig, 57 an Zahl als „ſüddeutſche 
Fraction“ zufammengethan hatten, mit Eifer entgegen. Um bed Frie: 
dens willen verzichtete bie Majorität bes Parlaments auf bie Ge: 
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nehmigung des Antrags, da die genannte Fraction ſogar mit ihrem ecla⸗ 
tanten Austritt gedroht hatte, und ging am 7. Mai zur einfachen 
Tagesordnung über, nahm ſich aber am 18. d. M. gelegentlich einer 
unbedachten Aeußerung eines Mitgliedes jener Fraction durch eine 
Debatte, die die Fraction deckte, und eine Abſtimmung, die ſie ganz 
vereinzelt hinſtellte, obwohl ſie weiter keine Folge hatte, nicht minder 
entſchiedene Genugthuung. Das Zollparlament genehmigte den mit 
Oeſterreich abgeſchloſſenen Handelsvertrag, der einen ſehr weſentlichen 
Fortſchritt auf der Bahn des Freihandelsprincips in ſich ſchloß und 
ein Geſetz zu Beſteuerung bes Tabaks; dagegen ſcheiterte das wich— 
tigſte Tractandum, die Reform des Zolltarifs, indem die geforderte 
Beſteuerung bes Petroleums, welche die anderſeitigen Ausfälle mehr 
als aufgewogen hätte, am 20. Mai mit 190 gegen 90 Stimmen 
abgelehnt wurde und ſpäter nochmals mit 149 gegen 86 Stimmen, 
worauf Graf Bismarck die Vorlage zurückzog. Die Frage wurde 
damals noch nicht in ihrer ganzen Tragweite erkannt. Sie hängt 
eng mit einem nicht unerheblichen Deficit in ben preußiſchen Finan- 
zen, das erjt etwas fpäter zu Tage. kam, und mit dem ganzen 
Steuerfyftem in Preußen und dem norbd. Bunde zufammen und 
hat feither (1869) zu einer Krifis geführt, deren ſchließlicher Aus: 
gang noch nicht mit Sicherheit abzujehen ift. | 
Wenn man unbefangen fein will, fo wird man faum umhin 
fönnen, zuzugeftehen, daß ber nordd. Bunb in befriebigender Con- 


ſolidation begriffen iſt. Bon Ueberftürzung ift allerdings Feine Rebe; 


feine Fortfchritte find Tangfame aber ftätige und gewähren wenigſtens 
ben mächtigen Vortheil, daß fie Feinerlei Rüdjchritte und Feine Um: 
ſchläge in Ausſicht ftellen. Die Stellung des Reichstags gegenüber 
ber preußiichen Negierung oder dem Bunbesrathe it im Ganzen 
eine würdige und fein Einfluß unzweifelhaft im Wachſen begriffen. 
Die Macht der Negierungsgemwalt iſt allerdings unläugbar eine große 
und zur Zeit noch immer überwiegend; aber an fi) iſt bas noch fein 
Unglüd: ohne eine ſtarke Regierung ift ein ſtarkes Parlament kaum 
denkbar, jedenfalls nicht jene ftätige, jelbftbewußte Entwidelung, wie 
fie im Intereſſe bes werdenden Deutſchlands liegt. Die Schwäche 
bes norbd. Bundes liegt in der noch fehr unklaren Stellung der 
preußifchen Negierung innerhalb bes Bundesraths und gegenüber 
ber Vertretung ber Nation und noch mehr in den inneren Zuftänden 
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Preußens, bie nicht fo unbefriebigend find, wie fie die Gegner und Preußen. 
Neider Preußens und feiner gegenwärtigen Machtftellung in Deutſch⸗ 
land barzuftellen pflegen, aber allerdings ben berechtigten Forder⸗ 
ungen ber Gegenwart vielfach nicht entſprechen. Preußen ift ein 
ſehr monarchiſcher Etaat, nicht bloß ſchon durch ben Gang feiner 
hiſtoriſchen Entwidelung, fondern auch durch bie Forderungen jeiner 
gegenwärtigen Lage, wenn aud nicht im inne der veralteten legi⸗ 
timiſtiſchen Anſchauung, deren Anhänger täglih mehr zufammen: 
ſchmelzen. Preußen bedarf einer ftarfen monarchiſchen Gewalt nnb 
bie große Mehrheit bes preußiihen Bolls will eine foldhe, aber 
mehr und mehr im Einne ber mobernen Monardhie, wie fie bem 
modernen Staate entipridt. In Preußen ift das noch nicht ber 
Tal, aber Preußen iſt fichtlich im Progefje des Uebergangs begriffen. 
Die Conflictszeit hat biefen Prozeß aufgehalten ober wenn man will 
genauer, richtig geftellt, aber nicht gelöst. Hätte bie damalige Forts 
ſchrittspartei gefiegt, fo wäre, gleichviel ob fie es bewußt anftrebte 
oder nicht, das Uebergewicht allerdings thatſächlich allmälig von ber 
Krone auf bie Volfsvertretung übergegangen. Das Regiment des 
Grafen Bismard hat diefen Ausgang des Kampfes vereitelt und bie 
monarchiſche Gewalt vworerft intact erhalten. Aber indem es fi 
dabei auf das Herrenhaus und die feudale Partei ftübte, hat es 
eine gewille Solibarität zwijdhen ber. Krone und biefer Partei her⸗ 
geſtellt, eine Solidarität, der ſich die Krone ſelber zur Zeit der ſog. 
neuen Aera unter dem Miniſterium Hohenzollern-⸗Auerswald zu ent: 
ziehen geſucht hatte. Dieſe Solidarität iſt eine hiſtoriſche, aber keine 
innerlich nothwendige und widerſpricht der ganzen modernen Ent⸗ 
wickelung des Staates überhaupt und Preußens insbeſondere, liegt 
auch durchaus nicht im Intereſſe der Monarchie, obgleich ſich jene 
Partei als die feſteſte Stütze des Thrones gerirt, vielfach nur, um 
ſie in ihrem Intereſſe auszubeuten. Das Jahr 1866 bedingt aber 
auch für die innere Entwickelung Preußen einen entſchiedenen Wende⸗ 
puntt. Nicht nur bat es damit eine Aufgabe unternommen, bie 
ganz moderner Natur ift und nur im Sinne bes modernen Staats, 
wenn aud auf Grundlage bes hiſtoriſch Gewordenen und Gegebenen, 
gelöst werben Tann, fondern aud im Innern iſt bie alte legitimi- 
ſtiſche Auffaffung des Königthums gegenüber den Annerionen, wenn 
man auch .diefe anf das echt der Eroberung zu ftügen verjucht 
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nehmigung bes Antrags, ba bie genannte Fraction fogar mit ihrem ecla- 
tanten Austritt gebroht hatte, und ging am 7. Mai zur einfachen 
Tagesorbnung über, nahın ſich aber am 18.5. M. gelegentlich einer 
unbedachten Neußerung eines Mitgliedes jener Yraction durch eine 
Debatte, bie bie Fraction bedie, und eine Abftimmung, die fie ganz 
vereinzelt binftellte, obwohl fie weiter Feine Folge hatte, nicht minder 
entjchiebene Genugthuung. Das Zollparlament genehmigie ben mit 
Oeſterreich abgeſchloſſenen Handelsvertrag, der einen jehr weſentlichen 
Fortſchritt auf der Bahn des Freihandelsprincips in ſich ſchloß und 
ein Geſetz zu Beſteuerung des Tabaks; dagegen ſcheiterte das wich: 
tigſte Tractandum, die Reform des Zolltarifs, indem die geforderte 
Beſteuerung bes Petroleums, welche die anderſeitigen Ausfälle mehr 
als aufgewogen hätte, am 20. Mai mit 190 gegen 90 Stimmen 
abgelehnt wurde und ſpäter nochmals mit 149 gegen 86 Stimmen, 
worauf Graf Bismarck die Vorlage zurückzog. Die Frage wurde 
bamals noch nicht in ihrer ganzen Tragweite erkannt, Sie hängt 
eng mit einem nicht unerheblichen Deficit in ben preußiſchen Yinan- 
zen, das erjt etwas fpäter zu Tage. kam, und mit dem. ganzen 
Steuerſyſtem in Preußen und dem nordd. Bunde zujammen und 
hat feither (1869) zu einer Krifis geführt, deren ſchließlicher Aus: 
gang noch nicht mit Sicherheit abzufehen ift. 

Wenn man unbefangen fein will, jo wird man faum umhin 
können, zuzugefteben, daß ber nordd. Bund in befriedigender Con⸗ 


ſolidation begriffen ift. Bon Ueberftürzung ijt allerbings feine Rebe; 


jeine Fortſchritte find Tangfame aber tätige und gewähren wenigftens 
ben mächtigen Vortheil, daß fie Teinerlei Rüdjchritte und Feine Um: 
ſchläge in Ausficht ftelen. Die Stellung des Reichstags gegenüber 
ber preußifchen Negierung oder dem Bunbesrathe it im Oanzen 
eine würdige und fein Einfluß unzweifelhaft im Wachjen begriffen. 
Die Macht der Regierungsgewalt iſt allerdings unläugbar eine große 
und zur Zeit noch immer überwiegend; aber an ſich ijt das noch Fein 
Unglüf: ohne eine ftarfe Regierung ift ein ſtarkes Parlament kaum 
denkbar, jedenfalls nicht jene ftätige, jelbftbewußte Entwidelung, wie 
fie im Intereſſe des werdenden Deutſchlands Tiegt. Die Schwäche 
bes nordd. Bundes liegt in ber noch fehr unklaren Stellung der 
prenßifhen Regierung innerhalb des Bundesraths und gegenüber 
ber Vertretung der Nation und noch mehr in ben inneren Zuſtänden 
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Preußens, die nicht fo unbefriebigend find, twie fie bie Gegner und Preußen. 
Reiver Preußens und feiner gegenwärtigen Machtftellung in Deutſch⸗ 
land barzuftellen pflegen, aber allerdings den bereditigten Forder⸗ 
ungen ber Gegenwart vielfadh nicht entſprechen. Preußen ift ein 
fehr monardifger Staat, nicht bloß fchon durch ben Gang feiner 
biftorifhen Entwidelung, fondern auch burdy bie Forberungen feiner 
gegenwärtigen Lage, wenn auch nicht im Sinne ber veralteten legi⸗ 
timiftifhen Anſchauung, beren Anhänger täglih mehr zufammen: 
ſchmelzen. Breußen bedarf einer ſtarken monarchiſchen Gewalt nnd 
bie große Mehrheit bes preußiichen Volks will eine ſolche, aber 
mehr und mehr im Einne ber mobernen Monardie, wie fie bem 
modernen Staate entipriht. In Preußen ift das noch nicht ber 
Tal, aber Preußen iſt fichtlih im Prozeſſe des Uebergangs begriffen. 
Die Conflictszeit hat biefen Prozeß aufgehalten oder wenn man will 
genauer, richtig geftellt, aber nicht gelöst. Hätte die damalige Forts 
&rittspartei geftegt, fo wäre, gleichviel ob fie es bewußt anftrebte 
oder nicht, das Uebergewicht allerdings thatſächlich allmälig von ber 
Krone auf die Volfsvertretung übergegangen. Das Negiment bes 
Grafen Bismard hat diefen Ausgang bes Kampfes vereitelt und bie 
monarchiſche Gewalt vorerſt intact erhalten. Aber indem es fidh 
dabei auf das Herrenhaus und die feudale Partei ftüßte, hat es 
eine gewiſſe Solibarität zwiſchen ber. Krone und biefer Partei bers 
geftellt, eine Solidarität, der fi bie Krone jelber zur Zeit der fog. 
neuen era unter bem Minifterium Hohenzollern:Auerswalb zu ent: 
ziehen gejucht hatte. Dieſe Solidarität ift eine hiſtoriſche, aber keine 
innerlich nothwendige und wiberfpricht ber ganzen mobernen Ents 
wickelung bes Etaates überhaupt und Preußens insbefondere, Tiegt 
auch durchaus nicht im Intereſſe der Monarchie, obgleich fich jene 
Partei als bie feitefte Stütze bes Thrones gerirt, vielfah nur, um 
fie in ihrem Intereffe auszubeuten. Das Jahr 1866 bevingt aber 
aud für die innere Entwidelung Preußen einen entfchiebenen Wende: 
puntt. Nicht nur bat es damit eine Aufgabe unternommen, bie 
ganz moderner Natur ift und nur im Sinne bes mobernen Staats, 
wenn auch auf Grunblage bes hiſtoriſch Gewordenen und Gegebenen, 
gelöst werben Tann, fondern aud im Innern ift die alte legitimi- 
ſtiſche Auffaflung des Königthums gegenüber den Annerionen, wenn 
man auch dieſe anf bas Recht ber Eroberung zu ftühen verjucht 
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Yreupen. hat, nicht mehr möglih und das Memento, das von Hiebking aus 
fortwährenb gegen Preußen erhoben wird, hat injofern feine für 
Preußen felber jehr heilſame Berechtigung. In Folge berfelben Er: 
eigniffe ift benn auch die frühere Oppofition auseinandergefallen 
und bie feudale Partei im innerer Auflöſung begriffen, ja infofern 
gleichfalls auseinandergefallen, als ſich von ihr bereits die ſog. frei: 
confervative Fraction abgelöst hat. Aber jene. Solidarität befteht 
doch ncd immer, ber König vergißt ber feubalen Partei nicht, daß 
fie in ber fchweren Zeit des Conflictes auf feine Seite trat, das 
Minifterium ift basfelbe geblieben und gehört ihr an, und Graf 
Bismarck ſtützt ſich, ftatt auf die mittleren Parteien der Freiconfer: 
vativen und Nationalliberalen, weſentlich noch immer auf fie. Darin 
biegt ein innerer Widerfprud, ber den Grafen Bismard zwar nicht 
hindert, fein Ziel mit aller Energie zu verfolgen, der ihm vielleicht 
allerdings erlaubt, die Heberführung ber alten Zuftände in weſentlich 
andere mit größerer Schonung zu bewerfftelligen, aber ber ihn ber 
Sympathie bes größeren Theiles ber öffentlihen Meinung beraubt, 
ber bie Urſache iſt, wenn Regierungsgewalt und Reichstag nicht mit 
größerer Harmonie und größerer Freudigfeit an der Entwidelung 
bes nordd. Bundes arbeiten und der wenigjtens mit bie Urfache ift, 
warum ber Süden fidy der Neugeftaltung Norbbeutfchlands bisher 
hat entziehen unb wohl noch für längere Zeit wirb entziehen können. 
Die Anjhauungen und Beitrebungen der feubalen und ber altcon: 
fervativen Partei Preußens ftellen einen Particularismus dar, ber 
barum um nichts berechtigter ift, wenn er auch al® ber eines großen 
Stantes ſich darftelt, und der in Süddeutſchland einem nur fehr 
geringen Verſtändniß und einem noch viel geringeren Anklang be- 
gegnet. Ä | 

Auch gegenüber den neu erworbenen Lanbestheilen und ihrer 

feften und. freubigen Einfügung in Preußen war das herrſchende 

Syſtem kaum förberlid. Einen Augenblick hatte dasſelbe jogar 

baran gedacht, dieſe neuen Provinzen, die eben noch felbftändige 

Staaten geweſen waren, ohne weiteres wie bie alten: preußiſchen 

Provinzen zu behandeln und im Sommer 1867 bie königl. Dictatur 

benüßt, um eine ganze Fluth von Unificationsmaßregeln über fie 

auszugießen. Diefes Vorgehen fand zuerſt Wiberftanb in Kurheſſen 
bez. feines Staatsſchatzes, der ihm ſchließlich als Provinzialfonds 
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gelaffen werben mußte, und num erfannte Graf Bismard, daß es Yrusen. 
nicht zu umgehen fein würbe, aud) den Hannoveranern, bie Preußen jo 
reihe Domänen zugebracht hatten, einen erklecklichen Provinzialfonds 
zuzutheilen. Doch war immerhin die Rückſicht auf die Wünſche und 
Anſchauungen dieſer neuen Landestheile keine beſonders große und 
dies wurde in denſelben tief gefühlt. Viel zarter jedenfalls war die 
Rückſicht auf die depoſſedirten Souveräne derſelben. Noch vor Ab⸗ 
lauf der königl. Dictatur wurden Verträge mit dem König Georg 
von Hannover und dem Herzog Adolf von Naſſau abgeſchloſſen, 
welche denſelben ein überaus reichliches Einkommen ſicherten, reich⸗ 
licher, als ſie es als ſouveräne Fürſten genoſſen hatten. Dieſel⸗ 
ben verzichteten dadurch nicht ausdrücklich auf ihre Anſprüche, aber 
Preußen nahm an, baß dies thatfächlich geſchehe. Nicht ohne Schwies 
rigfeit wurbe bie Vorlage im Abgeordnetenhauſe durchgebracht — 
Graf Bismard! machte e8 zur Cabinetsfrage — doch wurde fie am 
1. Febr. mit 254 gegen 113 Stimmen angenommen. Herzog Adolf 
von Naflau fügte fih auch wirklich thatjächlih in fein Schickſal. 
Nicht To dagegen König Georg von Hannover. Am 18. Febr. feierte 
er in Hiebing feine filberne Hochzeit und. benübte diefe Gelegenheit, 
zu ber fih auch eine Anzahl welfifh gefinnter Hannoveraner. eins 
fand, zu einer Demonftration, bei ber er auf die Wieberherftellung 
des Welfenreichs, des Welfenthrons und feine baldige Rückkehr auf 
benjelben toaftirte. Gleichzeitig unterhielt er zuerft in Holland, dann 
in ber Schweiz, fchlieglih in Frankreich eine Anzahl flüchtiger Han⸗ 
noberaner auf feine Koften als Welfenlegion für alle Fälle. Der 
Welfe ließ aljo darüber Leinen Zweifel, daß er weder formell nod 
thatfächlich auf feine Rechte verzichtet habe, Preußen ſah ſich bas 
durch genöthigt, Die Ausbezahlung jenes reichen Jahresgehalts fofort 
(3. März) auch wieder zu fiftiren und das Vermögen bes Erkänigs mit 
Beſchlag zu belegen, Der preußiſche Landtag Hat feither auch dazu 
feine Zuftimmung ertheilt, doch abweichend von dem Begehren ber 
Regierung mit ber Beftimmung, daß bie Wieberaufhehung bes Se: 
quefters nicht durch königl. Verordnung, fondern nur unter Zuftims 
mung bes Landtags joll erfolgen können, was ſchwer zu erzielen 
fein dürfte, fo lange König Georg nicht in aller Form auf alle 
feine früheren Rechte verzichtet, Wenige Tage, nachdem das Abges 
ordnetenhaus bie Abfindungeſummen an bie Depoflebirten bewilligt 
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Greußen. hatte, Tam auch bie Gewährung eines Provinzialfonde für Hannover 


zur Behandlung. Graf Bismard ſetzte fie indeß im Abgeordneten: 
baufe noch ſchwerer durch ale jene und zwar nicht gegen bie libe: 
ralen, jondern gegen bie conjervativen ober feubalen Elemente des 
Haufes, Die dabei ihrer Unzufriebenheit mit dem Deinifterpräfidenten 
in Yolge der Wendung, bie in ber gejammten inneren und Außeren 
Politit der Regierung feit 1866 eingetreten ift, Luft machten. Graf 
Bismard mußte neuerdings die Kabinetsfrage ftellen und den Feudalen 
unummwunben bamit broben, baß er fi fonft auf eine andere Partei 
zu ftüßen genöthigt wäre, um ihren Wiberftand zu bredien. Sie 
unterlagen nach breitägiger Debatte am 6. Febr. nur mit 192 gegen 
197 Stimmen. Bismard war barüber jo ärgerlich, daß er augen: 
blilih Urlaub nahm und bis zum Schluß ber Seſſion nicht mehr 
im Landtag erfhien. Seine Organe führten inzwifchen ber Partei 
zu Gemüthe, daß das Miniſterium Bismard doch augenfheinlich das 
legte „conjervative" Minijterium in Preußen fei und daß fie daher 
blutwenig zu gewinnen habe, wenn fie ihm Schwierigfeiten zu be: 
reiten ſuche. Sie ſah das auch jelber ein und fügte ſich alsbald 
wieder ber altgewohnten Leitung vollftändig.e Die Frage bes han⸗ 
noverſchen Provinzialfonds hing inzwiſchen eng zufammen mit ber 
Reform ber Provinzial: und FKreisverfaflungen in Preußen überhaupt 
und mit der längſt angeregten Reform der inneren Verwaltung der 
Monardhie im Sinne größerer Selbftverwaltung ihrer fpeciellen An- 
gelegenheiten von Seite der Provinzen und der Kreiſe. Die Regie— 
rung erflärte bei Gelegenheit des hannoverſchen Provinzialfonds ihre 
Abficht oder Geneigtheit, wie Hannover fo auch allen anderen, neuen 
und alten, Provinzen allmälig bejondere Fonds anzuweiſen und aus: 
zuſcheiden. Für die alten Provinzen fteht bie Löſung ber Frage 
wohl noch in ziemlid weiter Ferne. Näher lag es, fchon um 
wenigftens einen Anfang zu machen, darin gegenüber ben neuen 
Provinzen voranzugehen, zumal Naſſau und Schleswig -Holftein 
nicht wohl verweigert werben Tonnte, was man Kurhefjen und Han: 
nover bereits. zugeftanden hatte Zunächſt geichah es aber doch bloß 
gegenüber Naffau und auch hier in ſehr beſchränktem Umfange, als im 
October die Provinziale und Communalftände der neu erworbenen 
Lanbestheile einberufen wurben, um..mit ihnen verſchiedene Angele⸗ 
genheiten zu ordnen. Eine der wichtigſten war die Organijation. ber 
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ſtändiſchen Ausſchüſſe, wobei bie Negierung großes Gewicht darauf Preußen. 
legte, es durchzuſetzen, daß auch dieſe Ausſchüſſe nach dem alten 
Ständeprincip zuſammengeſetzt würden. In Hannover ſetzte ſie ihren 
Willen leicht durch und in Kurheſſen fügte man ſich ziemlich willig, 
nur in Naſſau ward das Begehren entſchieden abgelehnt. Das darin 
zu Tage getretene Syſtem machte in dieſen Landestheilen ſelber und 
noch mehr in größeren Kreiſen feinen ber preußiſchen Regierung gün⸗ 
ftigen Eindrud. Die Stimmung der neuen Landestheile ift über: 
haupt für Preußen feine allzu befriedigende. Die entſchiedene Mehr: 
heit der Bevölkerungen berfelben benft allerdings, felbft in Hannover, 
nicht daran, die früheren Regierungen zurückzuwünſchen, was fehr 
begreifli ift, wenn man bie Perſönlichkeit ihrer früheren Fürften 
fih ins Gedächtniß zurüdruft, und Preußen hätte felbft für ben 
Tall eines Krieges von biefer Seite wenig oder nichts zu fürchten. 
Aber während die einen fi Tebiglih fügen, find die Hoffnungen 
und Erwartungen der anderen entichieden nicht erfüllt, vielfach ge: 
rabezu getäufcht worden und das Gefühl ift kaher im Ganzen ein 
mehr oder weniger unbehagliches, das bie Verjhmelzung mit ben 
alten Theilen der Monarchie jedenfalls verzögert und das fo leicht 
hätte vermieden werden können. Die bisherige Oryanijationsthätig- 
feit der Regierung bezüglich ber neuerworbenen Landestheile ift in 
ber That nicht geeignet, bez. ihrer Vorlagen für eine Reform ber 
inneren Verwaltung überhaupt große Hoffnungen zu erwecken. Alle 
Parteien feinen über die Wünfchbarkfeit und die meiften auch über 
bie Dringlichfeit einer foldyen Reform einverftanden zu fein, bas 
Abgeorbnetenhaus bat ſich im Jahre 1868 wieberholt und in ein: 
läglihen Debatten damit beſchäftigt und principiell hat fi die Re⸗ 
gierung gleichfalls wiederholt nicht nur nicht dagegen, fondern viel: 
mehr dafür erklärt, Dennoch ift bisher in biefer Richtung fo viel 
wie gar nichts gefchehen und offenbar auch kaum etwas zu erwarten, 
fo lange das Minifterium in feiner gegenwärtigen Zufammenfebung 
verbleibt. Nach innen ift es nicht fowohl der Dönifterpräfident, fon: 
bern find es vielmehr ber Minifter des Innern, Graf zu Eulenburg, 
und der Minifter für Eultus und Unterriht, Hr. v. Mühler, die 
ihm ihr Gepräge aufbrüden, weßhalb das Syſtem much vielfach als 
das Eulenburg:Mühlerfche bezeichnet wird. Die Art, mie das Mis 
nifterium bes Innern verwaltet wird, erinnert nur allzufehr an bie 
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Greujen. Gonflictözeit, wenn aud mit einiger Ermäßigung, und einer um: 
fafjenden Reform ber DVerwaltungsorganifation, die allerdings ein 
großartiges und fchwieriges Werk ift, fobald man nicht nach ber 
Schablone arbeiten will, ſcheint der Miniſter nicht gewachfen zu 
fein. Noch größeren Widerwillen aber erregt in einem fehr zahl: 
reichen Theile des preußifchen Volkes die Leitung ber Angelegenheiten 
des Cultus und bes Unterrichts dur) Hrn. vd. Mühler, ber überall 
ben ftrengften Eonfelfionalismus aufrecht, die Schule in möglichſter 
Dependenz von ber Kirche zu erhalten und fo weit fein Reſſort gebt, 
dem Staate überhaupt ein fogenanntes chriftliches Gepräge mit Gewalt 
aufzudrüden bemüht ift, das den Sntereffen wahrer Religiöfität kaum 
förderlich ift, wenn es auch denjenigen eines großen Theils der 
Geiſtlichkeit allerdings fehr entfpridht. Beide Minijter fanden in 
ber Landtagsſeſſion von 1868/69 vielfahe und entſchiedene Anfech— 
tungen, vorerſt freilich ohne allen Erfolg. Zunächſt ſcheint auch 
alles vor der Thatſache zurücktreten zu ſollen, mit ber ber Finanz⸗ 
minifter am 6. Nov. vor das Abgeordnetenhaus trat, einem Deficit 
nämlih von mehr als 5 Mil. Thlen. im Bubget für 1869. Die 
Dedung defjelben für biefes Jahr bot Feinerlei Schwierigkeiten und 
bie Lage der preußiſchen Finanzen ift überhaupt nicht geeignet, Be⸗ 
jorgniffe einzuflößen. Für die Regierung handelt es fih auch offen: 
bar nicht ſowohl darum, ein Deficit zu deden, als darum, fich bei 
diefer Gelegenheit größere Einnahmen zu beichaffen. Graf Bismard 
bat ſich zu diefem Ende Hin erft an ben Reichstag, dann an bas 
Zollparlament gewendet, ift aber in beiden mit feinen Steuerbor: 
lagen gänzlich gejcheitert und bie Frage wirb baher im Oct. 1869 
neuerbings zu ihrer Löfung an ben preußiſchen Landtag zurüdgeben. 

Deſter⸗ Verglichen mit Preußen, bot Oeſterreich im Laufe des Jahres 

reic 1868 vielfach ein geradezu entgegengeſetztes Bild dar. Während 

die preußiſche Regierung, von der nationalen Frage abgeſehen, ſich 

jede Conceſſion an bie liberalen Forderungen der Zeit mit ber äußer: 

ſten Zähigkeit ablämpfen läßt, wurben dieſe Concejfionen in Defter: 
reih mit vollen Händen geradezu ausgeftreut, Nachdem bis Ende 

1867 der Ausgleih mit Ungarn in allen Theilen vereinbart war, 

ernannte ber Kaijer das gemeinfame ober Reichsminiſterium und 

vollzog noch in den legten Tagen jenes Jahrs die Ernennungen 
auch für das cisleithanifche Minifterium. Die neuen Minifter waren 
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bie bisherigen Führer der Majorität des Reichsraths, Gisfra, Herbft, Deiter- 
Breftel, Hasner, Berger, an beren Spitze ber bisherige Präſident "'* 
des Herrenhaufes, der Liberale Fürft Carlos Auersperg trat. Das 
Minifterium war fomit im. vollften Sinne des Wortes ein par: 
lamentariſches und da dasjelbe auch mejentlih völlig freie Hand 
hatte, die Aenderung bes Syſtems eine vollftändige. Die Aufgabe 
des Cabinets war, diefelbe eben nach allen Seiten ins Leben zu 
führen. Bor allem mußten die fog. confelfionellen Geſetze durch: 
gejeßt und bie Frage des Concorbats entihieben, der Staat aus 
der bisherigen Bevormundung ber Kirche herausgerifen und befinitiv 
auf feine eigenen Füße geftelt werben. Die beiden confelfionellen 
Geſetze über die Ehe und die Schule waren erit vom Abgeorbneten: 
baufe genehmigt, die Zuſtimmung bes Herrenhaufes und die Eanction 
bes Kaiſers ftanden noch aus. Offenbar war jene für ben Beltand 
oder wenigjtens für bie ruhige Entwidelung ber ganzen neuen Orb: 
nung ber Dinge eine vielfach entſcheidende. Der Hof ſcheint ſich 
jeden Einfluffes auf das Haus enthalten und ihm die Verantwort⸗ 
lichkeit für feine Wahl gänzlich anheimgeftellt zu haben: die Minijter 
hatten die Zuficherung erhalten, daß der Kaifer den Gefeben feiner: 
feit8 die Ganction nicht verweigern werde, wenn biejelben die Zus 
ftimmung beider Käufer erhielten. Am 19. März kam bas erite, 
das Ehegefeß, im Herrenhaufe zur Behandlung. Die Majorität der 
Commiffion trug auf Annahme, die Minorität auf Unterhandlungen 
mit Rom, Graf Mennsdorff auf Vertagung an. Am 20. März er: 
folgte die Abſtimmung. Die Aufregung war an jenem Tage in 
Wien eine ungeheure. Große Volksmaſſen umgaben den Sitzungs⸗ 
ſaal und erwarteten den Ausgang, indem fie während der Abſtim⸗ 
mung mit atbemlofer Spannung dem Ja und Nein und bem med 
jelnden Verhältniß zwiſchen der Anzahl beider folgten. Auch in den 
Kreifen des Herrenhaufes . hatte man fi indeß bisher dem Drude 
des Concordats vielfah nur wider Willen gefügt. Das zeigte fich 
jett fehr beutlih. Der DVertagungsantrag wurde mit 65 gegen 45, 
der Minoritätsantrag mit 69 gegen 34 Stimmen verworfen und 
hierauf das Gefeg mit unwefentlihen Menberungen, fo wie cd aus 
den Beihlüffen des Abgeorbnetenhaufes hervorgegangen war, ange: 
nommen. Dem Ehegeſetz folgte das Schulgejek und etwas Tpäter 
auch das inzwiſchen vom Abgeorbnetenhaufe ebenfalls berathene und 
35 
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Deer- beſchloſſene fog. interconfeffionelle Gefeg über Miſchehen ꝛe. Der 
ie Kaiſer ertheilte allen breien am 25. Mat feine Sanction und ber 


Reichskanzler zeigte dic vollendete Thatſache noch an demſelben Tage 
dem päpftliden Nuntius perjönlih an. Der Nuntius antwortete 
mit einem Proteft, deſſen Empfang einfach befcheinigt wurde. Be: 
gieriger und ängftliher war man in ber Hofburg bezüglich deſſen, 
was nunmehr der Papſt thun werde, und um ihn wenigftens von 
einem gar zu ſchroffen Auftreten gegen Defterreich abzuhalten, wurde 
erft ber Erzbifhof Haynald officids, nachher der. clerical gefinnte 
Unterftaatsjecretär im Minijterium bes Auswärtigen, Hr. v. Meyfen: 
bug, officiell nad Rom abgejandt. Beide richteten wenig oder gar 
nichts aus. Der Papft Tieß ſich nicht abhalten, am 22. Juni in 
Öffentlicher Allocution bie. neuen öſterreichiſchen Staatsgrundgefeke 
als „wahrhaft unfelige”, die confeffionellen Geſetze als „abfcheu: 
liche“ zu bezeichnen und die leßteren aufs beftimmtefte. zu vermwerfen 
und zu verdammen, für durchaus null und immerbar ungiltig zu er: 
Hären. Wenn er gegen ben Kaijer, bie Regierung und den Reiche: 
rath Defterreichs nicht geradezu den Bannſtrahl fchleuderte, fo be 
merkte er doch verftändlich genug: „Die Urheber diefer Geſetze, be: 


ſonders bie fih Katholifen zu fein rühmen, und alle, welche befagte 


Geſetze vorzufchlagen, zu beichließen, zu approbiren und auszuführen 
fih unterfangen, ermahnen und beſchwören Wir, der Cenjuren und 
geiftlihen Strafen zu gebenfen, welche, nah den apoftoliihen Con- 
ftitutionen und ben Decreten ber öcumeniſchen Concilien diejenigen, 
welche die Rechte ber Kirche verletzen, ipso ‚facto auf fi laden.“ 
Die Allocution gewährte den clericalen und feubalen Gegnern der 
neuen Ordnung der Dinge in Oeſterreich eine lebhafte Genugthuung, 
auf bie öffentliche Meinung im Allgemeinen. machte fie gar feinen 
oder body nur einen ſehr geringen, auf den SKaifer felbit,. wie es 
Icheint, einen geradezu entgegengejebten. Eindrud: von dem, den man 


in Rom beabfihtigt hatte. . Der Reichskanzler Beuſt aber konnte 


nit umhin, Rom in einer Depefche darauf aufmerkſam zu machen, 
baß es vielleicht Urfache hätte, etwas weniger ſchroff gegen Oeſter⸗ 
reich aufzutreten, indem bdiefelben „abjcheulichen und unfeligen“ Ge⸗ 
jebe, die Rom verbamme, immerhin. ber. Kirche ihren ganzen welt: 
lichen Beſitz garantirt hätten, was bekanntlich nicht in allen andern 
fatholiichen Ländern. der Fall geweſen fei. Auf: Rom machte die 
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Anbeutung keinen Eindrud und wenn es nicht zu einem. völligen Oeſter⸗ 
Bruch zwifchen ihm und Defterreih kam, fo ift das. Verbienft we— "9 
niger Rom als der Mäßigung der öfterreihiichen Regierung zuzu: 
ichreiben. Auch ift es nicht das DVerbienft bes öſterreichiſchen Epis⸗ 
copats, der in feiner Mehrheit furibunde Hirtenbriefe gegen bie 
neuen Geſetze erließ, ſondern wiederum basjenige der öfterreichifchen 
Regierung, bie ihnen fejt aber gemäßigt entgegentrat. Zur Heraus: 
gabe ber penbenten Ehegerichtsacten mußten zahlreiche Biſchöfe theils 
durch ben Schloſſer, theild durch hohe Geldſtrafen genöthigt und 
ebenfo zu einer bem Geſetz entſprechenden Führung ber Matrifeln, 
bie ihnen als bürgerlide Civilſtandsregiſter doch nur als Staats: 
beamten übertragen find, Ebenjo wurbe der erimirte Gerichtsſtand 
ber Biſchöfe von den Gerichten nicht mehr anerkannt, wegen bürger: 
licher Vergehen verurtheilte Geiftlihe nit mehr Klöftern, fondern 
ben gewöhnlichen Strafgefängniffen übergeben und den Bijchöfen 
und ihrer Strafgewalt gegenüber dem niederen Clerus der Arın ber 
weltlihen Gewalt entzogen. Dagegen wurbe die Einführung der 
obligatorifhen Civilehe und bie Uebertragung ber bürgerliden Ma: 
trifelführung an weltliche Beamte vorerjt noch vorbehalten. Wenig: 
ftens ein Theil ber öſterreichiſchen Biſchöfe fcheint fich denn auch be 
finnen und bie Dinge nicht auf die Spitze treiben zu wollen. 

Zu ebenberfjelben Zeit, ba die Entſcheidung über das Concor⸗ 
bat im Herrenhaufe fiel, unternahm es die Regierung. auch, die Fi⸗ 
nanzen ber cisleithanifchen Neihshälfte zu ordnen und das Deficit 
enblih einmal wirklich zu befeitigen oder doch auf ein möglichft 
Kleines, jedenfalls erträglies Maß berabzumindern. Bisher hatte 
die öſterreichiſche Regierung dies troß aller Verficherungen gar nie 
ernftlih gewollt ober der Wille bazu war doch ein völlig leerer 
guter Wille geweſen, da die nothwenbige Ergänzung: fehlte, der 
Muth, den Verſchleuderungen zu. wiberftehen und die nothwendigen 
Eriparungen zu bewerkitelligen. Die neue Ordnung ber Dinge 
mußte die Trage löſen, wenn fie überhaupt Beitand haben wollte 
und dem Finanzminifter Breſtel kam das allgemeinen Zutrauen ent: 
gegen. Seine Aufgabe war nah der einen Seite durch bie bloße 
Eriftenz eines parlamentarifchen Miniſteriums leichter, nach der arts 
dern dagegen durch den Ausgleih mit Ungarn, ber die meitaue 
größere Laſt der Staatsſchuld und ber Ausgaben für gemeinfa 
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Deſter⸗ Zwecke auf bie biefleitige Reichshälfte gewälzt Hatte, fchwerer gewor⸗ 
reich. den. Am 24. März machte Breftel dem Reichsrath feine Vorlagen. 


Eie gingen dahin, den Abzug von den Intereſſen der Staatsſchuld, 
die ſog. Couponfteuer, um 12 Procent zu erhöhen, ferner eine Ver: 
mögensjteuer einzuführen und ſchließlich Staatsdomänen im Betrage 
von 25 Mil. Gulden zu veräußern. Die Regierung ging babei 
von ber Anfiht aus, daß zu Dedung bes Deficits weder zu neuen 
Breditoperationen d. h. wiederum zu dem bisherigen Schuldenmadyen, 
no zu einer Vermehrung der Staatsnoten zu greifen, jondern bie- 
felbe theils in möglicäften Erfparniffen bezüglich der Ausgaben, theils 
in einer Vermehrung der Einnahmen durch Reform der bisherigen 
ober die Auflegung neuer Steuern zu ſuchen fei. Der Finanzminifter 
legte indeß fehr einläßlich dar, daß erfledlihe Eriparnifje durch Ver: 
einfahung des gefammten Verwaltungsorganismus nicht jofort, fon: 
bern nur ſehr langjam zu bewerkftelligen und bie als dringend 
anerkannte Reform des bisherigen Steuerſyſtems gleichfalls längerer 
Vorarbeiten bedürfe; es bleibe daher für die Dedung bes Deficits 
ber brei nächſten Jahre 1868 bis 1870 nichts anderes übrig, als 
neben dem Berfauf von Domänen theild die Staatsgläubiger durch 
eine Erhöhung der Couponfteuer, theild die Steuerzahler durch eine 
Dermögensfteuer zu belajten. Die letztere wurde auf einen Betrag 
von 30 Mill. Gulden angeichlagen, die Eouponfteuer aber, die in 
Wahrheit nichts anderes als eine zeitweilige und wohl auch bleibende 
Nebuction der Etaatsfhuld war, jo mäßig wie nur immer möglich 
berechnet und auf die 12 Millionen beſchränkt, welche Ungarn durch 
den gejchehenen Ausgleich von ber Staatsſchuld anerkannter Maßen 
weniger übernommen hatte, als basfelbe eigentlich getroffen hätte. 
So aber hofſte der Yinanzminifter bie vorausfihtlihen Deficits 
ber nächſten brei Jahre zu beden, inzwiſchen die längſt geforderte 
Reform des bisherigen Steuerwejens durchführen zu können und 
bis 1871 das. Öleihgewiht in den Ausgaben und Einnahmen 
berzuftellen. Der Plan entjprad durchaus den Erwartungen, bie 
man bon ber neuen Regierung und ſpeciell vom Finanzminiſter ber: 
jelben in den weiteiten Kreifen gehegt hatte. Im Reichsrath aber 
war eine flarfe Partei, welche ber Anfiht war, daß bie Steuer: 
zohler, bereit überbürbet, unmöglich nod größere Laften tragen 
Fönnten und daß der Augenblid gefommen ſei, durch einen nur 
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wenig verhüllten förmlichen Staatsbanferott fofort friſchen Tiſch Oeſter⸗ 
zu maden; bie Regierung, theils nur allzu ehrlich, theils noch riich— 
allzu neu in der parlamentariſchen Parteipraxis, unterließ es, von 
vornherein dieſer Tendenz entgegenzutreten und auf die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Commiſſion, der ihre Vorlage übergeben werden ſollte 
und übergeben wurde, gehörigen Einfluß zu nehmen. So wurde 
bie Commiſſion überwiegend im Sinne eines unverhüllten Staat: 
banferott8 zuſammengeſetzt und beftellte ihrerfeits ein Subcomits, 
bas nad Tängerer Verhandlung unter Anführung bes Abg. Skene 
auf gänzliche Verwerfung der Vermögensftener und bagegen auf eine 
Zinfenrebuction der Staatsihuld im Betrage von 20 Proc. antrug. 
Der Budgetausfhuß ging fogar noch weiter und beſchloß, die bie: 
herige Gouponjteuer von 7 Proc. um volle 18 zu erhöhen, aljo 
auf 25 Proc. zu ftellen, während er die beantragte Vermögensfteuer 
fait einftimmig gleihfall8 ablehnte. Nur eine Minderheit wollte ſich 
bezüglich der Stantsgläubiger mit 20 Proc. und zwar als Steuer, 
nicht als förmliche Zinfenreduction begnügen. Was bie Regierung 
verjäumt, war nicht mehr nachzuholen. Als die Debatte über ihre 
Vorlagen am 3. Juni begann, war die Stimmung ber unzweifel: 
haften Mehrheit bes Reichsraths bereits ber Art, daß ber Regierung 
nichts anderes übrig blieb, als ſich mit dem Minderheitsantrag 
einverftanden zu erflären, um nur wenigftens den unverhüllten 
Staatsbankerott nah dem Antrage ber Majorität durch die Drohung 
ihres Rücktritts abzuwenden. Nach breitägiger Debatte fiegte fie denn 
auch mit 113 gegen 46 Stimmen wenigftens infoweit. Die aus: 
wärtigen Gläubiger Defterreich$ waren über bie harte Maßregel 
begreiflicher Weife jehr unzufrieden und fuchten dagegen felbft biplo- 
matiſche Vermittlung nad. Ihre Bemühungen blieben jedoch ohne 
Erfolg und die Mehrheit der Gläubiger beruhigte fich ziemlich 
ſchnell, fo daß Oeſterreich glüdlih auch über diefe Klippe hinüberb⸗ 
fam, was es namentli dem allgemeinen Zutrauew An’ibie neue 
Drbnung ber Dinge und zumal in bie ſtrende Sphrfamteit'' forte 
in bie vollfommene Ehrlichkeit bes Finanzminiſters“ versandt‘ shi: 
Faft noch ſchwieriger war⸗ſes pdus neut⸗Wehrgeſetz vurchzu⸗ 
bringen, das ebenſowohl kit; bunv Weichsrothe de: mit ben ungari⸗ 
hen Lanttage vereinbart’ nferben:mißter Das gemeinfame Mint 
ſtexium hielt 18: Fig rkgagis ſich guekiterhit, Agarie  gui'nerftändigen, 
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Sefter- ba, wenn es gelang, ein Druck auf den Reichsraih Teichter ſchien, 


rei. 


als umgefehrt ein folder auf Ungarn, Die Wünſche des Reiche: 
kriegsminiſters aber und diejenigen ber Ungarn gingen vorerft noch 
weit auseinander, Jener faßte vor allem aus die Einheit ber Armee 
ins Auge, während die Ungarn in erjter Linie eine eigene Landwehr 
auf nationaler Grundlage verlangten, in zweiter Linie aber auch 
nach einer thatfächlichen Trennung des ftehenben Heeres durch eine 
Berlegung ber Linienregimenter in ihre Werbebezirfe, alfo der un: 
gariſchen Regimenter nad Ungarn, anftrebten. Der Kriegsminifter 
erklärte fih auf Grund eines von einer Commilfion von Generalen 
unter dem Einfluß bes Erzherzogs Albrecht ausgearbeiteten Planes 
gegen beides, Fonnte es aber nicht burdhfeßen: die Ungarn errangen 
ihließlidh ihre eigene nationale Landwehr ale förmliche Honvedarmee, 
mußten dagegen auf ihre Abfichten bezüglich ber ftehenden Armee 
verzichten, da ber Kriegsminifter in diefer Beziehung von feiner Eon: 
cejfion etwas hören wollte und eine ſolche Theilung im Reicherathe 
auch wohl niemals burchzufegen. gewefen wäre. Bis Anfang Mai 
hatte ſich das Reichgminifterium mit dem ungarifchen vorerft wenig: 
ſtens principiel verftändigt. Nach diefer BVerftändigung follte bie 
Kriegsftärke der ftehenden Armee auf Grundlage der allgemeinen 
Wehrpflicht für Die nächſten 10 Jahre auf .800,000 Mann feſtge⸗ 
jeßt, die Dienftpflicht auf 3 Jahre in ber Linie, auf 7 in der Re: 
ferve und auf 2 in der Landwehr normirt werben, die letztere aber 
nicht wie in Preußen ausschließlich aus ber ftehenden Armee hervor: 
gehen, ſondern, wie bei der mobilen Nationalgarbe in Frankreich, 
nur zum Theil, zum Theil: aber aus allen denen bejtehen, die, ob= 
glei bienftpflichtig und bdienfttauglich, für die Ergänzung des ftehen- 
ben Heeres überflüffig, ihre ganze 12jährige Dienftzeit in der Land: 
wehr abzubienen hätten. . Ende Juli gelangte ber Geſetzesentwurf 
als Vorlage der Regierung an den ungarifchen Landtag und wurde 
ohne große Schwierigkeit ſchon Anfangs Auguft mit 235 gegen 43 
Stimmen durchgebracht. Erſt im October gelangte er auch an ben 
Reichsrath, mo er inbeß ziemlich unerwartet, zunächſt wenigſtens in 
dem dafür niebergefegten Ausſchuſſe, auf Widerftand ſtieß. Durch 
bie Feſtſetzung einer Siriegsitärfe von 800,000 Mann auf volle 10 
Jahre wurde das verfafjungsmäßige Rekrutenbewilligungsrecht des 
Abgesrdnetenhaujes völlig, . das Budgetbewilligungsrecht der Delega⸗ 
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tionen bezüglich des Militäretats wenigſtens größtentheils illuſoriſch Deiter- 
gemacht und follte thatſächlich ein „eifernes Militärbubget” . ganz win. 
ähnlich wie in Preußen und: zwar auf 10 Jahre hinaus zugejtan: 
ben werden. Um bdiejer gewaltigen: Conceffion zu entgehen, wurde 
im Ausſchuſſe ein energiiher Verſuch gemadt, bie Kriegsjtärfe von 
8 auf 600,000 Mann berabzujeßen und baneben die Firirung eines 
Triedensftandes von etwa 250,000 Mann zu erreichen, bie ganze 
Vorlage überhaupt einer ſehr reiflihen Erwägung zu unterziehen. 
Allein ohne Erfolg: Graf Beuft ſchilderte die europäiſche Lage in 
den fehwärzeften Farben, bie cisleithanifhe Regierung unterftüßte 
das gemeinfame Minijterium in biefer Frage mit beiten Kräften 
und beide zufammen übten den äußerſten Drud dadurch aus, daß 
fie erklärten, die Vorlage müſſe in fürzefter Zeit bewilligt werben, 
weil nicht nur die Seffion der Delegationen, fondern aud ber Schluß 
der ungarilchen Landtagsperiode vor der Thüre flehe. Bei ber Be: 
rathbung im Reichsrath vom 11. bie 13. Nov. legten bie Minifter, 
einer nach dem andern, neuerdings ihr Gewicht in die Wagſchaale 
und ber Reichsrath wich dem Drucke, wie ihm fchon der Ausſchuß 
gewichen war. in Antrag, die Dienftzeit in der Linie von 3 auf 
2 Jahre herabzufegen, ward verworfen, ebenſo ein ſolcher, bie Frie⸗ 
densſtärke der Armee geſetzlich feitzuftellen und nicht dem Belieben 
ber Regierung zu überlaffen, dagegen die Kriegsftärte von 800,000 
Mann mit 118 gegen bloß 29, der Verzicht auf Abänderung des 
&ontingents für die nächſten 10 Jahre mit 103 gegen AO, das 
ganze Geſetz mit 118 gegen 29 Stimmen angenommen. . 
Schon vorher waren am 22. Auguft die 17 Landtage ber 
einzelnen Kronländer ber öfterreihifhen Reichshälfte zufanımenge: 
treten, deren Gejfion bis in ben Detober hinein dauerte Die 
Hauptaufgabe berjelben war die Vereinbarung eines Geſetzes über 
bie Organijation der Schulaufſichtsbehörden, was nad) den neuen 
Staatsgrundgefegen von 1867 in ihre, nicht in bie Competenz bee 
Neichsraths fiel, mit ber Regierung. Zu biefem Zwecke ließ ihnen 
die Regierung eine übereinjtimmende Vorlage zugehen, welche die 
Nechte des Staates vollkommen wahrte, aber der Kirche doch ihren 
berechtigten Einfluß auf die Schule in vollen Umfange wahren 
jollte. Die Mehrzahl der Landtage ging auf bie Abfichten der R- 
gierung mehr oben weniger willig ein,. fünf dagegen, nämlich .ı 
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Oeſter⸗ Randbtage von Ober: und Nieberöfterreih, Mähren, Schleften und 
ri. Trieſt fuchten ben Einfluß ber Geiftlichleit noch weiter zu befchrän: 


fen, während zwei andere, die von Tyrol und Krain, die Vorlage 
ihrerfeits in das gerade Gegentheil verkehrten, fo daß der Einfluß 
bes Clerus noch verſtärkt und die Schule auch fernerhin ganz in 
feinen Händen geweſen wäre. Die Regierung verjagte dieſen Mo: 
bificationen nad links und rechts gleihmäßig ihre Genehmigung 
und octroyirte ben betreffenden Kronländern etwas Tpäter bis auf 
weiteres eine Organifation in ihrem Sinne. Die ganze jo überaus 
wichtige Trage fcheint, wenn auch nicht ohne Schwierigfeiten, all 
mälig in ein befriebigendbes Geleife zu kommen. Die fIovenifche 
Oppoſition in Krain, ein ſchwacher Abklatſch der czechifchen Beſtre⸗ 
bungen in Böhmen, ift gegenüber der Regierung doch allzu mad: 
108, und in Tyrol ift die clericale Herrichaft in Folge des maßlojen 
Benehmens.der eigenen Führer, Oreuter x., fihtlih im Schwinben 
und gewinnen bie liberalen Elemente fortwährend, wenn auch lang: 
ſam an Boden und an Einfluß. 

Viel bedeutſamer und geradezu gefährlich für die ganze neue 
Drdnung ber Dinge in Defterreih waren dagegen die Vorgänge, 
bie in den Landtagen Böhmens, Mährens und Oaliziens zu Tage 
traten. Hatten bie Ezechen Böhmens und Mährens ſchon zu Schmer: 
lings Zeiten fi) der Theilnahme an ben Verhandlungen und Be: 
Ihlüffen des engeren Reichsraths enthalten und demfelben eine Com: 
petenz beftritien, die fie nur bem weiteren Reichsrathe, d. h. einer 
Vertretung ber gefammten öfterreihiichen Völker, die Ungarn mit ein: 
geſchloſſen, zugeitehen wollten, jo gingen fie jebt feit dem Ausgleiche 
mit Ungarn noch weiter, bejtritten bie Rechtsbeſtändigkeit des Reichs: 
rath8 geradezu und verlangten für die jogenannte böhmiſche Krone, 
d. h. für Böhmen, Mähren und Schlefien nichts weniger als eine Aus: 
nahmejtellung, wie fie die Länder der ungariſchen Krone endlich er: 
zwungen hatten, folglid eine rein füberaliftifche Geftaltung Defter- 
reihe. Die ezechiſche Nationalität befigt in Böhmen das entjchiebene 
Vebergewicht der Bolkszahl, in Mähren ift das fchon weniger ber 
Tall, in Shlefien gar nicht; in allen breien ift das Uebergewicht 
an Smtelligenz und Reichtum ohne alle Frage auf Seite der Deut: 
fen, die gejammte Bildung eine weſentlich deutſche, Handel und 
Verkehr fait ausſchließlich in den deutſchen Händen; die czechiſche 
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Nationalität ift nod eine fehr unentwidelte, ihre Literatur befteht Defter- 
faft ausfchlieglih aus Ueberſetzungen meift aus bem Deutſchen und wi. 
ihre Anſprüche erfcheinen nur zum Tleinern Theile als berechtigte, 
zum weitaus größern bagegen als ein noch durchaus unreifes Pro: 
buct ber feit zehn Jahren mehr oder weniger in Europa zur Herr: 
Ihaft gelangten Nationalitätentheorie. Die öfterreihiichen Staats: 
grundgefege von 1867 fihern ihr übrigens alle nur mögliche Frei: 
heit der Entwidelung innerhalb ihrer wirklichen Berechtigung; aber 
damit find die Czechen Feineswegs zufrieden: was fie verlangen, ift 
die Majorität im Landtage, wie jie ber bloßen Volkszahl entjprädhe, 
und mitteljt berfelben eine Unterbrüdung und Ausbeutung des deut: 
chen Elements im Lande zu Gunſten des czechifchen, möglicher Weile 
eine Czechiſirung derjelben, wie fie dur) das Sprachenzwanggeſetz 3. 3. 
ber Herrihaft Belcrebi’8 bereit angebahnt wurde. Natürlich haben 
die zahlreichen Deutihen Böhmens Feine Luft, fi von den Czechen 
unterbrüden und ausbeuten zu laſſen und finden in ihrem Wider: 
ftande einen Rückhalt an der geſammten beutfchen Bevölkerung Oefter: 
reih8 und an ber beutihen Majorität bes Reichsraths, den bie 
Czechen ebendarum nicht anerkennen und mit aller Anftrengung zu 
bejeitigen trachten. Ceit Jahren hat daher -in Böhmen eine ehr 
zähe und in ber Wahl ber Mittel fehr wenig wähleriſche Agitation 
gegen alles, was von Wien kommt, und für bie Wieberherftellung 
ber früheren böhmifchen Krone und des angeblichen böhmiſchen Staats: 
rechts Plab gegriffen und trat feit dem Nusgleich mit Ungarn mit ver: 
boppelten Anfprüchen und verboppelten Anftrengungen auf. Dennoch 
wäre fie an fi kaum gefährlich, wenn ſich die feit 1866 unter: 
legenen Parteien der Feudalen und Clericalen nicht feither nament: 
lich auf Böhmen und die czechifche. Bewegung ftüßten, um fie in 
ihren Intereſſen auszunügen. Als nun am 22. Auguft ber böh⸗ 
milde Landtag zufammentrat, wurde eine neue Demonftration in 
Scene gejeßt: bie czechiſchen, feudalen und clericalen Abgeorbneten 
erichienen nicht und ließen dagegen eine „Declaration” überrei n, 
in ber fie ihre Forberungen des Näheren darlegten. Das 

ſchah in Mähren; in Schleflen fanden fich dagegen hiezu 7 

lihen Elemente, Die Landtage von Prag und Brünn 

indeß nicht beirren: mit Hilfe der Vertreter des faſt «- 

beutjchen und zu einem großen Theile auch Tiberalen 
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Deſter⸗ beſitzes waren fie dennoch beihlußfähig, gingen über bie „Decla— 


reich. 


ration” zur Tagesordnung und erklärten die Mandate ber Unter: 
zeichner für erledigt. Der Landtag von Schlefien beſchloß fogar 
mit allen gegen bloß eine Stimme, zu erflären, daß er überhaupt 
nicht in dem Ding fein und von ber böhmischen Krone jeinerfeits 
nichts willen wolle. Die Czechen hatten kaum einen anderen Aus: 
gang ihrer Demonftration erwarten können, wohl aber nahmen fie 
baraus Veranlaſſung, ihre Agitation zu erneuern, die allmälig in 
Bolfsverfammlungen aller Art in Wühlereien ausartete, welche 
bereitö hart an cine allgemeine Inſurrection ftreifte, eine folche 
wenigſtens in nächſte Ausſicht ſtellte. Die Regierung konnte un: 
möglich mehr wie bisher bloß zuſehen und gewärtigen, daß die 
Czechen ſelbſt zur Vernunft kämen. Am 10. October wurde ber 
Belagerungszuſtand über Prag und die Umgegend verhängt: Die czes 
chiſchen Volksverſammlungen hörten nun auf und die czedhifche Preffe 
mußte fih Duden. Die Maßregel Fonnte natürlich nicht allzu lange 
bauern. Cie wurbe feither (1869) wieder aufgehoben und bereits 
bat auch die Agitation in derſelben Weife wieder begonnen. Sinner: 
halb des Rahmens der bejtehenden Verfaſſung Dejterreihs Tann 
den Forderungen ber. Czechen ein Genüge nicht gethan erben. 
Darin liegt die Schwierigkeit und die Gefahr für Böhmen und 
Oeſterreich. | E . 

-: Dasfelbe gilt: von Galizien und ben Forberungen des dorti⸗ 
gen polniſchen Elements, feit ſich alle Beitrebungen der Polen über: 
haupt auf Galizien concentrirt haben und alle ihre Hoffnungen für 
bie Zukunft ſich an Galizien zu Inüpfen feinen. Die Polen Ga: 
liziens gehen: zwar nicht wie bie Czechen barauf aus, Defterreih in 
eine größere, ober geringere Zahl nationaler Gruppen zu zerlegen 
und mit biefen föberaliftifch zu geftalten. Sie baben nur Galizien 
und ſich ſelbſt, d. h. das ehemalige und, wie fie boffen, wieder fünf» 
tige Polen im Auge; alles andere ift ihnen gleichgiltig. Eine fü: 
beraliftifche Geftaltung Oeſterreichs widerſpricht ſogar geradezu. ihren 
Sombinationen. Was fie wünfchen, wäre die vollftändigite Autono⸗ 
mie. Galiziens, die ausſchließliche Herrſchaft des polniſchen Elements 
in demfelben und ein Zuſammenſtoß mit Rußland, wobei Defterreich 
mit feiner. ganzen, ungetheilten und ungefhwächten Macht für fie 
einftehen müßte und ber ſchließlich zu einer Wiederherſtellung Polens 
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in feinen früheren Grenzen führen würbe, wobei fie allenfalls eine Oeſter⸗ 
Perſonalunion mit Defterreih oder einen öfterreichijchen Erzherzog reich 
als künftigen König von Polen ſich gefallen ließen. Auch die Polen 
Galiziens traten mit ihren Forderungen erſt ſeit dem Ausgleich mit 
Ungarn und durch dieſen dazu ermuntert, hervor. Ein Theil der⸗ 
ſelben war ſogar gleich den Czechen Böhmens geneigt, den Ausgleich 
und die neue ſtaatsrechtliche Stellung Weſtöſterreichs überhaupt nicht 
anzuerkennen und Smolfa ſtellte im galiziſchen Landtag von 1868 
benn auch ben Antrag, bie Reichsrathsabgeorbneten Galiziens einfach 
abzuberufen. Die Majorität des Landtags ging indeß doch barauf 
nicht ein, aus bem einfachen Grunde, weil bie Regierung ohne 
Zweifel fofort durch die Ausjchreibung birecter Wahlen und zwar 
nicht ohne Erfolg geantwortet hätte, und hielt e8 für gerathener, 
ihre Forderungen in einer Nejolution zu formuliren und in einer 
Adreſſe an bie Krone zu befürworten. Die lettere wurbe jchließlich 
fallen gelaffen, bie erſtere bagegen mit allen polnifchen gegen alle 
rutbenifhen Stimmen zum Beſchluß erhoben. Die Forderungen ber 
Reſolution gingen dahin, Galizien innerhalb Weſtöſterreichs eine 
Stellung zu fihern, wie fie Ungarn im Geſammiſtaate oder doch 
jedenfalls eine ſolche, wie fie Croatien innerhalb der ungarifchen 
Neihshälfte einnimmt. Die größte Schwäche ber polniſchen For⸗ 
derungen liegt barin, daß e8 eben nur Forderungen der Polen find, 
die zwar bie Majorität im Landtage befiben, aber nicht bie Mehr: 
heit der Gefammtbevölferung Galiziens bilden, fondern bloß nicht 
ganz bie Hälfte derfelben, die Ruthenen aber mit ber ganzen Agi: 
tation ihrerfeit® ganz und gar nicht einverftanden find. Mas die 
Polen anjtreben, ift alfo ein entſchiedenes Mlinderheitsregiment, bas 
gegenüber der Majorität, die nichts davon wiflen will, offenbar un- 
gerecht und verwerflich wäre, wenn man auch zugeben muß, baß bie 
Polen den Ruthenen an Bildung weit überlegen find. Die Regie: 
rung war auch Feinen Augenblid darüber im Zweifel, was fie ben 
polnifchen Forderungen gegenüber zu thun habe. innerhalb bes 
Rahmens ber beftehenden Berfaffung kann auch den polniichen For: 
derungen unmöglich entfprodhen werben, ganz abgejehen davon, daß 
bie Gewährung berfelben Defterreich faft unausweichlich in einen 
Conflict mit Rußland verfeßen würde, vielleicht fogar zu einem 
Kriege mit Rußland führen könnte, den Oefterreih unmöglich yon 
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Defter- feiner Geite ſuchen Tann, wenn es auch bie Polen gerabezu wünſchen 
is und anftreben. Eine ſchon befchloffene Reife bes Kaifers nach Ga- 


lizien wurde daher in Folge der Annahme ber Nefolution fofort in 
bemonftrativer Weife wieber abgefagt und der Statthalter Graf Go: 
luchowski, der nicht energiſch genug entgegengetreten war, entlaflen. 

Der Reichsrath feinerfeits ift, wie fich ſeither beutlich erwie—⸗ 
fen bat, auch nicht geneigt, ben Forderungen ber Czechen oder ber 
Polen zu entiprechen. Aber, wenn biefelben ſich nicht zu Mißgriffen 
verleiten laſſen, die eine gewaltjame Unterdrückung probociren und 
bie einen wie bie andern weit von ihrem Ziele zurüdichleudern 
würde, fo jcheint eine Art Ausgleich mit denjelben kaum vermieden 
werben zu können und diefer Tönnte nur auf Koften ber feit 1867 
aufgerichteten Drbnung der Dinge und in offenbar mehr föbera- 
Yiftifcher Richtung erfelgen, während e8 die Frage ift, ob nicht die 
Schmerling’fhen Lanbesftatute von 1861 und die neuen Staats: 
grundgefeße von 1867 ben einzelnen Kronländern bereit8 größere 
Conceſſionen gemacht haben, als für die Einheit und Kraft des 
Ganzen gut ift, zumal aud ber Neichsrath, der nicht aus birecten 
Wahlen hervorgeht, fondern aus Delegirten der Landtage befteht, 
bereits jebt auf einer mehr ober weniger föderalen Bafis beruht. 
Dffenbar neigt fi aber Defterreich feit dem Ausgleih mit Ungarn 
entſchieden nach diefer Seite hin und Viele, die Defterreih durchaus 
nicht übel wollen, find der Meinung, daß der Ausgleich mit Ungarn 
nur der erjte Schritt auf der Bahn einer allmäligen Auflöjung bes 
Reichs in feine einzelnen Nationalitätsbeftandtheile gemwefen ſei. Auch 
in der deutſchen Bevölkerung des Reichs zeigt fi) bie und da un: 
läugbar die Neigung, bem beutjchen Nationalftaate, zu bem im Jahre 
1866 wenigitens die erften Orundfteine gelegt wurben, nicht für 
immer fern zu bleiben. Der echte Defterreiher will freilih hievon 
nichts wiffen und die Majorität bes deutſchen Defterreihs ſcheint 
noch ziemlich weit davon entfernt, auf die Erhaltung bes alten 
Reichs in feiner Einheit zu verzichten. Diefe Einheit beruht aber 
Yediglih auf dem deutſchen Element und erft die Zukunft wird 
zeigen, ob es flarf genug ift, das Reich auf ber neugejchaffenen Ti: 
beralen Bafis zufammenzubalten. Jedes Urtheil darüber wäre heute 
noch entſchieden voreilig. Unferfeits zweifeln wir offen gejtanden 
baran, daß Deutſch⸗Oeſterreich dazu flark genug fei ohne den engiten 
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Anſchluß an das übrige Deutichland und jomit namentlich an Preußen Oeſter⸗ 
als den weitaus mächtigsten und ſelbſtbewußteſten Factor in demſelben; reid: 
aber eben biefer Anſchluß wäre nur denkbar, wenn Defterreich bie 
Bereinigung der ſüddeutſchen Staaten mit dem norbbeutichen Bunde 
begünjtigte und unterftüßte, ftatt ihn verhindern oder wenigſtens 
verzögern zu wollen ober gar felber Pläne auf Süddeutſchland zu 
machen, bie nicht die mindefte Ausficht haben, fich jemals zu realis 
firen. Was im Jahr 1866 in Deutihland gefchaffen wurde, muß 
entiveber wieder rüdgängig gemacht werden, oder e8 wird fich früher 
oder jpäter in dieſer oder jener Weile vollenden. Oeſterreich ift 
ſtark genug, dieſe Vollendung durch jeinen pajfiven Wiberftand, 
durh eine Art Neutralifation gegenüber Franfreih und Preußen 
und durch eine halbe Connivenz mit Frankreich auf unbejtimmte 
Zeit hinaus zu verzögern; es ijt ſtark genug, fobald es Frankreich 
die Hand bietet, ganz Europa zu erfchüttern, alles in’ Feuer und 
Flammen zu feben und Preußen vielleicht ſogar momentan wieber 
weit zurüdzumerfen; aber es ift unferer Ueberzeugung gemäß jelbft 
im Bunde mit Frankreich nicht ſtark genug, den Keim eines ftarfen 
und mit der Zeit auch freien deutſchen Bundesſtaats, der fih an 
Preußen anſchließt und nur an Preußen anjhließen Tann, wieder 
zu erjliden und jollte nie vergeffen, daß „wenn es über den Halys 
geht, e8 leicht ein großes Neich zeritören könnte“. 

Inzwiſchen läßt fih gar nicht läugnen, daß MWeftöfterreich 
unter der neuen Ordnung der Dinge in feiner Gejeßgebung wäh⸗ 
rend bes Jahres 1868 die entſchiedenſten Fortſchritte gemacht bat, 
welche bie rüdhaltlofe Anerkennung jedes Unbefangenen verdienen 
und ganz geeignet find, eine wohlthätige Wirkung auch über feine 
Grenzen hinaus auszuüben, nachdem es fo lang in angeblich cons 
fervativem Intereffe fi einen lähmenden und vielfach gerabezu ers 
tödtenden Einfluß nah allen Seiten zu feiner eigentlichen Aufgabe 
gemacht hat. Eins menigftens ift gewonnen: baß feine inneren 
Zuftände nicht mehr lediglich von feiner auswärtigen Politit, von 
feiner europäifhen Machtſtellung abhängen, daß biefelben vielmehr 
in bie Bahn einer eigenen felbftändigen Entwickelung eingelentt 
haben und daß fortan umgekehrt die Machtftelung bes Reichs und 
fein Einfluß in Europa nur bie Confequenz feiner inneren Zuftände 
und ihrer weiteren Entwidelung fein werden und fein können, 


558 


Deſter⸗ 
seid. 


Aeberſicht der Ereigniſſe des Zahres 1868. 


Defterreih bat ſich unter ber neuen Orbnung ber Dinge fichtlid 
und in jeder Beziehung wieder gehoben und nimmt eine ehrenvolle 
und geadhtete Etellung in Europa ein, obgleich jeine Rolle unzweifel— 
haft eine befcheidenere geworden iſt, als da es noch das Haupt und 
ber Hort aller veralteten Anfchauungen und reactionären Gelüſte 
und Beitrebungen fo ziemlih in ganz Europa war. Faſt wunder: 
bar ift namentlih bie Profperität, deren fi) Oeſterreich in wirth—⸗ 


ſchaftlicher Hinſicht ſeit zwei Jahren erfreut. Wohl iſt es wahr, 


Ungarn. - 


daß daran die letzten Ernten einen gewaltigen Antheil hatten; aber 
doch nicht Alles ift die Frucht dieſes Segens allein. Unter dem 
Schutze ber Verfaſſung und der fie begleitenden Reformgefeßgebung 
ift die productive Thätigkeit in allen Zweigen des Eriverbs entfefjelt 
tworben; die peinlichſte Sparjamfeit im Stantshaushalt hat das am 
Mark des Landes zehrende Deficit bis auf ein Niveau ‚nahe bem 
Nullpunkt herabgebrüdt, die eherne Feſtigkeit des Entſchluſſes, bie 
Staatsſchuld nicht weiter zu vermehren, bat ber Kapitalanfammlung 
für productive Zwede den riefigften Vorſchub geleiftet und als Frudt 
von alle dem ift eine unerhörte Unternehmungsluft rege getworben, 
die zum Theil, die Nachwirkung früherer Zuftände, allerdings an: 
erfannter Maßen reiner Schwindel ift, zum andern Theil aber 
fi über alle Zweige der inbuftriellen, gewerblichen und landwirth— 
Ihaftlihen Production befruchtend ausgebreitet bat. Die früher 
fo vielfah von oben mißbrauchte Phraſe von den unerfchöpflichen 
Hilfsquellen Defterreihs beginnt nun von unten, wenn auch nur 
allmälig, wie e8 eben nicht anders fein Tann, eine Wahrheit. zn 
werden. . 
Nach dem Ausgleih mit Ungarn bilden bie beiden Reiche: 
hälften, Defterreidh :und Ungarn, wenigftens nad außen. immer noch 
bie Einheit der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie — eine Benenn: 
ung, bie im Jahr 1868 officiell vereinbart wurbe —, welche, über 
die Confequenzen einer. bloßen Perfonalunion binausgehend, eine 
gemeinfame Diplomatie und ein gemeinfames Heerwefen haben. Im 
übrigen aber entmwideln fich beide feit der Zeit völlig felbftändig 
und vollig unabhängig von einander, ausſchließlich nad) ihren eigenen 
inneren Eriftenzbebingungen, wie e8 offenbar faft in Feiner Beziehung 
mehr der Fall fein: könnte, auch wenn fie Durch bloße Perfonalunion 
verbunden: wären. Und. biefe Eriftengbebingungen find für beide 
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Neihshälften in der That ſehr verfchiedene, Der Ausgleich zwiſchen Ungarn. 
Defterreich und Ungarn wurde zwiſchen den Deutſchen auf ber einen 
und den Magyaren .auf ‚ber andern Eeite abgefchloffen; die Folge 
davon war, baß feither den Deutichen in ber einen, den Magyaren 
in der. andern Reichshälfte zwar nicht die Herrſchaft, aber Doch vir⸗ 
tuell die entichiedene Leitung der Dinge zugefallen ift und eben von 
biefer Leitung machten biefe beiden Nationalitäten einen fehr vers 
ſchiedenen Gebrauch. In der weſtlichen Reichshälfte denken die 
Deutſchen auch nicht daran, die anderen Nationalitäten unterdrücken 
oder auch nur in ihrer freien Bewegung und Entwickelung hemmen 
oder beeinträchtigen zu wollen; vielmehr waren ſie ſofort bemüht, 
allen gegründeten Anſprüchen derſelben gerecht zu werden und weder 
Czechen noch Südſlaven, weder Polen noch Ruthenen oder Rumänen 
haben in Wahrheit Urſache, ſich über die Deutſchen zu bekagen. 
Was die Deutſchen, ſoweit ſie das Heft in der Hand haben, allein 
verlangen und feſthalten oder anſtreben, iſt lediglich, ihre Nationalität, 
auch wo fie in. der Minderheit find, zu ſchützen und das Weber: 
gewicht der deutſchen Bildung nicht ohne weiteres Preis zu geben, 
Und ſelbſt das geſchieht mit einer Beicheidenheit, wie fie außer ber 
deutſchen gar Feiner anderen Nationalität eigen ift und ohne den 
Nachdruck, defjen nur eine politifch erzogene und gebildete Nationas 
lität fähig ift, während bie Deutfchen überhaupt und bie Deutſch⸗ 
Deiterreiher ganz beſonders gerabe dieſer politifchen Erziehung 
und Bildung noch entbehren. Darin find ihnen die Magyaren ent: 
ſchieden überlegen, . wenn fie. aud an Geftaltungsfraft in einer 
ganzen Reihe anderer focialer Intereſſen und Xhätigfeiten ben 
Deutſchen weit nachſtehen. Während daher in Defterreich oder ber 
weitlihen Reichshälfte die Deutſchen ihr beredhtigtes Uebergewicht 
über bie anderen Nationalitäten nur mit Mühe aufrecht erhalten 
und es noch dahin fteht, ob fie nicht den verfrühten und darım 
ungefunben nationalen Beftrebungen ber Czechen ꝛc. weichen und 
ob fie nit bie Ruthenen ben veralteten Anfprühen der Polen 
Preis geben werben, haben die Magyaren biefelbe Nationalitäten: 
frage in der ungariſchen Reichshälfte ziemlich kurzer Hand nicht fo: 
wohl gelöst als erlebigt. Zuerſt wurde die croatifche Frage zu Ende 
gebracht unb zwar in einer für. beide Theile nicht unbilligen Weife, 
aber immerhin fo, daß bie Eronten, bie fi wie die Czechen Böhmeng 
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Ungarn. ſeit Jahren ben luftigſten Träumen von nationaler Selbſtändigkeit 


und nationaler Größe hingegeben hatten, barauf verzichten und in 
bie beſcheidene Wirklichkeit herabfteigen mußten, die ihnen zwar für 
ihre jpeciellen Angelegenheiten eine genügende Autonomie fichert, im 
Mebrigen aber fie für Alles, was die gemeinjamen Intereſſen der ge: 
fammten Reihshälfte betrifft, entſchieden nach Peſth und an den ge: 
meinjamen Reichstag weist. Bloß die Streitfrage bezüglih Fiume's 
ift zwifchen ihnen noch nicht gelöst, die Ungarn haben aber zum 
voraus dafür gejorgt, daß fie nicht gegen ihr Intereſſe gelöst wer: 
den kann. Die Erinnerung an 1848 veranlaßte die Magyaren 
indeß doch, gegenüber Eroatien mit aller möglichen Rüdfiht vorzu— 
gehen. Gegenüber Siebenbürgen war das nicht der Fall, indem 
dort der Regierung in Peſth eine Art förmlicher Dietatur gewahrt 
twurbe, über die ſich namentlich die Sachen des Königsbodens be: 
Hagen, in deren georbnete Verhältniffe von Peſth aus wiederholt 
mit ziemlich roher Hand eingegriffen wurde, lediglich um jede be: 
rechtigte Sonberitelung gegenüber dem herrfchenden oder doch lei- 
tenden Stamm der Magyaren recht handgreiflich zu brechen. Daran 
ſchloß fich für Ungarn felber ein vom Landtag im November 1868 
angenommenes Nationalitätengejeß, das weit hinter dem zurücfbleibt, 
was bie Deutſchen in der andern Reihshälfte den übrigen Natios 
nalitäten eingeräumt haben und jedenfalls feine politifche Stellung 
irgend einer Nationalität ober eines Nationalitätenbruchtheil® neben 
ber der magyariſchen Race dulbet. Dieſe Ordnung der Nationalitäten: 
frage ift indeß auch das einzige größere Werk, das die ungarifche 
Neichshälfte bezüglich ihrer inneren Organifation im Laufe des 
Jahres 1868 zu Stande gebraht Hat. Ein interconfejfionelles 
Geſetz, das an die geiftlihen Chegerichte nicht Hand anzulegen 
wagte, und ein Schulgejeß, das fi von confelfionellen Borurtheilen 
nicht frei zu machen wußte und in feinen Neuerungen wohl noch 
lange bloß auf dem Papier bleiben wird, find im Grunde alles, was 
fonft geihah, während die Comitatswirthichaft, mit der eine geord⸗ 
nete Verwaltung geradezu unmöglich ift, noch immer biefelbe blieb, 
Nah außen machte fih der Einfluß Ungarns vorerſt noch wenig 
bemerflih. Nur als das Regiment Bratiano’s in Rumänien allzu 
rückſichtslos ausjhritt und ganz offen unter ben Rumänen der uns 
garijhen Krone zu agitiren anfing, legte die. Peſther Regierung ihr 
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Gewicht in die Wagſchale und zwang Preußen, ‚feinen Einfluß aufungerk. 
den Fürften Karl geltend zu machen und Bratiang fallen zu Inffen. 
Noch. bedeutfamer ift bie Thatjadye, daß bie Ungarn jebe Gelegen⸗ 
beit ergriffen, um ſich dahin zu erklären, baß eine Politik ber Rache 
für Sabowa auf Feinerlei Unterflüßung von ihrer Geite rechnen 
dürfte, daß fie gegen jeden Verſuch einer Wiebererwerbung. ber 
früheren deutſchen Stellung Oeſterreichs feien unb daß fie ihrer: 
jeitö nichts Dagegen hätten, wenn Sübbeutfchland fi dem norb- 
deutichen Bunde anſchließe. Ob und wie weit ber öſterreichiſche 
Reichskanzler in feiner Leitung ber auswärtigen Angelegenheiten durch 
dieſe ſehr entſchiedene Anſchauung und Sefinnung ber dftlichen Reichs⸗ 
hälfte beeinflußt worden iſt, muß dahin geſtellt bleiben. 

Die Delegationen für die Prüfung der gemeinſamen Ange⸗ 
legenheiten traten im Laufe des Jahres zweimal zuſammen und zwar 
zuerſt in Wien, dann in Peſth. Nachgerade ſteht es bereits feſt daß 
die Inſtitution dem entſpricht, was man von Anfang an in Ungarn 
aus ihr zu machen gedachte, nicht aber, was man dieſſeits der Leitha 
urſprünglich für möglich hielt, dem Keim eines dereinſtigen gemein⸗ 
ſamen Parlaments. Offenbar werden ſie dies niemals werden, ſon⸗ 
bern einfache Ausſchüſſe bleiben, welche Sparſamkeit üben und auf 
den orbentlihen gemeinfamen Haushalt bebadht find, im Uebrigen 
aber bie Behandlung ber großen politifchen Fragen ben beiden: Bar: 
Iamenten überlafien. Das Verhältniß ber beiden. Reihshälften ift 
ebendarum einer bloßen Perfonalunion fo nahe, als es nur immer 
ben Intereſſen beider entjprigt, und wenn in Ungarn immer noch 
eine ftarfe Partei beftcht, welche jene rein und unverhüllt ‚anftrebt, 
fo fällt es nicht. ſowohl in das Gebiet der Parteipolitit ale in das 
jenige ber bloßen Parteitaltik. 

Wenn es: Defterreich im Laufe des Jahres 1868 gelang, Stalien. 
feine früher jo furchtbar zerrütteten Finanzen, zwar noch nicht völlig 
zu ordnen, aber einer Drbnung dach um mehr. als einen Schritt 
enigegenzuführen, jo Täßt fich nicht ganz dasſelbe von Italien fagen, 
das in leichtfinniger. Wirthſchaft fo lange mit feinem früheren Gegner 
förmlich zu wetteifern ſchien. Dod machte auch Stalien im Laufe des 
Jahres in biefer Beziehung Anftrengungen, die Anerfennung verbienen. 
Durch bas Miflingen bes garibaldifchen Unternehmens gegen Rom vom 
October 1867 und bie Niederlage von: Mentana hatten alle Auss 
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Italien fichten auf Rom vorerſt ein Ende, wenn aud Italien feinerfeits 
auf basjelbe keineswegs verzichtete und das Rouher'ſche „Niemals“ 
au unmöglih das letzte Wort Frankreichs fein konnte. Aber Zeit 
unb Gelegenheit mußten jebenfalls ruhig abgewartet werben und 
Stalien ſah ſich daher faft mit Gewalt auf ferne inneren Angelegen: 
heiten zurüdgeworfen und gezwungen, bie Ordnung berfelben ernit- 
liher als bisher in bie Hand zu nehmen. Zunächſt fürchtete bie 
aufgeregte öffentliche Meinung von dem neuen Minifterium Menabrea 
allerlei renctionäre .Maßregeln. Allein bald überzeugte fie fi, daß 
dies keineswegs der Fall war; Stalien bietet dazu vorerſt noch Teinen 
Boden. Menabrea, ber überbieß mehr. ober weniger zur katholiſchen 
Partei hinzuneigen ſchien, gab auch in biefer Beziehung Feinerlei 
Anftoß ,. ſondern fchloß fi vollftändig der bisher von den verfchie- 
denen Minifterien feit Cavour befolgten Politif bezüglid Noms an; 
auch für eine ftarfe katholiſche Partei bietet Stalien troß feiner 
ſchroffen Stellung gegen bie Curie merkwürdiger Weife vorerft Keinen 
günftigen Boden. Dagegen fanb Menabrea in dem Grafen Cambray- 
Digny einen Finanzminiſter, ber bie Herftelung des Gleichgewichts 
im Budget mit Energie und Gewanbtheit. in bie Hand nahm und 
eine Reihe eingreifenber Finanzmaßregeln, namentlid die Einführung 
ber Mahlfteuer und bie Verpachtung des Tabakmonopols, im Par⸗ 
lament glüdlih durchſetzte, wodurch eine erhebliche. Bermehrung ber 
Einnahmen in Ausſicht trat, obgleich ohne erkleckliche Erſparniſſe, 
die nicht... oder wenigſtens nicht emergiih und umfaſſend genug ver- 
ſucht wurden, eine. Vejeitigung bes Deficits kaum wird erzielt wer- 
ben können. Die öffentlihe Meinung zeigte ſich trog der ſchweren 
Steuerlaft, die Ion auf das Land drückte, äußerſt opferwillig und 
wenn die Regierung bis beute mit ihren Abſichten nur theilweiſe 

durchdrang und fi noch weit vom Ziele entfernt fieht, jo Tiegt die 
Schuld hauptſächlich an der rabiwalen Oppofition, bie ſtark genug 
ift, jener alle Augenblicke alle nur möglichen Schwierigkeiten zu bes 
reiten uud: in der Wahl ber Mittel zu dieſem Zwecke allerdings 
nichts weniger als wähleriſch, jelber aber volllommen unfähig ift, 
irgend ejwas .pofitives zu fchaffen oder der Regierung eine andere 
Richtung ihrer. Politit auch nur ‚vorzuzeichnen.. “Der ganze ‚Umfang 
ihrer Veſtrebungen Töst ſich in leere Phrafen ohne allen praftiichen 
Inhalt auf und es war nur zu bebauern, daß fich ber größte Theil 
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ber piemontefljchen Abgeorbneten, die ſogen, Permanenteg,. ſeit ber Italien. 
Berlegung ber Hauptftabt nach Florenz biefer Partei angeſchloſſen 
hatte. Erft in jüngfter Zeit haben fie fich emblich wieder von ihr 
getrennt und fi) mit ber Regierungspartei, ber fie urfprünglid ans 
gehörten, wieder vereinigt, aber indem fie dieſen Schritt zu einer 
Portefeuillefrage machten, haben fie ihm ben beiten Theil feines 
Merthes genommen und allem Anjchein nad zur moralifhen Ver⸗ 
ftärfung der Regierung nur wenig beigetragen. Die Unterhandlungen 
mit Rom reſp, Frankreich bezüglih eines modus vivendi und des 
Abzugs der franzöfifhen Truppen aus dem römiſchen Gebiet führten 
zu keinem Reſultat und Menabrea ſah ſich ſchließlich genöthigt, bies 
ſelben vorerſt gänzlich fallen zu laſſen. 

Unterhandlungen mit Rom von Seite der gegenwärtigen Staaten Rom. 
und ihrer Regierungen können zur Zeit unmöglich zu einem für beibe 
Theile befriebigenden Refultate führen, Die Standpunkte beiber 
find allzu verfhieben und einander entgegengefeßt; die Zeit ber Gone 
corbate jcheint daher definitiv worüber zu fein. Der moderne Staat 
nimmt feine völlige. Selbftändigfeit wie die Unabhängigkeit feiner 
Entwidelung von hergebrachten Anſchauungen ober gar von unabr 
änberlichen Satzungen, bie einem. ganz anberen Gebiete menjchlichen 
Bebürfniffes und menſchlicher Thätigfeit angehören, in Anſpruch und 
geht mit fchnellen Schritten der unausweichlichen Trennung zwiſchen 
Weltlihem und Geiltlihen, zwiſchen Staat und Kirche entgegen, 
einer Trennung, bie übrigens durchaus nicht nothwendig eine feind⸗ 
felige fein muß. Die Welt ift eine andere geworben und wird täge 
lih eine .anbere, Rom dagegen hält alle feine alten Anjchauungen, 
alle feing alten Anſprüche ſowohl gegenüber anderen Confeffionen 
als gegenüber dem Staate unverändert und unentwegt aufrecht. Rom 
meint, wie übrigens jede andere religiöfe Gemeinfchoft auch, ben 
wahren Glauben und zwar ben allein wahren Glauben zu befiken 
und ſucht baher, feiner Anſicht nad im Intereſſe der Menfchheit 
felber, jebe andere Confeſſion auszuroiten ober doch fern zu halten, 
höchſtens, joweit es ganz unerläßlid ift, zu dulden. Dazu verlangt 
es die Hilfe des Staats, über ben e8 überhaupt eine Art Vormund⸗ 
Ihaft in Anfpruh nimmt, indem ja dem Ewigen und von Gott 
ſelbſt Eingefeßten ber Vorrang gebühre und die Leitung über das bloß 
Beitlicge, Wechſelnde, nur von Menſchen Erdachte, Geſchaffene. Es 
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Rom. ift das ein zufammenhätgenbes Syſtem, das freilich niemals und 


nirgends prabtiſch vollſtändig durchgeführt werben konnte; fo weit 
und wo es dies wurbe, find feit brei Sahrbunberten in basfelbe 
viele Lücken geriffen worden: nachgerabe ift das ganze Eyftem praf: 
tiſch unhaltbar geworden. Aber in ber Theorie befteht-es in aller 
Ausbildung und voller Schärfe noch immer aufrecht: praktiſch hat 
Ron auf zahlreihen Punkten zahlreihe Concejfionen gemacht, prin- 
cipiell auch nilgt eine einzige. Diefem Syſtem nun fleht mehr und 
mehr bie ganze moberne Welt gegenüber und zwar bem Syſtem 
felber, nicht etwa bloß feinen Trägern, dem Clerus und deſſen all: 
fälligen Ausjchreitungen; ja fie geht in immer größeren: Kreifen 
barüber weit hinaus, indem fie den Grund felber, aus bem jenes 
Syſtem und ‚jene Anfprüde erwachſen find, ihrer ftets fehärferen, 
ftets umfaffenderen Kritik unterzieht. Die Trennung bes Staats 
von ber Kirche ift ſchon ſehr weit gebiehen, wenn fie auch noch faft 
nirgends principiell ausgeſprochen und noch weniger — Nordamerika 
allein ausgenonımen — vollſtändig durchgeführt worden iſt. Allein 
bereits anerkennen faft alle Berfaffungen Europa’s das Princip ber 
Gleichberechtigung ber verjhiebenen hriftlichen Confeffionen, was zu 
jenem Eyftem in biametralem Gegenſatze fteht, und faft alle auch bas 
andere Princip der Unabhängigkeit: der ftantsbürgerlichen Nechte nicht 
bloß von der Confeſſion, fondern von der Religion überhaupt, alfo vom 
Chriſtenthum ſelber. Das ganze moderne Leben, Staat und Wiffen- 
ſchaft find von chriftlichen Ideen burchtränft, aber für das Ehriften: 
thum als dem geſchloſſenen dogmatiſchen Syſtem diefer oder jener Con: 
feſſion verliert die moderne Welt ganz unläugbar von Tage zu Tage 
mehr alles und ‚jedes Verſtändniß, wagt es dagegen gleichfalls in 
von Tage: zu Tage ſteigendem Maße, eben jene Syſteme ihrer nur 
zu oft gerabezu zerſetzenden Kritil zu unterziehen. Wenn man nur 
auf die letzten hundert Jahre zurüdblidt, fo findet: man einen: leb⸗ 
haften: Wechfel zwiichen Action und Reaction von. Seite ber beiden 
Strömungen, indem bie Tirdlicde Strömung, wieberholt zurüdge: 
worfen, auch wiederholt ſich wieder aufraffte und neue Erfolge, neue 
Triumphe errang. Aber auch bie ‚andere, weltliche oder ftaatliche 
Strömung raffte fich ihrerjeits jedesmal wieder auf und: errang auch 
ihrerfeits wieder Erfolge, und wenn man das Facit zieht, jo ift es 
nicht bie Kirchliche, fondern bie weltliche Strömung; welche ſchließlich 
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mehr gewonnen hat. Rom namentlic Bat: in den lebten zehn Jahren Rom. 


furchtbare Verluſte erlitten. Sobald Italien ſich als einheitliches 
Königreich geſtaltet hatte, entzog es ſich als Staat der Bevormun⸗ 
bung Rome, entriß ibm den größeren Theil feines weltlichen Bes 
figes und bedroht es fort und fort aud in dem letzten armfeligen 
Refte beflelben, gegen melde Gefahr Rom nur durch Frankreich ges 
ſchützt ward, das ihm ſeinerſeits wieberum biefen Schub nicht ala 
gehorfamer Eohn ber Kirche, ſondern lediglich aus politifchen Mo⸗ 
tiven und bon politifhen Anterefjen geleitet angebeihen Tieß, alfo 
nur einen überaus precären Schuß, auf ben ſich Rom keinen Augen: 
blick verlaffen Tann. Den größeren Theil ber germanifchen Welt 
batte ſchon die Reformation Rom entriffen, doch blieb ihm bort als 
feſte Stüße noch Oeſterreich, das wenigſtens in Deutſchland gegen: 
über dem Broteftantismus bas Gleichgewicht für Rom aufrecht hielt 


und in neuerer Zeit glaubte Rom durch bas Concorbat von 1855 


Deiterreih noch feiter an ſich gefeffelt zu haben. Das Jahr 1868 
entriß ihm durch die thatfächliche Befeitigung des Concorbats, wo: 
durch felbft Oeſterreich entichieben in die Reihe der modernen Staaten 
eintrat, auch biefes und biefer DVerluft war um fo bitterer, als 
Defterreih in Wahrheit der Teßte Staat gewejen war, auf ben Rom 
fih Hatte verlaffen Können und ber überall für eine politifche An⸗ 
Ihauung unb für politifche Intereſſen eingetreten war, wie fie mit 
ber Anſchauung und ben Intereſſen Roms wefentlih Hand in Hand. 
gingen. Rom fah fih plöglid von allen Seiten verlaffen und in 
ben jämmtlichen Regierungen Europa’s, was feine Anſprüche gegens 
über dem Staate betrifft, überall theil® bon unzweibeutigen Gegnern, 
theild von mehr als zweibentigen Freunden umgeben. Die ganze 
moberne Entwidelung ber Geſellſchaft, des Staats, ber Wifjenichaft 
ftand ihm entgegen und dem weiteren Fortgang eben biefer Ent: 
widelung war offenbar gar fein Enbe abzufehen. Die Frage ber. 
weltlichen Herrſchaft des Papfts, die in ben lebten Jahren fo ı I 
Lärm und der Curie fo viel Sorge gemacht hatte, war von.bie + 
Standpunkte aus nur ein einzelnes Moment in einem ' 
fammenbange, der als foldher ind Auge gefaßt unb bem 

begegnet werben mußte, wenn aud jenes einzelne Mo 

werben ſollte. Papſt Pius IX. batte fi daher ſchon 

feines Pontificats in feinen verſchiedenen Enchclifen und 


Rom. 
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bald gegen dieſe balb gegen jene Seite ber „mobernen @ivififation* 
ausgeſprochen. Am Sabre 1864 aber, unmittelbar nad Abſchluß 
der September:Convention zwiſchen Frankreich und Italien, woburd 
Frankreich fi zur Räumung Roms verpflichtete, ohne basfelbe vors 
der audi nur zu Rathe gezogen zu haben, hatte er biefe Mani feſta⸗ 
tionen in einen Eyllabus gefantmelt, ber bie mioberne Givilifation, 
wie fie ben mobernen Staaten und ihrer gefammten politifchen Ent: 
widelung zu Grunde liegt, zu dem römiſchen Syſtem bezüglich des 
Verhältniſſes zwifhen Etaat und Kirche aber in ſchroffem Wider⸗ 
ipruche fteht, verwarf und verbammte. Die Demonftration machte 
ungeheures Aufſehen, aber außerhalb der katholiſchen Kirche Teinerlei 
Eindrud und hatte von Seite der Negierungen, bie auf bem Boden 
des modernen Staates ftehen, Teinerlei Folgen; biefelben Tegten der 
Deröffentlihung des Syllabus aud Feine Hinderniffe in den Weg, 
eben weil fie biefelbe als einen bloßen Schlag ins Wafſer betrach⸗ 
teten. Pins IX, hält fi) aber für berufen, dem Yortgang biefer 
mobernen Civilifation durch die Kirche einen unüberfteiglihen Damm 
entgegenzujeben und die Welt zur Erkenntniß des Irrwegs, auf dem 
fie fi) befindet, und zur Umfehr zu ben von der Kirche anerkannten 
und gelehrten Anſchauungen zu bewegen, überzeugt, baß fie ohne 
eine joldhe ihrem Verderben unrettbar entgegeneile. 

Zu diejem Ende hielt er eine ftärfere Demonftration für noth⸗ 
wendig. Am 29. Juni 1868 berief er auf ben 8. December 1869 


ein allgemeines Concilium nah Rom. Die Art der Einberufung 


anerkannte im Gegenſatze gegen die Vorgänge früherer Zeiten bie 
Trennung ber Kirche vom Stante, freilich nur fo weit, als-es den 
Intereſſen der Eurie dienlich erjchien: bie Einberufung erfolgte ohne 
vorherige Verftändigung mit den Regierungen ber katholiſchen Staaten 
ausihließlih aus päpftliher Machtvollkommenheit und war nur an 
die Bifchöfe gerichtet, indem von einer Einladung von Vertretern ber 
Staaten, wie es bisher üblich geweſen war, vorerft wenigſtens durch⸗ 
aus Umgang genommen wurde. Die öffentlihe Meinung hatte indeß 
dagegen nicht allzu viel einzuwenden. Lebhafter befhäftigte fie fofort 
bie Trage, was mit dem Concil alles beabfichtigt werbe. Nur nad 
und nad drangen barüber mehr oder weniger zuverläffige Nachrichten 
ans Licht. Zunächſt jehte der Papft eine Reihe von Commifſionen 
ein, um..bie Vorlagen an bas Concil oder wenigſtens feine Trac- 
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tanden vorzubereiten und ift feither unabläffig bemüht, alles bis auf Rom. 


die Einrichtung ber Petersfirche jür bie impofante Verſammlung zu 
ordnen. Jeder Commiſſion wurbe ein Cardinal vorgefebt, im üb: 
rigen auch ausländiſche gelehrte Theologen in biejelben berufen; doch 
baben in allen bie Italiener und die Jeſuiten das Uebergewicht. 
Das letztere namentlih fchien im äufßerfien Grabe bebentlih umb 
die Behauptung zu beitätigen, daß Pius IX. feit längerer Zeit voll 
ſtändig in den Händen dieſes Ordens fei, ſich namentlich in dieſer 
Angelegenheit gänzlich von ihnen leiten laſſe und daß das Concil 
überhaupt dazu beſtimmt ſei, dieſem Orden und ſeinen extremen 
Anſchauungen und Beſtrebungen einen großen Triumph zu bereiten. 
Da zur Zeit in der katholiſchen Kirche keinerlei dogmatiſche Streitig⸗ 
keiten walten, welche das Concil, wie früher, zu ſchlichten berufen 
wäre, jo ſchien es von vornherein außer Zweifel, daß es mit dem 
Concil Hauptfählih auf das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche 
abgejehen fei, was ſchon die allgemeine Rage beitätigen mochte. Das 
Drgan bes Jeſuitenordens in Nom, die „Civilta oattolica“, das vom 
Papfte als eine Art pfficiellen oder doc officiöfen Organs der Eurie 
ausdrüdlih anerkannt worden ift und anerkannt wird, ließ darüber 
auch bald feinen Zweifel mehr. Die moderne ECivilifation, d. 5. ber 
innerfte Gelft der gefammten modernen Entwidelung ber europäilchen 
Menſchheit in Staat und Wiſſenſchaft fol vom Concil verurtheilt 
und verbammt, der Syllabus des Papftes alſo in irgend einer paf: 
jenden Form zu einem Ausfpruh der gelammten Kirche erhoben 
werben. Doc bas ift nicht alles. Um bie Kraft ber Kirche gegen- 
über jener Eivilifation und der ganzen mobernen Entwidelung zu 
ftärfen, fol die alte Streitfrage über die Stellung des Papftes zum 
Concil zu Gunſten bes erſteren entfchieden und berjelbe für infallibel 
erklärt werben, nit zwar für jede feiner Meinungen ober jeden 
feiner Einfälle, aber doch für alles, was er als Haupt ber Kirche 
ex cathedra verfünde. Werben fo die Biihöfe dem Papſte gänzlich 
untergeorbniet und von bemfelben durchaus abhängig gemacht, fo fol 
dagegen ihre Gewalt gegenüber dem nieberen Clerus noch verjtärkt 
und die Erziehung ber Tünftigen Cleriker nody mehr als bisher in 
ihre Hände gelegt und von allem weltlihen Einfluffe, allen höheren 
Unterrichtsanftalten des Staats noch mehr als bisher losgelöst wer: 
ben. Dieje Angaben lauten um fo wahrjcheinlicher, als berartige 
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Rem. Goncilsbefchlüffe in ber That nur. bem Gange entſprächen, den bie 


innere Organilation bes Tatholifchen Kirchenregiments ſeit dem Tri: 
bentinifchen Concil ungweifelhaft und in immer ausgefprochener Weife 
bereit8 genommen bat. Außerdem follen die Reſte ber gallicanifchen 
Kirche, die thatſächlich Taum mehr befteht, obgleich bie franzöfiſche 
Regierung fie formell niemals aufgegeben bat, in irgend einer Weiſe 
förmlich befeitigt und ebenfo in irgend einer Weiſe bie Rothivenbig: 
feit ber weltlichen Herrichaft bes Papftes neuerdings anerkannt wer: 
ben, obwohl bieje Trage wie gejagt augenblicklich hinter den größeren 
und umfafjenderen zurüdtritt. An ber Annahme al biefer Vorlagen 
oder an einer Entſcheidung all diefer Fragen wenigftens im Weſent⸗ 
lihen nad; ben Wünfchen ber Curie wird in Rom nicht gezmeifelt, 
und ift wohl auch nicht zu zweifeln. Frühere Eoncilien Haben viele 
Sabre gedauert, bem bevorftehenben werben von vornherein höchſtens 
einige Monate zur Erledigung feiner Arbeiten zugemeffen: bie Bes 
ſchlüſſe follen nicht ſowohl biscutirt als. durch Acclamation gefaßt 
und der Verfammlung im Grunde nur die Erwägung anheimgeftellt 
bleiben, wie weit fie felber in ihren Beichlüffen und Ausſprüchen 
zu gehen für gerathen halte. Alle Nachrichten ſtimmen barin über: 
ein, baß ber greife Papft von ber Ueberzeugung durchbrungen ift, 
bat die großartige. Berjammlung auch eine großartige Wirkung aus: 
üben und wirklich zum Ausgangspunkt für eine entjchiebene Wen⸗ 
dung, für eine völlige Umkehr von dem Pfade des Irrthums und 
der Verblendung fi geftalten werde. Auf ber entgegengefetten 
Seite herrſcht freilich die geradezu entgegengefehte Anſicht. Bis jetzt 
bat zwar keine ber Tatholifhen Regierungen Europa's ihre Ver: 
tretung auf dem Concil gefordert ober irgend weldye öffentliche 
Schritte gethan, um derartigen Bejchlüffen zum voraus entgegenzu- 
treten und eine Anregung Bayerns, biesfalls wenigſtens in. gemein 
fame Berathung zu treten, ift ohne Refultat geblieben. Die meiften 
und gerabe die mächtigften Regierungen fcheinen gewillt, das Re⸗ 
jultat bes. Eoncil8 abzuwarten und erft dann ihre Entihlüffe zw 
fallen: Daß fie, foweit dies überhaupt angemeſſen erſcheint, ent⸗ 
fehieben abiwehrend Yauten werben, wirb bon biefer Ceite als felbft- 
verftändlich betrachtet, Die öffentliche Meinung aber ift inzwilchen 
in ganz Europa, namentlich in Deutfchland, in bie Tebhaftefte Unruhe 
und theilweije jogar Aufregung verſetzt worben und. fieht nicht bloß 
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neue und ſchärfere Conflicte zwiſchen Staat unb Kirche, ſondern Rom. 


möglicher Weiſe ſelbſt Bewegungen innerhalb der katholiſchen Kirche 
voraus, deren ſchließlicher Ausgang zur Zeit allerdings nicht abzu⸗ 
ſehen wäre. Was von Seite ber Regierungen in Rom ſelbſt und 
confidentiel gefchehen iſt, Hat fich: bis jetzt noch ber öffentlichen Mei⸗ 
nung entzogen. Frankreich aber ſcheint bie Frage ernftli in Er⸗ 
wägung zu nehmen, ob es nicht angezeigt wäre, ber Beſetzung bes 
Kirchenſtaats no vor dem Concil ein Ende zu machen und zur 
September Convention mit Stalien zurüczufehren, um wenigſtens 
den Anfchein zu vermeiden, als ob Nom eine fo gewaltige Ummäls 
zung unter feinem Schute und mit feiner Connivenz vollziehe. 

So günftig auch bie Ausſichten Roms bezüglich der Stimmung 
und ber Willfährigkeit der Biſchöfe aller Länder, fat ohne Aus⸗ 
nahme, feinen Wünfchen zu entiprechen und fich feinen Beftrebungen 
anzufchliegen, jein mögen, jo ungünftig find biefelben jedenfalls be- 
züglih ber Laiengewalt unb zwar in ben weiteften Kreiſen. Noch 
hatte ber Bapft feine Einladung zum Concil nicht Tange erlaflen, 
fo traf die Curie, ihr Syſtem und ihre Anſprüche ein neuer Echlag, 
fo daß in das eine Jahr 1868 zwei Schläge fallen, bie für Rom 
gar nicht empfindlicher Hätten ausgedacht werben können. Hatte fich 
ihr in ber erften Hälfte des Jahres Defterreich, bisher ihre mäch⸗ 
tigfte und feftelte Stüße, entzogen, fo brady in ber zweiten Hälfte 
auch noch die lebte, bie ihr in Europa geblieben war, Spanien 
plöglih und unerwartet zufanmen. 


Spät, aber endlich doch erreichte das Verhängniß Iſabella LI Spanien. 


von Spanien und das ganze Geflecht ber ſpaniſchen Bourbonen, 
das feit Generationen tief verfommen, Schuld auf Schuld bald aus 
Berborbenheit bes Herzens bald aus einem Leichtfinn ohne Grenzen 
gegen das unglüdlide Lanb, zu befien Herrfcher es berufen war, 
auf fein Haupt gehäuft bat. Perfönlih mag das Schickſal ber 
Königin Iſabella bedauert, perfönlid mag fie nicht ohne Grund 
durch eine mehr als bloß mangelhafte Erziehung entſchuldigt werben. 
Das letzte Urtheil über Schuld ober Nichtfchuld ſteht ohnedem b 
Menſchen und feiner unter allen Umſtänden beſchränkten Einf 
nit zu. Thatſache ift es und das genügt, daß die Königin dur 
ein biffolutes Privatleben, has aller Ehre einer Frau, aller Würd. 
einer Königin Hohn ſprach, langſt auch bie letzte Spur einer A 
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Sparin.von Seite ihres Volkes vericherzt hatte und daß es nur einen um 
fo widerlicheren Eindruck machen mußte, wenn an einen Hofe, an 
dem auch nicht eine Epur wirklicher Religiöfität, praktiſchen Chriftens 
thums gu erkennen war, äußerlich bie weiteftgehende Devotion zur 
Schau getragen wurbe, Beichtväter und Nonnen einen ganz unge⸗ 
bührlihen Einfluß ausübten, troß ber gänzlichen Zerrüttung ber 
Staatsfinanzen Millionen zu mehr weltlichen als geiftlihen Zwecken 
nah Rom gingen und die Beſchützung des Papſtes für die erfte 
und vornehmfte Aufgabe des Landes erflärt wurde. leichzeitig 
berrichte im Innern der Einfluß wechſelnder Günftlinge und ebenſo 
rajch wechſelnde weibliche Launen, welche leiver vor feiner Gewalt⸗ 
that zurüdichredten und zu Empörungsverfuchen zwangen, bie jedoch, 
fo lange fie vereinzelt waren, blutig niebergejchlagen werben konnten, 
bis endlich alle Sriterefjien gegen das Willfürregiment, das Keinen 
ſchonte, zufammenfloffen, und zugleich das Gefühl moralifher Em: 
pörung bie Oberhand gewann, um einer Dynaſtie ein Ende zu 
maden, die fi ebenſo unfähig wie unwürdig bewiejen hatte, das 
Land fernerhin zu regieren. 

Nach dem Staatsſtreich vom 29. Dec. 1866 gegen O Donnel 
und die liberale Union blieb Iſabellen keine Partei übrig, auf die ſie 
fi ſtützen konnte und war ihre Herrſchaft zu einem bloßen Gewalt: 
regiment herabgeſunken, das Marſchall Narvaez mit eiferner Gewalt 
ausübte durdy die Armee, bie er möglichft zu purificiren beftrebt 
war. Eine Infurrection in Catalonien und Andalufien jcheiterte 
1867. Das Volk ſchien apathiſch und die Führer ber verjchiedenen 
Barteien hatten zu verichiebene Zielpunfte, um ſich unter einander 
fo leicht verftändigen zu können. Dies zu verhindern, war bas 
Hauptaugenmerk von Narvaez und es gelang ihm auch. Allein zu 
Anfang des Jahres 1868 ftarb er ganz unerwartet und mit ihm 
ber einzige Mann, der Anſehen genug batte, das bereits wankende 
Regiment noch zufammenzuhalten. hm folgte als Haupt der Re⸗ 
gierung Gonzales Bravo, ber jenes Anſehen nicht befaß und zubem 
nicht Militär, übrigens bereit war, zu jedem Gewaltſchritt die Hand 
zu bieten. Schon im Juli machte auch er jeinen Staatsftreich. 
Ueberzeugt, daß die angefehenften, den verfchiebenen Parteien ange- 
börigen Generale über eine Berftändigung gegen ihn unterhandelten, 
ließ ex fie an einem Tage auf ben verſchiedenen Punkten bes Landes 
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ergreifen ımb anf bie Inſeln interniten, und ſchickte bem Herzogsranien. 
v. Montpenfier, den Gemahl der einzigen Schwefter ber Königin, 
ben Befehl, das Land zu verlaffen, da er „den Feinden der Regies 
rung als Yührer dienen könnte“. Diefe Maßregel war ber größte 
Mikgriff, ven. er begehen konnte. Sie befeitigte alle Schwierigkeiten, 
bie bisher der Verftändigung unter den Generalen noch entgegen: 
geftanden hatten. Bis Mitte September war alles zu einer gemein: 
ſamen &rhebung vorbereitet: die verbannten Generale wollten an 
bemfelben Tage in Cadix zufanmentreffen, wo bie Flotte das Zeichen 
zum Aufftand geben follte. Am 17. September erhob der Abmiral 
Topete wirflih im bortigen Hafen die Fahne der Empörung, am 
418. ging die Stabt zu ihm über und am 19. Tangten auch bie 
Generale an und wurde ein gemeinfames Manifeft erlaffen, das bie 
. Spanier aufforderte, alle Parteiunterjchiebe zu vergeflen und zum 
Eturze der Regierung zufammenzumirken. Daß damit auch ber 
Sturz der Königin verftanden fei, wurbe noch nicht geradezu ausges 
ſprochen, wohl aber gefordert, daß „bie allgemeine Abjtimmung bie 
Grundlage der focialen und politiſchen Wiedergeburt Spaniens bilde*. 
Seilla und eine Reihe anderer Städte Anbalufiens folgten dem 
Beifpiel und ernannten Revolutionsjunten, diejenige von Sevilla 
war bie erfte, melde die Forderungen ber Revolution näher präcis 
firte und bie Befeitigung der Dynaftie in die erfte Linie derfelben 
aufnahm. 

Die Königin befand ſich unterbeflen nicht in Madrid, fonbern 
zufällig in S. Sebaitian, wo fie eben mit dem in Biarrit weilen⸗ 
ben Kaifer der Franzoſen über eine Zuſammenkunft unterhandelte, 
welche zwifchen beiden Regierungen für gewiſſe Zwede der auswär; 
tigen Politik ein näheres Verhältnig anbahnen, vielleicht eine ſpätere 
Allianz vorbereiten folte. Die Zuſammenkunft unterblieh jebt, bie 
Königin dachte daran, vielmehr felbft nah Mabrid zu eilen, um 
ihre Intereffen zu wahren. Schließlich Tonnte fie ſich aber doch 
nicht dazu entſchließen unb begnügte fi, das Minifterium Gonzales 
zu entlaffen und ihre Sache dem General Concha anzuvertrauen, ber 
alsbald den Welagerungszuftand über Mabrib ver! 

General Novaliches mit Truppen nad Anbalufien und 
rano und bie anderen aufftändifchen Generale abſch 
ber Königin fchien in ber That noch nicht verlor 
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Spanien. Madrid als Barcelona fi) zu pronunciren zögerten. Erſt als am. 
23. September Serrano und Novaliches mit ihren Streitfräften an 
ber Drüde von Alcolen unweit Cordova zufammengeftoßen waren und 
ber General der Königin unterlegen war, erhoben fih auch Madrid 
und Barcelona gegen fie und erflärte ſich ganz. Spanien für bie 
Revolution. Die Königin war verlaffen und verloren: am 30. trat 
fie nad Frankreich üher, um zuerſt in Pau, bann in Paris ben 
Vortgang ber Dinge in Spanien abzuwarten. Am 3, October zog 
GSerrano in Madrid ein, überahm am 4, das ihm von ber Santa 
von Madrid angebotene Mandat, eine proviforifhe Regierung zu 
bilden unb beftellte diefelbe am 8., wobei von feinen Genoſſen Prim 
das Portefeuille des Kriegs, Topete das der Marine übernahm. Con: 
ftituirende Cortes follten jo bald wie möglih und zwar auf Grund 
bes allgemeinen Stimmrechts gewählt werben, um vor allem aus . 
über bie künftige Form der Regierung zu enticheiden. Denn ſchon 
batte ſich eine ftarfe Partei, namentlih in ben anbalufiihen Bro: 
vinzen, ‚hervorgethan, welche offen die Errichtung einer Republik und 
zwar einer Föderativ-Republik verlangte und fie trat alsbald mit um 
fo größerem Nachdrucke und ‚größerer Zuverfiht auf, als die provi⸗ 
jorifhe Regierung jelbit, die Anhänger der Monardie in der pein: 
lichſten Verlegenheit waren, einen pafjenden König zu finden, da ber 
Herzog von Montpenfier, an den zunächſt gedacht werben mußte, es 
offenbar nicht verjtanden bat, fich bei den Spaniern beliebt zu machen, 
Die Wahl der Eortes zog ſich bis ins Jahr 1869 Hinaus und ergab 
bann nur ungefähr ber vierten Theil Republikaner gegen faft brei 
Biertheile Monarchiften, unter denen jedoch Sfabelliften und Earliften 
nur eine verſchwindende Minorität bildeten. Die Frage ob Monarchie 
oder Republik war indeß nicht bie einzige, welche fofort lebhafte Spal- 
tungen erzeugte; faft in bemfelben Grade war bies ber Fall bezüglich 
der fünftigen Stellung des Staats zur Kirche. Die überwiegende öffent- 
liche Meinung verlangte auch barin eine entſchiedene Aenderung und 
wenn auch fpäter diejenige Partei, welche ben Grundfak ber Glau⸗ 
bensfreiheit in bie Verfaffung aufgenommen zu fehen wünfchte, nicht 
durchdrang, fondern fich mit ber Duldung auch anderer Glaubens: 
genoſſenſchaften neben. ber katholiſchen Kirche begnügen mußte, fo 
wurbe bamit doch der Grundſatz ber Glanbenseinheit durchbrochen, 
nachdem ſchon vorher durch Decret ber proviforifchen Negierung vom 
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42. October ber Sefultenorden für ganz Spanien aufgehoben, feinespanien. 
Güter eingezogen, bie zahlreichen jeit 1833 gegen das Geſetz erflan- 
denen nenen Klöfter wieder befeitigt und in Mabrib und Barcelona 
der proteftantifche Gottesdienſt geftättet, ber weitere Abflug aber der 
bisherigen großen jährlihen Summen nad Rom ' ſiſtirt worben war. 
Inzwiſchen war Spanien thatfächlih als Republik conftituirt 
und ſchien noch längere Zeit in dieſem Zuſtande bleiben zu follen, 
theils weil es borausfichtlih nicht fo leicht war, fich über die Perfon 
eines neuen Königs zu einigen, theils weil ber Zufammentritt ber 
Cortes ſich weiter, als man Anfangs gedacht hatte, hinauszog und 
biefelben jedenfalls langwierige Debatten über eine ſo tief greifenbe 
Frage in Ausficht ſtellten. Die bloße. Thatſache bes Sturzes einer 
Dynaſtie und der wenigftens vorläufig nothgebrungen republitanifchen 
Gonftituirung Spaniens konnte nicht verfehlen, einen tiefen Eindruck 
zu machen und einen. weitreichenden Einfluß zu üben, wenigſtens 
auf die flammwerwandten Nationen Frankreichs und Italiens. Wenn gialien 
die Annahme gegründet iſt, daß die Regierungen Frankreichs und gran. 
Spainens gerade in jenem Momente auf dem Punkte ſtanden, fi zei. 
über eine allfällige Beſetzung Roms burd Spanier zu einigen, um 
Stalien nöthigenfalls ‚in der Hand zu haben, wenn Frankreich in 
bie Rage kommen fellte, aller feiner Streitlräfte- am Rhein zu be 
bürfen, jo war diefer Plan nun babingefallen und gleichzeitig all: 
fälligen Gombinationen gegen Preußen eine neue Schwierigkeit in 
ben Weg gelegt, indem des Kaijers Aufmerffamfeit und feine Sorge 
zunächſt von Spanien in Anſpruch genommen würde, zumal wenn 
er die Möglichkeit in Erwägung 309. daß dort ein Orleans auf dert 
Thron gelangen Fönnte, : Allein vielleicht noch bebeutfamer war es 
für die Zukunft, daß die Herftellung thatſächlich republikaniſcher Zu: 
fände in Spanien gang geeignet war, bie republifanifdhen Beftre: 
bungen Mazzini's und feiner Partei in Italien mächtig zu unter: 
flüßen und bie Erinnerungen an die Republif in Frankreich neu zu 
beleben. Unter ber. Yorm einfacher Berichterftattung über die Vor: 
gänge oder unter berjenigen bon Reflexionen bloß über die mögliche 
oder wahricheinliche Entwidelung der Dinge in Spanien war es ba 
und dort fo leicht und gar nicht zu verhindern, eine fehr Tebhafte 
Propaganda für republikaniſche Ideen in Gang zu feben und ift 
benn auch in der That ſeither in-- beiven Ländern eifrig gefchehen: 
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Station. Italien bot ber Agitation durch bie nach kurze Dauer ber neuen 


Frank⸗ 
reich. 


Monarchie, durch die Unfertigkeit aller Zuſtände, durch die Schwäche 
der Regierung, die Zerriſſenheit des Parlaments, die noch ſehr ge⸗ 
ringe politiſche Erfahrung ber Bevölkerung einen- überaus günſtigen 
Boden und nur das lebhafte Gefühl, daß bie kaum errungene 
Einheit nicht wieber gefährbet und Alles wieber in Frage geftellt 
werben dürfe, war es, was ber Agitation die Spike abbrach. Biel 
gefährlicher war ber Einfluß auf Franfreid und bie bort bereite 
vorher eingetretene Bewegung gegen die durch Napoleon III, ge 
ſchaffenen Zuſtände. | 

Wenn man auf die damals fich bereits. bem Ende zuneigende 
Vegislative Periode des gejebgebenden Körpers einen Rüdblid wirft, 
fo läßt fi nicht jagen, daß die aug den Wahlen von 1863 hervor: 
gegangene DOppofition auf die Beichlüffe defjelben einen irgend wie 
maßgebenden Einfluß ausgeübt habe: felbft nur einige 30 Stimmen 
ſtark, brachte fie e8 bie und da zu einer Minorität von 60, ein 
paarmal zu. einer foldhen von 90 Stimmen, niemals aber, aud 
nicht in der untergeorhnetiten Frage, zur Majorität. Nur in bem, 
was fie nicht wollte, nicht aber in dem, was fie wollte, einig, piel⸗ 
mehr in Wahrheit ein ziemlich buntes Gemif ton Orleaniſten, 
Legitimiften, Temokraten und Republilanern, Tonnte fie unmöglich 
feſt zufammenhalten und wurde, wo fie es that, von der Majorität 
einfach niebergeftimmt. Uber ihre Wirkjamfeit war dennoch eine 
ebenfo umfafjende als tiefgreifende, Die Aufgabe, bie fie ſich geftellt 
hatte, war, bie Schäden, Mängel und Gebrechen des Kaiferreiche 
ebenſo unermüblih als jchonunglos bloszujegen und das möglichſt 
grelle Licht auf dieſelben fallen zu laſſen, auf biefe Art das Kaiſer⸗ 
reich von allen. Seiten unaufhörlich anzugreifen und basfelbe in den 
weiteften Kreifen zu discreditiren, bie Gemüther. und Geifter ber 
Nation aufzuftaheln und für gine andere freiere Geſtaltung ber 
Dinge, fei bie Bahn berfelben welche nur immer, mit nie raſtender 
Arbeit vorzubereiten. So gering daher, ja..gerabezu’gleich Null auch 
ihre Erfolge im Schooße bes gefeßgebenden Körpers fein mußten, 
fo groß waren fie dagegen außerhalb deſſelben in der öffentlichen 
Meinung. Und auch im geſetzgebenden Körper waren fie mittelbar 
nicht ohne Erfolg: ihrem Wirken ift es zugufchreiben, daß ſich ang 
ber ſcheinbar geradezu willenloſen Mogjerität in der letzten Seſſiemen 
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eine Art. Tiers⸗Parti -herausbildete ober wenigftens herauszubilden Srant- 
begann, der,obgleich dynaſtiſch gefinnt, doch wiederholt mit der "9 
Linken oder: eigentlichen Oppofition ftlmmte, bie und da jogar 
eine Anzahl von Mitgliedern ber Rechten, bie nicht alle Cham, 
nicht bie lebte Spur von GSelbftänbigfeit Preis gegeben hatten, mit 
fich zog, freilich niemals fo viele, um eine Mojorität zu Etande zu 
bringen. Dabei Tieß fi gar nicht läugnen, daß bie Oppofition ar 
Talent, an Beredſamkeit, an Energie und felbft an praktiſcher Kennt: 
niß ber Stantsgefhäfte die Majorität weit übertraf, welche Momente 
noch dadurch verſtärkt wurden, daß fie feinerlei Schonung kannte 
und jederzeit gerade auf ihr Ziel losging, was zwar augenblicklichen 
Erfolgen meiſt nichts weniger als förderlich war, und die Majorität 
nur um fo entſchiedener unter die Flügel der Regierung zurüde 
Iheudte, auf die Dauer aber das Kaiferreich grändlich. erichüttern 
und unterhöhlen. mußte. Und fie erſchütterte dasſelbe wirflih: Tropfen 
auf Tropfen höhlet ven Etein. Die eigentliche Partei des Kaiſers, 
bie Werkzeuge, deren er ſich bebiente, ftanden in jeder Beziehung 
tief unter ihm felber, ‚genoffen und verdienten, mit wenigen Aus 
nahmen, nur ein fehr geringes Maß von Achtung. Die -unverante 
wortlichen Minifter waren einfach feine Handlanger und felbft Rouber, 
ber Etaatsminifter, zwar ein eminenter Rhetor, aber durchaus nicht 
mehr und nichts weniger als ein Staatsmann, wozu vor allem aus 
Selbjtänbigkeit des Charakters und Originalität der been gehört, 
was für einen Minifter des Kaifers von vorneherein ausgeſchloſſen 
war, ba er ohne eigenen Willen lediglich die Befehle feines Herrn 
auszuführen und zu vertreten Batte. ine ziemliche Anzabl feiner 
beruorragendften Werkzeuge, Genoſſen des Staatsftreihs vom 2. Der 
cember, waren, son Morny bis Troplong,. in den letzten Jahren 
zum großen Schmerze bes Kaiſers, der ſich einſam zu fühlen begann, 
geitorben ‚und ber junge Nachwuchs war fehr unbebentend, nicht eine 
mal genügend, ben Abgang zu erſetzen, geſchweige benn ein allmä⸗ 
liges Wachstgum ber beſtehenden Drönung ber Dinge in Ausficht 
zu ftellen. Der Senat, aus den geweſenen höchſten Würdeträgern 
bes Landes beſtehend, übertraf an Servilismus wo möglich noch den 
römifhen Senat unter Tiberius und entwidelte, mit geringen Aus: 
nahmen, M. Chevalier, St. Beube zc., nur ein überaus beicheibenes 
Maß von Inielligenz, glänzte im Gegentheil bei verſchiedenen Ges 
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Brant- legenheiten durch eine Vornirtheit, bie gar nicht. größer hätte gedahl 
wid. werben können und machte baburd die Würde, mit ber ihn be 
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Kaiſer zu umgeben ängftlih bemüht war, nicht felten zur wahre 
Farce. Die höchſten Beamten jeder Kategorie hingen am Kaiferreid 
por allem aus durch das Band ſehr materieller. Intereſſen, durq 
große, theilweife gerabezu enorme Gehalte Die Präfecten un 
Maires, die Vollitreder des kaiſerlichen Willend über das gang 
Land bin, mußten jedes Winks von oben gewärtig fein, mußte 
jede felbjtändige politiihe Regung in ſich unterbrüden und ähnlich 
Kundgebungen innerhalb bes Kreifes,. der ihnen anvertraut war, mil 
allen Mittel fern halten, oder fie wurben alsbald bejeitigt, Nur 
wer Vebiglidh feinem Erwerbe nachging und im Uehrigen die Regie 
rung walten ließ, und dazu gehörte außer einem Theil der Hohes 
Finanz namentlich die große Mehrheit ber aderbauenden Bevölkerung 
Sranfreihe, war zufrieden. Im größeren Theile ber wohlhabenden 
und benfenden Mittelklaffe, die fih von allem Einfluß auf die Lei: 
tung ber öffentlichen Angelegenheiten ausgeichloffen ſah, fraß die 
Unbefriedigtheit und die Unzufriebenheit mit den befteheuden Zuftäur 
ben immer weiter unb tiefer um fich und zwar offenbar mit fchnellen 
Schritten. Schon bei ben Wahlen von 1863 Hatten ſich Paris und 
faft alle großen Stäbte bed Landes gegen. das Kaijerreich erklärt 
und ed war vorauszujehen, daß dies bei ben nächfien in fehr ver: 
ſtärktem Maße der Fall fein werde. Der Sturz des Credit mobilier 


ber Pereire. und der mit ebenfo großer Energie als Willkür dur: 
geführte Umbau von Paris hatten zahlloſe Intereſſen verletzt und | 


die Etellung der Regierung zu beiden, Unternehmungen bot ben An: 
griffen der. Gegner nur allzu viele ſchwache Seiten. Aeußerlich ſtand 
das Kaiferreih allerdings noch unangetaftet ba, aber feine Grund: 
lagen find. zum mindelten ſiark angefrefien: bas Präftige deſſelben 
ift dur Merico und ‚die Ereigniffe in Deutfchland geſchwunden und 
wenn bie moralifche Achtung vor demſelben und jeinen Trägern :in 
Wahrheit nie fehr groß war, jo hatte ſich die Oppofition-in ber 
That nicht umfonft bemüht, fie vollends zu vernichten. Es bedurfte 
nur der Gelegenheiten, um dieſe Lage ber Dinge zum Ausbrud zu 
bringen. Daß bas Gericht, das fo. plößlich über bie bisherigen ‚Ge: 


waltbaber in Spanien: hereingebrocdhen war, wo eine alte Dynaftie 5 


ber wmoralifhen Empörung. ber Nation zum Opfer:. fiel, bei biefer 
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Dispofition der Geifter nicht ohne tiefen und gewaltigen Eindruck Bra 
auf Frankreich bleiben konnte, liegt auf der Hand. 

Napoleon III. hat in der auswärtigen Politik nicht nur große 
Triumphe errungen, fondern fi) auch fowohl durch die Zurüdfüh- 
zung Rußlands auf das wahre Maß feiner Berechtigung in Europa, 
als durch die Befreiung und Einigung Italiens, zu der er ben An- 
ftoß gegeben hat, unzweifelhaft große Verbienfte erworben, wenn 
ihm auch der höchſte Preis gerade in dem Augenblide, da er ihm 
zu winken fchien, dadurch entging, daß Deutichland ben erften und 
vornehmften Grund feiner Schwäche abſchüttelte und Franfreich fo: 
fort, felbft noch unvollendet, al8 ebenbürtige Macht an die Geite trat. 
In der inneren Organijation bes von ihm doch fo lange unum⸗ 
ſchränkt regierten Staates hat er dagegen auch nicht bas mindeſte 
Neue von Bedeutung gefchaffen: bie Verfaflung ift eine bloße Eopie 
derjenigen jeines großen Oheims und zeichnet ſich durch die Armuth 
ber barin waltenden politifchen been aus, fie ift Tebiglih eine 
ſchlechte Verhüllung bes abjoluten Regiments. Es ift vielfach und 
‚nicht ohne fcheinbare Gründe behauptet worben, daß das franzöfijche 
Volk der Selbitbeitimmung und Gelbftregierung überhaupt nicht 
fähig fei und dies durch feine ganze Gefchichte feit bald hundert 
Jahren ‚genügend bewiejen babe, eine ſolche Selbftregierung in feiner 
großen Mehrheit auch gar nicht verlange, wie das zweite Empire fo 
lange gezeigt habe. Ohne die Frage zu entſcheiden, ift fo viel Kar, 
baß ber Gründer bes zweiten Kaiſerreichs, wenn er babei von biefer 
Anſchauung ausging, wie e8 den Anfchein hat, die Eonceffionen vom 
24. November und 19. Januar, fowie eine ganze Reihe anderer 
geringerer in berfelben Richtung niemals hätte machen follen. Sollte 
er bagegen nicht von biefer Anficht ausgegangen fein, fondern jein 
Negiment bloß als ein Uebergangsſtadium von ben wirren Zuſtän⸗ 
ben na 1848, aus denen die Nation felber einen Ausweg zu 
finden nit fähig ſchien, betrachtet und wirflih an eine fpätere 
„Krönung des Gebäudes“ nicht als eine bloße Möglichkeit, ſondern 
als eine Nothwendigkeit gebacht haben, fo lag ihm bie hiſtoriſche 
Aufgabe ob, irgend welche politifche Organifation zu fchaffen, welche 
bas ale berechtigt anerkannte Bebürfnig der Franzoſen nach Freiheit 
und Selbftregierung befriedigt hätte, ohne darum in das gewöhn⸗ 
liche von ihm fo entfchieben perhorrescirte conftitutionelle Geleife, in 
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Frant» welchem allerdings zwei Dynaftien unmittelbar vor ihm gefcheitert waren, 


reich 


einzulenken. In dieſer Beziehung hat er ſich aber auch nicht im minde⸗ 
ften als originaler, fchöpferifcher Geift erwiefen. In den lebten Jahren 
bat er eine Reihe von Conceſſionen gemacht, die Tebiglich in die Bahn 
eben jenes verhaßten conftitutionellen Regiments zurüdführt und fieht 
fich fichtlich mehr und mehr vor die fatale Alternative geftellt, entweder 
wieder alles zurüdzunehmen und einen neuen Staatoſtreich zu machen, 
ber aber augenſcheinlich die Dynaftie in Frage ftellen würbe, ober aber 
auf der betretenen Bahn zu beharren und von Eonceffion zu Con: 
ceffion bis ans Ende, d. 5. bis zum vollftändigen conftitutionellen 
Regimente wie unter Louis Philipp zurüdzufehren, er ober fein 
Sohn, der Faiferlihe Prinz, barauf kommt es natürlich nicht an. 
Der größte, freilich vielleicht unvermeibliche Fehler bes Kaifers 
von feinem Standpunkt aus war die am 19. Sanuar 1867 con: 
cebirte und zu Anfang 1868 von den Kammern beſchloſſene Pref- 
freiheit. So bedingt fie auch war, fo faßte fie die Oppofltion doch 
fofort als den mächtigen Hebel auf, mit dem fie bas Kaiferreich 
von feiner ſcheinbar fo feften Bafis zu heben vermöge. Nicht nur 
wurbe eine ganze Reihe neuer Blätter, alle gegen bie beſtehenden 
Zuftände, gegründet, fondern die Männer von 1848, die nicht nur 
nad anderen Zuftänden verlangten, fondern aud den Mann, der 
bie beftehenden geichaffen hatte und aufrecht erhielt, gründlich haften, 
traten jebt wieber in bie Arena und balb wurde ber Ton ber Preſſe 


ein ganz anderer. Rochefort namentli griff den Kaifer und das 


Kaiferreih mit einer bisher ganz unerhörten Kühnheit an und feine 
„Laterne” war alsbald in Paris und in ber Provinz in allen Hän- 
den. Dan fing an zu wagen, was feit achtzehn Jahren Niemand 
gewagt Hatte: die Furcht vor ber Gewalt ſchwand von Tage zu 
Tage und ein immer frifcherer Wind fing an bie Segel der Oppo⸗ 
fition zu ſchwellen. Der 2. December, der Ausgangspunft des gegen: 
wärtigen Regiments, und bie perfünlicde Regierung, wie man ben 
neuen Abfolutismus nannte, aljo das Princip ſelbſt ber. Verfaffung, 
wurben in. allen Blättern bebattirt und unter immer. neuen Gefichts⸗ 
punkten angegriffen. Umfonft warnte der Moniteur (2. November), 
baß folde Discuffionen über den Charakter der conftitutionellen 
Befugniffe des Staatsoberhaupts durch das Senatsconſult vom 18. 
Juli 1866 verboten feien. Der Strom war im Begriff, alle ber: 


— 
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artigen Dämme unaufhaltfam zu überfluthen. An bemjelben Tage, graut⸗ 


dem Tage aller Seelen, fand auf dem Kirchhofe Montmartre eine rei 


Heine Demonſtration zu Ehren des längſt vergeſſenen Volksreprä⸗ 
ſentanten Baudin ſtatt, der am 3. December 1851 in treuer Er⸗ 
füllung ſeiner Pflicht auf der Barrikade gegen den Gewaltſtreich 
gefallen war. Die Demonſtration war höchſt unbedeutend, aber als 
die Polizei einſchritt, ſchwoll ſie ſchnell zu einem förmlichen Ereigniſſe 
an. Es bedurfte eben nur eines Funkens, um die öffentliche Mei⸗ 
nung in Flammen zu ſetzen. Am folgenden Tage eröffnete ein 
Oppoſitionsblatt eine Subfeription zu einem Denkmal für Baudin, 
einige andere folgten und eben basfelbe geſchah auch in ber Provinz. 
Die Regierung glaubte es nicht dulden zu dürfen und leitete einen 
Prozeß wenigftens gegen biejenigen Blätter ein, welche die Demon 
ftration begonnen hatten und zwar wegen „Manövern im Innern“ 
auf Grund bes verhaßten Eicherheitögefebes, das Jedermann für 
längft abgefchafft gehalten hatte, und als fie verurtheilt waren, gegen 
alle, die auch jet nicht fofort bie Subfeription einjtellten. Alles, 
was fie unternahm, ſchien aber nur Del ins Feuer zu gießen. Ein 
Gutachten der angejehenften Advokaten bewies, daß die Negierung 
das Recht nicht Habe, die Subſcription zu verbieten, Dieſe ging 
fort und Männer von Gewicht ſetzten ihre Ehre barein, ihre Meinen 
Beiträge mit ihrer Unterfchrift zu begleiten; bei ben Gerichtöver: 
bandlungen wurde in Paris und in ber Provinz der 2. December 
von den Advokaten unummwunben als ein Verbrechen bargeftellt und 
als ſolches gezeichnet und biefe Verhandlungen konnten nicht unters 
drückt werben, fondern erfchienen in den Blättern und wurben in 
vielen Tauſend Eremplaren über das ganze Land verbreitet; zwei 
Gerichte in der Provinz erfühnten fi) jogar zum Staunen ber Re: 
gierung zu Freiſprechungen. Die Regierung erkannte es zu fpät, 
daß fie einen nicht mehr gut zu machenden Mißgriff begangen babe 
und fügte boch gleich einen neuen hinzu, indem fie am 3. December, 
eine weitere Demonftration fürchtend, bie ganze Armee: von Paris 
auf bie Beine ftellte, ale ob eine förmlihe Revolution beabfichtigt 
fei und machte fih nun auch noch lächerlich, ba alles ruhig blick. 
Der ungeſchickte Minifter Pinard mußte entlaffen werben und 1 
ganze Angelegenheit verlief ſich bis Enbe des Jahrs ſcheinbar 
Sande. Uber bie Regierung tft. aus berfelben fihtlih und ſpürbar 
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Frant- geſchwãcht hervorgegangen: bie ganze Stimmung in Paris und im 
er Rande war zu Enbe des Jahrs offenbar eine weſentlich andere, vid 


entfchiedenere und viel hoffnungsvollere gegen das Kaiſerreich, als 
fie e8 noch zu Anfang beffelben geweſen. Seither folgte die Seſſion 
der Kammer von 1869, in ber die Regierung bezüglich bes Umbanes 
von Paris und ber Willfürlichleiten bes Eeinepräfecten, Baron Hauf-: 
mann, binter dem ja ber Kaifer felber fland, eine zwar nicht ma- 
terielle, aber unzweifelhaft moraliſche Niederlage erlitt und hierauf 
folgten die allgemeinen Wahlen, aus weldhen in Paris die Männer 
von 1848, die fogenannten „Unverjöhnlichen”, in den übrigen großen 
Städten die Männer der Oppofition Thiers-Favre und auf Dem 
Lande der Tiers:Parti der Buffet und Olivier fehr verftärft hervor: 
gingen; es folgten bie. Unruhen in Paris und einer Reihe anderer 
Städte, für welche die letzten achtzehn Jahre Fein Beifpiel aufzu: 
weiſen hatten und fchließlich die fogenannte kurze Seſſion des gefeb- 
gebenben Körpers, in welcher der Tiers-Parti in den Vordergrund, 
bie eigentliche Linfe aber vorerſt entſchieden in den Hintergrund 
trat, die Snterpellation ber 116 und das erſte Nachgeben bes 
Kaiſers, das unzweifelhaft zu noch weiteren Concelfionen ober zu 
neuen Reprefliomaßregeln führen muß. Das Kaiferreih ift endlich 
an bem entſcheidenden Punkte angelangt: wie durch bas gänzliche 
Scheitern der großen mericanifhen Unternehmung und bie machtvolle 
Entfaltung Preußens im Jahre 1866 von außen, jo tönt ihm nun 
auh im Innern durch das Wiedererwachen ber Nation zum erften 
Mal das verhängnißvolle: Schach dem Könige! in bie Ohren. Die 
Partie ift vielleicht noch Lange nicht verloren, aber auch nicht abzu: 
ſehen, wie fle fchlieglih vom Kaiſer noch gewonnen werben Tann. 
Von wen fie auch gewonnen werben mag, ſo wird entweder 
bag Kaiſerreich nicht mehr das bisherige Kaiferreih ober Frank⸗ 
reich nicht ‚mehr. das bisherige Frankreich fein, jenes, wenn Napo⸗ 
leon III, zum conftitutionellen Kaifer ber Franzoſen geworden wäre, 
der zwar herrſcht, aber nicht regiert, dieſes, wenn ein neuer Staats: 
ftreih in irgend welcher Form dem Lande neuerdings den cäfarifchen 
Adfolutismus über den Kopf geworfen hätte. Frankreich wäre nicht 
mehr bas bisherige Frankreich, das ben erften Rang in Europa ein- 
zunehmen ben Anſpruch machte und macht, wenn. es nicht mehr im 
Stande fein follte, diefen. cäfariihen Abſolutismus abzuſchütteln, 
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fondern mwürbe dadurch beweifen, baß es feinen Höhepunkt über: Brant- 
fhritten habe und entſchieden auf bem Rückgange begriffen fei. Erſt wid. 
als Rom und das römifhe Volk in diefer Lage waren, trat Cäfar 
auf und beugten fich jene feinen Nachfolgern. Noch aber jcheint bie 
franzöfifhe Nation nicht dem gleihen Schickſal verfallen zu fein, 
noch fcheint man die Hofinung hegen zu dürfen, daß fie ſich kräftig 
aufraffen und ihre GSelbftbeftimmung wieder erringen werbe, ohne 

in ben entgegengelebten Fehler nie endender rebolutionärer Verſuche 

zu verfallen. Ob es die gegenwärtige Dynaſtie behalten oder zu 
irgend einer ber früheren ober felbjt zur Republik zurückkehre, ift 
babei für die Dauer viel weniger entſcheidend, als daß es enblid 

bas Grundübel feiner politifhen Organifation, die abjolute Centra⸗ 
Yılation der Kegierung und Verwaltung erkenne und entidhloffen bie 
Bahn einer bejonnenen und mäßigen, aber beiwußten und entjchies 
benen Decentralifation betrete. Denn ohne bies werben wir unter 
anderen Formen nur wieber biefelben Erſcheinungen zu beobachten 
Gelegenheit haben und verzehren die Franzofen ihre beiten und ebel- - 
ften Kräfte in nutzloſen Kämpfen, die nimmer zu ihrer wahren Be 
friedigung dienen können. 

Wie immer aber auh ihr Geſchick ſich geftalten wird, bie Sranf- 
Krifls, in die Frankreich nunmehr eingetreten ift, wird fi kaum (engen, 
raſch abwideln und die Entſcheidung wird vielleicht erft das Reſultat 
jahrelanger Kämpfe fein, gerade fo wie auch bie fchließlihe Voll: 
enbung ber deutſchen Dinge noch in ziemlicher Entfernung zu liegen 
ſcheint. Wie fih die beiden Nationen in ber Zwifchenzeit zu eins 
ander ftellen und verhalten werben, barüber wäre felbit jede Ver⸗ 
muthung in biefem Augenblid noch mehr als voreilig. Es Tiegt dem 
Kaiſer der Franzojen jedenfall nahe zu verfuchen, in dem Kampfe, 
in ben er eingetreten ift, ſich durch auswärtige Complicationen Luft 
zu machen und bie Stellung, die ihm das Jahr 1866 gegenüber 
Preußen unb Deutſchland gemacht hat, tft immerhin ber Art, daß 
er trotz alles Triedensbebürfniffes des Volkes und trob des Ent: 
ſchluſſes der Mittelllaffen, fih nicht durch auswärtige VBerwidelun, 
von ber Verfolgung ihrer Beitrebungen im Inneren abziel 
laſſen, ficher jein kann, eine ſympathiſche Fiber anzufchlagen, tv 
er ben Ehrgeiz ber Nation nad) dieſer Seite hin nicht einfd*: 
läßt und früher ober fpäter wieder wach zu rufen ſich entjı 
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follte, gerabe wie auf ber anderen Geite Preußen. feine Erfolge im 
Jahre 1866 nur baburd errungen bat und nur baburd behauptet, 
baß es dem nicht mehr zu widerſtehenden Drange ber deutſchen Na⸗ 
tion nad) größerer Einheit und größerer wirklicher, nicht bloß wie bie 
bahin lediglich ſcheinbarer Macht nach Außen Befriedigung gewährte 
und gewährt. Wie die Dinge liegen, barf man es wohl für wahr: 
ſcheinlich erachten, daß bie Franzoſen in ber nächſten Zeit ſich vor: 
zugsweife der Ordnung ihrer inneren Angelegenheit und ven Kämpfen, 
die dies in Ausficht ftellt, bingeben werben, aber ohne darum ibre 
Stellung nah außen zu überjehen ober gar opfern zu wollen. 
So lange die Frage zwiſchen Franfreih und Deutichland oder viel⸗ 
mehr wenigftens zunächit Preußen nur eine Machtfrage ift, iſt ein 
Aufhören der bisherigen Spannung und ber bisherigen auf Handel 
und Verkehr fo furdtbar brüdenden und durch bie Laſten der be- 
waffneten Neutralität für die Völker auf bie Dauer geradezu umer: 
träglihen Ungewißheit der Lage nicht abzufehen. 

Eine Wendung ſcheint nur dann möglich, wenn Preußen ein: 
jehen jollte, daß bie deutſche Nation nicht bloß nach größerer Ein- 
heit und einer ihren materiellen und geijtigen Kräften entſprechenden 
Macht verlangt, fondern auch nad Freiheit in ber von bergebrachten 
Anfhauungen und ererbten Intereffen unabhängigen Entwidelung 
biefer Kräfte. Die deutſche Frage ift für Preußen ausſchließlich ober 
doch ganz überwiegend eine Machtfrage, für die Nation iſt fie ebenfo 
jebr und noch mehr aud eine Freiheitsfrage. Der norddeutſche 
Bund hat unter ber Leitung des Grafen Bismard in wirthſchaft⸗ 
liher und focialer Beziehung Portfchritte gemacht, deren Bebeutung 
vielfach unterſchätzt wird und nicht Teicht hoch genug angefchlagen 
werden kann, Tortichritte, die für die Zukunft allerdings folgen 
reicher jein bürften, als dieſe oder jene conftitutionele Errungenſchaft, 
die zwar ben orberungen bes Zeitgeiftes entfpräcdhe, aber an ſich 
allerdings von zweifelhaften Werthe fein möchte. Allein es handelt 
fih nicht um dieſe oder jene conftitutionelle Errungenſchaft, ſondern 
um das ganze politiiche Syſtem, das in Preußen während ber Con⸗ 
flictözeit nach Turzer Unterbrechung wieber emporgelommen ift und das 
nur mit ber Unterflüßung bes Grafen Bismard aufrecht erhalten 
wird und aufrecht erhalten werden kann. Diefes Syſtem will nicht 
mit dem Zeitgeift. gehen, verfagt bem. Lande bie Neformen, bie dem⸗ 
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felben entfprächen, und ſtemmt ſich mit allen Kräften gegen bie Strö- Preußen 
mung. Daß Oefterreih fo entſchieden in dieſe Bahn eingelenft und a 
fi von der Strömung des Zeitgeiftes ſeinerſeits tragen läßt, wird land. 
getabelt oder mitleidig belächelt. Und doch verdankt es Oeſterreich 
nur dieſem Syſteme, daß es fi feit 1866 unftreitig wieber ent⸗ 
iieden gehoben bat; und wenn es fortwährend mit großen inneren 
Schwierigkeiten zu kämpfen hat, fo rühren fie offenbar nicht bon 
diefer, fondern von ber ganz entgegengefeßten Seite her und können 
im Gegentheile nur durch conjequentes Beharren auf bem betretenen 
Wege überwunden werben, wofern fie überhaupt zu überwinden find, 
Wenn man nun in Preußen im ©egenjab gegen Defterreich von 
dem „lanbläufigen” Liberalismus nichts wiſſen will und es ablehnt, 
nad) der „Schablone bes Zeitgeiftes” zu arbeiten, fo ließe ſich hie: 
gegen nichts einwenden, wofern von Geite der Regierung anbere 
große liberale Schöpfungen — denn von confervativen Schöpfungen 
laßt fi nicht wohl ſprechen, es wäre ein Widerſpruch in fih ſelbſt 
— zu gewärtigen wären. Allein bas ift offenbar nicht der Fall. 
Nah Langem Zögern hat das Minifterium bes Innern endlich Der: 
trauensmännern ben Entwurf einer neuen Zufammenjegung ber 
Kreisvertretung vorgelegt, ber den Erwartungen aud nicht von ferne 
entiprodyen zu haben ſcheint. Don biefem Minifterium find gefeb- 
geberiihe Schöpfungen in biefer Richtung und im Sinne ber Zeit 
offenbar nicht zu gewwärtigen, und noch weniger von Minifterium 
des Eultus und Unterrichts. Selbſt da, wo etwas geſchieht, wie von 
Seite des neuen Juſtizminiſters, glaubt berjelbe es damit gleich: 
fam entfchuldigen zu müflen, baß er dem Liberalismus gleichzeitig 
ohne alle Veranlaffung den Handſchuh ins Gefiht wirft. Die Lö—⸗ 
fung fo großer, tief eingreifender ragen barf nicht überflürzt wer⸗ 
den, das mag volljtändig zugegeben werben, aber in Angriff müfjen 
fie doch genommen werden, während das herrſchende Regiment fie 
offenbar zu verfchleppen ſucht und ſchließlich in einer Weiſe Löfen 
möchte, die nur den Intereſſen einzelner, aber keineswegs aller Klafjen 
ber Bevölkerung entipridyt und von einer gerechten Abwägung 
billigen Befriedigung aller Klaſſen weit entfernt zu ſein ſchei 
Aufgabe des wahren Liberalismus, der mit dem wahren, win 

fagen „freien“ Conſervatismus Hand in Hand geht, ift 

ſchen und unreifen Strömungen ber Zeit zu widerſtehen, 
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Preusen gerechten Forderungen berjelben auch energifch und unter Umftänben 
un gfelöft rücfichtolos zu genügen. Bon biefem Minifterium ift eine 
and. ſolche Politik offenbar nicht zu gewärtigen; jonft würde es ſich ſtatt 
auf bie Altconfervativen ober Feudalen im Abgeorbnetenhaufe viel 
mehr auf bie mittleren Parteien fügen und das Herrenhaus in feiner 
jebigen Zufammenjegung ſtatt als eine Etübe vielmehr als ein nach: 
gerade unerträgliches Hemmniß betrachten. Wenn fi in Preußen 
feine Männer finden, bie wirklich Neues, was bem innerften Be: 
bürfnig ber Zeit und doch nicht dem „Ianbläufigen” Liberalismus 
entfpricht, zu jchaffen vermögen, jo wäre e8 immer noch beffer, mit 
Borfiht, aber doch kräftig dem Yehteren zu folgen, als mit ‚Gewalt 
Anſchauungen und Einrichtungen aufrecht erhalten zu wollen, die im 
allgemeinen Bewußtfein ber Zeit abgeftorben find. Die Lage Preußens, 
feine Etellung in und zum norbdeutjchen Bunde und das Verhältniß 
diefes Tetteren zu Süddeutſchland, die gefammten deutfchen Dinge 
wären ganz andere, wenn nicht bas in Preußen herrihende Syſtem 
überall als Hemmſchuh im Wege fände. Seit der Mitte des Jahres 
1867 ift denn auch in der Bewegung, die von Preußen ausging, 
ein gewifler Stillftand eingetreten, der nicht zu verfennen und nicht 
zu läugnen ift und ber ſich nicht auf bie europäifchen Verhältniſſe 
allein zurücdführen läßt. Diefer Stilljtand wird erft dann aufhören, 
wenn Preußen zu dem Grundſatz zurüdtehrt, ben ber jetzige König 
im Unfange feiner Regierung verkündet hat, daß Preußen in Deutfch- 
land „moralifhe Eroberungen” machen müfle, wenn es bamit vor 
allem aus im eigenen Haufe beginnt, freilich energifcher und jelbft- 
bemußter, als es unter der fogenannten neuen Aera ber Yal war. 
Dannzumal würde wohl aud das fortwährend gefpannte Verbältniß 
zu Dejterreih, an dem jedenfalls nicht nur biefes, jondern minbe- 
ftens in demfelben Grade auch Preußen Schuld ift, einem freund: 
liheren, wie es das beutflh nationale Gefühl jenfeits wie. biefjeits 
wünſcht und verlangt, weichen und möglicher Weife felbjt der Weg 
gefunden werben, fih mit Frankreich auf einen anderen Fuß zu 
ftellen und almälig felbft auszugleichen, was bie öffentliche Mei: 
nung in ganz Europa fo dringend erfehnt, um ber längeren Yort- 
dauer ber bewaffneten Neutralität und damit ber furdtbaren Militär: 
laſt ein Ende abzufehen. in beſſeres Verhältniß zu Frankreich 
wäre jedenfalls der deutſchen Nation ſympathiſcher als die Freund⸗ 
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ſchaft mit Rußland, welche fie nur als einen Nothbehelf ber allge: Yreusen 
meinen Lage anfieht und als folchen fich gefallen läßt, während fie Deutför 
in Berlin in einem wejentlih anderen Sinn gepflegt werben zu lanud. 
wollen ſcheint. | 

Die früher fo Taute und rüdhaltlofe Anerkennung, welche Kaifertuslant. 
Alerander II. und fein Regierungsiuftem in Wefteuropa gefunden, 
ift nachgerade ziemlich til geworben und es ift vielleicht geradezu 
auffallend, daß fie nicht Tängft in ihr volles ©egentheil umge: 
ichlagen hat. Die plötzliche Aufhebung ber Leibeigenſchaft war ohne 
Zweifel eine energiſche That, und verbient infoferne Achtung, aber 
es ift doch jehr die Frage, ob fie nicht verfrüht war und eben barum 
in der Weife, wie fie geſchehen, dem Reiche und ben früheren Leib» 
eigenen felbft nur ſehr bedingter Weife zum Heile gereicht Hat. Seit 
bem Jahre 1863 und der Infurrection der Polen hat aber bie ge: 
fammte innere Politik Rußlands eine ganz andere Wendung genom: 
men, und wenn man bemjelben auch einräumen mag, daß es nad 
Mitteln juchte, den ſich wiederholenden Erhebungen ber Polen, beren 
Anfprüden e8 allerdings, wie das Furze Regiment Wielopolski's gezeigt 
bat, freiwillig unmöglich entſprechen kann, ohne feine eigenen Intereſſen 
zu gefährden, cin Ende zu machen, fo tft es bei der Verfolgung biefes 
Ziels doch in eine Bahn gerathen, die allem fittlih Erlaubten gerabezu 
ins Geſicht ſchlägt und wenigſtens in der neueren Geſchichte ganz 
ohne Beifpiel if. In ben früheren Anneren des ehemaligen König: 
reich8 Polen, in Litthauen und Pobolien, Kiew und Wilna, den jebt 
fogenannten ſüd- und norbwefllihen Provinzen, fol bie polnische 
Race völlig vertilgt, im eigentliden Königreich das polniſche Weſen 
gewaltfam ruffifizirt, die griechiſch-orthodoxe Kirche an die Stelle der 
griehiich-unirten treten und die katholiſche Kirche von Rom völlig 
Vosgeldöst werben. Die frühere wenigftens theilweiſe Selbftänbigkeit 
Polens bat mit dem Jahr 1868 bis auf den Namen, ber nur 
nad Außen Hin noch unangetaftet blieb, um die Mächte ni zu 
reizen, volftändig aufgehört und ift die gefammte Verwaltung 
Landes von Warſchau nad) St. Petersburg unb an bie verjchi 
ruſſiſchen Minifterien übergegangen. Im höheren Unterricht 
ift überall die ruffiihe Sprade zur Unterrichtsſpri 
das Polniſche, beziehungsweife das Deutjche entweh 
oder doch auf ein Minimum beruntergefebt, bie 
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Rupiems.nifchen Beamten entlaffen und durch geborene Ruſſen erfeht worben. 
Das ijt damit allerdings erreicht, daß bie Polen nicht mehr daran 
benfen können, von fi aus irgend etwas gegen bie ruſſiſche Ver: 
gewaltigung, obgleich fie ihnen in brutalfter Weife das Theuerſte, 
was ein Bolt beißt, feine Religion und feine Sprache zu entreißen 
benrübt ift, auch nur zu verſuchen. Aber bie Art und Weife, wie 
Rußland gegenwärtig in Polen vorgeht, ift fo haarfträubend, daß 
e8 nachgerade doch fraglich ericheint, ob Europa es auf die Dauer 
gebulbig wie bisher hinnehmen wird. Es wäre für Rußland ges 
rabezu unmöglid, ein foldyes Syſtem aufrechtzuhalten und durchzu⸗ 
führen, wenn es nicht gegen Europa durch Preußen gebedt wäre, 
und das ift ber Preis, um den es fi die NRefultate bes Jahres 
1866 gefallen läßt und Preußen gegen Frankreich, reſp. gegen Oeſter⸗ 
reih eine Art Rüdhalt gewährt. Wäre die Aufmerkſamkeit Weit: 
europa’s nicht durch feine eigenen Angelegenheiten jo vollitänbig ab⸗ 
jorbirt, fo wäre diefe Kombination: wenigftend auf die Dauer abjolut 
unmöglid. Für Preußen und Deutichland ift die Yreundichaft Ruß⸗ 
lands um biejen Preis doch zu theuer erfauft und Preußen liegt 
bie bieffällige Erwägung um fo näher, als dasjelbe Syſtem feit 
einigen Jahren auch gegen das Deutſchthum ber Oſtſeeprovinzen, 
wenn aud mit einiger Vorficht, ind Werk geſetzt wird. Statt mit 
Rußland gegen Frankreich zu ftehen, läge es viel näher und würbe 
den Gefühlen der beutichen Nation unendlich befjer entiprechen, wenn 
Preußen mit Frankreich gegen Rußland für die mit Füßen getretene 
Humanität einträte. Und dies um jo mehr, als die ruſſiſche Freund: 
haft für Preußen doch eine durchaus precäre ift und nicht auf 
dauernden Intereſſen beider Nationen, ſondern lediglich auf augene 
blicklicher Convenienz beruht, die möglicher Weife und gerade ebenfo 
gut in ihr gerades Gegentheil umfchlagen und zu einer Verbindung 
Rußlands mit Frankreich gegen Preußen und Deutichland führen 
könnte, wie es ja Frankreich wiederholt nahe gelegt wurde. Auch 
bas Verhältniß Preußens zu Defterreih würde ein ſolches, wie es 
bie deutſche Nation wünſcht, wenn Preußen mit Defterreih gegen 
Rußland, ftatt mit Rußland gegen Defterreich hielt. Wenn Preußen 
die Leitung der deutſchen Nation, die es feit 1866 thatfählih in 
bie Hände genommen bat, in ihrem Sinne führt und nit als eine 
bloße Machtfrage, fondern als eine Frage ber Macht und der Freiheit 
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auffaßt und Töfen will, fo hat Defterreih von Deutfchland nichts zuRußland. 
beiorgen, vielmehr denjenigen Rüdhalt zu gewärtigen, befien es zur 
Erfüllung feiner Aufgabe im Often bebarf, und Tann auf bie Rechte 
verzichten, bie ihm der Prager Friede bezüglich Süddeutſchlands ein- 
geräumt haben mag. Durch feine Politif gegen Polen und bie pols 
niſche Race beweist Rußland, daß es noch immer in feinem Sterne 
ein durchaus barbariſcher Staat iſt, der nur in feinen Lenkern bie 
europäifche Eultur in fi aufgenommen bat und im übrigen bloß 
mit einem leichten europäiſchen Firniß überzogen iſt. Seine wirk⸗ 
lihe Aufgabe liegt mweber im Welten noh im Süben von Europa 
und früher ober ſpäter wird es doch dazu kommen, daß von Europa 
gründli und wenigftens auf bie Dauer eines Jahrhunderts mit 
ihm abgerechnet werden muß. Die orientalifche Frage ſteht fortwäh⸗ 
rend im SHintergrunde und ihre Löfung wirb infoweit wenigitene 
faum mehr allzu lange binausgejchoben werben können, als entjchie- 
ben werben muß, baß bie Balfanhalbinfel unter feinen Umſtänden 
und zu feinem Theile Rußland zufallen darf und Oeſterreich von 
biefer Seite zum mindeften Teinerlei Gefahr mehr zu beforgen hat. 
Davon zu trennen Frage ijt bie ambere Ceite ber orienta- Zirki. 
liſchen Frage, diejenige des endlihen Schickſals der Pforte und 
ber ſchließlichen Geftaltung ber verfchiebenen Völkerſchaften, welche 
theils unter ber birecten Herrſchaft, theils wenigſtens unter ber Sus 
zeränetät bes Sultans die Balfanhalbinfel bewohnen. Unter bem 
Drude Europa’s ift den Osmanlis allmälig offenbar die volle Ein: 
fiht aufgegangen, baß ihre Herrichaft wenigſtens auf europäiſchem 
Boden nur unter ber Bedingung länger aufrecht erhalten werben 
könne, wenn es ihnen gelinge, ihre chriftlichen Unterthanen zufrieben 
zu jtellen, indem fie benfelben einen billigen Antbeil an ber Orbnung 
ihrer eigenen Angelegenheiten einräumen. Nachdem die Eoncefftonen 
ber Osmanenherrſcher an biefelben lange Zeit Tediglich auf bem Papier 
geitanden hatten, werben endlich Anftalten gemacht, fie zur Wahrheit zu 
maden. Die Vilajet:Verfaflungen ber einzelnen Provinzen find wenig. 
ftens ein Verſuch, ber Anerkennung verdient und ebenfo die im Jahre 
1867 beſchloſſene Reorganifation bed Staatsraths, bie im Jahre 
1868 ins Leben trat und den Rajahs den Zutritt auch zu den 
höchſten Stellen des Reichs äffnet. Damit ift die Gleichberechtigung 
aller Untertanen bes Sultans ohne Unterſchied bes Glaubensbekennt⸗ 
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Zartei. niffes wenigftend im Princip ausgefprochen. Die Ausführung mirb 


freilich um fo fchwieriger fein, als bie Religion ber herrichenben 
Race mit derjenigen ihrer chriftlichen Unterthanen vielfach abfolut 
unverträgli ift und mit berfelben in einem gerabezu unverjöhnlichen 
Gegenſatz ſteht. Tie Schwierigkeit ift nur zu löfen, wenn aud in 
ber Türkei das veligiöfe und das ftaatlihe Gebiet ganz im modernen 
Sinne und in ähnlicher Weife wie im übrigen, chriftlihen Europa von 
einander geſchieden werden. Der Sultan felber ſcheint bazu ent: 
ſchieden geneigt und entjchlofjen zu fein. Als er zur Regierung kam, 
batte er nach orientaliiher Sitte eine Erziehung genofjen, bie kaum 
elenber hätte fein können und feinem hohen Berufe blutwenig ent: 


ſprach. Er kannte die Welt nicht und wähnte, gegen Europa im 


Nothfall noch wie vor Zeiten den heiligen Krieg erheben zu können. 
Fuad Paſcha hatte mehrmals Mühe, ihn von dem Gedanken abzu: 
bringen. Allmälig lernte er die wirkliche Tage ber Dinge kennen 
und fing an, bie Schwäche feines cigenen Volkes und die Kräfte 
Europa’s in einem ganz anderen Lichte zu betrachten. Die Reife 
nad Europa, wo er mit eigenen, offenbar nicht unverftändigen Augen 
ſah, vollendete feine Erziehung und am 10, Mai 1868 hielt er 
zu Eröffnung des neuen Staatsraths eine von ihm felber ausge: 
arbeitete Thronrebe, die durd ihre Freiheit von allen Vorurtbeilen 
ber Religion und der Race in ber That höchſt merkwürdig iſt. An 
jeinem aufrichtigen guten Willen ift kaum zu zweifeln. Indeß bie 
Schwierigkeiten, die ihm entgegenftehen, find vielleicht allzu groß. 
Die Osmanen haben anerkannter Maßen viele guten Eigenichaften, 
aber fie find überaus indolent. Don türkiſchen Schulen in unferem 
Sinne ijt feine Rebe; was bavon befteht, geht nicht über das Lejen 
bes Korans und die Hebung in einem meift völlig inhaltslojen, aber 
bafür äußerſt blumenreihen Style hinaus; die Beamten genießen 
feinerlei Vorbildung für ihren eigentlichen Beruf und. find, durch 
bloße Gunft ernannt, darin auf: ihre natürlichen Anlagen angewieſen 
und verfahren im übrigen nad bloßer Willfür; das Heer, bis jebt 
ausſchließlich oder doch fait ausſchließlich der herrſchenden Race ent- 
nommen, Tennt fein anberes leitenbes Princip als den „Kampf gegen 
die Ungläubigen*. In Wahrheit ift, was bisher für bie Annäherung 
an Europa und bie europäilde Civilifation gejchehen, rein äußerlich 
und. im Grunde in. biefer Beziehung noch Alles erft zu thun.. Der 
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Sultan felbit erinnerte in einer öffentlichen Rede, daß die Pforte Türkei. 
binnen zehn Jahren größere Fortichritte machen müſſe, als Europa 
in hundert. Das wirb jchwierig fein und es bleibt zweifelhaft, ob 
die Osmanen fi in Europa werben halten können oder nicht. Das 
Jahr 1868 war ihnen übrigens äußerſt günftig. Die größte Gefahr 
droht ihnen von ihren Vaſallenſtaaten Aegypten, Rumänien nnd Ser: 
bien. Der Khedive von Aegypten fpielt äffentlih ben Getreuen, 
arbeitet aber unter ber Hand an feiner Unabhängigkeit, für bie ihm 
die Weltftellung feines Gebietes ſchon jebt und noch mehr nad Er: 
öfinung bes Suezkanals große Ausfichten bietet. In Serbien fiel 
am 10, Juni 1868 der Fürſt Michael durch Mörberhand und folgte 
ihm ein Verwandter auf den Thron, der, noch ein Knabe, vorerft 
ber Pforte nicht gefährlih if. Um fo mehr regte fih Rumänien 
unter der Leitung bes Minifters Bratiano, der ber Pforte allerlei 
Derlegenheit bereitete, namentlih auch, indem er mehrfache Verfuche, 
Bulgarien zu infurgiren, unter ber Hand lebhaft unterftühte, zumächft 
freilich ohne Erfolg. Als er aber auch nad, ber andern Seite über: 
griff und allerlei Zettelungen unter den Rumänen Siebenbürgene 
begann, wurden bie Ungarn ungebufdig und übten einen Drud auf 
bas Berliner Cabinet aus, das jeinerfeitS nunmehr den Fürſten 
Karl veranlafte, Bratiano (Anfangs November) fallen zu laſſen. 
Die Pforte erkannte darin einen fehr bebeutfamen Erfolg und bee 
ſchloß nunmehr auch von Seite der Griechen, die feit zwei Jahren @riehen- 
in jeder Weife die aufflänbifchen Kreter unterftüßten, während bie u 
griechiſche Regierung ihre Hände in Unſchuld wuſch, Ruhe haben zu 
wollen. Anfangs December wurbe ein Ultimatum nad) Athen ges 
richtet und als bie Griechen auf basjelbe nicht eingingen, wurben 
bie türfifhen Häfen ben griedifchen Schiffen verichloffen und alle 
griechifchen Unterthanen von türkiihem Gebiete ausgewiefen. England, 
Frankreich und Oeſterreich ftanden Hinter der Türkei und Rußland 
befand fi in ber ſchwierigen Lage, Griechenland nicht unterftiiten 
und doch auch, ohne fein Anjehen und feinen Einfluß im Orient 
zu gefährden, nicht fallen laffen zu Können. Da kam ibm Preußen 
zu Hilfe, indem es eine europäiſche Conferenz anregte, welche (Sa: 
nuar 1869) die Sache zum Austrag brachte. Wozu fi Griechen⸗ 
land ber Pforte gegenüber nicht Hatte verſtehen wollen, glaubte es 
ganz Europa gegenüber nicht verweigern zu Fünnen. Die candiotiſche 
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Griegen-nfurrection fand ihr Ente und die Inſel Tehrte befinitiv wieder 

hd. unter bie Botmäßigfeit der Pforte zurüd, Bir Griechenland war 
e8 eine Lehre, bie es ſich vielleicht für die Zukunft zu Nutze ma 
den wird. 

Rußland, Die Schlappe, bie Rußland nah diefer Seite bin erlitten 
bat, wurde durch bie Fortſchritte aufgewogen, bie es im Laufe des 
Jahres 1868 in Mittelafien machte. Samarkand fiel in feine Hände 
und Bochara wenigftens in entichiedene Abhängigkeit von ihm. Bon 
ben brittiichen Befigungen in Oftindien trennt es nur noch ber ver: 
hältnigmäßig ſchmale Saum von Afghaniftan und es ift daher jehr 
begreiflich, wenn die öffentliche Meinung in England barüber in eine 
Aufregung gerieth, bie fich bis jebt noch nicht völlig gelegt hat. In⸗ 
bei find in England felbft die Anfichten getheilt, ob dieſe Ausbeh: 
nung ber ruffiihen Macht ihm in Oftindien gefährlich werden Tönne 
ober nicht und die Majorität fcheint fih faft dahin zu neigen, daß 
bavon für einmal und noch für längere Zeit im Ernfte doch nicht 

England. die Mebe fein könne. Unzweifelbaft gefährlich für England ift da⸗ 
gegen das Verhältniß zu Amerika, das ſeit dem norbamerilanifchen 
Bürgerfriege und ber damaligen Unterftügung, welche bie Sübftanten 
von Seite Englands wenigjtens indirecte genoflen, getrübt ift, was 
in ber no immer ungelösten Alabamafrage zum prägnanteften Aus: 
drude Tam. | 

Nachdem in England Ende Juli die Seſſion bes Parlaments 
geihloffen worden, fanden im November die Neuwahlen nad ber 
neuen Reformbill ſtatt. Das Refultat war ein. entjhiebener Eieg 
ber liberalen Parteien. Das Cabinet Disraeli wartete in. Folge 
befielben nicht einmal den Zufammentritt bes neuen Parlamentes 
ab, fondern nahm ſchon am 2. December feinen Abſchied, worauf 
Gladſtone von ber Königin mit ber Bildung eines neuen Miniſte⸗ 
rinms betraut wurde. Die Befeitigung der irifhen Staatskirche 
war bamit virtuell entichieden trob alles MWiderftandes bes Ober: 
hauſes, der Lediglich dazu hätte führen Tünnen, bie Entwidelung, in 
ber England begriffen ift, in raſcheren Fluß zu bringen, als es ohne 
biefen vielleicht ber Fall fein wird. Die Mehrheit bes Cabinets be⸗ 
fteht zwar noch immer aus alten Whigs, aber ber Eintritt Brights, 
wenn auch nur. ale Hanbelsminifter, ühertwog alle anderen Momente 
an Bedeutung. Inzwiſchen hatte der Präfident ber. amerikaniſchen 
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Unton den bisherigen Gefandten in London, Adams, durch den des@ngland. 


mofratifgen Senator Reverdy Johnſon erjegt und biefer es, allem 


Anſchein nad, auf eigene Fauſt unternommen, England und Amerika: 


auszufähnen und bie Nlabamafrage zur Löfung zu bringen. England 
bot dazu noch unter dem Minifterium Disraeli bie Hand und ale 
bald nach dem Eintritt ber liberalen Verwaltung kam ein Vertrag 
zu Stande, buch welden England fehr weſentliche Conceffionen 
machte unb ber für beide Theile billig zu fein ſchien. Allein ber 
Senat der Union bat ihn either mit allen gegen eine Stimme ver: 
worfen und bie Lage nahm einen Augenblid eine jehr bedrohliche 
Miene an. Do hat die Gefahr fich wieder verzogen. Ohne der 
Union und ihren Anſprüchen irgend etwas zu vergeben, ſcheint ber 
neue Präfident Grant doch nicht geneigt, bie Dinge auf bie Spike 
zu treiben. 


Wenn fi auch nicht alle Erwartungen beftätigten jollten, fo Ber. 
bürfte bie Union unter ihm wieber weſentlich ihr Gleichgewicht zu St aaten 


finden beſtimmt ſein. Sein Vorgänger, Präſident Johnſon ſeiner⸗ 
ſeits beharrte bis zu Ende auf ſeiner Politik, die das gewaltige 
Reich nicht zur Ruhe kommen ließ, indem er die unterlegene Partei 
des Südens in jeder Weiſe ermunterte und unterſtützte, ſich der 
vollendeten Thatſache nicht zu fügen, und gleichzeitig ſeines Orts 
nichts unterließ, die Gelüſte nach einem durch nichts gerechtfertigten 
Staatsbankerott zu nähren. Allein er ſcheiterte mit ſeinen Be⸗ 
mühungen ſchließlich vollſtändig. Als er ſich am 21. Februar 1868 
verleiten ließ, den Kriegsminiſter Stanton, der entſchieden der Gegen⸗ 
partei angehörte, gegen den diesmal unzweifelhaften Wortlaut des 
Geſetzes aus dem Miniſterium hinauswerfen zu wollen, gab er der 
Majorität die bisher umſonſt geſuchte Gelegenheit in die Hand, ihm 
den Prozeß zu machen. Er wurde von dem Senat als oberſtem 
Gerichtshof dafür geführt und endete zwar mit ſeiner Freiſprechung, 
aber nur ſo, daß es zu einer Zweidrittelmehrheit gegen ihn an einer 
einzigen Stimme fehlte. Johnſon war nun doch ein todter Mann, 
wurde allgemein als ſolcher betrachtet und unternahm auch nichts mehr 
bon Bedeutung. Die Südſtaaten reconftruirten ſich bis auf einige we: 
nige im Laufe bes Jahres nah ben Forderungen des Congreſſes und 
wurden nun auch wieder zu biefem zugelaflen; und gleid 

hielt ba8 Amendement zur Verfaffung, bag ben Negern bie | 
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Ber. 


Etaaten. 
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Rechte filhert, bie erforderliche Mehrheit der Staaten. Aber nod 
war bie Frage nicht entſchieden, bie Lage nicht befinitiv geklärt, 
bevor bie Präfidentenwahl getroffen war. Der Parteifampf geftaltele 
fih nad) der Mitte des Jahrs fehr Lebhaft, endigte jedoch, wie vor: 
auszufehen war, mit bem Siege ber noͤrdlichen Staaten, der repu: 
blikaniſchen Partei und ihres Candidaten Grant, ber am 3. Novem⸗ 
ber mit 206 gegen 88 Etimmen aus ber Wahl hervorging. Grant 
ift berufen, ben von ihm befiegten Südſtaaten den Uebergang durch 
Milde und Unparteilichleit zu erleichtern, aber nur auf Grund voll: 
ftändiger Anerkennung der neuen Zuftände. Diefe Aufgabe und bie 
gleichzeitige Gonjolibirung ber Finanzlage ift fo groß und umfafjend, 
daß bie Union vernünftiger Weife nicht an eine weitere Ausdehnung 
ihres ohnehin fo großen Gebietes und nicht an. Verwickelungen mit 
bem Ausland benten jollte, bevor fie mit jenem ins Reine gelommen 
ift. Und das ſcheint denn aud die Richtſchnur zu fein, an bie ber 
Präfident Grant fidy zu balten entfchloffen ift. | 

Ein Krieg zwiſchen ben Vereinigten Staaten: und England 
wäre nicht nur für fie felber, fondern für die Welt ein ebenſo ver- 
berbliches Ereigniß wie ein Kricg zwiſchen Frankreich und Deutſch⸗ 
land. Zum Glück hat es allen Anſchein, als ob ber eine wie ber 
andere doch ſchließlich werde vermieden werben können. 
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mofratifhen Partei) ©. 1575 X 28 (Erlaß gegen die clericale Agitation) 
S. 175; XII 2 (Programm ber Mittelpartei) ©. 181. 

Belgien: S. 454—458, 

Metenfüde x: IX 6 (Beihlüffe des internationalen Arbeitercongrefjes in Brüffel) 


Bremen: ©. 35—135: II 9, VI 10, 


Eoburg-Botha: S. 35—135: IT 8, IX 16, XII 20. 
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Danemart: S. 463—467. 
Actenftüde zc.: I 31 (ber Verkauf von S. Thomas) ©. 463; III 9 (die Unter 
danbiningen mit Preußen bez. Norbihleswig) ©. 463; X 5 (Throntede) 


England: S. 352—380. 
Actenfüde 2c: 1118 (Ruffel und Mil über iriihe Fragen) ©. 353; 15 
(Programm Bisraeli’s) S. 354; 1 6 (Debatte über die Alabamafrage) 
S. 355; III 10 (Debatte über Irland) S. 356; III 23 (Refolutionen Gab: 
ftone’s bez. iriſche Staatokirche) S. 358; II 30 (Tebatte über die NRefolu: 
tionen Glabftone’s; Hiftorifher Rückblick) S. 359; IV 17 (Oberhaus über 
Kirchenfteuerzwang) ©. 361; V 4 und 5 (Debatte über die Antıwort ber 
Königin) ©. 361 und 363; V 7 (weitere Debatte über bie Mefolutionen 
Gladſtone's) S. 363; V 12 (Antwort der Königin bez. Suepenforybil) 
©. 364; VI 1 (Vorichläge bez. Neutralitätsgeiche) ©. 366; VI 8 (Prozeß 
Eyre) S. 3675; VI 25 (Tebatte des Oberhauſes über bie Suepenjorybill) 
. ©. 368; X 8 (Wahlprogramm Gladſtone's) S. 370; XI 13 (Wahlrede 
Stanley's) S. 3725 XI 25 (Eonfervative gegen Disraeli) S. 374; XIL 1 
(Stariftif des neuen Parlaments) S. 375; XI 2 (Rundfchreiben Disraeli's 
bez. feines Rücktritts) ©. 378; XI 9 (das neue Cabinet) S. 379; XII 23 
(Entfheidung gegen die Ritualiften) S. 380, 


Frankreich: S. 381—415. \ 
Actenftüde 2c.: 11 (die neue Wahlfreiseintheilung) S. 381; I 4 (Bericht ber 
Municipalcommilfion über bie Finanzlage der Stadt Paris) ©. 383; I 10, 
41 und 13 (Geſetzgeb. Körper über allgemeine Wehrpflicht) ©. 382 und 383; 
1 27 (Bericht des Finanzminifters über die Finanzlage) S. 383; IT 1 (NRüd: 
blid auf die Wehreinrihtungen Frankreichs feit 1830) ©. 386; IT 4 und II 
2 und 9 (ba3 neue Preßgeſetz; S. 390 und 391 ; III 12 (das neue Ber: 
fanmlungsgefeß) S. 392; III 28 (bie Organifation der neuen Mobilgarbe) 
©. 393; V 5 (UÜrtheil gegen bie Pereires) S. 396; V 18 (der Senat über 
bie Lehrfreigeit) S. 397; V 20 (Gefetgeb. Körper über die Handelsfreibeit; 
Erklärung Rouher's) S. 397; V 28 (das neue Anleben) S. 398; V 31 
(Geſetz bez. Arbeiterverfiherungsfaffe) S. 399; VII (Senat über Volks⸗ 
bibliothefen) S. 400, VI 18 (Berigt Haußmann über bie Finanzlage ber 
Stadt Paris) S.401; VI2I (Debatte über bie auswärtigen Angelegenheiten; 
Erflärung Rouher's bez. der deutichen Frage) S. 403; VII 10 (Olivier und 
Baroche über das Concil) S. 4065 VAT 8 (Sommilfionsbericht über Die 
Sinanzlage ber Stadt Paris) S. 408; VIIT13 (das neue Anlehen) S. 409; 
1X 3 (Anſprache bes Staifers in Chälons) S. 409; X 28 (die Karten des 
Kaiſers) S. 410; XI 30 (Schreiben bes Stautsanwalts Seguier) S. 414. 


Griechenland: S. 496—498. 


Babeiehn ©. 35—135: II 2, VI 10, X 26, 31. 
andelötag, beuticher: S. 35—135: IT 26 (Denkſchrift für Ausdehnung der Zoll: 
vereinscompetenz) S. 525 X 21 (Beihlüffe) S. 106. 

Seflen: S. 136—192. 

Actenftüde 2c.: IV 3 (Differenz mit Preußen) ©. 151; IV 7 (außerorbentliches 
Militärbudget) S. 153; IV 14 (Edict bes Großherzogs bez. Differenz mit 
Preußen) ©. 155; IV 28 und V 16 (Denkſchrift bes Kriegsminifters) S. 158 
und 160; VII 26 (firliche Streitigkeiten) S. 167; XII 3 (neuer Antrag 
auf Eintritt in den nordd. Bund) ©. 182. 

! d: S. 459—462. 

icuſtücke ꝛc.: IX 1 (das Schulgeſetz von 1857) ©. 461; X 28 und xX17 
(Erflärungen bez. Neutralität) S. 462. 


Regifer. 595 


Stalten: S. 416-429. 

Actenftüde 2c: 11 (Programm bes neuen Gabinets Menabrea) ©. 416; I 20 
(ber Finanzminifter über bie nanglage) S. 417; III 21 (neue Darlegung 
der Finanzlage) S. 420; IV 20 (nochmals Darlegung der Finanzlage) 
S. 421; VI 9 (bie Behanbiung der auswärtigen Staatsgläubiger) S. 423; 
VI115 (Memorandum über einen modus vivendi mit Rom) ©. 424; VI23 
(Vertrag bez. Verpachtung bes Tabakmonopols) S. 425; VE 26 (neues Finanz: 
erpoi6) S. 426; VIE 21 (die preußiſche Note von 1866 bez. Kriegführung) 
©. 427; VI 30 (Dertrag 0 päpfllider Schuld) S.427; IX 4 ( fFranzöſiſche 
Depeiche bez. Rom) S 


Katholiſche Vereine: VII 31 (Beſchlüſſe) S. 90. 


Sipe Ogaumburg: ©. 35—135: VII 15, XU 17 (die neue Verfafjung) ©. 117. 

Kübel: S. 35—135: VI 10. 

Lutheriſche Eonferenz: 8 83 (Beſchluß). 

Luxemburg: S. 35—135: 131, IV 21 (franzöfiihe Umtriebe) S. 65; IV 22, 
VI 7 (neue Kansöfife Umtriebe) S. 80; VIL25, IX 11, XI 10, 15, XII 23. 


Mecklenburg: S. 35—135: VIL 17, VII 31, X 17, X1 13, 15, X1 25 (Steuer: 
vertaflung) ©. 121, X1 29, xii 30. 
Meiningen: © 35135: VII A (Reformen) e. 86; XI 2 (Domänenfrage) 
111, Xi 24 (Dominenfrage) ©. 131. 
Montenegro: € S. 480-495: IV 10 (Berfafjungsveränderung) ©. 484. 


Norddentfcher Bund: S. 35—135. 

Actenftüde.zc: 111 23 (Throntebe) ©. 58; IV 2 (Debatte bed Reichstags über 
Diäten; Erflärung Bismards bez. Sübdeutihlande) ©. 59; IV 3 (Debatte 
über Rebeitciheit) S. 60; IV 20 (Bundesrath über Freizügigfeit mit Süd⸗ 
beutichland) S. 63; IV 2 (Debatte über das Bundesſchuldenweſen) ©. 64; 
VI 8, 9 und 15 (Bundesihuldenwefen, Marine; Nebe des General Moltke) 
S. 80 und 81; VI 20 (Thronrede) S. 82; X 23 (die nordſchleswig'ſche 
Frage und ber Bund) ©. 107; XU 31 —S— des Bundes⸗ 
raths) S. 132 (Militärmacht des Bundes) S. 134. 


Oldenburg: S. —— VI 4 Homanenftage) S. 79; VI 23, 30. 

Defterrei Ungarn: & . 193—31 

Actenftüde ꝛc.: IV 24 (Entwürfe für ein Wehrgeſetz) S. 222; V 4 (ungarifcher 

Öegenentwurf; re: Se S. 225; VII 4 (ber Hanbelsvertrag mit 

England) S (Depefche Beufl’ s nah Rom bez. Allocution) 

©. 251; Ri 5 Cirmeebefest bes Kaifers nach Sanctionirung des Wehr: 

geietes) © . 331. 

actenſ de 2C. be. Defterreich: 1 9 (bie Ausgleichsgefege mit Ungarn) ©. 194; 

6 (die Rolen und das Militärbudget) ©. 206; II 9 (Erklärung bes 

Biete Rudigier von Linz) S. 207; II 16 (bie "Reform ber politifchen 

Verwaltung) S. 209; III 19 (Sommiffionsanträge bes Herrenhaufes be). 

confelfioneller Gefete) ©. 242; III 24 (Finanzminifter über die Yinanzlage) 

©. 213; V 5 (Antwort des Minijterpräfidenten an bie vileöre) ©. 219; 

v6 (Anträge bes Subcomit6’8 bes YBubgetausfchujjes) S. 227; V 10 (de: 

chiſche Feſonnionen) S. 229; V 25 (Wortlaut der drei confeſſionellen Ge⸗ 

ſetze) S. 232; VI 1 (Circular bez. confeſſioneller Geſetze) S. 239; VI 3 

(Anträge bes Bubgetausichufiee) ©. 240; VI 5, 12, 17 und 20 (Bifchöfliche 

girtenbriefe) S. 241, 247 und 248; VII 26 (Aeußerungen beim beutjchen 

chützenfeſt in Wien) ©. 254; vni 13 (deutſche Plane) S. 262; VIII 2 

(Vorlage an die Landtage be Schulauffichtisgeleh) ©. 262; VII 23 (Decla⸗ 

ration ber böhmifchen Ghehen) ©. 264; VIII 25 (Declaration ber mährijchen 
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